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Vorrede. 


— — — 


Der Gedhanke vorliegenden Werkes entſtand ſchon vor 
dem Jahre 1848, indem ich bei dem Studium der deutſchen 
Geſchichte mein Augenmerk ſchon laͤngſt auf die Entwick⸗ 
lung der Einheitsidee gerichtet hatte. Als nun die Ein⸗ 
heitsbewegung der Jahre 1848 und 1849 ſo klaͤglich ge⸗ 
ſcheitetrt war, drang ſich mir das Beduͤrfniß auf, die 
Urfachen des Mißlingens in der Vergangenheit aufzufuchen 
und nachzuweiſen, wie die Schwierigfeiten der Aufgabe nicht 
blos in den Berhäftniffen der Gegenwart lagen, fondern 
das Ergebniß einer vielhundertjährigen Entwidiung find, 
und daß man fi deßhalb nicht entmuthigen laſſen darf, wenn 
fie fih nicht mit einem Male haben überwinden lafien. 
Andererfeits wollte ich aber auch) zeigen, wie die Einheits- 
idee Feineswegs das Erzeugniß einer plößlichen revolutio⸗ 
nären Aufregung, fondern fo alt als die deutſche Gefchichte 
ift, wie fie von jeher Gegenftand des Kampſes geweſen 
und in den wichtigften Wendepunften unferes Volkslebens 
mit immer neuer Macht hervorgetreten if. 


IV Vorrede. 


Bei der Ausführung der Aufgabe konnte es ſich nicht 
um neue Einzelforſchungen handeln, ſondern um eine klare, 
uͤberſichtliche, zuſammenfaſſende Darſtellung der deutſchen 
Geſchichte vom Standpunkt der nationalen Einheitsidee aus. 
Sie beruht, wie jeder aufmerkſame, mit dem Stoff vertraute 
Leſer finden wird, keineswegs auf bloßer Lectüre neuerer 
Geſchichtsdarſtellungen, ſondern auf einer forgfältigen felb- 
ftändigen Durchforſchung des gefchichtlichen Materials. Daß 
ich diejenigen neueren Werfe, welche die nationale Entwids 
fung vorzugsweife behandeln und mit meiner Auffaffungs- 
weife zuſammenſtimmten, wie Ranke's deutſche @efchichte 
während der Reformation, Perthes' deutihes Staatsleben 
vor der Revolution, Perh’ Leben des Freiheren von Stein, 
und Radowig’ Reden und Betrachtungen, vielfah benügt 
habe, verfteht fih von ſelbſt. Auch in Biedermanns Artikel 
in der Germania, über die Verſuche zur Einigung Deutſch⸗ 
lands feit der Auflöfung des Reiches, fand ich eine erwünfchte 
Borarbeit, die ich jedoch erſt benüben konnte, nachdem bie 
betreffenden Abfchnitte meiner Darftellung bereits gefchrichen 
waren. 


Tübingen, am 18. October 1852. 
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1. 


Die Entwickelung der deutfchen Monarchie im Kampfe mit 
den Stammesherzogthümern. 
Yon fiarl dem Großen bis auf Heinrich II. 


Die Anfänge unferer gefhichtlicden Kunde von den Deutfchen 
zeigen uns fein burch ein politiſches Band vereinigted Volk, fons 
dern nur einzelne Stämme, die aber dur Sprache, Rechtsgewohn⸗ 
heiten und Götterglauben verbunden waren und ben Nachbarn, 
namentlich den Galliern und Nömern, als ein Volk von beftimmt 
ausgeprägter Eigenthümlichkeit erfchienen, und von ihnen unter einem 
gemeinfamen Namen, Germani, einem keltiſchen Wort, zufammen- 
gefaßt wurden. Ob fie felbft diefen. Namen gebrauchten und auf 
alle ihre Stämme anmendeten, ift zweifelhaft, aber dafür haben wir 
ein Zeugniß, daß in ihrer mythiſchen Lieberlieferung das Bewußt⸗ 
fein gemeinfamer Abftammung lebendig war. Sie hatten namlich 
die Sage, daß ein Abkömmling des erbgeborenen Gottes Tuisko, 
Mannus, der Mann, der erſte Menſch, drei Söhne gehabt habe, 
welche die Stammpäter der drei großen beutfchen Hauptftämme 
geworben feien, der Ingävonen, Iscävonen und Herminonen, welche 
den fpäter auftauchenden Namen der Sachſen, Franken und Ale 
mannen entfprehen, und einen Stammedunterfchied bezeichnen, 
der durch die ganze deutſche Geſchichte ſich hindurchzieht. Die 
Sachſen finden wir im Norden, die Franken am Rhein, die Nies 
mannen oder Sueven im Südweſten. Neben ihnen erfiheinen in 
Mitteldeutſchland die Thüringer, und fpäter im Often bie Batern, geo⸗ 


graphiſch am nächften dem früheren Sige der Gothen, einem ebenfalls 
Klüpfel, deutſche Ginheitsbeftrebungen. 
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deutſchen Stamme der nit nur Skandinavien bevölkert, ſondern 
auch über die Länder des füblihen und weftlihen Curopa's fi 
verbreitet und biejelben wenn auch nicht dauernd erobert, doch mit 
germaniſchen Keimen befruchtet bat. 

Im eigentlihen Deutfhland gewannen zunächſt die Franken 
überwiegende Bebeutung. Denn die Grundlage der politifhen Ein⸗ 
beit der deutſchen Stämme ift dad merowingifche Meich, melches 
gegen Ende des fechften Jahrhundert Chlodwig, der König der 
falifhen Franken, die ihren Sit am untern Rheine hatten, grün 
dete, indem er durch Eroberung zuerft die Nefte römifher Herr- 
fhaft in Gallien, dann die Burgunder und Weftgotben, hierauf 
die einzelnen Etämme ber öftlihen Franken und endlih aud bie 
Alemannen ſich unterwarf. Seine Nachfolger dehnten die fränkiſche 
Herrſchaft auf die Batern und Thüringer, ja fogar auf einen Eleinen 
Theil der Sachſen aus. Die urſprünglich fehr beſchränkte Gewalt 
des germanifhen Wahlfönigthumd wurde durch das Mecht der 
Eroberung, durch inverleibung romanifcher, an flrengere Uns 
terorbnung gewöhnter Bevölkerung, und durch Anſchluß an bie 
römifche Kirche fehr erweitert, fo daß es allmählig in Willkürberr- 
Schaft überging. Diefe rief dann die Oppofition ber öſtlichen 
Stämme gegen die Herrſchaft ver Meromwinger hervor, wobei ſich 
die Volkshäuptlinge zu Vorkämpfern der Stammesunabhängigfeit 
aufiwvarfen. Mit Hilfe dieſer Oppofltion gelang es dem major 
domus Pipin, einem rheinfränfifhen Großen, der die Stelle eines 
oberften Reichsbeamten ſchon von Vater und Großvater everbt 
hatte, die Meromwinger zu flürzen und fih zum König der Sranfen 
wählen zu laſſen (752). Es fehlte ihm die Zuflimmung der 
mächtigſten Vaſallen nicht, aber er glaubte doch einer Ergänzung 
feiner mangelhaften Legitimität zu bebürfen und fuchte biefe in der 
Billigung feined Schritte durch den römiſchen Biſchof Zacharias. 
Diefer, dem es daran gelegen fein mußte, den Schuß eines 
mächtigen weltlichen Herrfchers zu gewinnen, gewährte fie ihm 
bereitwillig und fein Nachfolger Stephan I. beſtärkte fie nachher 
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durch eigenhänbige Krönung. Dieß gab nun dem König Pipin 
in den Augen feiner Zeitgenoffen eine eigenthümliche hervorragende 
Würde, brachte aber in das fränfifche Königthum ein neues Ele⸗ 
ment, nämlich die Kirchliche Einſetzung, melche fpäter, als weſent⸗ 
liches Erforderniß des mittelalterlichen Kaiſerthums geltend gemacht, 
eine Handhabe für die Eirchlichen Eingriffe in die meltliche Herrſchaft 
wurde. Mit dem Eirchlien Oberhaupt der Chriftenheit Hand in 
Hand gehend, fehte Pipind Sohn und Nachfolger Karl der Große, 
771: zur alleinigen Herrſchaft gelangt, die innere Ausbildung 
feinee Macht und Außere Auspehnung des Meiches fort. Er bes 
„feitigte fo viel als möglich die territorinle Gewalt der Volksherzoge, 
er fehte fie gemwaltfam ab, wie wir von Herzog Thaffilo von Baiern 
wiſſen, und gab dafür den einzelnen Gauen Tönigliche Beamte, bie 
Gaugrafen, welche die Mechtöpflege und DBerwaltung nit im 
eigenen, fondern in des Königs Namen handhabten. Ueber ihnen 
flanden die fogenannten Missi, Sendboten, außerordentliche Tönigliche 
Commiſſäre, Männer befonderen Vertrauend und erprobter Einficht, 
welche die Bezirke hereifen, nad Inftruktionen des Königs die 
Snftände unterfuchen und dad Ergebniß an ihn berichten mußten. 
Sie waren des Königs Auge und Hand, und vermittelten eine 
Einheit der Verwaltung, wie fle felten durch andere Bormen in 
biefem Grade erzielt wird. Regelmäßige Zufammenkünfte der 
Großen im Frühjahr und Herbſt, bei melden der König bie 
Berichte und Anfichten aus den verfchiebenften Provinzen ſeines 
Neiches perfünlich entgegennahm, erhielten einen lebendigen Zuſam⸗ 
menhang der einzelnen Theile. Nicht nur die Großen, d. 5. bie hö⸗ 
beren Beamten, fondern auch fonft jeder freie Dann durfte dabei 
erfheinen und feine Stimme geltend machen. Die Gejehe wurden 
- bier, wenn nicht befchlofien, doch im Entwurf vorgelegt und bes 
ſprochen. Bet einer dieſer Sufammenfünfte, der großen Maiver- 
fammlung, wurde auch das Heer gemuftert; jeder Freie war zum 
Kriegsdienft, dem Heerbann, verpflichtet, der Aermere mußte wenig» 


ſtens in Gemeinfhaft mit Mehreren einen Gewaffneten ausrüften. 
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Auch die Nechtöpflege wurde nach einem beflimmten Syſtem refor« 
mirt. Die alten Volksgerichte, bei melden die freie Gemeinde 
über den Angeklagten dad Recht zu finden Hatte, wurden beftätigt, 
aber die Zahl der Breien, welche zu Gericht fihen mußten, jet 
Scabinen oder Schöffen genannt, wurde auf zwölf befchräntt. Den 
Vorfig führte der Graf, oder fein rechtögelehrter Beiftand, und 
diefer Batte dann das Urtheil zu formuliren. Ein allgemeines 
Reichsgeſetzbuch wurde wenigſtens vorbereitet durch eine Nevilion 
der einzelnen Volksrechte, die, ſoweit fie nicht bereitö gefchrieben 
waren, neu abgefaßt und aufgezeichnet wurden. So murbe in 
Verwaltung, Nechtöpflege und Heerwefen ein Syſtem ber Gentra- 
liſation theild durchgeführt, theild angebahnt. Die großartigen 
Schöpfungen Liefer Zeit waren freilich von der großen Perſönlich⸗ 
feit Karld getragen, und zerfielen theilweife nad feinem Tode. 
Aber die Grundzüge ber karolingiſchen Reichsverfaſſung beherrfchten 
dad ganze Mittelalter, und geben Zeugniß von dem organifirenden 
Geiſt ihres Gründers. 

Auch die äußere Einheit des deutſchen Volkes wurde um 
einen großen Schritt weiter gefördert durch Einverleibung der bis⸗ 
her noch unabhängigen ſächſtſchen Stämme in den fränkiſchen Reichs⸗ 
föryer. Das Sachſenvolk beftand aus 4 Stämmen, den Weſt⸗ 
phalen zwifchen Rhein und Wefer, ven Engern zwifchen Wefer und 
Harz, den Oftphalen vom Harz bis an die Elbe, und den Nord⸗ 
Albingiern im jetigen Holftein und Schleönig. Sie flanden, durch 
eine bemofratifche Bundeöverfaffung zu Angriff und Vertheidigung 
verbunden, unter felbft gewählten Fürften, und waren dem mero⸗ 
wingifchen Staatöverbande fern und ihrem alten, poefles und fagen« 
reihen Götterglauben noch treu geblieben. Um fi gegen ihre 
Angriffe ficher zu flelen und das Reich nach Norden abzufchließen, 
trachtete Karl nach) ihrer Unterwerfung, verfolgte diefen Plan nit 
großer Energie und Beharrlichkeit, und fehte ihn wirklich, wenn auch 
zum Theil mit barbarifher Härte und Graufamfeit durch. Die 
Bekehrung der Sachen zum Chriſtenthum mar theils Vorwand 


Auflöfung des Farol. Reiches. 5 


des Eroberungskrieges, theils unentbehrliches Mittel, um ſie dem 
Ganzen des Reiches einzuverleiben. Dieſe Unterwerfung der Sach⸗ 
fen war von großer Wichtigkeit für die nationale Einheit der deut⸗ 
fchen Stämme Wären fle dem karolingiſchen Meiche fremd ge⸗ 
blieben, fo wäre der Gegenfag von Nord» und Süddeutſchland ohne 
Zweifel noch flärker geworden. Jetzt waren zum erflenmale ſämmt⸗ 
Yiche deutfhe Stämme unter einer Herrſchaft, ja durd eine Staats» 
gliederung vereinigt. 

Aber freilich waren im Reiche Karls des Großen nicht nur 
‚alle deutfchen Stämme, fondern auch Gallier, Romanen und Sla⸗ 
ven vereinigt, das Reich war nicht auf die Einheit deutfcher Na⸗ 
tionalität, fondern auf die Mefte der römifchen Reichseinrichtungen, 
auf den Eeltifh»romanifhen Kinigungstrieb, auf ben Gedanken 
eines chriſtlichen Staates gegründet, in welchem alle chriftlichen 
Völker famınt ihrem geiftlichen Oberhaupt eine Stelle finden follten. 
Die chriſtliche Geſammtmonarchie erhielt ihren Schlußftein und ihre 
Weihe, als der Papft Xeo MI. am 25. Der. 800 dem Könige 
Karl die Kaiferfrone aufd Haupt ſetzte. Wenn man auch darüber 
. fireiten kann, ob biefe Krönung durch den Papft in der Abſicht 
und dem Wunfche Karls gelegen habe, fo war fie doch im Geift 
feiner Politik, der die Eirchlihe Weihe nicht fehlen durfte. No 
ehe aber die verfehiedenen Beftandtheile des Reiches gehörig in ein⸗ 
ander vermachfen Tonnten, ſchwand aus tem Gefchlechte Karls des 
Großen der zufammenhaltende Geiſt. Jetzt machte fi ber Gegen- 
drud und Sonderungstrieb geltend. Man wird zmar nicht be= 
haupten können, daß die Ausfcheidung der deutfhen Nation aus 
der Earolingifhen Gefammtmonardie zu einem ſelbſtändigen Reich 
durch bewußte Regungen nationaler Ab⸗ oder Zuneigung herbei⸗ 
geführt worben fei, aber das wird man wohl annehmen dürfen, 
daß der Inftinft der Nationalität und Stammedbefonderheit, daß 
die allgemeine Neigung des deutfchen Volkscharalters zur Unabs 
hängigfeit und Sonderbildung bei der unter den Nachfolgern Karld 
des Großen eingetretenen Auflöfung als weſentliche Urſache mitges 
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wirft bat. Die erfle Spur eines beftinmien Gegenſatzes des 
Deutfihen gegen dad Romaniſche ift der Vertrag zu Straßburg 
im 3. 842, bei welchem Ludwig der Deutfche in romaniſcher, und 
Karl der Diele in deutſcher Sprache den Eid leifteten, damit Jeder 
von dem Volke, den fein Gelöbniß zunächft galt, verflanden werde. 
Der im folgenden Jahre gefchloffene Theilungsdvertrag von Verdun 
gab nun einem befondern franzöflfhen und deutfchen Reich feine 
Grundlage, aber man würde fehr irren, wenn man vorausfegen 
wollte, es babe bei der Abtheilung die Rückſicht auf Nationalität 
entfchieden. Von den flreitenden drei Söhnen Ludwig des From⸗ 
men erhielt nämlih Karl, der jüngfte, den größtentheild von 
Romanen bewohnten weftlihen Theil des Reichs bis zur Scheibe, 
Maas und Mhone; der Ueltefte, Lothar, das Land von bier an 
His zum Mhein und den Alpen, einen fihmalen langen Streifen 
von Norden nad) Süden, mit romanifcher, Feltifher und deutſcher 
Bevölkerung; Ludwigs Gebiet wurde dur den Nhein, mit Aus» 
nahme zweier Stellen, von Lothars gefihieden, im Norden gehörte 
dad Land der riefen bis zur Mündung der Wefer zu Lothars 
Reich, und bei Mainz fprang die Grenze nah Weften bin vom 
Mheine ab, um die Städte Mainz, Wormd und Speier mit ihren 
weinreihen Gauen dem Reiche Ludwigs zuzutheilen. Gegen Süd⸗ 
weften bildete eine Linie, welche fich oberhalb Bafel vom Mheine 
trennte, und in füböftliher Richtung den Alpen zulief, bis zum 
ſüdlichen Ende derfelben, die Grenze von Ludwigs Beſitzthum. 
Gegen Dften, wo die Slaven ſich immer weiter vorbrängten, mar 
bie Grenze nicht genau feftgeftelt. Allerdings war die Hauptmaſſe 
der deutſch redenden Bevölkerung unter Ludwigs Herrichaft vereint, 
aber nicht ohne bedeutende Ausnahmen, wie denn der ganze Stamm 
der Briefen dem Kaiſer Lothar, und ein beträchtlicher Theil der 
Aemannen im Elſaß, fowie auch viele zwifchen Alemannen und 
Briefen wohnende Franken fogar dem Reiche Karld zugetheilt wa⸗ 
ven, Die zeitgenöfftifhen Schriftfteller Tennen Ludwig keineswegs 
ala König des deutſchen Volkes, ſondern nur als Herrn Germas 
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niens, was ein geographiſcher Begriff ohne nationalen Inhalt 
war. Nichtédeſtoweniger wird man bie Theilung von Verdun 
als ein Greigniß auffaflen dürfen, welches für die Gründung eineß 
deutſchen Reiches die mmterielle Vorausſetzung fhuf. Einige Jahr⸗ 
zehnte ſpäter wurde durch eine neue Theilung bei dem Frieden von 
Marsna 870 das deutſche Reich Ludwigs mit dem linken Rhein⸗ 
Ufer, der Moſelgegend und dem Elſaß vervollſtändigt. Unter be⸗ 
ſtändigen Anfechtungen der Grenze und Erſchütterungen der Reiche 
im Innern, vollzog ſich nun die Umwandlung des Koͤnigthums 
aus einer unmittelbaren Herrſchaft in eine bloße Oberhoheit über 
die Stammesgewalt einheimiſcher Großen, und es war nahe daran, 
daß die 4 großen Stämme der Franken, Sachſen, Alemannen und 
Baiern ſich als beſondere Königreiche ablösſten. Die von Karl 
dem Großen abgeſchafften Stammesherzoge kamen wieder auf, 
auch mochten urſprüngliche Sendboten in einzelnen Gebieten zu 
einer dauernden Erbgewalt gelangt ſein. Nach dem Tode des 
letzten Sproͤßlings der oſtfraͤnkiſchen Karolinger, Ludwig des Kin⸗ 
des, im J. 911, war die Fortdauer des Reiches ſehr in Frage 
geftelt. Damals waren es die deutſchen Biſchöfe, welche im In⸗ 
tereſſe der Kirche, die unter dem Schub eines großen und mäch⸗ 
tigen Reiches beſſer gewahrt ſchien, als unter mehreren Eleinen 
StammedfürftenthHümern, für Befthaltung der Meichdeinheit und 
Erwählung eines tüchtigen Oberhauptes Sorge trugen. Der Erz⸗ 
Bifhof Hatto von Mainz und Biſchof Salomo von Gonflanz, 
die tüchtigſten Kirchenfürften jener Zeit, Hatten ſchon längſt dem 
fränfifchen Grafen Konrad zum Könige auderfehen, und ald Räthe 
Ludwigs des Kindes ihn freigebig mit Gütern audgeftattet, um 
ibm eine Orundlage der Macht zu verfhaffen. Er wurde nun 
wirklich von geiftlihen und meltliden Großen zum Oberhaupt 
erwählt, nachdem der mächtige Sachjenherzog Dtto die gefahrvolle 
Würde ausgeſchlagen hatte, ftieß aber auf flarfe Oppofition und 
fand nur bei dem Stamme ber Franken völligen Gehorſam und 
allgemeine Anerkennung. Selbſt durch Waffengewalt vermochte 
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er bei den Schwaben und Baiern biefelbe nur unvollkommen zu 
erreichen, Herzog Arnulf von Baiern nahm fogar nachdem er be⸗ 
fiegt war und Unterwerfung verfprocdhen hatte, zum Zeichen daß 
er nicht gefonnen fei feine Selbftänbigkeit aufzugeben, den Königs⸗ 
titel an. Noch meniger erreichte er in Sachfen, wo ihm die Frei⸗ 
heitsliebe des Volkes unter der Führung des jungen tüchtigen 
Herzogs Heinrich entgegenfland. Er überzeugte ſich durch die 
Erfahrungen feiner Regierung, daß bei der Eiferfucht der mächti⸗ 
gen Sachen gegen die übrigen Stämme, nur ein Sachfe als Kö- 
nig bei ihnen Anerkennung finden würde. Sterbend veranlaßte 
er daher feinen Bruder Eberhard, dem Sachfenherzog Heinrich bie 
deutfhe Königskrone anzubieten. In der That übte diefer fon 
in ganz Norddeutſchland königliche Macht, nicht nur alle Sachfen, 
fondern auch die Thüringer geborchten ihm, er führte ihren Heer⸗ 
bann. Als ihm nun die fränkifhen und ſächſiſchen Großen bie 
Königswürde antrugen (919), fo trug er Fein Bedenken ihrem 
Nufe zu folgen und fäumte nicht, die miderfpenfligen Baiern 
und Schwaben durch Waffengewalt zur Anerkennung feiner Obere 
hoheit zu zwingen. Während aber fein Vorgänger feine Macht 
als eine Fortfegung der Farolingifhen, auf kirchlicher Weihe bes 
ruhenden Würbe anfah, Teitete Heinrich I. feine Gewalt von ber 
Wahl feiner Sachfen und Franken und von dem Recht der Ero- 
berung ber und fuchte die päpftliche Kaiferlrönung nicht. Es war 
eine Serrfchaft der Sachfen über die übrigen Stämme, bie von 
Heinrich I. begründet, bi8 zum Ausfterben der Dynaftie in Heinrich IL. 
dauerte. Die Stanmesfelbftändigkeit war dem König Heinrich 
bei den Schwaben und Baiern in ihrer ganzen Stärfe entgegen« 
getreten, und wenn er fle auch äußerlich unterjochte, fo mußte er 
ihren Würften doch bebeutende Mechte einräumen, mie 3.8. dem 
Herzog Arnulf von Baiern die Befugniß, die Bifchöfe feines 
Landes jelbft zu ernennen. Aber ſoviel mar doch gewonnen, daß 
fie ihn als ihren Oberheren anerkannten und fi nicht mehr in 
‚offene Oppofition gegen ihn feßten. Auch nach Außen behauptete 
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er die Macht der deutſchen Nation, er brachte Lothringen, das ſich 
unter Konrad an Frankreich angeſchloſſen hatte, an das deutſche 
Reich, erweiterte die Grenzen Deutſchlands gegen die Normannen 
und die Slaven, und ſetzte durch ſeinen glänzenden Sieg über die 
Ungarn den Angriffen dieſes Volkes gegen Deutſchland ein Ziel. 
Er ſchuf durch gemeinſame kriegeriſche Thaten der deutſchen Nation 
bie Idee der Einheit. Das mas er begründet hatte, wurde unter 
feinem Sohne Dtto, welcher mehr dur freie Wahl der Fürften 
als auf Grund des Erbrechts ihm folgte, befeftigt und erweitert. 
Dtto I. nahm wieder mehr den Gedanken der karolingiſchen chriſt⸗ 
lichen Geſammtmonarchie auf und fuchte dad Bündniß mit ber 
Kirche. Er trat nicht nur mit dem Papft in nähere Beziehungen 
und ließ fih nad Eroberung von Öberitalien von ihm kroͤnen, 
fondern begünftigte auch in Deutfchland felbft die Macht der geiftlichen 
Fürften, um in ihnen den weltlihen Pürften ein Gegengewicht zu 
geben. Unter Otto entwickelte ſich aber auch fehon der Gegenſatz 
jener beiden Gewalten, welche in die ganze beutfche Entwidelung 
einen verzehrenden Widerſpruch brachten, nämlich einerfeits bie 
einigende Reichsgewalt, welche nicht nur die landesherrliche Ober⸗ 
aufſicht führen, fondern wirklich regieren wollte, andererſeits die 
territortale Gewalt der Landesherzoge, die fih von ter flatthalter- 
lichen Amtsgewalt, auf melche fle durch die Tarolingifche Verfaſſung 
angewieſen waren, zu einer erbfürfilichen Stellung emporzuarbeiten 
anfingen. Otto war mit dieſer Richtung im beftändigen Kampf 
und verfuchte, die Herzogthümer wieder zu Reichsämtern herabzus 
drüden. Er befeßte fie nach eigenem Ermefien, ohne viel nad 
Erbanſprüchen zu fragen; er belehnte, um bie territoriale Gewalt 
in der eigenen Familie zu vereinigen, feine Söhne und Tochter 
Männer mit den erlebigten Herzogthümern. Dapurch erreichte er 
zwar, daß der Oppofition ber einheimifchen Stammeßariftokratie 
die Spite abgebrochen murbe, aber der Streit wurbe dafür in das 
koͤnigliche Haus getragen, indem fich die Söhne und Verwandten 
nun gegen das Familienhaupt empörten. Gin anderes Mittel, 
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dad Otto gegen das Erſtarken der meltlichen Ariftofratie, befon- 
ders in der Lombardei in Anwendung brachte, war der Verſuch, 
die Bifchöfe mit immer größeren Immunitäten und Cremtionen 
für die Kirchengüter zu begaben, um dadurch die geſchloſſenen Terri⸗ 
torien der Herzoge und Grafen zu durchbrechen und ihre Macht 
gu fchmälern Ein Hauptmittel die königliche Macht zu flärfen, 
waren aber die glorreihen Kriegdtbaten, die er mit deutfchen Heer 
zen gegen die Slaven, Ungarn und in Italien vollbradte. 

Die jugendlihen Nachfolger Otto's L, fein Sohn Dtto IL 
und Enkel Otto II. verloren fih in die italienifchen Angelegen- 
heiten und in die Plane einer römifchen Univerfalmonarchie, wobei 
Deutfhland zum Nebenlande herabgefunfen wäre. Der frühe Tod 
Otto's IL, der diefe Ideen enthuflaftifh ausbildete, befreite zwar 
von biefer Gefahr, aber mit ihm war auch das Fräftige ſächſiſche 
Herrſchergeſchlecht ausgeſtorben und die fchlimme Nothwendigkeit 
herbeigeführt, durch der Zürften Wahl einen neuen König einzus 
ſetzen. Zunächſt hielt man fih noch an den Leitfaden des Erbe 
rechts, der Herzog Heinrich von Baiern, ein Urenkel Heinrichs L, 
wurde gewählt. Diefer, ein ſtreng kirchlich gefinnter aber keines⸗ 
wegs, wie man ihn früher darftellte, die Politik dem Intereffe 
der Kirche unterordnender Fürſt, brachte die ottoniſche Politik, die 
geiftlihen Fürſten auf Koften der weltlichen zu begünftigen, in 
ausgedehnter Weife in Anwendung. So übertrug er z. B. bie 
berzoglihe Gewalt in Oftfranfen an den Biſchof von Würzburg, 
und ftiftete als Grenzwächter gegen Böhmen das Bistum Bam⸗ 
berg. Wirklich erreichte er, daß fich die geiftlichen Fürſten viel 
enger an die Eöniglihe Macht anfchloffen, ald die mweltlihen. Da 
die Reichsgüter in den Händen der geifllichen Fürſten nicht durch 
Bererbung dem Reich entfremdet werben Eonnten, fo war bie Vers 
gabung von Lehen an jene wiklich eine Rettung vor den welt⸗ 
lichen Fürſten. 

Als Heinrich II. 1024 kinderlos geſtorben war, trat das 
Beduͤrfniß ein, einen neuen Kaiſer durch Wahl zu berufen. Dieß 
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war wieder eine Gelegenheit für bie an ber Spige der einzelnen 
Stämme flehenden Vafallen, ihre Macht geltend zu machen. Man 
fam überein, daß jeßt, nachdem eine Reihe von Fürften des ſäch⸗ 
fiihen Stammes die Würde eined Reichsoberhaupts begleitet hatte, 
ein Branfe gewählt werden müfle Gin Fürſt von großer ange» 
ſtammter Macht war unter dieſen nicht vorhanden ; man wählte 
daher unter Leitung des Eugen Erzbiſchofs Aribo von Mainz einen 
mäßig begüterten, aber fehr angefehenen Breien, Konrad mit dem 
Beinamen der Salier, der auf feinen Beflgungen am Mittelrhein 
in fürftlihem Glanze lebte, und bald ald Kaifer eine allgemein 
anerfannte perfönlihe Tüchtigfeit entwidelte. Er ſchloß fih im 
Ganzen in feinem politiihen Syſteme den Ottonen an, ſchlug aber 
in fofern einen neuen Weg ein, ald er zum Behuf der Nieder⸗ 
haltung der höhern Ariftofratie, die fih durch Vererbung ihrer 
Reben und Aemter in ihrer Machtftelung befefligt hatte, der Erbe 
Jichkeit der Eleinexen Lehen Vorſchub leiftete, und biefelbe menigfiend 
in Italien gefeßlich feftftellte. Dadurch wurde ver niebere Abel von dem 
höheren unabhängiger und darauf angemiefen, in dem Könige ſei⸗ 
nen Schupherrn zu fehen. Als ein merkfwürbiges Beilpiel von 
dem günftigen Erfolg diefer Politik, wird das Schidfal Herzogs 
Ernft von Schwaben erzählt. Diefer, ein Stieffohn Konrade, 
ein ritterlicher Jüngling, empörte fi), wie es fcheint von unzu- 
frievenen Großen vorgefchoben, wegen Borenthaltung des burguns 
difhen Lehens, gegen den Kaifer, und ald er vor den Reichstag 
nad Ulm geladen wurbe um fich zu verantworten, erjehien er mit 
großem Gefolge, um von dem Kaiſer Nachgiebigkeit zu ertrogen, 
oder den Gehorfam zu verweigern. Als er nun in ber Nähe 
von Ulm feine Leute mufterte, ihnen die DVafallenpflichten zu Ge⸗ 
müth führte und fie ermahnte, unverbrüchlich feſt an ihm zu Halten, 
traten zwei ſchwäbiſche Grafen gegen ihn auf und grklärten, daß 
fie ihm zwar wohl Treue gefhworen hätten gegen Jedermann, 
aber nur nicht gegen den, durch welchen fie ihm untergeben feien, 
gegen den Kaiſer. Sie feien nicht feine Kuechte, ſondern freie 
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Männer, und haben an dem Kalfer den Schirmherrn ihrer Frei⸗ 
heit, die fie verlieren mürben, fobald fie fich gegen ihn brauchen 
ließen. Darauf verließen den Herzog faft alle feine Leute, fo daß 
er fih unbedingt dem Kaiſer ergeben mußte. Konrads Politik 
beruhte übrigens keineswegs auf einem feften Syſtem, fie richtete 
fih vielmehr nach den Umftänden, die er mit großer Gewandtheit 
zu benügen verftand. Gin häufig geübte Mittel der Herrſchaft 
war für ihn die Kunft, die eine Partei durch die andere, bie 
Fürſten durch den Adel, die weltliche Ariftofratie durch die geift- 
liche, wohl auch diefe durch jene niederzubalten. Auf dieſe Weile 
wußte er die verfehiedenften Intereffen an ven Thron zu Fnüpfen 
und die Föniglihe Gewalt zu fteigern. Die Weife Otto's L, bie 
erledigten Herzogthümer an die eigene Familie zu bringen, und 
dadurch die Oppofition der Etämme zu brechen, übte er mit glück⸗ 
lichem Erfolge. So verlieh er die während feiner Regierungszeit 
aufgegangenen Serzogthümer Kärnthen, Schwaben und Baiern der 
Reihe nach feinem älteften Sohne Heinrich ; das herkömmlich fhon 
fett Konrad J. unmittelbar unter tem Kaifer ftehende Land der 
Franken mußte er ohnehin bei feinem Hauſe feftzuhalten. Au 
nah außen zu erweiterte er bad deutfche Reich, indem er das 
Königreich Burgund nad dem Tode des dortigen Königs Rudolf 
-auf den Grund früherer Verträge in Bel nahm. Ale burgun- 
bifhen Großen Huldigten ihm nun, und auf einem Reichstag zu 
Peterlingen nahm er die burgundifche Krone feierlih in Empfang. 
Dadurh murde das deutſche Neih bis an die Nhone und das 
mittelländifche Dleer ausgedehnt. Weniger Glück hatte er in Ita- 
lien, dort wiberftanden ihm die geiftlichen und meltlihen Großen, 
vergeblich belagerte er die Stadt Mailand, teren Erzbifchof fi 
gegen ihn erhoben Hatte. Dort holte er ſich auch den Tod, er 
fehrte Frank nach Deutſchland zurüd und ftarb 1039 zu Utrecht. 

Unter feinem Sohn, Heinrich IIL, der als 22jähriger Jüng⸗ 
ing zum Throne gelangte, Fam die deutfche Kaifergewalt auf ihren 
Höhepunft. Es war nahe daran, daß die Stammesherzogthümer 
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in dem Reich aufgingen. Bei feinem Megierungsantritt vereinigte 
Heintih den größten Theil Deutfhlands, Franken, Alemannien, 
Baiern und Kärnthen in feiner unmittelbaren Gewalt, und «8 
waren eigentlih nur noch Sachſen und Lothringen als felbfländige, 
unter einem angeftammten Herrſcher flehende Fürſtenthümer übrig. 
Heinrich fand Keine Gelegenheit, Sachſen einzuzichen, und als er in 
Zothringen bei dem Tod Herzog Gozzilo's den Verſuch machte, fo hatte 
ed eine Empörung zur Folge. Auch Schwaben, Baiern und 
Kärnthen Eonnte er nicht auf die Länge in Selbitverwaltung bes 
balten und fah fich genöthigt, fie wieder ald Lehen auszugeben. 
Aber er wählte dazu minder mächtige Herren, hielt fie ganz ale 
Fönigliche Beamte in Untermwürfigfeit und forgte durch Öfteren Wechfel 
dafür, daß der Anſpruch auf Erblichkeit nicht auffommen Eonnte. 
Baiern gab er zulegt wieder feinem Sohne Konrad. Auch bie 
minder mächtigen Lehendträger, die Grafen, mußte er in Unter» 
ordnung zu balten, und lied nicht Feicht den Sohn auf den Vater 
folgen; nur in Fällen, wo es befonderd wichtig war angeſtammte 
Grenzhüter zu haben, wie 5.8. bei den Markgrafen von Oeſter⸗ 
reich, machte er eine Ausnahme. Selbft bei den Rittern nahm er 
bie - Zugeftändniffe feined Waters zurüd. Dagegen belobnte er 
einzelne treue Anhänger freigebig mit Gütern, Vieles ſchenkte ex 
auh an Kirchen und Klöfter. Mit großer Strenge bielt er auf 
Handhabung der Nechtöpflege über Hohe und Niedere, und gemann 
darin fo fehr das Vertrauen des Volkes, daß man ihn die Linie 
der Gerechtigkeit nınnte. Alle Provinzen erhielt er auf diefe Weife 
in Gehorfam; an Verſtimmungen über verlegte Interefien und 
Unzufriedenheit fehlte e8 bei diefer Strenge freilich nicht, aber nur 
in Lothringen kam es zur Empörung, die jedoch bald niederges 
ſchlagen wurde. In Sachfen unterbrüdte der Schrecken vor Heinrich 
eine ähnliche oppofitionelle Verſchwörung im Keime. Gin Erklä⸗ 
sungdgrund von Heinrichs Erfolgen in Deutfchland, fowie anderer, 
feitö ein Beweis feiner Thatkraft und richtigen Beurtheilung der 
Zeithepürfniffe war fein Bemühen für die Neform der Kirche, fein 
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Auftreten in Italien. Während fein Vater ſich nicht geſcheut hatte, 
wie manche weltliche Herrfcher diefer Zeit, Bifchofsämter für Gelb 
zu vergeben, wodurch häufig Leute von unfrommem Sinn in bie 
Kirchenleitung Tamen, hielt er fireng auf würbige Befehung ber 
hohen Kirchenämter. Auch den römiſchen Stuhl zog er in den 
Kreis feiner Fürforge. Um das Papftthum zu reformiren unter 
nahm ex 1046 einen Romzug, hielt eine Synode zu Sutri und 
feßte die drei Väpfte, welche ſich damals um das Kirchenregiment 
ftritten, ab und wählte, da man ihm die Entſcheidung überließ, 
den Biſchof Suitger von Bamberg zum Papft, der ihn dann feierlich 
zum Kaiſer Erönte. Auch ließ er ſich für die Zukunft vom römifchen 
Volk die Zufage geben, daß Feine Papftwahl ohne Mitwirkung der 
Eatferlihen Beamten vorgenommen werden follte Wirklich Hatte 
er Gelegenheit, dreimal den päpftlichen Stuhl, und zwar mit tüch⸗ 
tigen deutſchen Bifchöfen zu befeßen, mit denen er ernftlih die 
Kirchenverbefferung betrieb. Beſonders viel gefhah unter einem 
derfelben, Leo IX., ftrenge Gefeße gegen Simonie und unfittliches 
Leben der Geiftlichen wurden erlaffen, und ber heilfame Erfolg wurde 
allgemein anerkannt. 

Es tft natürlih, daß diefe Stellung Heinrichs zur Kirche viel 
dazu beitragen mußte, fein politifhes Anfehen in Deutichland zu 
erhöhen. Er Hatte die Öffentlide Meinung auf feiner Seite, er 
hatte es foweit gebracht, daß die Eaiferlihe Gewalt als eine Macht 
daftand, gegen die man fich zu erheben nicht magen dürfe, mit der 
in Kampf zu treten ein Öffentlicher Zrevel wäre. Doch war bie 
Oppofition der Großen gegen die Alleinherrfchaft des Kaiſers, ihr 
Anfpruh auf Erblichkeit ihrer Lehen und Aemter keineswegs zum 
Schweigen gebracht. Diele waren unzufrieden, ja erbittert über dad 
politifche Syſtem, das er in diefer Beziehung in Anwendung brachte. 
Namentlih in Sachſen, wo die Unbeugfamkeit des hohen Adels 
am flärffien war, herrfchte eine Gährung, die einen nahen Ausbruch 
befürchten Tieß, fo daß Heinrich für nöthig fand einzulenfen und 
Geſinnungen der Verfühnlihkeit und Milde Eund zu geben. Auch 
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darf man, bei aller Stärke der kaiſerlichen Macht, feine folche ein⸗ 
heitlide Gewalt fih denken, wie Karl der Große fie geübt hatte. 
Ein Hauptmittel der Gentralifirung, das Inſtitut der Missi war 
unter den fpäteren Karolingern verloren gegangen nnd nicht wieder⸗ 
hergeftellt worden, und theilmeife mar bie außerorbentliche, im un⸗ 
mittelbaren Auftrag des Kaiferd geübte miffatifche Gewalt in eine 
ftändige berzogliche Territorialgewalt übergegangen. Die regelmäßis 
gen Berfammlungen der Großen ſammt Mufterung bed Heerbannes 
waren eingegangen, und an ihre Stelle waren die Meichötage ge⸗ 
treten, auf welchem die Großen erfchienen, die dem Kaifer anhingen. 
Der allgemeine Heerbann, die Kriegäbienftpfliht jedes Freien, hatte 
wenn auch nicht geſetzlich, doch thatfächlich aufgehört, indem Manche, 
um dem laͤſtigen Kriegsdienft zu entgehen, fih in irgend eine Ab- 
hängigfeit von einem Mächtigeren begeben, ihm wenigftens einen 
Theil ihrer Güter übertragen und wieder als Lehen zurückgenommen 
hatten, um fih von ihm als Lehensherrn im Kriegsdienſt vertreten 
zu laffen. Und bei den durch Amt, Beilgthum ober Xehen höher- 
geftellten mächtigeren Herren war Zehen, freied Eigenthum (alodium) 
und Amtögewalt häufig fo in einander verwachſen, daß es äußerft 
ſchwierig war, diefe verſchiedenen Qualitäten außeinanderzuhalten, dem 
Sohne eined angefehenen Herzogs oder Grafen die Erblichkeit zu ver- 
weigern, einem mächtigen Eigenthümer Lehen oder Amtögewalt zu 
nehmen. Durch dieſes Zufammentreffen verſchiedener Anfprüche und 
Befugniffe bildete fih eine an Perſönlichkeiten und Familien gebun- 
dene Territorialgewalt, die eine wirkliche Megierung bes Katfers in 
den einzelnen Provinzen, eine durch kaiſerliche Beamte vermittelte 
Herrſchaft unmöglich machte. Diefe Hinderniffe konnten nur durch 
eine verjährte Eaiferlihe Machtübung, die durch Fräftige und beliebte 
Perfönlichkeiten getragen und durch lange fortgefeßte Vererbung 
in ununterbrochener Stätigkeit erhalten war, überwunden werben. 
Leider aber war die Fortdauer einer folchen Katfermacht dem beuts 
fhen Reiche nie auf Tange befchieden. Heinrich TIL, der mit Erfolg 
dieſe Bahn betreten hatte, ſtarb ſchon im Jahre 1056, erft 309jaͤhrig. 


2. 


Erfchütterung der Monarchie durch die Wirren unter 
Heinrich IV. und V., und die Oppoſition der Kirche, 


Wendepunkt zu Gunften der Fürfienmadt. 


Soweit war die Monarchie bereits befeftigt und in das Ges 
Teile der Erblichkeit gebracht, daß der 6jährige Sohn Heinrichs TIL 
Heinrich IV. ohne Widerſtand als Nachfolger anerkannt wurde. 
Aber jebt gab die Nothwendigkeit einer langen vormundfchaftlicdhen 
Megierung den Fürften willfommene Gelegenheit, einen Theil der 
Gewalt wieder an ſich zu reißen, Erblichkeit ihrer Lehen und Würden 
einzuführen, Neichögüter fich anzueignen. Die geiftlichen Fürften 
bemächtigten fi nun der Reichsregierung, zuerft der Biſchof Hein- 
rich von Augsburg, dann der Erzbiſchof Adelbert von Bremen, der, 
um ſich Einfluß bei dem jungen König zu fihern, als fein Erzieher 
benfelben gründlich verzog, feine Wünfche bereitwillig erfüllte, ihm 
feinen Widerfpruch entgegenfegte und ihn damit zu einem Willkühr⸗ 
Herrſcher heranbildete. Freilich brachte er ihm auch eine recht Hohe 
Meinung von der Löniglihen Würde und Macht bei. Schon im 
14ten Jahr erklärte er den König für wehrhaft und mündig, um 
in feinem Namen die Herrfchaft unbefchränkter führen zu können. 
Die Folge davon aber war, daß die auf Adelbert eiferfüchtigen 
Vürften auf einer Neichöverfammlung zu Tribur 1066 den König 
mit Abfegung bebrohten, wenn er den Erzbifchof nicht aus feiner 
Nähe entferne und fein zügellofes Leben beffere. Heinrich verſprach 
beides, aber befchloß, fih an den Fürften zu rächen. Cr urtheilte 
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richtig, daß das Hauptmotiv ihrer Oppofition das Streben nad 
Unabhängigkeit jei, fowie Gelüfte die Negierung in ihre Hände 
zu befommen. Angeborene und anerzogene Neigung feinen Wider⸗ 
ſpruch zu dulden, trafen zufammen mit ber vom Vater überfom- 
menen Aufgabe, die Fürften in ein abhängigered Verhältniß zurück⸗ 
zubrängen. Mit der ihm eigenen jugendlichen Leidenſchaftlichkeit 
verfolgte er fein Ziel, die Unbefchränktheit der Eöniglichen ‚Gewalt. 
Wenn auch nicht zu läugnen iſt, daß das Benehmen Heinrichs IV. 
im Anfang feiner Regierung vielfach das Gepräge des Uebermuthes 
trägt, fo darf man doch nicht verfennen, daß der Kampf, ber nun 
zwifchen den Fürften und dem König begann, auch eine prinzipielle 
Seite hatte; es handelte fi darum, ob der König oder die Fürſten 
Herr fein follten im Reiche. Die Lebteren wollten offenbar den 
Vorwand, den ihnen die Willführherrfchaft Heinrichs bot, benüßen, 
um die Fönigliche Gewalt an fi zu reißen und unter fich zu theilen, 
und es ift ihnen leider theilmeife gelungen. Zuerſt brach der Kampf 
der Yürften gegen das Königthum In Sachſen los. Dort war 
noch alte Abneigung gegen die Herrſchaft der fränkiſchen Dynaſtie 
lebendig, dort Eonnte die Oppoſition am leichteften die Geftalt eines 
Kampfes für angeſtammte Volksfreiheit annehmen, dort war fchon 
unter König Heinri II. eine ſtarke Gährung eingetreten. Aber 
doch blieb e8 auch Hier bei einer Mbelörevolution, die Großen mußten 
alle Mittel der Agitation aufbieten, um das Volk zur Theilnahme 
zu bewegen, und der Aufruhr gegen Heinrich wurbe nie ein Frei» 
heitöfampf des ganzen Volkes. Als Haupturfache der Unzufrieden⸗ 
heit in Sachſen wird von dem füchftichen Bifchof Bruno, einem 
gleichzeitigen Gejchichtöfchreiber, ver als Gegner Heinrichs feine Schuld 
gewiß nicht mildern will, angegeben, daß Heinrich ven Fürften ihre Güter, 
eigene und vom Reiche zu Lehen gegebene, genommen habe. Wahr⸗ 
fheinlih maren e8 Güter, die fie dem Meich entfremden wollten 
und die Heinrich wieber zurüdforberte. Die Beſchwerden und Kla⸗ 
gen, welche die Führer des Aufftandes (1073) gegen den König 


auf der Harzburg bei Goslar vorbradhten, bezogen 1 alle auf das 
Klüpfel, deutſche Einheitöbeftrebungen. 
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Intereſſe der Fürften. Der König, verlangten fie, folle feine Burgen 
in Sachfen und Thüringen fihleifen, den Fürſten ihre Güter zurüd« 
geben, nicht immer in Sachen feinen Aufenthalt nehmen, feine 
Günftlinge entfernen und die Regierung mit den Fürflen theilen, 
denen fie rehtmäßiger Weije zufomme. Es Tiegt nicht in der Aufs 
gabe diefer Darftellung, die Ginzelheiten des Krieges, der nun aus⸗ 
brach, zu erzählen; der Aufitand wurde völlig beſiegt. Heinrich 
befam die fächfljhen Fürſten in feine Gewalt; er ließ fle in ent⸗ 
fernten Iheilen feines Reiches gefangen fegen, z0g ihre Güter und 
Vermögen ein, und ließ die zerfiörten Burgen wieder aufbauen. 
Aber jetzt erhob fich ein neuer Feind gegen den flegreichen, in Ueber⸗ 
muth jeinen Sieg mißbrauchenden König, nämlich der Papft Gregor VIL 
In ihm fanden die Fürften einen willkommenen Bundedgenoflen. 

Früher hatte es im Intereffe der Kirche gelegen, dem römiſch⸗ 
deutſchen Einheitöftaat Vorfhub zu thun, die Politik ſowohl der 
ſächſiſchen als der faliichen Kaifer mar der Kirche befreundet gemwefen 
und hatte ihr nit nur Schuß, fondern auch mandherlei weltlichen 
Vortheil gemährt. Aber zugleich Hatten die Salier auch angefan« 
gen eine Oberberrlichkeit de8 Staates über die Kirche in Anſpruch 
zu nehmen, welche ber mächtig gewordenen Kirche unleidlich zu 
werden begann. Die Reformen Heinrich II, die Art wie er 
Päpſte ab» und einfeßte, erfchienen als nicht zu duldende Eingriffe 
in die Selbftändigfeit der Kirche, und ihre Emanzipation von der 
weltlihen Gewalt wurde dad Lofungswort der Geiſtlichkeit. Es 
war dieß ganz natürlih. Denn zwei parallele Gemalten, welche 
diefelben Unterthanen haben, müßen, wenn fie fi auch grundſätzlich 
in das ideelle und materielle ®ebiet, in Himmlifches und Irdiſches 
theifen wollen, bei der engen Verbindung, zu ber beide Mächte ein- 
mal im menfhlichen Leben ineinander gewachſen find, auf einer ges 
wiffen Stufe der Entwidelung in Widerſtreit kommen, fie müßen 
miteinander um bie Herrfchaft Tämpfen. Diefer Augenblick war jeht ge⸗ 
fommen. Die Emanzipationäbeftrebungen der Kirche Hatten ſich bisher 
gegenüber von einem Fräftigen Reichsoberhaupt um fo weniger geltend 
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machen können, da die Geiſtlichkeit, durch Verweltlichung in moralifcher 
Kraft gefhmächt, nicht die Perſönlichkeiten an der Spige hatte, 
welche den rückſichtsloſen Muth befeffen hätten, den Kampf mit ber 
weltlihen Macht aufzunehmen. Etwas anderes war e8 jeht, da 
durch die Kämpfe Heinrichs IV. eine Auflehnung des Fürſtenthums 
gegen dad Königthum entftanden und dadurch die Macht deſſelben 
erfhüttert mar. Es erſchien nun für bie Kirche vortheilbafter, wenn 
die weltliche Gewalt in eine Bielheit zerfplittert wurde, welche dann 
natürlich gegen die fefte Einheit der Firchliden Monarchie, gegen 
dad Papſtthum im Nachtheil fein mußte. Das Reich Karld des 
Großen, deſſen Idee Dtto L wieder aufgenommen hatte, ſchwankte 
von Anfang an zwiſchen einem chriſtlichen Staatenverein, an befien 
Spite ein von der Kirche fanktionirter Oberherr fein follte, und 
einem nationalen Einheitsſtaat, deſſen Oberberr auch der wirkliche 
Beherrfcher fein mußte. Es iſt Fein Zmeifel, daß die erſtere Auf- 
faffung der Kirche mehr zufagen mußte, ſeitdem fie eine Macht 
geworden mar, die über den Nationalitäten fland. Nun wurde es 
auch das offene oder verſteckte Beftreben der Päpfte, die Idee eines 
chriſtlich⸗ germaniſchen Stantenvereind feflzubalten, dem die Tirchliche 
Univerfalhierarchie al8 eine unentbehrlihe Ergänzung zur Seite 
ſtehen folt.e 

In Gregor VO. kam im J. 1073 ein Mann auf ben päpft- 
lichen Stuhl, ver an Kraft und eiferner Conſequenz des Charakters 
einer der erften Helden der Geſchichte if. Schon als Garbinal 
Hildebrand war er bie Seele der Meformbemegungen in Nom ges» 
weien, und man erwartete Großes von ihm. Die Zuflänte In 
Deutfchland waren feiner Aufmerkſamkeit nicht entgangen, und wahr⸗ 
ſcheinlich ermuthigten ihn auch die deutfchen Fürften zum Hervortre⸗ 
ten. Im der Veberzeugung, daß es unmöglich fei, die Kirche zu 
"befreien, fo lange deren Güterwefen vom weltliden Oberhaupt 
abhängig bleibe, verbot er im 3. 1075 bie Inveftitur der Biſchöfe 
dur die weltliche Gewalt, und die Ehe der Geiftlichen. Die Macht 
ber Biſchöfe beruhte wefentlih auf ihren großen Reichslehen, fie 
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wurden zwar vom Kapitel gewählt, aber auf biefe Wahl übte der 
König immer einen entfheidenden Einfluß, da ihm fehr daran ge- 
legen fein mußte, ergebene Leute in den hohen Kirchenämtern zu 
haben, und erft in Kolge der Belehnung des Kaiferd mit Ming 
und Stab, den Symbolen geiftlicher Gewalt, trat der Gewählte in 
feine volle Amtswirkſamkeit ein. Das Verbot dieſer Inveftitur mar 
nun gleichbedeutend mit einer Losreißung des Kirchenguted vom 
Staate, und infofern eine Kriegserflärung gegen den König. Eben 
fo wichtig für die Unabhängigkeit der Geiſtlichkeit war das Verbot 
der Che, denn unverheirathete Priefter flanden dem Staate viel 
ſelbſtändiger gegenüber, al8 wenn fie durch Rückfichten auf ihre Fa⸗ 
mitte an benfelben gebunden waren. Heinrich, der foeben ben 
ſächſiſchen Aufſtand beſiegt Hatte, nahm keine Rückſicht auf die päpft- 
lichen Dekrete, fondern fuhr fort, die Bifchöfe in feinem Meich zu 
ernennen und zu inveftiren, that auch nichts, um bie Ehelofigkeit 
ber GBeiftlihen durchzuführen. Als ihn nun der Papſt deshalb 
nah Rom citirte, um fi wegen verfchledener Verbrechen, — er 
war au des Ehebruchs angeklagt — zu verantworten, feßte ihn 
Heinrich duch einen Beſchluß der deutſchen Bifchöfe zu Worms ab, 
Gregor aber ſprach den Bannfluch über Heinrih aus. Dieß war 
ben aufftändiichen Fürften fehr willlommen, ihre Oppofltion gegen 
Heinrich befam dadurch kirchliche Sanktion. Sie faßten auf einer 
Berfammlung zu Tribur im Oktober 1076 ven Beſchluß, den König 
abzufegen, wenn er nicht innerhalb Iahresfrift Losſprechung von 
dem Eirchlichen Banne ſich verfchaffe und dem Urtheil des Papftes 
fih unterwerfe. Jetzt eilte Heinrich, der fi von Allen verlaffen 
ſah, Verſöhnung mit dem PBapfte zu fuchen, über die Alpen, er 
unterzog ſich der berüchtigten Buße zu Sanofja, und verfprach, ſich 
dem fihledsrichterlichen Urtheil des Papftes über die deutſchen Ans 
gelegenbeiten zu unterwerfen. In Deutſchland maren inbeffen zu 
Forchheim die aufrührerifchen Fürften zufammengetreten und hatten 
unter Vorſitz eines päpftlichen Legaten bie Abſetzung des Könige 
ausgeſprochen, und den Herzog Rudolf von Schwaben zum König 
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gewählt. Das Wichtigſte dabei war, daß fie zugleich den Beſchluß 
faßten, die Königliche Gewalt in Deutſchland folle Niemand durch 
Erbrecht, mie e8 bisher Herkommen geweſen, ſondern nur durch 
freie Wahl des Volkes erhalten können. Sie beriefen fi bei dies 
fem Beſchluß nicht nur auf die allgemeine Zuftimmung aller Stände, 
fondern auch auf die Billigung des Papſtes. Aber felbft bem 
päpftlichen Legaten wurde das felbftjüchtige Benehmen ber beutichen 
Fürften zu bunt, fle verriethen nur zu deutlich, daß fle die Lönig- 
liche Gewalt ſchwächen wollten, um die eigene zu erhöhen, indem 
fie von dem neuen König allerhand Vortheile auf Koften des 
Neichögutes fih ausbebungen. Mit Entrüftung ſprach fich der Legat 
über dieſes Markten um Privatvortbeile aus und nannte es eine 
wahre Stmonie. Leberhaupt feheint dad Benehmen ber Fürſten 
nah der Demütbigung Heinrich einen Umfhwung zu feinen Gun» 
ften bewirkt zu Haben. Die Zahl feiner Anhänger vermehrte fich 
zuſehends. Namentlih die Städte am Rhein, melde jet zum 
erftenmal als eine Macht in die deutſche Gefchichte eintreten, ergriffen 
entfhieben feine Partel. Ste verweigerten nicht nur dem neuen 
König Rudolf die Hulbigung, fonbern ftellten auch eine große An⸗ 
zahl von Freiwilligen zu Heinrichs Heer. Der Bapft wurde miß⸗ 
trauifch gegen die Fürften und zögerte, fich für ihren König zu erklären. 
Er prophezeite diplomatiſch, in diefem Jahr werde ein falfcher König 
fterben, und wollte e8 auf die Entfcheitung der Waffen anfommen laffen. 
Es kam zum Kampfe, Heinrich mit feinem ſtädtiſchen Heere blieb Sieger, 
und Nubolf verlor bei Merſeburg am 15. Oft. 1080 Schladt 
und Leben. Diefer Sieg förderte die Sache Heinrichs fo Sehr, daß 
er nun wagen burfte, an Gregor VII. Rache zu nehmen und ihn 
abzufegen. Er lieh einen Gegenpapft wählen und fih von dem⸗ 
felben in Rom Erönen. Gregor mußte in bie Verbannung wan⸗ 
dern und fand eine Zuflucht bei dem Normannenfürften Robert 
Guiscard zu Salerno, wo er 1085 flarb. Der Papſt Heinrichs, 
Clemens DL, hielt fih in Italien fortwährend im Uebergewicht, 
und fein von ber ſtreng kirchlichen Partei gewählter Gegner, 
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Urban I., fah fich genöthigt Italien zu verlafien und nach Frankreich 
zu überfieteln. Dort gelang es ihm, burd die Berfüntigung bes 
Kreuzzugs auf dem Concil zu Clermont, von ber nationalen Politif 
abzulenken und auf lange Zeit hinein das kirchliche Intereffe in ben 
Vordergrund zu drängen. Heinrich aber befeftigte fich in Deutſch⸗ 
land wieder ganz in feiner Stellung, kräftig unterflüßt durch ben 
tapfern Friedrich von Hohenftaufen, dem er feine Tochter zur Ehe und 
das Herzogthum Schwaben zu Lehen gegeben. hatte. Jetzt wendete er 
bie wiedergewonnene Macht wirklich zum Beſten des Reiches an, 
und fuchte nach Kräften die durch den Krieg gefchlagenen Wımben 
zu heilen. eine Gegenpartei aber rubete nicht, ihm neue Hin⸗ 
dernifie zu bereiten, und es gelang dem Papfte Pafchalis IL und 
den bairifchen Großen, feinen Sohn Heinrich, einen Jüngling von 
19 Jahren, zur Empörung gegen feinen Vater aufzuftiften, ver im 
Kanpf mit. ihm und von neuem vom Papft gebannt, am 7. Aug. 
1106 flarb. Der Aufftand des jungen Heinrih gab dem König» 
thum einen verberblicheren Stoß als alle bisherigen Greignifie,. denn 
der Empörer mußte fih auf ein Bündniß mit den fchlimmften Fein⸗ 
ben der königlichen Macht, mit dem Papſt und den Fürften fügen, 
und vernichtete Damit Alles, was fein Vater für Wiederbefeftigung ders 
felben erreicht hatte. Der nunmehrige Heinrich V. entwickelte nun freilich 
eine Kraft und Zähigkeit in Feſthaltung der Eaiferlichen Rechte, 
worin es ihm wohl Fein Anderer gleichgetban hat. Er nahm mit 
aller Entichievenheit gegen Papft und Fürften die Politik feiner 
Vorgänger wieder auf und fuchte gut zu machen, was er verborben 
hatte. Aber er war in der ungünftigen Rage eines Reaktionärs, 
der gemachte Zugeftändniffe zurücknehmen und verjährten Beſitz 
wieder entreißen mußte, und überdieß war er bei feinem fchroffen 
und finjtern Charakter nit der Mann, Gemüther zu verfühnen 
und fih Breunde zu gewinnen. Die Städte, welche feinen Vater 
fo aufopfernd unterflüßt Hatten, blieben ihm immer abgeneigt. Bel 
ben Fürſten, deren Anſprüche auf Erblichkeit er nicht anzuerkennen 
gefonnen war, mußte er beſtändig mit Empörungen kämpfen, und . 
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wenn er fie auch immer fiegreich niederſchlug, fo mußte er ihnen 
doch, weil er fie gegen den Papft brauchte, Zugeflänpniffe machen. 
Auf einem Reichstag zu Würzkurg, im J. 1121 mußte, er fi zu 
einem Vertrag bequemen, durch welchen, mie es fcheint, die Erblich- 
feit der großen Lehen und Aemter zugeftanden, und tie Nechte der 
Fürften gegen den Kaiſer feſtgeſtellt wurden. Gbenfo erging es 
im Grunde mit tem Papſt, defien Anſprüchen er um feinen Zuß 
breit hatte nachgeben mollen. Nachdem er ihn lange vergeblich mit 
Unterhandlungen bingehalten hatte, erichien er mit einem gewaltigen 
Heere vor Nom, und ber bebrängte Paſchalis I. Fam ihm num 
mit den Vorſchlag entgegen, daß die Kirche alled Meichägut an 
das Meich zurüdgeben und fih mit Zehnten und freimilligen Gaben 
begnügen wolle, aber bafür die freie Beſetzung der Kirchenämter 
Haben folle. Heinrich nahm das wohl kaum ernſtlich gemeinte An⸗ 
erkieten fehnel an, aber der Papft wurde durch den Widerſpruch 
ver Sartinäle genöthigt, ven Vorſchlag zurüdzunehmen, vom Kaifer 
aber durch Gefangennehmung gezwungen, die Inveftitur ihm zuzuge⸗ 
fieben. Kaum jedoch war Heinrich in Deutfchland, fo erflärte ber 
Papſt den Vertrag für ungültig, und der Kaljer mußte auf einem 
Reichſtag zu Worms eine Audgleihung annehmen, wornach er bie 
Biſchofswahlen zwar follte formell überwachen, aber nicht ihre 
Sreiheit beſchränken dürfen. Der Gewählte ſollte nicht mit Ming 
und Stab, fontern mit Scepter und Schwert vom Kaifer mit ben 
mweltlihen Gütern belehnt werben. War fomit dem Kaiſer das 
Recht der Belehnung geblieben, fo kam doch das Weſentliche, bie 
Ernennung zu den hohen Kirchenämtern, mit denen die Neichölchen 
unzertrennlih verbunden waren, ganz in die Hände ber Kirche. 
Dur dieſe geboppelten Zugefländniffe gegen die weltliche. Ariflo- 
fratie und gegen die Kirche wurde eine Mittelmacht begründet, 
welche einen Ginheitöflaat, ber die vollziehende Gewalt auf einen 
Punkt vereinigt hätte, unmöglih machen mußte. 

Da wir jegt an einem. Wendepunkt angekommen find, von 
welchem an eine neue Entwickelung ber Neichöverfaflung beginnt, 
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fo wird es paſſend fein, ſich zu vergegenwärtigen, wie fich bis jebt 
die Berfaffung Deutfchlands geftaltet Hatte. Der Kalfer war nicht 
blos ter allgemein anerkannte Oberlehensherr, fondern auch bie Quelle 
alles öffentlichen und Privatrechtes, der Gefeßgeber, der Nichter, der 
oberfte Kriegsherr. Der Urſprung feine Macht ſchwankte no 
zwifchen Erbrecht und Volkswahl. Geit dem Ausſterben der Kar 
rolinger, unter welchen das Erbrecht zu anerkannter Geltung ges 
fommen war, nahm man dafür an,-baß die Großen des Meiches 
befugt feien, nah Erledigung des Thrones ein neues Reichsober⸗ 
Haupt zu wählen, aber dad Wahlrecht kam nur in beſchränkter Weife 
zur Anmendung, in ſolchen Fällen, wo der ablebende König Teinen 
Sohn hinterließ. War ein folcher vorhanden, fo erfannte man es 
als Recht an, daß der Sohn dem Vater folge. Doch bemarben 
fih die Könige bei Lebzeiten um Cinwilligung ver Fürſten zur 
Nachfolge des Sohned. So war e8 bid auf Heinrich IV., aber 
unter ihm wurde von einer aufrührerifchen Kürftenverfammlung der 
Grundſatz aufgeftellt, daß die deutſche Krone nie durch Erbrecht, 

fondern ſtets nur durch Wahl erlangt werden koͤnne, und biefer 
Grundſatz wurde von dem neuen König Rudolf und von dem Papft 
anerkannt und fo gleichfam zum Meichögefep erhoben. Wer eigent- 
lih mählen follte, blieb unbeflimmt; theoretifch wurbe zwar eine 
Wahl des Volks voraudgefeht, aber thatfächlich waren die Fürften 
die Wähler. Wenn auch bei den Wahlen eine große Menge Volks 
gegenwärtig war, beſonders die zahlreiche Ritterſchaft, fo nahm dies 
felbe doch nur paffiven Antheil, von einer Abftimmung des Volkes 
war nicht die Rede. Auch unter den Fürften war es wieder nur 
ein Ausſchuß der Mächtigeren, die unter den Vorfig des Erzbiſchofs 
von Mainz zu einer Vorberathung zufammentraten und darin die 
Wahl entfchleden. Der zu Wählende mußte von Abel fein, das 
Heißt aus ber Klaffe der Semverfreien; der Gewählte mußte zu 
Aachen von einem der drei rheinifchen Grabifchöfe zum König von 
Deutfchland gekrönt werden, dort dem Reich den Eid der Treue 
ſchwören, hierauf den Huldigungseld von Fürſten, Herren und Rit« 
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tern in Empfang nehmen, dann das Reich bereifen, um bie öffent⸗ 
lichen Zuftände perfönlich kennen zu lernen und die Neichslehen aus⸗ 
zutbeilen. In Pavia oder Mailand wurde er vom Erzbifchof von Mat» 
land zum lombardiſchen König und in Nom vom Papft zum römtfchen 
Kaifer gekrönt. Erſt durch die päpftliche Krönung galt die kaiſerliche 
Mürde für vollendet. Zu dem Krönungszug Über die Alpen, der häufig 
ein Eroberungszug war, mußten den König alle Reichsvaſallen begleiten. 
Die höchſte Gewalt im Reiche hatte der Kaifer nicht für ſich allein, 
fondern mußte fie mit dem Neichötage theilen. Diefer beftand aus 
der Gefammtheit der Fürften, d. h. der Hohen geiftlichen und welt⸗ 
lichen Reichsbeamten, ber unmittelbaren großen Lehendträger und 
der großen Gruntbeflter. Der Kaiſer berief fie durch Umlaufſchrei⸗ 
ben an einen von ihm gewählten Ort. Wer das Hecht hatte, auf 
den Reichstagen zu erfcheinen, mar im 12ten Jahrhundert noch 
nicht gefeßlich feftgeftellt, e8 beruhte auf der Einladung des Kai- 
ſers und auf der thatjächlihen Macht. Die Fürſten erfhienen als 
Vertreter ihres Amtsſprengels, ihres Lehensgefolges, ihres Grund⸗ 
beſttzes und ber auf demſelben angeſeſſenen Bevölkerung, aber ohne 
Mantat. Wie weit die Nöthigung ging, ihren Math zu hören 
und ihre Zuftimmung zu erhalten, hing von der Machtſtellung des 
Kaiferd, von feiner Geneigtheit Math zu hören, von feinem Bes 
bürfniß der Unterflügung und Hilfe ab. ine Hauptſchwierigkeit 
der neueren Zeit, die Steuerverwilligung, war damals nicht vor» 
handen, und deshalb war es auch meniger nöthig, daß tie Nechte 
des Reichſtags genau abgewogen wurden. Wichtige Tragen ber 
äußeren Politik mußten natürlich dem Reichstage vorgelegt werben, 
fo namentlich wenn es fih um Beginn eined Kriegs oder um Feſt⸗ 
ftelung der Berhältniffe zur Kirche handelte. Die Verhandlungen 
mit auswärtigen Mächten, Abſchließung von Verträgen u. dgl. 
wurden als außfchließliche Sache des Kaiferd betrachtet. Ihm fland 
es auch allein zu Reichsaͤmter, Lehengüter, Eremtionen, Standes⸗ 
erböhungen, Privilegien zu verleihen. Am ungweifelhafteften tritt 
bie Macht des Kaiſers in richterlichen Befugniffen hervor, er bildete 
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nicht nur die höchfte Inftanz im ganzen Rei, fontern wo er bins 
fam, mußte bie richterlihe Gewalt des Herzogs, Markgrafen ober 
Grafen aufhören und dem Kaijer überlafien bleiben. In Streitig- 
feiten der Fürſten untereinander war er ohnehin der Nichter und 
die Mitfürften die Schönpen. Für die Regierung in den einzelnen 
Territorien war zwiſchen der Eaiferlicden Gewalt und ber fürftlichen 
feine beftimmte Grenze gezogen, letztere galt aber jedenfalls als eine 
vom Kaiſer erſt übertragene. Man wird annehmen türfen, daß 
daß der Kaijer da, wo er weilte, nicht blos Recht ſprach, fondern 
auh auf tie Megierung großen Einfluß übte, deshalb beflagten 
ſich auch die ſächſiſchen Fürſten darüber, daß Heinrich IV. immer 
in Sachſen fige. Die vom Kaiſer übertragene Amtsgewalt und 
die Nechtötitel, melde dad Grundeigenthbum gaben, waren fehr 
in einander verwachlen, und es ließ fich im einzelnen Fall oft ſchwer 
unterfcheiden, ob der Fürft als Eaiferlicder Beamter, oder ald Grund» 
eigenthümer regierte. Ein großer Unterjhied beftand auch zwiſchen 
den verfchiedenen Provinzen des Reichs; während der Kaijer in 
Franken und Schwaben wirklich herrſchte, war feine Gemalt in 
Baiern und Sachſen durch die einheimifchen Zürften vielfach ges 
hemmt; in Italien und Burgund hatte er noch weniger Macht; 
in den flaviichen Grenzläntern in innern Angelegenheiten vollends 
gar nichts zu fagen. Das DVerhältnig der Fürſten zu der £aifer- 
lichen Oberhoheit war auch durch PVerfünlichkeit, durch Macht und 
Befigthbum der Bamilie, durch höhere und niederere Würde bebingt. 
Der angefehene und Eeliebte Stammeöherzog, der tapfere Kriegs⸗ 
führer war natürlih ganz anders geftellt, als ein bloßer Graf 
oder Vogt, der aus Mangel an hinreichendem Eigengut fi in 
des Königs Dienft begeben hatte und von feiner Gnade abhing. 

Der Oherbefeht im Kriege fan dem Meichoberhaupt un« 
zweifelhaft zu, aber die freie Verfügung über bie bewaffnete Macht 
war an bie Lehendverfaffung und ihre verſchiedenen Abftufungen 
gebunden, Der Herzog oder Graf folgte dem Muf des Kaifers 
als fein Lehensträger, ihm folgten wieber eine Anzahl Grafen und 
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Mitter als feine Lehendleute. Die Heeresfolge ber Lebendleute war 
in ber Regel durch befondere Verträge oder dad Herkommen auf 
eine gewiffe Zeit, auf 20, 40, 60 Tage, und auf eine beflimmte 
Zahl der bemaffneten Mannſchaft beſchränkt, und wenn ber Kalier 
eine mweitausfehende Unternehmung machen, menn er nach Italien 
ziehen wollte, fo konnte er ſich auf einmal im entfcheidenden Au⸗ 
genblick von feinem Gefolge verlaflen fehen, weil die Zeit, bis zu 
welcher ver Lehensträger zur Heereöfolge fich verpflichtet hatte, ab» 
gelaufen war, und er rechtlich nicht Länger gehalten werben Fonnte. 
Gene allgemeine Heerbannspflicht, vermöge welcher jeder Freie vom 
Kaifer zum Kriegsdienſt aufgeboten werben Eonnte, war feit Auf» 
löſung des karolingiſchen Neiches in Abgang gekommen und ſtimmte 
auch nicht zur Lehensverfaffung, die im Mittelalter das ganze 
Staatsverhaältniß verſchlang. Auch jenen unbedingten militaͤriſchen 
Gehorſam, welcher die Waſſenmacht dem regierenden Staatsober⸗ 
haupt zur Verfügung ſtellt, kannte das Mittelalter noch nicht, eben⸗ 
ſowenig hatten die damaligen Kaiſer ſchon ihre Söldnerheere, welche 
den fpäteren ein Auskunftsmittel boten, wenn die Lehensmacht 
nicht zureichte. 

Die Einkünfte des Reichsoberhauptes beſtanden in dem Ertrag 
der unmittelbaren Reichslande, nämlich in der Steuer, melde auf 
königlichem Grund und Boden rubte, und in den Einkünften der 
eigentliden KRammergüter, befonders ber großen Neihöforften. So 
lange das Reichsland noch beveutend war, mie bis zu den erften 
Sohenftaufen noch, waren bie Neichseinkünfte auch wirklich bedeu⸗ 
tend. Es kamen dann auch noch die Tribute einiger flavifchen 
Bölkerfchaften dazu, der Böhmen, Polen und Wenvden; die Zölle, 
befonderd am Rhein; Gerichtöfporteln; Ertrag des Münzrechts; 
Naturallieferungen, welche in den Gegenden, wo ber König gerade 
meilte, an das Hoflager verabreicht werben mußten; bann die ſo⸗ 
genannte Königäfteuer, welche Klöfter, die Reichslehen befaßen, aber 
feine Mannfhaft zum Reichsheer flellten, zu erlegen hatten; Ju⸗ 
denſtener; Bergwerkseinkünfte. Don alledem blieb in der Folge 
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wenig übrig, indem folche Einfommensquellen nach und na für 
Zuſage der Wahlflimmen, für augenblidliche Unterſtützung in einem 
Kriege, für ein Anlehen, an einzelne Fürſten als Lehen audgegeben 
wurden, 

Werfen wir nun einen Blick auf die Geſchichte ver dußern 
Ausdehnung des deutfchen Neiched. Durch die Vereinigung aller 
deutfchen Hauptflämme unter Konrad L war der Anfang zieinem 
rein beutfchen Meiche gemacht, das fidy eben dadurch von der in 
Trümmern gegangenen Tarolingtichen Monarchie unterfhled. Noch 
fehlte das ebenfalld deutiche Lothringen, welches das zu Alemanien 
gehörige Elſaß und Weſtfriesland in ſich ſchloß. ES bielt unter 
der Herrfchaft des Herzogs Reginar zu dem weſtfränkiſchen Reiche 
Karls des Einfältigen. Konrad konnte durch zwei Feldzüge blos 
das Elſaß und das fogenannte Weftreih mit Utrecht zum Reiche 
zurückbringen, erft feinem Nachfolger Heinrich I. gelang es, ben 
Uebertritt von ganz Lothringen zu bewerkſtelligen. Bis dahin war 
das Reich ein rein deutſches. Otto I. aber fügte zum beutfchen 
Meiche auch Oberitalten unter dem Namen des Iombarbifchen Kö⸗ 
nigreih8 Hinzu, fowie die Schirmvogtei über die römifche Kirche, 
und nahm als Oberherr beiter den Titel eined römifchen Kaifers 
an. Unter Otto IL und II. fehten diefe neu binzugefommene Würde 
die Sauptfache, und das deutſche Königthum Nebenfache werben zu 
“wollen, aber fhon unter Heinrich IL ſtellte fich das natürliche Ver⸗ 
bältnig wieder ber. Eine weitere räumliche Ausdehnung nad 
Weften gewann das Reich unter Konrad IL durch die Beiziehung 
des Königreihd Burgund, eines ſchmalen Streifen, der fih von 
der Oſtſee bis zum mittelländifchen Meer erſtreckte, die Gegenden 
zwifchen dem Rhein, dem Jura, der Saone, Rhone und den Alpen 
in fih begriff und aus dem größten Theil des jeigen Belgiens, 
dem füröftlichen Frankreich, der franzöftfchen Schweiz und Savoyen 
beftand. Die Bewohner dieſes Landſtrichs waren urfprünglich Kel⸗ 
ten, die fich mit eingerwanberten Weftgothen und Burgundern, eben- 
falls einem deutſchen Stamme, verſchmolzen, vorherrſchend bie 
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romaniſche Sprache angenommen, aber in Gefeen und Sitten vieles 
Deutfche beibehalten hatten. Diefe Lande wurden damals dem deut⸗ 
ſchen Reiche einverleibt, aber bereits bildeten fih in einzelnen Pro⸗ 
vinzen Burgunds erbliche Herrſchaften, die nur formell die Lehens⸗ 
Herrſchaft des deutſchen Kaiſers anerkannten und thatſächlich mehr 
zu Frankreich hielten. Die ſlaviſchen Länder an der Oſtgrenze 
Deutſchlands ſtanden früher in mehr feindlicher als freundlicher 
Beziehung zum deutſchen Reiche. Heinrich J. unternahm, zum erſten⸗ 
mal mit dauerndem Erfolg, Eroberungszüge gegen die Slaven, welche 
durch ihre Verbindung mit den feindlichen Ungarn ſo gefährlich 
waren, daß ihre Unterwerfung ein Gebot der Nothwendigkeit wurde. 
Er unterjochte ſie wenigſtens theilweiſe, beſonders die zwiſchen der 
Elbe und Oder angeſeſſenen. Die Angriffe der Ungarn wehrte er 
kräftig ab, aber erſt ſein Sohn Otto J. beſiegte ſie vollſtändig und 
ſetzte auch die Eroberungskriege gegen die nordöſtlichen Slaven fort. 
Mit Böhmen und Polen trat er in .freundfchaftliche Beziehungen, 
feinem Enfel Otto II. huldigten böhmiſche Herzoge, unter Heinrich II. 
begannen neue Kriege mit diefen Bölkern, bie von Konrad II, mit 
Erfolg fortgefeßt wurden. Heinrich II. zwang durch zweijährigen 
Krieg den böhmiſchen Herzog Bretislav, fein Land als Lehen vom 
deutfchen König anzunehmen. Den Ungarn wurde das Gebiet vom 
Kahlenberg bis an die Leitha abgemonnen und dadurd bie zu Baiern 
gehörende Mark Defterreich bis zu der jetzigen Grenze erweitert. 
Ungarns König, Peter, wurde 1045 dur eine blutige Schlacht 
genöthigt, die Lehensoberhoheit des beutfchen Kalferd anzuerkennen, 
was jedoch nicht von Dauer war. So flanden die flavifchen und 
ungarifhen Nachbarlande in einer gewiſſen Abhängigkeit von Deutſch⸗ 
land, ohne daß man jedoch fagen Eönnte, fie felen dem beutfchen 
Reich einverleibt geweſen, wie dieß von Burgund und Oberitalien 
galt. Im Norden beftanden feit Konrad I. mit König Knud dem 
Mächtigen von Dänemark freundliche Verhältniſſe, Heinrich IH. 
heirathete feine Tochter Gunhild und überlieh ihm die Mark Schles- 
wig, über welche Heinrich I. nach Karl des Großen Vorgang 
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einen Markgrafen geſetzt hatte. Die Eider war jetzt Grenze 
Deutſchlands. 

So bildete die deutſche Nation jedenfalls den Kern des deut⸗ 
ſchen oder ſogenannten roͤmiſchen Reiches. Die mannigfaltigen Be⸗ 
ſonderheiten der Stämme, die verſchiedenen Urfprünge der öffent⸗ 
lichen Gewalt, die ſich theils auf Lehens⸗ und Dienſtverhältniß, 
theis auf das Recht der Eroberung, theils auf anererbten Grund⸗ 
Beſitz, theils auf Volkswahl ſtützten, ſodann die verſchiedenen An⸗ 
hängſel und Nebenlande, die in einem nur loſen Verband mit dem 
Oberhaupt des Ganzen ſtanden, machten die Ausbildung eines 
einheitlich organiſirten Staatslebens höchſt ſchwierig. Es bedurfte 
einer konſequent und viele Menſchenalter hindurch fortgeſetzten Po⸗ 
litik, um den überkommenen Fürſten⸗ und Völkerverein zu einem 
Staat umzubilden. Statt deſſen trat häufiger Wechſel der Dyna⸗ 
ſtien ein und große politiſche Mißgriffe knüpften fi daran. So 
gefhah ed nun, daß die centralifirende Macht, die in der Volks⸗ 
Einheit und im Königthum lag, die widerftrebenden Elemente nicht 
zu bemeiflern vermochte, und jene Mannigfaltigkeit von einander 
kreuzenden Gemeinfchaftsbildungen entftand, die wir in der deutſchen 
Meichöverfaffung des fpäteren Mittelalter8 vor und haben. Die 
fernere Gefchichte des deutfchen Reiches if eine weitere Entwidelung 
der Keime, die beim Ausfterben der Salier ſchon ziemlich ausge 
bildet vorliegen. 


3. 


Segründung der fürſtlichen Sandeshoheit unter den Hohen- 
flaufen. 


Man pflegt die Negierung der Hohenftaufen als die Glanzzeit 
des deutfchen Reiches anzufehen. In gewiſſer Beziehung iſt fle es 
auch. Denn während berfelben find bie eigenthümlichen Blüthen 
des germanifchen Mittelalters in ihren fhönften Trieben, Ritter⸗ 
weſen und Dichtung erhebt fih in Eräftiger Friſche, das römiſch⸗ 
deutſche Reich Hat feine größte Ausdehnung gewonnen, tft ohne 
Zweifel das mächtigfte in Europa. Aber der äußere Glanz ver- 
bet den inneren Zerfall mehr, ald daß er ihn aufhielte, und 
die monarhifhe Einheit des Metches iſt unverkennbar in ihrer 
Auflöfung begriffen. 

Den Uebergang zu dem Aufkommen der Lanbeshoheit und, 
der dadurch herbeigeführten Spaltung des Reiches in eine Fürften- 
Republik bildet die Megierungdzeit Lothars. Heinrich V., der 
1125 kinderlos geftorben war, hatte feinem Neffen, Herzog Friedrich 
von Schwahen, dem einzigen Fürften, der ihn getreulich unterſtützte, 
die Nachfolge im Heide zugedacht und Ihm feine Güter, Städte 
und Burgen vermadt. Da aber die Fürften mit Grund flrchteten, 
der Hohenſtaufe möchte das politifhe Syſtem der Salter fortſetzen, 
und für ihre deutſche Freiheit beforgt waren, fo wählten fle ben 
ſächſtſchen Herzog Lothar von Supplinburg, der bisher an der 
Spige der antikaiſerlichen Oppofition geflanden Hatte und durch 
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Heirath zu einem großen Beſitzthum gekommen war. Seine Wahl 
gibt uns das erfle Beifpiel eined ausgebildeten Wahlmodus. Auf 
den Borfhlag des Erzbifchofs Adelbert von Mainz wählten die 
4 Hauptſtämme, die Franken, Sachſen, Schwaben und Baiern je 
10 Fürften, und dieſe wieder einen, fo daß die eigentlihe Wahl 
in die Hände von 4 Fürften gelegt war, die nun aus ihrer Mitte 
Lothar wählten, der wohl zum Voraus feinen Mitfürften günftige 
Zufagen gemacht hatte. Er war der erfte deutſche Kaifer, melcher 
eine förmlihe Beftätigung feiner Wahl vom Papft einholen ließ 
und dadurch feine Stellung zur römifchen Curie deutlich bezeichnete. 
Dad Zugeftändniß, welches er fpäter dem Papft machte, daß die welt- 
liche Belehnung der Biſchöfe erft nach der geiftlihen Inveftitur 
ftattfinden follte, mar eine ſchlimme Ausdehnung des Wormier 
Eoneordatd. So ſehr Lothar geneigt war, den Anfprüchen ber 
Zürften entgegenzufonmen, fo ftellte er doch an die Hohenſtaufen 
bie Forderung, fle follten das Reichsgut herausgeben, das fie mit 
ber Verlaſſenſchaft Heinrichs V. an fih gebracht hatten. Als fie 
dieg um fo mehr vermeigerten, da ed wirklich fehr fehwierig war, 
dad Reichsgut von dem Privatgut der Salier auszufcheiden, fo kam 
es nun zum offenen Kriege, den Lothar fortfegte, bis die beiden 
hohenſtaufiſchen Herzoge, Friedrich und Konrad fih ihm unter 
warfen (1135). Der Streit wegen der falifchen Reichdgüter wurde 
dahin gefchlichtet, daß fie die meiften behielten, diefelben aber vom 
Kaifer zu Lehen nehmen mußten. Ihre Unterwerfung brachte wes 
nigftens den Gewinn, daß dadurch die drohende Scheidung zwiſchen 
Nord- und Süddeutſchland verhindert wurde. Sie folgten nun 
dem Kaifer auf einem Zug nach Italien, von dem er aber wegen 
Unruhen, die im Heer ausbrachen, ſchnell zurückkehren mußte, und 
unterwegs in Tyrol farb (1137). Lothar mar ald Negent nicht 
bedeutend, aber ein Eluger Mann, der in Frieden mit feinen Fürs 
fien auszufommen fuchte und gern ihren Rath hörte. Da er ihrer 
Selbftändigkeit nichts in den Weg legte, fo hatten fie „Zeit, in 
ihren angemaßten Rechten und Beflsthümern warm zu werben. 
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Vebrigens nahm das Reich zu an Macht und Anfehen nad Außen. 
Auf einem Reichstag zu Magdeburg im 3. 1135 erfchienen Ge- 
fandte des Königs Erih von Dänemark, um Lothar im Namen 
ihres Herrn zu Hulbigen, dafjelbe that der Herzog Boleslav von Po» 
Ien, auch Geſandte von Ungarn, Rußland und Frankreich kamen, 
um dem Kaiſer Ehrerbietung und Geſchenke darzubringen. 

Als feinen Nachfolger Hatte Lothar feinen Tochtermann, ben 
Welfen, Heinrich der Stolge genannt, auderfehen. Er war Herzog 
von Balern und Sachſen und Herr vieler großer Beflgungen in 
ganz Deutfchland und Italien, fo daß er fih rühmen Eonnte, feine 
Herrfchaft reihe von Dänemark bis GSicilien. Sowohl dur 
Machtbefig als durch Herrfchertalent, dad er in feiner Verwaltung 
und Gefeßgebung in Baiern bewährt Hatte, war er vor Allen 
zum Kaiſer befähigt, aber jet wirkten diefelben Beweggründe, welche 
die Bürften gegen Briebrich von Hohenflaufen und für Lothar gefliimmt 
Hatten, gegen Heinrich den Stolzen. Sie zogen den hohenftaufiichen 
Konrad vor, der fih mit dem Eifer eines aufftrebenten Geſchlech⸗ 
tes um die Kaiferfrone bewarb. Er murbe unter päpftlidem Ein- 
fluß mit unregelmäßigen Wahlverfahren am 23. Februar 1138 
gewählt. Aber nun hatte er auch den Kampf mit den Welfen 
aufzunehmen, ber feine ganze Kraft verzehrte. Zunächſt forderte 
er von Heinrich dem Stolzen, daß er fein Herzogthum Sachen 
berauögebe, ta es gegen bad Herkommen fei, daß Einer zwei 
Herzogthümer inne habe. Natürlich verweigerte ed Heinrich, ba 
Konrad IH. fih auf Fein Meichögefeg für feine Forderung berufen 
fonnte. Nun brach der Krieg aus, der König, fih allein zu 
ſchwach fühlend, fuchte ſich Bundesgenoſſen unter ven DBafallen 
Heinrichs, und fand zwei mächtige, ven Einen in Sachen, Mark 
graf Albreht von Askanien, den Anvern in Baiern, ven Baben- 
berger Leopold IV., Markgraf der Oſtmark. Diejer eroberte mit 
Hilfe Konrads faft ganz Baiern bis an den Lech, und wußte ben 
Adel für ſich zu gewinnen. Albrecht der Askanier, der ſchon unter 
Lothar auf das Herzogthum Sachſen gehofft hatte, fuchte num 
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Heinrich aus Sachſen zu verdrängen, aber ohne Erfolg. Es ge- 
lang fogar Heinrich dem Stolgen, den Asfanier aus feinem eige- 
nen Lande zu vertreiben und einen großen Theil der norbifchen 
Oſtmark (der Mark Brandenburg) zu erobern. Dagegen befreite 
der Tod Heinrih3 (1139) den König von feinem Gegner. Es 
fam nun ein Vergleich zu Stande, nad welchem des Welfen 
1Ojähriger Sohn, fpäter Heinrich der Löwe, auf Baiern verzichten 
mußte, und nur Sachen behälten durfte. Auch von dieſem wurde 
ein Stüd abgeriffen, und für Albrecht ven Askanier aus dem Lande 
öftlih von der Elbe ein neues Neichsfürftenthum gegründet. Der 
Kampf war zwar für den Augenblick beendigt, aber e8 war nut 
ber erſte Akt des Parteiftreits zwiſchen Welfen und Ghibellinen, 
der von da an eine fo wichtige Bedeutung für die deutſche Geſchichte 
gewann, indem es nicht nur ein Streit um die Herrſchaft zwifchen 
den beiden mädhtigften Geſchlechtern Deutſchlands war, fondern 
auch ein prinzipieller Gegenfag. Es fland nämlih Königthum 
und Vielherrſchaft, Staat und Kirche, envlih auch Süd⸗ und 
Norddeutſchland einander gegenüber. Die welfſiſche und fürftliche 
Partei fand bald in dem Papftthum einen Anhalt, und obgleich 
aus Sübddeutſchland Hervorgegangen, Hatten die Welfen doch im 
Norddeutſchland den Schwerpunkt ihrer Macht und ihren Anhang. 
Als König Konrad vor den Welfen Ruhe Hatte, nahm ihn ber 
‚Kreuzzug in Anſpruch, dem er, von ber allgemeinen Begeifterung 
erfaßt, mit einem großen Theil der deutfchen Fürſten und Ritter⸗ 
Haft fih anſchloß. Krank kehrte er nach Deutſchland zurüd und 
ftarb 1152. Nach feinem Tode wurde, obgleich er einen Sohn 
Hinterließ, auf feinen Wunſch fein Neffe Friedrich von Hohenſtau⸗ 
fen gewählt, wofür nicht nur deffen Perfönlichkeit, fondern auch 
der Umflund den Ausfhlag gab, daß feine Mutter eine Welfin 
war und feine Wahl als eine Verfühnung zwifchen den rivalifiren- 
den Geſchlechtern gelten Eonnte. Gleich das erfle Auftreten Fried⸗ 
richs IL, genannt Barbaroffa, erregte große Erwartungen, er eilte 
ih in Nom die Kaiferkrone zu Holen und man konnte fehen, daß 
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er den feiten Willen Hatte, die königliche Gewalt in vollem Um⸗ 
fang zu bethätigen. Einzelnen Wiperfeglichkeiten gegen die Reichs— 
gewalt trat er raſch und mit Erfolg entgegen, mit Strenge hielt ex 
auf die öffentliche Rechtspflege, und der Landfrieden, welchen fpätere 
Kaiſer mit allen Geſetzen gegen Friedensſtörer nicht zu Stande 
brachten, ergab fi unter ihm von ſelbſt. Mit Eifer und Umſicht 
arbeitete er auch für Vergrößerung feiner Hausmacht, der ganze 
Südweſten feined Reiches war am Ende feiner Regierung in hoben» 
flaufifhen Händen. Im Ganzen übte er gegen die Fürften eine 
verfühnlihde Politik. Dieß trat befonderd in feinem Merfahren 
gegen Heinrich den Löwen hervor, der fich bereitö als ritterlicher 
Held hervorgethan Hatte. Briedrih trug Fein Bedenken, ihn in 
das väterliche Herzogthum Baiern wieder einzufegen, obgleich er auch 
Sachſen noch Hatte. Um ben biöherigen Herzog von Baiern 
Heinrich Jafomirgott von Babenkerg, einen Oheim Friedrichs, zu 
entfhädigen, wurde für ihn die Marfgrafihaft Defterreihd mit dem 
Lande ob der Ens bis Paſſau von Baiern losgetrennt und zu 
einem befonderen Serzogthum erhoben (1156), mit Vorrechten, 
welche eine beinahe fouveraine Landeshoheit begründeten. Das neue 
Serzogthum follte zwar ein Lehen des Reiches fein, aber dem Meiche 
feinen Dienft fehulden, als den daß der Herzog auf den Reichs⸗ 
tagen erſcheine, die in Batern gehalten werden, und bei Unter> 
nehmungen in den Nachkarländern Defterreih8 Zuzug leiſte. Da⸗ 
gegen follte er in allen Fährlichkeiten Hilfe vom Reiche fordern 
können. Innerhalb feines Landes durfte der Herzog allein alle 
nöthigen Anordnungen treffen, und felbft der Kalfer mar nicht be= 
fugt ſie zu ändern; auch der Reichsgerichtsbarkeit wurde Oeſterreich 
nicht unterworfen. Dieſelben Rechte ſollten alle Landestheile er⸗ 
halten, welche künftig aus irgend einem Grunde dem Herzogthum 
zuwachſen würden. Dadurch ward nicht nur die Grundlage zu 
der Ausnahmeſtellung gelegt, die Oeſterreich bis auf den heutigen 
Tag bewahrt bat, ſondern auch der fürfllichen Gewalt überhaupt 
ein Zugeftänpniß gewährt, welches für die einheitlihe Verfaſſung 
3 * 
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des Meiches von den fihlimmften Folgen fein mußte. Was einem 
Neichöfürften zugeftanden wurde, konnten auch andere anfprechen, 
und dann mußte der engere Verband, in welchem bie Theile des 
Meiches miteinander ftanden, allmählig aufgelööt werben. 

Auch in feinem Verhältniß zum Papft lies ſich Friedrich zu 
einer Nachgiebigfeit herbei, die mit feinen Vorfägen und mit feinem 
ganzen Charakter in Wiverfpruch ſteht. Schon im Anfang feiner 
Megierung hatte er ſich die feſtere Begründung der kaiſerlichen 
Herrſchaft in Italien als Hauptziel feiner Thätigkeit auserfehen. 
Aber anftatt fih dort in dem bürgerlichen Elemente einen Bundes⸗ 
Genofien gegen die Fürften und den Papſt zu fehaffen, trat er 
vielmehr auf ihre Seite und fah in den Städten, bie ſich durch 
ihren Reichthum und ihre Bildung zu einer großen Macht und Unab⸗ 
hängigfeit emporgefchwungen hatten, feine ärgften Beinde und glaubte 
fie vor Allen demüthigen zu müſſen. Gr zog nun im Frühjahr 
1158 mit einem großen, gut gerüfteten Heere in die Lombardei, 
um feine kaiſerlichen Mechte, die er nach den Gruntfägen des rd» 
mifchen Nechted von italienifchen Gelehrten begründen ließ, geltend 
zu machen. Er eroberte zwar nach hartnädigem Kampf die Stadt 
Mailand, und die andern Städte fügten fi für den Augenblid, 
aber bald erhoben fie fih aufs neue, und Friedrich hatte den 
Schmerz, den Papft Alexander IIL, deſſen Vorgänger Hadrian IV. 
er den edlen, freifinnigen Arnold von Brescia geopfert hatte, als 
eifrigften Bundesgenoſſen des lombardiſchen Stäptevereind zu fehen; 
vergeblich febte er ihm Gegenpäpfte entgegen. Widerholte Heeres⸗ 
züge nach Italien endeten unglüdlih, und zulegt erlitt das Faiferliche 
Heer bei Legnano 1176 eine furchtbare Niederlage, welche Friedrich 
nöthigte, einen 6jährigen Waffenſtillſtand mit ten Lombarben zu 
[Hließen und im Widerſpruch mit feinem früheren Eid den beharr- 
lih verworfenen Alexander IIL als rechtmäßiges Oberhaupt ber 
‚Kirche anzuerkennen. Ja er ließ fi fogar fo weit herab, daß er 
in feierliher Verfammlung erklärte, er habe in feinem Kampf gegen 
‚bie Kirche mehr der Gewalt nachgetrachtet als ber Gerechtigkeit, er 
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ſet dur Einflüſterung verberbter Menfhen vom rechten Wege 
abgemwichen, aber erkenne und bereue jetzt feine Verblendung. Die 
war ohne Zweifel eine größere Demüthigung, als tie Buſſe des 
jugendlichen Heinrich IV. in Canoſſa; ed mar ein feierliches Auf⸗ 
geben ber Politik, die Friedrich I. bis dahin befolgt Hatte, und ber 
Papft mar damit als Sieger anerkannt. Erft 6 Jahre fpäter 
wurde der Friede mit den italieniſchen Städten zu Konſtanz abges 
fehloffen, wobei der Katjer zwar viele Korberungen nachlaſſen mußte, 
aber immerhin mehr als Titularkönig der Lombardei blieb. 

Der ſchimpfliche Waffenftilftand, den Friedrich in Italien 
Hatte ‘fchlieffen müßen, war zum Theil dadurch herbeigeführt wors 
den, daß die Fürften ihm keinen neuen Zuzug zur Fortſetzung des 
Krieges ſchickten, befonders Heinrich der Löwe ſich beharrlich wei⸗ 
gerte neue Rüſtungen zu machen. Barbaroſſa befahl wiederholt, 
endlich bat und beſchwor er Heinrich aufs dringendſte, ja er fiel 
ihm zu Füſſen, Heinrich aber blieb unbeweglich und eilte nach 
Deutſchland zurück. Als auch Friedrich nach Deutſchland zurück⸗ 
gekommen war, glaubte er an Heinrich dem Löwen ein Beiſpiel 
ſtatuiren und ſeinen Ungehorſam beſtrafen zu müſſen. Dieß durfte 
er um ſo eher wagen, da die größeren Vaſallen Heinrichs ſeiner 
Herrſchaft überdrüſſig waren und lieber unmittelbar unter dem Kai⸗ 
ſer ſtehen wollten. Heinrich hatte ſich in Norddeutſchland aus 
ſlaviſchen und deutſchen Landſchaften eine Herrſchaft gegründet, die 
er zu einem unabhängigen nordiſchen Königreich auszubilden gedachte, 
und ſich um den Anbau und die Germaniſirung der ſlaviſchen 
Kinder große Verdienſte ermorben. Dieſes Wachsthum feiner 
Macht erregte natürlih die Eiferfucht der Fürften. Dreimal lud 
thn der Kaijer zur Verantwortung auf einen Reichstag, ater nie 
erfohien er; auf dem dritten füllten die Fürſten das Urtheil, daß 
Herzog Heinrih zu ächten und aller feiner Würden zu entiegen 
ſei. NIS er dagegen geltend machte, daß er nur auf fehmäblichem 
Boden gerichtet werden könne, fo wurde er auch auf mehrere 
ſchwäbiſche Reichstage gelaten, aber er kam eben fo wenig. Seht 
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wurbe er wirklich feiner Lehen entfeht und in die Acht erklärt, die 
in mehreren Feldzügen im I. 1180 und 81 vollzogen wurde. 
Doch erhielt er wieder die perfünlihe Verzeihung Barbaroffa’s, 
wurde in feine fächflichen VBeflgungen, Braunſchweig und Lüneburg 
wieder eingejegt, mußte aber 3 Jahre lang das Reich meiden. 
Bei der Wiederverleihung Sachſens wurde nun eine ähnlihe Maß⸗ 
regel in Anwendung gebracht, wie früher bei Baiern, GSachfen 
wurde nämlich in zmei Herzogthümer getheilt, in das eigentliche 
Sachſen, daB Bernhard von Anhalt erhielt, und das Herzogthum 
Weſtfalen, welches ganz dem Erzbisthum Cöln einverleibt wurde. 
Ueberbieß erhielten ſämmtliche ſächſiſche Biſchöfe die fürflliche Ges 
walt in ihren Stiftölanden. Damit wurde das bisher keftantene 
Prinzip, wornach die Herzogsämter Vertretung eines beftimmten 
Volksſtamms fein follten, aufgegeben und dadurch einerfeitö ben 
Herzogen der nationale Anhaltspunft für die Berechtigung zur 
Herrſchaft geraubt, andererfeitd aber die neuen Bürftenthlimer mehr 
in die perfünliche Gewalt des Fürſten gegeben. Wie früher bei 
Gründung des Herzogtums Defterreih eine vom Meich unabe 
hängige ©erichtöbarfeit und Verwaltung eingeräumt worden mar, 
fo wurde jegt dem Herzog von Weftfalen alles Necht, alle Gerichts⸗ 
barkeit, Graffhaften, Vogteien, ©eleite, Güter, Minifterialen, Ei— 
genleute und alle Zubehör in Unterthänigfeit gegeben, und damit 
eine viel größere Unabhängigkeit der fürftlihen Gewalt, als bisher 
gefeslich anerkannt war, geftattet. Wenn wir alle dieſe yoli« 
tifchen Maßregeln Friedrichs I., fein Auftreten gegen die Ctäbtes 
Freiheit in Italien, die Gründung fürftlicher Landeshoheit in Oeſter⸗ 
reih und Weftfalen, und endlich feine Nachgiebigfeit gegen ben 
Bapft zufammennehmen, fo ift das Ergebniß feiner Negierung uns 
verkennbar eine Schwächung ber königlichen Gewalt. Gewiß machte 
aber feine perfünliche Erſcheinung nicht diefen Eindruck, der Barbarofia, 
der als Kaiſerideal im Mund des Volkes lebt, zeigte ſich als ges 
borener Herrſcher von wahrhaft königlicher Art, und die Fehler 
ſeiner Politik wurden weniger fühlbar, ſo lang er mit ſeinem 
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fräftigen Geifte überall waltete. Sie erklären fih zum Theil aus 
einer gründlich ariftofratifhen Geſinnung, die in den Fürſten nicht 
fo wohl Theile des Volkes, ald Genoſſen einer höhern Klaffe ſah, 
al8 deren Mitglied fih der Kaijer fühlte und für die er das 
wärmfte Mitgefühl hegte. Den Fürften konnte er nicht allzumehe 
tbun, er freute fich vielmehr, ihre Macht mit befondern Vorrechten 
auszuſchmuͤcken; aber daß ſich bie Städte und das Bürgertfum 
herausnehmen wollten, frei zu fein, und ed den Zürften gleichzu⸗ 
thun, das Fonnte er nicht ertragen. Nah außen leuchtete zu 
Friedrichs Zeit der Glanz des Kaiſerthums um fo herrlicher, Wal 
ther von der Bogelweide meint diefe Zeit, wenn er fagt, er habe 
noch die Tage geliehen, wo unfer Lob in Aller Mund war, mo 
die Lande ringsum fi beugen mußten. Schon im Jahr von 
Friedrichs Ihronbefleigung brachte der König Kanut VL von 
Dänemark eine Thronftreitigkeit vor ihn zu ſchiedsrichterlicher Ent⸗ 
ſcheidung, unterwarf fih feinem Spruch und befannte ſich ihm 
Ichenspflichtig. Ein fpäterer dänifcher König Waldemar empfing 
feine Krone von Friedrich; ter Herzog Boleslav von Polen wurbe 
ebenfalls in einer Thronftreitigfeit von Friedrich I. durch eine Hecr⸗ 
fahrt genöthigt, fi feinem Spruche zu unterwerfen und ihm ben 
Eid als Lehensmann zu fehmören. Auch über den Herzog von 
Böhmen wurde die Lebenäherrlichkeit erneuert, aber ihm auch das 
für der Koͤnigstitel ertheilt. König Heinrih I. von England 
brachte dem deutſchen Kuifer feine Yuldigung dar und Hatte bie 
Artigkeit, fh feinen Untergebenen zu nennen. Der Glanzpunkt 
von Barbaroffa’8 Falferliher Erſcheinung war der Reichstag zu 
Mainz 1184, wo aus Veranlaffung des Nitterfchlags feiner beiden 
älteften Söhne die großartigften Feſte gegeben wurben und bie 
Blüthe der Vaſallen und Nitterfchaft verfammelt war. Friedrich 
fand befanntli feinen Tod bei dem Kreuzzug, ven er im Greiſen⸗ 
Alter unternahm (1190). Seinen Plan Italien zu unterwerfen 
batte er nicht nur mit Waffengewalt, fondern auch mit den 
friedlichen Mitteln der Bamilienverbindung verfolgt. Es gelang 
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ihm, für feinen älteften Eohn und Nachfolger im Reich, Heinrich VL, 
die Hand der Erbin des normannifch = flcififhen Königreichs, der 
Tochter König Wilhelms L Konftantia, zu erhalten. Dadurch 
wurde ein fehr großer Theil von Itallen, Neapel und Sicilien, 
Erbgut des Hohenftaufifchen Haufe. Zum Kaiferthron gelangt, 
unterwarf nun Heinrich VI. das durch Empörungsverfuche beftrittene 
fteifiantfche Reich, in dem fich Graf Tancred als Gegenkönig aufgemorfen 
hatte, mit unerbittlicher Grauſamkeit. Nachdem er in ruhigen Befig 
Italiens gefommen war, machte er den beutichen Fürften ven Vor⸗ 
fihlag, Neapel und Sicilien dem deutſchen Reiche einzuverleiben und 
ihnen die noch nicht gefelich begründete volle Erblichkeit ihrer 
Zehen zuzugeftehen, wenn fie ihm dagegen die Erblichkeit der deut- 
ſchen Katjerkrone in feiner Familie gemwährleiften wollten. Ein 
großer Theil der Fürften, 52 wird erzählt, war geneigt zuzuſtim⸗ 
men, aber unter Leitung des Erzbiſchofs Konrad von Mainz, der 
in dem Wahsthum der königlichen Gemalt und ihrer erblichen 
Befeftigung in den Hänten des hohenſtaufiſchen Geſchlechtes eine 
Gefahr für das Papſtthum fah, bildete fich eine Gegenpartei, aus 
fächflichen , welfifhen und lothringifchen Fürſten beftehend, welche 
ihr entſchiedenes Veto einlegte. Heinrich mußte von feinem Plan 
abftehen und fih begnügen, die Zuflcherung ter Nachfolge für 
feinen Sohn Friedrich zu erhalten. Seine Vorfchläge hatten nur 
die Wirkung, daß die Fürften um fo Tonfequenter auf die Erblich⸗ 
feit ihrer Xehen hielten. Müſſen wir einerjeitd im Intereffe der 
nationalen Ginheit wünſchen, daß Heinrich mit feinem Plane eines 
Erbfatjertbums durchgedrungen wäre, fo dürfen wir anbererfeits 
nicht überfehen, daß die Erbmonarchie, welche er wollte, Fein 
deutſches Meich geweſen wäre, ſondern eine europäifche Univerſal⸗ 
monarchie. Nicht nur fein Erbreih Eicilien wollte er für immer mit 
dem römiſchen Neiche, zu dem fihon der größere Theil von Italien 
gehörte, vereinigt wiſſen, ſondern er dachte auch daran, die Ober⸗ 
Lehenäherrihaft über Branfreih und England zu gewinnen, ja er 
richtete feine Gedanken auf Eroberung des griechiſchen Neiches, um 
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alle Theile der ehemaligen römifchen Herrſchaft unter hohenſtaufiſcher 
Gewalt zu vereinigen. Der frühe Tod Heinrihd VI. in feinem 
32ften Jahre (1197) machte diefen hochfliegenden Planen ein Ende 
und gab Deutſchland ven Wahlparteiungen preis, da fein Sohn 
Friedrich, für deſſen Nachfolge er die Zuflimmung der Fürften 
gewonnen hatte, erſt 4 Jahre alt war. Die deutſchen Fürften 
wollten eine vormundfchaftlihde Negierung, und der Papſt ſprach 
ſich beſtimmt gegen bie Vereinigung des ſicilianiſchen Erbes mit der 
deutfchen Kalferfrone aus. Es entſpann fih nun ein Kronitreit 
zwifchen Heinrichs Bruder Philipp, dem jüngften Sohne Barbas 
roſſa's, und dem Welfen Otto, der wieder eine neue Schwächung 
der koͤniglichen Gewalt zur Folge hatte. Philipp, der endlich durch 
reihe Schenkungen bohenftaufifhen Gutes an die Fürften, troß 
päpftlichen Bannfluhs, den Sieg gemonnen hatte, wurde von Dtto 
von MWittelöbah ermordet, und nun Fam Otto der Welfe unter 
der Begünftigung des römischen Papftes in den Beſitz der Kaifer 
frone. Gr brachte jedoch den Papft durch Zurüdnahme aller 
Zugeſtändniſſe gegen die Kirche fo fehr ind Gedränge, daß dieſer 
Heinrih8 Sohn Priebrih zur Behauptung feiner Anſprüche auf 
Deutfchland auffordert. Als nun Friedrich im Spätjahr 1212, 
ein 18jühriger junger Mann, mit aller perfünlichen Anmuth feines 
Geſchlechtes ausgeftattet, in Deutfchland erſchien, fiel ihm Alles zu, 
ed hieß bei ihm recht veni, vidi, viei. Seine Perſoönlichkeit mirfte 
wahrhaft bezaubernd. Dazu kam freilih, daß er ſtaufiſches But 
und Reichsgut mit verfehmenderifcher Treigebigfeit an den beutichen 
Adel ſpendete. Kaifer Dito verfchmand ganz und flarb verlaffen 
1218 auf der Sarzburg. Uber fo glänzend Friedrich IL feine 
Laufbahn in Deutſchland begonnen, fo frohe Erwartungen er erregt 
hatte, fo entfprach der Fortgang feiner Regierung dem Anfang 
keineswegs. Es wäre feine Aufgabe geweſen, mit allem Ernft 
ber deutſchen Angelegenheiten fih anzunehmen, die zerrüttete Reichs⸗ 
gemalt wieberherzuftellen, wieder keizubringen was in den Zeiten der 
Noth und Verwirrung verloren gegangen war. Daß er es wohl 
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verftand, zerrüttete Verhältniffe zu ordnen, durch weife Geſetzgebung 
einen Staat zu organifiren, Hat er in Neapel gezeigt. Uber in 
Deutfpland hat er die Aufgabe nicht einmal verfucht, die ihm bei 
dem allgemeinen Vertrauen, das ihm entgegen kam, bei feiner hohen 
geiftigen Begabung, menn irgend einem beutfchen Kalfer, hätte 
gelingen müffen. Statt deſſen eilte er nach etlichen Jahren nad 
Italien, dem Lande feiner Geburt, dem er durch Erziehung und 
Bildung angehörte. Er fand es feinen Neigungen entiprechender, 
dort unumfchränft zu regieren, die Meize einer üppigen Natur zu 
genießen ımd an feinem Hofe in Palermo den Mittelpunkt eines 
geiftig bemegten, durch Dichter und fchöne Frauen geſchmückten 
Lebens zu fchaffen, als in dem rauhen und armen Deutichland 
einen Kampf auf Tod und Leben gegen die entflehende Landes⸗ 
boheit der Fürften zu verfuchen. Auf Wiederherſtellung der Reichs⸗ 
gewalt in Deutfhland feheint er aber von Anfang an verzichtet 
zu haben. Denn wie hätte er fonft den aufftrebenden Fürften 
gegenüber, deren Politif dahin gerichtet war, ber Neichögewalt bei 
jeder Gelegenheit Rechte zu entreißen, feinen Sjährigen Sohn Hein» 
rich als Reichsverweſer zurücklaſſen können, da ſich mit Gewißheit 
vorausſetzen ließ, daß unter dem Segen wechſelnder Vormundſchaft 
und den Parteiungen der Fürſten die Verhaͤltniſſe noch mehr in 
Berwirrung gerathen würden. Und dazu traf er beim Abſchied 
felbft eine unglüdfelige Einleitung. Er mollte die Bifchöfe, mit 
deren Beifland er vie Wahl Heinrichs zum römiſchen König — fo 
wurde jeßt der deflgnirte Nachfolger des Iebenden Kaiferd genannt 
— durchgefebt Hatte, für ihre Wilfährigfeit Lelohnen, une ba er 
feine Neihägüter mehr zur DBerfügung batte, gab er ihnen wid- 
tige Nechte ver Reichsgewalt und die Freiheit bijhöflicher Städte 
preid. Gr erließ unter dem 26. April 1220 ein Mandat an die 
deutſchen Bifchöfe, worin er erklärt, ee wolle in ihren Territorien 
ohne ihren Rath und Willen feine neuen Zölle und Münzftätten 
errichten, auch follen feine Beamten in den bifchöfliden Städten 
feine Gerichtöbarfeit üben, außer 8 Tage vor und 8 Tage nah 
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angelagtem Hoftage, auch fonft Fein Recht in denſelben haben, viel 
mehr der Fürſt und Herr ber vollen Gewalt fich erfreuen. Au 
außerdem machte er noch eine Reihe von wichtigen Zugeſtändniſſen, 
die, wenn fie auch im Einzelnen billig waren, doch die Regierung» 
sechte ganz in die Hände der Biſchöfe gaben und der Erflärung 
gleichkamen, daß ber Kaifer in den Gebieten der Biſchöfe nichts 
mehr zu fagen haben molle. Noch größere Nechte wurben 11 Jahre 
fpäter allen Fürſten eingeräumt. Der junge König Heinrich, von 
den Fürften zur Losreißung von der Eniferlihen Oberherrfchaft und 
zu Planen der Empörung verlodt, wollte feinen Bater durch Zus 
geftändniffe ükerbieten und erließ am 1. Mai 1231 eine Der: 
ordnung, worin er den geiftlichen und meltlichen Fürſten verkündete, 
er wolle fie in ihrer Freiheit erhalten und auf alle Weiſe pflegen, 
jeder Fürſt folle feine Breiheiten, Gerichtöbarfeiten, Grafichaften, 
Genten, mögen fie freied Eigenthum ober durch Xehen verliehen 
fein, ruhig nach Landesgewohnheit gebrauchen. Ausbrüdlich werben 
die Fürſten als Landesherrn, als domini terrae, anerkannt. Einige 
Monate vorher, den 23. Januar 1231, war dagegen eine Ver⸗ 
ordnung an die Städte erlaſſen worden, worin ihnen die Befugniß 
abgeſprochen wird, Einungen und Bündniſſe miteinander zu ſchlie⸗ 
hen, ſelbſt der König ſollte ſolche Bündniſſe nicht ohne Einwilli⸗ 
gung der Landesherren, von deren Gebiet die Städte umſchlofſen 
waren, erlauben dürfen. Diefe Privilegien mußte der Kaiſer nach⸗ 
ber beftätigen, wenn er den Fürften nicht einen Vorwand geben 
wollte, für den aufrührerifchen Sohn Partei zunehmen, und übers 
dieß waren alle dieſe Zugeſtändniſſe nur weitere Enimidelungen 
und Folgerungen aus dem Privilegium, das er felbft früher den 
Biſchöfen ertheilt hatte. Er wieterholte fie in vollem Umfang in 
einem Mandat vom Mut 1232. In einem im Jan. 1232 von 
Ravenna aus erlaffenen Befehl vernichtet und kaſſirt Kaifer Friedrich, 
damit die Meichsfürften, welche berufen jelen an der Megierung 
Theil zu nehmen, ihrer Breiheiten und Begabungen in ber weiteften 
Auslegung fih erfreuen mögen, in jeder Stadt Deutſchlands den 
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Math, die Bürgermeifter und andere Beamte, welche von den Bür⸗ 
gern ohne die Genehmigung der Erzbifhöfe und Biſchöfe heftellt 
worben feien, und verorbnet, daß die ganze Verwaltung der Stäbte 
und aller Güter, die vom Reiche zu Leben gegeben find, ben Bis 
fhöfen und ihren Beamten zuftehen jolle, erklärt fogar die Pri⸗ 
pilegien, welche er felbft over feine Vorfahren einzelnen Städten 
oder deren Rathsmannſchaften gegeben haben möchten, für nichtig. 
Dur alle Tiefe Verordnungen murbe die Landeshoheit geſetzlich 
begründet und die bißherige Monarchie des Meiches zu einer Art 
Bundesſtaat umgeftaltet, morin bie Fürften, innerhalb ihrer Terris 
torien ſelbſtaͤndig, nur noch nach Außen der Vertretung durch ein 
gemeinſames Oberhaupt bedurften. Ihr Zuſammenhang unter ſich 
war fo locker, daß es nur auf ihren eigenen Willen und ihr Ins 
terefje anfam, wie meit fie fich untereinander zu befonderen Zwecken 
verbünden wollten. 

Die ganze Negierung Friedrich IL. zeigt eine unverantmorts 
liche Vernachläſſigung Deutſchlands. Nachdem die ausgebrochene 
Empörung König Heinrichs unterhrüdt und er von feinem Vater gefan- 
gen gefeßt worden war (Juli 1235) hielt zwar Friedrich im Auguſt 
deffelben Jahres zu Mainz einen großen Reichstag zur Wiederher⸗ 
flelung des Nechtözuftandes in Deutſchland. Es wurde bier die 
berühmte Pridericianifche Landfriedensordnung verkündet, welche 
durch das ganze Mittelalter hindurch für den Innbegriff der poli⸗ 
zeilichen und ftrafrechtlichen Gejeßgebungsweisheit galt und Immer 
wieder aufd neue eingefchärft wurde. Ste enthielt eine Menge von 
zweckmäßigen Verordnungen, mie fle dad augenbliclihe Bedürfniß 
erforderte, aber eine neue Gruntlage zu Wiederaufrichtung des 
Reiches mar damit nicht gegeten. Dieß war auch ter legte Aufent⸗ 
halt Friedrichs im Deutfchland, er wandte ſich wieder ten italie⸗ 
nifchen Angelegenheiten zu, ließ fich in Deutichland nicht mehr 
fehen und feine Thätigkeit zeigt nur menige Spuren der Sorge 
für das deutſche Neih. Friedrich war zu fehr Foßmopolitifchen 
Sinned und moderner Natur, ald daß die Wirkſamkeit in den 
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Grenzen de3 mittelalterlihen, auf ſtäͤndiſchem Corporationgwefen 
und Hierarchie beruhenden Staate feinem Geſchmack entfprochen 
hätte. Die Blüthen europaifcher und orientalifher Weltbildung 
zu pflüden, Wiſſenſchaft und Kunſt zu pflegen, dad Staatsleben 
aus den Banden der Kirche zu befreien und auf religiöfe Duldung 
und Sumanität zu gründen, dad mar nach feinem Einn. 

Der Kampf mit dem Papftthum, der durch die ganze Re⸗ 
gierungszeit Friedrichs IL. fich hindurchzieht, führte endlich nach 
wiederholten Bannfluchöverfündigungen dahin, daß der Papſt Inno⸗ 
cenz IV., ein an geiftiger Kraft dem Kaiſer ebenbürtiges Kirchen- 
Dberhaupt, auf dem Concil von Lyon im Juli 1245 mit 140 
Bifhöfen die Abſetzung Friedrichs ausſprach. Damit war feine 
Macht gebrochen. Sein Sohn, der römifche König Konrad, Reichs⸗ 
verwefer in Deutfhland, Fonnte nun nicht verhindern, daß unter 
päpftlihem Schutze Gegenkönige auftraten; zuerft Heinrich Raspe, 
Landgraf von Thüringen, und nad deſſen baldigem Tode Graf 
Wilhelm von Holland, der von brei rheinifchen Erzbifchöfen 1247 
zum römifchen König gewählt wurde, aber zunächft nur ſchwachen 
Unhang, und in den großen Reichsſtädten entſchiedenen Wiberftond 
fand. Indeſſen ftarb Kaifer Friedrich, gegen den der unverjühnliche 
Innocenz alles in Bewegung gelebt Hatte, um ihm ten Boden 
feiner Macht zu untergraben, vereinfamt, durch Krankheit gefhmwächt 
und gebeugten Gemüthe8 am 13. Dez. 1250 zu Fiorentino. Gein 
Sohn, König Konrad IV., eilte nun, des ewigen Kampfes in Deutſch⸗ 
land mühe, und von Mördern verfolgt, nach Italien, um bort fein 
väterlihes Erbe anzutreten. Es gelang ihm auch, durch feinen 
Halbbruder Manfred unterftügt, Neapel zu erobern, aber ehe er ſich 
befeftigen Eonnte, ſtarb er 1254. Inzwiſchen hatte in Deutfchland 
König Wilhelm durch feine Heirath mit einer Welfin die dieſem Haufe 
verwandten norddeutſchen Fürften auf feine Seite befommen, aber 
auch das Reichsgut fo freigekig vertheilt, daß von ber materiellen 
Grundlage ver Neichsgewalt faft nichts mehr übrig blieb. Sein Tod 
(1256) konnte an dem Zuftande des Reichs nicht viel verfchlimmern. 


A. 


Berfall der nationalen Einheit im Interregnum und verſuch 
der Städte die Statthalterfchaft des Reichs zu übernehmen. 


Mit dem Ende der Negterung Friedrichs I. begann eine Zeit 
der Herrenlofigkeit und der Verwirrung in Deutfchland, in welcher 
Fehden an Fehden fi reihten und das eigentliche Fauftrecht in 
feiner Eraffeften Ausbildung zur Herrſchaft gelangte. Es gab viele 
Ritter, die das Fehdeweſen zum gewinnbringenden Gefehäft machten, 
reifenden Kaufleuten aufpaßten, fle niederwarfen, ihrer Güter beraub- 
ten, und gefangen bielten, um ein Röfegeld von ven reichen Stäbten 
zu erpreflen. Auch andere Erpreflungen wurden geübt, befonberd 
durch Zölle und Geleitwefen. Die Land», befonder8 aber vie 
Waſſerſtraßen wurden von den anmohnenden großen und kleinen 
Herren benüßt, um die Vorüberziehenden zur Erlegung von Zöllen 
anzuhalten. Es mar eine Befugniß des Kaiferd, für den Land⸗ 
friedensfhuß, den er gewährte, und zu Aufrechthaltung gewiſſer 
Handelöprivilegien, die er einzelnen Städten gegeben hatte, an den 
Hauptplägen des Verkehrs Zölle zu erheben, die einen bedeutenden 
Theil der Meichdeinkfünfte ausmachten. Oft ertheilte er dieſe Zölle 
auch den Fürften zu Lehen. Aber außer biefen reichögefeglichen 
Zöllen errichteten manche Zürften willkührlich eigene Zollftätten und 
erhoben, zum Theil unter dem Vorwand des Marftfhuges, zum 
Theil ohne allen rechtlichen Grund, von den mit Waaren vorüber- 
reifenden Kaufleuten Zölle. Beſonders am Rhein wurde biejes 
Unmefen in großer Ausdehnung getrieben. Aehnlicher Mißbrauch 
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fand mit dem Geleite flat. Urfprünglih wurde den Fürften vom 
Kaifer das Recht verliehen, den Neifenden zu feinem nothwendigen 
Schuß durch ihr Territorium geleiten zu laflen; jeßt aber war es 
nur darauf abgefehen, dem Heifenden möglihft viel Geleitögelb 
abzuprefien, dad ald landesherrliches Hecht betrachtet und gefordert 
wurde, wenn auch kein Geleite flattfand. 

Um nun nothtürftig dem Handel und Verkehr Schub zu 
gewähren, und überhaupt Ruhe und Ordnung zu erhalten, mußten 
die einzelnen Reichsſtände felbft zufammen treten, da die Reichs⸗ 
Gewalt fo gut als nicht vorhanden und durchaus unvermögend 
war den Landfrieven zu handhaben. Dazu verbanden ſich beſon⸗ 
ders die Städte am Nhein. Diefe waren den übrigen Städten in 
Deutſchland an yolitiicher Bildung vorangerilt; im Kampf mit 
ihren Bifhöfen hatten fie Freiheit und Selbſtändigkeit errungen, 
durch weitverbreiteten Handelsverkehr flantlihe Kenntniffe und Ein- 
fihten gewonnen. Bei dem Kampfe Heinrichs IV. mit den Fürften 
und dem Papfte nahmen fie entſchieden Partei für den Kaiſer und 
die nationale Einheit. Mehreremal ſtellten fie dem bebrängten 
Kaifer ein Heer von wehrhaften Kaufleuten zur Verfügung, zum 
Lohn dafür wurden fie nachher von ihm mit zahlreihen Privi⸗ 
legien bedacht. Befonderd Speier, Worms und Straßburg erfcheinen 
als hochbegünſtigt. Unter Barbarofja erhielt Worms ein flähtifches 
Gericht, welches allmählig die unbeſchränkte Herrfchaft über bie 
Stadt an fih brachte, fo daß die biſchöfliche Oberhoheit nichts 
mehr zu bedeuten hatte, wodurch dieſe Fleine Stadt eine hervor⸗ 
ragende Stellung erlangte. Die mächtigften und reihften Stäbte 
am Rhein aber waren Mainz und Köln. Köln hieß die Königin 
des Rheins, hier und in Megendburg waren bie erfien Großhändler 
Deutichlands, fie vermittelten durch Schelve und Maas den Binnen 
handel mit der See und fuhren mit ihren eigenen Schiffen nad 
England, mo fie fich bald bedeutende Vorrechte für Aus- und Ein- 
fubr erwarben. Auf ihren jährlichen Meſſen kamen Kaufleute aus 
allen Gegenden Europa’3 zufammen; der Einfluß der Kölner auf 
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bie Handelsverhältniſſe zeigt ſich auch darin, daß die rheiniſchen, 
niederländiſchen und weſtfäliſchen Städte kölniſches Maß und Ge⸗ 
wicht führten. Mit Köln wetteiferte Mainz, ſchon in alten Zeiten 
von dem Reichthum ſeiner Bewohner und der Pracht ſeiner Gebäude 
„die goldene“ genannt. Hier war ein Hauptſtapelplatz für den 
Rhein⸗ und Mainverfehr, aber auch ein befonderd lebendiges poli⸗ 
tiſches Intereffe. Schon zu Barbaroſſa's Zeiten mußten die Mainzer 
ihrem Erzbiſchof umfaffende Freiheiten in Beziehung auf flädtiiche 
Verwaltung und Gerihtöbarkeit abzudringen. Als der Nachfolger 
die Zugeftändniffe feines Vorgängers nicht anerkennen wollte, erhob 
NH die Gemeinde zum Nufftand, wobei der Bifhof erſchlagen 
wurde. Der aus Italien zurücgefehrte Barbarofia glaubte das 
deutſche Mailand eremplarifch beftrafen zu müſſen, vernichtete alle 
feine Vorrechte und ließ die Mauern von Mainz nieverreißen. Aber 
wie Mailand wurde auch Mainz in feinem Freiheitsſtreben nicht 
gebrochen, und im Jahre 1244 gelang es endlich der Stadt, von 
ihrem Erzbifchof Sigfried einen Freiheitsbrief zu erpreffen, welcher 
ihr eine wahrhaft republifanifche Unabhängigkeit gewährte, die fpäter 
von König Wilhelm beflätigt wurde. 

Nah al diefem war es natürlih, daß ſich die rheinifchen 
Städte fühlen lernten und auch in allgemeinen Angelegenheiten ein 
Wort mitfprehen wollten. Nah dem Vorbild der italienijchen 
Städte ſchloſſen fie Bünbniffe zu gemeinfamer Vertheidigung ihrer 
echte gegen die Fürften und zum Schuß ihres Verkehrs. Schon 
im 3. 1220 ſah fih die Stadt Wormd in Folge des Mandats 
Katjer Friedrichs II. gegen die Freiheit der bifchöflichen Städte von 
ihrem Bifchof, der die Abfchaffung des ſtädtiſchen Magiftrats eifrig 
betrieb, in ihren Freiheiten bedroht und fuchte Schuß in einem 
Bündnifje mit ihrer Nachbarſtadt Mainz, die fie auch wirklich in 
Aufrehthaltung ihrer Selbftändigkelt unterflüßte. Von diefer Zeit 
an finden fih Spuren von Bündniffen zwiſchen jenen beiden 
Städten, denen fih auch Speier, Frankfurt, Friedberg, Gelnhaufen 
und Bingen anfchloffen. Diefe Verbindung war ven Fürſten fehr 
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unbequem, und fie wußten den Reichsverweſer, König Heinrich VIL, 
zu einem Mandat zu veranlafien, worin er dieſes Bündniß, weil 
ed zum Nachtheil ber Mainzer Kirche gereihe, auflöste und für 
nichtig erklärte. Die Städte ließen fih aber dadurch nicht irre 
machen, fo daß bie Fürften für nöthig fanden, den König um 
ein neue8, allgemeinere Verbot anzugeben. Nun wurde auf Bes 
fhluß eines Wormſer Neihstags im I. 1231 jener Befehl gegen 
die Städtevereine erlafien, den wir fchon oben erwähnt Haben. 
Es folgte nun das ravennatijche Edikt gegen alle ſelbſtaͤndige Obrig⸗ 
feit der Städte. Diefes mußte natürlich eine um fo erbittertere 
Stimmung der Städte gegen ihre Fürften und ein um fo innigeres 
Zufammenfhalten berfelben unter einander zur Folge Haben. Als 
nun dad Reich nach dem Sturze Friedrichs IL. vollends in Anarchie 
gerieth, übernahmen die Städte am Mhein den Beruf der abhan⸗ 
ben gefommenen Töniglihen Macht, indem fie durch Gründung eines 
größeren Bundes nicht nur den Landfrieden aufrecht zu erhalten, 
fondern auch in dem zerfallenden Meiche bie Anfünge einer neuen 
Einheitsform zu fchaffen ſuchten. Die nächfte Veranlaffung zu dem 
rheinijhen Stäptebund gab der Beiftand, den die Stabt Mainz 
ihrer Nachbarin Worms wieder gewährte, welche letztere, beharr⸗ 
lich Hohenftaufifch gefinnt, von ihrem Biſchof Richard bedrängt 
und mit Schmälerung ihrer Preiheiten bedroht war. Worms 
ſchloß mit Mainz ein Bündniß, nicht nur für den nächflliegenden 
Zweck, fondern für die Herftellung eines allgemeinen Friedenszu⸗ 
ſtandes in den von mannigfaltigen Fehden beunruhigten Rhein⸗ 
gegenden. Gin angefehener Bürger von Mainz, Arnold, der Wal- 
pode (Bemaltbote) genannt, fprach hegeiftert für diefen Plan und 
flug feinen Mitbürgern vor, fie follten fich zu Wiederherſtellung 
des Friedens eidlich verbinden. Sein Vorfchlag fand Anklang, 
sicht nur bei feinen Mitbürgern, fondern auch bei vielen andern 
benachbarten Städten. Die Vertreter von Mainz und Worms, 
denen bald anch Oppenheim und Bingen ſich anfchloffen, erklärten: 


da durch dem Unfrieden dem Lande viel Schaden und Ungemaqh 
Klüpfel, deutſche Cinheitebeſtrebungen. 4 
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wiederfahren, viele gute ehrbare Leute barnieberlägen und bie Un» 
ſchuldigen widerrechtlich bedrückt feien, fo hätten fte fi verbunden 
zu Hilf und Math wider die, fo ſolches Unrecht thun. Sie wol 
len nicht 6108 die Großen unter ihnen, fondern auch die Kleinen, 
Geiftlihe und Weltlihe, ſelbſt die Juden, ihres Schutzes theil- 
haftig werben laſſen. Um Mifhelligkeiten und Fehden unter 
ben Bunbeögenofien felöft zu vermeiden, follten aus jeder Stadt 
vier ehrbare Männer des Naths erwählt werben und Macht haben, 
auf ihren Eid Hin über alle Anſprüche zu entſcheiden, alle Streitig- 
Zeiten zu flichten und überhaupt zur Erhaltung des Friedens und 
der Ordnung das Nöthige vorzufehren. Einige Monate darauf, 
am 13. Juli 1254, finden wir zu Mainz außer den urfprünglichen 
Bundesmitgliedern nit nur Boten von einer großen Anzahl rhei⸗ 
niſcher Städte, wie Köln, Straßburg, Bafel, fondern auch bie drei 
rheiniſchen Erzbiſchöfe, die Biihöfe von Worms, Straßburg, Meß, 
Bafel, fowie viele Grafen und Eodelleute, um auf den Grund der 
von Wormd und Mainz verabredeten Verpflichtungen einen Lands 
friedensbund für zehn Jahre zu errichten. Um eine Haupturſache 
vieler Beinbfeligkeiten zum voraus zu befeitigen, erklärten die Fürſten 
und Herren ſich bereit, ihre vielen Zölle zu Waſſer und Land ohne 
Entfhädigung aufzuheben. Friedbrecher follten von Bundeöwegen 
zu einer entfprechenden Buſſe gezwungen werden. Jede Stadt und 
jede Herrſchaſt follte 4 Geſchworene für das Friedendgericht wählen, 
da8 in jedem einzelnen Yale aus 12 Mitgliebern zu beftehen hätte. 
Die Volziehung des Spruches follte, wenn Weigerung erfolgte, 
mit Hilfe der bewaffneten Macht ded Bundes ausgeführt werben. 
Im Oktober deffelben Jahres wurde bie gegenfeitige Hilfleiſtung 
noch beftimmter geregelt, Mainz und Worms zu Vororten erwählt, 
welche bie Correſpondenz beforgen und in Nothfällen bie Hilfe 
mahnen follten. Die Städte von der Mofel bis Baſel follten 
Hundert bewaffnete Schiffe, die Städte am untern Rhein fünfzig 
mit Bogenfhügen bemannte Schiffe zur Verfügung des Bundes 
ſtellen, jede Stadt außerdem noch je nach DVermögen eine Anzahl 
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Fußvolk und Meiterei gerüftet halten. Das flehende Heer des 
Bunded betrug fomit, wenn wir auf jeted Schiff nur 40 Mann 
rechnen, 6000, eine Anzahl, wie fie felten ein Fürſt damaliger 
Zeit zufammenbradte. Dur die imponirende Stellung, welche 
bie Bundesftäbte gegenüber dem abgeneigten Adel einnahmen, wuß⸗ 
ten fie wirklich Frieden zu fhaffen. Dem Reichserbtruchſeß Werner 
von Bolanden, welcher dem Bunde nicht Hatte beitreten wollen 
und von feiner Burg Ingelheim aus die Straßen weit und breit 
unſicher machte, belagerten ſie feine Burg und zerftörten dieſelbe 
von Grund aus. Wernerd Breunde und Kampfgenofien rüfteten 
nun mit aller Macht zu einem Rachezug gegen die Stabt Mainz, 
aber die Städte rüfteten auch, und es kam eine Vebereinfunft zu 
Stande, nah welcher Werner und feine Genoffen die Bundes» 
gewalt anerkennen, die ungerechten Zollpladereien aufgeben und dem 
Bunde beitreten mußten. Es läßt fich denken, daß dieſes DBer- 
fahren, wie Albert von Stabe berichtet, den Fürſten und Nittern, 
befonderd denen, welche beftändig die Hände zum Haube bereit 
Hatten, ſchlecht gefiel und daß fie meinten, es fei doch fchändlich, 
wenn Kaufleute über Herren vom Adel die Herrfchaft führen follten. 
Kein Wunder, daß fie darnach trachteten, den Bund allmählig dur 
Innern Unfrieden zu lähmen. Dazu bafnten ihnen die Städte 
felbft ten Weg, indem fle Fürſten und Nitter, von benen doch 
hauptſächlich die Friedensbrüche und die Untergrabung der Reichs⸗ 
gemalt ausgingen, arglos mit in ihren Bund aufnahmen, und jedes 
Mitglied die Verpflichtung hatte, Nachbarn und Verwandte hereins 
zunötbigen. Sie bezweckten damit freilich eine möglichſt weite Aus⸗ 
Dehnung und AUbrundung des Bundes, eine annähernde Einigung 
fämmtliher Neihsftände ; aber viele Fürften und Nitter glaubten 
eben, ihren Vortheil beffer bei Uneinigkeit und Anarchie verfolgen 
zu können. Go wurden wohl Manche aufgenommen, in beren 
Wünfhen es mehr lag, den Bund zu Jodern als zu befeftigen. 
Auch das Patronat des Scheinkönigs Wilhelm von Holland, das 
bie Städte ſchon im Sommer 1254 angelegentlihft nachſuchten, 
4* 
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Tonnte wenig nüßen, zumal ta er bie Bedingung beifügte, daß der 
Adel im Genuß feiner Rechte und Gerichte bleiben und vie Bes 
fugnig haben follte, von tenen, welche in feinem Gerichtszwange 
wohnten, bie Reiftungen zu fordern, welche feine Borältern feit 
30 —50 Jahren empfangen bätten. 

Den Umfang des Bundes erfehen mir aus einem Abſchieb 
des Städtetags vom 15. Aug. 1255, in welchen bie rheinifchen 
Kurfürften, 12 Grafen und Herrn und mehr denn 60 Städte ale 
Mitglieder aufgeführt werden. Der mächtigſte Fürft des Bundes, 
fowohl nad) erblihem Lünderbefig als durch perſönliche Begabung, 
war der Pfalzgraf Ludwig, zugleich Herzog von Baiern. Er fpielte 
gewiffermafien die Rolle eined Bundesdirektors und fol viele feiner 
Standeögenoffen zum Beitritt veranlaßt haben. Dur) ihn, ſowie 
durh die Städte Wormd und Speier mit ihren Bifchöfen, auf 
Heidelberg, Neuftadt und die Grafen von Leiningen war bie Pfalz 
beim Bunde vertreten; die Erzbifchöfe von Mainz, Köln und Trier 
brachten ein anfehnliches Gebiet herzu, das Erz- Bistum Köln 
umfaßte auch einen großen Theil von Weftfalen, deſſen Städte 
kurz vorher ein ähnliches Bündniß untereinander errichtet hatten; 
von ihnen werben befonderd Münfter und Soeft genannt; aus 
Heflen finden wir den Abt von Fulda, die Grafen von Katzenellen⸗ 
bogen, von Ziegenhain, die Landgräfin Sophie von Thüringen, 
die Städte Marburg, Alöfeld und Grünberg; die Wetterau war 
mit Frankfurt, Wetzlar, Friedberg, Gelnhoufen darin; Franken nabın 
durch Seligenftabt und Alchaffenburg Antheil, fpäter traten au 
Würzburg und Nürnberg bei; vom Elſaß, wo das fläbtiiche Ele⸗ 
ment durch den zahlreihen und mächtigen Adel fehr gebrüdt war, 
finten wir Straßburg mit feinem Bifhof, auch Colmar, Schlett- 
ſtadt, Weiffenburg, Hagenau; aus dem obern Alemannien nur 
Breiburg im Breisgau, und die Stadt Bafel, aber ohne ihren 
Biſchof; Zürih, mit Straßburg enge verbündet, ift ebenfalls in 
dem Bunde, dagegen feine der fpäter jo einungdeifrigen ſchwäbiſchen 
Städte, ebenfowenig Regensburg, dad doch bei feinem’. großen 
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Handelsverkehr Interefie genug an ber Zollfreiheit des Rheines 
gehabt Hütte. 

So umfaßte der rheinifhe Bund ein ziemlich großes, vielfach 
zufammenhängendes, aber auch von Nichttheilnehmern durchſchnit⸗ 
tenes Gektet des fübmeftlihen Deutfchlands, und diefer Theil von 
Deutfchland war gerade ber, in welchen ſich das öffentliche Leben 
und die Macht conceentrirte. Gegen Süben find Bafel und Zürich 
bie mweiteften Ausläufer, gegen DOften Nürnberg und Erfurt, im 
Norden Münfter und Bremen, doch feheint letztere Stabt ziemlich 
vereinzelt, ohne Einverfländniß mit den Hanſeſtädten, Antheil ges 
nommen zu haben. Auch intenfiv nahm der Bund immer mehr 
zu und bildete auf häufigen Bundestagen feine Verfaffung aus. 
Es wurde feftgefeht, daß jährlich vier allgemeine Verſammlungs⸗ 
Tage gehalten werben follten, nah Neujahr zu Köln, nad Oftern 
zu Mainz, um Johanni zu Worms und im Eeptember zu Etraß- 
burg. Am Rheine herrſchte nun eine Orbnung und Sicherheit 
des Verkehrs, wie man fte feit Barbarofia’8 Zeiten nicht mehr 
erkebt Hatte; aber über die Handhabung bes Landfriedens ging der 
Einfluß des Bundes doch nicht hinaus Die Berbältnifie hatten 
zwar den Städten die Aufforderung nahe genug gelegt, einen Ans 
theil an der Leitung der Meichäangelegenheiten ſich zu erobern, ihre 
Erfolge mußten da8 Gefühl ihrer Stärfe beleben, der Vorgang ber 
italieniichen Städte konnte ihnen zeigen, maß freie Gemeinden felöft 
gegen mächtige Fürften vermögen, fie hatten unter Friedrich IL 
und feinem Sohne Heinrich deutlich geſehen, mie ſchlimm es die 
Fürften mit den Freiheiten und Rechten der Städte meinten — 
und dennoh kam e3 zu feinen keftimmten DBeranftaltungen, um 
dem Umflchgreifen der Fürſten für die Dauer Schranfen zu feßen. 
Dieß kam hauptfählich daher, daß ten Städten von ihren Mit« 
verbündeten, den vielen Fürften und Nittern, die fie aufgenommen 
Hatten, die Hände gebunden waren, 

Wenn der Bund im Stande war, etwas Nadhaltiges für bie 
Einheit Deutfchland zu Teiften, fo mußte es fich bei der naͤchſten 
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Erledigung des Kaiſerthrones zeigen. Zwei Jahre nach ber Stif⸗ 
tung des Bundes farb König Wilhelm (15. März 1256). Jetzt 
mußten die Städte mit aller Kraft dahin zu wirken fuchen, daß 
dem neu zu mwählenden Reichsoberhaupt eine flarfe Exrecutivgewalt 
und ein großed Reichsgut nicht ſowohl erhalten, als wieber bei 
gelegt würde. Dazu mar aber feſtgeſchloſſene Einigfelt bie erfle 
Bedingung. Die Berbündeten machten auch wirklich ernſtliche Ans 
ftalt, fi ihren Einfluß auf die Kaiſerwahl zu fichern, und beſchlofſen 
fon einige Tage nah Wilhelms Tode auf einem Bundedtage zu 
Mainz, daß jede Stadt fih auf den Kriegsfuß fehen und der Bund 
bie Reichsgüter mit aller Macht ſchützen folle. Auch ſchickte man 
Geſandte an die Fürſten, denen man das Mecht ver Wahl eines 
Reichsoberhaupts unbedingt zuerfannte, um ſie infländig zu bitten, 
daß ſie fih für das Wohl des gemeinfamen Vaterlandes zu einer 
einftimmigen Wahl vereinigen möchten. Für ben Fall einer zwie⸗ 
fpältigen Wahl fegte die Verfammlung durch Cidſchwur feft, daß 
feiner der Gewählten in einer Stadt des Bundes Aufnahme finden, 
daß Feinerlei Dienft ihm geleiftet, Teine Lebensmittel gereicht, kein 
Geld ihm geliehen merden dürfe; wer bamwiber handle, folle als 
ehrlos, als Eid» und Friedensbrecher behandelt werben. Die Für⸗ 
ften aber täufchten dur ihr Verhalten in der Wahlangelegenbeit 
das Vertrauen der Städte gar fehr. Unglücklicherweiſe war fein 
Fürft von fo hervorragenden Eigenfchaften vorhanden, daß ihn die 
Öffentlihe Meinung als Tünftiges Reichsoberhaupt einftinnmig hätte 
bezeichnen können. Dieß machte es den Wahlfürften leicht, ben 
neuen Kaiſer nur in ihrem Intereffe zu wählen Sie woll 
ten einen ſolchen Kaiſer, der nur den leeren Namen führen, bie 
wirkliche Gewalt aber ihnen überlaffen ſollte. Darum warfen fie 
ihre Auge auf einen Fremden, waren aber doch unter ſich uneins, 
ob fie den Grafen Richard von Kornwallis, oder den König Alfons 
von Kaftilien, einen Enkel Philipps von Hohenftaufen, wählen 
folten. Ein Theil der Wahlfürften wählte nun den Engländer, 
ein anderer Theil den Spanier. Gegenüber von dieſen Ränfen 
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der Fuͤrſten zeigte ſich der rheinifche Bund in einer klaͤglichen 
Schwäche. Anftatt der Lineinigfeit und Selbftfucht jener mit um 
fo fefterer Einheit für das nationale Intereffe entgegenzutreten, 
ließen fi die verbündeten Städte von den Fürften verführen und 
erflärten fich die einen für Alfons, die andern für Richard (1257). 
Köln ließ ſich durch einen Freiheitsbrief von Richard geminnen; 
Mainz, das Haupt des Bundes, nahm ohne Umſtände Richard 
in feine Mauern auf, bie wetterauiſchen Städte huldigten Ihm, 
glaubten aber ihr Gewiſſen zu wahren, indem fie tie Bebingung 
machten: ihr Eid folle nicht gelten, wenn der Gegenkönig durch⸗ 
bringe. Wormd, Speier, Oppenheim, Bafel, Nürnberg und andere 
erkannten Alfons an. Nachdem Richard durch feine Anweſenheit 
in Deutfchland und durch größere Geldmittel das Uebergemicht über 
feinen Gegner davongetragen hatte, fehlte e8 ihm doch fo ganz 
am wirklichen Beſitz der Macht, daß er den Landfrieden nicht aufs 
recht zu halten vermochte; die Städte aber, deren Bund in Yolge 
der Wahluneinigfeit auseinandergeftoben war, konnten auch nichts 
mehr ausrichten, denn ihr Unfehen war dahin. Nur Bruchftüde 
des Städtebundes verfuhhten in engern Kreiin den Landfrieden 
leidlich zu handhaben. Richard, der es felbft mit dem Kaiferthum 
nie ernftlich meinte, Eonnte feine Macht nicht über die Rheingegenden 
ausdehnen, Alfons Fam gar nie nach Deutfhland, und fo war in 
dem größten Theil des Meiches Fein Oberhaupt. Die Erhaltung 
der Orbnung blieb den Eleineren Bündniſſen und den größeren 
Fürften überlaffen. 

Noch vor der Stiftung des rheiniichen Stäbtebunds entflanden 
in Norbdeutfchland die Anfänge der Hanſa, eines Städtebundes, 
der zunaͤchſt nur Schuß ded Handel und Erwerbung neuer Vor⸗ 
rechte für denfelben bezwedte. An der Spige deſſelben fland das 
von Heinrich dem Löwen gegründete Lübeck, welches, bald durch 
Handel reih und mächtig geworden, im I. 1226 von Kaifer 
Friedrich II. Privilegien erhalten Hatte, die es ihm möglih mach⸗ 
ten, ein von Kaijer und Neichsfürften völlig unabhängiges Ges 


56 Die Hanfa. 


meinwefen zu gründen. Im J. 1241 ſchloß es mit Hamburg ein 
Bündnig zur Sicherftelung der Land» und Waſſerſtraßen vom 
Ausflug der Eibe bis zur Travemündung. Zehn Jahre fpäter 
handelten beider Städte Gefandte mit den Grafen von Flandern 
im Auftrag der „Kaufleute des römiſchen Reiches, welche Goth⸗ 
land befuchen“ über den Zoll von Damme und Brügge, und 1255 
fchlteßen fie ein Schutzbündniß auf 3 Jahre, um unerträglichen 
Schaden und Belaflung abzuwenden. Bald dehnte fi der Bund 
auf die Städte Wismar, Roſtock, Stralfund, Greifswalde und 
Stettin aus, und ging zunächſt in ein Landfriedensbündniß über, 
das fich auf ganz Weftfalen erſtreckte, aber zugleih noch die Si⸗ 
cherung kaufmänniſchen Verkehrs als Bundeszweck feſthielt. Es 
iſt nicht unwahrſcheinlich, daß die Grundzüge des Hanſabundes ſchon 
vor der Regierung König Rudolfs ſich feſtſtellten, jedenfalls aber 
beſtand unter ihm bereits ein feſter Verein der norddeutſchen Han⸗ 
delsſtaͤdte, der beſſern Landfriedenſchutz gewähren konnte, als das 
Reichsoberhaupt. 


3. 


König Rudolf theilt die. Reichsgewalt mit den Fürften und 
das Fiönigthum verwandelt fich in eine Keichsvorſtandſchaft. 


Deutfhland war den Wirren ber Anarchie preißgegeben, bis 
durch die Wahl Graf Rudolfs von Habsburg zum beutfchen König 
die Dinge wieder eine feftere Geftaltung annahmen. Schon zur Zeit 
Friederichs II. und noch mehr mährend bes Interregnums erlitten bie 
rechtlichen und territorialen Verhältniſſe gegen früher eine bedeutende 
Veränderung. Die höchſte Gewalt, die früher in der Perfon bes 
Kaiſers vereinigt war, ging auf eine Anzahl mächtiger Neichsfürften 
über. Es mußte fo kommen. Einmal fanden die Gefege Friedrichs IL. 
und feines Sohnes Heinrich zu Gunften der Landeshoheit ihre Vers 
wirflihung, die Fürften faumten nicht, nah der Welfung des Geſetzes 
ihre Sreiheiten und Gericht8barkeiten in Ruhe zu gebrauchen und in 
meitefter Ausdehnung nah Vermögen auszubeuten. Dazu waren fie 
auch durch bie überall hervorbrechende Anarchie aufgefordert. Wenn 
die Nechtöpflege und Hffentlide Ordnung im Kaifer feinen Schu und 
keine Stüge fand, mußte der Fürft, der die Macht dazu hatte, fich der 
Sache annehmen, die Gerichtöbarfeit ausüben, den Landfriedene bruch 
ſtrafen, die Gerichtöftellen befegen, das Geleite geben. Die Gewalt 
und bie Nechte, bie er in Zeiten der Noth zum Beften der öffentlichen 
Ordnung ausgeübt hatte, wurden ihm auch in ruhigeren Zeiten zu⸗ 
geftanden, e8 mar billig, daß er auch die Nutzung davon genof. 
Manche Stände eines Territoriums trafen auch wohl freiwillige Ueber⸗ 
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einkunft mit dem mächtigen Lanbesherrn, der ſich an bie Spitze flellte, 
und legten dadurch den Grund zu landftändifchen Territorialverfafs 
fungen. Auf diefe Art Eonnte der Fürft feine Iandeöherrlihe Gewalt 
innerhalb der Grenzen des Geſetzes und Herkommens ausbilden und 
erweitern. Auch die Territorien felbft wurden oft anfehnlich vergrößert, 
Vieles kam durch Schenkung ter Bemerber um die Kaiferfrone, An⸗ 
bered durch Mißbrauch und gewaltjame Beſitznahme in die Hände 
der Fürften. Schon die Hohenftaufen Philipp und Briebrich II. Hatten 
ben Fürften dur Schenkung und Belehnung Manches überlaffen, 
dann erkauften die Gegenkönige, Heinrich Raspe, befonders aber Wil- 
heim von Holland, Alfons unt Richard durch Vergabung von Reichs⸗ 
gütern und Belehnung mit nupbaren Rechten fich Stimmen und 
Anhänger. Manche Stadt, Landfhaft, Klöfter und Burgen wurden 
dem Neich durch Bedrückung, over durch den in den Zeiten der Noth 
gewährten Schuß entfrembet und genötkigt, einem Landesherrn Treue 
zu ſchwören. Wer in biefer herrenlofen Zeit Luft und Macht zum 
Zugreifen hatte, der griff zu und glaubte ſich wohl fogar berechtigt 
zu retten, was er retten konnte. 

Die Volksherzogthümer, in welchen das Fürftenthum eine 
nationale Berechtigung gehabt hatte, maren aufgelöst. Das Her- 
zogthum Sachfen, früher wohl das größte, mar nach dem Sturze 
Heinrichs des Löwen in mehrere Theile zerfallen, in die welfiſchen 
Erbgüter Braunſchweig und Lüneburg, die unter Friedrich I. 1235 
zu einem Reichsherzogthum erhoben wurden, in das Herzogthum 
Weftfalen, welches dem Erzbisthum Köln zugeteilt wurbe, unb 
dann in den Reſt des Herzogthums Sachen, welcher, die jetzigen 
Anhaltihen Lande und Theile der fächfifhen Provinz Preußen 
umfaſſend, an Albrecht ben Bären aus dem Haufe Anhalt Fam. 
Auch die Bisthümer Münfter, Paderborn und Osnabrück erhielten 
große Stüde von Sachſen. Gegen Ende des 13ten Jahrhunderts 
entftand dann aus der Marfgraffchaft Meiffen und der Landgrafs 
ſchaft Thüringen ein neues Sachſen, aus dem das jehige Künig« 
reich und die füchflfchen Herzogthümer hervorgegangen find. Die 
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Bewohner dieſes neuen Sachſens find Eeine Xheile des alten ſäch⸗ 
fifchen Stammes, fondern Thüringer und Elaven. Aus dem den 
Slaven abgerungenen Gebiet Öftlih von der Elbe, der Oſtmark, 
entftand tie Mark Brandenburg, teren Markgrafen fon in ber 
Zeit des Interregnums zu den mädtigften Fürſten Deutſchlands 
gehören. Das Herzogthum Franken, ſeit den Saltern unmittels 
bares Meichögebiet, war in das Erzbisthum Mainz und bie Bis⸗ 
thümer Würzburg und Bamberg übergegangen, auch hatte ſich bie 
Nheinpfalz und theilweiſe die Landgrafſchaft Heffen aus feinem 
Gebiet x. gebildet, die fränkifhe Markgraffchaft der Nürnberger 
Burggrafen war im Gntftehen begriffen... Das Herzogthum 
Schwaben, zulegt bohenftaufifches Erbgut, mar in eine Menge 
von kleinen Herrſchaften zerfallen, unter denen die Graſſchaft 
Mürtemberg und die Markgrafihaft Baden als die bebeutenberen 
auftauchen. Die zähringifhen Herzoge waren am Anfang bes 
13ten Jahrhunderts ausgeftorben und ihre Güter in der jebigen 
Schweiz, worunter auch Zürich und Bern, dem Meih ans 
beimgefallen. Außer den vielen Beſitzungen der Abdelsgeſchlechter 
war noch eine große Anzahl von Städten und Klöftern reiche- 
unmittelbar geblieben. Bon dem alten Herzogthum Baiern 
hatte fih noch ein großer Theil unter der Herrfchaft der Witteld- 
Bacher erhalten, doch waren ſchon frühe große Stüde davon ab» 
getrennt worben, ſchon im zehnten Jahrhundert das Herzogthum 
Kaͤrnthen, unter Barbaroffa tie Murf Defterreih,, dann die Her⸗ 
zogthümer Stelermarf und Meran, die Graffhaft Tirol; dann 
Hatten fich bisthümliche Territorien, wie Paflau, Salzburg, Frey⸗ 
fing, Eichſtedt gebildet. Das größte zufammenhängende Reichsland 
war das Königreih Böhmen, deſſen mächtiger König Ottokar auch 
die Marfgraffhaft Defterreih, die Herzogthümer Kärnthen und 
Steiermark dur Heirath erworben hatte, und von König Richard 
damit belehnt worden war. Das einft fo große Herzogthum Lo⸗ 
thringen war fehon frühe in Ober- und Nieverlothringen getheitt, 
erſteres ſtand unter den Grafen von Elſaß, letzteres unter vers 
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ſchiebenen Grafen von Limburg, von Brabant, von Flandern, von 
Holland, Friesland, Geldern, Cleve und Jülich. Auch das Erz⸗ 
bisthum Trier war ein Beitandtheil davon. Das ehmalige König» 
reich Burgund, nämlich der ſüdöſtliche Theil von Frankreich, Sa- 
voyen und die franzöflfhe Schweiz, Hatten ihren Berband mit 
dem Reiche theilweiſe fo gelodert, daß nur eine formelle Lehens⸗ 
oberhoheit beftand, indem viele Güter franzöftfhen Adligen zu 
Lehen gegeben waren. Ebenſo war in Oberitalien die Tönigliche 
Macht zu einem Schatten herabgefunfen. 

Sp mar gegen Ende des Interregnums die Öffentliche Mat 
in Deutfchland an etwa 50 Fürften übergegangen, die ihre Lehen 
unmittelbar vom Könige erhalten, aber durch Ausbildung der lan⸗ 
beöherrlihen Rechte eine Selbftänbigfeit erlangt Hatten, welche 
mit dem ehmaligen Unterthanenverbältnißg nicht mehr zufammen 
beftehen konnte. Zudem Hatie die Reichsgewalt die Mittel verloren, 
welche zur Behauptung ber höchften vollziehenden Gewalt unents 
behrlih waren, das Meich hatte nur noch ungefähr die Einfünfte 
eines Eleinen deutſchen Herzogthums. Die Bürflen, vie ben Kaiſer 
zu wählen batten, fahen in ihm nicht mehr ihren Herrn, fondern 
nur den Präfldenten der Reichsverſammlung, mit welchem ſie bie 
höchfte Gewalt theilen und gemeinfam ausüben wollten. Daß 
übrigens wieder ein Kaifer gewählt werden müfle, barüker maren 
fie nach dem Tode tes Scheinkönigs Richard im 3. 1272 einvers 
ftanden. Keiner von ihnen, außer König Ottokar von Böhmen, 
war fo mächtig, daß er an Losreißung vom Meiche hätte denken 
und des Reichsſchutzes hätte entbehren können. Cie mollten ihre 
erworbenen Beſitzthümer und Nechte nicht dem Wechſel neuer Wirren 
audgefeßt wiſſen, ſondern wieder einen feiten Nechtözuftand, durch 
welchen ihr Beſitz gefichert würde. 

Aus der großen Zahl der deutfchen Reichsfürſten traten fleben 
hervor, die ſich vorzugsmeife als Erben der Reichsgewalt anfehen 
fonnten, und darum Anſprüche machten, tie Wahl eines neuen 
Meiheoberhauptes zu beſtimmen. Es waren bie drei Erzbiſchöfe 
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von Köln, Mainz und Trier, der Herzog Albrecht von Sachen, 
der rheinfräntifhe Pfalzgraf Ludwig, der zugleid Herzog von 
Baiern war, und die Marfgrafen Otto und Johannes von Braun» 
denburg. Der mächtigfte Neihsfürft war freilich Ottokar von 
Böhmen, und wenn es den Fürflen ernftlih darum zu thun ges 
wefen wäre, einen wirklichen Kaifer zu befommen, fo hätten fie 
diefen wählen müffen, der an perfünlicher Energie, Herrſchertalent, 
fowie an Macht alle andern überragte. Diefe Anfiht ſprach auch 
Ottokars vertrauter Math, der Bifchof Bruno von Olmüg, in 
einem Bericht an den Papſt aus, morin er durch Grörterung ber 
deutfchen Verhättniffe nachwies, daß Feiner ber Fürſten außer Ottokar 
die erforberlibe Macht habe, um dag Kaiſerthum wieder aufrichten 
zu Eönnen. Wirklich bot man ihm die Krone an, Erzbiſchof En⸗ 
gelbert von Köln war im Auguſt 1272 mit Gefolge in Prag 
erfihienen, um Ottokar zu einer Erklärung aufzufordern. Er er 
theilte jeboch eine ablehnende Antwort, weil er fich ohnedies mächtig 
genug fühlte, mit Entwürfen eines oftjlavifchen Reiches umging, 
und Feine Luft Hatte, fich der undankbaren Aufgabe zu unterziehen. 
Die Bürften waren der abfchlägigen Antwort froh, denn außerdem, 
daß fie die Macht Ottokars fürchteten, wollten fie doch auch nicht 
gern einen Slaven zum Oberhaupte. Nah ihm war wohl Pfalz 
graf Ludwig der mächtigfte und perſönlich Eräftigfte unter den 
größeren Reichsfürſten. Es fcheint auch wirklich, daß er die Krone 
wünfchte, und eine Partei für fich zu bilden fuchte. Aber fine 
Perſon fand Bei andern Wahlfürften Widerſpruch, man fürchtete 
eine bebeutende Oprofltion und ziviefpältige Wahl. Die Leiter 
derfelben, die geiftlichen Kurfürften gewannen tie Ueberzeugung, 
daß es unmöglich fein mürde, einen der mächtigeren Bürften durch⸗ 
zuſetzen, und ſie entfchlofien fich, ihren Kandidaten eine Stufe weiter 
unten, in ber Reihe der Grafen zu fuchen. Ein folder ald König 
war dann dad Gefhöpf der Fürften, er Fonnte feine Macht nicht 
weiter ausbehnen, ald fie wollten und ihm bie Mittel dazu zu 
geben für gut fanden. Nach ſiebenmonatlicher Berathung wurden 
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Graf Rudolf von Habsburg und Graf Siegfried von Anhalt vom 
gefchlagen. Die Erzbifhöfe von Mainz und Köln, die Rudolf 
fennen gelernt hatten, empfahlen ihn dringend, auch ein Burggraf 
Frieprih von Nürnberg, einer der Ahnen des preußifchen Königd- 
haufes, bemühte fih eifrig für feine Wahl und mar der Erſte, 
welcher ihm die Kunde derjelben überbrachte. Sie hatte am 29. 
Sept. 1273 zu Frankfurt a. M. flattgefunden. Die Reichsfürſten 
forgten gleich im Anfang dafür, daß durch Bamilienbande ihr Inter- 
effe an das des neuen Kaiferd geknüpft wurde. Rudolf hatte naͤm⸗ 
lich 6 Töchter, und fihon vor der Wahl feheint fich Pfalzgraf 
Ludwig um eine berfelben beworben und für ben Kal der Bes 
jahung die Wahlftimme zugefagt zu haben. Gleich bei ter Krö- 
nung Rudolfs in Nahen wurde die Hochzeit gefeiert. ine zweite 
Tochter wurde mit Herzog Albrecht von Sachſen vermäßlt, eine 
britte an den Markgrafen Dtto von Brandenburg. 

Einer der erflen Schritte des neuen Kaiſers war, feine Ergebenheit 
gegen den Papft zu beurfunden. Sogleich nad feinem Regierungs⸗ 
antritt fchlekte er einen Gefandten an ven Papft mit einer faft unbe 
dingten Huldigungsvollmacht. Er follte nicht nur alle Berleifungen 
beſchwören, welche frühere römifche Kaifer ertheilt, fondern überhaupt 
Alles verfprechen und thun, was ber heilige Vater für erfprießlich halten 
würde, wenn es ohne Zerſtücklung des Meiches gefchehen Tönne. 
Rudolf gab damit den alten Kampf zwifchen Kaiſerthum und Papft- 
thum auf. Bet der befcheineneren Auffaffung des deutfchen König⸗ 
thums, auf melde er von Anfang an eingegangen war, Tonnte 
auch nicht mehr in dem Grad mie früher von einer Schutzherrſchaft 
über bie römiſche Kirche die Rede fein. Rudolf kam auch nie zu 
einem Romzug, um fich dort die Kaiferfrone zu holen, fie Eonnte 
für ihn nicht den Werth mehr haben, wie für die früheren Kaifer, 
ed war ein Lurusartifel, der billig nachſtehen mußte, fo lang in 
Deutichland fo viel Wichtiges zu thun war. Außerdem hatte Ru⸗ 
bolf in Italien nicht mehr viel zu fuchen, die Oberhoheit über bie 
Lombardei und andere italienifhe Städte und Dynaften war zu 
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einer Formalität geworden. Ebenſo bereitwillig war Rudolf, in 
Beziehung auf die deutſchen Fürſten ſich den Verhältniffen zu fügen. 
Er erkannte ihre Anſprüche in Betreff der Mitregierung in voller 
Ausdehnung an. Gleich bei den erften Regierungshandlungen ließ 
er fih von den Fürften, die ihn gewählt hatten, Urkunden aus⸗ 
ftellen, in melchen fie ihre Einwilligung bezeugen, und es ift nicht 
unmahrfheinlih, daß die Zürften dieſe fogenannten Eurfürftlichen 
MWillebriefe, die nun zum Geſetz wurden, ausdrücklich ausbebungen 
hatten, um fich dadurch einen Antheil am Reichsregiment zu fidhern. 
Sie wurden nit nur bei wichtigen Negierungshandlungen, wie 
3. B. bei den Zugeftänbniffen an den Papft gegeben, ſondern auch 
bei Belehnungen, ja fogar bei einfachen Standeserhöhungen. Die 
Fürften mollten, wie es jebeint, eine Bürgichaft, daß nicht durch 
des Königs Willkühr zu viele von der niederen Ariftofratie in bie 
höhere nachrückten. Dieſe Willebriefe veränderten die deutfche Reichs⸗ 
verfaffung weſentlich, fle gaben der dem Meiche fo verberblich gewor⸗ 
denen fürftlihen Oligarchie eine gefehliche Grundlage. Auch in einer 
andern Beziehung wurde ven Wahlfürften ein unheilvolles Zugeftändniß 
gemacht. Sie verlangten nämlich Erſatz für ihre Auslagen, die fie bei 
der Wahl gehabt hatten, und Rudolf mußte unter ihrer Bürgfchaft 
eine bedeutende Summe aufnehmen, die er nachher mit Reichsgut 
bezahlte. So gab er dem Erzbiſchof von Köln die Burg Kaiſers⸗ 
werth, dem Erzbiihof von Mainz den Reichszoll zu Voppard, 
damit mar der Anfang zu der Wahlbeftehung, zu der jogenannten 
Handfulbe gemadt. Es wurde gewiſſermaßen zu einem Recht des 
Herkommens, daß die Kurfürften fih für das Wahlgefhäft vom 
Kaijer mit Reichsrechten und Gütern oder Geldſummen bezahlen 
ließen. Um tie fürftlihe Macht recht ficher zu flellen, heftätigte 
Rudolf ausdrücklich alle jene Mandate Friedriche IL, durch welche 
die Landeshoheit gegründet worden war. Doch fehlen Rudolf in 
anderer Beziehung vie verlorenen Reichsrechte und Neichögüter 
wieder in Anſpruch nehmen zu wollen. Er erflärte auf dem 
Reichstag zu Nürnberg (29. Nov. 1274), daß er alle Güter, 
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melche Friedrich TI. vor feiner Erfommuntcation befeffen babe, die aber 
zum Theil eigenmächtig von Fürſten in Befig genommen felen, zum 
Meiche zurüdzieben wolle. Da nun wirklich vieles Reichsgut durch 
thatjächliche Befignahme in die Hände der Fürften gefommen war, wenn 
auch durch nachträgliche Belehnung von einem der Scheinkönige be⸗ 
ftätigt, fo wäre dieß gegenüber dem wirklichen Befitftand eine wahrhaft 
revolutionäre Maßregel gemefen. So ſchlimm war e8 aber von Rudolf 
und den Kurfürften nicht gemeint. Sie hatten einerfeit8 die Grafen 
und Herren im Auge, melde auf den Raub hobenflaufifcher Güter 
geftüßt, fich zum fürftlichen Stand emporſchwingen wollten, anderer 
feit8 den mächtigen König Dttofar, der in eigenmäcdhtiger Aneig- 
nung großer Neichölehen ed Allen zuvorgethfan und die Eiferfucht 
der Fürflen in hohem Grab erregt hatte So lange Dttofar im 
Beſitz einer fo großen Macht mar, erſchien die königliche Gewalt 
und eben damit der Fürften Rechts⸗ und Beſitzſtand unſicher, denn 
es Eonnte Ottokar einmal einfallen, nah Begründung feines ſla⸗ 
viſchen Reiches auch die deutfchen Bürften unterfodhen zu wollen. 
Gegen ihn vorzugsmeife war der Beſchluß des Nürnberger Reichs⸗ 
tags über Zurüdforderung der Reichsgüter gerichtet. Freilich war 
bie von dem Böhmenkönig angeftrebte Selbftändigfeit eine Lebens⸗ 
frage für das deutfche Meich, denn Böhmen ragt mie ein Keil in 
die Mitte Deutfchlands nad Weften herein. Ottokar weigerte fi 
natürlich der Herausgabe Defterreihs, e8 kam zum Krieg, er wurde 
in einem zweimaligen Feldzug von Rudolf gründlich beflegt, und 
verlor in der Schlaht auf dem Marchfelde 1278 das Leben. Der 
Erfolg Rudolfs gegen Ottokar war größer, als die Fürſten ge⸗ 
wünſcht hatten. Sie ließen zwar zu, daß Rudolf mit dem eroberten 
Defterreich feine Söhne belehnte, aber von einer Eonfequenten Wies 
dereinziehung des Reichsgutes war nun nicht mehr die Rede. Alles 
mad Rudolf in dieſer Beziehung thun Tonnte, beſchränkte ſich auf 
wenige und unbebeutende Einzelheiten. Auch in feinen Bemühungen 
zur Herflelung des Landfriedens zeigt ſich, wie ungenügend bie 
königliche Macht war, melde Rudolf zu Gebote find. Der Land» 
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frieden Eonnte unerachtet aller Anftalten nur in denjenigen Ländern 
mit bauerndem Erfolg aufrecht erhalten werben, wo ein mächtiger Lan» 
desherr herrſchte, wie in Baiern, Sachen, Brandenburg, während 
‚ex da, mo bie königliche Gewalt dafür zu forgen batte, mie in 
Schwaben und Thüringen, nur unvollftändig burchgeführt werben 
fonnte, und nur auf fo lange, ald Mubolf perſönlich anweſend 
war und die Friedensbrecher ſelbſt zur Strafe zog. 

In einer Beziehung iſt Rudolfs Negiment für Deutfchland 
fehr wichtig, aber keineswegs der Einheit fürberlih geworben, 
nämlich dadurch, daß er ben Fünftigen Königen den Weg wies, 
einen Erſatz für die unfichere und mangelnde Königdgewalt in 
Gründung einer Hausmacht zu fuchen, und dazu die Töniglichen 
Borrechte zu benügen. Dieſes Syftem beuteten dann die Luxem⸗ 
burger mit der ihnen eigenthümlichen Induftrie weiter aus, und 
e8 wurde um fo verberblicher, da das Beſtreben Oeſterreichs, inner- 
Halb Deutſchlands durch die Fürſten in Erweiterung der Haus⸗ 
macht gehemmt, darauf gerichtet wurde, fich durch Erwerbung nicht⸗ 
deutfeher Ränder zu vergrößern. 

Sp Eönnen wir denn in Rudolf nur in beſchränktem Sinne 
den Wiederherſteller des deutſchen Neiches fehen, er hat allerdings 
äußere Ordnung gefchaffen und die Entwidlung auf den Boden 
der Gefeglichkeit hingelenkt, aber er hat au der Bildung eines 
nationalen Einheitsſtaats einen geſetzlichen Riegel vorgefhoben. 
Bon jebt an war die Einheit Deutfchlands nicht mehr durch ruhige 
Entwicklung der beftehenden Verfaflung, durch Reformen, fondern 
nur durch Umſturz dieſer Verfaſſung und radifale Umgeftaltung 
alter Formen und Vernichtung verjährter Rechte zu gewinnen. 
Selbft das geringe Maß von Reichsgewalt, dad Rudolf erworben 
hatte, fchien den Fürſten, denen mehr bie landeshoheitliche Unab⸗ 
hängigfeit als die Einheit des Reiches am Herzen lag, gefährlid. 
Rudolf Eonnte ihre Zufage für die Nachfolge feines Sohnes Al⸗ 
brecht nicht erlangen. Sie wollten Rudolfs Errungenſchaft befel- 
tigen und als er (den 15. Juli 1291) geftorben war, wählten fie 
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wieder einen armen Grafen, Abolf von Naffau, der alle jene 
materiellen Mittel, die dem Herzog Albreht zu Gebot flanden, 
entbehrte und feine Wahl einzig als ein Geſchenk der Fürſten be⸗ 
trachten mußte, das ihn für immer zur Dankbarkeit verpflichten 
und von ihnen abhängig machen ſollte. Auch er mußte Reichs⸗ 
güter opfern, um feine Berbindlichfeiten gegen die Fürſten abzu- 
tragen, und zog fih bald ihren Haß zu, als er ihren Erwartungen 
und Forderungen nicht entſprach und feine Gewalt zu erweitern 
fuhhte. Wenn er ſich auch bei Erwerbung der thüringifchen Lande 
Gewaltthätigkeiten zu Schulden kommen laſſen mochte, fo war bo 
wohl nicht dieß der Hauptgrund feiner Abſetzung, fondern, daß er 
eben damit anfing, eine eigene Grundlage der Macht zu gewinnen, 
daß er anfing fih unabhängiger von ihnen zu ftellen, und daß 
er ihnen zur Vermehrung ihrer Privilegien und Befſitzthümer 
nicht bereitwilliger an die Hand ging. Eine Hauptbefhuligung 
der Fürften tft befanntlih, daß er die ihnen verſprochenen Reichs⸗ 
rechte und Güter ihnen nicht alle überlaffe und Verſuche mache, 
fie ihrer Lande und Leute zu berauben. Da er vorausfah, daß 
er es mit den Fürften verderben müffe, verfüchte er, wie e8 fcheint, 
in dem niederen Adel und den Städten fi eine Stütze zu fihaffen. 
Der Ehronift Johannes von Wictring fagt: „bene meritos humi- 
liavit, viles et degeneres exaltavit.* Wahrfcheinlich zog er feine 
Kriegsgenoſſen heran und feßte den alten Adel zurüd. Don Be⸗ 
günftigung der Städte finden wir in den Urkunden manche Spuren, 
fo bei Landau, Aachen, Weiffenburg, Mühlhauſen, Zürich, Bern, 
Leutlich, Colmar, Frankfurt, Augsburg, wozu noch eine große 
Anzahl von Beftätigungen älterer Privilegien kommt. Die Städte 
blieben ihm auch treu, aber die Zürften fielen von ihm ab. Als 
Erzbiſchof Gerhard von Mainz den wichtigen Rheinzoll bei Bop- 
pard nit erhielt und Adolf fogar verlangte, Daß er auch andere 
Zollſtätten, die er widerrechtlich am Rhein ersichtet hatte, aufheben 
ſolle, meinte ber Exrzbifchof, er Habe noch mehr Katfer In der Taſche. 
Herzog Albrecht von Defterseich rüflete fi nun zum Kampf gegen 
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Adolf, Ben er als unrechtmäßigen Ufurpator betrachtete, und die 
Kurfürften von Mainz, Sachen und Brandenburg wählten ihn 
zum König. Er ſetzte fih auch bald durd die Schlacht bei Gölln- 
beim (2. Juli 1298), in der Adolf fiel, in ven Beſitz der Tönig- 
lichen Macht, die er fich durch neue Wahl fämmtliher Kurfürften 
berlätigen ließ. Diefe Wahl erkaufte er fih dur allerhand Zu⸗ 
fagen an bie rheinifchen Kurfürften, wie Abtretung bes Meichb- 
z008 zu Boppard, Geftattung eined weiteren ungerechten Zolls, 
Befreiung der mainzifhen Dienflleute von Eaiferlicder Gerichtsbarkeit. 
Dem Erzbifhof von Köln wurde fogar für die Städte feines Erz⸗ 
ſtiftes das Privilegium erteilt, daß Niemand aus bvenfelben vor 
das Fönigliche Hofgeriht geladen werden follte, fo lange ber Erz⸗ 
bifchof und deffen Nichter dans Mecht nicht verweigern würden. Die 
Grfüllung diefer Zufagen fehloß eine beinahe volftändige Gewäh⸗ 
rung landesherrlicher Selbftänpigkeit ein. Daß es dem König 
mit diefen Verſprechungen nicht Ernſt ſei, zeigte fich bald bei An⸗ 
ordnung der Randfriebensanftalten. Die Fürften mochten ſchon vor- 
her gemerkt haben, daß fie von Albrecht Feine Bereicherung durch 
Meichörechte und Reichsgüter zu erwarten hätten, und das Gefühl 
ihrer getäufchten Hoffnungen brach bald hei Gelegenheit des Bünd⸗ 
niffes mit König Philipp von Frankreich in offene Mißhelligkeiten 
aus. Da Albrecht die Fürften zurüdftoßen mußte, fuchte er nun 
wie Adolf bei den Städten und Eleinen Reichsſtänden Unterftügung 
und Fam ihnen mit Gunft entgegen. So finden wir auf feinem 
erſten Reihätag zu Nürnberg (Nov. 1298) Privilegienbeftätigung 
an Nürnberg, Augsburg, Zürich, Bern, Alze und Rottweil und 
an mehrere Klöfter. Auf demſelben Reichsſstage wird auch ber 
Würzburger Landfrieven vom Jahr 1287 erneuert. Einen Haupt⸗ 
ſchlag gegen die rheinifchen Kurfürften und zu Gunften der Städte 
führte Albrecht durch ein Mandat vom 7. Mat 1301 aus, worin 
er den Städten die Abſchaffung der für den Handel fo verderblichen 
Rheinzoͤlle verhieß. Diefe waren für die rheiniſchen Fuͤrſten eine 
der bebeutendften Einnahmequellen, aber zugleih ein wahres Er⸗ 
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preſſungsſyſtem gegen die Städte am Rhein. Albrecht Hattte ſelbſt 
bei feinee Wahl den Zoll zu Boppard an den Erzbiſchof von 
Mainz verliehen, und bie Fürſten am Rhein hatten feitvem eigen- 
mächtig eine Reihe neuer in Bacherach, Lahnflein, Koblenz, An⸗ 
dernach, Bonn, Neus, Reinbeck und Schmithaufen errichtet. Diefe 
alle beſchloß nun Albrecht abzufhaffen. Er fihreibt an die Städte 
Köln, Mainz, Trier, Worms, Speier, Straßburg, Bafel und Kon⸗ 
ftanz, er babe nad reiflicher Ueberlegung, die ihm manche ſchlaf⸗ 
loſe Nacht verurfacht, befchlofien, ale Schenkungen, Zugeftändniffe, 
Errihtungen und Erhöhungen von Zöllen und Weggelbern, welche 
den Erzbifhöfen, Fürſten und Herren von feinem Water Aubolf 
oder feinen Vorfahren oder von ihm felbft ertheilt oder beftätigt 
worben feien, wen oder unter welchem Titel e8 auch fein möge, 
nit Ausnahme der von Kaiſer Friedrich IL. verlichenen, zu wider⸗ 
zufen und zu vernichten und nichts dergleichen In Zukunft zu be» 
ſtätigen. Zugleih gibt er den Städten, an welche diefe Urkunde 
gerichtet ift, die Vollmacht, die Aufhebung dieſer Zöle allenthalben 
zum Vollzug zu bringen und den betheiligten Bürften dieſes Man⸗ 
bat mitzutheilen. Es ift dieſes Schreiben darum von großer Wich- 
tigkeit, weil man daraus erfleht, daß Albrecht entſchieden mit den 
Bürften brechen und den Städten fi zuwenden will. Die Zürften 
hatten etwas ber Art gefürchtet, und ſchon ein halbes Jahr vorher 
hatten bie drei rheinifchen Kurfürften und der Pfalzgraf Nubolf 
ben 14. Okt. 1300 zu Heimbad ein Schutzbündniß zu Erhaltung 
ihrer Privilegien und Beflgungen gegen Albrecht von Defterreich, 
der ſich deutſcher König nenne, geſchloſſen. Dieſes Bünpniffes uns 
erachtet, richteten die Fürften gegen Albrecht nichts aus, der von 
den Reichsſtädten veihlih mit Zuzug und Geld unterflügt, mit 
Waffengewalt feinen Willen durchſetzte. Die rheiniſchen Bifchöfe 
unterwarfen fi, bie ungerechten neuen Zölle wurden aufgehoben 
und die Kurfürften mußten demüthigende Zugeftäntniffe machen. 
Mit diefer Befreiung des Rheins hat Albrecht den Rheinſtaädten 
ſehr wichtige Dienfte geleiftet und einen entfchiedenen Beweis feiner 
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vernünftigen Politik gegeben. Sein Plan war wohl der, dur 
Unterbrädung der Fürften und Schmälerung ihrer Rechte, ſowie 
durch die möglichft weite Ausdehnung des öſterreichiſchen Gebietes 
eine Macht zu gründen, von ber aud er ober feine Nachfolger bie 
erbliche Herrſchaft über ganz Deutſchland gewinnen könnten. Wirk⸗ 
lich gelang es ihm auch, ganz Süddeutſchland mit einem Netz 
habsburgiſcher Beſitzungen zu überdecken. Albrechts früher Tod 
(1. Mai 1308) dur die Hand feines Neffen Johann von Schwa⸗ 
ben vernichtete alle diefe Entwürfe. Er ift unter allen deutſchen 
Kaiſern derjenige, der den Plan, das deutſche Reich zu einer Erb» 
Monarchie umzugeftalten, am Tonfequenteften und rüuͤckſichtsloſeſten 
verfolgt hat. Der Verdacht liegt nahe, daß die Erbitterung der 
Fürften nicht unfhuldig an feinem Tode gewefen fel. 

Nah der herfümmlichen Weberlieferung fol König Albrecht 
auch durch die Tyrannei, die er gegen bie bisher reichsunmittelbaren 
Waldſtätte der Schweiz geübt, um fie zur Unterwerfung unter das 
Haus Defterreih zu nöthigen, ihren Abfall vom Reiche verſchuldet 
haben. Ihatfache ift es allerbings, daß in den legten Zeiten feiner 
Megierung die Walpftätte ein Bündniß fchloffen, das fpäter bie 
Grundlage von der ftaatlichen Selbftändigkeit ber Schweiz und ihrer 
republifanifhen Derfaffung geworden iſt. Dagegen beruht bie 
Annahme, daß die Tyrannei der von Albrecht gefeßten Reichsvögte 
die Schweiger zum Kampf für ihre Breiheit gebrängt habe, wie 
neuerlih durch Kopp *) nachgewiefen worden, auf fpäterer Geſchichts⸗ 
Berfälfchung, die darin ihre DVeranlafiung haben mochte, daß man 
für den durch nachherige Bedrückung erzeugten Haß gegen Oeſterreich 
eine alte Berechtigung fuchte. Luzern, Schwiz, Urt und Unterwalden 
ftanden ſchon damals nicht mehr unmittelbar unter dem Reiche, 
fondern waren theils ſchon unter dem Großvater König Albrechts 
habsburgiſch, theild waren fie ed unter Rudolf durch Kauf von 
dem Kloſter Murbach geworden, theild gehörten fie zu der Abtel 


*) Urfunden zur Gefchichte der eidgenöffifhen Bünde. 2te8 Bochn. Wien 
1851. 
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Züri, den Klöftern Engelberg und Wettingen. Albrecht ſchickte 
geine tyrannifchen Reichsvoͤgte, es gab keinen Vogt Geßler und Lan⸗ 
denberg, fondern bie Leute in Schwiz, Uri und Unterwalben erfreuten 
fih unter König Albrecht großer Freiheit unter angeflammten Land⸗ 
Amannen. Dagegen ift e8 aber allerdings richtig, daß die Cidge⸗ 
noſſen fich die Öfterreichifche Landeshoheit, ob fie nun berechtigt ober 
unberehtigt war, von Anfang an nicht gefallen laſſen wollten, daß 
fie einen anderthalbhundertjährigen Kampf um ihre Neich3unmittel- 
barkeit führten, und nachdem in Deutichland das Prinzip der Lan 
deshoheit geflegt Hatte, eben ihr Feſthalten an der Neichöfreiheit 
die Lostrennung vom Reiche zur Folge haben mußte. 





6. 


Kegungen des deutſchen Einheitstriebes in den Städte- 
Sündniffen. Sieg der Sürften über die Einungen der 
reichsunmittelbaren Gemeinden. 


Nah dem Tode Albrechts L wählten die Kürften wieder nicht 
einen feiner ritterlichen, kriegggewandten Söhne, die fih freilich 
auch nicht darum beworben zu Haben fcheinen. Es eröffnete fi 
nun eine freie Goncurrenz, bei welcher alle möglichen Bewerber 
zur Sprache famen. Der König Philipp IV. von Frankreich empfahl 
den deutſchen Fürften dringend feinen Bruder Karl von Valois 
zur Wahl. Der Franzoſe wurde zwar nicht gewählt, aber ber 
nieberländifche Graf Heinrich von Lügelburg, der nur franzöfiſch 
und nicht deutſch ſprechen Eonnte, im übrigen aber ein tapferer 
ritterlicher Mann von gereiftem Alter war. Er genoß die Früchte 
von Alberts georbnetem und ftrengem Megiment, folgte aber nicht 
feinen Bußflapfen in Betreff der innern Politik, fondern fuchte wie 
frühere Kaifer die alte Idee der Univerfalmonarchie wieder aufzu- 
nehmen und durch Kriegsthaten im Ausland bem kaiſerlichen Na⸗ 
men Glanz zu verſchaffen. Er machte alsbald einen Romzug, 
imponirte in Italien dem Volk und den Großen, wurde vom Papft 
in Nom zum Kaiſer gekrönt und machte große Rüſtungen gegen 
König Robert von Neapel, einen Nachkommen Karls von Anjon, 
ber ben legten Hohenſtaufen Konradin hatte hinrichten laſſen. Plötz⸗ 
lich aber ſtarb er (1313) unter dem allgemeinen Verdacht einer 
Vergiftung. Für bie Stärkung ber Kaiſergewalt hatte er nichts 
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gewonnen ala den Schimmer der Nomantif; aber zur Gründung 
einer Iuremburgifhen Hausmacht war unter ihm ein guter Anfang 
gemacht worden. Während er nach Italien zog, eroberte der Erz 
Biihof von Mainz und Graf Berthold von Henneberg für feinen 
Sohn Johann das Königreih Böhmen. Johann befeftigte fich im 
Beſitz durch die Heirath mit der Schwefter des letztverſtorbenen 
Könige Wenzel. Zum deutſchen König aber wurde Iohann, fo 
fehr er es auch wünfchte, nicht gewählt, da die Zürften auch das 
neue Haus mit mißtrauifchen Augen anſahen und die Öfterreihifchen 
Herzoge ſich jetzt ernftlih um die Kaiſerwürde beivarben. Der eine 
derfelben, der ſchöne Friedrich, wurde von den Kurfürften von 
Köln und Pfalz gemählt, aber vier andere Kurfürften, Mainz, 
Trier, Böhmen, Brandenburg, wählten den Herzog Ludwig von 
Oberbaiern. Die Hoffnungen, welche durch die glänzenden Erfolge 
Heinrichs VIL für die deutſche Kaiſermacht geweckt worden waren 
und durch feinen Tod nur eine vorübergehende Trübung erlitten 
zu baben fchienen, wurden in einem achtjährigen Kronenftreit, der ſich 
nun entwidelte, begraben. Der Kampf wurde hauptiühlih in 
Süddeutſchland geführt, wo der Adel auf Seiten Friedrichs bes 
Schönen ftand, die Städte aber die Partei Ludwigs ergriffen hatten, 
während Norbbeutfchland dem Ausgang: des Kampfes mit paſſtver 
Stleihgültigkeit zufah. Die Schlacht bet Ampfing (1322) entjchled 
für Ludwig. Auch er verfuchte ed, wie fein Borgänger Heinrich VL, 
mit der Faiferlihen Nomantif und unternahm einen Kampf gegen 
den Papft Johann XXII. welcher zuerft Friedrich von Oeſterreich 
begünftigt Hatte, nachher aber darauf hinarbeitete, die deutſche Krone 
an Branfreih zu bringen, und eine Bulle erließ, worin er bem 
König bei Strafe des Bannes gebot, fi) der angemaßten Reiches 
verwaltung zu enthalten. Ludwig, nachdem er mit einen Reichs⸗ 
tag gegen die Anmaßung des Papftes proteftirt hatte, wurde ge= 
bannt, unternahm aber nach feiner Ausſöhnung mit dem öſter⸗ 
reichiſchen Haufe einen Romzug und nöthigte den PBapft, in Rom 
ihm die kaiſerliche Krone aufzufegen. Als er aber, von ſtaats⸗ 
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rechtlichen Theoretikern verleitet, Die Anfprüche eines Heinrich IH. 
erneuern wollte, vermidelte er fih in einen Kampf, dem er nit 
getwachfen war, obgleih auch vie päpftlichen Bannftrahlen ihre alte 
Kraft verloren hatten. Zunächſt mar die Stimmung in Deutſch⸗ 
Yand für ihn günftig, nicht nur in den Städten, die Pfaffen und 
oͤſterreichiſch gefinnten Noel fortfagten, fondern auch bei den Fürſten, 
welche der Anmaßung des Papfted, über Ludwigs Recht zur Aus« 
übung der kaiſerlichen Gewalt entfcheiden zu wollen, auf einer 
Zufammenkunft zu Renſe (1338) die Erklärung entgegenftellten, 
daß jeder rechtmäßig gewählte König jeine Gewalt von Gott allein 
habe, und ihın auch ohne Genehmigung ded Papftes die Ausübung 
aller herkömmlichen kaiſerlichen Rechte und der Kaifertitel zuſtehe. 
Ludwig aber, durch die Parteiungen in Deutichland ängſtlich gewor⸗ 
den und an feiner Stellung verzweifelnd, benützte dieſe günfligen 
Umftände nicht gehörig und glaubte den Zwieſpalt mit dem Papft 
um jeden Preis löſen zu müſſen. Er fuchte fogar durch Der 
mittelung des Königs von Frankreich Verfühnung mit dem Papfte 
und ließ ſich zu einer Nachgiebigkeit herbei, die ihn um alles An⸗ 
fehen brachte. In Deutfhland war er von Anfang an in ein 
Parteimefen bineingefommen, das ihn dort nie zum Gefühl feiner 
Faiferlihen Würde kommen ließ und ihm namentlih die Handha⸗ 
bung des Randfriedens fehr erjchwerte. 

Schon der rheinifche Städtebund hatte den Weg gezeigt, 
durch Verbindung der einzelnen Neihsftände unter einander eine 
Macht zu Schaffen, melde den Landfrieven verbürgen koͤnnte. Mus 
dolf und Albrecht maren diefem Winfe gefolgt und Hatten überall 
provinziele Landfriedensbündniſſe veranlaßt. Auch Ludwig forderte 
nun feine Anhänger auf, ſolche Bündniſſe zu veranflalten, er flühte 
fih dabei Hauptfächlich auf die Städte. Meberhaupt iſt er der erfte 
Kaiſer, der planmäßig darauf hinarbeitete, ſich in den Städten ein 
Gegengewicht gegen die Fürſtenmacht zu fehaffen. Außer ven bis⸗ 
her genannten Städten treten nun mehrere früher minder mächtige 
tonangebend in den Vordergrund. Frankfurt, welchem Ludwig einen 





74 Ludwig der Baier. 


pierzehntägigen Baftenmarft verliehen Hatte, wurde jetzt einer ber 
beveutendften Handelöpläge und gewann dem benachbarten Mainz 
den Vorrang ab. Großhändler aus ben niederländiſchen Städten, 
aus Danzig, Bredlau, Prag, Nürnberg, Augsburg und Ulm taufch« 
ten bier ihre Waaren um. Durch Privilegien Ludwigs wurben 
die Frankfurter von allen Zöllen zu Wafler und Land befreit, au 
ward ihnen geftattet, die in Brankfurt und in ver Nähe befind- 
lichen Reichsgüter einzulöfen. Unter den Städten Frankens erhob 
fih Nürnberg zur erſten Stelle und zeichnete fich nicht allein durch 
Handel, fondern auch durch Kunftfleiß aus. Es gelangte dadurch 
zur Unabhängigkeit, daß König Ludwig das Reichsſchultheißenamt 
an einen Bürger der Stadt um 6000 Pfund Heller verpfändete. 
Auch fand Nürnberg mit 72 andern Städten auf dem Fuße der 
Zollfreiheit. Negensburg, welches ſchon am Ende des 12ten Jahr⸗ 
hunderts die bevölfertfte Stadt Deutſchlands war, aber bißher unter 
ber Herrſchaft feines Bifhofs und der Herzoge von Baiern geftan- 
den Hatte, erhob fih im 14ten Jahrhundert zu politifcher Selb- 
ſtaͤndigkeit. Es Hatte feine Bedeutung Hauptfächlih durch den 
Handel mit dem Drient, deſſen Produkte e8 in die Rheingegend 
und nach Norddeutſchland verfendete und dafür die Erzeugniffe 
deutſchen Gewerbfleißes die Donau hinabführte. Zu den großen 
Neichsftänten, die jeßt eine bedeutende Rolle zu fpielen anfangen, 
gehören unter ben ſchwäbiſchen Augsburg und Ulm. Die kunſt⸗ 
reihen Golvarbeiter und Waffenſchmiede Augsburgd waren welt 
berühmt, und die Waffen, Die fie verfertigten, wußten fie auch 
felbft zu führen, denn die Stadt konnte 7—8000 waffengeübte 
Männer ins Feld fenden. Ulm, welches in ven Zeiten des Inter 
regnums zu dem Mechte gelangt war, feinen Schultheißen aus 
eigener Mitte zu erwählen, und unter Ludwig IV. der Schauplak 
heftiger Kämpfe zwifchen der öſterreichiſchen und bairiſchen Partel 
geweſen war, verbrängte um die Mitte des 14ten Jahrhunderts 
mit feinem Alles überwältigenden Gelde ziwei der mächtigften Grafen⸗ 
häufer Schwabens, die Werdenberg und SHelfenftein, aus ihren 
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Beflgungen und erwarb fi ein fürftliches Gebiet. Neben Augs⸗ 
burg und Ulm zählte Schwaben eine fo große Menge größerer und 
kleinerer Reichsſtädte, wie feine andere Randichaft im deutſchen 
Reiche. Diefe Erfcheinung erklärt fi daraus, daß Schwahen unter 
dem Hohenſtaufen Friedrich IL unmittelbar zum Reiche gezogen 
wurde und längere Zeit Fein mächtiger Zürft im Lande aufkam, 
der die Städte in feine Abhängigkeit zu bringen gewußt hätte. 
Als nun allmählich doch größere Dynaften emporkamen, die es ge⸗ 
füftete, die Städte zu unterjochen, da wehrten ſich dieſe mit großer 
Zähigkeit ihrer Reihsunmittelbarkeit; weil fie fi aber bei ihrer 
Kleinheit einzeln zum Widerſtand zu ſchwach fühlten, fuchten fie 
durch Bündniffe ihren Zweck zu erreichen. Ludwig der Baier leitete 
e8 durch feinen „Lieben Heimlichen“, den Grafen Berthold von 
Marftettn und Graispach, ein, daB 22 ſchwäbiſche Reichsſtädte 
mit feinen Söhnen, dem Markgraf Ludwig von Brandenburg und 
ben Herzogen Stephan und Ludwig von Baiern (20.Nov. 1331) 
einen Bund zur Wahrung des Landfriedend und ihrer beſtehenden 
Rechte ſchloſſen, der für die Lebenszeit Ludwigs und noch zwei 
Jahre nachher gelten ſollte. Es waren bie Städte: Augsburg, 
Um, Biberad, Memmingen, Kempten, Kaufbeuren, Ravendburg, 
Pfullendorf, Ueberlingen, Lindau, Conftanz, St. Gallen, Züri, 
"Reutlingen, Rottweil, Weil, Heilbronn, Wimpfen, Weinsberg, Hall, 
Ehlingen, Gmünd. Im folgenden Jahre beftätigte Lubmig biefen 
Bund und verpflichtete fh, die Städte, fo lange der Bunb währe, 
auf keine Weife zu zertrennen (d. 5. durch Berpfändung loszureißen), 
fonderen bei ihren Rechten und Freiheiten zu erhalten. Wehnliche 
Bünbdniffe wurden im Elſaß und am Rhein geſchloſſen, fo befonders 
von Mainz, Worms, Speler, Oppenheim und Straßburg, welde 
ein fogenanntes Siebenergericht aufftellten, das fich in den Rhein⸗ 
gegenden bamald großes Anſehen erwarb. Sie wirkten alle nicht 
ohne Erfolg für den Landfrieden, konnten aber doch dem Kaifer- 
thum nicht die Stüße gewähren, melde Ludwig gehofft hatte und 
die für eine Einigung bed gefammten Deutſchlands fo wünſchens⸗ 
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werth geweſen wäre. Gin großer Theil der Städte war durch 
innere Bewegungen, namentlich durch Kämpfe der Zünfte mit den 
Patriziern, gehindert, in MeichBangelegenheiten die nöthige Tihätig- 
feit zu entwickeln. Diefelben Urſachen, welche die Mivalität ver 
Städte gegen die Fürften erzeugt hatten, riefen auch in ihrem 
Innern eine Erhebung der neuheranfommenden Bürger gegen bie 
alten Gefchlechter hervor, welche im Beflg ter Macht waren. Der 
wachſende Neihthum der Handwerker, der fie an Beil und Bil 
dung den Kaufleuten gleichftellte, ließ fie auch gleichen Antheil an 
den Nechten und am Stadtregiment fordern; dazu Fam noch ber 
Uebermuth, den die Patrizter häufig gegen die Zünfte übten und 
den fich die in der Mehrzahl befinplichen neuen Bürger nicht mehr 
gefallen laſſen wollten. In Speer, Mainz, Negensburg, Nürn- 
berg, Köln, Zürich, Konftanz kam e8 über dieſen Verhältniſſe zu 
Beftigen Ausbrüchen, in Folge teren die patrizifchen Regierungen 
die Öffentliche Gewalt mit den Zünften theilen mußten. In andern 
Städten, in denen es nicht gerade zu eigentlichen Unruhen kam, 
waren die Obrigfeiten wenigftend durch die vorhandene Gährung 
genöthigt, große Vorficht zu beobachten oder den Zünften freimillige 
Zugefländniffe zu machen. 

Da Ludwig ſah, daß er im Neich doch Feinen rechten Erfolg 
habe, fo legte er fich zur Entſchädigung auf Vergrößerung feiner 
Hausmacht, und es gelang ihm, für fih und feine Söhne bie 
Markgraffhaft Brandenburg, Tyrol, Holland, Seeland und Fried» 
land zu erwerben. Uber eben dadurch, und befonderd durch bie 
Art, wie er dieſe Erwerbungen betrieb, verlegte er die Fürften und 
ſchadete fih in der allgemeinen Achtung. Iebt wurde es dem 
Papfte möglich, die Wahl eines Gegenkönigs durchzuſetzen, fie fiel 
auf den Sohn des Königs Johann von Böhmen, den Markgrafen 
Karl von Mähren, der (11. Juli 1346) von 5 Kurfürften ge⸗ 
wählt wurde. Die Städte, befonders bie am Rhein und auch einige 
Fürften blieben jedoch Ludwig treu, ber aber fihon nach einem 
Sahre flarb. Jetzt war Karl der Luxemburger König, der, ein Fürft 
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von ungewoͤhnlicher politiſcher Bildung, gewiß ganz gut einſah, 
wie ſchlimm es mit der kaiſerlichen Gewalt in Deutſchland ſtehe, 
und der wohl von vornherein auf Wiederherſtellung derſelben ver⸗ 
zichtete. Dagegen benüßte ex bie ideale Macht, die ihm bie Zaifer- 
liche Würde gewährte, um ald Landesfürft aus den Trümmern bes 
beutfchen Meiches eine neue dauernde Macht zu fchaffen. Er ver⸗ 
folgte fein Ziel, aber nicht offen und gerabezu, wie einft König 
Albrecht, mit Mitteln der Gewalt, ſondern mit den feinen Künften 
politifher Klugheit, die er von feinem Vater König Johann und 
in der Schule franzöftfch »italienifher Politik gelernt hatte. Es 
gelang ihm wirklich eine Hausmacht zu fhaffen, die fpäter fammt 
der Tradition feiner Politif auf dad Haus Habsburg übergegangen 
iſt und einen eniſcheidenden Einfluß auf die Geſchicke Deutſchlands 
ausgeübt hat. Seine Politif ging nämlich darauf aus, die ver 
fhiedenen Parteien im Neiche, Fürſten, Abel und Städte, aneinan⸗ 
der aufzureiben und Feine fefte Beflaltung auffommen zu lafien, 
die feinem Plane der Gründung einer Iuremburgifchen Hausmacht 
hinderlich werden Eönnte. Man kann nicht fagen, daß er ſich der 
Reichsregierung nicht angenommen hätte, er regierte und ordnete 
Vieles; unter ihm wurde nanıentlih das biöher auf ſchwankendem 
Herkommen berubende Verhältniß der Fürſten zu der Eöniglichen 
Gewalt gefeglih feftgeftelt durch jenes Reichsgeſetz, das unter dem 
Namen ter goldenen Bulle befannt iſt (von dem goldenen Siegel 
fo genannt), welches von Karl IV. felbft unter Mitwirkung des 
Rechtsgelehrten Bartolus von Perugia verfaßt und auf einem 
Reichstag zu Nürnberg (1356) angenommen und verkündet wurde. 
Es war darin die Zahl und die Vorrechte der Kurfürften genau 
feftgeiegt, es find folgendes die Erzbiihöfe von Mainz, Trier, 
Köln, der König von Böhmen, der Pfalzgraf bei Rhein, ver Herzog 
von Sachſen und der Markgraf von Brandenburg. Das Wahlrecht 
haftet auf dem wirklihen Beſitz des Kurlandes, das ein untheil- 
bares Reichslehen iſt und in den weltlichen Fürſtenhäuſern nad 
dem Rechte der Erfigeburt vererbt wird. Ausgefchloffen waren 
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dabei drei Kürftenhäufer, die bisher auf das Wahlrecht Anſpruch 
gemacht Hatten, nämlich Defterreih, Baiern und Sachſen⸗Lauenburg. 
In Betreff des Wahlmodus war ed eine neue Beflimmung, daß 
zu einer gültigen Wahl nicht mehr Stimmeneinhelligfeit erfordert 
wurde, fondern fhon Stimmenmehrheit genügte. Die Kurfürften 
wurden mit allerhand Vorrechten audgeflattet und über bie andern 
Fürften erhoben ; e8 wurden ihnen eine Menge Rechte, die biäher 
dem Kaifer wenigſtens prinzipiell vorbehalten waren, zugetheift: 
ihre Territorien find für bie Faiferliche Gerichtöbarkeit gefchloffen, 
das heißt, alle Grafen, Nitter, Dienflleute und Bürger in dem 
. Gebiet des Kurfürften ſtehen allein unter deſſen Gerichten und 
haben Tein Recht der Berufung an Kaifer und Reich, außer im 
Galle verweigerter Yuftiz; die Churfürften haben In ihren Ländern 
auch dad fogenannte Regal über Bergmwerke, Münze, Zölle, Juden⸗ 
ſchuß, ihnen gebührt auch das Recht, von andern Fürften und 
Ständen Allodien und Reichslehen an fi bringen zu bürfen; fie 
haben den Borrang vor allen andern Meihöftänden und find mit 
der Perfon des Kaiſers fo nahe verbunden, daß wer fih an ihnen 
vergreift, des Majeftätöverbrechend fchuldig wird; fie heißen bie 
Grundfäulen und die fieben Leuchter des Reiichs. Um ihnen ihren 
Antheil am Reichsregiment in weiterem Umfang zu fichern, murbe 
feftgefeßt, daß fle fih alle Jahre einmal 4 Wochen nah Oftern 
um den Kaifer verfammeln und mit ihm die wichtigften Reichs⸗ 
angelegenheiten berathen follten. Lebtered war, wenn man einmal 
ben Bürften einen ſolchen Einfluß einräumen wollte, eine vernünf- 
tige Anordnung, die eine gewiſſe Einheit des Reichsregiments mög⸗ 
lich machte; aber gerade diefe Beftimmung der goldenen Bulle fam 
nicht zur Ausführung. Dagegen behielten die Kurfürften jene 
Privilegien, die ihnen eine unabhängige Stellung im Reiche ver« 
fhafften und ein folches Uebergewicht über die kleineren Fürſten 
gaben, daß jet Fein Kaiſer mehr daran denken konnte, mit Hilfe 
ber Eleineren Meichöftände etwas gegen fie durchzuſetzen. Die Macht 
ber Kurfürften erhielt noch eine wichtige mittelbare Förderung 
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durch das verſchaͤrfte Verbot aller Stäbteeinumngen, melde ohne Er⸗ 
laubniß der betreffenden Landesherren gefhloffen werben wollten. 
Defienungeachtet Tonnte die goldene Bulle die Städtebündniffe nicht 
unterbrüden, vielmehr erlebte das Einungsweſen gerade unter Karl IV. 
und feinem Sohne Wenzel feine Blüthezeit. Die Töniglihe Macht 
war thatfächlich fo ſchwach und ungenügend zu Erhaltung der öffent⸗ 
lichen Ruhe und Ordnung, daß eine flellvertretende Macht unent« 
behrliches Bebürfnig war. 

Ganz Deutſchland mar unter der Regierung Karla mit einem 
Netze verfchiebenartiger Bündniffe überdeckt; es waren theils einfache 
Landfriedensbündniſſe, bei welchen alle Stände einer Landſchaft ver- 
einigt waren, theils Stäbtebündniffe für Handelszwecke ober zur 
Erhaltung der Reichsfreiheit, theils Mitterbündniffe zum Behuf der 
Fehde und Erhaltung ber Standesvorrechte. Der mädhtigfte Bund 
war die Hanſa, ein Verein der Handelsſtädte an der Nord⸗ und 
Oſtſee, defien Anfänge wir ſchon oben erwähnt Haben. Unter König 
Rudolf nahm die Hanfa bereit3 eine fo Achtung gebletende Stellung 
ein, daß fle der Stadt Lübeck gegen Bebrüdungen des Markgrafen 
von Brandenburg weit Fräftigeren Schuß gewähren Tonnte, als bie 
Reichsgewalt. Die flavifchen Fürften mußten ſelbſt Schug bei dem 
Bunde fuchen, und die Bundesftädte Eonnten die Bedingung machen, 
daß nah Ablauf einer feftgefehten Zeit nicht die Fürften, ſondern 
die Städte über Erneuerung ber Schußverträge zu befchließen haben 
follten. Eine Fehde mit Norwegen wurde mit ſolchem Erfolge 
audgefochten, daß der König Erich den verbündeten Städten bie 
umfaflendften Sandelöprivilegien zugeftehen mußte Um die Mitte 
des 14ten Jahrhunderts nahm der Bund bedeutend an Ausdehnung 
und Maht zu. in Krieg, in melden er ums Jahr 1361 mit 
König Waldemar IE von Dänemark verwidelt wurde, gab Ver⸗ 
anlaffung zu Aufftelung einer großen Kriegsmacht. Waldemar 
hatte einen erobernden Angriff auf die Inſel Gothland gemacht; 
bier war ein wichtiger Stapelplag für das edle ruffifge Pelzwerk, 
und Lübeck, Dortmund, Soeft, Münfter hatten dort Niederlaffungen, 
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durch deren Bermittelung fie ihre Häringe, Salz, Tücher und Eifen- 
waaren gegen Pelze, Wachs und Leder vertaufhten. Zwiſchen Wal- 
demar und den DBertretern der Hanfa, Lübeck, Wismar, Roſtock, 
Stralfund und Greifswalde beftand ein Vertrag, der den Hanſeaten 
ihre Handelöfreiheiten ficherte und beftimmte, wenn je Fehde zwiſchen 
dem König und den Städten entflünde, ſollte fie ein Jahr zuvor 
angefagt werden. Gegen biefen Vertrag befeßte nun Waldemar 
unangefagt die Infel Gothland, eroberte nach blutigem Kampfe 
Wisby, plünderte und zerflörte hierauf die reiche Stab. Nun 
traten die Hanſeſtädte nit des Königs Feinden, den Königen Magnus 
und Hakon von Schweden und Norwegen in ein Bündniß, wobei 
ſich die Städte verpflichteten, untereinander jede für alle zu fliehen 
und Feine Sühne einzugehen, fte hätten denn die Sache zu Ende 
gebracht (1361). Im Mat des folgenden Iahres erfhien die han⸗ 
fifche Slotte unter Anführung des lübecker Bürgermeifterd Johann 
Wittenborg vor Kopenhagen und. rächte Wisby's Zerflörung durch 
die Plünderung von Kopenhagen. Die norwegifchen und ſchwe⸗ 
difhen Verbündeten blieben aus, die Hanſeaten aber Ianveten auf 
Schoonen, ihre Schiffe beſetzte indeffen König Waldemar und fie 
mußten frob fein, auf dem Neft mit freiem Abzug davonzufonmen, 
erhielten aber fpäter doch günftige Friedensbedingungen. Waldemar 
ſuchte nun bei verſchiedenen Fürften Hilfe und wandte fih auch 
an den deutfchen Kaifer Karl IV. und den Papſt. Karl befahl 
der Stabt Lübel, die an Waldemar verpfändete, feit dem Aus⸗ 
bruch der Fehde vorenthaltene Meichöfteuer zu bezahlen, der Papfl 
trug den norbifchen Biſchöfen auf, die Empörer gegen. den König 
Waldemar in den Bann zu thun. Die Städte, die wohl einfahen, 
daß nunmehr Feine Dermittelung, fondern nur Sieg oder Nieber« 
Inge möglich fei, boten nun Alles auf, ihr Bündniß möglichſt zu 
erweitern, und knüpften, nicht nur mit allen an den norddeutſchen 
Küften gelegenen Städten, fondern auch mit den rheinifchen Unter 
terhandlungen an, um fie zum Gintritt in ihren Bund zu bewegen, 
der nun auf 77 Mitglieder anwuchs. Im November 1367 wurde 
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ein großer Städtetag zu Köln gehalten und hier eine Kriegser⸗ 
klärung gegen König Waldemar und gemeinfame Ausrüflung einer 
Flotte befchloffen. Auch die Fürften von Holflein und Meckien- 
burg ſchloſſen fh den Städten an. Waldemar, aufs Neußerfte 
beträngt, flüchtete nach Deutfchland und erwirkte vom Kaifer eine 
Achtserklärung gegen die Städte, die fih aber nicht daran Tehrten, 
fondern den Krieg fortjeßten, Kopenhagen und mehrere andere dä- 
nifhe Städte eroberten und auf Schoonen mehrere feſte Plätze in 
Befig nahmen. Waldemar mußte 1370 Frieden machen und ber 
Sanfa auf 15 Jahre den Beſitz ver feften Schlöffer Schoonens 
und mehrerer Bogteien überlafien. Das Wichtigfte aber war, daß 
Waldemar verfprechen mußte, er wolle fein Reich Teinem Andern 
übergeben ohne Beiftimmung ber Städte und ohne daß der neue 
Herr ihre Freiheiten beftegelt haben würde. So Tan das ffan- 
dinaviſche Neih in eine Abhängigkeit von der Hanſa, die bis ind 
16te Jahrhundert dauerte. Das Ergebniß des Krieged aber war, 
daß die Hanfa als erfle Seemaht Europa’d galt und die unde- 
firittene Herrſchaft auf der Nord» und Oſtſee hatte. 

Jetzt ermachte auch bei dem Kalfer Karl IV., ver bisher um 
die Hanſeſtädte fich nicht viel gekümmert hatte, der lebhafte Wunſch 
ihre Sreundfchaft zu gewinnen. Im I. 1375 machte er, von feiner 
Gemahlin und einem großen Gefolge von Fürften begleitet, ber 
Stadt Lübe einen feierlichen Befuh. Er ging mit dem Plane 
um, einen Sandelöverkehr zwifchen Böhmen und den Hanſeſtädten 
durch Schiffbarmahung Der Mulde in die Elbe einzuleiten, und 
ſchmeichelte fih auch wohl mit der Hoffnung, die Sanfa werde ihn zu 
ihrem Broteftor erwählen. Er z0g mit großem Pomp ein unb 
wurde von der Stadt mit hohen Ehren empfangen. Als nun in 
der für den Kaijer eingerichteten Herberge Bürgermeifter und Rath 
ber Stadt fih um ihn verfammelten, dankte er ihnen‘ gar freunde 
lich für den ihm gewordenen Empfang, nannte fie gnädige Herren 
und Taiferliche Näthe; als der Bürgermeifter diefe Ehre beſcheiden 
abzulehnen fuchte,. ermieberte Karl: „Ja, ihr feld Seren, bie alten 

Klüpfel, deutihe Einheitöbeftrebungen. 


83 Die Hanfa. 


kaiſerlichen Negifter weiſen aus, daß Lübeck eine der fünf Hauptſtädie 
des Reiches iſt, und daß die Rathmänner Eurer Stadt zuglei 
Faiferlihe Näthe find, welche überall in ben Math des Kalfers 
treten dürfen, ohne baß fie deshalb Erlaubniß nachſuchen“ Die 
Lübecker wollten aber die Artigkeit des Kaiſers nicht verfichen, fie 
erwiefen ihm zwar alle Ehren, wählten ihn aber nicht zu ihrem 
Protektor, und Tiefen ihn nah 10 Tagen unverrichteter Dinge 
wieder abziehen; das Thor aber, zu dem er hinauszog, ließen fie 
zumauern, weil e8 zu hoch geehrt fe, un bem gewöhnlichen Ges 
brauch überlafien zu werden. Der Plan Karl, eine Schiffahrtd- 
verbindung Böhmend mit der Hanfa herzuftellen, blieb unausgeführt. 

Zu einer mweitergreifenden politiſchen Cinigung, die in Reichs⸗ 
angelegenheiten ein gewichtiges Wort hätte mitſprechen können, 
gelangte die Hanſa fo wenig als der rheinifche Städtebund. Die 
Binbeöverfaffung, deren Grundzüge auf dem Kölner Städtetag 
entworfen wurben, «war im Ganzen ſehr lofe. ine gemeinfchaft- 
liche Kaſſe, in welche die Mitglieber ihre Beiträge entrichten muß⸗ 
ten, die Oberleitung der Stabt Lübeck, und für die bundesvermandten 
weftfäliichen und rheiniſchen Städte der Stadt Köln, dad war 
Alles. Materielle Intereffen, nicht politifche Formen waren das 
Band der Einhell. Man vereinigte fih für beſtimmte Zwecke, für 
gewiſſe Zeiten. Die eigentliche, vollziehende Gewalt ded Bundes 
berubte auf den Beichlüffen der Städtetage, und wenn einem Theil 
der Verſammlung dieſe Beichlüffe unvortheilhaft fchienen, fo hielt 
er fih nicht zur Unterordnung verbunden. 

Ein bewußtes Intereffe für ftantliche Einheit Deuiſchlands wear 
bei den Hanſeſtädten nicht in höherem Grabe vorhanden, ald an dem 
fürftlihen Höfen. Die vormiegende Neigung des deutſchen Mittel- 
alters, theil Kleinere Kreiſe zu bilben, theils ſich nicht ſowohl für 
den Staat im Allgemeinen, als für beftinmate eingelne Zwecke des 
Öffentlichen Wohls zu verbinden, hielt auch die Hanſa in ihrer 
Beſchränkung feſt. Schuß des Handels war ihr urfprünglicher 
Bweck, und darüber ging fie auch felten hinaus. Mit dem Schut 
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des Verkehrs zu Lund und zur See fland allerdings die Aufrecht⸗ 
haltung des Landfriedend in engem Zuſammenhang. In diefer 
Beziehung mußte der DBerein freilich In ben Wirfungsfreis der 
Reichsgewalt eingreifen, aber er dachte nicht daran, fich ſelbſt an 
deren Stelle feßen zu wollen. Nächſt der Sorge für den Landfrieden 
auf den Handelsſtraßen des Reichsgebietes machte ſich die Hanſa 
auch Erwerbung und Erweiterung von Handelöprivilegien in frem⸗ 
den Ländern zur Aufgabe, und erreichte in dieſer Beziehung wirks 
ih in Skandinavien, in Rußland und in England fehr bedeutende 
Nefultate, mährend dad Mei, tem die Vertretung der beutfchen 
Interefien gegenüber vom Ausland zugefommen wäre, faft nichts 
dafür that. Es ift dieß wohl theilmeife aus der Unvollkommenheit 
des mittelalterlichen Staats überhaupt zu’ erklären, welcher noch 
nicht zum Bemwußtfein gefommen war, daß Handel und Gewerbe 
und folche befondere Zweige der geſellſchaftlichen Thätigkeit in feinen 
Bereich fallen. Man überließ diefe Dinge den Faufmännifchen Ges 
noſſenſchaften. Doch fehen wir gerade aus den Linterhandlungen 
ber Hanſa, daß andere Staaten wie Schweden, Dänemark, England 
die Intereflen ihrer banbeltreibenden Untertbanen felbft vertreten, 
während bie deutſchen Kaifer nicht daran denken. Jedenfalls hatte 
bie Hanſa einen großen Borfprung vor andern Reichsſtädten ges 
wonnen, und ber Vergleich der Vortheile des Reichsverbandes und 
der Theilnahme an der Hanſa fiel fehr zu Gunften der letzteren 
aus, Sie gewann daburch, eine Unabhängigkeit und Selbfigenüg- 
famfeit, die nothwendig den Reichsverband auflodern mußte. Es 
war einer Handelöftabt viel daran gelegen, Mitglied der Hanfa zu 
bleiben, ‚aber deutfche Meichäftadt zu fein, brachte wenig Vortheil. 
Aber doch muß anerfannt werben, daß die Hanfa für die nationale 
Einheit der Deutſchen große Bedeutung hat und wichtiger gemorden 
ift, als die Einungen der fündeutfchen Städte, von welchen welter 
unten die Rede fein wird, und vor henen fie freilich den großen 
Vortheil voraus’ hatte, daß ihr Gebiet nit von fo vielen fürſt⸗ 
lichen Territorien durchſchnitten war, und. Die Ser, ihr eigentliches 
6* 
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Gebiet, immer offene Verbindswege darbot. Das große, nie genug 
zu ſchätzende Verdienſt der Hanſa iſt, daß fie Deutfchland nad 
außen Träftig repräfentirt und eine Seemacht gefhaffen Hat, die fo 
gut als die deutſchen Landheere in Italien den Eindruck einer mäch⸗ 
tigen Gefammtheit machte. Die Hanfa hat ohne Unterflügung dur 
Kaifer und Reich eine deutſche Blotte gefchaffen und es damit weiter 
gebracht, als unfere heutigen Staaten, bie fi, befonderd Defterreich, 
fo viel auf ihre Sorge für materielle Güter zu gute thun. 

Die Blüthe der Hanſa fällt in das Ende des 14ten Jahr: 
Hundert8 und nimmt zuſehends ab mit dem Ende bes 16m. 
Veränderte Handelswege, Befefligung und Abrundung der landes⸗ 
herrlichen Gewalt in und außer Deutfchland, Aufſchwung des hol- 
laͤndiſchen Handels verringerten ſowohl die Macht als die Vortheile 
des Bundes, der verſäumt hatte, durch feſtere politiſche Geſtaltung 
ſich eine nationale Zukunft zu ſichern. 

Zur Zeit des hanſeatiſch-däniſchen Krieges vereinigten ſich die 
norddeutſchen Fürften unter dem Präſidium des Erzbiſchofs von 
Magdeburg zu einem Landfriedensbündniß, das 1362 zu Tanger⸗ 
münde auf 10 Jahre abgeſchloſſen wurde; 1372 vereinigte auf 
ähnliche Weiſe der Erzbifhof von Mainz die thüringifhen Fürſten 
und Städte. Der bedeutendſte Landfriedensbund war aber ber 
weftphäftfche, welchen Karl IV. 1371 mit dem Erzbiſchof zu Köln, 
den Biichöfen von Paderborn, Münfter und Osnabrück errichtete, 
von dem ein aus abeligen Freigrafen der weſtfäliſchen Vehme be 
ſtehendes Schiedsgericht beftellt wurde. Diefes Bündniß gewann 
allmähltg eine immer größere Ausdehnung. Auch die thüringifchen 
Reichsſtände ſchloſſen fih Ihm an, nachdem fich ihr Bund aufgelöst 
Hatte. Ebenfo finden mir die Herzoge von Juͤlich, Berg, die Grafen 
von Say, Wied und Andere darin. 

Der Hauptplak der Einungen war aber das fühliche Deutfch- 
and. Hier waren e8 weniger allgemeine Landfriedensbündniſſe, als 
Einungen befonderer Stände, namentlih der Städte, welche fi 
vereinigten, um fich der ihnen oftmals drohenden kaiſerlichen Ver⸗ 
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pfändungen zu erwehren. Als Karl IV. im I. 1347 die Reichs⸗ 
regierung antrat, beftand noch der unter Ludwig IV. gefhloffene 
Bund von 22 fchwäbifchen Reichsſtäͤdten. Sie Hielten auch jetzt 
zufammen, und als er auf einer Munbreife durchs Reich in Ulm 
einzog, traten ihm die Boten ber 22 Städte entgegen mit ber 
Erklärung, fie fein bereit ihm zu huldigen und zu ſchwören als 
dem römifhen König, wofern er ihre Freiheiten und Rechte beſtäti⸗ 
gen und ihnen die Verficherung urkundlich ertheilen wolle, daß er 
fie nie mehr verpfänden ober fonft wie von Reich entfremden 
werde. Karl willfahrte ihrem Verlangen und gab ihnen, ſowie 
einer Anzahl elſaͤßiſcher und rheinifcher Städte, welche die gleiche 
Bedingung geftellt hatten, jeder Stadt in einer befondern Urkunde, 
die verlangte Zuſicherung, worauf er ihre Huldigung entgegennahm. 
Bald bekamen aber die Städte neue Veranlaſſung, für ihre Selb⸗ 
fländigfeit beforgt zu fein, da Kalfer Karl ven Grafen Eberhard 
von Würtemberg,, der e8 ſchon laͤngſt darauf abgefehen Hatte, die 
benachbarten Städte unter feine Landeshoheit zu bringen, zum Land⸗ 
vogt über Eßlingen, Reutlingen und 7 andere ſchwäbiſche Reichs⸗ 
ftädte einfeßte. In Folge davon ſchloſſen 25 Städte in Schwaben 
ein neues Bündniß, und es wäre dieſes vielleicht jet fehon zu 
größerer Ausdehnung gelangt, wenn nicht eine durch ganz Deutfch- 
land verbreitete Seuche, ber fogenannte ſchwarze Tod, von Hun⸗ 
geränoth begleitet, eine ungeheure Sterblichkeit herbeigeführt hätte, 
ſodaß nur der dritte Theil der Bevölkerung am Leben blieb. Hier⸗ 
durch trat natürlich eine große Erfhlaffung ein; Jeder forgte nur 
für feine nächften Angelegenheiten; auch Ienkten religiöfe Verirrun« 
gen, wie bie Geifjelfahrten und Jubenverfolgungen, von politifcher 
Tätigkeit ab. Doch machte diefe, namentlich bei den Stänten, bald 
wieder auf, da die Dynaſten immer unverfennbarer mit ihren Ueber⸗ 
griffen gegen die ſtädtiſche Selbftändigfeit hervortraten, und ein 
kräftiger Schub von Seiten des Reichsoberhauptes nicht zu erwarten 
war. Sie erneuerten ihr Bünbniß, das jetzt auf 29 Gemeinden 
anwuchs (1350). Der König beftätigte es und geflattete fogar, 
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daß ſie einander ausdrücklich Waffenhilfe gegen die Fürſten zufagten. 
Aber bald darauf warf die goldene Bulle, welche nah dem Bor 
gang älterer Geſetze alle conspirationes, colligationes, conjurationes 
und confederationes, meldhe Städte, Dynaften oder einzelne Reichs⸗ 
bürger mit einander machen mögen, verbot, eine neue Gemmung 
in da8 Bündnigmefen. Doch konnten dadurch die Bündniffe nicht 
unterdrückt werden, da alle Eleineren Reichsſtände dad Behürfniß 
der Hilfe hatten und bei der Reichsgewalt doch feinen Schub fan- 
sen. Zu den Städtebündniffen Famen nun auch noch die Adels⸗ 
Bündniffe, welche ſich abwechſelnd bald gegen Bürften, bald gegen 
Städte kehrten. Diefe Nittergefellfehaften, welche wohl nicht, wie 
man gemöhnlich meint, aus Turniergefellfchaften hervorgingen, fon- 
dern, nachdem der Ernft der Fehde abgeſchwaͤcht war, in das 
ritterliche Spiel der Turniere und nbeliger Ehrenzeremonie ausge⸗ 
laufen find, hatten urfprünglich, wie die Städtebündniſſe, zunächft 
den Zmed, die Fehden durch Friedens- und Schiebögerichte theils 
zu verhüten; theild beizulegen, fodann aber auch die Reichsfreiheit 
und fonftige Privilegien gegen Beeinträchtigung der Landesherren 
mit Waffengewalt zu wahren. Infofern hatten fie gleiches Intereffe 
mit den Neichöftädten und wären deren natürlihe Verbündete ges 
weien, aber da die Vorrechte und Freiheiten des Adels haufig durch 
das Wachsthum der fladtifchen Macht gefährdet wurden, da bie 
mit Schulden bebafteten Ritter oft ihre Güter den reihen Städte⸗ 
bürgern überlaffen mußten, fo entwidelte fich beim Adel eine feind⸗ 
felige Stimmung gegen die Städte. Im diefer Nichtung waren bie 
Ritterbündniffe darauf angemiefen, gemeinfchaftlide Sache mit den 
Fürſten zu machen, von denen wir hin und mieber einzelne als 
Genofien der Adelsbündniſſe finden. Mitunter machten aber bie 
Ritter auch den Bürften heiß. Bekannt ift, wie einft Wolf 
von Wunnenftein mit feinen Bundesgenoſſen den ftädtefeindlichen 
Grafen Eberhard von Würtemberg in Wildbad überflel und fo hart 
bedrängte, daß derfelbe feine Nettung durch den Beiſtand ter Städte 
fugen mußte (1367). Die ausgebreitetſte Nittereinung war ber 
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Loͤwenbund, welcher fih im J. 1379 zu Wiesbaden mit zahlreichen 
Mitgliedern Eonftituirte, aber wohl ſchon früher ald Tlcinere Ges 
noffenfchaft beftand. Er erſtreckte ſich nördlich längs des Rheins 
bis in die Niederlande, ſüdlich durch ganz Baiern bis an die Alpen, 
und norböftlih His in den Thüringer Wald. Gin Geſellſchafts⸗ 
Ausſchuß von 3 Bundesräthen fand an ber Spike, zweimal des 
Jahres wunde eine Generalverfammlung, das fogenannte Kapitel, 
gehalten. Als Bundeszeichen trug jeber Nitter einen goldenen, jeder 
Knecht einen filbernen Lömen. Ein Zweig des Löwenbundes fcheint 
die Geſellſchaft der Wefterreicher zu fein, die am Martinstag 1379 
zu Zweibrücken geftiftet wurde und die Grafen von Zmeibrüden, 
Saarbrüden, Leiningen und Solm, ſowie die Bifchöfe von Meb 
und Straßburg zu Mitgliedern hatte. Im Wasgau that fih 1363 
eine Geſellſchaft zum heiligen Geift auf. In Schwaben finden 
wir außer der Lömengefellfhaft die wahrſcheinlich ſchon in ziemlich 
frühe Zeiten hinauf reichende Geſellſchaft zum h. Georg, eine andere 
zum 5. Wilhelm, in Oberſchwaben eine wegen ihrer Fehdeluſt fehr 
gefürchtete zum Wolfen, dann eine zum Schwert und der Krone) 
in Niederſchwaben die Schlegler oder Martinsvögel. Außer ven 
bisher genannten, die in ven legten Decennien des 14ten Jahr- 
hunderts als Glieder größerer Landfriedensbündniſſe und Urheber 
von Fehden erjäheinen, finden wir eine Reihe von Namen minder 
bekannter Nittergefellfchaften, die wenn auch politifh nichtsfagend, 
doch von dem meitverbreiteten Bündnißtrieb zeugen. Sp nennt 
man Gefellichaften vom Horn, Braden, Efel, Fiſch, Falken, mit 
der Sichel, von der alten Minne, von Luchſe, eine Bengelergeiell« 
ſchaft und andere. 

Dem Kaiſer ſchienen die Ritter allzu gefährlich zu werben, 
und er dachte darauf, dem Adel Durch neue Begünftigung der Staͤdte⸗ 
Bündniſſe ein Gegengewicht zu geben. Er ſchickte einen böhmifchen 
Nitter, Borſch von Rieſenburg, an die Städte Augsburg und Ulm 
als Vertreter der übrigen, um mit ihnen über Errichtung eine6 
Buͤndniſſes zu unterhandeln. Dieß gelang, und 31 Meichöfläbte 
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in Schwaben vereinigten fih am 6. Dez. 1370 zu einem Land⸗ 
frieden auf vier Jahre, wobei genauer ald bisher feftgefeßt wurde, 
wie man den Friedensbrechern auf frifcher That nacheilen und jeven 
Beſchädiger zum Erfah anhalten ſolle. Als Borort wurde Ulm 
und als Bunbeshauptmann Graf Ulrich von Helfenſtein beftellt. 
Es war dem Kaifer hiebei nicht allein um einen Damm gegen die 
fehdeluſtigen Ritter zu thun, fondern er wollte auch ben Zürflen 
Beſchäftigung geben, tamit fie ihn an bem Erwerb der Markgraf 
fchaft Brandenburg, die er eben einzuthun im Begriff war, nicht 
hindern follten. Zunächſt wurde der Stäptebund gegen eine Ritter⸗ 
Geſellſchaft „von der. Krone“ aufgeböten, überhanpt feine Unter⸗ 
flüßung zur Unterbrüdung aller berartigen Ritterbündniffe in An⸗ 
ſpruch genommen. Dieß gab dem Bündniß den Charakter einer 
Verſchwörung gegen den Adel. So fußte ed wenigſtens dieſer auf 
und machte auf einer Berfammlung zu Welffenborn am Erſcheinungs⸗ 
Set 1372 eine Gegenverſchwörung, bei welcher eine Art von Acht 
gegen ſolche Mitglieder des Adels audgefprochen worden zu fein 

fheint, die fich in den Dienft der Städte begeben würden. Der | 
Graf von Würtemberg und die Herzoge von Baiern ftanden im 
Hintergrund, und vergeblich fuchten num die erſchrockenen und kurz⸗ 
fichtigen Städte des Würtenibergerd Freundſchaft. Kurz darauf 
überfielen einige feiner Dienftleute den Oberfeldhauptmann ber 
Städte, Grafen von Helfenftein, nahmen ihn gefangen und ſetzten 
ihn auf ein feſtes Schloß, Neipperg im Zabergäu. Che die Städte 
hinlänglich gerüftet waren, um die Gefangenfchaft ihres Hauptmanns 
zu rächen, überfiel der Graf von Würtemberg ihre Mannfchaft bei 
Altheim unmwelt Ulm und brachte ihnen eine gänzliche Niederlage 
bei, in welcher 300 Städtiſche, unter ihnen ihr Hauptmann Hein⸗ 
rich Befferer von Ulm, erfhlagen und 800 gefangen genommen 
wurden. Während nun die Städte unter Vermittelung des Kaifers 
den Brieden unterhanbelten, wurde der Graf. von Helfenftein, nicht 
ohne dringenden Verdacht der Mitfehuld des Würtembergers, im 
Gefängniß meuchlings ermordet. Denfelben Eberhard von Wärtem- 
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berg, welcher in dieſen Dingen eine fo zweideutige Rolle gefpielt 
hatte, beauftragte nun der Kaifer, außerorbentlihe Kriegsfteuern 
von den Städten einzutreiben. So murden von Ulm 52,000, 
von Konftanz 40,000, von Eßlingen und von Reutlingen 15,000 fl. 
bezahlt. Ihm verfegte auch der Kaifer, um die nöthigen Beflebungs» 
gelder für die Wahl feines Sohnes Wenzel zum römiſchen König 
aufzubringen, verfehiedene nutzbare Hoheitsrechte in Chlingen unb 
andern Städten, und eröffnete Ihn Ausſicht auf weitere derartige 
Erwerbungen. Die mußten die Städte als eine Kriegserfiärung 
gegen ihre Selbfläntigfeit anfehen. Noch ehe die Berpfändungen 
- vollzogen waren, traten im Juli 1376 14 ſchwäbiſche Städte unter 
Ums Leitung in ein Bündniß, um ihre vom Kalfer wiederholt 
verbriefte Unveräußerlichfeit vom Meiche mit ven Waffen zu ſchützen, 
wenn es nöthig wäre gegen den Kaiſer felbft, der ſich feinerfelts 
gegen bie drohende Stellung der Städte durch ein Aufgebot der 
Fürften und Ritter rüftete, und nun entbrannte eine Fehde, bie 
fi durch ganz Süddeutſchland verbreitete. Der Vortheil war Ans 
fangs entfchieden auf Seiten der Städte, welche mehr Gelb und 
Mannfchaft Hatten und ten Fürſten manden Schaden zufligten. 
Bei Ulm wurde eine Abtheilung des Fürftenheeres geſchlagen und 
den Herzogen von Baiern ihr Panier genommen, der Sohn Graf 
Eberhards von Würtemberg, Ulrich, wurde bei Reutlingen von den 
Städtern überfallen, wobei viele Ritter fielen und er ſelbſt verwun⸗ 
det wurde. Den Kaifer felbft wurde bange vor den Städten, es 
Schten ihm hohe Zeit ihre Freundſchaft zu ſuchen. Er ließ, unter 
Betheiligung der bairiſchen und mwürtembergifchen Fürften und des 
Pfalzgrafen vom Rhein, durch feinen Sohn Wenzel eine Sühne 
mit den Städten aufrichten, wobei die merfwürtige Erflärung ab» 
gegeben wurde: weil ſich dieſe verbündeten Städte fo genaigig, 
fo unterthänig und beftändig bei Kaifer und Neich erwiefen hätten, 
fo wolle man fie in feiner Noth verfaufen oder verpfänden. Wenn 
dieß gefchehen wäre oder künftig geſchehen würbe, fo folle ſolches 
gänzlich ab und ohne gefegliche Kraft fein, und menn Jemand, wer 


99 Schwaͤbiſcher Staͤdtebund. 


es auch ſei, ſie von dieſen Vorrechten drängen wollte, ſo ſollten 
fie befugt fein, einander dagegen beizuftehen, ſoweit ihr Vermögen 
reiche." Bald fanden fle Gelegenheit, von biefer Befugniß Gebrauch 
zu machen, zunächft gegen den Grafen von Würtemberg, ver feine 
Pfandbriefe nicht Herausgeben wollte, noch mehr aber gegen König 
Wenzel, der ohne Schwierigkeit feinem Vater auf dem Kalferthron 
gefolgt war und bald nach deſſen Tode (Nov. 1378) gegen gegebene 
Verſprechungen ten Herzog Leopold von Defterreich mit ber ganzen 
Landvogtei Schwaben und insbeſondere den Städten Augsburg und 
Giengen belehnte, mit der Befugniß, alle vom Kater verpfändeten 
Güter und Gülten einzulöfen. Dieß war eine noch weit gefähre 
lichere Begünftigung der territorialen Fürſtenmacht, als die frühern 
Verpfändungen an ben minder mächtigen Grafen von Würtenberg, 
denn die fübdeutfchen Neichsftänte waren damit der Gefahr preis 
gegeben, öfterreichifche Landflädte zu werben. Es entftand nun ein 
neuer Städtebund, dem 33 Städte und der -biäherige Landvogt 
Schwabens, der Pfalzgraf am Nhein, beitraten (Iuni 1379). Die 
prinzipielle Bedeutung der Stäbtebündniffe Fam jeht den Bethei- 
Jigten immer Elarer zum Bemwußtfein, und fie fuchten ihre Verbin⸗ 
bung auch außerhalb Schwabens auszubreitn. Kine Anzahl 
rheiniſcher Städte, Mainz, Speier, Worms, Straßburg, Frankfurt, 
Hagenau und Welffenburg, traten zu Speier am 17. Juni 1380 
auf vier Jahre in Verbindung mit den fränkiſch⸗ſchwäbiſchen Städten, 
gegen den Rath Straßburg, dad dringend abmahnte, weil feine 
Vertreter fürchteten, daB fie in munnigfaltige dynaftiihe Händel 
mit verwickelt würden. Die Bundeöverfaffung machte damit einen 
bedeutenden Fortſchritt, daß die Stadt Eßlingen zum Vororte erwählt 
und ihrem Rath die Befugniß ertbeilt wurde, zur Hilfe zu mahnen, 
die Stärke des Zuzugs zu beflimmen, den Oberbefehlähaber und 
bie Hauptleute zu ernennen. Im Oftober 1382 traten auch Megend- 
burg, Weblar und einige eifäßifche Stübte bei, und man feßte den 
Bund auf 9 Jahre feſt. Es trat immer mehr bie Abflcht hervor, 
ben Bund auf ſämmtliche Reichsſtädte Deutſchlands auszubehnen, 
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Der Gedanke an die Herſtellung eines Reichs mit einem Kaiſer 
ohne Fürften, Biſchöfe und Adel tauchte auf. Doc blich es beim 
Gedanken, denn ed fehlte noch an zu Vielem, namentlih an einer 
politiſchen Berbindung mit der Hanſa, bie der ganzen ſüddeutſchen 
Bewegung fern blieb. Aber auch in Süddeutſchland herrſchte in 
einem Theil der Stäbte große Unklarheit über die Mittel und 
Zwede des Bunded. Sie wollten immer noch ihre befonbern 
Einungen mit einzelnen Fürſten fefthalten, und fo konnte e8 den 
Fürften gelingen, eine Verſchmelzung der Fürſten⸗ und Mitterbünd- 
niffe mit dem Städtebunbe einzuleiten und dadurch ben prinzipiellen 
Gegenſatz zu neutralifiren. Die drei größten beftehenden Adels: 
Bündniffe, die Löwengefellfchaft, die zu St. Wilhelm und der Bund 
von St. Georgenfhilb, traten in Ein Bünbniß miteinunder und 
fehlofien einen Vertrag mit den Städten. Auf einer Berfammiung 
fhmäbifcher Stände zu Ehingen an der Donau wurde am 9, Ayril 
1382 eine dreifache Einung zwilchen 34 Reichsſtädten, dem Herzog 
Leopold mit feinen vorberöfterreichifchen Landen und ben brei ver 
einigten Mittergefelihaften auf ein Jahr zur gemeinfamen Aufrecht⸗ 
baltung des Friedens abgefchloffen. Dadurch mar für die Fürflen 
ber wichtige. Vortheil erreicht, daß die Städte in ihren Unterneh⸗ 
mungen gebunden waren. ber dieß war den Fürften noch nicht 
genug, fie wollten die politifche Bedeutung des Städtebundes ganz 
befeitigen und gewannen den König Wenzel für weitere Vorgehen 
‚in biejer Richtung. Auf einem Reichstag zu Nürnberg im März 
1383 wurde der Plan zu einem umfaflendern Bürften- und Adels⸗ 
Bündniß entworfen, dem fümmtliche Reichsſtände beitreten, dagegen 
ihre Bündniſſe mit den Städten abfünden follten, was um fo 
leichter geichehen Eonnte, da der Chinger Bund nicht ohne kluge 
Berechnung nur auf ein Jahr abgeihlofien war. Es handelte fi 
barum, dem Einungsweſen, das einmal bie Zeit dringend forberte, 
eine Berfaffung zu geben, bei melcher die Fürſten dad Uebergewicht 
hätten. Die Borm des weſtfäliſchen Landfriedens, bei welchem bie 
Furſten den Grundſtock bildeten und das Schiehägericht aus Lauter 
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Herten vom Nbel zufammengefeßt war, follte nun auf ganz Deutſch⸗ 
land ausgedehnt werden. Dad Reich wurde in vier Landfriedens⸗ 
freife eingetheilt, der erfte Kreis follte bie luxemburgiſchen Erblande 
Böhmen und Brandenburg, dazu noch Sachen und Lüneburg um⸗ 
faſſen, der zweite die rheiniſchen Kurfürſtenthümer Mainz, Köln, 
Trier und Pfalz fammt Heffen und Baden, der dritte Baiern, 
Defterreih und Würtemberg , der vierte bie thüringifchen un 
fränkifchen Bifhöfe und Fürſten. Die Städte follten denjenigen 
Kreiſen zugetheilt werben, zu denen fie geographifch gehörten. Das 
ganze Gebiet ber Hanfa aber wurde hiebei außer Berechnung ges 
lafien. Die Mitglieder der Speirer Einung vom Jahre 1381 
wollten fich diefe Sprengung ihres Bundes nicht gefallen Yaffen 
und verlangten, daß man wenigftend ihnen als Gefammtheit den 
Beitritt zum Bürftenbund geftatte. Diefe Forderung bevormortete 
Wenzel, welcher der konſolidirten Fürſtenmacht gegenüber doch mies 
der eined Gegengewichts zu bebürfen glaubte. Er berief eine neue 
Berfammlung von Reichsſtänden nach Heidelberg, wozu auch bie 
ftäptifchen Abgeorbneten eingeladen wurden. Nach Beilegung der 
einzelnen Streitigkeiten wurde am 26. Juli 1384 ein hreijähriges 
Buͤndniß zwiſchen Fürften und Städten abgefchlofien, bei welchem 
die verſchiedenen Bundeskreife der Städte felbftändig vertreten waren. 
Die Ausdehnung des Bundes war doch nicht fo bedeutend, als beim 
Nürnberger Entwurfe vorgefeben worden; mährend dort Böhmen, 
Brandenburg, Sachſen und Lüneburg mit in Rechnung genommen 
waren, wird jet der Thüringerwald, bie Lahn und der Hundsrücken 
als Grenze gegen Norden, der Böhmerwald als norvöftliche Grenze 
angegeben. Auch das innere Band war Ioder und die Bundes⸗ 
zwede unbedeutend, denn es handelte fich nur um Aufftellung einer 
Fleinen berittenen Polizeimannſchaft. Man ſchien zufrieden, das 
formale Zuftandefommen irgend eines Bundes erreicht zu haben. 
Der Briede Fonnte um fo weniger von Dauer fein, da eben jetzt 
Herzog Leopold von Defterreih, der bisher feine Landvogtei in 
Schwaben noch nicht ausgeübt Hatte, nun wirklich in dieſelbe ein⸗ 
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gefeßt wurde, ſich ſtaͤdtiſche Neichöfteuern verpfänden ließ unb auf 
die Grafihaft Hohenberg, welche von ihrem frühern Beflger den 
Städten verpfändet war, Eigentbumsanfprüce machte. Die Städte 
hatten alle Urfache, fi der wachſenden öſterreichiſchen Macht zu 
erwehren, fie fuchten für ihren Widerſtand Bundesgenoffen, und 
ba war es fehr natürlich, daß fie ſich ter ſchweizeriſchen Eidges 
noffenfchaft näherten, die im Anfang des Jahrhunderts aus dem 
Kampfe gegen öſterreichiſche Landeshoheit fi zur Freiheit empor» 
gesungen hatte, jet aber buch die Ausbreitung öſterreichiſcher 
Herrſchaft in Schwaben aufs neue bedroht war. Das gemeinſame 
Intereſſe gegen Oeſterreich ſchien ein feſtes Bündniß begründen zu 
müßen. Die ſchwäbiſchen Städte machten den Schweizern den 
Antrag, dem großen ſüddeutſchen Staͤdtebund beizutreten. Aber da 
zeigte es ſich, daß die Schweizer bereits dem deutſchen Reich ent⸗ 
fremdet waren, bei ihnen war es nicht mehr ein Kampf für bie 
Reichsfreiheit gegen fürftliche Landeshoheit, fondern nur die Oppo⸗ 
fition gegen den unmittelbaren mächtigen Nachbar. Url, Schwiz 
und Unterwalden mideriethen dad Bündniß mit den Deutichen als 
eine unnöthige DVermidelung in fremde Händel. Zürih, Bern, 
&uzern, Solothurn und Zug gingen auf den Antrag der Schmahen 
ein, aber freilih war auch bei ihnen, wie ber Erfolg zeigte, Fein 
nachhaltiges Bewußtfein einer gemeinfanen Sache. Doch kam zu- 
nächft eine großartige Verbindung fühdeutfcher Städte zu Stande. 
Auf einem Verſammlungstage zu Konſtanz am 21. Febr. 1385 
ſchloſſen 55 rheiniſche, fränkfifche, ſchwäbiſche und ſchweizeriſche 
Städte auf die nächſten 9 Jahre ein Bündniß und gelobten, „ein⸗ 
ander treulich beholfen zu fein gegen Alle, die fie an Leib und 
Gut, an Ehren, Sreiheiten, Rechten und guten Gewohnheiten mit 
Gewalt oder wider Mecht befümmern würben;“ alle Anfprüche der 
Herrſchaft Defterreich ſollten nicht von Einzelnen fondern gemeinfam 
vom Bunde beantwortet und Feine fremde Einmiſchung angerufen 
werben. Aber auch Hier wurde eine Sonderſtellung der ſchweizeri⸗ 
ſchen Städte feftgebalten, fie follten nur innerhalb ihres Kreifes 
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Bundeshilfe leiſten, die deutſchen Städte aber den Schweizern auf 
ihr Anrufen zuziehen. 

Sogleich nah dem Abſchluß des Konſtanzer Vündnifſes trat 
die Getheiltheit der Intereſſen hervor. Herzog Leopold bemühte 
fich ſehr, die Schweizer, beſonders die Stadt Zürich, vom Bunde 
mit den deutſchen Städten abzuziehen, und als ihm dieß nicht 
gelang, machte er ſich mit feinen Lockungen an die ſchwäbiſchen und 
fraͤnkiſchen Städte. Diefe hatten ſchon im Frühjahr 1385 einen 
Angriff auf Leopold vorbereitet und die Schweizer gemahnt, auch 
ihrerfettö ihm Krieg zu erklären, aber von ihnen eine abfchlägige 
ober menigftend hinausſchiebende Antwort erhalten. Dieb machte 
fle nun geneigt, den verföhnlichen Anerbietungen Defterreih8 ent 
gegenzufommen, und fle ſchloſſen im Wiverfprud mit ven Kon⸗ 
flanzer Verpflichtungen einen Separatfrievden. Nun Eonnte Leopold 
um fo ungehinderter feine Macht gegen die Schweizer Tehren, und 
nah fruchtlofen Dermittelungen der ſchwäbiſchen Städte, die nur 
Dazu dienten, dem Herzog zu ausgedehnten Rüftungen Zeit zu ver⸗ 
ſchaffen, überzog er, unterflügt von dem gefammten Adel Schwa- 
bend, im Sommer 1386 die Schmelz mit großer Heeresmacht. 
Die Eidgenoſſen aber erwarteten feinen Angriff mit ſolchem Selbft- 
vertrauen, daß fie nicht einmal die bundesmäßig zugefagte Hilfe 
der ſchwäbiſchen Städte in Anfpruch nahmen. Mit noch größerem 
Selbftvertrauen fehritt Leopold zum Angriff, und am 9. Iult fam 
es zu der berühmten Schlacht bei Sempach. wo bie Schweizer jenen 
glänzenden Sieg erfochten, welcher ihnen Unabhängigkeit von Öfter- 
veichtfcher Landeshoheit und bamit ihre flantliche Frelheit ver⸗ 
hürgte. Jetzt wäre es Sache der ſchwäbiſchen Städte gewefen, den 
Steg auch für ſich auszubenten unb den Krieg gegen den gemeinſamen 
Beind fortzufegen, ftatt deffen aber fürchteten fle die Mache ver Beſietz⸗ 
ten und fuchten zu vermitteln. Gleichwohl Eonnten fie den Krieg nicht 
vermeiden, denn Fürften und Adel hatten ſich gegen bie Städte ver 
ſchworen, um ihre Macht zu brechen. Im Nov. 1386 fchrieben bie 
von Ulm an Speler, es ſei eine Geſellſchaft und ein Bündniß aufs 
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erftanden, die fogenannten Behmgrafen, Speier folle e8 allen Stäbten 
und Eidgenoffen verfünden, damit man fi unterreve. Man vers 
muthete nämlich, es beftehe eine Verabredung ver Fürften mit ihren 
Dienftleuten, vermöge deren biefe fich verpflichtet hätten, bei dem 
Städten Feine Dienfte zu nehmen und fi in fein Bündniß mit 
ihnen einzulafien. Iene weſtfäliſchen Randfriedendgerichte, denen Vehm⸗ 
grafen vorftanden, wurden ala Werkzeuge zur Bebrüdung der Städte 
und zur Untergrabung:- ihrer Breiheiten angefehen. Es entftand ein 
erbitterter Haß gegen die weſtfäliſchen Vehmgerichte. 

Indeffen ſchien Kaiſer Wenzel nach der Schlacht bei Sempad,, 
welcher im Sommer 1388 ein neuer Sieg der Schweizer bei Näs 
feld folgte, mit den Städten freundfohaftliche Verhältnifſe anknüpfen 
zu wollen. In einzelnen Streitigfeiten der Städte mit den Fürften 
fuchte er zu verniitteln; die Landvogtei Schwaben, deren Uebergabe 
an Leopold zu dem großen Städtebündniſſe die Veranlaffung ge 
geben Hatte, verlieh er an mehrere minder mächtige Herren, 39 
Städten in Schwaben und Franken gab er die Zuficherung, daß 
fie bei allen ihren Rechten, Treiheiten, Privilegien und guten Ges 
wohnheiten bleiben follten und er fie gegen Jeden, ver fie davon 
drängen wollte, fchügen und fehirmen werde. Auch mündlich machte 
er den Stäbteboten, die in Nürnberg vor ihm erfchienen, die ſchönſten 
Beriprehungen, daß er ihren Bund feiner Lebtage nicht auflöfen 
und fie befländig im Schirme des Reichs Halten wolle. Der Ber 
weggrund war nicht ſowohl die Ueberzeugung von bem Rechte ber 
Städte, als das Bedürfniß, an ihnen einen Halt zu bekommen 
gegen die Zürften, welche ihn mit Abſetzung bebrobt Hatten. Jet 
erklärten fih aber auch die Fürften zu einem neuen Bündniffe mit 
den Stäbten bereit, um dadurch ihre Dppofition zu lähmen. In 
Mergentheim wurde tm November 1387 ein neuer Landfriedensbund 
geſchloſſen, der im Wefentlichen die Beſtimmungen bes Heidelberger 
Buͤndniſſes erneuerte und die Städte als Gefammtheit aufnahın, 
nur mit dem Unterſchiede, daß die rheiniſchen Städte ſich dießmal 
nicht beteiligten, da fie bereits wieder in ernſtliche Zwiſtigkeiten 
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mit dem Pfalzgrafen gefommen und befonderd mißtrauiſch wegen 
der weftfälifhen Vehmgerichte waren. Auch die dem Bunde beis 
getretenen Städte hatten fhwerlih Im Sinne, ihn lang zu halten, 
und ſetzten im Stillen ihre Operationen gegen die Fürften fort. 
Die gefaͤhrlichſten fürfilichen Nachbarn in Süddeutſchland maren 
nad dem Tode Herzog Leopolds von Defterreih die Herzoge von 
Baiern. Glücklicherweiſe fand fi in der Meihe der Fürften auch 
ein eiferfüchtiger Nachbar Baiernd, der Erzbifhof Pilgrim von 
Salzburg Mit ihm Hatten die Städte, wie e8 fcheint geraume 
Zeit vor der Mergentheimer Einung, indgeheim einen Bund ge⸗ 
ſchloſſen, durch welchen fi beide Theile einander zum Beiftand gegen 
bie drei Herzoge von Balern, Stephan, Friedrich und Johann, und 
ihre Bundeögenoffen verpflichteten, wobei felbft ter Kalfer nicht aus⸗ 
genommen war, falld er die Herzoge unterftügen würde. Als nun 
14 Tage nah dem Mergentheimer Buͤndniß bei einer Vergleichs⸗ 
Verhandlung zwifhen dem Erzbifchofe Pilgrim und den bairiſchen 
Herzogen des Erſtern Bündnig mit den Städten entdeckt worden 
war, Überfiel Herzog Friedrich den Erzbiſchof auf dem’ Rückwege 
von der Verhandlung und nahm ihn gefangen. Diefer an dem 
Erzbifchofe verübte Friedensbruch gab das Signal zum Kampfe. 
König Wenzel fehlte felbft dem Herzog von Balern einen Fehde⸗ 
Brief und bot die Städte gegen ihn auf, die einen großen Vers 
heerungdzug in das bairifche Gebiet machten. Die rheiniſchen Städte 
griffen gleichzeitig einen Verwandten bed bairifhen Hauſes, den 
Pfalzgrafen Ruprecht an, damit er feinen Vettern nicht zu Hilfe 
fommen fönnte. Dagegen z0g als Bundeögenofje der Herzoge von 
Baiern der Graf Eberhard von Würtemberg gegen die Städte aus, 
bie, unterftüßt von König Wenzel, einen wohlgerüfteten Zug von 
etwa 4000 Mann in das mwürtembergifche Gebiet fendeten, aber 
vom Grafen mit großer Uebermacht empfangen wurden. Es kam 
bei Döffingen, einem befeftigten Dorfe zwifchen Stuttgart und bem 
Schwarzwalde, am 23. Auguft 1388 zum Treffen, und ber Sieg 
entſchied fich nah hitzigem Kampfe, in welchem auch der Sohn 
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Eberhards, jener Graf Ulrich, welcher das Treffen bei Neutlingen 
verloren hatte, getöbtet wurde, zum Theil dur Verrath des 
nürnbergifhen Hauptmannes, eined Grafen von Senneberg, für 
Eberhard. Die ſchwäbiſchen Städte hatten nun eine noch verderb⸗ 
Vichere Niederlage erlitten als vie Fürften zwei Jahre früher bei 
Sempach und eine allgemeine Muthloſigkeit bemächtigte fi ihrer. 
Neben diefem Hauptichlage bei Döffingen wurbe ter Feine Krieg in 
Schwaben, Franken, in der Pfalz; und im Elſaß in fehr erbitterter 
Weiſe geführt; beſonders Kurfürft Ruprecht von der Pfalz und 
die bairiſchen Herzoge fügten den Städten vielen Schaben zu. 
Der Straßburger Chronift Jakob von Königähofen berichtet, es 
feien damals mehr arme Leute gemacht worden als in Hundert 
Jahren vorher. Man fchäßte die Anzahl der in Schwaben allein 
verbrannten Dörfer auf mehrere hundert. Aller Zufammendalt ber 
Städte löste ſich nun auf und der Widerſtand war gänzlich ges 
drohen. Was die Crmattung der Städte vorbereitete, vollendete 
der Eifer der Zürften, die, mährend die Städte fih iſolirten, deſto 
inniger zufammenbhielten und dem Könige Wenzel beftändig anlagen, 
den laͤſtigen Städtebündniffen gänzlich ein Ende zu machen. Wenzel, 
der einfah, daß ihm die Städte feinen Halt gegen. die Kürften ge⸗ 
währen Fönnten, fah ſich genöthigt, auf diefed Anfinnen einzugehen. 
Befonderd Herzog Friedrih von Baiern, der durch die Gefangen- 
nehmung des Erzbiſchofs Pilgrim den letzten Krieg veranlaßt hatte, 
feßte Alles daran, um Wenzel für die Sache der Fürſten zu ges 
innen. Lehmann, der Chroniſt von Speier, fagt, Friedrich ſei 
dem Kaiſer lange nachgeritten, bis er ihn überredet mit Kiften, daß 
er ſich zu den Fürften gefchlagen. Auch andere Fürften reisten 
zu ihm und beſchickten ihn durch Gefandte. Er fiheint fich wirklich 
in großer Verlegenheit befunden zu haben, was zu thun fel, und 
fol eine Zeitlang ernftlih mit dem Gedanken umgegangen fein, 
die Krone niederzulegen. Einerſeits fühlte er ſich zu ſchwach, die 
auf das Uebergewicht der Städte gebaute Einigung bed Reichs 


durchzuführen, zumal da er keineswegs auf beren Eeäftget Zufam- 
Klüpfel, deutſche Cinheitsbeſtrebungen. 
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menwirfen reinen Tonnte, andererſeits mochte er ahnen, daß bie 
Fürften, wenn er fi einmal ganz in ihre Arme geworfen habe, 
ihn auch opfern würben, wie e8 nachher gefhah. Doc gab er 
ihrem Drängen nah und berief auf das Frühjahr 1389 einen 
Reichstag nach Eger, der, von den Fürften zahlreich befucht, ein 
kaiſerliches Mandat befchloß, welches den Städten, beren Rechte 
und Freiheiten Wenzel zwei Jahre vorher urkundlich beflätigt, denen 
er auch mündlich verfprochen hatte, ihren Bund nimmermehr auf« 
zulöfen, denen er ausdrücklich jeden Widerftand gegen ihre Dränger 
erlaubt Hatte, gebot, ihre Bündniſſe, Die wider Gott, den Kaiſer 
und dad Reich feien, abzuthun und dem allgemeinen Landfriedend⸗ 
Bund, der unter Leitung der Zürften errichtet werben folle beizus 
treten. Auf die Einrede der Städte, daß dies den frühern verbrieften 
Verſprechungen zuwiderlaufe, wurbe Feine Rückſicht genommen, fle 
mußten, nachden auf einer Zufammenkunft zu Nürnberg fih ber- 
ausgeftelt hatte, daß auf einmüthiges Zufammenhalten und aus⸗ 
dauernden Widerſtand nicht zu rechnen ſei, ihre Bündniſſe auflöfen 
und ſich den erfolgiofen Landfriedensbunde einverleiben laflen, der 
nun auf 6 Jahre zu Eger errichtet wurde. 

So war bie Macht der Stäptebündniffe, welche der letzten 
Hälfte des 14ten Jahrhundert die Phyſiognomie eines fo bewegten 
Lebend gaben, gebrochen. Wenn man biefe reihe Mannigfaltigfeit 
von Bundesgeftaltungen, von denen immer eine die andere verbrängt 
und auflöst, überbiickt, fo follte man glauben, eine an politifcher 
Bildungskraft üppig reiche Zeit und eine wichtige Krifls des deut⸗ 
ſchen Reichs vor ſich zu haben. Aber fragt man nach dem blei⸗ 
benden Ergebniß, fo erfcheinen alle dieſe wechfelnden Buͤndnißbil⸗ 
dungen ald ohnmächtige Verſuche einer zu politifchen Neugeftaltungen 
unfählgen Zeit. Mehrere dieſer Bündniſſe, welche und von bem 
Geſchichtsſchreibern mit allem Apparat urkundlicher Förmlichkeit 
überliefert werben, als wären fie epochemachende polttifche Schöpfungen, 
find in der That nur papierene Entwürfe, die auf bie wirklichen 
Verhaͤltniſſe gar Eeinen Einfluß übten. Dahin gehören die Ehingen, 
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Mergentheimer, Heidelberger unb Egeriſche Einung, und ſelbſt das 
Speierifhe und dad Konflanzer Stäbtebündnig, welche eine repu⸗ 
blikaniſche Yimgeftaltung der Neichöverfafiung anzubahnen fehienen, 
find nie ald wirkliche Mächte ind Leben getreten. Das eigentliche 
Nefultat diefer Bündniffe ift nur ein negatives, nämlich der Beweis 
der Unmöglichkeit, bei der beſtehenden Territorialzerſplitterung und 
ber verfaffungsmäßigen Ohnmacht des Kaiferd zu einer befriedi⸗ 
genden Form der Neicheinheit zu gelangen. Der weſentliche Inhalt 
jener Bewegungen war freilih der Sieg der Fürſtenmacht über bie 
Städte, aber diefer Sieg war nicht fo wichtig, daß dadurch erft 
die künftige Geflalt des Reiches entfchleben worden wäre. Die 
Entſcheidung lag weiter rückwärts; wir haben oben gefehen, daß 
fhon zur Zeit König Rudolfs die einheitfpaltende Fürftengemalt den 
Sieg gewonnen hatte. Diefe würde wohl ſchwerlich in ihrer Ent» 
widelung aufgehalten worden fein, wenn aud die Städte in Güb- 
Deutfchland die Selbftändigkeit ihrer Bündniffe erhalten Hätten. 
Hoͤchſtens würden fi zwiſchen den fürftlichen Territorien vereinzelte 
republifanifhe Gemeinweſen wie die fehmeizerifhe Eidgenoſſenſchaft 
gebildet haben, aber zu einer neuen, auf das freie ſtädtiſche Bür⸗ 
gerthum gegründeten Form des Meichöverbandes, wie man vielfach 
angenommen hat, hätten jene Bünbdniffe nicht mehr führen können. 

Man Hat Karl IV. den Vorwurf gemacht, daß er das beutfche 
Reich unverantwortlich vernachläffigt und e8 feinem geliebten Böhmen 
bintangefeßt habe. Einer feiner Nachfolger, Marimilian I. Hat 
ihn deshalb des heiligen römifchen Reiches Stiefonter genannt. 
Es ift freilich wahr, dag unter ihm die Neichögemwalt bedeutend 
gefehmälert worden iſt, daß durch die goldene Bulle die echte der 
Kurfürften auf eine Weile ermeltert worben find, welche die kaiſer⸗ 
liche Oberberrlichkeit zu einer Ieeren Form machte; aber feine 
Regierung hat doch die nationale Einheit und Kraft der Reichs⸗ 
gewalt nicht erſt zerftört, fondern nur die Anfänge der Auflöfung fich 
entwickeln laſſen und das, was durch ſchwankendes Herkommen 
bereits beſtand, geſetzlich geordnet und befeſtigt. Seiner politiſchen 
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Einſicht, die er unftreitig im hohen Grabe befaß, entging e8 nicht, 
bag die Territorialgewalt bereit3 fo weit ausgebildet fei, daß fie 
nicht auf friebliche Welfe wieder unterbrüdt werben Eönne, und daß 
anbererfeit8 das Bewußtſein nationaler Einheit nicht ſtark genug 
fei, um der Eaiferlihen Gewalt, wenn fie eine Wiederherſtellung 
des Reiches verfuchen wollte, zum Sieg zu verhelfen. So fah er 
fih felbft auf den Standpunkt der fürftlichen Landeshoheit geführt 
und auf Ausbildung feiner Hausmacht, die Gründung eines flavifch- 
luxemburgiſchen Meiches, angemwiefen. Diefes tft bekanntlich bie 
Grundlage der habsburgiſchen Macht und ihrer Zmitterftellung zum 
deutjchen Meiche geworden. Die Regierung Wenzels, welchem jene 
Klugheit fehlte, womit fein Vater das Gleichgewicht unter ben 
Reichsſtänden zu erhalten gewußt hatte, brachte die Schwäche ber 
Reichsgewalt recht auffallend zu Tage. Der Egeriſche Landfrieden 
beftand nur auf dem Papier und diente weder zur Erhaltung der 
Öffentlichen Nuhe und Drbnung, noch zur fefteren Einigung ber 
 Neihöftände, noch zur Stüge von Wenzels Thron. Seine feierliche 
Abfegung durch die Fürſten im I. 1400, weil er des Reiches 
Recht und Gut gefehmälert und ven Fehden nicht gehörig gefteuert 
habe, war weniger ein Beweis feiner perfönlichen Unfähigkeit, als 
eine Banferotterffärung der Reichsverfaſſung, die ihm nicht erlaubte 
die Mittel zu ergreifen, welche zur Erhaltung des Reichsgutes und 
zur DBerhinderung der Fehde nöthig waren. 
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Die Reformplane des fünfzehnten Jahrhunderts, und der 
fchwäbifche Bund. 


Nachdem Wenzel durch eine Verſchwoͤrung der Reichsfuͤrſten 
geflürzt war, wurde ein Führer der Oppofition, Pfalzgraf Ruprecht, 
zum Kaiſer gewählt (1400), der, mit der Würbe der oberften Ge⸗ 
walt befleivet, nah Kräften gut zu machen ſuchte, was er als 
Reichsfürſt mit verborben Hatte, aber felbft zur Genüge die Er⸗ 
fahrung machen mußte, daß es bei ter unabhängigen Stellung ber 
Reichsfürſten unmöglich fet den Landfrieden zu erhalten, und ver⸗ 
geblich, Sonderbündniffe der Reichsſtände zu verbieten, fo lange 
des Reichs Oberhaupt nicht Im Stande war, den nöthigen Schuß 
zu gewähren. Nach Ruprechts Tod (1411) wurde Wenzeld Bruder 
Sigmund, dur Heirath König von Ungarn, zum Oberhaupt des 
deutſchen Meiches gewählt. Unter ihm traten die politifden Einungs⸗ 
Verſuche zurück gegen die allgemeine dringende Korberung einer 
Neforn und Einigung der Kirche, deren Einheit durch dad Aufs 
treten de3 Reformators Huß in Böhmen, durch das Schisma der 
Drei Gegenpäpfte und durch eine Menge von Mißbräuchen in hohem 
Grade geftört und gefährbet war. Die allgemeinen Wünfche fanden 
ihren Ausdruck auf dem Concil zu Konflanz (1415—18), bad 
zwar bie Außerliche Einheit wieberberftellte, aber die Erfahrung 
machen ließ, daß auf dieſem Wege Feine Reform der Kirche zu 
Stande komme. Sigmund wurde durch diefe kirchlichen Angelegen« 
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heiten und den nachherigen Huffitenkrieg fo fehr in Anfpruch ges 
nommen, daß er ſchon deshalb nicht viel für das Reich thun Konnte, 
wenn er auch) mehr nationalen Sinn und Thatkraft gehabt Hätte, 
als er- wirklich befaß. An äußeren Vorzügen und geiftiger Leben⸗ 
digkeit fehlte e8 ihm nicht, er Eonnte die kaiſerliche Würde in feiner 
Perfönlichkeit darftelen, wie nicht leicht ein Anderer. In feinen 
Vegten Jahren murben von feinem audgezeichneten Kanzler Schlid 
umfaffende Vorſchläge zu einer Reform der Reichöverfaflung gemacht, 
‚bie jedoch feinen Erfolg Hatten. Wichtig iſt Sigmunds Regierung 
dadurch für das deutſche Reich geworden, daß unter ihm zum 
erfienmal ein auswärtige Königreich, Ungarn, mit der deutfchen 
Kaiſerwürde verbunden wurde. Einerſeits hatte er damit eine Haus⸗ 
nat, die ihn unabhängiger von den Reichsfürſten ſtellte, anderer⸗ 
ſeits mar er aber auch dadurch in Kriege und Intereffen verwickelt, 
die ihn vom Reiche abzogen. Sein Nachfolger ſowohl im Beſitze 
feiner Erblande Ungarn und Böhmen, als auch in der deutſchen 
Königswürde, war der Gemahl feiner Tochter Eliſabeth, Herzog 
Albreht von Defterreih, als Katjer Albrecht IL, mit dem daß 
Haus Habsburg in den bleibenden Beſitz der deutſchen Kaiſerwürde 
und einer großen Hausmacht kam. Das ungariſche Königthum 
nöthigte ihm bie Vertheidigung europäifcher Kultur gegen die Immer 
weiter vordringenden Türken als Hauptberuf: auf, aber deſſen unge- 
achtet faßte er die Aufgabe der Meichöreform Elar und beflimmt 
ind Auge Auf einem Reichstag zu Nürnberg legte Kanzler 
Schlick einen Plan vor, nach welchen wenigftend die kleinern Reichs⸗ 
fände in größere Gruppen, vier fogenannte Landfriedenskreiſe vers 
einigt werben follten, nämlich 1) Franken und Baiern, 2) Rhein⸗ 
ande und Schwaben, 3) Niederrhein, Weftfalen und Niederlande, 
4) Ober⸗ und Niederfachfen. Es war im Ganzen eine neue Auflage 
bed auf dem Tage zu Mergentheim (1387) vorgelegten Planes, 
und bie Städte erhoben diefelben Einwendungen mie damald, Denn 
fie wollten ſich nicht bei den Fürſten unterſtecken laſſen, ſondern 
ala jelbftändige Mitgliener dem Bundesftaate beitreten, Eben an 








Friedrich IM. Kurfürftenverein vom Sabre 1446. 103 


biefer Weigerung der Städte fheiterte vorläufig der Plan, und es 
wurde auf einem zweiten Reichſtag zu Nürnberg in bemfelben 
Jahre ein neuer vorgelegt, nach welchem flatt vier, ſechs Landfrie⸗ 
denskreiſe gebildet werben, die Reichsſtände eines jeden Kreiſes aus 
der Reihe der Fürſten einen Kreishauptmann und aus den übrigen 
Ständen zehn Mäthe wählen follten, und innerhalb der Kreife die 
Gruppirung nicht ſowohl nah Standesunterſchieden, als nah der 
geographifchen Lage flattfinden follte. Uber au fo kam der Plan 
nicht zur Ausführung, da Albrecht I. nah kaum zweijähriger 
Regierung ſchon ſtarb. Sein Better, ber öfterreichifche Herzog 
Friedrich, wurde jetzt, da die Kürften von ber Uebermacht des 
babsburgifchen Hauſes bei der gefehmälerten Kalfergemalt nichts 
mehr fürdteten, einflimmig gewählt, nahm aber die Krone erft 
nach breimonatlicher Bedenkzeit an. Durch öſterreichiſche Wirren 
beſchäftigt, beeilte er fich nicht fehr, die Neichöangelegenheiten in 
die Hand zu nehmen. Indeſſen griff die Anarchie im Reiche, bie 
Zwietracht unter den Ständen, die Unbotmäßigkeit gegen die Obrig⸗ 
feit und damit Unficherheit des Verkehrs und Beflges immer mehr 
um ſich, Bündniffe einzelner Reichsſtände waren wieder das einzige 
Mittel, nothdürftige Ordnung herzuftellen. Eine der größten Einun- 
gen biefer Art war die am 21. März 1446 von ben 4 rheinifchen 
Kurfürften, dem Herzog Priedrih von Sachſen und ben Mark 
grafen Briebrih von Brandenburg abgeſchloſſene. Sie verpflichteten 
fich, entflandene Irrungen dur Schienägerichte zu vermitteln, 
jährlich einmal zufammenzufommen, und wenn eine neue Spaltung 
im Reich oder in der Kirche entflünde, gemeinfame Maßregeln zu 
ergreifen, und wenn Iemand das Reich fchmälern ober beeinträch⸗ 
tigen wollte, durch DVermittelung des Kaiferd oder durch einmüthiges 
Zufammenftchen Widerſtand zu leiſten. Jedes Jahr follte nad 
einem gewiſſen Turnus ein Anderer die Vorſtandſchaft führen. 
Es war dieß ein ſchwacher Anfang einer bundesftaatlihen Einung 
der NReichäftände. Zugleich war es aber auch dad Familieninterefſe 
der regierenden Kurfürften, welches zu diefer Einung bewog. Die 
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meiften Sürftenverbindungen biefer Zeit waren zugleich auch Erb⸗ 
perbrüberungen, durch melde auf Häufung der Territorialgewalten 
hingearbeitet wurde. Tie gleichzeitig beflehenten Ritter- und Städte 
bündniffe dienten nicht zur DVermittelung eines allgemeinen Reichs⸗ 
Bundes, wohl aber zur Nahrung eined Krieged Aller. gegen Alle, 
Die Fürften ſuchten Ritter und Städte zu verfchlingen, dieſe wehrten 
fih der Mebiatiftrungsverfuche mit einem Mißtrauen und einer 
Bitterkeit, melche ein Zufammenwirfen in Neich8angelegenheiten nicht 
zu Stande Fommen ließ. Es kam wohl auch vor, daß verfchiebene 
Stände miteinander in ein Bündniß zufammentraten, aber ed waren 
nur partifulariftifhe und Feine nationalen Interefien, welche die 
Standedeiferfucht überwanden. Die Erbitterung der Stände gegen 
einander kam in dem GStäbtefrieg der Jahre 1449 und 50 zu 
einem heftigen Ausbruch. Fünf verfchiedene Fehden zwifchen Fürſten 
und Städten wuchſen zu einem das ganze ſüdweſtliche Deutſchland 
verheerenden Kriege zuſammen, deſſen Ergebniß Zerſplitterung der 
Städtebündniſſe und Stärkung der Fürſtenmacht war. Die bedeu⸗ 
tendſte Fehde war unſtreitig die zwiſchen dem kampfluſtigen Mark⸗ 
grafen Albrecht Achilles von Brandenburg⸗Ansbach und der Stadt 
Nürnberg mit ihren 30 Verbündeten. Der Marfgraf hatte es 
nämlich auf dad reihe und mächtige Nürnberg abgefehen, das fi 
ihm gegenüber nicht bloß einzelner ftreitiger Nechte, fondern feiner 
Neichöfreiheit zu erwehren hatte. Er ift ald der eigentliche Urheber 
des ganzen Städtefriegd anzufehen, um fomehr, da er durch feine 
Bündniffe viele andere Fürſten mit hereinzog. in zweiter Handel 
mar der, melden die Stadt Eflingen mit dem Grafen Ulrich von 
Würtemberg megen Erhöhung eines Zolles hatte. Gleichzeitig 
wollte der Markgraf Jakob von Baden, des Albreht Achilles 
Schwiegervater, einen alten Echaben rächen, den die Städte ihm 
5 Jahre vorher zugefügt Hatten. Der Erzbifchof von Mainz zog 
die ſchwäbiſch⸗fränkiſchen Städte wegen der Einnahme des Schlofies 
Neuenfeld zur Verantwortung, welches fie einige Jahre vorher 
zerftört Hatten, weil es ein berüchtigter Maubritterfig war, Cine 
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fünfte Fehde Fam im folgenden Jahre Hinzu durch Herzog Albrecht 
von Defterreich, welcher die Stätte dafür firafen zu müflen glaubte, 
daß fie gewagt hatten, die Herrfchaft Hohenberg fich verpfünden 
zu laſſen, auf melde er Erbanjprüde machte. Da der Angriff 
von den Fürften audgegangen war, fo gewann bie ganze Sache 
den Anfchein, als 06 es eine Art DVerfchmörung gegen bie Stäbte 
wäre, und diefe hatten alle Urfache, mit voller Energie gegen bie 
Bürften zufammenzubalten und auch ihrerfeitd einen gemeinfamen 
Vertheivigungsplan zu befolgen, der ihnen bei ihrer Ueberlegenbeit 
an Geldmitteln wohl den Sieg hätte verfehaffen können. Dieß 
geſchah aber nicht; die Kriegführung der Städte war eine zerſtückelte, 
blos auf Abwehr einzelner Angriffe berechnete und eben deshalb 
in ihrem Erfolg wechfelnde. Auch lag die Luft ded Krieges auf 
ben ſchwaͤbiſchen und fränfifchen Städten allein, die rheiniſchen und 
noch mehr die fehmeizerifchen beobachteten eine unthätige Zurüd« 
haltung. Die EBlinger erlitten durch den Grafen von Würtemberg 
großen Schaden, und wenn dagegen auch die Nürnberger im fol« 
genden Jahre (11. März 1450) über ven Marfgrafen Albrecht 
einen Sieg erfochten, fo war der Vortheil doch im Ganzen auf 
Seite der Bürften, die durch größere Einheit in ihren Unternehmun« 
gen und den fletigen Zuſammenhang ihrer Gebiete den in Feindes⸗ 
land zerftreuten Städten weit überlegen waren. Das Ergebniß 
eined zwei Jahre lang mit großer Erbitterung geführten Krieges 
war ein Frieden, in melchem bie Städte bie Entſcheidung ber 
fireitigen Bunfte dem Kaifer Friedrich III. überlafien mußten. Diefer 
hatte ſich bisher nicht in die Fehden gemifcht, fondern, wie es fo 
feine Art war, unpartheiiſch zugefehen, bis die Schlihtung bes 
Streitd durch die Gunft der Umftänte ihm zufiel. Er ſah bie 
Niederlage der Städte im Ganzen nicht ungern, ed war ihm ganz 
erwünfcht, wenn fie bei ven unvermeiblihen Neformen der Reichs⸗ 
Berfafjung nicht viel mitzufprechen hatten. 

Nah dem Städtefrieg wurde nämlich das Verlangen nad 
einer Verbeſſerung der Neichözuftände immer. dringender. ‚Nicht nur 
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bei den unterlegenen Städten, auch bei dem Adel und den Yürften 
drang die Weberzeugung dur, daß man anderer Bürgfhaften für 
bie Aufrechthaltung des Landfriedens bedürfe, als die Reichsver⸗ 
faffung zu gewähren vermochte. Jetzt erſt beginnt, wenn auch 
zunächſt nur in den höheren Kreifen, ein bewußtes Streben nad 
Einheit, ein Ningen nach Umgeftaltung der Reichsverfaſſung, bei 
welcher die biöherige Selbſtaͤndigkeit der einzelnen Reichsglieder mit 
einer feften Einheit des Ganzen verbunden werben follte. Da man 
nicht geneigt war, der Föniglichen Gewalt größere Befugniffe ein- 
zuräumen, jo fuchte man für das Zuſammenwirken der mädhtigeren 
Reichsfürſten eine Form zu finden, die Bündniſſe der einzelnen 
Reichsſtände zum Beſten der Reichsgewalt zu verwenden und eine 
Art von konſtitutioneller Negierung einzurichten. Der Vorgang 
auf dem Firhlichen Geblet, wo man durch Concilien eine Reform 
in Haupt und Gliedern zu Stande zu bringen hoffte, leitete natürlich 
auf diefe Bahn. Eine ausführliche Denkſchrift in diefer Richtung 
entwarfen ums I. 1454 die geiftlichen Kurfürften. Diefelbe ſchil⸗ 
dert die Verwirrung im Reiche mit den grellſten Farben, und gibt 
dann den Weg an, wie man das Reich aufbringen möge. Der 
Kaifer fol in einer Meichsftadt, die in der Mitte von Deutfchland 
gelegen, ſeine Reſidenz nehmen, die Kurfürften follen fih dort um 
ihn verfammeln wie die Karbinäle um den Papft, und mit ihm 
in geheimen Berathungen die wichtigſten Sachen ausrichten. Das 
neben ſoll ein Gericht orbintrt werden aus Perfonen aller Stände, 
bie alle Sachen berathen, in gleicher Welfe wie das Parlament 
von Paris vor Alters dieß gethan. Zu Volführung des Rechten 
follen drei weltliche Kurfürften geordnet werben, welche an brei 
Enden des Reiches die Vollziehungsgewalt üben und hiezu alle 
Untertanen des Reichs, die im ihrem Bezirk angefeflen find, auf 
bieten Eönnen. Zur DVerbefferung der Rechtspflege fol eine Appel⸗ 
lationsordnung gemacht und die Kanzlei und Kammer des Reiches 
nah dem Vorbild des Hofes zu Nom eingerichtet werden. Alle 
und jegliche Sachen, die zu Ausrichtung der Gerechtigkeit und zu 
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Ordnung des Falferlichen Hofes nöthig find, ſollen durch die Kurs 
fürſten und die Raͤthe, die fie dazu Berufen werben, Im Beiſein 
des Kaiferd angeorbnet werben. Da man zu allem biefem Gelb 
Haben müffe, aber das Reich fo Heine Renten babe, daß der Kalfer 
die Bürden diefer Ordnung nicht zu tragen vermödte, fo mülffe 
man auf Wege denken, Geld zu ſchaffen. Diefe werbe man aber 
ſchon zu finden wiffen, wenn Kaifer und Kurfürften zufammenhalten. 
Wenn die geiftlihen und weltlichen Unterfafien des Reichs gute 
Ordnungen, Frieden und Gerichte fehen, tie muthwilligen Kriege 
abnehmen, fo werden fle auch gem die nötbigen Opfer bringen, 
Wenn alles dieß zur Ausführung komme, meinen die Verfaffer der 
Denkichrift, fo würden Eeine Zürften in der Welt fo geachtet fein 
a8 die Kurfürften, auch der Kaiſer würde wieder zu Anfehen 
gelangen und bie deutfche Nation über alle andere Nationen Meifter 
werben. Stalten werde dem Reiche wieder zufallen, die Städte 
ihre Tyrannen verlaffen und dem Kaifer fich unterwerfen, auch ber 
Papft werde wieder feinen Schug und Schirm aufſuchen. Selbſt 
andere Zürften werden Achtung vor -der neuen Orbnung im Reiche 
bekommen und fih in ihren Nöthen an Kaiſer und Kurfürften 
wenden. So werde den beutfchen Landen unfäglih viel Nug und 
Ehre aus ber neuen Ordnung entfpringen, es werbe ein Leichtes 
fein, allen Ungläubigen Wiberftand zu thun, denn ein Kaifer von 
Bott gegeben, habe allemege einen leichten Zufall. 

88 war, wie man fieht, bei diefem Plan auf eine Dligarchie 
des Kurfürftenkollegtums angelegt, bei welcher dem Kaiſer nur bie 
Holle eines Präſidenten geblieben wäre. Das Parlament, das 
sah den Mufter des alten Pariſer Parlaments berufen werden 
follte, wäre mehr ein Staatsrath, als eine Volksrepräſentation 
gewefen. . Denn jenes Parlament von Parid war nicht eigentlich eine 
Bertretung der Nation, fondern nur der höchſte Gerichtshof von Franke 
reich, Der aus geiftlichen und weltlichen Würdeträgern des Reichs gebile 
det, allmählig in ven Befitz einer gefeßgebenden Gewalt gefommen war. 
Wie die kirchlichen Concilien aus der geiftlichen Ariſtokratie gebildet 
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waren, fo Hätte dad Parlament eine Vertretung ber geiſtlichen und 
weltlichen Ariftofratie des Meich8 werben müſſen. Die ganze Reichs⸗ 
Berfaffung wäre fomit nad dem Vorbild der Eirchlichen Hierarchie 
eingerichtet worven. Wenn man bebenkt, welche Kraft des einheit⸗ 
lichen Megiments fi in der Kirche entwidelt Hat, zu welchen Ers 
folgen der Macht und bed Anfehens dieſe Verfafjung geführt Hat, 
follte man glauben, dieß wäre der rechte Weg zur Wieberherftellung 
des Meiches geweſen. Uber fehwerlih würden bie Formen ber 
römijchen Kurie, auf das deutſche Reich angewendet, diefelben Wir 
ungen gehabt haben. Der gemählte Kaiſer würbe nie eine ſolche 
ſtarke Bafls der Macht in dem Dertrauen ber Nation und ber 
Fürften gefunden. haben, nie der Papft in dem Glauben der Kirche 
an feine Unfeblbarkeit, und bie Kurfürflen würden nie mit dem 
Kaiſer dur die Einheit der Idee und die Gemeinſamkeit der In⸗ 
terefien fo zum fletigen Zuſammenwirken verbunden worben fein, 
wie die Karbinäle mit dem Papſt. Vielmehr würden die Kurs 
fürften durch verſchiedene Interefin — ſchon durch die des welt 
lichen und geiftlichen Fürftenthums — unter ſich gefpalten, nur 
dahin gearheitet haben, die Macht des Kalfers zu ſchwaͤchen und 
damit die Einheit zu unterwühlen, kurz, die hochfliegenden Erwar⸗ 
tungen der Denkſchrift würden ſchwerlich ihre Erfüllung geſunden 
haben. Die Grundgedanken derſelben wurden niedergelegt in einem 
„Rathſchlag wie das Reich wieder aufgericht werben ſolle,“ der 
dem Kaiſer auf einem Reichstag im J. 1455 in Neuſtadt über⸗ 
geben wurde. Friedrich ließ ſich aber nicht herbei, denſelben nur 
in ernſtliche Erwägung zu ziehen. Eben fo wenig wirkte eine im 
folgenden Jahr von den Kurfürften erlaffene Aufforderung an ven 
Kaifer, auf St. Andreastag nah Nürnberg zu kommen, um über 
die Bertheidigungsanftalten gegen die Türken und andere Reichs⸗ 
angelegenheiten Berathungen zu pflegen. Friedrich wies die Eins 
ladung zurüd, die Kurfürften aber fanden fich ein und ſetzten, um ſich 
mit den übrigen Fürften zu gemeinfamen Schritten zu vereinigen, 
einen neuen Tag nach Frankfurt an, wo ber Kaiſer aufgeforbert 
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werben follte, feinen bleibenden Sit in der Mitte des Reiches zu 
nehmen und das Gerichtsweſen zu ordnen, mit der Drohung, wenn 
er nicht darauf eingebe, ihm einen römifchen König zur Seite zu 
ſetzen. Man rechnete auf feinen Bruder Herzog Albrecht, auch auf 
die Unterflüßung des nun mündig gewordenen Sohnes von Kalfer 
Albrecht II, Ladislaus, eines Fürften, auf den man überhaupt 
große Hoffnungen ſetzte. Es ſchien ſich zu einer planmäßigen 
Oppofttion der Fürften gegen Katfer Friedrich anzulafien, aber 
bald wurden fie unter fi uneinig; es bildete ſich neben ber oppo⸗ 
fitionellen Partel auch eine Eatferlihe. An der Spige der Oppofition 
fland der Pfalzgraf Friedrich aus dem Haufe Wittelsbach, der 
Siegreiche, von feinen Nachbarn wohl auch der böfe Pfälzer Fritz 
genannt. Er Hatte ohne den Kaifer zu fragen im I. 1449 für 
feinen minderjährigen Neffen Philipp die Regierung der Rheinpfalz 
angetreten und die Kurwürde des wittelsbachiſchen Hauſes anges 
nommen. Als nun der Kaiſer die Belehnung verweigerte, ſah er 
fih auf eine feindliche Stellung gegen das Reichsoberhaupt und 
bie beftehende Ordnung angemwiefen. Er verband fi mit Nittern 
und Städten, und wo fih ihm eine Fehde darbot, ergriff er gern 
bie Gelegenheit, um ſich neue Burgen und Gebiete zu erobern. 
Ihm fand der Markgraf Albrecht Achilles von Brandenburg gegen« 
über, der im Städtekrieg eine fo wichtige Holle gefpielt Hatte. Auch 
fein Element war die Fehde, man erzählt von feiner perfönlichen 
Tapferkeit fabelhafte Dinge. Er war auch nicht der Mann, ber 
fih Kaifer und Reich gern unterorbnete, aber ein Fürſt von fchlauer 
Berechnung, ber fi) den Namen des bdeutfchen Ulyſſes, des Vulpes 
Germaniae, erwarb. Er fand es febt vortheilhafter, ſich auf Seite 
des Kaifers zu flellen, denn es mußte ihm baran gelegen fein, bie 
wachlende Macht des Hauſes Wittelsbach zu brechen. Darum ließ 
er fi gern vom Kater gegen den Pfalzgrafen Sriebrih und den 
Herzog Ludwig von Batern: Landshut, der ſich der Reichsſtadt 
Donauwörth bemächtigt hatte, und deshalb vom Kaifer zum Reichs⸗ 
feind erflärt worden war, als Führer des Reichsheeres brauchen. 
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Es kam im 3. 1462 zum erbitterten Kampf, in welchem Ludwig: 
von Albrecht zweimal gefhlagen wurde. Obgleich Albrecht ſpäter 
bei Giengen ebenfalls eine Niederlage erlitt, fo gewann doch im 
Ganzen die Eaiferlihe Partei. Ludwig und Briedrih von der Pfalz 
mußten ſich unterwerfen, ein anderer Führer der Oppofitiondpartet, 
Erzbiſchof Diether von Mainz mußte feinem von Kalfer und Papft 
begünftigten Gegner Adolf von Naffau weichen. Die Eaiferlihe 
Autorität war wieder hergeftellt und man Eonkte auf einem Neichs⸗ 
tag zu Nürnberg 1466 wieder Anftalten zur Ordnung im Reiche 
machen. Der Landfrieven wurde aufs neue heſchworen und man 
kam überein, die nächſten fünf Jahre hindurch jeden Bruch deſſel⸗ 
ben als ein Verbrechen der beleidigten Majeftät anzufehen und mit 
der Reichsacht zu beſtrafen. Auch der Papſt fagte feine Unter- 
flügung durch geiftliche Bußen zu. Man dachte an Ginführung 
eined über ganz Deutſchland ſich erfireddenden Landfriedensvereins, 
und auf einem Reichstag in Ulm in demfelben Jahre wurde vor⸗ 
geſchlagen, mit einer Art Landes vorerft eine Probe zu machen. 

Ungeachtet der firengen Nürnberger Befchlüffe wurbe der neue 
Landfrieden nicht beffer aufrecht erhalten als früher. Ueberdieß 
drängte die Gefahr vor den Türken, die bei einem neuen Einfall 
die Grenzen des deutſchen Reichs überfhritten und große Ders 
heerungen angerichtet hatten. Man bielt einen Reichstag zu Ne 
gensburg (1471), befhloß ernftlihe Rüſtungen gegen bie. Türfen, 
und die Auflage einer allgemeinen Vermögensſteuer im ganzen Reich, 
bed gemeinen Pfennigs, wobei von allen Reichsunterthanen je der 
zehnte Pfenning von allem Einkommen entrichtet werben ſollte. 
Uber auch hier zeigte fich wieder die Schwäche der Reichsgewalt, 
fie war nit im Stande den Einzug des gemeinen Pfennings 
gegen den Widerſtand der Städte durchzuſetzen. Die Türken⸗ 
ruſtungen unterblieben, ja man konnte nicht einmal eine Kleine, 
Grenzwehr aufbringen, Auch im Innern gingen bie Vehhem. 
fort, die Reichsſtadt Regensburg, in welcher der Lanbfriede 
eben jet neu verfünnet. worden war, wurde mit Verlegung: 
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dieſes Landfriebend von dem Herzog Albrecht von Baiern ein 
genommen. | 

Mährend das Meich tm Innern immer ſchwächer murbe, machte 
das Haus Habsburg durch feine Familienverbindung mit dem Haufe 
Burgund eine anjehnliche Linvererwerburg. Ein großer Theil ber 
weftlihen Neichdlande war feit dem Ende des 14ten Jahrhunderts 
durch Belehnung, Erbſchaft und Heirath an franzöfiſche DBafallen, 
an eine Nebenlinie des franzöſiſchen Königshauſes, die Herzoge von 
Bourgogne gefommen, die aus franzöflfchen und deutſchen Lehen 
ein fehr großes Gebiet zufammenfeßten und ben Lehensverband fo 
aufloderten, daß fie fomohl gegenüber von dem deutſchen Kaifer, 
als von den franzöflfchen Königen eine ſehr unabhängige Stellung 
einnahmen. Zugleih mwußten fie durch gute Verwaltung und Gen» 
tralifirung der Staatskräfte ihre Macht fehr zu fleigern. Ihr 
Reich umfaßte dad Herzogthum und die Freigrafſchaft Burgund, 
die Picardie, und mit Ausnahme von Geldern und Friedland 
fämmtlihe Niederlande, und reichte, nur durch Lothringen unter 
broden, 618 zum Jura. Es begriff ſehr wohlhabende und gut 
angebaute Provinzen in ſich, darunter Flandern mit feinen blühen⸗ 
ben Handels⸗ und Gewerböftädten Gent und Brügge, damals viels 
leicht das reichfte Land in Europa. Die Blüthe des Reichs fällt 
in die Zeit Philipps des Guten (1440— 1467) und feines Sohnes 
Karls des Kühnen (—1477), aber feit Lubwig XL König von 
Frankreich gervorden war, und mit aller Macht darauf hinarbeitete, 
durch Unterwerfung der Vaſallen die Staatdeinheit Frankreichs zu 
begründen, drohte der Unabhängigkeit Burgunds große Gefahr. Karl 
der Kühne fand es jet vortheilhaft, ſich mehr Deutfchland anzu⸗ 
fließen, wo die Unterjochung eines mächtigen DVafallen weniger 
zu befürchten war, und trachtete darnach, ſich vom deutſchen Kaiſer 
zum König erheben zu laſſen. Friedrich IIL zeigte ſich auch geneigt 
dazu, als der Herzog von Burgund feine einzige Erbtochter Maris 
feinem Sohne Maximilian zufagte. Indeſſen vermidelte ſich Karl 
ber Kühne über den Verſuchen, Lothringen und die Öfterzeichlfchen 
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Befigungen im Elſaß, melde ihm Herzog Sigismund verpfändet 
hatte, feinem Reich einzuverleiben, in einen Krieg mit dem König 
von Frankreich und den Schweizern, die fich ebenfalld von feinen 
Groberung3planen bedroht glaubten. Er eroberte babei zwar Loth⸗ 
ringen, aber fand nach mehreren Niederlagen feinen Tod in der 
Schlacht bei Nancy (1477). Seine Tochter Maria, von dem 
König Ludwig von Frankreich und zugleih von ihren nach neuen 
Freiheiten verlangenben niederländifhen Ständen bebrängt, wandte 
fh nun an ihren Verlobten ven Erzherzog Darimilian von Defter- 
reich, und vollzog im Auguft 1477 die Hetrath mit Ihm. Diefer 
führte nun den Krieg mit dem König von Branfreich, von Deutſch⸗ 
land nur wenig unterflüßt, und von den nieberländifchen Ständen, 
die Ihm von Anfang an mit Mißtrauen entgegen kamen, verlafien, 
doch mit ſolchem Erfolg, daß derſelbe fich zu einem Frieden be= 
quemte, in welchem Marimilian das reiche Flandern und die deut- 
fhen Niederlande behielt, aber das Herzogthum und bie Graffchaft 
Burgund an Frankreich abtreten mußte (1482), 

Die Niederlande waren nun für dad Haus Habsburg erwor⸗ 
ben, aber nicht für das deutſche Meich mwiedergemonnen, im Gegen- 
theil wurbe eben bie Heirath des Habsburgers mit Maria von 
Burgund die Veranlaffung einer bleibenden Entfremdung ber Nies 
berlande von Deutſchland. Dennoh ermuchd aus dieſer nieber- 
ländifchen Erwerbung der Reichsgewalt eine augenblicliche Stärkung. 
Friedrich IIL, obgleich er eben jeßt durch einen Angriff des Königs 
Matthias von Ungarn und die Untreue der Wiener aus feinen 
Erblanden vertrieben worden war, und auf der Flucht in Schwaben 
umberzog, bemühte fih nun ernfllih, eine beffere Orbnung im 
Reiche Herzuftellen. Gr ging die Fürften an, feinen Sohn Mart- 
milten zum römiſchen König zu wählen, und dieſe waren gern 
bereit, den ritterlichen Helden, der fih in den Niederlanden Ruhm 
erworben hatte, zum Gehilfen feines Vaters zu erheben. Unter 
Mitwirfung Maximilians wurde jegt (1486) beſchloſſen, den Land» 
frieden auf zehn Jahre zu erneuern. Da der Kalfer auf die 
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Vorwürfe der Fürften megen der biäherigen mangelhaften Hand» 
habung des Landfriedens erklärt hatte, er Eönne es nicht allein 
durchführen, die Fürften müßten ihm dazu rathen und helfen, fo 
wurde nun der früher audgefprochene Gedanke wieber aufgenommen, 
zu Anbahnung eined allgemeinen deutſchen Landfriedensvereines 
mit einer Art Landes eine Probe zu machen. Der Kurfürft Bert- 
hold von. Mainz ergriff die Idee mit allem Eifer, der junge 
römiſche König Marimilian intereffirte ſich lebhaft dafür, und ſelbſt 
dem alten Kaiſer Briedrih, der fonft ten Neuerungen fo wenig 
geneigt war, leuchtete die Sache ein. Die Landſchaft Schwaben, 
wo noch Fein großes fürftliches Haus die Verbindung der Reichs⸗ 
Städte mit dem Oberhaupt abgefchnitten Hatte, fehlen zu einem 
Berfuche beſonders paſſend, und fo wurbe bie Idee zum ſchwäbiſchen 
Bunde gefaßt. 

Man Iegte nun ernfllih Hand and Werk, doch ſchon im 
Entftehen des Planes wirkten zwei einander fremde Elemente zu- 
fammen: die deutſche nationale Partei, welche auf dem Wege ber 
Zandfriedendverbindung zu einer gründlichen Reform der Reichs⸗ 
Berfaffung gelangen zu fönnen hoffte, und das habsburgiſche for 
wie das brandenburgiiche Haudintereffe, de in Schwaben eines 
Damm gegen dad Umfichgreifen der bairiſchen Herzoge bedurften. 
An der Spige der erftern ftand Erzbifhof Bertbold von Mainz, 
ein Fürft, der an Klugheit und politifher Einficht feine Beitges 
nofjen weit überragte und zugleich von Acht deutſcher Gefinnung 
befeelt war. Schon ald Neicherzfanzler hatte er großen Einfluß, 
und der junge Marimillan hörte auf feinen Rath wie auf den 
eines Vaters. Der Grundgedanke feiner Plane war ein aus Fürs 
fien oder deren Vertretern zufammengefeßter Neichärath,, welcher 
die höchſte Gewalt in einer Weife ausüben follte, daß ber Kaifer 
nur die Stellung eined Eonftitutionellen Fürften daneben gehabt 
hätte. Ein höchſtes Reichsgericht follte die Einheit der Rechts⸗ 
pflege vertreten. Er dachte ſich eine Bunbesverfaffung, in welcher 
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fönnen. Gbenfo eifrig wurde der Bund vom Kaiſerhauſe betrieben, 
aber weniger, um vermittelft deſſelben eine Reform der Reichs⸗ 
Berfaffung zu vermirklihen, als um biefelbe zu befeitigen und 
nebenbei partifulare Zwecke zu verfolgen. Breilih wollte man 
auch zugleich einige Bereitwilligfelt zu Reformen zeigen; aber ver 
bauptfächlihe Beweggrund zu Errichtung bes ſchwaͤbiſchen Bundes 
war bie Abſicht, fih vor ben Herzogen von Baiern zu fehügen, 
welche bereitö einen großen Theil der vorberöfterreichiichen Gebiete 
Durch Verpfändung des verſchwenderiſchen Erzherzog Sigmund 
von Oefterreih, in Händen hatten. Auch wirkte bei den brand- 
enburgifhen Markgrafen in Franken die Politik des eben vers 
ftorbenen Kurfürften Albrecht Achilles nach, die darauf gerichtet 
war, den bairifhen Einfluß in Süddeutſchland zurüdzubrängen. 
Eine Nebenabficht des Kaiferd mar, durch Vorfehieben ber Stähte- 
Bündnifje eine Anziehungskraft auf die entfrembeten ſchweizeriſchen 
Eidgenofjen auszuüben. Was die Städte betrifft, fo nahmen fie 
den Entwurf in verfchtedener Weife auf, die Einen mit vatriotiſchem 
Eifer, andere mit zögernder Bereitwilligkeit, wieder andere mit 
entſchiedener Abneigung. inerfeits fehmeichelte es ihrem Ehrgeiz, 
daß ihnen bei Umgeftaltung: der deutſchen Verfaffung eine fo wich⸗ 
Rolle zugedacht fei und fie als Gefammtheit darin eine Stelle 
finden follten. Schon im J. 1487 waren fie auf den Rath 
Bertholds zu dem Reichstage nach Nürnberg eingeladen worden, . 
man Tieß ihre Gefandten nit nur an den Berathungen Theil 
nehmen, fonbern fie wurden auch in die Ausſchüſſe beigezogen, 
zum erflenmal ſaßen neben ſechs Eurfürftlihen und zehn fürſtlichen 
au drei ftäbtifche Mitglieder. Ein Theil der Reichsſtädte, befon- 
bie an der Grenze von Baiern liegenden, hatten ein ähnliches 
Intereſſe wie Defterreich bei einer Verbindung ſchwäbiſcher Reichs⸗ 
fände, denn bereits Hatte ſich das mächtige Regensburg der Lan⸗ 
deshoheit des Herzogs Albrecht unterwerfen müffen, Ulm murde 
von Herzog Georg durch Zölle bedrängt, Nördlingen Hatte ein 
ähnliches Schickſal zu fürchten. Bel ben von Baiern welter ent 
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fernten Städten überwog dagegen meiſtens das Mibtrauen gegen 
das Haus Defterreih. Sie argmöhnten, daß man nur ihr Geld 
brauche und fie zu ben Koften beigiehen wolle, auch fürchteten fie, 
in mande Händel mit den Fürften gegen ihr Intereſſe verwickelt 
zu werben. | 

Am 26. Juni 1487 erließ der Kaiſer ein Mandat, worin 
er die ſchwäbiſchen Reichſsſtände auf Jakobi nah Eßlingen berief 
und zu Errichtung eined Bundes aufforderte. Er fagt darin: 
„Da das Land Schwaben ihm und dem Neiche ohne Mittel vor 
andern zugehörig und unterworfen fei und Eeinen eigenen Fürſten 
babe, auch Niemand, ter ein gemein Aufſehen darauf hab, fo 
Balte er ſich als Kaifer befonderd verpflichtet, die ſchwäbiſchen Stände 
beim Landfrieden, bei ihren Freiheiten und Rechten zu bewahren, 
und bitte fie daher, fich miteinander in freundliche Verſchreibung 
zu thun.“ Auf der Berfammlung in Eßlingen legte nun Graf 
Hugo von Werbenberg, Hauptmann des St. Georgenbundes, wel⸗ 
ber die Sache hauptfächlih beim Kaiſer betrieben hatte, den Ent⸗ 
wurf einer Bundedverfaffung vor, über welchen man hier und auf 
mehreren fpätern Berfammlungstagen Berathungen hielt und der dann 
im folgenden Frühjahr (19. Febr. 1488) definitiv angenommen wurde. 
Der Bund befland aus drei Gruppen: ben Nitterbünbniffen, vie ſich 
unter dem Bund zu St. Georgenſchild zu einem Ganzen zufammen« 
getban Hatten, ben Städten, dem Erzherzog Sigmund von Defter- 
reich, ber mit ben ſchwäbiſchen Beflgungen, mit Tyrol und Elfaß 
eintrat, und dem Grafen Eberhard dem Nelteren von Würtemberg. 
Viele Reichsſtände zögerten mit dem Beitritt, der Kalfer erließ 
dringende Mandate und drohte mit hohen Gelbftrafen und Berluft 
der Gnaden und Privilegien. Auch die Markgrafen von Bran⸗ 
benburg wurden zum Beitritt genöthigt, ihre Teilnahme fehlen 
befonderd wünſchenswerth, da fie Nebenbuhler der Herzoge von 
Baisen waren. Dagegen wollte der Kaifer den Erzbiſchof von 
Mainz, der ſich auch zum ‚Beitritt meldete, nicht dabei haben, er 
ſchrieb den Bunbeöhauptieuten: „ed wolle ihm unfsuchtbar bünfen, 
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den Erzbifhof aufzunehmen, fonberlih aus der Furcht, daß folde 
große Häupter dem Bunde mehr Zerrüttung denn Nutzen bringen 
möchten.“ Es war deutlih, der Kaiſer fürchtete Berthold Re⸗ 
formplane. Doc geftattete er fpäter deſſen Aufnahme, mit dem 
Beveuten, die Theilnahme am Bunde dürfe feinem Gehorfam gegen 
das Reich Feinen Abbruch thun. Der Kreid der Fürſten erweiterte 
fih immer mehr, auch der Erzbiſchof von Trier und der Markgraf 
von Baden murden Mitglieder. 

Die Leitung der Bundesangelegenheiten wurde burch einen 
Bundesrath beforgt, Städte und Adel wählten je neun Näthe und 
einen Sauptmann auf ein Jahr, bie aber zwei ganz getrennte 
Kollegien bildeten; bie Fürſten hatten anfänglich keinen eigenen 
Rath, fondern, menn fie eine Bundesangelegenheit zu betreiben 
hatten, fohidten fie ihre Gefandten zu Städten und Abel. Später, 
als ihre Zahl wuchs, bildeten fie auch einen eigenen Bundesrath. 
Zur Schlichtung der Rechtshändel unter den Bunbeögliebern bes 
ftand ein eigenes Bundesgericht. Die kriegeriſche Macht des Buntes 
wurde zunächft für das erfte Aufgebot auf 12,000 Mann zu 
Fuß und 1200 zu Roß feftgefegt. Davon hatten die eine Hälfte 
die Fürften, die andere Abel und Städte zu ftellen. Später wurde 
die Nüftung auf 18,000 Fußknechte, 2300 Weiter und 750 
Magen feftgefeht. Bebürfte man mehr Leute, fo follte jeder Bun⸗ 
deöftaat, ald wäre e3 feine eigene Sache, mit feiner ganzen Macht 
ausrücken. Meber die Verpflichtung zur wirklichen Hilfeleiſtung 
Batte eine Komifffon zu erkennen, bei welcher der hilfeſuchende 
Theil nur in der Minderheit vertreten fein durfte. War eine 
größere Kriegsunternehmung auszuführen, fo wählte man einen 
oberften Feldhauptmann; foäter wurde verfelbe vom Kuifer ernannt. 
Ihm wurden dann je von einem Stand zwei Kriegäräthe bei 
gegeben. 

Der Bund fand Bald Gelegenheit, feine milttäriihe Macht 
und zugleich feine Nütlichkeit für dad Haus Oeſterreich zu bewäh- 
ven. Der römiſche König bedurfte feiner Hilfe, da die Nieder 
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länder fi gegen ihn empört Hatten. Er war von Anfang an 
nicht beliebt bei ihnen, fie faben in ihm einen fremben Herrn und 
einen Feind ihrer Freibeiten. Seitdem feine Gemahlin Maria 
geftorben war (1482), wurbe feine Stellung immer ſchwieriger. 
Im Frühjahr 1488 brach offene Empörung aus und Maximilian 
wurde von ben Zünften in Gent gefangen gefebt. Auf die Nach- 
richt hievon befchloß ber fo eben geftiftete ſchwäbiſche Bund ſchnell, 
dem römifchen König nah Vermögen zu Hilfe zu ziehen. Yürften 
und Städte beeilten fih ihm Leute zuzuführen, und menn bie 
Mannfhaften, die er auf dieſe Weiſe erhielt, auch nicht fo zahl« 
zeih und fo Eriegätüchtig waren, daß er viel bamit hätte ausrichten 
tönnen, fo gab ihm ber Zuzug doch einen moralifchen Nüdhalt, 
man fah daß er vom Meiche nicht verlaffen ſei. Noch ehe bie 
Hilfe ankam, befreite er fi von der Gefangenſchaft durch beſchwich⸗ 
tigende Zugeftändnifle, aber nun dachte er darauf, die Aufrührer 
zu züchtigen und fi) von dem beſchwerlichen Vertrage wieder los 
zu machen. 

Noch wichtiger wurde die Bebeutung bes Bundes gegenüber 
von ten bairifchen Herzogen, die fortführen gegen Ihre Nachbarn 
Vebergriffe zu machen, Gerichtöbarkeit, Geleits⸗ und Jagdrecht eigen- 
mächtig weiter außzubehnen, Vormundſchaften zu benügen, in Streitig- 
feiten fi zu mifhen und Güter anzufaufen. Gin Dienftnann 
Herzog Georgs von Baiern, Ludwig von Habsberg, hatte fogar 
Mitglieber des Bundes beraubt und war in das Gebiet des Abtes 
von Noggenbach eingefallen. Der Kaifer erklärte ihn in die Acht 
und die Bunbesftände brannten vor Begierde, den Herzogen von 
Baiern den Krieg zu erflären; befonderd von den Markgrafen 
Friedrich und Sigmund von Brandenburg, den Söhnen des Albrecht 
Achilles, wird erzählt, dad Wams fei ihnen gar Heiß gemefen. 
Kaifer Friedrich aber mollte die Sache lieber frieblih abmachen; 
als der Bund bereit angefangen hatte Schlöffer Herzog Albrechts zu 
befehen,, that der Kalfer Einhalt und befahl, nichts Beindliches 
gegen Herzog Jörg vorzunehmen. Es war nicht nur feine anges 
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borene Friedensliebe, was ihn dazu beſtimmte, ſondern der Wunſch, 
der ſchwäbiſche Bund möchte feine kriegeriſchen Kräfte lieber zur 
Unterftügung Marimiliand in den Niederlanden verwenden, wo ſich 
der Krieg dur die Bermidelungen mit Frankreich in die Länge 
zog. Im Sommer 1489 wurde ernftlich geworben für bie niever- 
ländiſche Hilfe Auch gegen Ungarn, deſſen König Matthias 
Corvinus die habsburgiſchen Erblande immer noch beſetzt hielt, 
wollte man vom ſchwäbiſchen Bund befondere Unterflügung, und 
als im Frühjahr 1490 Matthias farb, follte der Bund au 
Ungarn erobern helfen. Die Herzoge von Baiern verfpradden 
Hilfe gegen Ungarn, wenn man ſie in Ruhe laſſe. Es trat nım 
ein” Konflikt zwifchen dem öfterreichifchen Intereffe und ben Reichs⸗ 
angelegenheiten ein, ber den ſchwäbiſchen Bund mit Auflöſung 
bedrohte. Derjelbe meinte, feine erfte Pflicht fe, den Landfrieden 
. im Innern zu erhalten und die Reichsſtände vor Vergewaltigung 
zu ſchützen. Dazu Fam auch bie Eiferfucht der Brandenburger 
und der Haß der bedrängten Städte gegen Baiern. Es war nahe 
daran, daß es zmifchen dem Kaifer und dem Bund zu offenem 
Zwieſpalt gefommen wäre. Auf Anregung des Kurfürften Bert- 
bold verpflidteten fih die Bunbesflände für den Fall, daß ber 
Katjer auf Anftiften derer, die daran arbeiten ben Bund mieber zu 
zertvennen, Mandate ausgehen lafien würde, welche feiner Wirk⸗ 
ſamkeit Eintrag thun könnten, folchen nicht ohne weitered zu ge= 
borchen, fondern fie vorher an den Hauptmann gelangen zu lafſſen, 
um weitere Berathung darüber einzuleiten (22. Mai 1489). Dog 
gelang ed dem Kaifer und feinem Sohne, den Ausbruch des Krie- 
ged gegen Baiern durch Dermittelungdverfuche binzuhalten und 
einftweilen für den ungarifchen Krieg Bunbeöhilfe zu erlangen. 
Indeſſen kam aber neue Urſache des Zwieſpalts Hinzu, indem bie 
aus oppoſitionellem bairiſchem Adel beſtehende Löwengeſellſchaft, 
unter deren Mitgliedern ſogar die Brüder Herzog Albrechts von 
Baiern waren, um ihre Reichsunmittelbarkeit zu retten, ſich in den 
ſchwaͤbiſchen Bund aufnehmen ließ, Dieß ſah Herzog Albrecht als 
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eine Art Kriegserklärung gegen fi an und verlangte, der Bund 
ſolle die Verfchreibung der Loͤwengeſellſchaft wieder heraudgeben. 
Die Sache wurde immer verwidelter, und der Kaiſer wollte nun 
das Losfchlagen gegen Balern nicht Tänger hindern. Der Bund 
ftellte jegt unter Leitung des Grafen Eberhard von Würtemberg 
ein Heer von 12,000 Dann auf, und der Markgraf Friedrich von 
Brandenburg wurde zum Feldhauptmann beftellt. Herzog Georg 
von Baiern Hatte fich indefien auf einem Tag zu Dünkelsbühl 
mit dem Bunde und dem Kaifer audgeföhnt, und Albrecht follte 
bie Laft des Krieges allein tragen. Die Heere ftanden bereitd am 
Lech einander gegenüber, aber eh es zum Angriff fam, wurben 
noch einmal Unterhbandlungen angefnüpft, die jegt zum giele führ- 
tm. Albrecht mußte (nach einem Bertrag vom 15. Mai 1492) 
die Neichöftadt Regensburg wieter herausgeben, ben Mitgliebern 
der Lömwengefellfchaft völlige Amneftie ertheilen, und in verfehledenen 
Territorialftreitigfeiten mit den ſchwäbiſchen Städten Zugefländ- 
nifje machen. 

Der ſchwaͤbiſche Bund Hatte ſich als eine Macht bewährt, die 
ſowohl die Herzoge von Baiern als au ber Kaiſer anerkennen 
mußten. Albrecht bat jeßt felbft um Aufnahme in den Bund, 
die ihm auch nah Lingeren Verhandlungen bewilligt wurde. Der 
zunähft auf 8 Jahre gefchloffene Bund wurde noch vor Ablauf 
dieſer Zeit auf weitere 3 Jahre erneuert. Es kam jetzt darauf 
an, ob er bei den Verhandlungen über Meform der Reichsver⸗ 
faffung, die, nachdem ber Kaijer Friedrich II. den 19. Aug. 1493 
geftorben war, aufs nene ernftlih vorgenommen wurden, ein Ges 
wicht in die Wagfchale Iegen und die Brüde zu einem allgemeinen 
Reichsbund würde bilden können. 


S. 


Die Beformverfuche in der Richtung eines Bundesflaates. 
Morimilian I. und Aurfürft Berthold. 


Seit der Wahl Marimiliand zum römiſchen König konnte 
man einen rafcheren Geſchäftsgang in den Meichdangelegenheiten 
bemerken. Sogleih auf dem erften Neichötag auf welchem er per. 
fönlihen Antheil an den Verhandlungen nahm, zu Nürnberg 
im 3. 1489, hatte er fich bereit erklärt bie Verbefierung des Reichs⸗ 
gerichts, auf welche die Stände längſt vergeblich gedrungen hatten, 
bei feinem Vater ernftlich zu betreiben. Seine darauf bezüglice 
‚Zufage wurde fogar ausdrücklich in den Reichstagsabſchied aufgenom⸗ 
men. Mit großer Spannung erwartete man nun was Maximilian 
thun würde, ald er nad dem Tode feines Vaters wirklich zur 
Reichsregierung gelangte. Man fegte große Hoffnungen aufihn, beſon⸗ 
ders da man wußte, daß Kurfürft Berthold von Mainz, das Haupt ber 
Neformpartei, niel bei ihm galt. Nicht nur ein neues Reichsge⸗ 
richt, fondern auf eine neue Meicheregierung, bei welcher den 
Meichöftänden ein gefeßlih geordneter Antheil an der. höchften 
Gewalt zufommen folte, hoffte man errichtet zu ſehen. Cine 
Denkſchrift des Kardinald Nikolaus von Cuſa über Neugeftaltung des 
deutſchen Reiches enthielt bereitö vie leitenden Ipeen. Er Hatte auf 
dem Basler Eoncil, wo ein letzter vergeblicher Verſuch gemacht 
worden war, bie Kirche durch yparlamentarifche Berathung ihrer 
Dertreter zu veformiren, bie Ueberzgeugung gewonnen, daß man_bie 
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Kirche nicht verbefiern Tönne, fo lange das Reich in ſolch läglicher 
Machtlofigfeit vahinflehe. Cr wollte vor Allem bie weltliche Ges 
‚walt von ber geifllihen emanzipirt wiſſen. Die Befugniffe geiſt⸗ 
licher und weltlicher Gerichte follten beftimmt von einander gefchler 
den und Appellationdgerichte errichtet werben, mit je einem abeligen, 
geiftlichen und bürgerlichen Beiflger, bie dann auch die Streitig« 
feiten ber Fürſten unter einander in erfter Inflanz entfcheiden 
müßten. Die ungenügende Faiferlihe Gewalt will er durch jähr- 
liche Neichöverfammlungen ergänzt wiſſen. Im Mai oder Sep 
tember follte eine allgemeine Verſammlung beutfcher Reichsſtände 
zu Branffurt am Main zufammentreten um die Meichägefepe zu 
beratben und Streitigkeiten zu fchlichten. Jeder Fürft müßte fich 
dann verpflichten, den Geſetzen und Beſchlüſſen der Reichsverſamm⸗ 
Jung fih zu unterwerfen. Um dieſe Beſchlüſſe vollziehen, die 
Widerftrebenden zwingen, überhaupt Recht und Orbnung im Reiche 
handhaben zu können, müfle man eine bewaffnete Macht zur Ders 
fügung der Reichsgewalt beftändig bereit Halten. Um bie nöthl- 
gen Geldmittel zu befommen, müfle man einen Theil der an 
Einzelne verliehenen Zölle dem Neiche vorbehalten; über ihre zweck⸗ 
mäßige Verwendung follte dann die Reichsverſammlung beichließen 
oder wmenigftend die Oberauffiht führen. Diefe Gedanken des 
Nikolaud von Cuſa kehren dann in verfchiebenen Verfaſſungsent⸗ 
würfen wieder, befonderd auch in einem Rathſchlag vom I. 1491, 
ben Ranke im Dresdener Urhiv gefunden. bat. Huch hier wird 
darauf gedrungen, daß eine jährlich wiederkehrende Reichsverſamm⸗ 
Jung die mwichtigften Meichdangelegenheiten beforgen und eine jeben' 
Augenblick fchlagfertige Kriegsmacht die Bürgfchaft für die Stärke 
ber Vollziehungsgewalt gewähren ſollte. Zum Behuf ber Kriegs⸗ 
verfaffung wurde dann vorgefhlagen, dad Reich in ſechs Kreife 
‚einzutheilen und über jeben zwei Gauptleute zu fegen. Während 
‚nun bie Stimmung ber Nation auf folde innere Neformen ges 
richtet war, lebte der junge Marimilian in Kriegdplanen. Er war 
‚buschgreifenden enberungen in der Reichsverfaſſung im Ganzen 
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nicht abgeneigt, ja er erfannte fie als nothwendig an, aber er 
fuchte doch das Heil des Meiche® auf einem anderen Weg. Cr 
meinte man müſſe Deutfchland zuerft nad Außen zu Ehren bringen, 
an Franfreih, deſſen König Karl VIL die ihm (Marimilian) 
verlobte Erbin von Bretagne Anna, ſich zugeeignet hatte, und bie 
deutſche Herrfchaft aus Italien zu verbrängen ſuchte, die Ehre 
deutſcher Nation rächen, die Niederlande behaupten, über Mailand 
die angefochtene Lehensherrlichkeit mit Nachdruck geltend machen, 
Ungarn erobern. Wenn er dann von ber Nation gehörig unters 
ſtützt, als ruhmgekrönter nationaler Held zurüdgefehrt fein würde, 
wollte er ſchon die inneren Angelegenheiten in Ordnung bringen, 
die Zügel der Negierung mit Träftiger Hand führen. Mit folchen 
Planen und Wünſchen fam er nun im Frühlahr 1495 auf den 
Neichätag nah Worms, und verlangte Yon den Neichöftänden 
großartige nachhaltige Unterflüsung, um mit aller Kraft den Krieg 
gegen Frankreich führen zu Eönnen. Cine fehle Kriegöverfaffung 
für die nächften 10 Jahre, mit der man jedem Neichöfeind gehörig 
begegnen könne, meinte er fei es was zunächſt noththue. Die 
Neichöftände aber mollten zuerft eine Reform ver Meichöverfafiung 
und dann erft über die Hilfeleiftung mit ſich fprechen laſſen. Sie ber 
antmworteten die Forderungen be8 Königs mit einem ausführlichen Ders 
fafjungsentwurf, der durch einen Ausſchuß, bet welchem wir auch Graf 
Hug von Werbenberg, den Stifter des ſchwäbiſchen Bundes finden, 
bearbeitet worten war. Außer dem Kammergericht, das ganz neu 
eingefeßt werben follte, fihlagen die Reichsſtände die Errichtung 
eined Reichsraths von 17 PBerfonen vor. Der Kaifer follte einen 
Präftdenten ald feinen Stellvertreter dazu ernennen, der zum we⸗ 
nigften ein geborner Freiherr fein müßte. Die ſechs Kurfürften 
folten dann jeder auch einen Rath beftellen, ebenfo bie vier Kir- 
chenprovinzen Salzburg, Magdeburg, Bremen und Bifanz, dann 
die alten Herzogthümer Baiern, Schwaben, Franken, fowie bie 
Niederlande auch je einen Math, die Reichsſtädte zwei Näthe. 
Dieſe Siebzehn follten Macht Haben zu bebenfen und zu betrachten 
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des Reiches Nutzen und Nothdurft In allen Sachen, auch Orb- 
nung fürnehmen und den Landfrieden handhaben. Doch follten 
ſie in merflichen ſchweren Händeln nicht ohne Föntglihe Majeflät, 
des Reichs Kurfürften, Kürften und Stände Beſchlüſſe faffen. Es 
folte auch jederzeit der Kurfürften einer ein Vierteljahr an dem 
Sige des Reichſsraths anmelend fein, alle Jahr einmal aber auf 
Sonntag Miferlcordiae alle ſechs Kurfürften zuſammenkommen, um 
was Gebrehen und Noth wäre, mit bed Neiches Rath zu beffern 
und zu erfegen. Wo muthwillig Urlug und Aufruhr entflünbe, 
follte der Reichsrath dafür forgen, daß den Ungehorfamen begegnet 
würde, auch daß, was einer mit Recht erlangt hätte, vollſtreckt, 
und was dem heiligen Reich abgezogen worden , deinfelben wieder 
zugemwendet würde. So war bie eigentliche Regierungsgewalt in 
die Hände des Reichsraths gegeben, der damit einen weit unbe⸗ 
fehränfteren Wirkungskreis gehabt hätte, als der engere Ausfchuß von 
17 Stimmen des jebigen Bundestagd. Die Monarchie des Kai- 
ferd märe Damit in eine ariftofratifche Regierungsform umgewandelt 
worden, bei welher dem Kaifer Taum die Gewalt eined nord⸗ 
amerifanijhen Präſidenten übrig blieb. Wahrſcheinlich ging ber 
Plan Hauptfählih von dem Kurfürften Bertbold von Mainz aus, 
der ihn auch dem König vorlegte. Diefer übergab nach einigen 
Monaten den Ständen einen Gegenentwurf, welcher unter dem 
Titel von Verbeflerungen die Vorfchläge prinzipiell veränderte und 
auf den Kopf flellte. Der von ven Ständen zu erwählende Reichs⸗ 
rath war in einen vom Kaiſer zu ernennenden umgewandelt, feine 
Wirkſamkeit auf die Zeit der Abweſenheit des Kaiſers aus dem 
Reich befchränkt, die Gültigkeit ſeiner Beichlüffe auf Zuflimmung 
des Kaiſers ausgeſetzt und diejenigen Angelegenheiten audgefchloffen, 
welche Würbe und Macht königlicher Majeftät betreffen, ferner alle 
Lehensverleihungen, Errichtung neuer Zölle u. A. Mit einigen 
befreundeten Fürften, Albrecht von Sachſen, Friebrih von Branden» 
burg, Eberhard von Würtenberg ging Marimilian über die Bes 
hauptung feiner höchſten Würde zu Rath, 
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So ſchroff auch die Forderungen Maximilians und der Reichs⸗ 
fände einander gegenüberftanden, fo kam es doch zu einer Ver⸗ 
mittelung. Die Bürften wollten es zu feinem Bruch Tommen 
Yaffen und Berthold erklärte felbft, da königliche Majeſtät wegen 
dee fürgenommenen Ordnung im Mei etwas Beichwerung und 
Mipfallen gehabt, fo wollten die Stände davon abftehen. Anderer⸗ 
feitö ſah Maximilian ein, daß er ohne Zugeftändniffe in Reichs⸗ 
fachen Feine Hilfe gegen Frankreich erlangen würbe; üherbieß war 
er in Betreff einer Reform des Kammergerichts durch feine Zu⸗ 
fügen vom Juhr 1489 gebunden. Er nahm daher die Vorfhläge 
der Reichsſtände an; um das höchſte Reichsgericht von Töniglicher 
Gewalt unabhängiger zu flellen, verzichtete er auf Ernennung ber 
Beifiper und nahm bloß die bed Präfinenten, des fogenannten 
Kammerrichterd, für fi in Anſpruch. Diefer mußte megen bes 
Grundfages, daß Niemand anders ald durch Seinedgleichen gerichtet 
werben dürfe, von bobem Übel fein. Die 16 Beiflger oder Ur⸗ 
theiler, deren eine Hälfte von Abel fein, die anbere aus Doktoren 
der Rechte beſtehen mußte, follten die einzelnen Stände präfentiren, 
der Reichstag wählen. Der Kalfer, dem bisher die höchſte richter- 
liche Gewalt als meientliched Attribut feiner Würde zugefommen 
war, hatte damit ein fehr wichtiges Zugefländniß gemacht, daß er 
die Befegung des Kammergerichts ganz in die Hände der Reichs⸗ 
ftände gab. Außer der Ernennung des Kammerrichters, durfte er 
nur ald DBertreter feiner Erblande zwei Beifitzer präfentiren. Nicht 
einmal die Befoldung hing von ihm ab, fie follte von den Spor⸗ 
teln befiritten werben, erft fpäter als dieſe nicht auereichten, wurben 
befondere Matrifularbeiträge von ben einzelnen Reichsſtänden ein- 
gefordert. Jetzt durfte das Gericht auch nicht mehr wie bisher 
dem wandernden Hofe des Kaiſers folgen, fondern mußte an einem 
beflimmten Ort feinen Sit haben. Maximilian beftimmte hiezu 
Frankfurt. Noch fehlte aber biefem unabhängig neben oder liber 
dem Kaifer ftehenden Gericht, eine wefentlihe Stüge feines Uns 
febens, eine vollſtreckende Gewalt, welche feine Greenntniffe an 
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widerſtrebenden Reichsſtaͤnden vollziehen, bie etwa audgefprochene 
Acht vollſtrecken könnte. Marimillan Hatte gemeint e8 verfiche ſich 
von ſelbſt, daß biefes ihm zufomme, aber die Stände glaubten 
jet fet e8 Sache der Neihöverfammlung. Wie fwerfällig aber 
diefe zu einem Beihluß Fommen würde, wie wenig fie geeignet 
fein würde die fo wichtige Vollziehung ſchnell und Fräftig zu üben, 
konnte man ſich denken. 

Dad Kammergeriht war noch ein in bie Luft gebautes In⸗ 
flitut ohne rechte pefuniäre Begründung, ohne entſchiedene Aner- 
fennung ber größeren Territorien, ohne eine beftändig verfügbare 
Vollſtreckungsgewalt. Damals aber glaubte man Großes bamit 
gewonnen zu haben und betrachtete es als eine Abſchlagszahlung, 
mit der man vorderhand fih begnügen könne. 

Als Gegengabe bemilligten nun die Reichsſtände den gemeinen 
Pfenning, von befien Ertrag der König den franzöftfcheitalienifchen 
Krieg und den Türkenzug beftreiten ſollte. Diefe Umlage wurde 
in folgender Weife vertheilt: wer 500 fl an beweglichen oder 
unbeweglichen Gütern befigt, follte einen halten Gulden, wer 
1000 fl. und darüber vermag einen Gulden und je nah gutem 
Willen darüber geben, wer unter 500 fl, befißt, aber über 15 
Jahr alt ift, Y/oa Gulden. Dabei follen 25 fl. jährliche Renten 
gleih 500 und 50 fl. gleih 1000 fl. gelten. Der Einzug hatte 
durch die Pfarrer zu gefihehen, die dann gelegentlich auf den Kanzeln 
ermahnen jollten, wo möglich etwas mehr zu geben. Bon Zürften, 
Prälaten und Grafen erwartete man ohnedies größere Gaben. Der 
Reichstag folte dann Neichefchagmeifter wählen und dieſe durch 
Kommiſſarien das Geld einfordern. Maximilian verfprach in feinen 
Erblanden den gemeinen Pfenning zuerft einzuführen, um mit gutem 
Beiſpiel den übrigen Territorien voranzugehen. 

So unvollfommen die ganze Anordnung war, fo batte man 
doch eine allgemeine MNeichöfteuer und dadurch eine finanzielle 
Grundlage der Reichsgewalt. Ueber die Verwendung der Gelder 
ſollte nicht ver König, fondern die Neichöverfammlung verfügen 
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und biefe überhaupt bie Befugniffe ausüben, die man dem jeht _ 
aufgegebenen Reichsrath zugedacht Hatte. Der König ließ ſichs 
gefallen, weil ex die Gelohilfe der Stände jegt brauchte, aber bald 
zeigte es ſich, daß er ſich in diefe neue Eonftitutionelle Weile doch 
nicht zu finden mußte. 

Ueberhaupt mar ed eine von der mittelalterlihen Art des 
Megimentd abweichende Bahn, die man betreten hatte. Während 
das Meih durch Schwähung der Kalfergemalt in Abnahme ge= 
fommen war, glaubte man fie noch mehr fehmälern und auf bie 
einzelnen Glieder des Reichs gleihmäßig vertbeilen zu müſſen, um 
dann durch eine Art Bundeögenofienihaft, eine neue Form der 
Einheit herzuftellen. 

Es war fehr zweifelhaft, ob dieß gelingen würde. Schon 
der Durchführung des in Wormd Beſchloſſenen ftellten ſich viele 
Hinderniffe entgegen. Viele Reichsſtände waren bei den Berathun- 
gen in Wormd nicht vertreten gewefen, die einen weil fie verfäumt 
hatten den Reichstag zu bejuchen, die. andern weil dad Herkommen 
ihnen Eeine Theilnahme geftattete, wie die zahlreiche Ritterſchaft. 
Wenn man auch hoffen Eonnte, mit den abmwefenden Fürſten durch 
befondere Unterhandlungen zum Ziele zu fommen, fo war bieß 
doch keineswegs mit den Nittern der Falh die von dem gemeinen 
Pfenning nichts wiffen wollten und meinten, das fei doch eine 
ganz unleidliche Neuerung, daß fie Abgaben zahlen follten, während 
ſte nur verpflichtet feien ihr Blut zu vergießen zu des Meiches 
Schub. Der gemeine Pfenning wurde nirgends ernſtlich einges 
fordert, obgleich man dem König geftattet Hatte ein Anlehen darauf 
aufzunehmen. Marimilian, der verfprochen hatte, in feinen Erblan- 
den mit gutem Beifpiel voranzugehen, machte keine Anftalten zum 
Einzug. Auch in Errichtung des Kammergerichts bewies er fi 
ſaͤumig. Statt der 16 Beiflger Eamen nur 10 zufammen; für 
ihre Beſoldung zeigten fi die Sporteln unzureichend, und ber. 
König forgte nicht weiter dafür. Zum Präfldenten hatten bie 
Türſten den Grafen Magnus von Anhalt empfohlen, aber eben 
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begmegen ernannte ihn Marimilten nicht, jondern den Grafen 
Eitelfrig von Zollern, ven. er bald wieder abberief, weil er ihn zu 
antern Gefchäften brauche. Auch trat er der Unabhängigkeit des 
Gerichts zu nahe, mehrmals gebot er mit Prozeſſen inne zu halten, 
und wenn fein Fiskal einen Prozeß verlor, jo weigerte er ſich 
die Koften zu bezahlen. Hätte er bei feinen kriegeriſchen Unter- 
nehmungen in Italien glückliche Erfolge gehabt, fo würbe er wohl 
nicht gefäumt haben, die ihm aufgebrungenen Reformen wieder 
zu befeitigen,, aber ex war der Hilfe der Neichöftände nach einem 
verunglücdten Feldzug in Italien fo bebürftig als je. Cr berief 
fie auf den Sommer nah Lindau, dorthin follten fie Truppen 
und den Ertrag des gemeinen Pfenningd bringen und mit ihm 
nach Italien ziehen. Gr felbft aber eilte ebendahin voraus. Die 
Reichsſtände theilten des Königs kriegeriſche Gefinnung keineswegs, 
eben fo wie er auf den Krieg in Italien, waren fie auf Verwirk⸗ 
lichung der Meichöreformen mit leidenſchaftlicher Hartnäckigkeit 
gerichtet. Der Kurfürſt Berthold von Mainz ſetzte ſeinen ganzen 
Einfluß daran ſie endlich zu Stande zu bringen, er beherrſchte die 
Verſammlung mit unbeſtrittener Autorität. Mit eindringlicher 
Beredſamkeit ſtellte er der Verſammlung den Verfall des Reiches 
vor, wies darauf hin wie wenig es in Italien anerkannt ſei, wie 
der König von Böhmen, ein Kurfürſt des Reiches, ſich um daſ⸗ 
felbe nicht Fümmere und auch noch Schleſten und Mähren vom 
Reiche losreiße. Das Wenige was vom Meiche noch übrig fel, 
werde ihm täglich entzogen, dem oder jenem verjchrieben. Die 
Ordnungen von Wormd, gemacht um den weiteren Verfall aufs 
zuhalten, werben aus Uneinigkeit und gegenfeltigem Mangel an 
Vertrauen nicht durchgeführt. Er ſtellt dad Beifpiel der ſchwei⸗ 
zeriſchen Eidgenoſſenſchaft als Mufter vor, diefe fiche in allgemei⸗ 
nem Anfehen, fie werde von Italienern und Franzofen und vom 
Papft gefürchtet. Dieß kommeè daher, daß fie einmüthig zuſam⸗ 
menbalte. Diefem Beifpiel follte man nachfolgen, man folle bie 
Wormjer Ordnungen wieder vornehmen, aber nicht um blos nur 
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davon zu ſchwazen, fondern fie mirklih auszuführen. Seine An» 
fihten fanden Anklang, man befchloß die Wormfer Anordnungen 
entſchieden durchzuführen, den gemeinen Pfenning überall einzufor- 
dern und febte, ald die Verſammlung am 10. Februar 1497 
audeinander ging, einen neuen Neichdtag nah Worms an, um 
über die Verwendung der Neichöfteuer zu berathen. Schon mäh- 
rend der Sigungen in Lindau ward der Pfenning in einigen 
Meichsftädten eingefammelt worden, um die Gelder für die Befol- 
dungen des Kammergerihtd zu ermitteln, dad im November wieder 
eröffnet worden war. Der Kurfürft Berthold bielt nun darauf, 
daß die Lirtheile vollzogen wurden, daß den Städten ihr Recht 
gegen die Fürſten würde, 

Maximilian hatte inbefien in Italien nur wenig ausgerichtet 
und war mit getäufhten Hoffnungen nah Deutfchland zurüdge: 
fommen. Uber anftatt feine Eriegerifchen Plane aufzugeben und 
zuerft die Stärkung feiner Macht in den Reformen bed Reiches 
zu fuchen, fah er bei feiner Verſtimmung in den Vorfchlägen der 
Reichsſtände nur den Trotz der Oppofition und warf fih um fo 
leivenfchaftlicher auf die ausmärtigen Angelegenheiten. | 

Als er in diefer Stimmung im Juni 1498 auf dem Reichs⸗ 
tag in Freiburg erfihlen, wohin ihn die Fürften dringend gebeten 
hatten, um die Wormfer Befchlüffe durchführen zu helfen, erklärte 
er in höchſter Aufregung, er komme niht um Nath zu hören, 
fondern Unterflügung zum Krieg gegen Branfreih zu verlangen, 
den er beginnen wolle, ob man ihm ab» oder zurathe. Dean fel 
ihm Hilfe ſchuldig und Habe fie ihm ja zu Worms verfproden. 

na Bon den Lombarden” Elagte er, „bin ich verratben, von 
ben Deutfchen verlaffen. Ih will mich nicht wieder mie zu Worms 
an Händen und Füßen binden und an einen Nagel henken laffen. 
Ih bin nicht allein dem Reiche, ſondern auch dem Haufe Defter- 
reich verpflichtet. Ich fage das und muß es fagen, und follte ich 
auch darüber die Krone zu meinen Füßen legen und ſie zertreten.“ 
Der Kurfürft wandte Alles an, um den König zu beſchwich⸗ 
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tigen und einen Bruch zu verhindern. Denn das fah er wohl 
ein, daß man durch Feindfeligkeit gegen ihn das Reich auch nicht 
aufbringe und ohne feine Mitwirfung zu Teinen heilſamen Refor⸗ 
men gelange. Die Berfammlung verfprah nun unverzüglihe Be⸗ 
zablung der in Worms verfprocdhenen Summe, menn ver König 
zur vollftändigen Gintreibung bed gemeinen Pfennings behilflich 
fein wolle. Dieß war ohngeachtet der ernflliden Bemühungen, 
welche die Fürften in Folge der Lindauer Befchlüffe angewandt 
hatten, nicht möglich geweſen. Selbft ter Kurfürft von Mainz 
war nicht im Stande gemefen In feinem Gebiet allen Widerſtand 
zu überwinden. Köln und Trier hatten noch ‚größere Schwierig» 
feiten gefunden. Der Kurfürft von Sachen erflärte, es gebe einige 
Herren in feinem Lande, deren er nicht mächtig fei, Herzog Albrecht 
von Baiern Elagte, daß ihm feine Landftände fo viel Schwierigfeiten 
bereiten: Man ſah, die Landesherren waren ihrer Unterthanen doch 
nit fo ganz Herr. Manche Hatten freilih auch Teinen guten 
Willen und gebrauchten den Widerſpruch ihrer Infafien als Vor⸗ 
wand. In den Neichsſtädten war die Neichöfteuer am regelmäßigften 
eingefordert worden und eingegangen. Bon ven öfterreiähiichen 
Erblanden hatten das Erzherzogthum und Steiermark leidlich bes 
zahlt, in den Niederlanden aber meinten Viele, fie gehörten eigentlich 
nicht zum Reiche. Im Ganzen war der König von ben Grgebs 
niffen überrafht und willfähriger, als man anfangs gehofit hatte, 
die Verbefferungen im Meich zu unterftügen. Es kamen mehrere 
zweckmaͤßige Verordnungen zu Stande, gegen bie Verbündeten ber 
Landfriedensbrecher wurden firengere Beftimmungen feflgefebt und 
dem Kammerrichter die Befugnig ertheilt, in beſonders gefährlichen 
Fällen die Fürften des Meiches aufzurufen. Auch eine neue Cri⸗ 
minalorpnung wurde in Ausficht geftellt, um ber zu haͤufigen Anwen⸗ 
dung der Tobesftrafe Einhalt zu thun. Selbſt über Münzeinigung 
faßte man Befchlüffe, alle Gulden follten nach Gehalt der rheinifchen 
audgeprägt werben. 


Endlich fand Maximilian auch für ben Krieg orgen Frankreich 
Klüpfel, deutſche Einheitsbeſtrebungen. 
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Bei den Ständen Gehör, und er Fonnte num, unterſtützt durch ihre 
Beiträge, einen Kriegszug nah Burgund und der Champagne 
unternehmen, mo er aber durch anhaltende Megengüfle zurüdgetries 
ben, wieder Feine Vortheile erreichte. Eine nah Worms ausge⸗ 
fhriebene Berfammlung, mo bie begonnenen Reformen vollends 
berathen werden follten, Eonnte er, durch die Fortdauer des Krieged 
perbindert, nicht befuchen. Ueberhaupt verfümmerte die Ausbildung 
der Meformen unter den Friegeriichen Bewegungen. 

Zu den Kriegen mit Frankreich kam auch eine innere Fehde, 
ber fogenannte Schweizer» oder Schwahenfrieg, ber hauptfädhlich 
von dem ſchwäbiſchen Bund geführt, diefen um feinen Friegerifchen 
Kredit brachte und die Lostrennung der Schweiz vom deutſchen 
Reich zur Folge Hatte. Die Fehde entftand zunähft aus einer 
Meigerung der Stadt St. Gallen ein kammergerichtliches Urtheil 
anzuerkennen, öſterreichiſch⸗ſchweizeriſche Territorialftreitigkeiten und 
Medereien zwifchen Schweizern und Schwaben gaben weitere Nahrung. 

Schon feit den Zeiten Albrecht IL mar das Verhältniß der 
ſchweizer Eidgenoſſen zu dem deutſchen Neich gelndert, doch galten 
fle rechtlich noch als Mitglieder, zahlten NReichöfteuern und nahmen 
an Neichöfrtegen Theil. Eidgenöſſiſche Städte ftanden mit ſchwä⸗ 
bifchen im Bündniß, und am Ende des 14. Jahrhunderts unter 
König Wenzel ſchien Ein großer Städtebund deutſche und ſchwei⸗ 
zerifhe Gemeinden umfaflen zu wollen. Aber eben damals zeigte 
fh, daß die innerlihe Trennung bereit3 befand, die Schweizer 
. wollten von den Schwaben meder fich. Helfen laſſen, noch ihnen 
helfen; fle betrachteten die ganz ähnlichen Verhältniſſe der deutſchen 
Städte zu den Fürften als fremde Händel. Die Entfrembung von 
bem Reich fleigerte ſich feitvem das Reich wieder an dad Haus 
Habsburg übergegangen war, die Eidgenoffen trugen die Abneigung 
gegen das habsburgiſche Haus auf das deutſche Neid über und 
faben in jedem Verſuch, fie wieder in nähere Verbindung zu dem⸗ 
felben heranzuziehen, eine Gefahr von Defterreih unterjocht zu 
werden. Auch war Immer eine Partei vorhanden, die zu Frank⸗ 
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reich hinneigte und es vortheilhafter fand, dort ſich Sold zu ver 
dienen, ald dem beutfchen Reich zu dienen. Auch bei der Stiftung 
des fchmäbifchen Bundes Hatte man verfucht die Eidgenoſſen beis 
zuziehen, gleich anfangs wurde von Seiten der Städte ein Gefandter 
an fie gefehlt, um ihnen über Zmed und Befchaffenheit des 
Bundes die nöthige Aufklärung zu geben und fle zum Beitritt 
einzuladen. Aber die Schweizer gaben eine ablehnende Antwort, 
fie waren von dem Verdacht nicht abzubringen, es fei Meß nur 
ein Kunflgriff, um fle Defterreich zu unterwerfen. Diefer Verdacht 
wuchs, je mehr der Bund dem öfterreichifchen Intereſſe dienſtbar 
fhien. Auch von Seiten des Reiches hatte man aufs neue darauf 
Bedacht genommen, die Eidgenofjen beizuziehen, man hatte den 
gemeinen Pfenning von ihnen gefordert, fle vor dad Kammergericht 
geladen und noch in Breiburg war ber Beichluß gefaßt worben, 
bie mädtigen Städte In der Eidgenoſſenſchaft, die des Meiches 
Anker im Wappen führen, bei dem Gehorfam des Reiches zu 
behaupten und fie wieder zu des Reiches Verfammlungen zu ziehen. 
Alles dieß fand Feinen prinzipiellen Widerſpruch. Ms aber ums 
Jahr 1494 das Kammergeriht die Stadt St. Gallen zum Schaden» 
erfab an einen gewiffen Varenbüler verurtheilte, dem die Eid⸗ 
genofien bei Gelegenheit eines Exekutionszugs fein Haus im Rhein⸗ 
thal genommen hatten, fo weigerte fi St. Gallen dem Erfenntniß 
Folge zu leiften, und murde dann wegen feiner beharrlichen Wei⸗ 
gerung von dem Kammergericht in die Acht erklärt, Die auch von 
dem Reichstag in Lindau beflätigt wurde. Varenbüler nahm jet 
einigen Kaufleuten von St. Ballen zwei Wagen mit Gütern weg, 
bie Gidgenofien aber verwendeten fih für die geächtete Stadt 
und ſchickten an deutſche Zürften und Städte Gefandte mit der 
Bitte um DVermittelung. Diefe Verwendung ſcheint jedoch Feinen 
Erfolg gehabt zu Haben, das Kammergericht beftand auf feinem 
Urtheit, die Erbitterung der Eidgenoſſen gegen das Neid vermehrte 
fi$ und man erwartete, fie mwürben fih mit dem König von 
. Vrankreich verbünden und einen Einfall nach Deutfchland machen. 
’ 9* 


132 Schweizerkrieg von 1499. 


Der ſchwäbiſche Bund Hatte für biefen Fall ſchon im J. 1497 
einen umfaffenden Bertheibigungsplan entworfen und große Rüftun- 
gen gemadt. Es Tam jedoch damals nicht zum Krieg und erft 
im Jahr 1499 gab ein Greignig an der öfllihen Grenze ber 
Schweiz dad Signal zum Ausbruch der lang verhaltenen Gährung. 
Seit alten Zeiten beftanden zwiſchen ver öſterreichiſchen Negierung 
und dem Biihof von Chur Streitigkeiten über Gerichtszwang, 
Jagdrecht u. dgl. im Vinſchgau und die daraus erwachiende Er- 
bitterung der Engadiner wurde genährt durch das fortmährenbe 
Umfichgreifen Oeſterreichs. Die Regentſchaft in Innsbruck fürchtete 
täglich einen Einfall der Engadiner und erließ ein Aufgebot im 
Vinſchgau und im Etſchthal, ed verſammelte ſich eine bewaffnete 
Macht, deren Hauptleute nun, um bad Volk zu befhäftigen, das 
zum Bistbum Chur gehörige Klofter Münfterthal befeßten, wobei 
an den Gotteshausleuten viele Oraufamfeiten verübt wurden. Der 
Biſchof von Chur und die Graubündtner, dem Kriege abgeneigt, 
verfuchten auch jetzt noch eine frienliche Beilegung der begonnenen 
Fehde, ed Fam am 10. Januar 1499 zu Feldkirch ein Vergleich 
zu Stande, wornach die Unterthanen bes Hochſtifts Chur in den 
ftreitigen Gerichtsbezirken des Vinſchgaues und zu Nauders, Glurns 
und Schlanders, mit Ausnahme der dem Hochſtift eigenthümlich 
angehörigen Güter, in Zukunft dem Hauſe Oeſterreich als Inhaber 
der Grafſchaft Tyrol mit allen Ehren und Rechten huldigen und 
ſchwören ſollten. In anderen Gebieten, wo der Gerichtszwang 
ſtreitig war, ſollte das Gericht von dem Biſchof und Oeſterreich 
gemeinſam geübt werben. Obgleich der Biſchof im Weſentlichen 
nachgegeben hatte, ſo genehmigte die Regentſchaft in Innsbruck, 
die wie es ſcheint eine Veranlaſſung zum Krieg wollte, den Ver⸗ 
trag nicht und nahm von dem Umſtand, daß die Graubündtner 
zum Schutz des Kloſters Münſterthal herbeigeeilt waren, Veran⸗ 
laſſung den bereits geſchloſſenen Waffenſtillſtand abzufündigen. 
Jetzt erſt vertrieben die Graubündtner die Tyroler aus Münfter. 
Aber auch jegt wurde durch Vermittlung des Biſchofs von Konflanz 
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ein neuer Waffenftillſtand gefchloffen, bei welchem ver Biſchof von 
Chur dad Neußerfte von Nachgiebigkeit bewies. Der Friede fehlen 
wieberbergeftelt, aber nun brach auf einer antern Seite der Kampf 
108. Die Eidgenoffen, zum Schuß für die Graubündtner gegen 
die Angriffe Oeſterreichs und des ſchwäbiſchen Bundes aufgerufen, 
hatten ihre Mannfchaften bereit8 an die Grenzen gefandt um Wache 
zu Halten, und auch der ſchwäbiſche Bund Hatte feine Truppen an 
der Grenze vom Rhein bei Maienfeld 618 an den Bodenſee aufs 
geftellt. Bon beiden Seiten berief man auf die Nachricht von dem 
Frieden zwiſchen Chur und Defterreih die Mannfchaften zurüd. 
Als nun die Banner von Luzern, Schwyz und Unterwalden durch 
das Rheinthal wieder heimzichen wollten und an dem feften Schloß 
Gutenberg vorbeifamen, in weldem eine öſterreichiſche Beſatzung 
von 200 Landsknechten Tag, fchrieen dieſe höhnend heraus: Ihr 
Kühgeler wa weand Ihr? Mu mugh Pläu. f. w. und Tiefen zugleich 
ihre Büchſen gegen bie Schweizer fpielen. Diefe erhielten Zuzug, 
während die Schwaben ebenfalls verflärft die Verhöhnung forte 
feßten. Die vom ſchwäbiſchen Bund ſchoſſen nun ernſtlich, ein 
Schweizer fiel und damit war der Krieg erflärt. Don beiden 
Seiten wurde er mit der Grkitterung feindlicher Brüder geführt, aber 
während die Schweizer getreu zufammenhielten, wurten bie Nüftuns 
gen und die Kriegsführung bes ſchwäbiſchen Bundes durch gegen» 
feitige Eiferfucht der Bundesglieder, durch nachläßige Ausrüftung 
der Eontingente, dur ungeſchickte Anführer fo gelähmt, daß vie 
Bündtnifchen mehrere bedeutende Niederlagen erlitten. Enblih kam 
ein ſchönes Heer von 20,000 Dann bei Konflanz zujanımen. 
Marimillan wollte fi felbft an die Spite flellen und eben das 
Treffen beginnen laſſen, da erklärten die Fürſten, die fih an ber 
Spige ihrer Aufgebote eingefunden Hatten, fle feien nicht gefonnen 
bie Ehre ihrer Waffen im Kampf gegen Bauern und Hirten aufs 
Spiel zu ſetzen. Die gleichzeitige Niederlage eines anderen Buns 
desheeres bei Dorneck vollendete den Steg der Schweizer und nad 
einem verheerenden Krieg, der gegen 20,000 Menichen dad Leben 
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gefoftet und viele Dörfer und Welver verheert Hatte, erreichte ber 
ſchwäbiſche Bund nichts weiter, ald daß Im Frieden zu Bajel 
(September 1499) den Schweizern Befreiung vom Kammergericht 
und dem gemeinen Pfenning, within vollftändige, thatfächliche 
Trennung vom Reiche zugeflanden werben mußte. Meberbieß war 
der gegenfeitige Haß der Eidgenoſſen und Neichdangehörigen zu einer 
unverföhnlichen Feindſchaft geftiegen. 

Diefer Ausgang ded Schweizerfrieged, der theils durch Man⸗ 
gel an Gemeinfinn der deutfchen Reichsſtände, theild durch Miß- 
trauen gegen Defterreich, dem man nicht zur Eroberung ver Schweiz 
behilflich fein wollte, herbeigeführt wurde, ift für das deutſche Reich 
von entfcheidender Bedeutung. Es wurde nicht nur ein bisheriges 
Reichsland vom Reiche losgetrennt, fondern auch die ſchwache Seite 
bes fchmäbifchen Bundes bloßgelegt. Daß die deutfche Nation dieſe 
Schmach fo ruhig hinnahm, war ein Zeichen von großer Schwäche 
des Nationalgefühls. Munche Hatten auch eine Schadenfreute über 
den neuen Berluft des Haufed Defterreich, deſſen Intereffe man 
bereitö von dem Deutſchlands zu trennen begann. 

In demfelben Sommer ging auh Mailand für dad Neid 
verloren. Die Sranzofen, auf Marimiliand Hilflofigkeit vertrauend, 
rückten ein und nahmen ed ohne Widerftand. 

Unter dem Eindruck der Niederlagen bed Schwelzerfrieges und 
ber ſchlimmen Wendung, welche die Xerhältniffe mit Frankreich 
genommen hatten, verfammelten fi im folgenden Frühjahr bie 
Reichsſtände in Augsburg, un die Verfaffungdverbefferungen fort» 
zufegen. Die Erfahrung Hatte gelehrt, daß vie bisherigen Anftalten 
nicht genügten, um zu einer tüchtigen Reichsvertheidigung und 
fräftigem Regiment zu gelangen. Da die Eintreibung des gemeinen 
Pfennings zu langfam vor ſich ging, wollte man bie nöthige 
Mannfhaft durch eine Art Aushebung zufammenbringen; je 400 
Einwohner follten, nad Pfarreien zufammentretend, einen Mann zu 
Fuß ausrüften, die Fürften und Herren follten die Meiteret ftellen, 
Geiftlihe und Juden das nöthige Geld zuſchießen. Maximilian 
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war mit diefem Borfhlag ganz zufrieden und hoffte auf biefe 
Welle eine anfehnliche Macht zufammenzubringen ; er berechnete in 
Kurzem 30,000 Mann ind Feld ftellen zu Eönnen. Aus Freude 
darüber bot er jeßt die Sand zu Errichtung eines fländigen Reichs⸗ 
rathes, damit man nicht immer auf den Reichstagen herumzuziehen 
brauche. Ein Ausſchuß berietb nun ben Wirkungskreis und die 
Zufammenfegung des Rathes. Da die Kurfürften: fhon biöher 
die Sache in der Sand’ hatten, fo war ed natürlih, baß ihnen 
auch im Reichsrath eine bevorzugte Stellung eingeräumt wurbe. 
Jeder von den ſechs Kurfürften follte einen Vertreter im Rathe 
haben und einer von ihnen nach einer beftimmten Reihenfolge bes 
ftändig perfünlich anmwefend fein, mogegen dann die Stimme feines 
Abgeordneten ausfiel. Die übrigen geiftlihen und weltlichen 
Fürften, Adel und Städte wurden zum Behuf ber Vertretung in 
6 Kreiſe getbeilt, Franken, Balern, Schwaben, Oberrhein, Weftialen 
und Niederfachfen. Aus diejen follte ein geiftlicher und meltlicher 
Fürft befländig perfönlich gegenwärtig fein, dann von den habs— 
burgifhen Erblanden, Defterreih und den Niederlanden je ein 
Abgeordneter, von den Prälaten vier Abgeorbnete, fo daß jeder 
ein Vierteljahr bei dem Rath zu fihen hätte; in berfelben Weile 
folten die Grafen vertreten fein. Die Städte ſollten immer zwei 
Abgeorbnete im Rathe figen Haben, fo daß im erften Vierteljahr 
Köln und Augsburg, im zweiten Straßburg und Lübeck, im dritten 
Nürnberg und Godlar, im vierten Frankfurt und Ulm, bie zwei 
Vertreter fenden. Dazu kamen noch ſechs Doktoren der Rechte 
als Vertreter ber Mitterfchaft, und ein vom Kaiſer ernannter 
Präſident. Die Gefammtzahl der anmelenden Näthe betrug bier» 
nach zwanzig. Die abgeorbneten Prälaten und Grafen follten für 
ihre Sigungszeit 1000 fl. und 6 Pferde, bie übrigen Räthe 
600 fl. und 4 Pferde Haben. Die ganze Verfammlung follte 
das Neichöregiment heißen. In der That waren die Hauptgeichäfte 
der Meichöregierung in ihre Hände gelegt. Es wurde ihr im 
Neichsabſchied Macht und Befehl gegeben, alle Sachen des Königs 
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und Reichs, beſonders Recht und Frieden und maß den Wiberftand 
gegen Ungläubige und andere Widerfacher betreffe, zu handhaben und 
darüber zu ratbichlagen und zu beſchließen. Es iſt nicht einmal 
die Klauſel einer koöniglichen Beftätigung gemacht. 

Auffallend If, daß dei dieſer ganzen neuen Reichsorganiſation 
der ſchwäbiſche Bund weder ald Anfang einer Kreiöverfaflung zur 
Sprache kommt, noch bei den Berathungen eine Rolle fpielt. Er 
ftand wohl zu fehr unter dem Einfluß Oeſterreichs und war eben 
darum hei den Meformen, die auf Oppofltion gegen Defterreich 
berubten, auf ein leidendes Verhalten angewieſen. 

Segen Ende des Jahres 1500 trat das Reichsregiment in 
Nürnberg zufammen. Der Erfolg feiner Wirkfamfelt war aber 
nicht der gehoffte. Die Aushebung, die der Reichsrath leiten follte, 
ging fo langſam und unvollkommen vor fi, als früher die Ein- 
fammlung des gemeinen Pfenninge. Herzog Albrecht von Baiern 
wurde, gar nicht im Einverfländnig mit dem König, zum oberften 
Reihshauptmann ernannt. 

Mit dem König Ludwig XI. von Frankreich, den Martmillen 
mit aller Macht befriegt wiſſen wollte, knüpfte der Reichsrath Unter- 
Handlungen an und zeigte fich geneigt, ihm Mailand als Neichslchen 
zu ertheilen. Maximilian that es freilich dann felbft, aber mehr aus 
Herger. Im Uebrigen tbat er Alles um den Neichsrath zu lähmen und 
hatte au bald die Genugthuung zu fehen, daß er fhon im Früh⸗ 
jahr 1502 fich auflöste und die Mitglieder, ihrer undankbaren 
Mole überbrüffig, fih nah Haufe tegaben. Seinem Unmuth 
machte Maximilian Luft auf einem Verſammlungstag der Stäbte, 
der am 24. Junt 1502 zu Ulm gehalten wurbe.*) Gr ließ bie 
Abgeordneten der Städte In das deutſche Haus zu fich entbieten 
und hielt eine Rede an fie, aus der man wohl merkte, wie er 
dad Regiment und alle die Reformen, die vom Reichstag aus- 


*) Urkunden zur Gefchichte des ſchwaͤbiſchen Bundes I. p. 469 u. fi. 
herausgegeben von K. Klüpfel, Stuttgart 1846, 
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gingen, anſah. Er klagt, daß Frankreich allenthalben im Reich 
Unfrieden und Aufruhr gefliftet, die Eidgenoſſen aufgehetzt und bei 
den Neichäftänden in Augsburg daran gearbeitet habe, daß fie bes 
Meiches Negiment und Gewalt an fi reißen und koͤnigliche Ma⸗ 
jeftät nicht mehr als König zu handeln hätte, fondern In deutfchen 
und welſchen Landen verachtet und verkleinert würde. Auch babe ber 
König von Frankreich dem Erzbifhof von Mainz 200,000 Kronen 
angeboten wenn er das Regiment des Reiches bei fich behalte. Damit 
babe er aber nur Uneinigfeit zwifchen ben Kurfürflen und anderen 
Fürften des Meiches ftiften wollen, damit er dann die Kaiferfrone 
erlange und fo ganz Deutſchland und Itallen unter fi bringe. 
GSelegentlih gibt er dann auch über die finanziellen Verhältniſſe 
des Meiches merkwürdige Auffchlüffe. Gegen anderhalb Millionen 
Gulden habe er von feinem eigenen Gut für das Meich verwendet, 
es fei nur gut, daß die Silberbergwerke im Etſchgebirge noch nicht 
gar erſchöpft feien. 

Man fleht daraus, mit welchem Mißtrauen Marimilian bie 
Neformbeftrebungen der deutſchen Meicheftände betrachtete; mit 
welchem Verdacht er den früher von ihm hochverehrten Kurfürften 
Berihold beargmöhnte. Gewiß fand diefer den franzöflfchen In- 
trifen ferne, aber doch ift es nicht ganz unglaublich, daß auf 
franzöfifcher Einfluß bei der Oppoſition der Reichsſtände mit im 
Spiele war. Dem Kurfürften wurde binterbracdht, daß er bei dem 
König verdächtigt fet, im Bewuſtſein feiner Unſchuld manbte er 
ſich an den König mit der Bitte, ihm offen zu fagen, was gegen 
ihn vorgebracht worden fei, bamit er fich verantworten könne. 
Marimilian erwiederte ihm nun, er fei daran Schu, daß feit 
Jahren auf den Reichstagen nichts Fruchtbarliches gehandelt wor⸗ 
den, er habe fich felbft zu viel angefehen und ihn ven König 
zurückgeſchlagen. Kurz die Oppofltion, die er gemacht, die Mes 
formen die er betrieben, waren fein Verbrechen. Es Tam dann 
in einen meiteren Briefwechfel zu einer Reihe von gegenfeitigen 
Anklagen und Vertheidigungen, bie zu Feiner Verföhnung führten. 
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Die Kurfürften ſtanden auf Seite Berthold, auch die Städie 
bielten zu ihm. 

Noch ehe diefer Briefwechſel zmifchen dem König und Berthold 
fih entfponnen hatte, am 30. Juni, hielten die Kurfürften eine Zu⸗ 
fammentunft in Gelnhauſen und verpflichteten fih, in allen wid 
tigen Angelegenheiten zufammenzubalten, auf den Reichstagen alle 
für einen zu ftehen, fich keine befchwerliden Mandate, keine 
Schmälerung des Reichs gefallen zu laſſen und alle Jahre viermal 
zufammenzufommen, um über Niichdangelegenheiten zu berathen, 
Es fol fogar von der Abſetzung Marimiliand die Rede gemefen 
fein, fhon wollten fie ohne ihn einen Reichsſstag halten; und kün⸗ 
digten auf den 1. November einen folden an. Marimilian erklärte 
nun, er werde auch dabei erfcheinen und lud die Fürſten feinerfeits 
dazu ein. Seht aber fündigten die Kurfürften den Tag ab und 
hielten im Dezember eine befondere Zuſammenkunft in Würzburg. 
Doch kamen fie zu feinen entfcheidenden Schritten, Marimillan 
aber gelang es durch feine einnehmende Perfönlicgfeit, die Macht 
der fich gegen ihn erhebenden Oppoſition zu lähmen, und unter 
den Heinen Fürſten fi Freunde und Anhänger zu gewinnen. Alle 
Neformverfuche aber nahmen ein Flägliches Ende, Neichöratb und 
Kammergericht Hatten fih ohne einen Gewaltſtreich des Könige 
aufgelöst, und nun errichtete er ohne ſtändiſche Mitwirkung ein 
eigenes Kammergericht, dad von ihm abhing. Ein günfliged Er⸗ 
eigniß für Maximilian war der bairifche Erbfolgefrieg, Hei welchem 
hauptfählih durch die Haltung, die der ſchwäbiſche Bund dabei 
einnahm, die Entfheldung dem König zufiel. Herzog Georg ber 
Meiche von Baiern⸗Landshut, der im Dezember 1503 ftarb, Hatte 
ein Teftament gemacht, nach melchem im Widerfpru mit Lehend- 
rechten und Hausyerträgen feine großen Landfchaften und reichen 
Schätze nit feinen nächſten Vettern Albrecht und Wolfgang von 
Baiern⸗München zufallen follten, fondern feinem entfernteren Better und 
Eidam, Ruprecht von der Pfalz, deffen Bater Kurfürft Philipp zur 
Oppoſition gegen Maximillan gehalten hatte, und von dem fich voraus 
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feben Tieß, daß er die ihm durch bad Teſtament zugefallene Macht 
nicht gerade im Intereffe des Königs verwenden würde. Maximilian 
fieß nun dur fein Kamwergericht dad Erbe Georgs den Herzogen 
von München zufprechen und erklärte den Pfalzgrafen Ruprecht, 
ber ſich beeilt Hatte, die ihm vermachten Landſchaften zu beſetzen, 
in die Reichsacht. Der ſchwäbiſche Bund machte nun große Rü⸗ 
flungen um das Necht Herzog Albrechts zu verfechten, Marimillan 
ſtellte felbft ein Heer auf, mehrere Neichöfürften wie Ulrich von 
Mürtemberg, Herzog Alerander von Beldenz, Landgraf Wilhelm 
von Heften fielen in bie Pfalz ein, die um fo weniger Wiperfland 
leiften konnte, als ver Eriegstüchtige Pfalzgraf Ruprecht ſchon bald 
nah Ausbruch des Krieges farb. Nachdem nun die Uebermacht 
ber Waffen wider die pfälzifche Linie ſich gekehrt Hatte, entſchied 
der König auf einem Reichstag zu Köln im J. 1505 über den 
Eröftreit und benüßte die Gelegenheit feine Gegner zu ſchwächen 
und fi) Freunde zu machen. - Der mächtige Herzog Albrecht von 
Baiern wurde zmar ald Erbe Georgd anerkannt und erhielt Lands⸗ 
But, mußte aber an die Söhne Ruprechts die neugeftiftete junge 
Pfalz (Neuburg) fammt dem baren Vermögen Georgs abtreten, 
und von ber Rheinpfalz erhielten Würtembderg, Heſſen und Zwei⸗ 
brüden anſehnliche Stüde. Dadurch hatte fih Marimilian wieber 
einen Anhang im Meiche gewonnen. Der Bund der Kurfürften 
verlor aber feinen Halt, als am 21. Dezember 1504 Berthold 
von Mainz ſtarb. Mit ihm gingen auch feine Neformplane zu 
Grabe. 

Maximilian legte nun auf dem Reichstag zu Köln, auf dem 
die landshuter Erbfolgefrage entſchieden wurde, einen andern Reichs⸗ 
Berfafiungsentwurf vor. in Neihöregiment mollte auch er, aber 
ein ganz anderes, al8 das die Stände ihm aufgehrungen. Er ſelbſt 
wollte e8 ernennen, aus einem Statthalter, einem Kanzler und 
zwölf Näthen follte es beftchen. Vier Marjchälle jeder mit 25 
Mittern follten die Vollziehungsgewalt handhaben und am Ober« 
rhein, Niederrhein, an der Donau und an ber Elbe ihren Sig 
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Haben. Das neue Reichsregiment war Feine unabhängige Gewalt 
wie der Reichsrath Berthold, fondern der Staatsrath des Königs, 
der immer feinem Hofe folgen, nur im Einverſtändniß mit ihm 
entfcheiden follte. ine ſolche DVerfaffung hätte allerdings, menn 
fie ausgeführt worben wäre, bie einheitliche Gewalt des Königs 
flärfen, aber auch den Einfluß der Fürften bedeutend fehmächen 
müffen. Sie wollten daher nichts davon hören und es Fieber beim 
Alten laſſen. Zugleich zeigten fie ſich wieder geneigter als früher, 
ben König zu auswärtigen Kriegsunternehmungen zu unterflügen. 
Für dießmal machte er nun die befcheidene Forderung, ihm 4000 
Mann auf ein Jahr Tang zu bewilligen. Dieß ward gewährt; 
man mollte aber weder einen gemeinen Pfenning noch Aushebung 
befchließen, fondern eine auf die einzelnen Stände vertheilte Ma⸗ 
trifel, in welcher jeder Reichsſtand nach der Größe feined Terri- 
toriums und Einkommens mit einer gewifien Zahl Meiter und 
Fußgänger angefchlagen war. Die Städte hatten dabei verhältnißmäßig 
das meifte Fußvolk zu ſtellen, nämlich 1100. Der König verwendete die 
Hilfe zu einem Zug gegen die ungarifchen Großen, die er nöthigte 
fein Erbreht auf Ungarn anzuerkennen. Mehr verlangte er auf 
dem Reichstag zu Konſtanz im Frühjahr 1507, wo er die Noths 
wenbigfeit eines Zugs nach Italien vorftellte, um dort die Herr 
fehaft wieder zu erobern und die Kaiferfrone endlich zu geminnen. 
Die Stände fagten bereitwillig ihre Unterflügung zu, wogegen 
Maximilian verfprah, daß alle Eroberungen dem Reiche verbleiben 
follten. Er ftellte in Aussicht, daß von dem Ertrag der Eroberun« 
gen vielleicht in Zukunft die Laften des Reichs beftritten werben 
fönnten. Im ihrer ganzen Ausbehnung bewilligten die Stände 
die Forderungen des Königs nicht, aber doch eine anfehnliche Hilfe, 
nämlih 3000 Mann zu Pferd und 9000 Mann zu Fuß; au 
diefe follten wieder durch eine Matrikel aufgebracht werben. 

Mber wieder verlangten die Stände Gegenzugeftänbniße 
in Betrefj der inneren Ungelegenheiten. Die Borberungen eines 
Reichsraths erneuerten fie zwar nicht, aber auf Wiederherſtellung bed 
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Kammergerichts in der zu Worms befchloffenen Weile drangen fie 
jegt entfhieden, und erboten fi zu einer Eleinen Umlage, bie 
Beoldungen damit zu beflreiten. Um bie fländifhe Oberaufſicht 
feftzuhalten und das Einreißen von Mißbräuchen zu verhindern, 
follten alle Jahre zwei Fürſten, ein geiftlicder und ein weltlicher, 
die Amtöführung ded Gerichts unterfuchen und den Ständen darüber 
Bericht erftatten. 

Eine fhlimme Folge des Schweizerfrieges trat auf dieſem 
Konſtanzer Reichstag ein. Schon längſt neigten die Schweizer 
zu Frankreich und lieferten ihm gerne Söldner. Bei den beflän- 
digen Kriegen des Reichs mit Frankreich war dad doppelt fchlimm. 
Doch magte man nicht geradezu ihnen zu gebieten, daß fie ihre 
Söldner aus franzöftihen Dienften zurüdziehen follten, und meinte 
die Schweizer durch ein Zugeſtändniß von Geiten des Reiches 
wilfährig machen zu müffen. Marimilten bot ihnen nun gänz 
liche Befreiung von den Neichögerichten an, ſowohl von dem eben neu 
wiebereingefeßten Kammergericht, ald von andern Eöniglichen Gerich« 
ten, auch von ber Entrihtung des gemeinen Pfennings wurden 
fie losgeſprochen, und damit von dem Meiche fürmlich getrennt, 
fo daß fle nun nicht mehr Angehörige, fondern wie jet ber offizielle 
Ausdruck es bezeichnete „gehorfame Verwandte des Reiches« waren. 
Für den Augenblil war freilich diefe Auskunft ein Gewinn; bie 
Schweizerregimenter wurden aus franzöflichen Dienften in Italien 
zurüdgezogen und von Marimiltan in Sold genommen. So fonnte 
nun ber König, von inneren und äußeren Hinderniffen befreit, ben Zug 
nach Italien unternehmen. In frober Zuverſicht eines guten Erfolgs 
nahm er ſchon unterwegs den Kaijertitel an, aber der Fortgang 
entſprach der Erwartung nicht, der Zuzug der Reichstruppen ging 
langfam und mangelhaft wie Immer von ftatten, die geworbenen 
Schweizer blieben aus, dagegen überflelen die Venetianer den Kater 
in feinem Gebiet und er mußte froh fein im Vertrag von Cambrai 
feinen Todfeind den König von Brankreih und ben Papſt zu 
Bundedgenofien zu gewinnen. ber in Deutichland, defien Unter 
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flügung er nun dringend bedurfte, fand diefer neue Bund feinen Beifall, 
und als er im vollen Kriegseifer, April 1509, nah Worms auf 
den Reichstag Fam, fand er die Stimmung fo ungünftig als je. 
Beſonders die Städte, bei denen der Krieg gegen Venedig, mit dem 
fie in günftigen Handelsverbindungen fanden, höchſt unpopulär 
war, wollten fein Geld dazu geben. Ueberdieß Hatten fie fi zu 
beklagen über Sintanfegung bein Kammergericht, von deſſen Theil 
nahme fie ſich ausgefchloffen fahen, über unverhältnigmäßige Anlage. 
bei der in Konftanz befchloffenen Reichshilſe, über unbillige Verbote 
ver großen Kaufmannsgefellfhaften. Auch bei den Städten des 
ſchwaͤbiſchen Bundes zeigte ſich ein flarfer Oppofltionsgeifl. Auf 
dem Reichstag fand derſelbe in dringenden Forderungen, die neue 
Einfehung des Kammergerichts zu vollziehen, feinen Ausdruck. 
Von einer neuen Reichshilfe konnte nicht die Rede ſein. 

Die Verhandlungen über die Reichsverfaſſung wurden nun 
auf den Meichötagen zu Augskurg, Irier und Köln in den Jahren 
1510 und 1512 fortgefegt, aber ohne erfprießliche Ergebniffe, da 
die beiderfeitige Stimmung nicht der Art war, daß man hätte 
aufrihtig zufammenwirfen können. Die Erweiterung der zum 
Behuf der Wahlen für Negiment und Kammergericht angeordneten 
Kreideintheilung, bei welcher auch die Furfürftlichen Gebiete und 
habsburgiſchen Erblande hereingezogen und 10 Kreife gebildet wur⸗ 
den, die Errichtung eined Regimentsrathes von acht Mitgliedern, 
die Beftellung eines Oberhauptmanns für die auswärtigen Kriege, 
das Alles waren nur papierene Ordnungen, die nicht zum Bollguge 
famen. Der Zwieſpalt ver Reichsſtände mit dem Oberhaupt, bie 
Erſchopfung in vergeblichen Verfuchen eine neue Orbnung zu grün« 
den, bie Verwilderung des Volkes in den beftändigen auswärtigen 
Kriegen und die dadurch Hervorgerufene Ausbildung eines eigenen 
Standes, der Krieg und Fehde handwerksmäßig betrieb, dad Landd- 
knechtsweſen, ließ wieder einen Zuflanb ber Anarchle und Verwirrung 
auffommen, gegen den man bei ber verfallenen Reichsgewalt Teine 
Hilfe fand, der wieder dazu trieb, in Ausbildung der territorialen 
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Gewalten Schub zu fuchen. Die Fürften, die zum Theil mit 
reblihem Streben eine gemeinfame Neichöregierung zu gründen 
gebachten, hie beſſer als die Willkühr des zunächſt für feine Erb» 
ande forgenden Kaiferd, das Wohl deutſcher Nation verbürgen 
könnte, waren weder mit dem Kaifer noch unter ſich einig gewor⸗ 
den und dad Begonnene Eonnte unter der Noth beftändiger Kriege 
nicht gedeihen. Sie zogen ſich auf ihre Gebiete zurüd, um dort 
die DVerhältniffe nah Kräften ordnen und Frieden ſchaffen, ober 
auch nach Belieben fchalten und walten zu können. Auch ber 
ritterlihe Katfer Marimilion, dem man Sinn für die Ehre und 
Wohlfahrt deutfher Nation nicht abfprechen kann, ber durch glän» 
zende Kriegäthaten dad Meich wieder aufrichten und es mit über» 
wiegender Macht Branfreich gegenüber Hinftellen wollte, der auch 
an inneren Verbeſſerungen, durch welche die nationale Einheit bes 
gründet werben follte, thätigen Antheil nahm, kam doch zuleht 
wieder nah allem Mißlingen auf fein Haußintereffe zurüd. Er 
ſah mit Genugtbuung, daß er die Herrfehaft feines Hauſes in 
Oeſterreich wieder befeftigt, den Beſitz der Niederlande behauptet, 
die Anwartſchaft auf Ungarn durch Erneuerung alter Exrbverträge 
und durch die Verabredung einer Heirath zwilchen dem König 
Ludwig von Ungarn und Böhmen und feiner Enkelin Maria ges 
fihert Hatte. Sein Sohn Philipp, den Ihm die burgundifche Maria 
geboren, hatte die Erbtochter Caftiliend und Aragoniens geheirathet 
und war dadurch in den Beſitz Spaniens gekommen; deſſen Sohn 
Karl vereinigte dad Erbrecht auf Spanien, die Niederlande und 
Defterreih. Sein Großvater wandte nun alle Mühe an,. um ihm 
auch die deutſche Katferkrone zu verichaffen. Aber darüber vers 
fäumte er, die in den legten Jahren feiner Negierung in Deutfch- 
land entitandene religiöfe Bewegung gehörig zu würdigen und, von 
einer nationalen Oppoſition gegen das Papftthum unterftügt, das 
Reich auf einer neuen Grundlage aufzubauen. Für die Bewerbung 
feines Enkels um die deutſche Kaiſerkrone beburfte er noch 
die Freundſchaft des Papſtes. Che er aber mit Orbnung 


144 Marimilians Tod. 


ber Nachfolge ind Reine gekommen war, flarb er den 12. Januar 
1519. 

Maximilian war der legte Kaifer, der nah Nom 309, um 
bort die Katjerkrone zu Holen, von nun an wurde bie KRaiferkrö- 
. nung fogleih nad der Wahl in Frankfurt am Main vorgenommen. 

Mit Marimilian gebt nicht nur das kaiſerliche Ritterthum, 
defien letzter Vertreter er iſt, fondern auch die Lebensfähigkeit der 
alten deutſchen Meichöverfaffung zu Grabe. Die Verſuche ihrer 
Neugeftaltung waren weniger an feiner monarchiſchen Abneigung 
geiheitert, als an feiner unruhigen Beweglichkeit und Ungeduld, 
die ihm nicht erlaubte, politifche Inflitutionen mit Befonnenbeit 
reifen zu lafien. Gr nahm die Meformangelegenheit nicht wie ein 
Staatdmann, der etwas Feſtes für die Zukunft gründen will, fon- 
bern als perfönliche Angelegenheit, nach Laune und Familienrück- 
fihten. Ein nicht genug beachteter Grund des Mißlingend der 
Reformen iſt der Umftand, daß diefelben nicht im Volke wurzelten 
und Teine Begeifterung des Volkes zur Stüge hatten, fondern nur 
in den Kreiſen der Fürſten und ihrer Staatömänner betrieben wur⸗ 
den. In der Tiefe des Volkslebens bereitete fich zwar auf dem 
religtöfen Gebiete eine Erneuerung des nationalen Geiſtes vor, 
aber der alternde Marimilian hätte, wenn er auch länger gelebt 
hätte, dieſe Negungen wohl ſchwerlich verftanden. 
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Scheitern der nationalen Einheitsbeftrebungen an der kirch⸗ 
lichen Spaltung. Aeue Geſtalt des Einheitsgedankens in der 
kirchlic)-politifhen Aniversalmonardie Karls V. 


Das mad Fisher zur nationalen Wiedergeburt Deutfchlands 
gefehlt Hatte, die Begeifterung des Volkes, war durch die Art, wie 
Luther die Eirchlich »religiöjfen Ideen vertrat, als neue Triebkraft 
in die deutſche Entwidelung geworfen worden. Es fam nun Alles 
darauf an, daß ein Fräftiger Kaiſer fih ber neu ermachten 
Kräfte Gemächtigte und fi an tie Spige ter Bewegung ftellte. 
Som Hätte es gelingen müſſen alle Oppofltion der Zürften zu 
brechen, die Macht des Reiches auf ein Ziel zu vereinigen. Aber 
bei dem Mangel einer georbneten Berfaffung, die dem Oberhaupte 
eine, wenn auch befchränfte, doch fichere Wirkſamkeit verliehen hätte, 
war ed nit möglih, daß einer der deutſchen Bürften die Krone 
hätte annehmen können. Deßhalb bedankte fih der Kurfürft von 
Sachſen Friedrich der Welje, den die Fürften zu wählen geneigt 
waren, für die Ehre, die ihm keine Macht, wohl aber eine ſchwie⸗ 
rige Aufgabe gebracht haben würde, zu welcher er bei feinen vor« 
gerücten Jahren nicht mehr den Muth hatte Nur ein Fürſt, 
der durch auswärtige Meiche eine bereitd geficherte Macht hatte, 
Eonnte die beutfche Kaiſerkrone als Zuwachs feiner Würde brauchen. 
So kam es, daß eigentlich nur zwei frembe Könige, Franz I. von 
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fonnten. Da war e8 denn doch natürlicher, daß Karl, der Enkel 
bes Iegten Kaiſers, ein Fürſt von beutfcher Abkunft und Erbe 
deutfcher Territorien gewählt wurbe (am 28. Juni 1519). Aber 
diefer Karl, am 24. Februar 1500 zu Gent geboren, alſo jet 
19 Jahre alt, von Natur fehmermüthigen bedächtigen Sinneß, aber mit 
kaltem ruhigem Weltverftand begabt, in Belgien fern von ven gemüth- 
weckenden Anregungen des Yamilienlebens, abgefchnitten von natio= 
nalen Traditionen, durch Hofleute und Priefter im Geift machia⸗ 
velliſtiſcher Staatöfunft erzogen, hatte Tein Verſtändniß für die 
Aufgabe eines Oberhauptes deutſcher Nation, Feine Ahnung von 
dem geiftig bewegten Leben, das eben damals in Deutichland zu 
neuer Geſtaltung der politifhen und kirchlichen Verbältniffe drängte. 

Luther hatte beſonders in feinem Sendfchreiben an den chriftlichen 
Adel deutfher Nation Aufhebung der weltlihen Gewalt des Bapftes 
und der Bifchöfe, Berufung eines allgemeinen Concils zur Beſchluß⸗ 
nahme über burchgreifende Verbefferungen ver Kirche, Unabhängigkeit 
berfelben vom Papfte, Ginfegung eined eigenen deutfchen Primas, 
und eine nationale Verfaffung der deutfchen Kirche gefordert. Dafür 
wollte er, daß der beutiche Adel zufammenhalten und der Kaifer 
ſich an die Spite ftellen folle, um die Kirche von ihrer babylo⸗ 
nifchen Gefangenſchaft zu befreien. 

Urih von Hutten, der kampfesmuthige Humanift hatte, an 
Luthers Ideen fich anfchliegend, dieſelben auf das politiſche Gebiet 
angewendet und in biefem Sinne begeifterte Zufchriften an den 
Kaifer erlaffen. Er fole den Adel um fi ſammeln, ihn befreien 
bon ber Landeshohelt der Fürſten, mit ihm Itallen erobern, bie 
Türken aus Europa vertreiben, dann die Meichöverfaffung, bei ber 
nur vie Fürften vertreten feien, umfloßen und mit ben Edlen 
deutſcher Nation das Reich regieren. Er rief dem neuen Kalfer 
zu: ner folle die Sahne des Adlers auffliegen laſſen, um das 
Werk zu beginnen,“ er rief ihm zu, „Tag und Nacht will I 
bir dienen ohne Lohn, manden folgen Helden will ich dir erwecken, 
du ſollſt der Hauptmann fein, der Anfänger und Vollender, e8 
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fehlt allein an deinem Gebot.“ Wenn auch nicht überall ſolche 
jugendliche Begeifterung aufloderte, fo ging doch ein Gefühl durch 
die Nation, daß große Veränderungen bevorftehen, ter Wunſch und 
bie Hoffnung ſprach ſich überall aus, daß der Kaifer fih an bie 
Spitze ftellen müfle, um Großes auszuführen. Mit Sehnſucht 
waren bie Blicke nach ihm gerichtet, als er im Herbſt 1520 von 
den Niederlanden den Mhein herauf z0g. Im Dezember erjchien 
er in Worms, wohin er den erften Neichötag berufen Hatte. Im 
Gefühl feiner Hohen Würde und Macht eröffnete er denfelben, ex 
gedachte der alten Herrlichkeit des römifchen Reiches, das freilich 
gegen früher kaum ein Schatten mehr fei, ex hoffe aber mit Hilfe 
der Köntgreihe, großmächtigen Lande und Verbindungen bie ihm 
Spott verliehen, es wieder zur alten Glorie zu erheben. Sein 
Gemäth und Willen ftehe keineswegs dahin, dag man viele Herren 
haben folle, fondern einen allein. 

Die Fürften Hatten ihm eine Wahlfapitulation vorgelegt, 
worin fie fih einen Antheil an der Neichégewalt zu fichern ges 
dachten, bei Büntniffen, Kriegen, Auflegung neuer Steuern folle 
der neue Kaiſer gehalten fein, nichts ohne ihre Zuſtimmung zu 
beſchließen, er hatte ſich fogar verpflichten müſſen ein Regiment 
zu errichten, wie e8 vormals bebacht worden und auf der Bahn gemwefen: 
aus frommen, annehmlichen, tapferen, verftändigen, reblihen Per⸗ 
fonen deutſcher Nation nebft etlichen Kurfürften und Fürften. Im 
März ward dem Kaiſer ein Entwurf zu Einrichtung des Regiments 
übergeben, welcher die Befchlüffe vom 3. 1500 wiederholte. Karl V. 
erklärte fih aufs Beſtimmteſte dagegen und fagte fein Borfahr 
am Reich Habe gefunden, daB dad Regiment ihm und dem Neid 
zum Nachtheil gereiche und habe deßhalb feine Einführung wieder 
aufgegeben, man könne ihm daher die Wiederholung nicht zumuthen. 
Er machte dagegen andere Vorichläge, nach welchen dad Negiment 
aus 6 bleibenden kaiſerlichen und aus 14 beſtändig wechſelnden 
ſtaͤndiſchen Näthen befleben und nur fo lange in Wirkfamfeit fein 
follte, als der Kaiſer außerhalb des Meiches ſich aufhalte, auf 
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ſollte e8 weder Bündniffe ſchließen, noch in wichtigen Lehendfachen 
enticheiden, und in ben Eaiferlihen Erblanden nichts zu jagen haben. 
Die Reichsſtände aber hielten bebarrlih an ihrem Entwurf feft 
und gaben nur fo weit nah, daß das Negiment vorerft für die 
Zeit der Abmefenheit des Kalferd errichtet werben, daß er 2 Mit- 
glieder außer den 20 zu ernennen habe, und in wichtigen Dingen 
ihm die Genehmigung vorbehalten fein follte. 

Auch dad völlig in Zerfall gerathene Kammergericht wurde 
nad der Ordnung vom I. 1495 erneuert. Die Befoldungen der 
Beifiger, fo wie der Negimentöräthe, erboten ſich die Stinde durch 
eine Matrifel aufzubringen. Der Anfhlag wurde auf 50,000 fi. 
berehnet. Somohl das Megiment als dad Kammergericht follte 
feinen Sit für die erften anderthalb Jahre in Nürnberg haben. 
Eine ausführlide Kammergerichts⸗- und Landfriedensordnung wurde 
vom Kaijer im Namen des Reichstags erlafien. Auch bie fchon 
zu Köln im 3. 1512 Hefchloffene, aber damals nicht wirklich durch⸗ 
geführte Kreiseintheilung, wurde wieder aufgenommen und jeßt 
wirklich vollzogen. Die Kreisftände follten den Landfrieden hands 
haben und die dazu dienenden kammergerichtlichen Urtheile vollitreden. 

Hatte der Kaijer in Betreff des Regiments nachgeben müffen, 
fo machte er nun um fo größere Anforderungen für die Kriegöbilfe 
um fo mehr, ald er die Beendigung des von feinem Großvater 
überfonmenen Kampfes gegen Branfreih um die Herrſchaft in 
Italien als die Hauptaufgabe feiner Politik betrachtete. Er forkerte 
4000 Mann zu Pferd und 20,000 zu Fuß. Der Reichstag bewilligte 
dieß und befhloß ed durch eine Matrikel aufzubringen. Won einer 
allgemeinen Reichsſteuer war nicht mehr die Nede. inmal hatten 
die biäher fo oft mißlungenen Verſuche abgeſchreckt, anbererfeits 
waren die fürftlichen Mittelgewalten bereitö jo erftarft, daß es 
natürlicher und ficherer erfchien, fi mit dem Bezug ber Gelber 
an ihre Bermittelung zu halten. Das Reich war bereits ber 
unmittelbaren Beziehungen zu ben Reichöunterthanen entwöhnt. 

Biel folgenreicher, als die Befchlüffe über Regimenteinrichtung 
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und Kriegähilfe war für die Tünftige politiſche Geftaltung 
Deutfehlande dad flegreihe Auftreten Luther. Durch den 
Eindruck, den feine fefle männlide Erklärung vor der Reichs⸗ 
Berfammlung auf die Stände und auf die Nation im Ganzen 
machte, entfhied für die Meformation. Sie war von nun an 
nit mehr blos Lehrftreitigkeit, die fih durch Tisputationen und 
Neligiondgefpräche erletigen ließ, fie war eine nationale Angelegenheit 
geworben, welche alles geiftige Leben des Volkes auf ihrer Seite 
hatte. Nur mer fih mit ihr verband, hatte die Bebingungen ber 
Macht und Herrſchaft in Händen. Kalfer Karl erhob fih nicht 
zu dieſer Einſicht, er meinte, in Löfung der franzöftfch-ttalientihen 
Frage, in feiner Stellung zu ben europäifchen Verhältniſſen liege 
dad Geheimniß feiner Macht. Seinem Nebenbuhler Franz I. von 
Frankreich die Herrſchaft in Italien zu entringen, dieß war das 
Kiel, auf dad er Toöfteuerte. Dazu brauchte er die Freundichaft 
des Papftes, und als biefer ihm freundlich entgegen Fam, war es 
für den Kaifer ein unzweifelhaftes Gebot ber Politik, ſich gegen 
die Forderungen Lutherd zu erflären. , Nachdem Karl ein Freund⸗ 
ſchaftsbündniß mit dem Papſt gefchloffen Hatte, worin er für 
des letzteren Zuſage, im italienifhen Krieg auf die Seite des Kals 
ferö treten zu mollen, fich verpflichtet hatte, die Widerfacher des 
apoftoliihen Stuhls mit aller Macht zu verfolgen, erließ er ohne 
Ermädtigung durch einen Beſchluß der Meichöverfammlung am 
26. Mai eine Achtderflärung gegen Luther. Dabur Hatte er 
mit dem Geiſt ber deutichen Nation gebrochen. 

Hätte der neue Kaijer, auf deifen Führung damals die Nation 
mit Begeifterung harrte, anftatt dieſes voreiligen Machtſpruches 
ſich offen für Luther erklärt, fo würde das beutfche Volk fich freudig 
ihm angefchloffen Haben, er hätte des vielen Marktens mit ven 
Reichsſtänden um vie Reichshilfe und megen bed Megimentd nicht 
bedurft, er hätte leicht allen Widerſtand ver Fürften gekrocen. 
Auch Napoleon meinte, wie Fr. Müller in Weimar berichtet, Karl 
Hätte fih an die Spige ver Neformation ftellen follen, es würbe 
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ihm dann leicht geworben fein zur unumſchraͤnkten Herrſchaft über 
ganz Deutichland zu gelangen. Es ift freilih ein muͤßiges Ge⸗ 
ſchäft, über gefchichtliche Möglichkeiten zu phantafiren, die nicht 
wirflih geworden find und mit ben gegebenen Perfönlichkeiten 
und Verhältniſſen nicht mirflih werden Eonnten, aber das Gefühl 
des Schmerzes, daß auch diefe letzte Möglickeit, die nationale 
Einheit Deutſchlands zu begründen, durch eine unglüdfelige Fremd⸗ 
herrſchaft verjäumt worden ift, Tann man nicht unterdrüden. 
Aber vielleicht Eonnte das neueingefegte Neichöregiment, mel 
es, nachdem Karl zu dem italienifken Krieg abgegangen war, bie 
Regierung in die Hände befam, den Fehler bed fremden Kaiſers 
gut machen und zugleich durch eine nationale Politik feine Stellung 
befeftigen.. Der Landesherr Luthers, der Kurfürft Friebrih der 
Weiſe beiaß bier überwiegenden Einfluß. Es bildete fih im Mes 
giment eine Luthern geneigte Partei und dieſe bekam bald die 
Majorität. Als nun der-neue Bapft Hadrian ſich gegen die deut⸗ 
ſchen Stände bereit erflärte, eine gründliche Reform der Kirche 
einzuleiten, aber dagegen verlangte, fie follten dem Umſichgreifen 
ber lutheriſchen Meinungen ernſtlich inhalt thun, befchloß ber 
Ausſchuß, ven dad Negiment zur Begutachtung dieſer Frage nies 
bergejeßt Hatte, unter Führung des bambergiihen Abgeorbneten 
Johann von Schwarzenberg, eined bewährten Staatsmannes und 
eifrigen Anhängers der Reformation, zu erflären, es ſei wegen 
der auch vom Bapft zugeftandenen Mißbräuche in ber Kirche un⸗ 
möglich, dad Wormfer Cdikt zu vollziehen, da eben Luther es fei, 
durh den man über die Mißbräuche aufgeklärt worden. Die 
kirchliche Irrung Eönne nur durch ein allgemeined Concilium, bei 
welchem auch Weltlihen Sit und Stimme zugeflanden werben 
müßte, gelöst werden. Einſtweilen folle man dad Coangelium 
nah Auslegung der bewährten Schriften Iehren. In dieſem Sinn 
fiel au, wiewohl nicht ohne heftige Debatten, die Antwort bed 
Megimentd an den Vapſt aus. Die öffentliche Gewalt in Deutfch- 
land batte ſich damit an die Spipe ber Bewegung geſtellt. Die 
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neue Lehre breitete ſich, durch Luthers jetzt begonnene Bibelüberſetzung 
und andere Schriften mächtig geförbert, mit veißender Schnelligkeit 
in ganz Deutjchland aus. 

Aber jest erhob fi gegen das Negiment in rein meltlicken 
Dingen eine Oppofition, die feinen Eturz herbeiführte und eben 
damit die religiöfe Bewegung des Schutzes der Reichsgewalt kes 
raubte. Das Regiment Hatte fich gleich Anfangs mit dem beſten 
Willen der Ordnung der Innern Angelegenheiten gewidmet. ‘Auch 
mit Handelspolitik befaßte es fih und da man fund, baß Pie 
Kaufleute bei dem Einfuhrhandel mit Spezereimaaren einen gar 
großen Gewinn Haben, Fam man auf ven Gedanken, burch einen 
allgemeinen Reichszoll dem Neich, das fo oft in Verlegenheit war, 
wie das Geld zu den dringendften Ausgaben beibringen, eine regel» 
mäßige Einnahme zu ſchaffen. Schon jetzt bildeten die Zölle, bie 
frühere Kaiſer einzelnen Fürſten verliehen hatten, deren Haupt⸗ 
einnahme. Wie viel konnte nicht ein allgemeines Grenzzollſyſtem 
dem Reihe abmerfen. Die Sache leuchtete um fo mehr, ein, da 
ber gemeine Mann dadurch viel weniger beſchwert wäre, ald dur 
den gemeinen Pfenning. Man ging den Kalfer um feine Ein- 
willigung an, er gab fie, und es wurde nun im Winter 15??/a3 eine 
Kommiſſion zur Ausarbeitung eines Entwurfs niedergefeht, bie auch 
fogleich ans Werk ging *). Die unentbehrlichen Lebensmittel, wozu man 
Getreide und Wein, Bier, Malz und Hopfen, Schmalz, Butter, Käfe, 
Salz. Pferde, Rindvieh und andere Hausthiere, auch Fiſche rechnete, folls 
ten von Abgaben frei gelaffen fein, fonft aber Alles, was die Zolllinie 
paffirte, gleichviel ob es ein» oder ausgeführt würde, mit 4 Pros 
zent des Einfaufpreifes Hefteuert werten. Die Zolllinie tie fefl- 
geftellt wird, ift auch deßhalb intereffant, weil man daraus flieht, 
wie weit das fidhere Meichögebiet gebt. Ste follte im Oſten bes 
ginnen bei Nikolsburg in Mähren, von bier über Wien, Gräß, 

*) Der Entwurf ift mitgetheilt in Ranke Deutfche Gefchichte. Dh. VL 
p. 36—56. 
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Villach, Tarvis am Paß diefed Namens, dann längs der Alpen über 
Trient, Brunegg, Inndbrud, Feldkirch, Chur, geben. Die Schweiz 
wird bereits nicht als Meichögebiet gerechnet. Gegen Werften follen 
Straßburg, Speier, Saarbrück, Meg, Trier und Aachen, Köln, 
Wefel, Utrecht, Dordrecht, Antwerpen, Brügge, Bergenopzoom bie 
Zollſtätten fein. Man fieht, daß die Niederlande noch als Reichs⸗ 
gebiet galten. Gegen Dünemarf follen die Samfeftäbte von Ham⸗ 
burg bis Danzig als Zollftätten dienen, gegen Polen Königsberg 
und Franffurt an der Oper. 

Meber eines fpricht fi der Entmurf nicht aus, ob nämlich 
die befonderen Zölle, die von ben Fürften in ded Meiches Namen 
am Rhein und anderen Orten erhoben wurden, noch neben dem 
allgemeinen Reichszoll bleiben ſollten. Schwerlich waren bie Fürs 
ſten gemeint darauf zu verzihten, fle hätten es als ein großes 
Unrecht angefehen, wenn man ihnen diefe ‘Privilegien hätte nehmen 
wollen. Aber dann war freilih das Grenzzollſyſtem Feine Zoll⸗ 
einigung. Der. Ertrag hätte dem Reich zu Gut kommen und für 
dad Regiment und Kammergericht verwendet werben follen. Es 
war in dem Entwurf audgefprochen, der Zoll folle nur fo lange 
gefordert werben, als jene beiden Anftalten im Wefen feien. Der Ente 
wurf wurde von dem Neichötag in Nürnberg angenommen und durfte 
nur no dem Kaifer zur Beflätigung vorgelegt werben, ber bereits 
feine vorläufige Beiftimmung ausgefprochen Hatte. Die Stäbte 
aber waren dem Beſchluß des Neichötages nicht beigetreten und im 
Unmillen von der Berfanmlung geihieden. Bon Seiten tes 
Handelsſtandes hatte fih nämlich große Oppofltion dagegen erhoben. 
Man fah in dem ganzen Plan nur eine Abſicht den Hantel zu 
beſchweren. Es ift dieß auch wohl erflärlih, da ter ganze Grenzzoll⸗ 
Gedanke im Zufammenhang mit Klagen über die ungeheuren Breife 
auftrat, welche die Kaufleute für die fremden Spezereien machten. 
Man Elagte, daß fo viel Geld aus dem Lande gehe, daß man die 
Waaren fo ungebührlih theuer bezahlen müffe. Dan fchrieb dieß 
den großen Handelsgeſellſchaften zu, die im Beſitze ver Kapitalien 
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und ber fremden Faktoreien dad Monopol haben, daß kein Anderer 
neben ihnen auffommen und Feine Konfurrenz die Preife herab 
prüden könne. Man faßte auf demfelben Reichstag, auf welchem 
der Entwurf zum Grenzzollſyſtem gemacht wurde, auf Antrag des 
Negiments den Beichluß, jede Gefellichaft zu verbieten, die über 
50,000 fl. Kapital habe. Da nun der Reihszoll in Verbindung 
mit ſolchen willführlihen Handelsbeſchränkungen auftrat, iſt es 
nicht zu verwundern, daß er in den großen Handelsſtädten höchſt 
unpopulär war. Die Großhändler fürchteten, bei Gelegenheit der 
Zollerhebung werde man ihnen ihren Gewinn und die Ausdehnung 
ihres Betriebes mehr nachrechnen können, überhaupt mehr Ein⸗ 
blick in ihre Geſchäfte bekommen. Das alles wurde aber mit 
der größten Geheimthuerei bewacht. Auch der Zweck, dem bie Zoll⸗ 
einnahme dienen ſollte, das Regiment und Kammergericht war bei 
den Reichsſtädten ein Gegenſtand der Unzufrieden heit und Beſchwerde. 
Sie klagten, daß im Regiment, wo ſie nur zwei wechſelnde Ab⸗ 
geordnete hätten, ihr Intereſſe nicht gehörig vertreten ſei, daß die 
Fürſten zu ſehr im Vortheil ſeien. Sie ſahen im Regiment und 
Kammergericht nur ein Werkzeug zu Ausdehnung der fürſtlichen 
Gewalt. Auf den Städtetagen, beſonders auf denen des ſchwä⸗ 
bifhen Bundes, maren Klagen und Beſchwerden über Megiment 
und Kammergericht und den neuen Zoll, den man gegen den Willen 
ber Stübte befchloffen habe, ein flehender Artikel, und auf einem 
allgemeinen Städtetag des Neiches, ter im März 1523 zu Speier 
gehalten wurde, beichloffen die Städteboten einftimmig, wegen bed 
ZoN8 und anderer Beſchwerden eine Geſandtſchaft an den Kaifer 
nah Spanien zu fehlen. Im Auguft deffelben Jahres Fam viefelbe 
nad Valladolid, wo fie den Kaiſer und feine Räthe trafen. An⸗ 
fangs fanden fie fein günftige8 Gehör, aber durch Lift und Be 
harrlichkeit erreichten fie doch endlich ihren Zweck. Sie gaben zu 
bedenken, daß die Einkünfte des Zolls einem römiſchen König, 
von deſſen Wahl ſtark die Rede ſei, ein Einkommen ſchaffen Eönnte, 
vermittelſt deſſen er ſich unabhaͤngig vom Kaiſer zu behaupten ver⸗ 
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möchte. Sie machten darauf aufmerffam, daß die Regimentsräthe 
nicht gut kaiſerlich gefinnt feien und teuteten ben Räthen des Kais 
ſers an, daß fie fih dankbarlich erzeigen würden. Jetzt kam man 
den ſtädtiſchen Geſandten entgegen und gab ihnen bie Zuſage, daß 
Eaiferlihe Majeſtät den Zoll nicht aufzurichten gedenke, wenn er 
fo unyopulär fet, daß der Kaifer aud dad Megiment nicht beibes 
halten, fondern die Neich8regierung mieber felbft in die Hand nehmen 
wolle. Die Städteboten erklärten fich in dieſem Ball bereit ben 
Kaifer zu unterflügen. Sie gingen in ihrem Eifer fih angenehm 
zu machen fo weit, daß fie wegen Begünftigung der Lehre Luthers 
in Augsburg, Straßburg, Nürnberg zur Rede geftellt, dieſe läug⸗ 
neten und verficherten, bie Städte feien e8 nicht bei denen Luther 
Shut finde, man wiffe wohl wer ihn vertheidige. Endlich fchies 
den fie mit der beſtimmten Zuficherung, ber Kaifer werde den Zoll 
nicht einführen laſſen, flatt des Regiments einen tüchtigen Statt 
halter jeßen ‚und das Kammergericht verbefiern. Auch wolle man 
dem Regiment die Weijung zugehen laffen, megen ber großen Ges 
ſellſchaften noch keinen Schritt zu thun. 

Sp war e3 ten Städten gelungen, nit nur den Plan eines 
Grenzzollſyſtems zu Hintertreiben, fondern auch das Regiment, bie 
Sauptftüge einer nationalen Durchführung der Eirchlihen Neform, 
zu untermühlen, feinen Sturz vorzubereiten. 

Das Negiment hatte indefien auch andere Feinde gefunden, 
nämlich einen Theil des Adels, dem es mit den geforderten Neformen 
einerfeitö nicht rafch genug ging, und ber andererfeitö die Begründung 
einer ſtarken den Landfrieden aufrechthaltenden Reichsgewalt mehr 
fürchtete, als wünſchte. Die Nitter wollten noch einmal zeigen, 
was fie vermöchten, dem Regiment und Landfrieven zum Trotz. 
Thomas von Absberg fammelte in Franken eine Schaar, die fi 
weit und breit durch ihre Naubzüge gefürchtet machte. Gleichzeitig 
machte Kranz von Sieingen, ein Freund Ulrih8 von Hutten und 
eifrigee Anhänger der neuen Lehre, zunächſt in Angelegenheit einer 
perfönliden Fehde, einen Einfall in das Gebiet des Kurfürflen von 








Der ſchwäbiſche Bund befämpft den fränfifchen Adel. 4155 


Zrier, September 1522. Er verband damit meitergehente Zwecke, 
und fland, wie es feheint, an der Spige einer Adelsverſchwoͤrung 
gegen die Fürften Dom Abel in Sranfen, am Mhein und in 
Schwaben unterftügt, hatte er ein anfehnliches Heer von 12,000 
Mann, übrigend großentheild nicht Nitter, fondern Solbtruppen, 
zuſammengebracht; mit Branfreih fland er in Verbindung und 
erwartete auch von biefer Seite Hilfe Was er eigentlich beabſich⸗ 
tigte iſt nicht recht Klar, aber daß er es auf den Sturz der fürftlichen 
Macht abgefehen Hatte, wird durch den Eifer, den tie Fürſten für 
feine Bekänpfung entwidelten, wahrſcheinlich gemacht. Nicht nur 
der Kurfürft von Trier, deifen Gebiet er ſchnell erobert Hatte, 
fondern auch der Pfalzgraf am Rhein und der Landgraf von Heſſen 
warfen fih mit ganzer Macht auf Sickingen und feine wirkliche und 
vermeinte Verbündete. Sie eroberten endlich Sickingens Hauptburg 
Landſtuhl, bei deren Vertheidigung er felbft feinen Tod fand. (Mat 
1523.) Sein Freund und Berather Ulrich von Hutten, wahrſcheinlich 
ber, welcher Sickingens Unternehmung bie Richtung auf die deutfche 
Politik gegeben hatte, ftarb als Blüchtling auf der Infel Uffenew 
im Büricher See (1525). 

Nah dem Ball Sickingens dehnte fi die Verfolgung auf 
auf den fraͤnkiſchen Abel, auf Ludwig von Habsberg und Genoſſen 
aus. Der fhwäbiihe Bund, ſchon längft ein Werkzeug der Für⸗ 
fen geworden, nahm bier die Sache in die Sand und lud eine 
große Anzahl fränkifcher Mitter wegen Landfrievensbruh zur Ver⸗ 
antwortung vor. Die einen erfchienen, Tonnten fih aber nicht 
reinigen, die meiften aber folgten der Ladung nit. Gegen tiefe 
machte nun der Bund, ber fonft mit feiner Hilfe fo langſam unb 
ſparſam war, mo es fih darum handelte, einen Eleinen Lanbfries 
densbruch von einen Yürften verübt, zu firafen, eine gewaltige 
Rüſtung von 16,000 Mann mit vielem Geſchütz, dad die Städte 
gar bereitwillig lieferten. Gegen ſolche Uebermacht Eonnten bie 
Nitter nichts außrichten, in der Zeit von zehn Tagen war Alles 
vorbei... Es wurden 26 Burgen und Schlöffer erobert und nieber- 
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gebrannt, worunter eines der fefteften Schlöffer damaliger Zeit, 
dad den Seren von Rofenberg gehörige Borberg bei Mergentheim. 

Diefe Greigniffe Hatten auf das Schidfal des Reichsregiments 
großen Einfluß. Zuerſt Hatte es Sidingen abgemahnt, biefer aber 
nicht darauf geachtet und erwiebert, er wolle ein andered Regi⸗ 
ment im Reiche errichten, nun ſprach das Regiment die Acht über 
ihn aus, mußte aber ohne eigene Exekutivgewalt die Bekämpfung 
des Aechters den einzelnen Yürften überlaffen. Als nun dieſe mit 
der Verfolgung des Adels fortfuhren und der ſchwäbiſche Bund 
den fränkifchen Adel vor fein Gericht forderte, was eigentlich Sache 
des Kammergerichts geweſen märe, nahm dad Megiment fich des 
mit leivenfchaftlicher Willkühr behantelten Adels an, um fo mehr, 
da ihm derſelbe durch feine lebhafte Hinneigung zu ter religiöfen 
Neuerung nabe verwandt und mas die Neichdangelegenheiten betraf, 
fein natürlicher Derbündeter war, Die Fürſten dagegen benützten 
den Vorwand den Landfriedensbruch des Adels zu firafen, zu 
Ausdehnung ihrer Macht und Unterbrüdung aller derer, melde 
an ober in ihren Grenzen der Landeshoheit durch Behauptung 
ihrer Selbſtändigkeit binderlih maren. So entfland ein Konflikt 
zwifchen dem Regiment und dem fehmäbifchen Bund, der befonders 
durch den wachſenden Einfluß Baierns zu einer der Reform feindlichen 
Wirkſamkeit fortgeriffen wurde. Wenn erftered abmahnende Man⸗ 
date an die Fürſten und den Bund gelangen lieh, fo Flagte letzterer 
über widerrechtliche Schmälerung feiner Nechte und Freiheiten, über 
Eingriffe in die Bundesbefugniß. Das Regiment ohne materielle 
Macht, richtete menig gegen den Bund aus, der ein gut gerüftetes 
Heer hinter fich Hatte, ver Bund und die Fürften aber arbeiteten mit 
befierem Erfolg dem Negiment entgegen. Es bildete fich in deſſen 
eigener Mitte eine Oppofition und auf dem nächften Reichstag zu 
Nürnberg im Brühjahre 1524 entſchied fih der Sturz des Negts 
ments, dad von verſchiedenen Seiten angegriffen wurde, obne aus» 
reichende Mittel der Gegenwehr zu haben. Im Negiment wurde 
gegen die drei Bürften, welche gegen Sickingen und Genofien aus⸗ 
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gezogen waren und die Burgen ber Beflegten in ihre Gewalt gebracht, 
auch dem Kurfürft von Mainz bei diefer Gelegenheit Schaben zugefügt 
hatten, eine Anklage erhoben, daß fie ihre Befugniß überfchritten, 
ihre Viebermacht mißbraucht hätten; fchon arbeitete man an einem 
Strafurtheil gegen fi. Der Anwalt der Fürſten ermiderte bie 
Anklage mit heftigen Angriffen auf das Regiment, und die Fürſten 
ſelbſt thaten, wie man fich denken kann, auf dem Reichstag das 
Ihrige, um das Anſehen des Regiments zu untergraben. Die 
Intrifen, welche die Städte bei dem Kaifer und feinen Räthen in 
Spanien in Anwendung gebracht hatten, thaten jest auch ihre 
Wirkung. Liner der fpanifchen Näthe des Kaiſers, ber als deſſen 
Vertreter auf dem Reichstag erfhien, Hannart, hielt fich offen zu 
‚den Gegnern ded Regiments und gab nicht undeutli zu verſtehen, 
daß der Kaiſer die Auflöfung deſſelben wünſche. Er kündigte an, 
dag aus dem LZollentwurf nichts werden bürfe, daß der Kaifer 
feine Genehmigung nicht gebe. Die Bugger in Augsburg, bie 
Rothſchilde damaliger Zeit, die überhaupt die Verbindung ber 
Städte mit dem Hofe vermittelt hatten, traten megen ber angedrohten 
Auflöjung der großen Handelsgeſellſchaften dem Regiment mit ber 
Anklage entgegen, daB es fich in diefer Sache richterliche Befugniß 
angemaßt habe. Die geiftlihen Fürſten traten mit der Beſchuldi⸗ 
gung auf, es begünftige die neue Lehre. So fhien Alles gegen 
das Regiment verſchworen, und bei ben vielfeitigen Angriffen fielen 
bisherige Freunde und Gönner deſſelben ab. So der Erzherzog 
Ferdinand, ded Kaiſers Bruder, der aus einer gewiffen brüderlichen 
Mivalität und in Hoffnungen, man werbe ihn zum römifchen König 
wählen, dem Megiment feinen Beiftand zugefihert und anfangs 
daſſelbe auch wirklich befhüßt Hatte. Der Kurfürft von Sachſen 
Friedrich der Weile, bisher die Seele der Regimentspolitik, ſchied 
in Bitterkeit und Unwillen vom Reichstag, da er ſich überzeugte, 
daß der Untergang feiner Schöpfung, von der Mehrheit des Neichs- 
tagd fo gut wie fihon beichloffen fei. Wirklich Fam es bald zu 
einem Beſchluß, man wolle über die Erhaltung des Regiments, 
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die ſchon durch die Aufhebung des Grenzollplanes in Frage geftelkt 
war, erft dann beratben, wenn ed ganz anders befebt ſei. Alsbald 
ſchritt man zu einer gänzlihen Erneuerung des Perſonals; es 
wurde der Grundſatz aufgeſtellt, daß nicht ein einziges Mitglied 
des alten Regiments in das neue aufgenommen werden dürfe. 
Auch das Kammergericht wurde einer Reinigung unterworfen und 
diejenigen Beiſitzer ausgeſchieden, welche dem Adel gegen die Fürſten 
beigeſtanden, welche gegen die großen Geſellſchaften gewirkt, welche 
ſich der neuen Lehre günſtig gezeigt hatten. Das Regiment wurde 
zwar nicht aufgehoben, aber völlig neu beſetzt, mit Werkzeugen 
der Fürſten und Anhängern der alten Kirchenordnung. So waren 
durch die zuſammenwirkenden Intriken der Handelsleute und Geld⸗ 
mächte, der fürſtlichen Gewalten, und der Hierarchie diejenige Macht ge⸗ 
ſtuͤrzt, die einer nationalen Politik in Deutſchland Bahn brechen 
zu wollen geſchienen und bereits einen guten Anfang dazu ge⸗ 
macht hatte. 

Aber doch waren die Gegner des Regiments keineswegs alle 
Widerſacher der Reformation. Als der päpftliche Legat, der mit 
beftem Erfolg zur Befeltigung des Regiments mitgemirft hatte, 
mit ficherer Erwartung günftigen Gehörs ſich über Nichtbefolgung 
des MWormfer Edikts ausließ, fand er zu feiner Verwunderung 
eben gar feinen Anklang, am wenigſten bei den regimentöfeindlichen 
Städten, die fih nun mit großen Eifer für freie Verbreitung des 
_ Evangeliums erklärten und bei einer: etwaigen Unterdrückung des⸗ 
felden Aufruhr und Blutvergießen in Ausflcht flellten. Die Oppo⸗ 
fitlon gegen Rom trat wieder in ihrer ganzen Stärke hervor, die 
Forderung eines Gonciliums wurde erneuert, im November bed 
Jaufenden Jahres follte eine DVerfammlung der Reichsſtände zu 
Speler gehalten werben, um über die Vorlagen für das Concilium 
zu berathen, die Fürſten follten fh indeſſen von ihren Räthen und 
Gelehrten die ftreitigen Punkte verzeichnen laſſen. Einſtweilen ſollte 
aber das Evangelium frei gepredigt werben dürfen. 

- Zur rechten Ausführung diefer Beſchlüſſe bedurfte es aber 
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einer leitenden Macht, welche die Berufung eines Concils Träftig 
betrieb und die Ziele, auf die Hingefteuert werden mußte, feſt hin⸗ 
ſtellte. Dieß ließ fih von dem in den italleniſchen Krieg vertieften, 
den religiöfen Intereflen, welche die Nation bewegten, ganz fremden 
Kaiſer nicht erwarten. Die Macht aber, welche an deſſen Stelle 
einen Bereinigungspunft geboten, die Leitung hätte übernehmen 
können, das Regiment befand nicht mehr, oder war wenigftens 
in feiner jeßigen Zufammenfeßung ohne Macht, ohne fefte Politik. 
Geht war den Intrifen, um in der Iofen Vielheit der Reichsſtände 
Mneinigkeit zu fliften, freie Bahn geöffnet. In Nom, mo man 
wohl einfah, daß es ſich jetzt um Erhaltung der kirchlichen Herr⸗ 
ſchaft über Deutſchland handelte, wandte man Alles an, um die Ein⸗ 
müthigkeit der Nation zu ſprengen, um einen Theil der Reichsſtände 
auf Seiten des alten Syſtems feſtzuhalten. Am eheſten konnte 
man bei dem bairiſchen Fürſtenhaus, nächſt Sachſen dem mächtigſten 
in Deutſchland, Hoffen Anklang zu finden. Die Herzoge Ludwig 
und Wilhelm von Baiern näherten fi fett dem Jahre 1521 dem 
römischen Stuhl, der ſeinerſeits fie ermäditigte, eine Kommilflon 
für Vifitation der Klöfter zu ernennen. Der Umftand, daß bie 
Univerfität Ingolftadt durch eine Peft faft aufgelöst war, gab 
Gelegenheit, die Liniverfltät mit Männern des alten Glaubens neu 
zu befegen und dort als Gegengewicht gegen Wittenberg eine Burg 
ber römiſchen Kirchenlehre zu errichten. Der Kanzler Herzog 
Wilhelms, Leonhard von Eck, die Seele der bairiſchen Regierung, 
war ber Vermittler zwijchen dem Herzog und dem päpftlicden Stuhl, 
Den Herzogen wurden nun audgebehnte, fogar in das Gebiet 
ber biſchöflichen Gewalt übergreifende Vollmachten zur Verfolgung 
der Irrgläubigen übertragen und was noch mehr wirkte, ber fünfte 
Theil aller geiftlihen Einkünfte in ihrem Gebiete überlafien. 
Damit war ein Vortheil, der anderen deutſchen Reichsſtänden 
nur aus der Lodreifung von Nom erwachſen zu Eönnen fehlen, 
dem bairiſchen Haufe als Preis der Treue zugemenbet, und biefer 
Vorgang konnte manchen Zürften, der in Betrachtung bed weltlichen 
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Vortheils ſchwankte, beim alten Syſtem fefthalten. Baiern wurde 
dadurch jedenfalls aus der nationalen Bewegung, von der es ohne 
Zweifel allmaͤhlig auch ſich hatte mit fortreißen laſſen, ausgeſchieden. 
Wenn auch lokale Bedingungen in Baiern dieſer Erhaltung im alten 
Syſtem beſonders günſtig waren, ſo iſt doch eine große Frage, ob 
ohne dieſes Einverſtaͤndniß der regierenden Herrn mit der römifchen 
Curie das Land auf die Dauer der Neformation Widerftand ge- 
leiftet haben würde. Baierns Pürftenhaus hat, jenachdem man 
die Sache anfleht, das Verdienſt oder die Schuld, daß in der 
Meformationsfrage eine Spaltung in ber deutfchen Nation eintrat. 
Sie ſchien einig für die Durchführung der Reform, Baiern machte 
den Vortritt für die Firchliche Reaktion und gab der Gegenpartel 
einen Anhalt. Auch in dem ſchwäbiſchen Bund gewann jetzt Baiern 
den überwiegenden Einfluß und machte ihn, der urfprünglich dazu 
beftimmt war, politifche Neformen einzuleiten, zu einen Werks 
zeug der Aufrechthaltung des alten Syflemd im Reich und in der 
Kirche. Es iſt zweifelhaft, ob felbft Defterreich im Stande gemefen 
wäre, in dieſer Weile Fonfervirend und reaftionär zu wirken, 
indem dort Die Meformation bereits weiter geblieben war 
und das Beilpiel eines deutſchen Kernlanded mehr wirken mußte, 
als das der Grenzmark. Uebrigens ſchloß ſich jet die öfterreichifche 
Regierung an Baiern an, es wurde zwiſchen beiden ein Bund 
wider die lutheriſche Sekte errichtet und auch Erzherzog Ferdinand 
durfte ſich einer beſonderen Begünſtigung von Seiten des römiſchen 
Stuhles erfreuen; derſelbe bewilligte ihm zum Behuf des Türken⸗ 
Krieges ein Drittheil ſämmtlicher geiſtlichen Einkünfte. 

Auch die geiſtlichen Fürſten ſuchte der Papſt nun für ſich 
zu gewinnen; mit den meiſten gelang es. Er hatte nun wieder 
eine mächtige Partei unter den deutſchen Reichsſtänden, doch immer 
noch nicht die Majorität. Man konnte daher auf den Reichstagen 
noch nicht offen mit durchgreifenden Anträgen gegen das in den 
meiſten Gegenden Deutſchlands durch die Macht des Geiſtes ſieg⸗ 
reich umſichgreifende Lutherthum hervortreten. Zunächſt verſuchte 
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e8 num ber überaus thätige päpftliche Legat Campeggi mit Stiftung 
eined Sonderbunded. Im Juni 1524 fanden fi bie Herzoge von 
Baiern, der Erzherzog Berbinand von Oeſterreich, der Legat, der 
Erzbifhof von Salzburg und die Biihöfe von Augsburg, Bam⸗ 
berg, Bafel, Briren, Konftanz, Breifing, Paflau, Speier, Straß- 
burg und Trient in Regensburg ein. Die Bifchöfe vereinigten ſich 
zur Bewilligung des Aten, beziehungsweile Sten Pfenningd an 
ihre Fürften, um ihnen die Mittel zur Vertheidigung ded wahren 
Glaubens gegen das Andringen der lutherifchen Lehre zu gewähren. 
Man befhloß die Prediger auf die Kirchenväter, als auf die wahre 
Norm des Glaubens für Erklärung der heiligen Schrift anzumweifen, 
den Gottesdienſt unverändert in der alten Weife zn erhalten, 
Luthers Bücher und den Befuch der Univerfität Wittenberg bei ftrenger 
‚Strafe zu verbieten. Zugleich nahm man aber auch einen Anlauf 
zu Abſchaffung der auffallendften kirchlichen Mißbräuche, um bie- 
durch der Wirkung von Luthers Lehre ein Homdopathifches Gegen- 
gift zu geben. Man traf Vorkehrungen gegen die Erprefiungen, 
welche befonderd von dem niederen Klerus an dem Volk geübt 
mwurben, verpflichtete, ſich bei Anftelung der Geiftlichen auf per⸗ 
fönlihe Würdigkeit forgfältigere Rüdfiht zu nehmen und auf 
ſittlichen Wandel derfelben flrenge zu Halten. ber eine innerliche, 
die Verhältnifie und die Geifter von Grund aus beivegende Re— 
form, welche der Nation ein neues Leben einhauchen Tönnte, follte 
umgangen werden. Eine Hauptaufgabe war es nun, bie nad 
Speier berufene Verſammlung, auf der die DOppofition gegen bie 
sömifche Kirche durch entſcheidende Beſchlüſſe eine offizielle Geſtalt 
gewinnen follte, zu bintertreiben. Dazu bedurfte man der Mit- 
wirkung des Kaiſers. Diefe war nicht ſchwierig zu erlangen, ba 
ja Karl dem alten kirchlichen Syſtem ohnehin geneigter war, als 
der Reformation, und die Befchlüffe der zwei legten Reichstage 
nicht zufammen ftimmten mit dem Wormfer Edikt. Ueberdies be⸗ 
durfte er für den Italienifchen Krieg der Freundſchaft des Papftes. 


&r war daher fogleich bereit, ein Ausfchreiben zu erlaflen, worin 
Klüpfel, deutſche Einheitöbeftrebungen. 11 
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er auf dad Wormfer Cdikt zurückkam, den Antrag auf ein allger 
meined Concil mißbilligte und erklärte, daß er bie befchloffene 
Zufammenkunft in Speier nicht geftatten könne. Gr verbot fie 
als eine hochverrätherifche bei Acht und Aberacht. 

Der Kaifer war jet entfchloffen mit der Neformpartei im Meiche 
völlig zu brechen. Die fon unter Marimilian projektirte Heirath 
der jüngften Schwefter Karls Katharina, mit dem Neffen und 
Thronfolger Friedrichs des Weiſen Iohann Friedrich, wurde jetzt 
rückgängig gemacht und die verlobte Braut an König Johann 
von Portugal vermählt. 

Dagegen bildeten fih num auch oppofitionele Verbindungen 
dev Reichsſtände gegen den Kaiſer. Es war davon bie Rede ein 
neued Regiment zu erridhten, einen römifhen König zu wählen. 
Die rheinifhen Kurfürften und dad Haus Brandenburg Tonfpirirten. 
Der Kurfürft Kaflmir von Brandenburg Tam mit feinen Ständen 
überein, daß in feinem Territorium nur das reine Gotteswort 
gepredigt werben follte. Der Gochmeifter des Deutfchorbens Albrecht 
von Preußen, ein geiſtlicher Fürſt aus dem Haufe Brandenburg, 
reiöte zu Luthern und fragte ihn um Math, da er zur Ueberzeu⸗ 
gung gekommen fet, daß fein Stand dem göttlichen Wort nicht 
entfpreche, und ex hörte ed gerne, als Luther ihm rieth die Ordens⸗ 
vegel zu verlaſſen, fih zu vermählen und Preußen in ein erbliches 
Fürſtenthum zu verwandeln. 

Der Landgraf Philipp von Heffen, der Sidingen fo eifrig 
befimpft und das Negiment hatte ſtürzen helfen, fuchte jegt Me⸗ 
lanchthon auf und ließ die Neformation in feinem Lande einführen. 
Auch mehrere andere deutſche Meichsfürften, Herzog Ernſt von 
Lüneburg, der Kurfürft Ludwig von der Pfalz, der König Friedrich 
von Dänemark, Herr von Schleöwig und Holftein, neigten ſich der 
Reformation zu. Die deutſchen Reichsſtädte hielten wieberholte 
Verfammlungstage und verabrebeten, die Predigt des Evangeliums 
nah Kräften, aufrecht zu erhalten und wider Anfechtungen einan⸗ 
ver beizuftehen. Während in dem einen Theil von Deutſchland, 
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in Baiern und Defterreih graufsme Verfolgungen gegen bie An⸗ 
hänger der religiöfen Neuerung begannen, wurde fie in anderen 
Territorien von den Hffentliden Gewalten begünfligt, ja geradezu 
eingeführt. Es bildeten fich zwei einander fchroff gegenüberftehenve 
Parteien im Reich, die eine gemeinfame einheitliche Behandlung ' 
der Firchlihen Angelegenheiten unmöglih machte. Die Spaltung 
ber Nation war entſchieden. Es konnte nun von einer frieplichen 
Auseinanderfegung auf einem Reichſstag, von einem nationalen 
Widerſtand gegen die Firchliche Herrfchaft des römifchen Stuhles nicht 
mehr die Rebe fein. 

Jetzt, nachdem der Weg natürlicher Reformen verlafien, oder 
vielmehr von Rom aus verlegt war, fuchten fi die nationalen 
Ideen von religiöfer und bürgerlicher Freiheit auf dem Wege ges 
waltſamer Revolution Bahn zu brechen. Denn das tft nicht zu 
verfennen, daß beim Bauernfrieg biefelben Ideen, welche den Re⸗ 
formbeftrebungen des Reichstags, der Errichtung des Regiments, 
den Unternehmungen Huttens und Sickingens zu Grunde gelegen, 
welche auch Luthern theilweiſe vor der Seele flanden, jet von 
den niederen Ständen aufgegriffen und in ihrer Weile angewendet 
wurden. Daß viele Unklarheit und Mißverſtändniß dazu Tam, 
um dad im Geift Begonnene im Fleiſch, in Roheit enbigen zu laſſen, 
wer wollte fi) darüber wundern! Das Bemühen, den Bauern- 
krieg ald etwas ver Reformation ganz Fremdes varftellen zu wollen, 
ift eben fo verkehrt, ald die Meformatoren für die Gräuel des 
Bauernkriegs veraatwortlih machen wollen, ober gar, wie ein 
neuerer Geſchichtsſchreiber*) thut, die Bauern ald die vorgeſchobe⸗ 
nen Poften der Intherifhen Herrenpartei zu betrachten. 

Die Erhebung der Bauern im Jahr 1525 war Anfange 
etwas ganz Uehnliches, wie der einige Jahre vorher unternommene 
Verſuch des Adels, eine durchgreifende Umgeflaltung ber politiſchen 
Verhaͤltniſſe in Deutſchland durch Waffengewalt herbeizuführen. 

*%) J. €. Jörg, Deutſchland in der Revolutionsperiode von 1522 — 
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Die materielle Noth der Bauern war damals keinedwegs plößlich 
fo groß geworben, daß fie zu einem Ausbruch der Verzweiflung 
gebrängt Hätte, Die treibenden Kräfte waren wie bei der Neformation 
und dem Adelsaufſtand ideeller Natur. Die Bewegung der Bauern 
fehien anfangs fogar noch befler organifirt, allgemeiner vorbereitet 
und verbreitet, die Forderungen beftimmter formulirt. Die wahr- 
fheinlih von dem hohenlohiſchen Kanzler Wendel Sipler verfaßten 
12 Artikel der Bauernſchaft in Franken, da8 Programm der ganzen 
Unternehmung, ftellten keineswegs unfinnige und maaßlofe For- 
derungen auf. Der Grundgedanke war Befreiung von allen, ben 
Boden belaftenden und bie freie Benützung des Grundbefitzes be⸗ 
fchränfenden Abgaben. Die Mittel dazu follte die Sekularifation 
ber geiftlihen Güter liefern, von denen man bie meltlichen Hert⸗ 
fhaften zu entſchädigen und alle öffentlichen Bebürfniffe des Neiches 
befriedigen zu Eönnen hoffte. Umfaffende Reformen des Gerichtd- 
weiend, Errichtung von Freigerichten, bei denen alle Stände, 
auch die Bauern und Handwerker durch Beifiger vertreten fein, 
Dagegen die Doktoren des römifhen Rechts ausgeſchloſſen fein 
follten, wurden ald Bürgſchaft einer billigen und gerechten Hand» 
habung des Rechts gefordert. Während man die Nechte der Für- 
fien ſehr in Zweifel flellte und zu fehmälern fuchte, wurde dagegen 
dad Recht des Kaifers als ein göttliche anerkannt. Nur von 
ihm und feinen Statthaltern wollten die Bauern regiert fein. Na⸗ 
tionale Einheitsideen waren die mehr vorausgefegten, als ausge⸗ 
führten Grundgedanken. In inzelnem. tritt dann dieß deutlich 
zu Tag; man wollte eine Münze, ein Maaß und Gemidt. 
Hätten die Bauern fih immer an dad Maaß der in dem 
12 Artikeln ausgefprochenen Forderungen gehalten, hätten fie fi 
der Leitung befonnener Führer unterworfen, mit den Städten und 
dem Abel in Berbindung geſetzt, von den Neformatoren Rath und 
hriftliche Haltung angenommen, fo würde ihre Erhebung Feine 
erfolglofe gewefen fein, fe hätten vielleicht fogar den Kaiſer zum 
Bundeögenofjen gewinnen können. Granvella, Karls V. Kanzler, 
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ſoll feinem Herrn gerathen haben, die Bewegung der Bauern zur 
neuen Begründung ber alten Faiferlichen Macht zu benügen. Ob 
Granvella dieß wirklich gethan, ob Karl dieſem Rath zugänglich 
geweſen wäre, dieß mag dahin geftellt bleiben. Bald aber nahm 
der Aufftand eine ſolche Wendung, daß daran nicht mehr zu denken 
war. 8 zeigte AH au hier wie gefährlich es ifl, revolutionäre 
Ideen unter die Mafjen zu werfen, bie, einmal in Bewegung ge⸗ 
fommen, nicht mehr auf ein beflimmtes Ziel ſich leiten laſſen. 
Bald verloren die Bauern jene 12 Artikel aus dem Auge, in den 
Kriegäbewegungen wurde gar Fein Plan eingehalten, es waren 
rohe Haufen bie plünberten, Adel und Städte brandfchazten, Bur- 
gen und Schlöffer mit wilder Wuth zerflörten, Greuelthaten rober 
Nahe verübten. Jetzt wurde es eine Pfliht der Kultur und 
Menſchlichkeit, dem Beginnen der Bauern mit aller Macht entgegen» 
zutreten, Luther rief in tieffter Entrüflung dazu auf. Bon den 
Zürften wurden nun große Rüſtungen gegen die Bauern gemacht, 
der Kurfürft Iohann von Sachſen und der Landgraf Philipp von 
Heſſen ſchlug die thüringifhen Bauern, die ſich unter Thomas 
Münzers ſchwärmeriſcher Führung bei Srankenhaufen (15. Mai 
1525) zufammengerottet hatten, in Schwaben ftellte der ſchwä⸗ 
bifhe Bund unter dem Befehl des Truchſeſſen Georg von 
Waldburg ein großes Heer auf, dad in kurzer Zeit den Aufftand 
bewältigte, aber auch manche Graufamfeiten verübte, die denen ber 
Bauern glei kamen. MUeberhaupt nahm hier, wo die Mitglieder 
des Regensburger Bündniſſes, befonderd Baiern, den vorherrfchenden 
Einfluß Hatten, der Kampf den Charakter eines Verfolgungskrieges 
gegen die Anhänger des evangelifchen Bekenntniſſes an. 

Bei dieſem Verlauf der Sache Tonnte weder für die Freiheit, 
noch für die Einheit etwas gewonnen werden, im Gegentheil nahmen 
beide Schaden. Jetzt erft wurde, da die Anficht auffem, man 
müfje das Landvolk drunten halten, recht gefliffentlih Drud und 
Willkühr gegen die Bauern geübt, feit diefer Zeit namentlih kam 
dad Jagdrecht der Adeligen als ein außfchließliches allgemeines 
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Vorrecht auch auf ber Unterthanen Grund und Boden auf. Eine 
befonders ſchlimme Folge für die Einheit war es, daß jebt bie 
Macht der Fürften flärker als je zuvor baftand. Sie hatten fi, 
nicht nur im Sturme behauptet, fondern hauptfählih mit ihren 
Kräften, wie früher gegen bie Städte und den Abel, fo jegt gegen 
pie Bauern den Kampf geführt, während Kaifer und Neich fo gut 
wie nichts gethban hatten. Dad Negiment, das früher die Unter- 
nehmung Sickingens nicht hatte hindern Tönnen, würde ſchwerlich 
fo ſchnell die Bertheidigungsanflalten gegen die Bauern zufanmen- 
gebracht und dem Aufruhr ein Ende gemacht haben. Beſonders 
fehlimm war e8, daß fich jet die Führer der Neformation darauf 
angewiefen fahen, bet den territorialen Gewalten, die in den Zeiten 
des Aufruhrs Stand gehalten, und den Gütern der Menfchlichkeit 
und Bildung Schug gewährt hatten, Förderung für ihr Werk zu 
ſuchen. Luther und Melanchthon ſchloſſen fi immer enger an die 
Fürften an. Die Höfe des Adels, der fo voreilig und planlos 
losgeſchlagen, Hatten fie abweiſen müffen, der Kater hatte, in feine 
europätiche Politik und machiavelliſtiſchen Plane vertieft, die veutfche 
Bewegung unverflanden von fih geflogen, bie Stäbte hatten im 
einfettiger Handelspolitik dad einheitliche Regiment der verbündeten 
Reichsſtände geftürzt, die römifche Kurie und die bairifchen Herzoge 
hatten die Spaltung der Nation glücklich zu Stande gebracht, 
endlich die Bauern durch wild vermorrenen Aufruhr allen Gebildeten 
einen Schredlen vor jeder Volksbewegung eingejagt. So fahen fi 
die Reformatoren von allen nationalen Elementen verlaffen und 
darauf angewiefen, bei den einzelnen Fürften Hilfe zu fuchen. Die 
Reformation, urfprünglich eine gemeinfame Sache des deutſchen 
Bolfes, wurde nun eine Aufgabe der Fürften, aus einem Mittel 
der Einigung ein Vorwand gegen die Einheit des Neiches, ein Weg 
zur partitularen Berfplitterung. Diefe erhielt befonder8 durch den 
Neichötag zu Speier im I. 1526 ihre flaatörechtliche Begründung. 
Die der kirchlichen Neuerung geneigten Fürften, befonders die nord» 
deutfchen, hatten unter dem Vortritt des Kurfürften Johann von 
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Sachen und des Landgrafen Philipp von Hefien zu Torgau im 
Juni 1526 ein Bündniß errichtet, das ihnen möglich machte, auf 
den Reichstag zu Speer als geichloffene Partei aufzutreten, und 
eine ernfllihe Erörterung ber Meformationsfrage durchzuſetzen. Es 
wurden von Kurfürften, Fürften und Städten Kommiſſionen nieder⸗ 
gelegt, um bie Abſtellung der geiftlichen Mißbraͤuche zu begutachten. 
Die Fürften, unter denen der Landgraf Philipp von Heſſen faß, 
machten vermittelnde Vorſchläge, und es zeigte ſich vorübergehend 
eine Möglichkeit, Die Einheit in ber Eirchlichen Trage zu bewahren. 
Jetzt aber trat wieber der Katfer hemmend entgegen. Er hatte 
in Sevilla feinen Kommifjarien eine Inftruktion auögeflellt, wor⸗ 
nach‘ fie auf dem Reichstag in Teinen Beſchluß willigen follten, der 
dem alten Herfommen in Lehre oder Gebräuchen miberftreite. In⸗ 
deſſen Hatte ſich aber der Vapft in den italientfchen Angelegenheiten 
auf die Seite der Feinde des Kaiſers geftellt, das kaiſerliche Heer hatte 
im Mei 1526 unter Karl von Bourbon Nom erobest und geplündert, 
und man hoffte, es werde nun bei den kaiſerlichen Inſtruktionen wohl 
nicht fein Beenden haben. Wirklich erklärte fi auch der Kaiſer nad 
langer Zögerung, in einem Schreiben an feinen Bruder Ferdinand, be 
reit, in Aufhebung des Wormfer CEdikts zu willigen und die evanges 
liſche Wahrheit auf einem Contilium zur Entſcheidung bringen zu 
laſſen. Aber Ferbinand der den neugeflärkten Einfluß der römiſchen 
Kurie auf einen Theil der deutfchen Fürften Fannte, hielt die Auf⸗ 
hebung des Wormfer CEdikts doch nicht für räthlih. Da kam 
man nun in der Verlegenheit, indem fich in manchen Territorien 
die Herftelung des alten Kirchenweſens durchaus unthunlich zeigte, 
andere Reichsſtände aber die religiöfe Neuerung von ihren Gebieten 
abgewehrt wiffen wollten, auf ven Ausweg, einen jeden Reichsſtand 
bei den angenommenen Kircheneinrihtungen zu lafien, bis einmal 
ein freies Concilium vermöge des göttlichen Worted darin Beſtim⸗ 
mung treffe. Jeder Reichsſtand follte in Beziehung auf die Re⸗ 
formfrage, einftweilen freie Hand haben, es wurde beſchloſſen und In 
den Abſchied aufgenommen, ed werde jeder Stand in Sachen, bie 
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das Wormſer Cdikt betreffen, fo leben, regieren und es halten wie 
er ed gegen Gott mb kaiſerliche Majeftät zu verantworten ſich 
getraue. Damit war die Trennung der Neichöflände und ber 
deutſchen Nation ausgeſprochen. Die einzelnen Fürſten waren jetzt 
befugt, die Reformation in ihren Gebieten einzuführen, ober davon 
abzuhalten, fie waren Herren über die Gewiſſen ihrer Unterthanen, 
der Kampf für Gewiſſensfreiheit wurde zu einem Vorwand für 
Gewiſſenstyrannei. Jetzt wurden evangelifche Landeskirchen gegrün- 
det, in Sachſen, in Brandenburg, in Lüneburg die Reformation 
offiziell eingeführt, Preußen, eine Kolonie des deutſchen Ordens 
und geiſtliches Fürſtenthum, von ſeinem Hochmeifter Albrecht von 
Brandenburg reformirt und in ein erbliches deutſches Fürſtenthum 
verwandelt. Die Fürſten wurden Biſchöfe ihrer Landeskirchen und 
wenn die Reformatoren auch nicht meinten, daß die weltliche Obrig⸗ 
keit befugt fein folle, geiftlich zu regieren, fo mußten fie doch ge- 
fcheben Iafien, was fih zu ihrem Vortheil thatfächlih fo machte. 
Mer hätte fonft die neue Kirche einrichten follen, da fi die alten 
kirchlichen Obrigkeiten der Neuerung feindlich entgegen ſtellten? Cine 
große Lockung zur Reformation war für die Fürſten die Gelegen- 
beit zu Einziehung der Kirchengüter, und wenn aud Vieles davon 
für Kirchen und Schulen verwendet murbe, fo eigneten fi die 
Fürften doch noch Vieles felbft an. Der Gewinn an Gelb und 
Gütern, und die Erweiterung ihres Anſehens, die ihnen aus ber 
Führung des Kirchenregiments erwuchs, trug viel zur Vergrößerung 
der fürftlichen Territorialgewalt bei. Der Landesherr, der zugleich 
Landesbiſchof und durch den Befitz großer Domänen von feinen 
Landfländen unabhängiger wurde, Tonnte viel unbefchränfter als 
vorher die Herrſchaft im Lande üben, fich felbfländiger gegenüber 
vom Kaiſer und Reich flellen. Die Bündniſſe, melche die evan- 
gelifhen Fürften zum Schutze der religiöfen Freiheit miteinander 
fhlofjen, wurden auch Mittel der politifhen Oppofition gegen das 
Neihsoberhaupt. Es ift Hier nicht der Ort, auf die weitere Ent⸗ 
wickelung der evangelifchen Kirche, ihre finatörechtliche Begründung 
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durch die Proteflation der evangelifhen Stände auf dem Neiche- 
tag zu Speier 1529 und die Augöburger Confefflon, einzugehen. 
Die religidfe Spaltung war nun au eine politifche geworben 
und gab die Grundlage und Veranlaffung nit nur zu Sonder⸗ 
bündniffen der deutfchen Reichsſtände untereinander, fondern au 
mit Sranfreid. Don nun an beginnen die für das deutſche Reich 
fo ververblihen Verbindungen mit dieſer Macht, deren Politik 
darauf ausging, Deutſchland durch Uneinigfeit zu fehwächen. Zuerſt 
vereinigten fich bie proteflantifhen Bürften von Sachen, Hefien, 
Braunſchweig, Lüneburg, Anhalt, Mansfeld und eilf Städte worun⸗ 
ter Rüde, Bremen, Magdeburg und Straßburg, den 27. Bebruar 
1531 zu Schmalkalden zu einem Bünbniß auf 6 Jahre, dur 
welches fe fich verpflichteten, gegen alle Vergewaltigung in ber 
Religion einander beizuftehen. Doch wurde die Erklärung gegeben, 
daß der Bund nicht gegen Kaifer und Reich gerichtet ſei. Schon 
im folgenden Jahre, als der Kaifer die Wahl feines Bruders 
Ferdinand zum römiſchen König durchfeßte, Fam eine Annäherung 
der ſchmalkaldiſchen Bundesgenoſſen an Srankreih zu Stande, und 
fogar ein Mitglied des Tatholifhen vegendburger Sonderbundes, 
Herzog Wilhelm von Baiern, der felbft auf die Wahl zum römifchen 
König Anſpruch gemacht hatte, betheiligte fich dabei. Die pro- 
teſtantiſche Oppoſition gegen den Kaifer vermifchte ſich bereit3 mit 
der fürftlichen gegen das Neichöoberhaupt. Franz I. von Frank⸗ 
reich machte fich verbinplih, für den Fall des Krieges 100,000. 
Kronen bei den Hergogen von Baiern niederzulegen. Dem Herzog 
Wrih von Würtemberg, der im I. 1519 wegen eines an ber 
Stadt Reutlingen verübten Landfriedensbruchs von dem ſchwäbiſchen 
Bunde aus, feinem Lande vertrieben worden war und hatte zufehen 
müſſen, wie der Bund daſſelbe für Erſatz der Kriegskoſten an ben 
römifchen König Ferdinand verfaufte, gewährte der König von 
Frankreich, durch DVermittelung der ſchmalkaldiſchen Bundesverwand- 
ten, eine große Summe Geldes zur Wiedereroberung feines Landes. 
Diefe glüdte durch Hilfe des Landgrafen Philipp von Heflen und 
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die fürftliche Oppofitionspartei gegen den Kaiſer gewann dadurch 
ein neues mächtige Mitglied. Im Sufammenhang damit Töste 
fich auch der ſchwäbiſche Bund auf, der von feiner urfprünglichen 
Beitimmung, ein Uebergangsfladium zu einem allgemeinen deutſchen 
Reichsbund zu werden, fhon längft abgefommen und ein Werkzeug 
Defterreih8 geworden war. Heſſen, Trier und Pfalz, die im 
weiteren Berlauf der Bundedentwidelung auch defien Mitglieder 
geworden waren, vereinigten fi, nicht mehr in eine Erneuerung 
des Bundes zu willigen, die nad Ablauf des Jahres 1533 nöthig 
geworden wäre. Es war um fo leichter denfelben zu fprengen, ba die 
proteftantifchen Mitglieder, beſonders die Städte von der Fatholifchen 
Maforität gebrückt, längſt der unnatürlichen Vereinigung überbrüffig 
geworben waren. Der drohende Krieg bes ſchmalkaldiſchen Bundes mit 
dem Kaifer Fam zunächft noch nicht zum Ausbruch, da Karl V. von 
Türken und Sranzofen aufs gefährlichfte bedroht, der Unterflügung 
ber proteftantifchen Reichsſtände bedurfte. Jetzt zeigte er ſich fogar 
auffallend freundlich gegen die Proteſtanten, übergab dem Kurfürften 
Johann Friedrich von Sachſen den Oberbefehl eines Heeres, machte 
ibm Hoffnung, feinen Sohn mit einer Tochter König Ferdinands 
zu vermählen. Erſt nachdem er im J. 1544 feinen legten Frieden 
mit Franz I. zu Crespy und durch Preisgebung eines Theils von 
Ungarn 1545 auch mit den Türken einen Waffenſtillſtand geſchloſſen 
Hatte, Eehrte er feine Waffen gegen die ketzeriſchen Fürſten in 
Deutſchland, wozu ihm Papft Paul III. die freigebigfte Unterflügung 
in Ausficht geftelt hatte. Ende des Jahres 1546 Krach der Krieg 
aus; den der Kaiſer felbft herbeizuführen wußte, während bie frieb- 
fertigen Mitglieder des ſchmalkaldiſchen Bundes denfelben immer noch 
zu vermeiden fuchten, und lange nicht an des Kaiſers Abficht, fie 
anzugreifen, glauben und auch nachdem fie nicht mehr zweifel- 
baft fein konnten, fi blos auf Vertheidigung der von ihnen 
unternommenen Kirchenreform beſchränken wollten, was fie an einem 
feften Kriegsplan hinderte. Karl dagegen erklärte ſchlauer Weife, 
daß es keineswegs feine Abficht ſei, Pie Evangeliſchen als ſolche 
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zu unterdrücken, ſondern nur einige Friedensſtörer zu beſtrafen, die 
allen feinen Bemühungen, in der Religion eine Audgleihung her» 
beizuführen,, fich wiberfeßen, unter dem Schein der Religion aber 
Andere unterbrüden und ihre Güter an fi reißen. So wenig 
fich die ſchmalkaldenſchen Verbündeten dadurch täufchen ließen, fo 
wurbe e8 doch dem ehrgelzigen Serzog Moritz von Sachen, einem 
Detter des Kurfürften, möglich, als Verbündeter des Kaifers eine 
Rolle zu fpielen und in dad Gebiet des geächteten Kurfürften ein⸗ 
zufallen. Die Schmalkaldiſchen aber, obgleich gutgerüftet, führten 
ben Krieg zuerft an der Donau, dann an der Elbe, fo ungeſchickt, 
als möglih. Zweifel über die Nechtmäßigkeit eined Krieged gegen 
den Kaifer, Mangel an einem beflimmten Kriegsplan und Ziel 
des Kampfes, Getheiltbeit des Oberbefehls zwiſchen Philipp von 
Hefien und Iohann Friedrich von Sachen, der ein frommer, und 
wo es fih um Behauptung feined Glaubens handelte, charakter⸗ 
fefter und muthiger Herr, aber eben gar nicht zu einem Felbherrn 
angelegt war, — alles dieß brachte eine Unſicherheit in die ganze 
Unternehmung, die den Kaifer bald einen ficheren Sieg gewinnen 
ließ. Der Kurfürft von Sachfen fiel nach der unglücklichen Schlacht 
bei Mühlberg (April 1547) als Gefangener in die Hände bed 
Kaiferd und mußte die Kurfürſtenwürde fammt dem größten Theil 
feines Landes an feinen Better Morik abtreten. Auch den Land⸗ 
grafen von Hefien brachte der Kaiſer durch Lift und Wortbrüchig⸗ 
feit in feine Gewalt. Seht Eonnte er an Ausführung feiner großen 
politifhen Plane denken, die längft gehegt, nun zur Reife gekom⸗ 
men waren. Er trachtete, wie er ed fogleih nad der Wahl zum 
römifchen Kaifer ausgefprochen hatte, allerdings darnach, die alte 
Macht des Kaifertgums wiederherzuſtellen und als alleiniger Herr 
über die Fürſten feines Meiches zu herrſchen. Aber es war nicht 
Die nationale Einheit eines deutſchen Meiches, die er dabei im Auge 
batte, fondern die politifch = Eirchliche Einheit der abendländiſchen 
Ehriftenheit, in deren Wieverherftellung er den Beruf der Faller 
lichen Würde fah. Nicht ſowohl deutſcher Kaiſer, als das Ober⸗ 
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haupt einer 'riftlihen Univerfalmonardie wollte er fein. Geine 
Burgundifchen, fpanifchen, italieniſchen und deutſchen Lande, feines Bru- 
ders Ferdinands Reich von Ungarn und Böhmen, wollte er zu 
einer höheren Einheit verbinden. Für diefe brauchte er aber das 
Papſtthum und überhanpt die Fatholifchekichlige Weltanſchauung 
als unentbehrlihe Grundlage und Doraudfegung. Dabei war er 
theilmeifen Neformen nicht abgeneigt; er wuͤnſchte Abſchaffung 
auffallender Mißbräuche, einige Nachgiebigkeit gegen gewiſſe Zeit- 
forderungen, wie Laienkelch und “Priefterehe, eine minder fchroffe 
Haltung der Kirche gegenüber der weltlichen Herrſchaft und Zurüd- 
weifung der Eingriffe in die letztere; aber ein prinzipieller Bruch 
mit dem römiſch⸗katholiſchen Kirchenthum, eine Hervorkehrung ber 
innerlihen Macht des religiöfen Lebens, eine Neformation, wie fle 
Luther und der deutſche Nationalcharakter forderte, dieß war ihm 
theil8 ein Greuel, theild ein unverftandenes Räthfel. 

Eine ſolche ſpezifiſch deutſche Reformation hätte einer kirch⸗ 
lichen Einheit, in welcher auch Romanen ihre Stelle finden follten, 
nur hinderlich werben müfjen. Im Sinne feiner Reformation drang 
der Kaifer in ben Papft, ein Concilium zu berufen, in feinem Sinn Tieß 
er von einigen vermittelnden Theologen proteftantifhen und. Fatho- 
liſchen Bekenntniſſes den Verſuch einer Ausgleichung über Die 
ftreitigen Punkte machen und gab fich der Hoffnung hin, ſowohl 
die Proteftanten, ald auch der Papſt und das Concil würden auf 
dieſe Vorfchläge eingehen. Auf einem Neichdtag zu Augsburg im 
Mai 1548 ließ Karl V. einen derartigen Entwurf, das fogenannte 
Interim, vorlegen; derfelbe fand keinen Anklang, aber da fich Tein 
entfehiedener Widerfpruch erhob und die Stände im Allgemeinen 
ihn ihres Gehorfamd verfiherten, fo nahm er dieß für einen 
Ausdruck der Zuftimmung und fchritt zur Durchführung. Diefe 
gelang jedoch nur unvollfommen, da man fih an manden Orten 
mit einfacher Verkündigung begnügte. In Sachſen mußte er mande 
Milverungen zulafien, in Magdeburg erhob fich entichievener und 
beharrlicher Widerſtand. Die Stadt wurde deßhalb in bie Acht 
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erflärt und bie Exekution dem Kurfürflen Mori von Sachen 
übertragen. Diefer, bisher aus politifhen Gründen ein Anhänger 
des Kaiſers, machte jegt ganz unerwartet, vielleicht in Hoffnung 
buch Treulofigfeit noch mehr zu gewinnen, als durch Treue, eine 
Schwenfung auf Seite der Oppofition und benüßte die Rüftungen, 
welche er gegen Magdeburg zu machen Hatte, ald Vorwand, zu 
Nüftungen ‚gegen den Kaifer felbfl. Er warb unter den proteflan- 
tifhen Fürften Bundeögenoffen und Tnüpfte in Gemeinſchaft mit 
diefen Verbindungen mit fremden Mächten an, fo mit England, 
Dänemark und was das fihlimmfte war, mit Frankreich, deſſen 
König Heinvich IL eben im Begriffe fand, gegen Kaifer Karl Krieg 
zu beginnen. Durch Vermittlung des Markgrafen Albrecht von 
Brandenburg⸗Culmbach, eined militärtih -diplomatifchen Abentheu⸗ 
rers, wurde zu Anfang des Jahres 1552 ein Vertrag mit König 
Heinrich II. abgefchloffen, wodurch er fich verbindlich machte, zu 
dem Krieg, den die deutſchen Fürften gegen den Kaifer beginnen 
würden, zunächſt 240,000 Thaler und dann fpäter monatlich 
60,000 zu zahlen. Dagegen follte er befugt fein, die zum Reiche 
gehörigen Städte, in welchen nicht deutfch gefprochen werde, Cams 
brai, Metz, Toul und Verbun, freilich unter Vorbehalt der Reichs⸗ 
hoheit, in der Eigenfchaft ald Neihövifar, wozu man ihn machen 
wollte, zu befeßen. Auch verſprachen die verbündeten Fürften, bei 
der Katjerwahl entweder ven König felbft, oder einen ihm gefälligen 
Fürften zu wählen. So konſpirirten alſo Atutfche Fürften mit dem 
König von Frankreich gegen Deutſchlands Integrität, verfauften 
ihm deutſche Provinzen für franzöflfchen Sol, boten ihm fogar 
die Katferfrone an und gaben ihm damit . Vorwand und 
MRecht, in die deutſchen Angelegenheiten fich einzumifchen. Um dieſes 
erflärlich zu finden, muß man freilich bebenfen, daß auch Kaifer 
Karl als ein Fremder Deutfchland gegenüberfiand, daß er feit 
Jahrzehnten der geifligen Bewegung des beutfhen Volkes ſich 
feindlich entgegen geftellt Hatte. Es war ein ähnlicher Sal und 
in gewiffer Beziehung noch fehlimmer, als bei der Kaiſerwahl, mo 
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die Wahl zwiſchen Franz L und Karl von Spanien ſchwankte. 
Sept Hatte man Karl kennen gelernt und fich überzeugt, baß er 
nur hemmend in Deutſchlands Entwidelung einzugreifen geeignet 
ſei. _ Auch dießmal hatten die deutſchen Fürſten, wie beim Beginn 
des ſchmalkaldiſchen Krieges, Eeinen beftimmten Plan, was fie mit 
dem Kaifer machen wollten, fie hatten fih eben im Allgemeinen 
vorgefet, ihm einen tüchtigen Schlag beizubringen, damit er von 
feiner ſpaniſchen Tyrannei, von feinen hochfahrenden Plänen abftehe. 
Diefe Abſicht erreichten fie auch. Während der Kaifer wehrlos 
und krank in Innsbruck weilte, überrafchte ihn die Nachricht, daß 
Morig mit einem Heere nahe, ſchnell ergriff er die Flucht, wäre 
aber doch beinahe in des Kurfürften Hände gefallen, wenn dieſer 
nicht durch Meuterei feiner Truppen einen Tag aufgehalten worden 
wäre. Das Ergebniß waren nun Unterhanblungen, die unter 
Vermittlung des römiſchen Königs Ferdinand geführt und durch 
den Bertrag von Paffau im Januar 1552 abgefehloflen wurben. 
Die verbündeten Fürften follten ihr Kriegsvolk verabfchieben ober 
dem Kalfer in Sold geben, der Landgraf Philipp follte fogleich 
entlaffen und wieder eingefegt werden, Johann Briebrich von Sachen 
war bereitd freigegeben. Die Religiondangelegenheiten follten auf 
einem innerhalb 6 Monaten zu berufenden Reichstag erledigt, jeden⸗ 
fals von nun an ein Heflänbiger Friede gehalten werben. Der 
Kaiſer aber war geiftig gebrochen, durch den unerwarteten Verrath, 
den Morig an ihm Segangen und durch den Schmerz, am Ende 
feiner Laufbahn in feinen Planen, an deren Ausführung er fein 
Leben gefeßt, fich gefreuzt zu fehen. Doch fand er noch den 
Muth zu einem Verſuch, dem König von Frankreich feine Eroberun- 
gen, bie er in Bolge des Vertrags mit den beutfchen Fürften, 
unter Verkündigung, daß er zum Schuße beutfcher Freiheit aus⸗ 
ziehe, gemacht hatte, wieder zu entreißen. Aber Teider vergeblich; 
er mußte von der Belagerung der Stadt Metz unverrichteter Dinge 
abziehen und einen Waffenſtillſtand fchliegen, nach welchem bie 
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lothringiſchen Städte im Beſitz des Königs von Frankreich blieben, 
ohne jedoch förmlich abgetreten zu werben. 

Die Eirchlihen Angelegenheiten wurben einige Jahre fpäter 
(Frühjahr 1555) auf einem Reichstag zu Augsburg dahin erledigt, 
daß die Kirche augsburgiſcher Confeſſion als eine berechtigte aner« 
kannt wurde und Kaifer und König, forte alle Fatholifchen Reichs⸗ 
ftinde verforechen mußten, keinen Reichsſtand wegen des augsbur⸗ 
giſchen Belenntniffes irgendwie zu bebelligen. Es wurde ber 
Grundſatz aufgeftellt, cujus regio illius religio, wornad) ed jedem 
weltlichen Reichsfürſten freiftand zum Proteflantismus überzugehen 
und fein Sand zu reformiren, aber auch bereits proteftantifch ges 
worbenen zum Katholicismus zurüdzutreten und ihren Unterthanen 
den aufgegebenen Glauben wieder aufzuzwingen. Ohnehin hatten 
die katholiſch gebliebenen Fürſten damit das Recht, die Neformation 
in ihrem Lande zu verfolgen und audzurotten. Die religiöfe Frei⸗ 
heit war auf die Fürſten beſchränkt und deren politiſcher Partiku⸗ 
larismus auch noch duch den Firchlichen genährt. 

Sp verlief fih die Firchlihe Bewegung, an die fih Anfangs 
die Hoffnung auf eine politifhe Wiedergeburt der deutfchen Nation 
geknüpft Hatte, in die Verfandung des Partikularismus, in bie 
Erlahmung alles nationalen Lebens. Die Urfachen, welche dieſe 
leidige Entwickelung bedingten, haben wir ſchon oben auseinander⸗ 
geſetzt. Sie liegen in dem Mißgeſchick, daß Deutſchland in dem 
Augenblick der Krifis, wo es mehr als je eines von nationaler 
Geſinnung beſeelten Führers bedurfte, einen Fremden zum Kaiſer 
hatte, der weder die deutſchen Gedanken, noch die deutſche Sprache 
verſtand, und ſtatt eines, auf Einheit und Selbſtändigkeit des deut⸗ 
ſchen Volkes gegründeten Reiches, eine kirchlich⸗politiſche Einheit 
der mitteleuropaͤiſchen Staaten erſtrebte, in welcher die deutſche 
Nation nur zu einer untergeordneten Bedeutung herabgeſetzt war. 
Da nun die einigende Macht, welche in dem gemeinſam religiöſen 
Aufſchwung lag, gewaltſam unterdrückt wurde, ſo machte ſich der, 
dem deutſchen Charakter ſo eigenthümliche Sonderungstrieb, in dem 
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Egoismus der Fürften und dem kirchlichen Intereffe der Stämme 
geltend. Während nun Baiern, bad von dem religlöfen Erneuerungs⸗ 
trieb minder lebhaft ergriffen war, durch ein enges Bündniß des 
Fürftenhaufed mit dem alten Kirchenthum feine Macht fleigerte, 
benügten bie der Neuerung günftig gefinnten Fürften die Gelegen- 
beit zur Einziehung geiftliher Güter, und die Nothwendigkeit des 
Kirchenregiment3 ſich anzunehmen, zu fefterer Begründung und 
Ausdehnung ihrer landesherrlichen Macht. Kirchlicher Proteftan- 
tismus, fürftliher Oppofttiondgeift gegen das Reichsoberhaupt und 
Sefthalten an der Stammesbefonderheit, gingen Hand in Sand und 
halfen das Band der nationalen Einheit fprengen. 

Kaifer Karl V., der durch die von ihm unverflandene Macht 
ber deutfchen Neformation dad Merk feines Lebens zertrümmert 
fab, mußte auf feinen kühnen Lieblingsplan, das chriſtliche Europa 
kirchlich und politifch zu einigen, verzichten, und legte (1556) res 
gierungd= und lebensübervrüßig die Negierung nieber. Er theilte 
feine großen Befigungen zwifchen feinem Sohne, dem in Spanien 
bigott erzogenen Philipp, und feinem Bruder, dem weltklugen rö- 
miſchen König Ferdinand. Deutfchland wurde dadurch von feiner 
unnatürlihen Verbindung mit Spanien befreit, aber auch um ſchöne 
Provinzen .ärmer gemacht. Karl riß nämlich fein Lieblingsland die 
Niederlande, welche fein Großvater Marimilian durch die burgundifche 
Heirath dem deutſchen Neich wiedergemonnen zu haben fchien, da⸗ 
von los, indem er fie feinem Sohne Philipp als Nebenland Spa- 
niend zutheilte. Schon vorher Hatte er die Theile des Landes, 
welche eigentliches Meichögebiet waren, mit denjenigen, welche als 
burgunbifches Erbe in feinen Beſitz gekommen waren, zu einer 
Verwaltung vereinigt und bei diefer Gelegenheit das Reichsgebiet 
ber Jurißbiftion des Meiches entzogen. Jetzt galt das Ganze als 
habsburgiſches Exbland und Dadurch wurde das Neid auf immer 
um einen Theil feiner beten Provinzen gebracht. Deuiſchland aber, 
politiſch und Firchlich zerrifien, war in feinem nationalen Leben 
gebrochen. 
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Eine Haupturfache dieſer Wendung der Dinge war die Stellung 
bes Haufe Habsburg zu Deutſchland. Werfen wir hier einen 
Rückblick auf dieſe für Deutſchland fo folgenreiche Entwickelung der 
Habshurgiich-öfterreihifchen Macht. 

Gleich Anfangs als Habsburgs Geſchick mit dem Deutſchlands 
ſich zu verbinden begann, beruhte ſeine Stellung auf der den Slaven 
abgerungenen Hftlihen Grenzmark Deutſchlands. Dieſer war ſchon 
bei ihrer Lostrennung von dem Herzogthum Baiern, welche Bar- 
barofja, um feinen Oheim Seinrih für Baiern zu entſchädigen, 
verfügt Hatte, eine Sonderftellung zugeflanden worden, welche in 
bie biöherige Neichöverfafiung einen gefährlichen Riß machte und 
den Anfang einer vom Reichsoberhaupt unabhängigen Landeshoheit 
begründete. Inder Verwirrung, die nach Kaifer Friedrichs IL. Tod 
eintrat, bemächtigte fih der Sohn des Böhmenkönigs Ottokar 
vermittelt Wahl, Bewerbung und Heirath mit der Schwefter des 
letzten öfterreihifchen Herzogs, des rechtlich dem Reiche anheim- 
gefallenen Lehens. Dadurch wurben zwei Länder, melde nur im 
loſem Zufammenhang mit dem Reiche ftanden, Böhmen und Defter- 
reih miteinander verbunden. Bald darauf murben auch einige 
andere Reichslande, die Herzogthümer Steiermark, Kärnthen und 
Krain beigegogen und der Slave Ottofar hatte nun eine Herrſchaft 
beifanmen, mit welcher er dem in eine Vielheit von ſelbſtändigen 
Zanbesfürften zerfplitterten deutſchen Reiche trotzig gegenübertreten 
und dem neugewählten König veffelben den Gehorfam verweigern 
fonnte. Oeſterreich mar jetzt eine vom deutſchen Reich Toögerifjene 
felbftänbige Monarchie unter flavifcher Dynaſtie, und die Gefahr 
Tag nahe, DaB Deutfhland ein Anhängfel der neuen ſlaviſchen 
Erbmonarchie geworben wäre. Go weit kam e8 nun zwar nit, 
da der neue König von Deutfhland, Rudolph von Habsburg, den 
König Ottokar befiegte und dad Herzogthum Defterreich eroberte. 
Aber es wurde dadurch nicht dem deutfchen Reiche wieder gewon⸗ 
nen, fondern für den neuen König ein Mittel, eine vom Weiche 


abgefonderte Hausmacht zu gründen, auf die num bie frühere Aus⸗ 
Klüpfel, deutſche Einheitsbeftrebungen. 
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nahmeftelung des Herzogthums Oeſterreich überging. Auf Aus- 
bildung einer ſolchen abgefonderten Hausmacht ſah fich freilich der 
neue König um fo mehr angewieſen, als feine Stellung zum Neid) 
ihm weit weniger Macht verlieh, als die früheren Kaifer gehabt 
hatten. Diefer Rudolph von Habsburg, welcher ald Wieberher- 
ſteller des deutſchen Meiches gepriefen wird, hatte die Krone von 
ben Fürften unter der ſtillſchweigenden Bedingung erhalten, daß 
er auf Ausübung der monarchiſchen Gewalt verzichte und die Für- 
ſten im Beflg der Macht und der Nechte, Die fie fi während bes 
Interregnumd angeeignet hatten, nicht nur thatfächlich belaſſe, fon- 
dern fie geſetzlich darin befeflige und beſchütze. Darauf ging er 
nun bereitwillig ein und ergab fih in die Molle, die ihm bie 
Fürften zugebacht hatten, theilte mit ihnen die Neichdgewalt, und 
ließ die Ufurpationen des Interregnumd zum verfaffungsmäßigen 
Rechte erwachſen. Dagegen entſchädigte er fich dafür, indem er 
den Beſitz Oeſterreichs feinen Söhnen zu fihern fuchte. Einer der⸗ 
felben, Albrecht, verfuchte nun freilich das Verhältniß wieder um⸗ 
zufehren, und dieſe Hausmacht möglichft weit auszudehnen, bie 
felbftändig gewordenen Fürften wieder nieberzubrädten und die mög⸗ 
lichft weit verbreitete öſterreichiſche Landeshoheit in eine deutſche 
Erbmonarchie überzuleiten. Der mit Energie und Gonfequenz bes 
gonnene Verſuch mißlang und Albrechts nächfte Nachkommen bes 
ſchränkten ſich wieder auf Ausbildung einer einfachen Öfterreichifchen 
Zandeöhohelt. Eine neue deutfche Kaiferdynaftie, dad Haus Luxem⸗ 
burg, kam jet auf und betrieb die Kunft, mit ben Mitteln ber 
verfallenden Kaifergewalt an der Oſtgrenze ded Neiches eine Haus⸗ 
macht ſich zu erwerben, mit einer eigenthümlichen Induſtrie. Mit 
Karl IV. gelangte eine von nationalen Intereffen ganz abfehende, 
auf Kumfigriffe der Klugheit begründete Staatöweisheit, zur Herr⸗ 
haft, welche auf die Einheit eined deutſchen Meiches Teinen 
befonderen Werth Iegte. Sigismund fuchte die Ehre des Kaifer- 
thums in der Vereinigung mehrerer Reiche und verfihaffte durch 
den Erwerb des Königreihd Ungarn nem Kern ber kaiſerlichen 
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Erblande einen frembartigen Zuwachs, der den Schwerpimft bes 
Kaifertbums immer mehr aus Deutichland hinausrückte. Als nım 
im 3. 1437 da8 Haus Habsburg in die Erbſchaft der luxem⸗ 
burgiſchen Hausmacht eintrat, und von den deutſchen Kürten, bie 
es indefien foweit in ber Selbſtändigkeit gebracht hatten, daß fie 
von der Macht Deflerreichs Feine Gefahr fürchten zu dürfen glaub⸗ 
ten, au zur Kaiferwürbe berufen wurbe, fo gelang es bemfelben 
diefe Würde erblich feſtzuhalten. Diefe Beftändigkeit der Dynafkie 
die in früheren Zeiten der Einheit Deutſchlands fo fürderlich hätte 
werben Eönnen, nügte jet nichts mehr, da einerfeitd die Beſon⸗ 
berung ber Territorien und Selbſtändigkeit der Fürften ſchon zu 
weit gebiehen war, anbererfeitö die Beftrebungen der habsburgiſchen 
Dynaftie, nicht wie die der früheren Katjer aus dem fächflichen und 
ſaliſchen Haufe, auf Stärkung der Eaiferlichen Gewalt und Bermins 
derung der fürftliden gerichtet war, fondern auf Erhaltung und 
Vermehrung der Hausmacht. Oeſterreich führte für den Bells 
Ungarns, für den Schuß der Donauländer faſt ununterbrochene 
Kämpfe, aber Eeinen einzigen für Herftellung einer flärkeren einheit⸗ 
Kuchen Gewalt in Deutichland. Schon Mbrecht IL, mit dem bie 
neue Reihe der habsburgiſchen Kaifer wieder begann und der Shen 
und guten Willen zeigte, für die Einigung des Reiches etwas zu 
thnn, wurde durch den Kampf gegen bie Türken, zu dem er durch 
den Beil Ungarns genöthigt war, gehindert der Angelegenheiten 
des Meiches fiih anzunehmen. Es wurde zur Trabition habsbur⸗ 
giſcher Politik, die Kräfte Deutichlands für die Behauptung Ungarns 
in Anſpruch zu nehmen, indem man jede in Dften fi erhebende 
Gefahr ale eine Gefahr für das Reich darzuftellen fuchte. Je 
anſpruchsvoller Defterreih fih in dieſer Richtung zeigte, deſte 
geneigter war es, den guten Willen der Fürſten durch Auf⸗ 
opferung Taiferlicher Rechte zu erkaufen und im Inneren ven lan⸗ 
desherrlichen Beftrebungen Conceiflonen zu machen. 

Am auffallendſten war bei Friedrich II. Pie hausväterliche 
Familienpolitik, welche bei allem Zerfall der Neichsangelegenheiten 
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doch ganz befriedigt darüber war, daß der Glanz ber Kaiſer⸗ 
frone zur burgundiſchen Heirath verholfen und damit das Erbe 
Habshurgs fo anfehnlich vermehrt Habe. In Maximilian L nahm 
ber habsburgiſche spiritus familiaris zwar wieder einen neuen roman 
tiſchen Aufihwung, aber es war Fein nationaler. Wenn Marimilian 
wohl auch Sinn für die Herrlichkeit eines Reiches deutſcher Nation 
und den guten Willen zeigte, diefelbe wieder herzuftellen, vor dem 
Ausland durch Kriegsthaten wieder zu Ehren zu bringen, die Ver- 
faffung zu verbeffern und neu zu beleben, fo waten ihm Doch die 
Familienintereffen immer wieder die Hauptfadhe, die Behauptung 
ber Niederlande, die Anfprüche feines Haufes in Italien und die 
daraus erwachjenden Händel mit Sranfreih, ließen ihn zu Teiner 
ruhigen Reform der Neichöverfaffung kommen; feine Forderungen 
der Kriegähilfe nach den Nieverlanden und Italien, zur Eroberung 
Ungarns und gegen die Türken waren immer das Erſte, mas er 
auf den. Reichſtagen vorbrachte, wenn die Stände feine Hilfe für 
Kammergeriht, Reichsregiment und Herftelung einer einheitlichen 
Reichsorganiſation in Anſpruch nehmen wollten. Die aus bem 
Zwieſpalt erwachſende Verſtimmung Tieß e3 zu keinem Zuſammen⸗ 
wirken, die Unruhe der beſtändigen Kriege zu keinem Reifen der 
begonnenen inneren Einrichtungen kommen, und das wahrhaft 
national angelegte Friedenswerk Kurfürft Bertholds mußte unter 
den beftändigen Kriegen verfümmern. Aber doch waren mächtige 
Kräfte in der Tiefe des Volksgeiſtes verborgen, und das, mas den 
Berathungen der fürftlichen Staatsmänner nicht gelungen war, 
hätte. vielleicht durch einen Aufſchwung des Volkes verwirklicht 
werden: fönnen. Aber auch diefer Weg der Wiedergeburt war dem 
deutſchen Reich nicht beſchieden. Denn ald die Sonne des neu⸗ 
erwachten religiöfen Lebens aufging und die nationalen Elemente 
flüffig machen zu: wollen ſchien, fand fie das kaiſerliche Haus 
Habsburg in Familienegoismus erſtarrt und mit politiſch⸗kirchlicher 
Blindheit geſchlagen. Der alternde Kaiſer Maximilian hatte kein 
Verſtändniß mehr für die neue Bewegung, die ein ganz anderes 
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Ritterthum des Geiſtes auf die Babe brachte, als jenes mittel⸗ 
alterliche romantiſche des Waffenſpiels und der Liebe, er ſorgte 
nur dafür, im Einverſtändniß mit dem Papft die Nachfolge feines 
Enkels zu fichern. Und dieſer Enkel, der fpanifhe König Karl, 
in der Tradition burgundifcher Politik erzogen, der Weltherrichaft 
dad Ziel, und machiavelliſtiſche, auf menſchliche Selbftfucht berechnete 
Lift und Kunft des Regierens, dad Mittel war, bie von einem 
Recht der Nationen auf politifhe Selbfländigkeit nichts wußte, ver 
ftand von der religiöfen Bewegung des frommen deutſchen Volkes 
nichts, fließ die ihm entgegenfommenbe Begeifterung von fic, 
ächtete den Helden ber Nation, und bra mit der Macht, melde 
ihm zu einer fegensreichen Herrſchaft über Deutfchland hätte ver- 
helfen koönnen. Die in fi geſpaltene Nation, deren friebliche 
Berftändigung über Herftellung eines jelbfländigen von Nom unab- 
bängigen Kirchenthums in politifhem Unverftand gewaltfam unter- 
drückt wurde, wendete fih von ihrem Einheitspunkt, von ihrem 
Kaifer ab und den Zürften zu, die ihm feine Glaubensfreiheit 
vertheidigen halfen; bie centrifugale, Richtung zu welcher die Deut⸗ 
fhen von jeher leider eine große Neigung gehabt haben, murbe 
jeßt erft recht populär. 

Defterreih aber, das Stammland der deutſchen Kaifer, das 
den übrigen in nationaler Entwidelung Hütte voranleuchten follen, 
wurde eben durch dieſe antinationgle Politik der Habsburger dem 
übrigen Deutichland völlig entfremdet. Schon unter Marimilian I. 
waren bie öfterreihiichen Erblande an allen Reformen unbetheiligt 
geblieben, fie waren vom Meichäfammergericht und vom Reichs⸗ 
zegiment erimirt. Auch von Karl V. wurden biefen Provinzen 
beſondere Nechte gegenüber von dem Neiche ausdrücklich vorbehalten. 
Karl machte feinem Bruder Ferdinand den Vorſchlag, ihm bie fünf 
Herzogthümer, Defterreih, Steiermark, Kämthen, Krain und Tyrol 
als ein beſonderes Königreich zu uͤberlaſſen, und wenn auch biefer 
Plan nicht ausgeführt wurde, ſo wurden dieſe Provinzen doch 
von nun an ganz abgefondert vom Reiche verwaltet, fie gaben 
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feine Beiträge zur Unterhaltung des Kammergerichts, ihre Truppen 
traten in ven Kriegen nicht als Reichſstruppen, fondern als öfter 
reichiiche anf. Nachdem Karl die Negierung niedergelegt Hatte und 
Ferdinand in unabhängigen Beſitz der öſterreichiſchen Erblande kam 
und zugleih den Kaiſerthron beftieg, fegte er diefe Abſchließung 
Oeſterreichs vom deutſchen Reiche noch Eonfequenter fort und fleflte 
fich die Aufgabe, dad was er im Reich nicht vermochte, die Unter» 
brüdung ber Meformation wmenigftend in feinem öſterreichiſchen 
Erblande burchzuführen und bier an die Stelle des freieren, wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und geiftigen Lebens, dad im Gefolge der Reformation 
eingezogen war, ein im Sinne der römifchen Kirche abgefchloffenes 
Syftem der Bildung zu feßen. Perbinanb verbot für irgend einen 
Zweig des Öffentlichen Unterrichts Lehrer anzuftellen, die nicht gut 
katholiſch wären, verbot den Söhnen des Landes deutfche Univer⸗ 
fitäten außer Freiburg und Ingolſtadt zu befuchen und berief, um 
für einen dem Glanben der Kirche entſprechenden Unterricht gründ- 
ih zu forgen, die Jeſuiten, bie fich den Beruf der Neftauration 
des Katholicismus mit bevundernswerther Gewandtheit, Rührigkeit 
und Ausdauer angeeignet hatten. So gelang es, Defterreich vom 
deutſchen Geiſtesleben abzufperren und dadurch ein bleibendes Hin- 
derniß für eine politifhe Gefammtentwidelung der deutfchen Nation 
zu ſchaffen. 

Indeflen war auch im beutfchen Norden der letzte Halt deut⸗ 
[her Macht und Freiheit gefallen, nämlich die Hanſa. In Lübeck, 
dem Haupt der Hanfa, wo die Neformation eine demofratifche 
Richtung genommen hatte, war ums Jahr 1533 ein Tühner 
Demagoge, Jürgen Wullenwever Bürgermeifter und bald allmädh- 
tiger Diktator geworben. Die Erledigung des dänifchen Thrones dur 
den Tod König Friedrichs, und das Auftreten verſchiedener Thronbe⸗ 
werber erweckte in den Lübeckern ben Gedanken, hier auch. ein Wort mit- 
zureden und ihr Intereſſe warzunehmen, was um fo näher lag, da im 
Frieden von Stralfund (1370) die Zuſtimmung ber Hanfa zu einer 
etwaigen Neubefegung des däniſchen Thrones ausdrücklich vorbehalten 
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war. Wullenwever und fein Genoſſe Markus Meier, ber Befehlshaber 
der hanflichen Flotte, faßten den großartigen Plan, in Verbindung 
mit Dänemarf ein nordiſches Meih zu gründen unb bier 
Luthers Lchre und der Volksherrſchaft unter Lübecks Schub einen 
glänzenden Wirkungskreis zu bereiten. In Verbindung mit den 
Bürgermeiftern von Kopenhagen und Malmö, Bogbinder und 
Mynter, zwei Deutihe von Geburt, voll demofratifchen und reli⸗ 
giöfen Eifers, wandte fih Wullenwever an ben einen ber hänifchen 
Thronbemerber, den proteftantifchen Herzog Chriſtian von Holftein, 
und bot ihm die däniſche Königskrone an. Aber Chriftian verfchmähte, 
fie auß der Hand ber Vertreter des Bürgerflauded anzunehmen 
und ſtellte fich feinnfelig gegen Lübeck. Ein Verſuch, ven ſchwe⸗ 
diſchen Reichsverweſer Svante Sture in’& Intereffe zu ziehen, miß⸗ 
glüdte ebenfalld, dagegen gelang es dem Markus Meier, vielver⸗ 
fprechende Verbindungen mit König Heinrich VL von England 
anzufnüpfen; es wurde ein Plan entworfen, mit Waffengewalt fi 
Dänemarks zu bemächtigen und ald Feldherr der Eampfluftige Graf 
Chriſtoph von Oldenburg gewonnen, ber eifrig in Wullenmevers 
Entwürfe einging. Der Krieg gegen Herzog Chriflian wurde er- 
öffnet, Chriftopb und Markus Meier Hatten überrafchende Erfolge, 
Seeland ergab fih und die Bauern erhoben fih in furdtbarem 
Aufftand gegen den Abel; die hanſiſche Flotte eroberte (16. Juli 
1534) Kovenhagen und der Graf von Oldenburg zog ald Sieger - 
ein. Indeſſen war aber Chriftian vom jütlänbifhen Adel zum 
König erhoben worden und hatte das lübeckſche Gebiet mit 
holſteiniſcher Kriegemacht überzogen. Das Kriegsglück verließ nun 
bie Lübeder, die Bürgerfchaft wurde unzufrieden und Wullenwever, 
bereits ſchwankend im Beſitz der Macht, mußte mit Herzog Chri⸗ 
flian als Herzog von Holſtein Frieden machen. Aber ven Krieg 
gegen ihn als König von Dänemark wollte er fortfegen und es 
gelang ihm in dem Herzog Albrecht von Mecklenburg einen Bun 
beögenofien zu gewinnen, der unter dem Vorwand, den abgefegten 
und gefangenen calmariſchen Unionskönig Chriſtian II. zu befreien, 
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an dem Krieg eifrigen Antheil nahm. Aber ber Holfteiner Herzog 
EHriftian Hatte an dem König Guftav Wafa von Schweden und 
dem Herzog Albrecht von Preußen ebenfalls Bundesgenoſſen gefunden. 
Die beiden Parteien traten einander gut gerüftet mit anfehnlicher 
Macht entgegen. Es handelte fih darum, ob Kübel und bie 
demofratifche Partei, die dort am Ruder war, über Dänemark und 
deſſen Königthum follte zu verfügen haben, ober ob Chriftian von 
Holſtein mit der Fürſten Hilfe folte König über Dänemark fein. 
Auf der Infel Fühnen, am Oxenberge, trafen die Landheere beider 
feit8 aus Deutſchen und Dünen beſtehend, zuſammen und lieferten 
.am 14. Juni 1535 eine Schlacht, in welcher das hanfiſche Heer 
eine gänzliche Niederlage erlitt. In denſelben Tagen flanden auch bei 
Bornholm die Flotten einander gegenüber, die König Chrifttans, zu 
welcher ſchwediſche und preußifche Schiffe geftoßen waren, und die lü- 
beckiſche mit roſtockiſchen und ſtralſundiſchen; es kam nicht zu einer 
fürmliden Schlacht, da ein Sturm die Schiffe auseinander trieb, doch 
waren auch hier bie fürftlichen, unter dem dänifchen Admiral Peter 
Skramm, im Vortheil. Es war eine ähnliche Entſcheidung wie im 
%. 1388 in ber Schlacht bei Döffingen, es war die Frage, ob 
die Städte oder Fürſten im Norden Deutſchlands bereichen, ob bie 
Hanfa als deutſche Seemacht Die Herrfchaft in der Nord⸗ und Oft- 
See behaupten Fönnte, oder das Feld den Fürften. räum enfollte, 
um es nachher ven Dänen und Engländern zu überlaffen. Doch 
war die kriegeriſche Niederlage nicht fo bedeutend, daß die Hanfa 
darum ihre Sachen hätte verloren geben müflen, ber Hauptſchlag 
wurde auf den nun folgenden Hanfatag durch den Einfluß der 
ariſtokratiſchen Reaktion geführt. Chriftian bekam in Folge feines Sie⸗ 
ged zu Sand und zur See bad Uebergewicht, hie ſtädtiſchen Eroberungen 
wurden auf Malmoe und Kopenhagen befchränft und Iehteres ſelbſt 
von Chriftian belagert. In Lübeck war ein Umſchwung gegen bie 
Partei Wullenweverd eingetreten. Der Rath von Hamburg ver- 
ſuchte Vermittlung und berief die Gefandten aller Städte, die nur 
in einiger Verbindung mit der Hanfa fanden, nach Lüneburg, umd 
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die Mehrzahl, ohne Einfiht in die Wichtigkeit des eigentlichen 
Streitpunftes, rieth zum Frieden mit Chriftian. Wullenmwever wußte. 
noch die Berathung, nah Lübeck zu ziehen und ftellte mit aller 
Berebfamkeit, die ihm zu Gebote fland vor, wie viel an Fortſetzung 
des Kampfes gelegen fet, von wel großem Werth es fei, daß 
das alte Herfommen gewahrt bleibe, wornach fein König ohne 
Einwilligung der Hanfa in Dänemark herrſchen dürfe, er zeigte, 
daß es fich um Nettung oder Fall der Hanfa handle. Die Ver- 
fammlung und das Lübedifche Volk ſchwankte. Da erſchien, von 
der eifrig wühlenden Ariſtokratie hervorgerufen, ein Mandat bed 
Taiferlichen Kammergerichts, welches der Stadt Lübeck bei Strafe 
der Acht befahl, die demokratiſche Verfaffung wieder abzufchaffen, 
bie vertriebenen Bürgermeifteg und Nathömitglieder wieder einzu⸗ 
ſetzen. Während Wullenmwever auf einer Gefchäftsreife in Mecklen⸗ 
burg war, wurbe über das Anfinnen der Reichsgewalt berathen, 
die alten Rathsherren fanden fi wieder ein, die neuen mußten 
weichen und als Wullenwever zurüdfam, fo blieb ihm nichts übrig 
als fein Amt nieverzulegen (26. Auguft 1535). Damit war der 
Aufſchwung Lübecks gelähmt; der neue Rath fhloß unter Ver⸗ 
mittlung ber ſchmalkaldiſchen Bundeshäupter Frieden mit Chriſtian IV. 
und erkannte ihn als König von Dänemark an. Wullenwever aber, 
der die Hanſa zu einer politifchen Macht hatte erheben und gut 
machen wollen, was in früheren Zeiten verfäumt worben, wurde 
von dem Dänenkönig und der Ariſtokratie der Wiebertäuferei und 
allerhand unfinniger politifher Plane angeklagt, gefoltert und fo 
zu ben gewänfchten Geftänpnißen gezwungen und am 24. Geptb. 
1537 enthauptet. 

Mit dem Fall MWullenweverd und feiner Partei war nicht nur 
der großartige Aufſchwung Lübecks dahin, fondern auch der Nerv 
der Hanſa gelähmt. Das bisher behauptete Protektorat über 
Dänemark mußte aufgegeben werben, die verbünbeten weftlichen und 
öſtlichen Städte flelen ab, e8 lockerte ſich das Band, das die Kolonien 
. ber Hanſeſtädte in Botmäßigkeit gehalten, und die deutſchen Fürſten 
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und das Reich, die geflegt hatten, wußten das Erbe der hanſea⸗ 
tiſchen Seemacht nicht zu behaupten. 

Wir wiſſen nicht näher, wie Wullenwever die Geſtaltung des 
angeſtrebten nordiſchen Reiches ſich dachte, aber das iſt wohl an⸗ 
zunehmen, daß es die Herrſchaft der deutſchen Seemacht auf längere 
Zeit geſichert, Dänemark in der naturgemäßen Verbindung mit 
Deutſchland gehalten, Schleswig⸗Holſtein ſammt Jütland und Seeland 
für Deutſchland gewonnen haben würde, und daß das demokratiſche 
Element, worauf fie beruhte, als heilſames Gegengewicht gegen 
die Fürſtengewalt hätte wirken Eönnen. Die Thatfahe muß dem 
Wullenwever jedenfalls eine Stelle in der Geſchichte der deutſchen 
Handelspolitik fihern, daß er ein hanſeatiſches Schiffahrtsgeſeg 
burchzuführen verfuht hat, wodurch hie Vortheile, welche Cromwell 
fpäter durch feine berühmte Navigationsafte für England erreichte, 
Deutfchland zugemendet worden wären. Er flug nämlich 
vor und ftellte es als Bedingung bed Friedens mit Daͤne⸗ 
mark auf, daß es nur den banfeatifhen Schiffen geflattet fein 
follte, Stapelgüter durch den Sund zu führen. Dadurch wäre bie 
Hanſa in den ausfchließlichen Beſitz des Waarentrandportes in ber 
Nord» und Oſtſee gekommen. Freilich Hatte er dabei zunähft nur 
Privilegien für Lübe und einige andere Städte im Auge, aber 
woher follte in biefer Zeit des Mangels an nationaler Einheit, 
bei der Auflöfung der Reichsverfaſſung und der Stellung der Reichs⸗ 
gewalt zur Hanſa, Nüdfiht auf die Gefammtheit kommen. Je 
mächtiger fi die Hanſa unter Lübecks Banner aufthat, deſto eher 
war es möglih, daß fih dieſes Bündniß freier Bürgergemeinden 
zu einem norbdeutfhen Bunde erweiterte. Jemehr die Hanfa po» 
litiſche Bedeutung gewann, deſtomehr Eonnte fie einen Beitrag zur 
beutihen Macht und Einigung geben. Uber der. Fall Wullen- 
weverd und Lübecks im 3. 1535 war ein Wendepunkt, von dem 
an es mit der Mat der Hanſa zuſehends abwärts ging. Die 
alten Handelsfreiheiten wurden Lübe im Frieden zwar zugeflanden, 
aber in der Folge von König Ehriftian fortwährend freitig gemacht. 
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Einige Jahrzehente fpäter wurde auf einem Briebenscongreß zu 
Stettin (1510) eine Ausföhnung zwifhen Dänemarf, Lübe und 
Schweden vermittelt und wegen Handelsfreiheiten in Schweden ein 
Vertrag geſchloſſen, aber ihre alten Privilegien konnte die Hanfa 
nicht mehr erlangen. Die Könige von Schweden ließen an allen 
ihren Küften für Aus» und Eingangdwaaren ſchwere Zölle erheben 
und bie vemüthigen Vorftellungen, die Lübeck nur noch aufzubringen 
wußte, wurden verhöhnt und nicht beachtet. Auch Dänemark nahm 
keine Notiz mehr von hanſiſchen Privilegien, Chrifttan IV. ſprach 
die Nichtanerfennung 1588 geradezu aud. Die aufftrebende nies 
berländifche Republik riß den Handel an fih. Neue Verbindungen 
mit Rußland und Spanien weckten zwar neue Tihätigfeit, aber 
fonnten feinen Erſatz der erlittenen DVerlufte gewähren. Eine im 
3. 1606 zu fpät eingeleitete Verbindung mit den oberdeutſchen 
Städten Augsburg, Nürnberg, Straßburg und Um, führte nicht 
mehr weiter. Cine andere Spur von Verſuchen neuen Halt zu 
gewinnen, finden wir ums I. 1609 in einer Verbindung mit den 
niederländifchen Generalftaaten. Im I. 1615 wurde mit den» 
jelben unter großer Heimlichkeit ein förmliches Bündnig abgefchloflen, 
das zunahft Schub der freien Schiffahrt und Handlung zum Zweck 
hatte, aber zugleih auch die AUbficht einer politiſchen Bereinigung 
mit dem republikaniſchen Bundesſtaat der Generalflaaten im Hin⸗ 
terhalt gehabt zu haben fdheint, was wohl eine Unabhängigkeits- 
Erklärung der Hanfa von Kaifer und Meih zur Folge gehabt 
haben würde, Auch daraus wurde nichts, die Wirren des 30jäh- 
rigen Krieged traten bazwifchen. Diefer felbft brachte zwar ber 
Hanſa den Schimmer neuer Hoffnungen, da Wallenſtein mit Grüne 
dung einer deutfchen Seemacht umging, deren natürlihe Plegerin 
fie geweſen wäre. Aber diefe Ausficht ſchwand bald, die Hanfa 
löste ſich allmählig auf, und noch immer hat Deutfchland das 
nieht wiedergemonnen, was die Hanſa einft Hatte, eine deutſche 
Flotte und Seemacht. 


10. 


Entwicklung der kirchlich nationalen Gegenfühe bis zum 
Ausbruch des Dreißigjährigen Krieges. 


Der Religionsfrieden von Augsburg verbürgte den politifch- 
kirchlichen Gegenfägen zunächſt ein friebliches Nebeneinanderbeftehen 
und es fehlen nicht alle Möglichkeit einer allmähligen Berfühnung 
abgefiänitten. Der neue Kaifer war zwar ein eifriger Katholif, 
der in feinen Crblanden die alte Lehre nach Kräften wieder herzu⸗ 
ſtellen fuchte, aber im Neiche die Proteftanten nicht verfolgte und 
für Aufrehthaltung des Friedens ernfllih beforgt war. Und au 
in der Nation felbft beſtand noch nicht jener erbitterte Religions⸗ 
haß, wie wir ihm fpäter finden. Im Ganzen hatte die Tirchliche 
Neuerung in Deutfchland dad Mebergemwicht gewonnen. Nicht nur 
in ganz Norbdeutfhland war der Proteftantiömus herrfchend ge= 
worden, au in Franken war ihm ohnerachtet des Widerſtandes, 
den die Bisthümerr Würzburg und Bamberg entgegenfeßten, bei 
weiten die Mehrzahl der Bevölkerung, ja fogar der Adel und die 
Beamten zugefallen. Auch in Baiern zeigte fih bei Abel und 
in Städten ſtarke Hinneigung zum Proteſtantismus, Herzog Albrecht 
batte bedeutende Zugeftänoniffe machen müffen. In Würtemberg 
war die Neformation gefeglich eingeführt und der Herzog Chriſtoph 
galt als einer der eifrigften Beförderer des neuen Kirchenthums; 
auch die ſchwäbiſchen Reichsſtädte waren großentheild gut pro⸗ 
teftantifh. In Defterreich Hatte ohnerachtet der ſtreng Tatholifchen 
Gefinnung feiner Erzherzoge, obnerachtet die Iefuiten ſich feit Fer⸗ 
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dinand I. ded öffentlichen Unterrichts bemächtigt hatten, das Lutherthum 
ſtarke Verbreitung gefunden, beſonders der Adel, welcher in Wittenberg 
zu ſtudiren pflegte, begünſtigte auf ſeinen Gebieten den evangeliſchen 
Gotteddienſt. 

Man berechnete damals, daß neun Zehntel der Bevölkerung 
in Deutſchland, wenn nicht geradezu proteſtantiſch, doch dem Ka⸗ 
tholicismus entfremdet ſeien. Auch da, wo die Bevölkerung gemiſcht 
war, lebten die Bekenner der verſchiedenen Bekenntniſſe friedlich 
nebeneinander. Man konnte unter dieſen Verhältniſſen Hoffen, daß 
die Reformation doch allmählig ganz durchdringen und die Herr⸗ 
ſchaft gewinnen werde, jſedenfalls ſchien der Unterſchied des Bekennt⸗ 
niſſes keine ſtaatliche und bürgerliche Trennung herbeiführen zu 
müſſen. Es zeigte ſich ſogar einige Ausſicht, die Reichsgewalt 
ſelbſt könnte noch auf Seite des Proteſtantismus treten. Kaiſer 
Maximilian I. nämlich, der im J. 1564 feinem Vater Ferdinand 
folgte, neigte ſo unverkennbar zu der evangeliſchen Lehre hin, daß 
man erwartete, er werde ſich offen für ſie erklaͤren und dadurch 
der Reformation zu einem vollſtändigen Siege in Deutſchland ver⸗ 
helfen. Aber dieß geſchah nicht, da Maximilian, in ſeinem Reiche 
Ungarn beſtändig von den Türken bedroht, keinen Bruch mit einem 
Theil der Reichsfürſten wagen wollte, und überhaupt mit ber ihm 
angebornen Milde und Zeinheit nicht der Mann war, rafch und 
rückfichtslos durchzugreifen. Es war ihm bei feiner umfafjenden 
Kenntniß der politifhen Lage nicht entgangen, daß der Katholicid- 
mus in ber Stille feine Kräfte zu einer ſurchtbaren Gegenrefor⸗ 
mation rüſte. So brachte er es bei feiner Unentſchiedenheit nur 
zu halben Maßregeln und einftweiligen Begünftigungen der Pros 
teftanten, ohne dem Grundfag der Neformation auf die Dauer zur 
Herrſchaft zu verhelfen. Die Aufgabe, unter dem Panier des 
Proteflantismus die Nation zu einigen, wurde dem Kaifer überbieß 
entleivet und unmöglich gemacht durch bie Glaubensftreitigkeiten, 
bie unter den Proteftanten felbft um fich griffen, durch Die gegen- 
feitigen Verketzerungen der Lutheraner und Galviniften, vie jeßt 
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einander heftiger anfeinbeten als Katholiken und Proteftanten. Die 
Erfahrungen die Maximilian in diefen Beziehungen machte, bie 
erbitterten Streitfehriften, die feinen humanen,’ auf Einigkeit und 
Trieden gerichteten Sinn aufs Aeußerſte verlegen mußten, die Ver⸗ 
folgungen, mit der in Sachſen beſonders die Lutheraner gegen 
Galviniften wütheten, erfätteten auch feinen Eifer für bie proteflan- 
tiſche Sache. 

Auch übte die Ruͤckficht auf das habsburgiſche Familienintereſſe 
eine lähmende Wirfung auf feine proteftantifchen Neigungen. Er 
wollte feinem Kaufe das fpanifche Erbe fihern und ſandte feinen 
Sohn Rudolph ſchon im 11ten Jahr nad) Spanien, damit er an 
dem dortigen Hofe erzogen würde. Als nım fein Vetter Philipp IL 
von Spanien nah dem Tode feines Sohnes Karlos fi der 
Öfterreichifehen Linie feines Saufes näherte und ben Plan 
faßte, eine Tochter Marimiliand zu Heirathen, dagegen feine eigene 
Tochter Maximilians älteſtem Sohne Rudolph zur Ehe zu Heben, 
aber dabei die Bedingung machte, daß Martmiltan felbft ſich von 
der Ketzerei Ioßfage, ging er darauf ein und brachte Proteftantis- 
mus und deutſche Nationalität dem fpanifhen Erbe zum Opfer. 
Er gab feine Tochter dem katholiſchen Fanatiker Philipp zur 
Ehe, Tieß feinen Sohn Rudolph im bigotteflen Katholicismus 
in Spanien erziehen, hielt fich ſelbſt, wenigftens aͤußerlich, zum 
alten Kirchenthum und verfolgte auch in feiner Politik eine ent 
fprecdende Richtung. Mit einer Einigung Deutſchlands durch einen 
gefeglihen Sieg ded Proteflantigmud war es nun vorbei. 

Dagegen ſchien das Bebürfniß der Vertheidigung gegen bie 
Türken die deutſchen Fürften, ja die ganze Nation zu einem groß- 
artigen Unternehmen einigen und ihr einen über bie Enizweiungen 
erhebenden Auffhwung verleihen zu. wollen. Aber während man 
zum Türkenkrieg rüjtete, trat noch einmal eine Fehde der alten 
Art dazwiſchen und drohte zu einer allgemeinen Erhebung der 
evangelifchen Reichäritterfchaft gegen die Fürſten erwachſen zu wollen. 
Ein Neichöritter in Franken, Wilhelm von Grumbach, war mit 
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dem Biſchof von Würzburg in Streit gerathen umd wollte, da ber 
Bifhof den reichögerichtlichen Tirtheilen nicht Folge leiſtete, ſich 
ſelbſt Recht verichaffen, warb um Beiftand bei der Reichsritterſchaft 
und ben Proteftanten, endlich auch bei dem Herzog Johann Fried⸗ 
rich, dem Sohne des ehemaligen durch Moritz vertriebenen Kurs 
fürften von Sachfen, dem er auf Wiedereinſetzung in fein väterliche® 
Erbe Hoffnung machte. Es gelang ihm die Nitterfchaft in große 
Aufregung zu bringen und Johann Friedrich fo für ſich zu gewinnen, 
daß er ihm auch dann noch Schuß gewährte, als der Kaifer bereits 
die Reichsacht über ihn ausgeſprochen hatte. Seht wurde fie auch 
auf diefen ausgedehnt, und der Kurfürft Auguft, gegen den die Plane 
beider hauptfählih gerichtet waren, mit deren Bollziehung beauf- 
tragt. Grumbach wurde nach Eroberung der befgftigten Stadt 
Gotha gefangen geſetzt und hingerichtet. So fand auch die letzte 
Erhebung des Adels gegen die Zürften ein fhmähliches Ende und 
die fürftlihe Gewalt, die fi zu wiederholten Malen ald eine 
Schutzmacht gegen revolutionäre Verſuche bemährt hatte, reifte 
immer mehr ver ſtaatlichen Selbftändigkeit entgegen. 

Der Türkenkrieg dagegen, in welchem fih pas Reich als 
Ganzes in feiner Macht Hätte bewähren follen, in welchem es noch 
einmal feine Lebenskraft zeigen zu wollen fchien, ging in unrühm« 
licher Erlahmung aus. Das große Heer, daß fich gefammelt hatte, 
308 fich zurüd, ohne irgend eine nennendwerthe That vollbracht, 
ohne den Feind auch nur gefehen zu haben, ver Kaifer mußte im 
Sriedendfhlup vom I. 1567 eine große Strede von Ungarn, 
Szigeth und deſſen Gebiet den Türken überlaffen und ihnen au 
ferner wie biäher 30,000 Dukaten Tribut zahlen. 

Die innere Drbnung und Befeftigung des Reiches wurde unter 
Marimilian nicht gerade vernachläßigt. Es wurde die Kriegäverfaffung 
zum Behuf ſchnellerer Vollziehung der Reichsacht verbeffert, es wurde 
ben Kriegöwerbungen auswärtiger Fürſten in Deutfchland Schranken 
gejeßt und ein Gefeg erlaffen, wornach auswärtige Fürſten zu 
Truppenwerbungen bie Erlaubniß beim Kaiſer und nicht blos bei 
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den Lanvesfürften nachzuſuchen hatten und überdieß die Geworbenen 
fih verpflichten mußten, nicht gegen Kaiſer und Reich zu bienen. 

Für bie innerlide Verſöhnung des großen Gegenſatzes, für 
die Sicherung eined Nechtöguftandes im Reich, wodurch es dem 
proteftantifchen Prinzip umd damit dem deutſchen Nationalgeift 
möglich geworben wäre, eine Erneuerung des Reiches auf dem 
Wege der Meform herbeizuführen, gefhah aber nichts. Nach 
Marimiliand Tode im Jahre 1576 kam die Fatholifche 
Gegenreformation, die in Rom und auf dem tridentiner Concil 
und in den Jeſuitenſchulen längſt vorbereitet worden war, zur 
Ausführung, und jeßt erſt ging die Spaltung der Nation in zwei 
feindlich entgegengefehte, durch die ganze Art der geifligen Bildung 
getrennte Lager vor fi. 

Das kirchliche Concilium, das die Anhänger der Reformation 
anfangs als alleiniges Heilmittel gefordert Hatten, war enblich unter 
ber Herrſchaſt einer im Schoße des firengeren Katholicismuß auf: 
gekommenen Neformpartei, im Sahr 1545 zu Trident eröffnet, 
bald darauf vertagt und endlich im Jahr 1562 neu aufgenommen 
worden, aber in ganz anderem Sinn ald es urjprünglich beabfich⸗ 
tigt war. Anftatt eine wirkliche Reform der Lehre und des Kultus 
nah den Forderungen des deutſchen Nationalgeifted durchzuführen, 
und eine von Rom unabhängige Kirche zu begründen, wurde das 
römiſch⸗katholiſche Lehrſyſtem beſtimmter abgefchlofien und die Bande 
ber Abhängigkeit von Rom fefter geknüpft, um fie vor dem Ein- 
dringen’ deutfcher, Die Subjeftivität des religiöfen Lebens fefthalten- 
ber SKegerei zu wahren. Der Ausfchluß. der evangelifchen Lehre von 
dem römiſch-katholiſchen Kirchenthum wurde jebt erſt vollſtaͤndig 
vollzogen und die Tremmung, ja ſogar der feindfelige Gegenſatz 
burch die Beſchlüſſe und Verdammungen des Conciliums, förmlich 
fanktionirt. Das mas von dem tridentiner Concil feftgefeßt wor⸗ 
den war, machte ber Jeſuitenorden, ver im I. 1540. geftiftet, feit 
bem I. 1563 ſich in Deutfchland zu verbreiten begann, praktiſch. 
Diefer Orden, der fih die Bekämpfung der Reformation zur Auf 
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gabe machte und im Gegenfaß zu ber Innerlichleit des religiöfen 
Lebens, wie fie der Proteftantismus und die deutfhe Sinnesart 
forderte, recht prinzipiell die Aeußerlichkeit vertrat, war ganz ges 
eignet eine geiftige Bildung zu fhaffen, die auf den deutſchen 
Nationalcharakter auflöfend wirken mußte. Die Erfolge der Iefuiten 
waren um fo größer, da fie die Waffen der Reformation gebrauch» 
ten und viele äußerlihe Verbeſſerungen, die der Proteftantismns 
dem kirchlichen Leben gebracht Hatte, auf bie. Eatholifche Kirche 
übertrugen. Namentlich bemächtigten fie ſich des von dem früheren 
Katholicismus fo vernachläßigten Jugendunterrichts und wußten 
fowohl in der Methode, als in umfaflender Popularifirung des 
damald vorhandenen wifjenfchaftlihen Stoffes die Proteftanten zu 
überholen. Dadurch gewannen fie das Anfehen, Pfleger der Kultur 
zu fein und brachten einen großen Theil des gebildeten und halb⸗ 
gebildeten Mittelftandes in den Bereich ihres Einfluffes. Beſon⸗ 
ders aber machten fie fih in Geftalt von Beichtvätern und Er⸗ 
ziehern an Staatsmänner und Hofleute, bei denen ber Firniß von 
Bildung, mie ihn die Iefuiten zu bereiten wiflen, von jeher beſon⸗ 
ders beliebt geweſen if. Sie lernten e8 bald, in geiftlihen und 
weltlichen Dingen die Gewiſſen zu lenken und zu beherrichen. Eine 
kluge Geſellſchaftsverſaſſung ſetzte fie in Stand, einander in bie 
Sand zu arbeiten und für ihren Zweck mit wunderbarer Geſchick⸗ 
lichkeit und Confequenz zuſammenzuwirken. Sie entfalteten eine befon- 
ders rührige Thätigfeit an dem batrifchen und öfterreichifchen Hofe. 
In Batern hatten, wie fhon oben erwähnt worden, bereit3 in den 
erften Zeiten der Reformation, die katholiſchen Reaktionsbeftrebungen 
Anklang gefunden, dorthin wurden ſchon von Herzog Wilhelm alsbald 
Jeſuiten berufen. Albrecht V., derſelbe der den Proteflanten anfangs 
einige Zugeftänbniffe Hatte machen müſſen, Tam ganz in ihre Ges 
walt und mit ihrer Hilfe, beſonders dur den Eifer des Paterd 
Caniſius gelang es, die Reformation in Batern völlig auszurotten. 

Auch in der kaiſerlichen Familie Hatte feit der fpanlichen 
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nen. Der in Spanien erzogene Rudolph wurde nady feines Waters 
Tod tm I. 1576 Kaiſer, und nun z0g die Gegenreformation in 
Defterreih mit vollen Segeln ein; der Proteflantiömus wurde 
zuerft in ben Städten und dann auch auf dem Lande mit allen 
Mitteln verbringt und unterbrüdt. Auch in anderen beutfchen 
Ländern machte die Gegenreformation unter Leitung der Jeſuiten 
raſche Fortſchritte. In Köln, mo der Erzbiſchof, unterſtützt vom 
Adel, im Begriff war zur reformirten Lehre überzutreten und fein 
Land zu reformiren, wurde derſelbe vom Papft abgeſetzt, ein bai⸗ 
rifcher Prinz an jeine Stelle gebracht und ein fpanifches Heer half 
den Katholicismus wieder einführen. In Osnabrück, Münfter, 
Hildesheim gelangte der Katholicismus durch die Betriebſamkeit 
der SIefuiten wieder zur Herrſchaft. In Würzburg machte ber 
junge Biſchof Julius Echter von Mefpelbrunn, der eine Zeitlang 
große Neigung gezeigt Hatte, mit Hilfe der Reformation bie erblihe 
Herrfhaft in feinem Lande fih zu verfhaffen, auf einmal eine 
Schwenkung zu Gunften des firengen Katholicismus, er zog von 
Sefuiten begleitet von Stadt zu Stadt, um eine Kirchenreformation 
vorzunehmen unb die proteflantifch gefinnte Bevölkerung durch 
Ermahnung und Zwangsmaßregeln zum Katholteismus zurüd- 
zuführen. 

Während die Katholiken mit Einigkeit und Beharrlichkeit zu⸗ 
fammen wirften, um ihr Ziel zu erreichen, herrfchte bei den Pro⸗ 
teftanten die größte Uneinigkeit, fie waren nicht nur durch bie 
Gegenſätze des Lutherthums und Calvinismus in zwei große Par- 
teten gefpalten, die einander aufs gehäfftgfte befehbeten, auch inner» 
Halb der Parteien verfolgten die Theologen einander mit giftigen 
Bänkereien. Um wenigſtens die Lutheraner zu einigen, verfuchte 
ber Tübinger Theolog Jakob Andrei unter dem Schuß des Kurs 
fürften Auguft von Sachen, eine Lehrformel zu Stande zu bringen, 
welche in ähnlicher Weile, wie die Sabungen des Triventinums 
ben katholiſchen, ſo den ächtlutherifchen Lehrbegriff abſchließen follte. 
So entftand 1577 die ſogenannte Konkorbienformel, in welcher 
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die verſchiedenen Lehrmeinungen Tünftlich miteinander ausgeglichen 
waren, ohne jedoch den Inneren Zwieſpalt verdecken zu können. 
Die Uneinigkeit der Theologen ging auch auf die Fürſten und 
Regierungen über und ließ es zu Feinem politifhden Zufammenhalten 
kommen. Die veformirte Pfalz fland dem Tutherifchen Sachen 
ſchroff gegenuͤber. Nah Innen bildete fih das durch die Refor⸗ 
mation gefchaffene fürftliche Kirchenregiment zur ärgften Glaubens⸗ 
Tyrannei aus, und fteigerte die fürflliche Macht zu einer wahren 
Willkührherrſchaft. Diefe Fürſtenherrſchaft wirkte um fo fehlimmer, 
da ein großer Theil der damaligen proteflantifhen Fuͤrſten Deutſch⸗ 
lands durch Unfähigkeit und Sittenlofigkeit ſich auszeichnete. Der 
Kurfürft Ioahim I. von Brandenburg erfhöpfte fein Land durch 
maßlofe Verſchwendung und üppige Maitreſſenwirthſchaft. Kurfürft 
Chriſtian IL von Sachſen war faft immer befoffen und durch 
Wolluſt zum Krüppel geworden. Veberhaupt hatte das Lafter 
der Trunkſucht an den fürftliden Höfen in Deutfchland furchtbar 
überhband genommen und die politifhe Einſicht getrüßt und bie 
Kraft gelähmt. So war Deutfchland, in Folge der fchlimmen 
Wendung welche die Neformation genommen hatte, nicht nur in 
zwei feindliche Lager gefpalten, fondern überbieß von einer Menge 
Uebelſtaͤnden heimgefucht, welche dazu dienten, das nationale Leben 
zu erſticken und die ſtaatlichen Verhältniffe zu zerrütten. Während 
bie Zuftände in den proteftantifhen Ländern in politifcher Beziehung 
beinahe noch fehlimmer als die gewaltſame Eatholifche Gegenrefor⸗ 
mation wirkten, führte in einem benachbarten, urfprünglich dent⸗ 
fhen Lande, der Kampf für Glaubenöfreiheit zu einem herrlichen 
nationalen Aufſchwung. 

Die Niederlande, deren ganze Bevölkerung, befonderd in ben 
nörblihen Provinzen der Neformation zugetban war, hatte Philipp 
mit allen Mitten der Gewalt, mit Verlegung ber von ihm bes 
ſchworenen Verfaſſung, durch Hinrichtung mehrerer ſehr angeſehener 
Männer vom höchſten Landesadel, geſteigerte Steuerforderungen 
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verfücht. Die Folge davon war, daß der Abel und reihe Bür⸗ 
gerftand der Städte fih mit aller Macht für Vertheidigung ber 
Glaubensfreiheit und der verfaffungsmäßigen Nechte erhob. Holland 
und Seeland, Geldern, Zütphen, Friesland, Oberyſſel und Grönin⸗ 
gen traten den 22. San. 1579 zu Utrecht in ein feſtes Bünbniß - 
zufammen, fagten ſich völlig von der fpanifchen Herrſchaft los, traten 
in eine vereinigte Nepublif zufammen und wählten Wilhelm, Gra⸗ 
fen von Oranien, den früheren königlichen Statthalter, zum Obere 
haupt oder Präfldenten. Der Unabhängigkeitderklärung mar bie 
Berfiherung beigefügt, daß fih Holland durch diefen Schritt in 
feinem Fall dem heiligen römiſchen Reich entziehen wolle. Freilich 
war dieß auf die Boraukfegung gebaut, daß das Meich ihnen 
belfen würde, dieß gefhah aber nicht. Marimilian Hatte früher 
bet feinem Better verfühnlihe Schritte verſucht, aber ohne Erfolg, 
die nicht ernftlih gemeinten Vorſtellungen Rudolphs IE Eonnten 
noch weniger helfen, fein Bruder Mathias, der heimlich fam, um 
fih Anhang zu werben, fand einen, da er nicht den Muth Hatte 
ernftlih für die Mechte der Niederländer aufzutreten, und machte 
AH im der Stille wieder davon. Die deutſchen Fürften hatten 
feine Neigung, fi der republifanifch gefinnten Holländer anzu- 
nehmen, die deutfchen Lutheraner wollten nichts mit ben nieberlän« 
ländiihen Galviniften zu thun haben. Die deutſchen Handelsſtädte, 
beſonders die von der Hanfa, die ſchon früher durch Nivalität mit 
ben nieberlänbifihen in gefpanntem Berhältniß waren, folgten jetzt 
den Eingebungen ihrer Eiferfucht und legten den Holländern Hin⸗ 
berniffe in den Weg, anftatt ihnen Beizufichen. So waren fie 
vom Meiche verlafien und verftoßen, gendthigt ſich immer vollſtän⸗ 
biger loszureißen und eine eigene Nationalität zu begründen. Diefe 
erftarkte unter fortwährendem Freiheitskampf zu herrlicher Blüthe, 
die. Holländer befamen, was das deutſche Reich nicht Hatte, nicht 
nur bürgerliche Freiheit, fondern auch einen audgebteiteten See⸗ 
Handel, reiche Kolonien, eine ftreitbare Kriegäflotte, politifche Macht 
nah Außen und nach Innen, Wohlftand ja Reichthum. Der 
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Waffenſtillftand vom I: 1609 brachte Anerkennung der republi« 
kaniſchen Selbſtändigkeit von Seiten Spaniens und Oeſterreichs. 
Die fünlichen Provinzen der Niederlande blieben katholiſch, und es 
gelang deshalb dem Herzog von Parma fie der ſpaniſchen Herr 
ſchaft wieder zu unterwerfen; fie wurden im I. 1598 von Philipp IL 
feiner Tochter Iſabella, bei ihrer Vermählung mit Erzherzog Als 
brecht von Oeſterreich, als Mitgift gegeben, wodurch fle zwar an 
Oeſterreich, aber nicht an Deutſchland kamen. 

Das deutſche Reich gerierh unter dem unfähigen, theilweiſe 
Hlödfinnigen Katfer Rudolph IL, gänzlich in Verfall, die katholiſche 
Gegenreformation machte dagegen große Fortſchritte. Um dieſe zu 
fihern und fie bei der zunehmenden Schwäche der kaiſerlichen Macht 
nicht neuen Wechſelfällen auögefegt zu fehen, glaubten die Sefuiten 
für eine Träftige und zugleich gut katholiſche Nachfolge im Reich 
forgen zu müffen. Der voraudfichtlihe Nachfolger des Finderlofen 
Rudolphs, fein Bruder der Erzherzog Mathias, der in den Nies 
derlanden eine jo geringe Rolle gefpielt Hatte, gab auch Feine 
genügende Bürgſchaft für eine Reichsgewalt, die im Stande gewefen 
wäre, dem Katholicismus in Deutihland genügenden Schuß zu 
gewähren. Die Partei, welche fih die Erhaltung des Katholicid- 
mus in Deutſchland zur Aufgabe machte, würde wohl kein Bedenken 
getragen haben, die deutſche Kaiſerwürde einem anderen Geſchlecht 
als dem Haufe Habsburg zuzuwenden. Die wittelsbachiſche Dynaftie 
in Baiern hatte fich um die katholiſche Kirche in Deutichland fo 
große DVerdienfle erworben und ums 3. 1594 Fam dort in bem 
"jungen Herzog Marimilian I. ein Fürft zur Mitregierung, ber 
nit nur ein treuer Schüler der Iefuiten war, fondern au durch 
Energie des Charakters und geiftige Befähigung über alle damaligen 
Fürſten Deutſchlands entfchteben hervorragte. Ihn Hatte nach 
Rudolphs IL. Tod 1612 auch König Heinrich IV. von Frankreich 
empfohlen. Für die Entwidlung des Proteftantismus wäre fein 
kräftiges Negiment gefährlich gewefen, dagegen wäre es ihm viel⸗ 
leicht gelungen, die Einheit des Meiches zufammenzubalten und den 
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irren des 30jährigen Krieges vorzubeugen, ober fie wenigſtens 
abzufürzen. Doch entſchied nicht die Ueberzeugung von Marimilians 
perfönlicher Tüchtigkeit, fondern die Macht des Herkommens umb 
das Erbglück des Haufes Oeſterreich. Erzherzog Mathias, der 
längft begierig gemwefen war, feinen Bruber zu beerben, wurbe 
gewählt. Uber bereits hatten die Jeſuiten auch ihm, dem in vor⸗ 
gerückten Jahren Einderlofen, einen Nachfolger außerfehen in dem 
Erzherzog Ferdinand von ber fteiermärfifchen Linie des Hauſes 
Habsburg. Er war ein Enkel König Ferdinands L von deſſen 
füngerem Sohn Karl, und hatte gleichzeitig mit dem Herzog Marts 
milian von Baiern feine Bildung bei den Jeſuiten in Ingolftabt 
erhalten. Seinem Univerfitätsgenofien ftand er in geiftiger Be- 
gabung nad, aber e8 fehlte ihm nicht an gutem Verftand, zubem 
war er der katholiſchen Kirche unbebingt ergeben, entſchieden in 
feinem Wollen und hielt die ihm einmal eingepflanzten Grundfäße 
mit zäher Beharrlichkeit fe. Daburh war er ein treffliches 
Werkzeug ver Tirchlichen Reaktionspartei, die nun mit allem Eifer 
darauf Hinarbeitete, das Haus Defterreich zur Unterbrüdung der 
Kegerei auszuräften und anzutreiben. Die Unterflügung Oefter- 
reichs wurde ein politifcher Glaubendartifel der Jeſuiten. Doc 
wollten fie den Schuß der Kirche auch nicht unbedingt dieſem Haufe 
anvertrauen. Sie ftellten für den Fall, daß es, nachdem es feine 
Herrfchaft über Deutſchland befefligt Haben würde, auch gegenüber 
von der Kirche eine felbftändige Stellung einnehmen und zu thetl- 
weijen Reformen im Intereffe der Verfühnung ver Parteien nöthigen 
wollte, den Herzog Maximilian von Baiern in Hinterhalt, um ibm 
bie Wage zu halten, ſobald es durch feine Macht der Kirche un- 
bequem und gefährlich werben wollte. Marimilian war feit Anfang 
des 17ten Jahrhunderts das Haupt der katholiſchen Partei im 
Neihe, und bemächtigte ſich, als die proteflantifche Reichsſtadt 
Donauwörth den Wortlaut des Religionsfriedens verleht hatte 
und er mit Vollziehung der Acht beauftragt wurbe, hiefer Stabt, die 
er als Erſatz für die Kriegskoſten in Beſitz nahm, um den Pro⸗ 
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teftantiomus in derfelben auszurotten. Jemehr die katholiſchen 
Neihöftände fich befeftigten und neuen Boden gewannen, deſtomehr 
drängte fich den proteftantifhen das Bedürfniß auf, durch eine 
engere Verbindung fih Schug zu verſchaffen. Die Streitigkeiten 
ihrer Theologen, namentlich der Ziwiefpalt der durch Lutherthum 
und Galoiniemus in der proteftantifhen Welt eingerifien war, und 
der Mangel eines befähigten Hauptes, hatte fie feit Auflöfung des 
ſchmalkaldiſchen Bundes nicht mehr zur Gründung eines neuen 
fommen Iafien. Jetzt aber bot fi ihnen an dem franzöflichen 
König Heinrich IV. ein Haupt an. Diefer, urfprünglih dem pro⸗ 
teftantifchen Bekenntniß angehörig, hatte daffelbe dem Beſitz ber 
Krone von Branfreich geopfert und verfolgte nun großartige poli= 
tiſch⸗kirchliche Gleichgewichtsplane, wodurch er den Frieden Europa's 
fichern zu konnen meinte. Die Demüthigung des Hauſes Habs⸗ 
burg ſchien ihm die erfie Bedingung zu Herſtellung eines Gleich⸗ 
gewichts der europäifchen Staaten und allgemeiner Dulbung ber 
verfhiedenen Religionsparteien, und er Enüpfte deßhalb mit allen 
antihabsburgiſchen und afatholifhen Elementen Verbindungen an. 
In diejer Beziehung waren ihm natürlich die deutfchen Proteftanten 
fehr willfommen. Er nährte ihre Oppofition gegen den habs⸗ 
burgifehen Katfer und Hatte in feinem europätfchen Gleichgewichts⸗ 
Syſtem ein Deutſchland ausgedacht, deſſen verſchiedene Beſtandtheile 
durch einen Wahlkaiſer nur loſe verbunden, möglichſt große, religiöſe 
und politiſche Selbſtändigkeit zu genießen haben ſollten. Die Kai⸗ 
ſerwürde ſollte nicht mehr an das Haus Habsburg gebunden, die 
Wahl möglichſt frei ſein und die Erblichkeit und einigende Macht 
des Kaiſers dadurch abgeſchnitten werden, daß nie zwei Fürſten 
aus einem Hauſe nacheinander die Krone ſollten tragen dürfen. 
Un den Schutz König Heinrichs von Frankreich fi anlehnend, 
ſchloſſen nun die proteftantifchen Zürften von Kurpfalz, Pfalz⸗Neu⸗ 
burg, Würtemberg, Baden und die brandenburgiſchen Markgrafen 
in Franken am 4. Mat 1604 zu Anhaufen in Schwaben ein 
Bündniß auf 10 Jahre, dem bald darauf auch der Kurfürft von 
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Brandenburg, der Landgraf von Hefien und einige Meichöftädte 
beitraten. Der Kurfürft von Sachſen hielt fi ferne, weil er mit 
Deſterreich nicht brechen wollte und durch Freundſchaft mehr zu 
erreichen hoffte, als durch Oppofition. Der ausgeſprochene Zweck 
des Bundes mar gemeinfamed Handeln auf den Meichötagen und 
Schuß der proteſtantiſchen Sache gegen etwaige Eingriffe. Die 
Glieder waren nur durch ein loſes Band yerfnüpft, für Friedens⸗ 
zeiten follte der Kurfürft von der Pfalz dad Direktorium führen, 
für den Fall des Krieges aber, wo das Bebürfniß der Einheit am 
dringendften war, wollte ſich Teiner dem andern unterorbnnen, ein 
durch gemeinfame Vertretung gebildeter Kriegsrath follte dann die 
Leitung übernehmen. ine natürliche Folge der proteflantifchen 
Union war die Stiftung eines Bündniffes der Eatholifchen Reichs⸗ 
flände, der fogenannten Liga, die am 10. Juli 1609 unter Leitung 
Herzog Marimiliand zu München errichtet wurbe, und ſich bie 
Erhaltung des Religionsfriedens und des katholiſchen Glaubens 
zum Zweck ſetzte. Auf beiden Seiten mollte man fi auf Der 
theidigung befchränten, aber ein Erbfolgeſtreit über die durch Tod 
erlenigten Länder Jülih, Eleve, Berg und Dark am Nieverrhein, 
fhien den Krieg zum Ausbruch bringen zu wollen. Zwei Mit- 
glieder der Union, der Kurfürft von Brandenburg und der Pfalzgraf 
von Neuburg erhoben Anfprüche, die katholiſche Partei aber veranlaßte 
den Kaifer, die ftreitigen Länder einftweilen dem Öfterreichtichen Erz⸗ 
berzoge Leopold zur Verwaltung zu übergeben, bamit dieſer fie mit 
Hilfe.der Spanier in den Niederlanden wieder Fatholifch made. Die 
Untonsmitglieder ſtuͤtzten fi auf Frankreich und fhloffen mit Hein 
rih IV. ein Bündniß, der bereitwillig die Gelegenheit ergriff, um 
einen Schritt zur Verwirklichung feiner europälfchen Plane zu thun. 
Er ſollte ein Heer am Nieverrhein aufftellen und war eben im 
Begriff ſich felbft dazu zu begeben, als er von Ravaillac, der 
wahrfheinlih von den Iefuiten gebungen war, ermorbet wurde. 
Seine Einmiſchung Hätte vieleicht der Aufldfung der deutſchen 
Reichsverfafſung eine andere Wendung gegeben, als die, welche 
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fpäter durch den 30jährigen Krieg erfolgte, aber ſchwerlich zu Er⸗ 
haltung nationaler Einheit gedient. Das jülichſche Erbe wollte er 
nicht den verbündeten Uniondfürften gönnen, fonbern mit der nies 
derlaͤndiſchen Republik vereinigt wiſſen. Elſaß ſollte mit der Schweiz 
und Tyrol ebenfalls zu einem freiſtaatlichen Bunde zuſammentreten. 
Das huſſitiſche Boͤhmen, das ſich ſo ungern der habsburgiſchen 
Herrſchaft fügte, ſollte als ſelbſtändiges Wahlreich ebenfalls von 
Deutſchland losgeriſſen werden, und dann nur ein ſehr verkleinertes 
deutſches Reich unter einem Wahlkaiſer bleiben. Zur Schmälerung 
der habsburgiſchen Mat würden allervings diefe Territorialver« 
änderungen geführt haben, aber auch der Sturz des deutſchen Neiches 
. hätte Dadurch befchleunigt werden müffen. Elſaß wäre auf diefe Weife 
schwerlich für Deutſchland beffer erhalten worden, die unteren Rhein⸗ 
gegenden hätten gleiches Loos mit Holland theilen müfjen, Böhmen 
hätte durch feine Selbfländigfeit Deutfchland noch mehr entfrembet wer- 
den müffen, als es durch die habsburgiſche Herrſchaft geſchehen ifl. 
Jedenfalls Hätte eine gründliche Umgeſtaltung Deutſchlands eintreten 
müſſen, wenn Heinrichs abentheuerliche Plane einigermaßen aus» 
geführt worden wären. Uber dem franzöflicden Könige war es 
nicht beſchieden Habsburgs Macht zu flürzen. 

Der drohende Kampf zwifhen Union und Liga Fam nicht 
zum Ausbruch, der jülichſche Erbfolgeftreit erledigte ſich zum Vor⸗ 
theil der Berechtigten, von denen einer, der Pfalzgraf Wolfgang 
Eatholifch wurde und feinen Erbtheil der Gegenreformation öffnete. 
Dagegen gab 9 Jahre fpäter die Erbfolge der Habsburger in Böh⸗ 
men den Anftoß zu dem nun unvermeiblichen Kampf zwifchen den 
Neligionsparteien, in welche ſich die deutſche Nation gefpalten hatte. 
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Der dreißigjährige Arieg erwect durch Mallenflein und 

Guſtav Adolph wieder einige Hoffnung der nationalen 

Einigung, aber macht durd fein endliches Ergebniß den 

Bwiefpalt unheilbar. Gefetliche Auflöfung der Neichsein- 
heit durch den weflfälifchen Frieden. 


Der dreißigjährige Krieg war von Anfang an weſentlich ein 
Kampf gegen und für die Herrfhaft des Haufe Habsburg über 
Deutfchland. Bon ihrer Fortdauer hing nit nur dad Schidfal 
der Neformation, fondern auch die politifhe Zukunft Deutſchlands 
ab. Durch feine Verſchmelzung mit dem Katholicismus hatte das 
fpantfcheöfterreichifhe Syſtem ein entfchieden antinationaled Element 
in fih aufgenommen, fo daß fchon dadurch eine auf den Grundfaß 
der Nationafität gegründete Einigung Deutſchlands abgefhnitten 
war. Dazu kam noch, daß Defterreich bei der beſtehenden Ver⸗ 
faffung Deutſchlands ſich auf nicht deutſche Völker flügen mußte, 
um fich die Herrfchaft zu erhalten. Nur wenn es gelang, Deutfih- 
land von diefer Hemmung einer auf Papſtthum und nicht deutſche 
Völkerſchaften geflügten Dynaftie zu befreien, war eine nationale 
einheitliche Entwickelung möglih gemacht. 

Eben ein Theil der Erblande, auf denen die Macht Defter- 
reichs ruhte, fehien jet bie Dienfte verfagen zu wollen. Erzherzog 
Ferdinand Hatte fih noch bei Lebzeiten feines Vetters, Kaiſers 
Matthias, zum König von Böhmen Frönen lafſen und erfchien in 
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feinem Belchrungseifer alsbald mit einem Gefolge von Iefulten in 
Prag, um bie Ausrottung des Proteflantismud einzuleiten, obgleich 
er vor feiner Krönung ven Majeftätöbrief der Böhmen beſchworen 
hatte, durch melden ihnen von Kaiſer Rudolph II. Religionsfrei⸗ 
heit zugefichert worden war. Dieß Hatte offenen Widerſtand und 
endlich jenen bekannten Auftritt in Prag zu Bolge, den man als 
nähfte Beranlaffung zum Ausbruch des Krieges anzuführen pflegt. 
Auch in Schlefien, dem Erzherzogthum Oeſterreich, in Mähren, 
Ungam erhob fi der faft durchaus proteftantifche Adel und machte 
die Religionsfreiheit zur Bedingung, unter der man allein Ferdi⸗ 
nand als König anerkennen würde. Die Stände biefer Länder 
fhloffen, von Deutfchland nicht unterflügt, eine enge Verbindung 
miteinander, rüfteten ein Heer, nahmen auch deutſche Landsknechte 
unter Graf Mansfeld in Sold und waren im Begriff vom Haus 
Habsburg abzufallen, wenn man ihnen ihre Forberung der Reli⸗ 
giondfreihelt nicht bewillige. Uber eben jeht bewährte fich das 
merkwürdige Glück Oeſterreichss. Der ſchwache Kaiſer Mathias 
war am 20. März 1619 geſtorben, die Böhmen unter Thurn 
belagerten Wien, eine Deputation des öfterreichifchen Adels war 
im Begriff Ferdinand MI. Zugeſtändniſſe abzuzwingen, da erfchlen 
ein Häuflein ungariſcher Reiter in Wien, zugleih traf die Nach⸗ 
riht ein, Graf Mansfeld fei von den Faiferlicden Truppen geſchla⸗ 
gen, die Böhmen mußten fih von Wien zurüdzichen und Ferdinand 
befam jeßt freie Bahn nach Frankfurt zur Kaiſerwahl zu ziehen. 
Dort zeigte fih nun die Selbftfucht, Uneinigkeit und Schwäche der 
Bürften des proteſtantiſchen Deutfchlands In einem grellen Lichte. Sie 
wußten ganz gut, daß Ferdinand im Verein mit den Iefuiten fich 
die Aufgabe gefeht Hatte, ven Katholicismus in Deutſchland wieder- 
herzuſtellen. Dieß war ihm aber nur möglih, wenn er Kaifer 
wurde und dadurch die Hilfsmittel bekam, auch den Auffland in 
feinen Grblanden zu unterdrüden. Die nächſte Aufgabe der pro- 
teſtantiſchen Fürſten war, feft zuſammenzuhalten, um bie Kaiſerwahl 
Berbinands zu verhindern. Uber flatt deſſen war gerade. jet bie 
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Union in der Auflöfung begriffen und wurde nur noch nothduͤrftig 
zufammengehalten. Der Kurfürft von Brandenburg zeigte fich 
gleichgültig, fein Kanzler Schwarzenberg war von Defterreich bes 
flohen. Der Kurfürft von Sachen, von dem ebenfalls beftochenen 
Hofprediger Hoe von Hoenegg geleitet, verband fich mit Ferdinand 
und half ihm gegen die Böhmen, um bei dieſer Gelegenheit bie 
Laufitz zu erwerben. Der Landgraf von Hefien-Darmfladt fuchte 
durch Anſchluß an Habsburg den DVorfprung vor ker Faffelfchen 
Linie zu gewinnen, der Kurfürft Friedrich von der Pfalz, ein 
Veichtfertiger genußfüchtiger Jüngling, trachtete, von feiner fehönen 
und ehrgelzigen Gemahlin Elifabetb Stuart angetrieben, nad) der 
böhmischen Königskrone, ermangelte aber aller Thatkraft und Re⸗ 
gentenweisheit. So war an ein einmüthiges und Eräftiged Zuſam⸗ 
menwirken nicht zu denken, überbieß fehlte es an einem Haupt 
und an einem Fürften, der von den Proteflanten Hätte zum Kaiſer 
gewählt werben Fünnen. Dan dachte fogar an den fireng Tatho- 
liſchen Marimilian von Baiern, welcher als Nebenbuhler Habsburgs 
einige Gemeinſchaft der Interefien mit der proteftantifchen ‘Partei 
hatte. Er ging jedoch nicht auf die deßhalb ihm gemachten An« 
träge ein und Eonnte es nicht. So war die Wahl Ferdinands 
von Steiermark eine politiiche Nothwendigkeit geworden durch bie 
Uneinigkeit und Schwäche der beutfhen Fürften, und am 28. 
Auguft wurde der Habsburger einftimmig gewählt. Gleichzeitig 
traf die Nachricht von der Wahl des Kurfürften von der Pfalz 
zum König von Böhmen ein, und bie Ungarn wählten ben fleben- 
bürgiſchen Fürſten Bethlen Gabor, der an der Spite eine großen 
Heeres an der Grenze Defterreichs fland, zu ihrem König. 

Der neue Kaifer ſah wohl ein, daß er fih ohne Hilfe nicht 
würde behaupten Tönnen; er ſprach auf der Rückreiſe von Frank. 
furt bei feinem Schwager und Jugendfreund Marimilian zu Müns 
hen ein und bat ihn dringend um Beiſtand. Maximilian, der 
die Kaiſerkrone abgelehnt Hatte, aber gern die Gelegenheit ergriff, 
bie wirkliche Macht in Deutfchland fich anzueignen, ließ ſich erbitten 
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und ſchloß am 8. Oktober 1619 einen Vertrag ab, mohurd er 
die unbeſchränkte Leitung der Liga zum Behuf der Mettung Oeſter⸗ 
reichs übernahm, aber zur Entſchädigung für die Kriegsfoften die 
Habshurgifhen Güter und Erbländer, die er den Feinden entreißen 
würde, fich verpfänden ließ. Im folgenden Jahre rüdte Maximi⸗ 
lian an der Spike eines ligiſtiſchen Heeres in Böhmen ein, Fried» 
rich von der Pfalz wurde in einer Schlacht auf dem weißen Berge 
bei Prag völlig beflegt und mußte mit der Reichsacht belegt fliehen. 
Böhmen war für Defterreich wiedergemonnen und wurbe nun von 
Ferdinand mit allen Gewaltmitteln zum Katholicismus zurückge⸗ 
bracht. Auch der Aufftand in Defterreich wurde jetzt unterdruͤckt. 
Die Pfalz wurde von den Niederlanden aus mit fpanifchen Trup⸗ 
pen befegt und die Union löste fih nah dem unglücklichen Fall 
ihres Hauptes rath⸗ und miderftandelod auf. Die deutfchen Pro⸗ 
teftanten fuchten fi jest in dem König Chriflian IV. von Däne- 
mark einen neuen Proteftor. Kaifer Ferdinand aber, aus ber ärgften 
Noth befreit, wollte feine Rettung nicht mehr allein dem zum Dank 
für feine Hilfe zum Kurfürften erhobenen Marimiltan zu verbanfen 
haben, und fand in dem böhmiſchen Edelmann Albrecht von Wal- 
Ienftein, der durch reihe Heirathen und Ankäufe Eonftscirter Güter 
zu großen Mitteln gelangt war, einen Eöniglichen Geift, ver ihm nicht 
nur ein Heer ſchuf, fondern au unter dem Vorwand der Ders 
theidigung gegen den Dänenkönig ganz Norddeutſchland unterwarf, 
und die kaiferlichen Truppen bis an die Oftfee führte. Wallen- 
ſteins Plane gingen weit über den Zweck der Bertheibigung 
Oeſterreichs und des Katholicismus hinaus, er dachte an Wiederher- 
ſtellung der Taiferlichen Macht, an Unterwerfung der Reichsfuͤrſten. 
Er ſprach es offen aus, man brauche Feine Kürften und Kurfürften 
mehr, es fei Zeit venfelben das Gafthütlein abzuziehen, er meinte 
wie in Hispanien und Frankreich nur ein König ſei, alfo folle 
in Deutſchland auch nur ein Herr fein. Um die Neichöfürften zu 
verdrängen, feßte er ihnen eine neue Milktärariftofratie entgegen, fich 
ſelbſt ließ er auf den Grund feiner böhmiſchen Herrſchaften zum 
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zogenen Erzbisthümer Magdeburg und Bremen, viele andere Bis⸗ 
thümer und eine Menge Kloftergebiete wieder Fatholifh werden 
ſollten. Dieß war nit nur eine ultrasfatholifche Maßregel, bie 
den Sefuiten Gelegenheit zu großer Bereicherung gab, ſondern au 
ein Mittel, die Verföhnung mit den Proteftanten unmöglich zu 
machen. Derfelbe deutſche Kurfürft Maximilian von Baiern, ber 
in Regensburg als heftiger Ankläger Wallenfteind aufgetreten war, 
ging mit dem Papft Urban VII. und dem Regenten Frankreichs, 
dem mächtigen Kardinal Nichelien, Berbindungen ein, welche bie 
Niederhaltung der habsburgiſchen Macht zum Ziele Hatten. Richelieu 
war es, der den eroberungdluftigen Schwebenfönig Guftav Adolph, 
der ſchon lange damit umging, als Befchüher des Proteflantismus 
an ber Spike eined Heeres nach Deutfchland zu ziehen, zur Aus⸗ 
führung dieſes Planed ermunterte. Am 24. Juni, noch ehe bie 
Abſetzung Wallenfteind vom Kaiſer beſchloſſen war, erfchlen Guftav 
Adolph mit einem trefflih gerüfteten, auserlefenen Heere auf 
deutſchem Boden, und da das Eaiferliche Heer ohne Führer in ber 
Auflöfung begriffen war, lag jetzt Die ganze Laſt des Krieged auf 
dem Heere der Liga und ihrem Haupte dem Kurfürften von Baiern. 
Während nun ver Feldherr der Liga feiner Welfung gemäß zau⸗ 
derte gegen die Schweden vorzurüden, damit die Wucht ihre An⸗ 
griffs auf die Katferlichen falle, bemächtigte fh Guſtav Adolph 
Norddeutſchlands und ſchloß, da die proteftantifchen deutſchen Fürften 
vorfiätig abwartend an einem Neutsalitätsbund brüteten, zu Bär⸗ 
walde in der Neumark einen Vertrag mit Frankreich, ver ihm 
400,000 Kronen jährlihe Hilfsgelder ficherte. 

Nachdem die graufame Zerſtörung der evangelifchen Stabt Mag» 
deburg durch Tilly das ganze proteftantifche Deutſchland Darauf ange 
wiefen Hatte, an Guſtav Adolph fih anzufihließen und er au 
feinen Schwager, den diplomatifch zögernden Kurfürflen Georg 
Wilhelm von Brandenburg zu einem Bündniß genöthigt hatte, 
beflegte er das Taiferlicheligiftifche Heer unter Tilly in einer großen 
Schlacht auf dem Breitenfeld bei Leipzig am 7. September 1631 
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fo vollſtaͤndig, daß er ohne erheblichen Widerſtand nach Suͤddeutſch⸗ 
land vorbringen Tonnte, wo ihn die Proteftanten mit Jubel empfin- 
gen. Während die Feinde Habsburgs jebt meinten, er folle nad 
Win eilen um Zerbinand zu demüthigen und die Eaiferlihe Gewalt 
vollends zu vernichten, dagegen Baiern fehonen, wie es deſſen Ver⸗ 
bündete Frankreich und der Papft wollten, 309 er an ben Main 
und Rhein, um die reihen Bisthümer zu erobern und ten Grund 
zu einem neuen beutfchen Meich zu legen. Bamberg, Würzburg, 
Mainz, die Pfalz wurde jetzt von den Schmweben eingenommen, 
überall boten fi Verbündete an, mit Begeifterung kam man bem 
Befreier entgegen. Beſonders die proteſtantiſchen Reichsſtädte in 
Sübddeutſchland gewährten ihm reichliche Unterſtützung. Jetzt gab 
Guſtav Adolph auch offene Andeutungen über feine weitergehenden 
Diane. Gegen eine Gefandtfchaft der Stadt Nürnberg äußerte er 
fh: was er dem Feind abgewinne, das denke er zu behalten. 
Der proteftantifhe Bund müfle fih von den Katholiten trennen 
und ein tüchtiges Haupt wählen, beſonders für den Krieg, Mit 
bloßem Sol Eönne er fi nicht begnügen, er habe ein Net 
Rand zu fordern, befonders Eönne er Pommern nicht entbehren, 
wegen ber nothwendigen Verbindung mit der See. Wenn er au 
etwas zurüdgeben wolle, fo bürfe er doch biefelben Rechte der 
Oberherrlichkeit anfprechen, tie die alten Kaiſer früher ausgeübt; 
bie jeßige Meichöverfaffung tauge nichts mehr. Die Nürnberger 
Gefandten erwiederten entgegenfommend: fie wüßten Tein beſſeres 
Oberhaupt als Ihre Majeftät jelbft. 

In einem Entwurf der Priebendbebingungen, den er nad 
München ſchickte, verlangte er u. A. geradezu, man folle ihn zum 
Dank für die Mettung des Meiches zum römiſchen König wählen. 
Man konnte wohl merken, feine Abficht ging dahin, Kaiſer von 
Deutfhland zu werben. Dieß war auch keineswegs blos eine 
eigennüßgige Nebenabficht, die er mit der Maske eines Glaubens⸗ 
helden heuchleriſch verdeckt Hätte, fondern die nothwendige Conſe⸗ 


quenz ſeines Planes, dem Proteſtantiomus zum Si zu verhelfen. 
Klüpfel, deutſche Ginheltsbefirehungen. 
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Denn die Richtung, welche des deutſche Volkageiſt durch die Refor⸗ 
mation eingeſchlagen, konnte nicht zur Herrſchaft gelangen, ſo lange 
ein Kaiſerthum beſtand, das auf den Katholicismus gegründet war 
und die weltliche Gewalt geiſtlicher Fürſten zu feiner Stüge Hatte. 
Wenn Deutfchland unter ber Herrſchaft des nationalen Prinzips 
fich neu geftalten follte, fo mußte e8 ein proteftantifches Oberhaupt 
haben. Weldder Kürft damaliger Zeit wäre aber hiezu tauglicher 
gewefen, als der Schwedenkoͤnig Guſtav Adolph. Der Einwand, 
Guſtav Adolph fei ein Fremder geweſen und Deutſchland wäre, 
im Fall feines Sieges, nur unter ſchmähliche Fremdherrſchaft gekommen, 
zerfällt im nichts, wenn man bedenkt, daß er ein Fürſt von einem 
den Deutfchen verwandten Stamme, von beutfcher Bildung, Sohn 
und Gemahl einer deutſchen Fürftentochter war. Die Gefahr, daß 
Deutſchland ein Nebenland Schwedens würde, war ſchon durch die 
einfache Ratur der Dinge befeitigt; überbieß hatte ja Guſtav den 
Plan, feine Tochter Chriftine mit dem Sohne des Kurfürften von 
Brandenburg zu verheiratben, wodurch die von ben Schweden 
gegründete Herrſchaft über Deutfhland an ein deutſches Fürften- 
Haus übergegangen und der große Kurfürft, der Gründer von 
Preußens Größe, der unmittelbare Nachfolger Guſtav Abolphs 
geworden wäre. Auch deſſen fpäteren Nachkommen, Friedrich den 
‚Großen, hätte Deutſchland alddann der Neihe feiner großen Katfer 
beizählen dürfen. Wie ganz anders hätte fi alsdann die Ent« 
widelung Deutſchlands geftalten müſſen. Schon damals hätten 
durch Guſtav Adolphs Sieg die fhlimmen Verwicklungen, durch 
welche im weſtfäliſchen Frieden Deutſchland zerriſſen wurde, beſei⸗ 
tigt werden müſſen. Durch ſeine Toleranz, die er gegen Katholiken 
wie gegen Calviniſten übte, wäre eine friedliche Vereinigung der durch 
das zeligtöfe Bekenntniß getrennten Parteien möglich, die Einmiſchung 
Frankreichs Träftig zurückgewieſen, die deutſchen Oſtſeeprovinzen mit 
dem Reiche enge verbunden, Liefland gerettet und den Ruſſen ein 
Damm geſetzt worden, und Skandinavien, das Reich der Gothen, 
wäre in die naturgemäße Verbindung mit Deutſchland gekommen. 
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Aber dieſe ſchoͤnen Möglichkeiten wurden auf dem Schlachtfelde 
. von Lügen begraben. Nachdem Guſtav Adolph auch München 
erobert hatte, dadurch Herr über ganz Süddeutſchland geworben, 
die Macht der Liga aufgerieben, felbft Tilly gefallen war und bie 
Sachſen fih in Böhmen ausbreiteten, da wurde Deflerreih, das 
Buftav Adolph nach der Schlacht bei Leipzig verfehont hatte, wieber 
als Vorfechter des Katholicismus in ben Vordergrund gedrängt. 
Kaiſer Ferdinand I. In feinen Erbſtaaten bedroht, in Ungarn durch 
einen neuen Volksführer Ragoczy bevrängt, entfchloß fich jet wieder 
an Wallenflein, den alten Helfer in ver Noth, ſich zu wenden, 
obgleich die Jefuiten es widerriethen. Wallenftein von dem Mip- 
trauen befeelt, daß der Kaifer ihn nur benügen wolle, um ihn 
noch einmal zu opfern, Tieß fi zwar erbitten, aber machte im 
Bewußtſein feiner Unentbehrlichkeit, Bedingungen, die auch auf 
Seite des Kaiſers Mißtrauen erzeugen und feinen Beinden reich- 
lihen Vorwand zu Verdaͤchtigungen gewähren mußten. Gr forderte 
wegen der Uneinigfeit im Neich und der Verwirrung ber DVielherr- 
ſchaft, unbeſchränkte Diktatur, fo daß die Faiferlihen Truppen allein 
feinem Befehl unterworfen fein und felbft der Kaifer fich nicht in 
bie Angelegenheiten der Armee ſollte miſchen dürfen. Die Eroberun- 
gen, die er machen würbe, follten allein zu feiner Verfügung fiehen 
und eines ber öſterreichiſchen Erbländer ihm fürmlich abgetreten 
werben. Der Name Wallenftein wirkte zauberhaft auf die Menge 
von alten Soldaten und Eriegäluftigen Xeuten, die der lange bauernde 
Krieg bereitö als eine eigene Klaſſe der Bevölkerung herangezogen, 
und bald Hatte ſich ein zahlreiches, gut gerüftetes Heer gefammelt, 
mit dem Wallenftein, nachdem er bei Nürnberg drei Monate lang 
unthätig neben dem ſchwediſchen Heere gelagert hatte, Guſtav Adolph 
zum Rüdzug aus Franken nöthigte. Am 6. November 1632 Fam es 
bei Lügen zur Schlacht, in welcher zwar die Schweben flegten, 
aber Guſtav Adolph getödtet wurde. Mit ihm Hatten die deut⸗ 
ſchen Proteftanten den Bührer verloren, ver fle zu einem nationalen 
Siege führen konnte. Aber auch hie Katholifen Hatten feinen 
14* 
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Borkämpfer nationaler Interefien mehr. Wallenflein fland nicht 
mehr auf der Fühnen Höhe feiner früheren Politik. Gr hatte 
wahrſcheinlich die Ueberzeugung gewonnen, es fei mit dem von ben 
Jeſuiten beherrfchten Kaiſer doch nichts zu machen, überdieß war 
feine Kraft dur Krankheit gebrochen, er fühlte ſich zu großen 
Kriegsthaten unfählg und beſchränkte ſich darauf, für feine Familie 
den Befitz Böhmens und den Fürftenftand fichern zu wollen. Dabei 
verwicelte ex fih in allerhand Frumme Wege, die endlich feine 
Ermordung am 25. Februar 1634 herbeiführten. Das Maaß 
feiner Schuld zu ermitteln, iſt bis jeht noch nicht vollftänbig ges 
Jungen. Soviel aber kann man wohl mit Sicherheit annehmen, 
daß es fi dabei nicht um Einheit Deutfchlands und Wiederher- 
ſtellung des Kaiſerthums, fondern um Privatvortheile und Fleine 
Diplomatie handelte. Und überhaupt wäre der dämoniſche Wallen> 
ftein wohl fchwerlich der rechte Mann gewefen, die Einheit Deutſch⸗ 
lands zu retten. Mit Mallenfteins Tod hört das nationale Intereſſe 
des Krieges auf, es ift Fein Kampf um die Einheit des Reiches, 
fondern um die Erhaltung oder Vermehrung des Territorialbefitzes 
der Friegführenden großen und Eleinen Mächte, und um die Nechte 
des Proteftantiomus. Nur in Bernhard von Weimar tauchte noch 
einmal bie Scheingeftalt eines nationalen Helden auf, ohne jedoch 
eine nachhaltige Wirkung zu üben. Deſto mehr Beifpiele von 
gänzlihem Mangel an nationaler Gefinnung, von ſchamloſem Egois⸗ 
mus und Particularigmus finden mir bei ben deutſchen Fürften, 
welche wetteiferten, burch Dienftfertigkeit gegen Branzofen und Schwer 
den Vortheile für fih zu gewinnen und den Verfall des deutſchen 
Meiches audzubeuten. In der ganzen Nation riß aber in Folge 
des langen Krieges und der Greuel, die von Kaiſerlichen und den 
fpäteren Schweden verübt wurden, eine Verwilderung, Sittenloflg- 
feit, Unbildung und Teibliche und getflige Verarmung ein, wobel 
aller politiſche Gemeinftnn erftickte, völlige Gleichgiltigkeit für öffent⸗ 
liche Angelegenheiten fi Aller bemaͤchtigte, fo daß die Eingriffe 
der Fremden gar keinem Träftigen Widerſtand begegneten, Taum 
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als Schmach gefühlt wurden. Der breißigjährige Krieg fügte dem 
Nattonalwohlftand unberechenbaren Schaben zu. Es läßt fi nach⸗ 
weiſen, daß vor dem Krieg ein viel größerer Wohlſtand in Deutfch« 
land Herrichte, und daß felbft nach zwei Jahrhunderten die damals 
gefehlagenen Wunden noch nicht vernarbt find, Durch ben ver= 
minderten Beflg wurden auch bie Mittel politifcher Bildung ver 
mindert, die Verarmung machte dad Volk unfelbfländig, knechtiſch 
gefinnt, zerflörte die Anhänglichkeit an den heimifchen Boden, 
und untergrub die Vaterlandäliche. 

Nah dem Tode Wallenfteins gelang es Defterreih, feine 
Kräfte aufs neue zu fammeln und der Sauptarmee der Schmeben, 
die noch immer die Stüge der proteflantifchen antikaiferlihen Partei 
waren, bei Nördlingen (1634) eine folche Niederlage beizubringen, 
dag fie auf längere Zeit fich zurüdziehen mußten. Aber auch bie 
katholiſche und habsburgiſche Partei Hatte auf Alleinherrjchaft ver» 
zihtet und war froh, mit einem ber deutſchen Bundesgenoſſen 
Schwedens, dem Kurfürften von Sachſen zu Prag im 3. 1635 
einen Separatfrieben abjchließen zu Fönnen, der den Religionsfrieden 
vom J. 1555 beflätigte, und den Beflg der ſeitdem burch bie 
Proteflanten eingezogenen Stifter ihnen wenigflens auf die näch⸗ 
fin 40 Jahre zugeftand. Die meiften evangelifchen Stände traten 
allmählig bei, nur einige wie Sachfen, Weimar und Heſſen hielten 
noch feft zu den Schweden, bie jet auch an ben Franzoſen wett 
eifernde Bundeögenofien befamen. Der Krieg wäre nun eigentlich 
beenbigt gewefen, nicht die deutſche Nation, fondern die Fremden 
feßten ihn fort, freilich großenthells mit deutſchen Sölbnern, wozu 
ein großer Theil des Volkes herabgefunfen war. Die religiöfen 
und nationalen Urfachen, die den Ausbruch des Krieges veranlaft 
und ihn Tängere Zeit genährt Hatten, traten immer mehr in ben 
Hintergrund und es war nur noch ein europäifcher Kampf gegen 
dad Haus Habsburg und den Fortbeftand des deutſchen Reiches. 
Diefer Kampf wurde während des Kriegsgetümmels auch noch auf 
literariſchem Gebiete geführt. Im I. 1640 erfchien unter dem 
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angenommenen Namen Hippolithus a Lapide eine Schrift „de 
ratione status in imperio nostro romano germanico,* die felbft in jener, 
durch kriegeriſche Ereignifje bewegten Zeit, großes Aufſehen machte 
und dem Haufe Habsburg vielleicht noch größeren Schaden zufüigte, als 
die Heere der Franzoſen und Schweden. E8 ift dieß eine fehr ſcharf 
einſchneidende Varteifchrift gegen dad Haus Habsburg, unter der 
Form unbefangener ſtaatsrechtlicher Erörterung, bei welcher ber 
Verfaſſer feinen Hauptgedanken, die gänzliche und ewige Ausftoßung 
Deſterreichs aus Deutfchland, ald Mittel zur Nettung des Reichs 
erft gegen Ende ausfpriht. Wenn es wahr if, fagt er, was 
Machiavelli fehreibt, daß e8 in einigen Staaten verberbenbringende 
Familien gibt, welche zu ihrem Unheil heranwachſen, fo ift gewiß 
dad Haus Habsburg eine folche für Deutſchland, indem fie von 
Eleinen Anfängen ausgegangen, fo weit in ber Macht verangefchritten 
ift, daß fie dem ganzen Reich furchtbar, ja den Untergang bringend 
geworben ifl. Indem er num die ganze deutſche Gefchichte durch⸗ 
geht, um zu zeigen, wie die Habsburger auf Koften des Reiches 
groß geworben, ift e8 am Ende doch nur die Macht, durch die 
Habsburg der deutfhen Freiheit verberblich geworben fein fol. 
Aber eben darin liegt wohl nicht der Hauptvorwurf, der das Haus 
Habsburg trifft, fondern darin, daß es bie Macht, die es dur 
ben Beflg der deutſchen Kaiſerkrone gewann, nicht zur Begründung 
eines kräftigen, einheitlichen, nationalen Regiments, fondern zur 
Ausdehnung feiner außerbeutfehen Hausmacht bemügte, wobei freilich 
anzuerfennen tft, daß der erfle Anfloß zu dieſer außerbeutfchen 
Politik fhon durch die Ermerbung eine Grenzlandes unter Rus 
dolph I. gegeben wurde. Hippolithus à Lapide aber macht es im 
Gegentheil den Kaifern des habsburgiſchen Haufes zum Verbrechen, 
daß fie von Anfang an monarchiſche Rechte ufurpirt und wider 
bie urfprünglide Anlage der deutfchen Neichöverfafiung verfucht 
haben, die Monarchie an die Stelle der durch die Wirklichkeit ver- 
langten ariftofratifhen Republik zu feßen. Dieb naturwibrige 
Streben, meint ex, habe alle die Verwirrung im Reiche verurſacht 
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und das einzige Mittel der Heilung fei, daß nad Ausſtoßung 
Defterreih8 eine Bunbeöverfaffung hergeſtellt werde, bei welcher 
die naturgemäße beutfhe Freiheit ber einzelnen Theile wieder aufs 
fommen könne. Er meint nun, ſämmtliche Reichsſtände, Tatholifche 
wie proteftantifche, follten nah Aufgebung des religiöjen Haders 
ſich vereinigen, um ihre Waffen gegen das Haus Haböburg zu 
fehren, baflelbe vom deutſchen Boden zu vertreiben und feine Deuts 
fen Erblande dem Reich wieder zu erobern. Dieß werde dur 
Einigkeit aller Stände möglich fein, auch werde auswärtige Hilfe 
nicht fehlen, denn Schwehen und Frankreich würden nie die Waffen 
nieberlegen, bis fie das Haus Defterreich entweder ausgerottet oder 
unfhiplich gemacht haben würden. Ihnen müfle Alles daran ge⸗ 
legen fein, dieſes fpanifh-öfterreichifche Geſchlecht nicht über Deutſch⸗ 
land und das baltiihe Meer Herrfchen zu laſſen. Sobald aber 
dieſes Haupthinderniß deutſcher Freiheit hinweggeräumt fei, müſſe 
man darauf hinarbeiten, die Verfaſſung des Reiches wieder auf 
den Fuß zu ſetzen, daß die oberſte Gewalt mehr auf der Geſammt⸗ 
heit der Stände, als auf der Perſon des Kaiſers ruhe, und dieſer 
blos die Leitung der Geſchäfte in Händen hätte. Dieß müßte vor 
der Wahl eines neuen Kaiſers gefetzlich feftgeftellt und bei der 
Neuwahl mehr auf perfünliche Eigenfhaften, ald auf hohe Geburt 
und Neihthum der Erblande gefehen werben. Um aber die Frei 
heit der Wahl in frijchem Andenken zu erhalten, fei es nöthig, 
daß ein Geſetz gegeben werde, daß niemals mehr als drei Prinzen 
aus einem und demfelben Haufe, unmittelbar nacheinander auf den 
kaiſerlichen Thron erhoben werden dürfen. Die Koften zum ſtan⸗ 
besmäßigen Unterhalt des Kaiſers wären aus den Einkünften ber 
jegigen oͤſterreichiſchen Erblande zu nehmen. — 

Die eigentlihe Gewalt im Reich folte in die Hand bed 
wieder regelmäßig zu berufenden Reichsſtags gelegt werben. Wo 
möglich ſollten alle Fürften perfünlih auf demfelben erjcheinen und 
mit den Abgeorbneten der Städte die wichtigften Reichsangelegen⸗ 
heiten berathen. Zum Behuf der lauſenden Gejhäfte fol aber 
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das Reichdregiment wieder errichtet und aus Kurfürſten, Fürſten 
und Abgeordneten der freien Städte gebildet, aber nicht blos für 
eine beſtimmte Zeit, ſondern für immer mit der Gewalt, die es 
ehmals hatte ausgeſtattet werden, ſo daß vom Kaiſer nichts ohne 
Regimentsbeſchluß vollzogen werden dürfte. Auch das Kammer⸗ 
gericht zu Entſcheidung der Rechtsſtreitigkeiten müßte im alten Stande 
bleiben. Ueber beide Collegien hätte der Kaifer oder defien Stell» 
vertreter, als Präfldent das Direktorium zu führen. Zur Unter 
flügung der Erefutivgewalt müßte eine beftändig gerüftete Reichs⸗ 
Armee bereit gehalten und ein Bond zu einer Neichöfriegskaffe 
gebildet werden, entmeber aus dem iwiebereinzuführenden gemeinen 
Pfenning, oder aus der Neihsmatrikel der Nömermonate. Das 
Heer bürfte aber Fein gemiethetes und unabhängiges fein, wie das 
MWallenfteins unter Katfer Ferdinand IL, fondern müßte vom Neid 
und defien Ständen abhängen. 

Der Verfaſſer feheint für Einigung und Erneuerung des 
deutſchen Reiches zu eifern, aber die vielföpfige Negierungsgewalt 
des Reichstags ſammt dem aller wahren Macht entkleideten Schat- 
tenfaifer, den er an die Spibt ſtellen will, wären wahrhaftig nicht 
die Mittel gemwefen, die zur Heilung der Gebrechen, die er beklagt, 
hätten führen Eönnen. Während er dauerhafte Einigung der Neichs- 
ftände und Verbindung derſelben zu einer gefchloffenen Gefammtheit 
als durchaus nothwendig anerkennt, will er eine fo völlige Freiheit 
und Selbfländigkeit der einzelnen Reichsſtände, daß fie nicht nur 
in inneren Berhältniffen freie Hand, ſondern fogar die Befugniß 
haben follten, mit auswärtigen Mächten Bündniffe gegen den Kaifer 
abzufchliegen. Wenn er dieß auch nur für den Fall fordert, daß 
der Kaifer die Reichsgewalt mißbrauche und ebenfall8 mit fremden 
Nationen fich gegen die deutſche Freiheit verbinde, wie Karl V. 
und Ferdinand II. dieß gethan Haben, fo war bieß zu einer Zeit, 
wo Branfreih und Schweden mit ihren Herren In Deutfchland 
flanden, um deutſche Provinzen zu erfämpfen, ein Vorwand, um 
der Einmifhung der Fremden in deutſche Angelegenheiten einen 
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Nechtstitel zu verſchaffen. Die Polemik gegen Defterreich enthält 
zwar manche treffende Wahrheit, die noch für die heutigen Ver⸗ 
hältniffe ihre Geltung hat, aber fie verliert bei der ganz negativen 
und partikulariſtiſchen Haltung ihre nationale Berechtigung. 

Schon damals beftand der Verdacht, jene Schrift ſei nicht 
in dem unbefangenen patriotifchen Intereffe gefehrieben, deſſen Maske 
fie annimt, fondern im erfauften Dienſt der fremden Mächte Die 
Bermutbung wird um fo wahrfcheinlicher, da man mit ziemlicher 
Gewißheit nachgemwiefen hat, daß ber verfappte Verfaſſer Bogislaus 
Philipp von Chemnig war, Rath und Hiftoriograph in ſchwediſchen 
Dienften, Enkel des berühmten Iutberifchen Theologen Martin 
Chemnig. Das Buch, dad unter Angabe des fingirten Druckorts 
Freiftadt erſchien, wurde wahrfheinlih auf franzöftfehe Koften in 
Holland gedruckt. Obgleich Parteiſchrift, iſt es die Ausführung 
einer ſtaatsrechtlichen Theorie, auf welche nicht nur der weftfälifche 
Frieden, fondern au die Praris bis zur Auflöfung des deutſchen 
Reiches gebaut war, und durch welche der Mheinbund und bie 
Souveränität der deutſchen Mittel» und Kleinſtaaten möglich ges 
worden ifl. 

Die Friedensverhandlungen begannen ſchon im I. 1641, ber 
Krieg aber, für Biele zum Handwerk und Lebensberuf geworben, 
wurde von den Armeen beinahe ſelbſtändig fortgefegt, ohne daß 
bedeutende Unternehmungen gemacht, oder entfcheidende Siege ge- 
wonnen wurden. Unter mannichfachen Wechfelfällen, wobei Heer⸗ 
führer und Fürften die Partei wechfelten, behielten im Ganzen bie 
kaiſerlichen Waffen die Oberhand, und der Zweck der Franzoſen, 
bie Macht des Hauſes Habsburg zu brechen, wurde nur unvoll- 
fländig erreicht. Aber doch gelang es der Schlauheit ihrer Unter- 
händler und den eigennüßigen Umtrieben der deutſchen Neichsfürften, 
das Syſtem der deutfchen Reichsverfaſſung fo weit zu fprengen, 
daß von ſtaatsrechtlicher Einheit nur die leere Form übrig blieb, 
und bie Bande noch viel lockerer wurden, als fie in Folge ber 
confeifionellen Spaltung bereit8 waren. Oeſterreich zwar machte 
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im I. 1644,den Verſuch, die deutſchen Reichsſtände zu gemeinfamen 
Sriedendunterhandlungen zu vereinigen und berief einen Deputationd- 
Tag nah Frankfurt a. M., aber er kam bei dem herrſchenden 
Miptrauen gegen Defterreih nicht zu Stande und bie fremden 
Mächte fanden es vortheilgafter mit den Reichsſtänden einzeln zu 
verhandeln und ihre Sonderinterefien auszubeutn. So Fam es, 
daß die franzöflfchen und ſchwediſchen Gefandten auf den Friedens⸗ 
Eongrefien zu Münfter und Osnabrüd mit dreiften Borberungen 
auftreten Tonnten, während die öfterreihifchen fi auf die Ders 
theidigung angemiefen ſahen. Nach Kräften verfocht der wackere 
beutfchgefinnte kaiſerliche Gefandte, Graf von Trautmandborf, bie 
Integrität des deutſchen Neiches und trat den frechen Forderungen 
des Franzoſen d' Avaur, welcher das ganze linke Rheinufer forderte, 
mit Feſtigkeit entgegen, er konnte aber nur wenig ausrichten, da 
die deutſchen Fürſten ſelbſt fich an die Fremden anſchlofſen, um 
unter ihrem Schutz territoriale Vergrößerungen herauszuſchlagen. 
Am äͤrgſten machte es Marimilian von Baiern, der feiner Rivalität 
gegen das Haus Habsburg auf Koſten des Reiches Befriedigung 
zu verſchaffen ſuchte. Um durch Frankreichs Gunſt im Fall der 
Wiebereinfegung der pfälziſchen Linie die Oberpfalz und den Kurhut 
behalten zu können, verrieth ex den diplomatiſchen Operationdplan ber 
Deftereiheran Frankreich und bot durch Vermittlung feines Beichtva- 
ters, des Iefuiten Vervaur, den Branzofen die Abtretung des Elſaßes 
an, das habsburgiſches Beſitzthum war. Selbft den bairiihen Ge⸗ 
fandten erfhlen dieſer Vorfhlag denn doc) zu bunt. Als d'Avaux, 
wahrfheintih ſchon zuvor von der Geneigtheit des Kurfürkten 
unterrichtet, ihnen die erften Eröffnungen über biefen Plan machte, 
fonnten fie nicht umbin, in ihrem Bericht an ihren Gern mit 
Entrüftung darüber ſich auszufprechen und gerade herauszufagen, 
es wäre ein verberbliches Beifpiel, wenn fo anſehnliche Gebiete vom 
Reiche losgerifſen würden, und der rechte Grund zu gänzlicher 
Zertrüämmerung des Neiches und zu beffen Untergang. Maximi⸗ 
lian aber theifte die Enträftung feiner Gefandten über das fran- 
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zöftfche Anſinnen keineswegs, er erwiederte, er wolle nicht hoffen, 
daß fie ſich ſo gegen d' Avaur herausgelaſſen, „bamit“ fchreibt er, 
„wäret Ihr zu weit gegangen und unſerer Meinung zuwider.“ 
Wirklih wurde der Handel richtig, Marimiltan erreichte feine Abs 
fihten, behielt dur Verwendung ber Franzoſen den Kurhut; da⸗ 
gegen Tam bie Landgraffchaft Ober⸗ und Unter Elſaß, die Landvogtei 
über 10 elſaͤſſiſche Reichsſtädte, die Stadt Breifah auf dem rechten 
Rheinufer, eine der ftärkften Feſtungen bamaliger Zeit, dazu das Bes 
ſatzungsrecht in Philippsburg, an die Krone Frankreich. Dur 
biefe beiden Beftungen erhielten die Sranzofen den Schlüffel zu 
Oberdeutſchland und es war ihnen num bie Thüre zu weiteren 
Erwerbungen geöffnet. Mit dem Elfaß war eine große Acht deutſche 
Landſchaft von dem deutſchen Reiche losgeriſſen. Ueberdieß murbe 
jetzt auch die Hoheit über die Bisthümer Metz, Toul und Verdun, 
bie einſt Heinrich I. auf die Einladung von Kurfürſt Moritz in 
Beſitz genommen hatte, fürmlih und für ewige Zeiten an Frank⸗ 
reich abgetreten. Nun wurde auch noch die Frage erörtert, ob 
Sranfreih mit den neugewonnenen Erwerbungen in die Reichsſtand⸗ 
ſchaft eintreten folle, wodurch es einen rechtlichen Anſpruch erworben 
hätte, auf die deutſchen Angelegenheiten beftänbigen Einfluß. zu 
üben. Es unterblieb jedoch, da die franzöflichen Staatsmänner 
richtig berechneten, das Elſaß werde um fo ficherer bei Frankreich 
bleiben, wenn fein Verband mit dem deutſchen Reich gelöst fel. 
Die Möglichkeit, fich beftändig in die deutſchen Dinge mijchen zu 
Tonnen, fland ihnen ja ohnehin in Ausſicht, da den vielen Staaten, 
in welche jegt Deutſchland zerflel, das Recht der Bünbniffe mit 
-audwärtigen Mächten ausprüdlih eingeräumt wurde, und bie 
Oppoſition gegen Defterreich beftänbig in Berfuchung führen mußte, 
Ah an einen mächtigen Nachbar anzulehnen. 

Auch Schweden erhielt ein Stüd von Deutſchland, nämlich 
Pommern, die mecklenburgiſche Stadt Wismar und die Stifter 
Bremen und Verben, und erwarb damit die Reichsſtandſchaft. Die 
Losreißung der Schweiz, die ſchon laͤngſt thatſaächlich vollzogen war, 
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wurde nun ausdrücklich beflätigt, die der Niederlande wenigſtens 
mittelbar anerkannt. Die öſterreichiſchen Niederlande dagegen, der 
ſogenannte burgundiſche Kreis, ſollten dem Reiche verbleiben. Die 
Territorialverhaͤltniſſe im Innern des Reiches wurden, ſoweit ſie 
nicht durch die Abtretungen an Frankreich und Schweden Verän⸗ 
derungen erlitten, mit einigen Ausnahmen wiederhergeſtellt wie ſie 
vor dem Kriege waren, namentlich die geiſtlichen Guͤter, die in 
Folge des Reſtitutionsedikts von den Katholiken in Vefitz genom⸗ 
men worden waren, ſollten nach dem Stande vom J. 1618 den 
Proteſtanten zuruͤckgegeben werben und die damals gewährte freie Reli⸗ 
gionsübung haben, nur in Defterreich blieben die Proteftanten von 
der Wiedereinfegung in ihren früheren Beflg und der daran ge⸗ 
knüpften freien Meligionsübung ausgeſchloſſen. Die Landgräftn Amalie 
von Heſſen⸗Kaſſel, melde am treueften zu den Fremden gehalten 
und fie mehrmals vor der Vertreibung von deutſchem Boden errettet 
Hatte, wurde mit beträchtlihen Gebietserweiterungen und einer 
anfehnlihen Summe Geldes belohnt. 

Für die confeffionellen Angelegenheiten wurde ber augsburs 
giſche Religionsfriede zur Grundlage genommen, und beide Con⸗ 
feſſionen, die ſich im Verlauf des Krieges als gleich mächtig erwieſen 
Hatten, auch in ihren Beziehungen zum Meich gleich geftellt, fo daß auf 
den Reichstagen bei Neligionsangelegenbeiten nicht durch Stimmen- 
mehrheit, fondern dur einen Vergleich zwiſchen den Katholiken 
und Evangeliſchen entfchieden werben follte Die Neichöftände 
beiver Gonfefflonen bildeten auf den Neichötagen zwei gleichberechtigte 
Gorporationen und Tonnten burch ihre gegenfeitiged „veto* jede 
Bindende Beichlußnahme in allgemeinen Reichdangelegenheiten ver⸗ 
hindern. Die wichtigfte Veränderung der Meichsverfaffung trat 
aber durch die Feſtſtellung der fürſtlichen Mechte gegenüber dem 
Reichsoberhaupt ein. Die ſchon bisher beſtehende Landeshoheit 
wurde beſtätigt und zu dem für die deutſche Einheit ſo verderblichen 
Begriff der Souveränität erweitert, der in dem franzöflfchen Frie⸗ 
bendentwurf zum erfien Male auf die Stellung beutfcher Reichs⸗ 
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fürften angewendet wird. Jeder Reichsſtand bekam nit nur 
gegenüber von feinen Unterthanen unumſchränkte Gewalt, fonbern 
auch die Befugniß Krieg zu führen, Frieden und Bündniſſe zu 
fhließen mit wem er wollte, au mit auswärtigen Mächten. Die 
Oberherrlichkeit des Kaiſers ſank zum Schatten der Eaiferlichen 
Macht herab und aus den fogenannten Nefervatrechten, die als 
Ausnahmen dem Meichdoberhaupt vorbehalten wurden, ſah man 
erft recht deutlich, wie jehr alle wirkliche Macht defielben entſchwun⸗ 
den war. Befugnig der Standederhöhungen, Legitimation unehe- 
licher Kinder, Beftätigung fürftliher Hausgefege, gegründeter Uni» 
verfitäten, das waren die Rechte, die dem Kaifer noch übrig blieben. 
Einigen Erſatz für die erlittene Einbuße an Eatferliher Macht 
gewann dad Haus Habsburg dadurch, daß es für feine Erblande 
nit nur wie die anderen Neichöfürften volle Souveränität, ſon⸗ 
bern fogar eine abgeſchloſſene Ausnahmeftelung gegenüber von ber 
für das übrige Neich gültigen Rechtsgleichheit beider Eonfefflonen 
erwarb. Es gab von nun an nicht nur öſterreichiſche Erblande, 
fondern eine öſterreichiſche Monarchie, deren Stieftind das deutſche 
Reich war. Um die Schmach des Meiches zu vollenden, wurde 
bie Verfaffung auch noch unter Garantie Franfreihs und Schwe⸗ 
dens geftelt und dadurch biefen Mächten ein gefeglicher Einfluß 
auf die deutſchen Angelegenheiten zugeftanben. 

Der wmeftfälifche Frieden iſt das thatfächliche Ende des beut- 
ſchen Reiches. Nicht nur war für die inneren Angelegenheiten die 
einheitliche Verfaſſung außer Wirkſamkeit gefebt, fondern auch gegen» 
über von dem Ausland gab e3 Keine felbftändige deutſche Politik 
mehr, es gab nur eine öfterreichifche, brandenburgiſche, batrijche 
Politik, eine katholiſche und proteftantifche. 


12. 


Das Hinfiechen des deutfchen Reiches unter Frankreichs 
Eingriffen und Oeſterreichs Abfchliefung. 


Die Folgen des weſtfäliſchen Friedens bildeten ſich auf eine 
für die Einheit wie für das geiftige Leben des deutſchen Volkes 
gleich verberblihe Welfe aus. Branfreih übte in vollem Maaß 
die Dietatur, zu der e8 bei den Friedensverhandlungen den Grund 
gelegt Hatte, und fügte ſowohl durch diplomatifche Umtriebe, als 
durch offenen Krieg, Deutfchland unendlichen Schaden zu. Diefes 
fland um fo mehrlofer gegenüber, da Ludwig XIV. mit feiner Politik 
faft ganz Europa beherrſchte, Defterreih, bloß auf Selbfterhaltung 
bedacht, fo gut wie gar nichts für das deutfche Reich that, und 
die ſchwerfällige Verfaffung des letzteren ben gewandten franzöftfchen 
Diplomaten reiche Gelegenheit zu hemmenden Intrifen bot, bie 
jeven Verſuch zu kräftiger Gegenmwehr erfticten. 

Die deutfchen Fürften fanden in Ludwig XIV. ihr Vorbild und 
bildeten ihre neugewonnene Souveränität zu einem bynaftifchen 
Egoismus aus, der den Staat mit der Perfon des Negenten gleich⸗ 
feßte und alle Regung des Volkslebens darniederhielt. Die deut- 
fhen Höfe wurden Abbilder des Hofes von Verſailles und bie 
Nachahmung wurde Häufig zur Karrifatur und Vebertreibung. Auch 
beim Adel und fogar in den Kreifen des gebildeten Mittelftanbes 
griff jene damals in Frankreich herrfchende Bildung um fich, welche 
die innere Nichtigkeit unter einer glänzenden Formgewandtheit ver- 
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ſteckte. Diefe franzöflfcge Bildung in Verbindung mit den Um⸗ 
trieben und Beftechungen, die von den Diplomaten geübt wurden, 
machte einflußreihe Staatsmänner und Gelehrte dem Intereſſe 
Frankreichs dienſtbar und Viele wurden zu Verräthern an ber 
eigenen Nation. 

Che ein Iahrzehend nah Abſchluß des weſtfäliſchen Friedens 
vorbei war, Hatte die franzöftfche Politik fo viel Boden in Deutfch- 
land gewonnen, daß der damalige Negent Frankreichs, Karbinal 
Mazarin, ernfllih daran denken Tonnte, für den jungen König 
Ludwig XIV. die deutſche Kaiſerkrone zu fuchen, als Ferdinand II, 
im April 1657 ſtarb. Mit allen Reichsſtänden wurden Unter- 
Handlungen angefnüpft und ſchon waren Batern, Pfalz, Köln und 
Mainz gewonnen, nur Sachſen und Brandenburg wiberftanden und 
machten den Plan fcheitern. Zur Entſchädigung dafür flifteten 
Frankreichs getreue Anhänger in Deutfchland unter Anführung 
des Kurfürften von Muinz, Sohann Philipp Schönborn und befien 
Minifter Boineburg, den nieberrheintfhen Bund, der unter bem 
Vorwand den weftfülifhen Frieden und die deutſche Freiheit wider bie 
angebliche Vergemaltigung Defterreih8 zu ſchützen, den Zweck hatte, 
ben neuen Kaiſer Leopold I. zu hindern, daß er ſich nicht in die Unter- 
nehmungen miſche, weldhe Frankreich gegen die fpanifchen Niederlande 
und Schweden gegen Brandenburg beabfichtigten. Diefem Bund, bei 
welchem vie Religionsverſchiedenheit ausdrücklich befeitigt wurbe, 
traten die drei geiftlichen Kurfürften, die Herzoge von Braunfchweig, 
der Landgraf von Hefien-Kaffel, Pfalz-Neuburg und Schweden bei 
(1658); Frankreich, als Bürge des weſtfäliſchen Friedens, ſchloß 
fih ebenfalls an. Nur ein deutſcher Fürft, der Kurfürft Friedrich 
Wilhelm I. von Brandenburg, machte feine Souveränität zum Beften 
Deutfchlands geltend und wieß die Aufforderung zum Bunde beis 
zutreten mit der Erklärung ab, daß die Alltanz Dinge in fi 
begreife, welche mit der Neichöverfaffung nicht Im Einklang flehen. 
Er nahm nun allein, nothhürftig unterftügt von Oeſterreich, den 
Kampf mit Schweden auf, deſſen eroberungsluftiger König Karl 
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Guſtav Plane auf Erwerbung Polens verfolgte. Leopold J. von 
Oeſterreich, der trotz der franzöſiſchen Werbungen für Ludwig XIV. 
doch zum Kaiſer gewählt worden war, dachte während ſeiner langen 
47jährigen Regierung an nichts weniger als Vergewaltigung ber 
deutſchen Freiheit, ſondern war die Perſoniſicirung jener paſſiven Politik 
Defterreihs, die auf alle Plane einer Wiederherſtellung deutſcher 
Kaifergewalt verzihtend, das deutſche Meich der Fäulniß preis gab 
und jenes abgefchloffene lichtſcheue Negierungsſyſtem in Oeſterreich 
begründete, dad die deutſchen Erblande Habsburgs Deutſchland 
vollends entfrembet bat. 

Neben diefem geiftig gebundenen Oeſterreich vegetirte das 
deutſche Neid mit einer fehmwerfälligen Reichsverfaſſung, welche jede 
verjüngende Verbindung ber lebensfähigeren Reichsſtände verhinderte 
und fie zu einer den Reichsverband immer mehr zerreißenden Ver⸗ 
einzelung drängte. Die Zahl der unmittelbaren Reichsſtände, 
welche nach der im weſtfaͤliſchen Frieden angenommenen Lehre des 
Hippolithus à Lapide als Geſammtheit mit dem Kaiſer die Reichs⸗ 
gewalt theilen ſollten, belief fich auf 370; ſte waren durch 240 
Reichsſtagsſtimmen vertreten, nämlich durch 8 Kurfürften, 71 geiſt⸗ 
lihe Bürften, 100 weltlihe und 61 Reichsſftädte. Viele dieſer 
Stimmen waren an ganz Kleine Territorien gebunden, bie ohnges 
achtet ihrer Selbftändigkeit gegenüber von dem Reichsoberhaupt, 
es doch zu keinem eigenen flaatlichen Leben bringen Eonnten, und 
bie dann als politiſch⸗todte Glieder der Gefammtheit nur als hem⸗ 
mender Ballaft anhingen. Je weniger diefe an allgemeinen Reichs⸗ 
angelegenheiten ein wahres Intereffe bewahrten, deſto mehr wurden 
fie eine für Umtriebe der fremden Mächte oder einzelner größerer 
Neichäftände brauchbare Maffe, die dann in wichtigen Fragen doch 
den Ausſchlag gab. Selbſt die größeren Fürſten brachten den 
privatrechtlicden Standpunkt des Grunbeigenthümers in die flaat- 
rechtliche Stellung hinüber und hielten dad Wefen der Patrimonial⸗ 
herrſchaft feſt. Anſtatt Mittelglieder zwifchen dem Reichsoberhaupt 
und den Reichsunterthanen zu fein, ſtanden fie nur als politiſch 
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bevorrechtete Reichsbürger dem faſt rechtlos gewordenen Volke 
gegenüber. Aus urſprünglichen Vertretern des Territoriums und 
deſſen Inſaſſen, für deren Rechte und Wohl ſie dem Kaiſer ver⸗ 
antwortlich waren, wurden ſie unverantwortliche Fürſten, die nur 
ihre perſönlichen und Familienintereſſen gegen den Kaiſer verfochten. 
In Erhaltung der fürſtlichen Souveränität beſtand die Freiheit der 
deutſchen Nation, und dad Merkwürdige war, daß das Volk d. h. 
die Reichſstagsgeſandten und Staatsrechtiehrer auf diefe Auffaffungss 
weife eingingen. In folhen Staaten, mo der Patrimontalftaat 
in den Rechtsſtaat überzugehben im Begriff war, wurde dann freilich 
jene Art deutſcher Freiheit das Mittel, einen lebensfähigen Staat 
aus der Verknöcherung des Reiches Herauszuretten, wie zum Bei 
fpiel bei dem brandenburg⸗preußiſchen Staat. 

Die Kraft Deutfchlands ruhte offenbar nicht auf Kaifer und 
Meich, fondern auf dem Territorial-Fürftenthum. Bon dieſer That⸗ 
ſache war ſchon vor dem weftfälifchen Frieden Hippolithug A Lapide 
ausgegangen. Weniger rabifal und mit bifligerer Berüdfichtigung 
der beſtehenden Berhältniffe baute darauf der berühmte Naturrechts⸗ 
Lehrer Samuel PBufendorf in feiner Schrift „de statu imperii 
germanici, Genevae 1667,* die er unter dem Namen Severinud de 
Monzambano herausgab, Vorſchläge zur Umgeftaltung der Reichs⸗ 
verfaffung. Er meint, dad naturgemäße Ziel der Entwicklung bed 
Meiches ſei ein Bundesftaat, zu dem ſich die größeren Territorial⸗ 
ftaaten vereinigen müßten. In ihnen müffen die geiftlichen Kürften- 
tbümer, die Reichsſtädte, der reichdunmittelbare Adel, lauter 
Elemente, die für eine eigentlich ſtaatliche Ausbildung nur ſtörend 
felen, aufgehen. Diefe Auflöfung des beutfchen Reiches in eine 
Anzahl größerer Territorialftaaten war wirflih, mehr oder minder 
bewußt, das Ziel und die leitende Idee für die Politik ber Mittel- 
ſtaaten, aber die Eiferfucht der vielen Eleinen Herrſchaften hinderte, 
Reformen in dieſer Richtung offen vorzuſchlagen und Defterreich, 
fo wenig es auch an Wieberaufrichtung des Kaiferifums und 


nationale Einigung dachte, wollte doch auf die Trümmer kaiſerlicher 
Klüpfel, dentſche Cinheitsbeſtrebungen. 15 
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Gewalt nicht verzichten und war deßhalb der natürliche Beſchützer 
der Eleinen Gebiete, deren felbftändige Exiftenz ein, wenn auch nur 
formelles Oberhaupt, zu ihrer unentbehrligen Vorausfegung hatte. 

So blieb ed denn bei aller Einficht in die Mängel der Reichs⸗ 
verfaffung bei jener monſtröſen Geſtalt des Reichskoörpers, bie weder 
Monarchie, noch Republik, noch Bundesſtaat war, und bei ber 
BVielköpfigkeit der Megierungdgewalt weder nad Außen eine kraͤf⸗ 
tige Einheit vepräfentiren, noch nach Innen eine für die Geſammt⸗ 
beit erfprießliche Staatskunſt entwideln Fonnte. 

Die Schwerfälligleit der Reichsverſammlung wurde auch noch 
duch ihre Spaltung in zwei gleicäberechtigte Theile, dad corpus 
evangelicorum und catholicorum vermehrt. Diefe Scheidung war 
urfprünglih gemacht worden, damit fehwierige Sragen, bei welchen 
das confelflonelle Interefie betheiligt war ober auch nur fehlen, 
nicht durch Stimmenmehrheit, fondern durch gütliche Uebereinkunft 
beider Religionsparteien erledigt werben Eönnten, aber in der Folge, 
befonderd fett dem Jahre 1712, entwickelte ſich das fogenannte 
jus eundi in partes, wodurch es der Minorität möglich gemacht 
wurde, durch ihr velo jede Beichlußnahme zu Kindern und dem 
ganzen Reichsregiment einen Hemmſchuh anzulegen. Abgefehen von 
dieſer confeffionellen Zweiheit, welche die Nation-in Gegenfäge 
ſchied und auf dem Reichstag Häufig dazu diente, der politifhen 
Uneinigkeit einen Vorwand zu verfchaffen, zerflel der Neichätag In 
drei Collegien, der Kurfürften, Fürften und Stäbte, beren jedes 
das andere mit Eiferfucht übermachte und deren Uebereinftimmung 
zur Gültigkeit eines Reichstagsſchluſſes erforderlich war. Außer 
biefen verfaffungsmäßigen Schwierigkeiten des Geſchäftsgangs kam 
in Folge des wachſenden Mißtrauend gegen Oeſterreich in den 
franzöftfchen Händeln, eine neue ‚hinzu, die Permanenz des Reichs⸗ 
taged. Man Hatte, wie wir wiſſen, in früheren Zeiten immer 
damit gerungen, an die Stelle des vielftimmigen, nur zeitweiſe wer 
fammelten Reichstages, ein einfachered und beftänbig verfügbares 
Organ ber reichsſtändiſchen Gefammtregierung, ein fogenannte® 
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Meichöregiment zu ſchaffen, aber die wiederholten Verſuche waren 
immer, theil8 an der Eiferfucht des Kaiferd gegen bie Fürften, von 
denen er ſich Leine Vormundſchaft fegen laſſen wollte, theils an ber 
Eiſerſucht derjenigen Stände gefcheitert, die fih im Reichsregiment 
nit gehörig vertreten glaubten. Je mehr nun feit dem meftfü- 
liſchen Frieden alle Neihöflände Anſpruch darauf machten, an ber 
Reichöregierung Theil zu nehmen, defto häufiger mußte die Beru⸗ 
fung eines Reichstags nöthig werben und jetzt Eonnte von keinem 
Regiment mehr vie Rede fein, bei dem ein Theil der Stände für 
bie übrigen regiert hätte. So kam e8 denn, daß der im I. 1663 
berufene Reichstag in Regensburg gar nicht mehr auseinander ging, 
weil die Gejchäfte fh in unabfehhare Länge zogen. Daraus ers 
wuchs nun der weitere Nachtheil, daß die Reichsſtände nicht mehr, 
wie biöher wenigftend Regel war, die Reichstage perfönlich befuchten, 
fondern fih durch Gefandte vertreten ließen, welde natürlich 
nit nad eigener Einficht reden und flimmen durften, fondern ihre 
Inftruktionen einholen mußten, worüber dann begreiflich viele Zeit 
unnüg verftrih. in raſches Handeln war dadurch vollenvs fo 
gut wie unmöglich gemadt. In dem Bedürfniß der Inftruftion 
war jedem Gefandten ein Mittel gegeben, eine für feinen Hof 
unerwünfchte Entſcheidung hinauszuſchieben. Selbftfühtige Beweg⸗ 
gründe wurden dadurch verdeckt und überhaupt eine Art der 
Abſtimmung möglich, vie Hätte unterbleiben müſſen, wenn jeder 
Reichsſtand ſeine Stimme perſönlich hätte abgeben und vertreten 
müſſen. Da überdieß fo viele Reichsſtände an den Berathungen 
Theil nahmen, die eigentlich Keine allgemeinen politifchen Intereflen 
hatten, und jebed zum Beten bed Meiches ihnen angejonnene 
Opfer als einen an ihnen verfuchten Raub anſahen, fo war an 
ein zweckmäßiges Zufammenwirfen nicht zu denken. Das Reichs⸗ 
Oberhaupt war nicht mit genügender monarchiſcher Gewalt aus» 
geftattet, um die mannigfaltigen Reichsglieder nöthigenfalls. aud) 
wider ihren Willen auf ein Ziel zu vereinen, und fie felbft Hatten 
unter fich zu wenig Lebenszufammenhang, um frehvillig in gemein- 
15 * 
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famem SIntereffe zufammenzubalten. Unter diefen Umftänben mußten 
die auf einer genau Ineinandergreifenden bundesftaatlichen Verfaffung 
berubenden Ginrichtungen immer mehr in Zerfall geratben und 
alle einigende Wirkung verlieren. 

Der permanente Reichstag in Regensburg verſchwendete feine 
Beit mit unwiätigen Formverhandlungen und leerem Geremoniell, 
ex brachte es in vielen Fällen zu gar keinem erledigenden Befchluß 
und wenn endlich einer gefaßt wurde, fo paßte er nicht mehr auf 
die Verhaͤltniſſe, die man eigentlih im Auge gehabt hatte, weil 
fie ſich während der langen Berathbung völlig geändert hatten. 
Häufig wurde auch ein zweckmäßiger Antrag durch die Intriken 
Fremder und Einheimifher fo verändert und vermidelt, dag ex hei 
endlicher Annahme unbrauchbar fi zeigte und das Gegentheil von 
dem bewirkte, was man eigentlich beabſichtigt Hatte. 

Bei dHiefer Nichtigkeit der Meichdtagsverhandlungen war es 
denn den Eleineren Ständen nicht zu verargen, wenn fie die Sitzungen 
zu Regensburg gar nicht, oder wenigftend nicht mit eigenen Ge⸗ 
fandten befihlekten, meil der Aufwand der Bebeutung der Gefchäfte 
nicht entſprach. 

Das Reichskammergericht, auf dad man in den Zeiten der 
Reformbewegung einft fo große Hoffnungen gefeßt Hatte, verlor 
fein Anſehen, well die größeren Landeäherren, befonders aber Defter- 
reich und Preußen feine Competenz nicht anerfannten und vermöge 
des den Kurfürften verlichenen Privilegiumd de non appellando 
'wenigftens den Vorwand Hatten, eine rechtlihe Exemtion in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. Die mittleren und Eleineren Landesherren übten 
dadurch einen Tähmenden Einfluß, daß fle in Entrichtung ihrer 
Geldbeträge zu den Beſoldungen höchſt faumfelig waren und bie 
Anftellung der erforderlichen Zahl von Richtern dadurch erſchwerten. 
An Aufficht über die Gefchäftsführung fehlte es vollends gänzlich; 
bie im 3. 1507 zu Konftanz befihloffenen jährlichen Kammerge⸗ 
richtönifitationen wurden nicht regelmäßig vorgenommen, ſanken zu 
Sörmlichkeiten Herab und unterblichen fett 1713 ganz. Saum⸗ 
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feligleit, Beſtechung und Umtriebe rigen in größter Ausdehnung 
ein. Der verfommene Reichstag hatte Teine Kraft, ver Widerſetz⸗ 
lichkeit einzelner Stände zu begegnen, bie zögernden Gelbzahlungen 
einzutreiben, den Mißbräuchen zu fleuern, und der Kaiſer hatte weder 
die Macht, noch den ernftlichen Willen, durchgreifende Verbeſſerungen 
einzuleiten. 

Noch ſchlimmer fand es mit der Reichsfinanzverwaltung. 
Eigene Einkünfte hatte das Reich, ſeitdem die Fürſten alle Reichs⸗ 
lande und Einkommenoquellen an fich gerifien, faſt gar Feine mehr, 
bie Verſuche allgemeine Neichöfteuern, den gemeinen Pfenning ober 
einen allgemeinen Reichsgrenzzoll einzuführen, waren alle mißlungen, 
man war endlich auf die fogenannte Matrifel, eine Umlage auf die ein- 
zelnen Stände, beſchränkt worden. Auch damit Hatte ed feine 
eigenen Schwierigkeiten. Es gab beftändige Klagen über zu hohe 
Anlage und Manche rubten nicht, bis man ihre Matrifel herunter⸗ 
geſetzt Hatte, was, da Eeiner dieſelbe fich erhöhen lafien wollte, zur 
natürlichen Folge hatte, daß die Gefammtfumme immer mehr zu- 
ſammenſchmolz. Dazu Fam, daß die Zürften immer ſchwieriger 
wurben, bie Geldbeiträge für das Neich, die fogenannten Roͤmer⸗ 
Monate zu verwilligen, und wenn fie e8 endlich in möglichft knicke⸗ 
riger Weiſe thaten, fo fand von Seiten Bieler die fäumigfte Zahlung 
ftatt, von Einzelnen war fie nie einzutreiben. So wurben Unter 
nebmungen, zu welchen Geld erforberlich war, wie Die Vertheidigung 
des Neiches gegen Ans und Eingriffe der Fremden, nachgerabe 
unmöglich, oder fie endeten mit Spott und Schaden. Alles mußte 
von Defterreih oder anderen größeren MNeichöftänden gefchehen. 
Die Reichstruppen wurden eben fo fäumig geftellt alö bie Matri⸗ 
keln bezahlt, und wenn fie geſtellt wurden, welche Solvaten! Die 
fehlechteften, die man auftreiben konnte, Polizeimannſchaft Eleiner 
Territorien, bei denen an ein wirkliches Erereitium nicht zu denken 
war, geworbenes Geſindel ohne Disciplin, ſchlecht ausgerüflet, ver- 
ſchieden bewaffnet und befletvet, nah Aufzug und Leiſtung Ziel⸗ 
ſcheibe des allgemeinen Spottes. Es war unmögli bei dieſem 
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Stand der Reichskriegsverfaſſung das Reich gegen Angriffe fremder 
Mächte zu vertheidigen. Die groͤßeren Reichsſtände wie Preußen, 
Sachſen, Hannover, hatten dann freilich beſſere Truppen und freuten 
fich, daß ihre Mannſchaft auf der Folie der Reichstruppen ſich fo 
ſtattlich ausnahm. Die Kreisverfaſſung, welche die zerfallende mo⸗ 
narchiſche Einheit des Reiches durch ein föderatives Band ergänzen 
und namentlich der Kriegsverfaſſung eine feſte Grundlage geben 
ſollte, war in Schwerfaͤlligkeit ein getreues Abbild der Reichsver⸗ 
faſſung; auch auf den Kreistagen dieſelben Formſtreitigkeiten, welche 
an die Stelle wirklicher auf die Sache eingehender Berathungen 
traten. 

Der Verknoͤcherung der Verfaſſungsformen entſprach der Zu⸗ 
ſtand des geiſtigen Lebens der Nation. Das Bewußtſein der Einheit 
war in den Religionskämpfen, in dem Partikularismus der größeren 
Territorien, in der engherzigen Spießbürgerlichkeit der Neichöftäbte, 
in dem Adelsregiment und Nepotismus der geiftlichen Zürftenthü- 
mer untergegangen. Dan hatte gar keinen Sinn für gemeinfame 
Einrichtungen und Ungelegenheiten, man begriff nicht, daß die 
Verwicklungen einzelner Reichsſtände mit Frankreich, Schweden und 
Anderen dad Neih, dad ganze Wolf angingen. Auf den Ausprud 
des nationalen Geiftes in Sprache und Sitte wurde Fein Werth gelegt, 
feine Sorgfalt verwendet. Die Sprache wurde mit italienifchen 
und franzöfifchen Wörtern und Redensarten verunflaltet und bie 
fhönen Anfänge, die Luther mit feiner Bibelüberfegung und eigenen 
Schriften zu Ausbildung einer deutfchen Sprache und Literatur 
gemacht hatte, nicht gepflegt und fortgebilvet. Cine eigentliche 
Nationalliteratur gab es nicht; fpärliche Keime der Dichtung ran- 
gen unter geringem Erfolg mit der Geſchmackloſigkeit der Zeit, die 
feanzöftfche Sprache und Literatur galt nicht nur als unerreichbares 
Vorbild, fondern auch als Erſatz, der die Ausbildung der deutſchen 
Sprache überflüßig mache. An den Höfen deutſcher Zürften, unter 
dem heutfchen Adel war das Franzöſiſche die gewöhnliche Umgangs- 
ſprache, felbft die Gelehrten fihrieben, wenn fie ſich über ven Pe⸗ 
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dantismus des Lateins erhoben, franzöflfch, wie 3.8. Leibniz, ber 
hoch eine fo treffende Strafrebe über Bernachläffigung ber deutfchen 
Sprache hatte ausgehen laſſen. In Sitte und Kleidung galt 
ebenfalls Nachahmung des Branzöflichen als Merkmal des guten 
Tones, und wieder nicht etwa bloß an den Höfen, fondern auch 
im Beamten- und Gelehrtenftand. Einen gebilveten Bürgerftand 
von Kauf» und Gewerbölenten gab es noch gar nit. Die durch 
Meichthum hervorragenden machten bie franzöflfche Sitte mit und 
ließen ſich adeln. Während der Abel in England eine Ehre darin 
fegte an der Spige der Nation zu ſtehen, ſchaͤmte ſich der beutfche 
feiner Nationalität und bemühte fich, biefelbe zu verleugnen. So 
entwöhnte man ſich recht planmäßig aller deutfcher Eigenthüm- 
lichkeit, und das Befthalten derſelben galt für Unbildung und 
Roheit. 

Einem ſolchen, weder durch monarchiſche Einheit, noch durch 
eine rechte Bundesverfaffung, noch durch das lebendige Bewußtſein 
die Nationalität zuſammengehaltenen Deutſchland, fand das durch bie 
vollendete Souveränität feines Königs geeinigte und nach euro» 
pälfcher Univerſalmonarchie firebende Frankreich gegenüber. Als 
Zubwig XIV. im I. 1667 einen Eroberungsverſuch auf bie fpa= 
nischen Niederlande machte, die ſtaatsrechtlich noch als Reichsgebiet 
galten, erklärte ver Meichötag durch franzöflfhe Diplomaten bear« 
beitet, dad Reich für neutral, man machte Feine Anftalten zur 
Grenzvertheibigung und nur ein Bünbnig Englands, Hollands 
und Schwedens, die fogenannte Triplealliang, bem aber dad Reich 
nicht beizutreten wagte, binderte die Franzoſen an vollftänhiger 
Eroberung der Niederlande. Doch wurde im Frieden von Aachen 
1668 ein anfehnliches Stück der fpanifchen Niederlande an Frank⸗ 
reich abgetreten, ohne daß dabei von den Rechten des Reiches nur 
die Mebe wurde. Als 4 Jahre nachher Ludwig XIV. einen Angriff 
gegen die nieberlänbifche Republik machte und diefe von England 
und Schweden im Stiche gelaffen, von inneren Parteiungen erfhüt« 
tert war, feßten die Nieberländer ihre Hoffnung auf Deutſchland. 
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Diefeß Hatte: jet durch fehnell gemährten Schub gegen Frankreich 
ine fo ſchoͤne Gelegenheit die Niederlande mit ihrer Seemacht dem 
dentfchen Meich wieder zu gewinnen, aber der Reichstag zögerte 
rathlos, am Wiener Hof war eine mächtige von Frankreich erfaufte 
Partei, die bereitd einen Vertrag mit Ludwig XIV. geſchloſſen 
hatte, nahe daran den Kaifer zu einem Bündniß mit Frankreich zu 
bringen, mehrere Neichsfürften, der Erzbifhof von Köln und der 
Biſchof von Münfter, durch Hoffnung auf Untheil an der Sieges- 
beute verlodt und gewonnen durch die Umtriebe der drei Brüder 
Fürften von Zürftenberg, die gleichzeitig Räthe deutſcher Reichsfürſten 
und Frankreichs Vaſallen und Söldlinge, Verrätherel am beutfihen 
Baterlande übten, traten offen auf Seite Frankreichs. Nur der Kur- 
fürft Friedrich Wilhelm I, von Preußen erfannte die Wichtigkeit der 
Lage und die Gefahr für Deutfchland, wenn die Niederlande von Franf- 
reich erobert würden. Er fchloß ein Bündniß mit der Republik 
und führte ihr ein Heer von 20,000 Mann zu, und vermochte 
auch den Kaiſer 12,000 Mann zum Schub der Niederlande ab⸗ 
zufenden. Aber die franzöftich gefinnte Partei in Wien wußte die 
Thätigkeit des öſterreichiſchen Oberbefehlshabers Montecuculi durch 
Gegenbefehle zu lähmen und der Kurfürft von Brandenburg wurde 
durch einen Angriff der Schweden, den treuen Gehilfen ber fran⸗ 
zöſiſchen Politik, genöthigt den Krieg am Rhein aufzugeben. Dafür 
aber ſchlug er tie bis dahin für unüberwindlich gehaltenen Schweden 
in der Schlacht bei Zehrbellin (1675) und machte damit bem 
ſchwediſchen Einfluß ein Ende, Jetzt endlich) wurde auch vom deut⸗ 
fhen Reich des Krieg gegen Frankreich erklärt und am Oberrhein 
mit Öfterreichifhen Waffen nicht unglücklich geführt. Doch ſchloß 
der Kaifer nur zu bald im Namen des Reichs Frieden mit Frank⸗ 
zeih zu Nimmegen (1679), der nieberländifchen Republik wurbe 
zwar ihre Selbſtändigkeit gerettet, aber neue Stüde der fpanifchen 
Niederlande an Frankreich abgetreten und flatt der an Deutſchland zu⸗ 
rüdgegebenen Feftung Philippsburg die Stadt Freiburg im Breidgau 
überlaffen. Der Kurfürft von Brandenburg, von dem Kaiſer völlig 
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tn Stiche gelaſſen, mußte alle den Schweden abgenommenen 
Eroberungen wieder herausgeben und kam im erger darüber 
und im Unwillen über ſeine bisherigen Verbündeten ſogar ſo 
weit, daß er im Widerſpruch mit ſeinen bisher an den Tag 
gelegten deutſchen Gefinnungen ein Bünbniß mit Frankreich ſchloß. 
Auf den partifulariftifchen Standpunft gebrängt, glaubte er 
durch Frankreich noch die meiften Vortheile für fich herausſchlagen 
zu können. 

Jetzt da Ludwig XIV. feinen Gegner in Dentfchland mehr 
hatte, den er fürdten mußte, trat er mit immer größeren unver⸗ 
fhämteren Forderungen bervor. Er feßte die berlichtigten Reunions⸗ 
fammern zu Met, Breiſach und Befancon nieder, um zu ermitteln, 
welche Gebiete des beutfchen Neiches mit den Im weftfälifchen und 
nimmeger Frieden abgetretenen Städten und Landfchaften dur 
Lehen oder fonftige Beziehungen einft in Verbindung geſtanden 
fein, um dadurch einen Vorwand zu bekommen, au diefe mit 
einem Schein des Rechts fordern zu können. Wirklich Sprach ihm 
der Gerichtshof zu Breifach die 10 Reichsſtädte des Elſaßes zu, 
der zu Metz 80 ehemalige Lehen der Bisthlimer Meb, Toul und 
Verdun, worunter mehrere Fürſtenthümer wie Zweibrücken u. a., 
dad Parlament zu Befancon, die Grafſchaft Mömpelgarb als zur 
Franche Comté gehörig. Den Vorſtellungen des Kaiſers und 
Reichs gab Ludwig Fein Gehör und bemächtigte ſich zunaͤchſt in 
aller Eile duch Lift und Beflehung der Stabt Straßburg, bie 
nicht einmal unter die Städte gehörte, auf welche fih ein Reunions⸗ 
Anfpruch nachweiſen ließ. Nachdem es ihm gelungen war, einen 
Theil des Magiftrats, namentlich den Senator Obrecht und Rathe- 
ſchreiber Günzer durch Se — man nennt bie Summe von 
800,000 Reichsthalern — zu gewinnen, rüdte (1. Sept. 1681) 
eine franzöflfche Armee, unter Drohungen die Uebergabe forbernd, 
vor bie Stadt und der beſtochene Senat willfahrtee Bon ben 
angefprochenen Gebieten war ein Theil ſchon vor dem Ausſpruch 
der Reunionskammern durch Gewalt in Veilg genommen worden, 
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ein anderer wurbe jebt beſetzt. Das Meich, das auf dieſe Vorgänge 
mit einer Kriegserflärung hätte antworten müſſen, that nichts, 
weil ein Theil der Fürſten ebenfalls von Frankreich beſtochen ober 
fonft wie bearbeitet waren. Selbft der Kurfürft von Brandenburg 
erneuerte jet fein Bündniß mit Frankreich und wiberfegte fich einem 
Reichskrieg. Er Tpekulirte auf ein gänzliches Auseinanderfallen des 
Meiched und gedachte dann bei diefer Gelegenheit wenigſtens feine 
Hausmacht zu vermehren, wozu ihm Frankreich Ausfichten eröffnet 
Hatte. Während Defterreich fich vergeblih bemühte, eine Verbin⸗ 
dung der Reichsſtände zu Stande zu bringen, ftiftete Lubwig XIV. 
die Türken, vie alten Feinde Oeſterreichs, zu einem Angriff auf 
Wien auf. Ein türkifches Heer eroberte Ungarn und fland im 
Juli 1683 vor Wien, um es zu belagern. Es erfolgte ein Angriff, 
aber die Stadt wurde durch den Zuzug eines polnifchen Heeres 
unter Führung des tapfern Polenkönigs Iohann Sobtesfi glücklich 
gerettet. Oeſterreich eroberte nun fein Ungarn wieder; mit Branf- 
veih aber wurde ein Warfenftilftand auf 20 Jahre abgefchloflen, 
während welcher es den biäherigen Raub follte behalten dürfen, 
aber von weiterer Verfolgung der Reunionen abftehen follte. Statt 
deffen aber nahm Ludwig XIV, ald im 3. 1686 der Mannsſtamm 
des Turpfälzifchen Haufes ausſtarb, Veranlaſſung für die Schwefter 
des verftorbenen Kurfürften, die Gemahlin feines Bruders des Ger: 
3098 von Orleans, alle diejenigen Gebietötheile zu fordern, von 
denen nicht ausdrücklich nachgemwiefen werden Eönne, daß fie Manns⸗ 
Ichen feien. Auch jetzt war es nicht möglich zur Abwehr biefer 
Anſprüche das ganze Reich zu gemeinfamem Handeln zu vereinigen, 
nur einige Reichsſtände, der Kalfer, Sachſen und Baiern, Schweden 
für Pommern und Spanien wegen des burgundifchen Kreifes ver 
bündeten fih (1676) auf 3 Jahre. Noch ehe fie gerüftet waren, 
fiel ein franzöflfches Heer in die Pfalz ein (1689) und verwüſtete 
- mit ausgefuchter Zerſtörungswuth, welche die Greuel des 30jährigen 
Krieges noch überbot, die deutſchen Mheingegenden. Worms und 
Speter wurden niebergebrannt, das herrliche Schloß in Heidelberg 
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und das zu Baden, und eine Reihe der fchönften Burgen gefprengt. 
Frägt man beim Anblid der vielen Burgruinen am Oberrhein, 
wann und von wem biefe Burgen zerftört worden, fo wird man 
bet den meiften Hören, die Sranzofen im I. 1689 feien e8 geweſen. 
Die Erbitterung, die jeßt gegen die Franzoſen entfland, bewirkte daß 
endlich der Krieg gegen fie von Seiten Deutfchlands mit Nachdruck 
geführt wurde. Es gelang dem öfterreichiichen Feldherrn Marke 
grafen Ludwig von Baden, die ſechs vorderen Reichskreiſe zu einem 
Vertheidigungsbündniß zu vereinigen, und ſchon hoffte er bafjelbe 
zu einer allgemeinen Meichöverfaffung ausdehnen zu können. Aber 
foweit reichte die Eintracht nicht, die befehloffenen Ruͤſtungen wurben 
nur mangelhaft ausgeführt und noch ehe Ludwig etwas im Felde 
ausrichten konnte, Fam die Nachricht von dem Frieden zu Ryswick. 
Das zerfplitterte deutſche Neich wäre nicht im Stande geweſen den 
Groberungsplanen Ludwigs XIV. auf die Dauer Widerfland zu 
leiften, wenn nicht der große Wilhelm von Oranien, welcher eben 
jegt durch eine mohlberechnete und gelungene Revolution König 
von England geworben war, ein Bündniß der europälfchen Mächte 
gegen Ludwig XIV. zu Stande gebracht hätte. Es murbe dadurch 
zwar die Herrfchaft Frankreichs über Europa gebrochen, aber Deutfch- 
land Fam nicht zu feinem Rechte. Durch Umtriebe und Beſtechun⸗ 
gen gelang es den Franzofen die unterhandelnden Mächte zu tren« 
nen und zu Ryswick 1697 Friedendbebingungen zu erhalten, nad 
welchen fie alle Meunionen im Elſaß und fogar die deutfche 
Reichsſtadt Straßburg In ihrem Befitz behalten durften. Die 
übrigen Reunionen, fowie Freiburg und Breiſach mußten fie heraus⸗ 
geben. | 
Der Kampf zwifchen Frankreich und Defterreih fand neue 
Nahrung durch das Ausfterben der fpanifhen Linie des Hauſes 
Habsburg, da der Iekte König von Spanien Karl IL, durd die 
Ränke Ludwigs XIV. vermocht, die Nachfolge defien Enkel Philipp 
durch fein Teſtament zugewandt hatte, während das bisher gültige 
Staatsrecht das Erbe der fpanifchen Krone ben öſterreichiſchen Habs⸗ 
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burgern zuſprach. Beinahe Hätte bei dem darüber ausgebrochenen 
Kriege dad Glück der öfterreichifchen Waffen unter Prinz Eugen 
und der englifchen unter Marlborough und bie wiederholten Nieber- 
Ingen ber fchlechtgeführten franzöfifchen Heere Ludwig XIV. ge= 
nöthigt, nicht nur auf das ſpaniſche Erbe zu verzichten, fondern 
auch dem deutfchen Reiche den Raub herauszugeben, den Frankreich 
feit Jahrzehenten fi angeeignet hatte. Gin von Seiten des Reichs 
1711 eingegebener Friedensentwurf forderte, daß ganz Elſaß und 
Kothringen wie es vor dem 3Ojährigen Kriege geweſen, reftituirt 
werben follte, damit bie vorderen Kreife gegen Frankreichs Angriffe 
für immer geſchützt werben könnten. Da flarb aber Kaifer Joſeph J. 
1711 kinderlos und hinterließ feinen Bruder Karl als einzigen 
männlihen Sprößling der habsburgiſchen Familie. Nun fehien es 
England und den mit ihm verbündeten europätfchen Mächten gefähr- 
Hd, das ganze ungeheure Erbe Habsburgs in einer Hand zu vereint- 
gen, die Furcht vor franzöflicher Mebermacht trat in den Hintergrund, 
ed wurde im Vertrag von Utrecht 1713 eine Theilung der habsbur⸗ 
gifhen Länder befchloffen und Spanien dem Enkel Ludwigs zuge⸗ 
ſprochen. Die fpanifchen Niederlande fielen aber jebt Oeſterreich 
zu, ohne jedoch dadurch wieder für das deutſche Reich gewonnen 
zu werden. Damit Deutfhland auch dießmal nicht ganz unberaubt 
aus dem europälichen Frieden bervorgebe, wurde die Stabt und 
Beftung Landau an Frankreich abgetreten. Dagegen hatte im Nor⸗ 
den Deutfchlands ein unglüdlicher Feldzug des Schwedenkoͤnigs 
Karls XII. gegen Rußland, Preußen und Hannover Gelegenheit 
gegeben, die Gebiete, nie Schweren in Deutichland befaß, Bremen 
und Verden ſowie Pommern zu erobern und im Frieden vom 9. 
1718 zu behalten. 

Das nationale Bewußtſein nahm jeßt wieder einigen Auf⸗ 
ſchwung, in zahlreichen Flugſchriften wurden die Öffentlichen Ver⸗ 
hältniffe erörtert, aber wie in der Meichöverfaffung eine gründliche 
Reform zu Stande Fommen follte — das war gar nit nbzufehen, 
wenn man nicht eine gänzliche Aufldfung des Meiches herbeiführen 
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wollte. Verbeſſerungsvorſchläge im Sinne der neuen ſtaatdrecht⸗ 
lichen Theorie des Hippolithus und Pufendorf famen fortwährend 
zur Sprache, aber mer follte fie ausführen, da bie Geſammtheit 
nicht einig, Einzelne nicht mächtig genug waren. 

Zur Zeit der Bedrängniß durch Ludwig XIV. hatte ein genialer 
junger deutſcher Gelehrter, Leibnitz, eine Denkſchrift über eine 
neue Reichsverfaſſung entworfen.*) Das römifhe Reich, fagt er, 
fet ein Land, das die Macht habe glücklich zu fein, wenn e8 nur 
wolle. Denn die Leute feten verftändig und herzhaft, das Land 
groß und fruchtbar und doch fei das Reich in Gefahr, durch einen 
äußeren ober inneren Krieg auf einmal über den Haufen geworfen 
und des Feindes oder Beſchützers Raub zu merden. Die bloße 
Neichäverfaffung, wenn man fie auch handhabe und in vielen Stüden 
verbeffere, Eönne nicht Helfen, va doch die vielen Reichsſtände nicht 
zu einem einigen kräftigen Zufammenvirken zu bringen fein, nur 
unnöthige Difficultäten und Deliberationen machen und nicht wenig 
Stände in trübem Waffer fifchen, des Meiches Zerrüttung gerne 
ſehen, eine richtige Juftiz, eine prompte Execution wie das Feuer 
fheuen, Hingegen gegenwärtige Confuflon lieben, darin Factiones 
machen, feinen Gegentheil aufhalten, Urtheil und Recht illudiren, 
an Fremde fih hängen und ohne Verantwortung leben, wie fte 
mögen. Die Kleinen fürdhten eine Unterbrüdung, die Großen eine 
Beichneidung ihrer unbefchränkten Feine Obrigkeit anerfennenden 
Macht, beide meinen, fo viel dem Reich, dem Kalfer und den Kreis: 
Direktoren zugehe, werde ihrer irregulären vermeinten Freiheit bes 
nommen. Endlich fei für eine gemiffe Negel zu halten, daß auf 
Öffentlichen Tagen, da Alles mit Solennität, mit Parade und ordent⸗ 
Th geführten Boten zugehe, nimmermehr mas Hauptſächliches 
ausgemacht werbe und daher geftalten Sachen nad eine Hffentliche 


*) Bedenken welchergeftalt securitas publica interna et externa und 
status praesens im Reich jebigen Umftänden nach auf feften Fuß zu 
fiellen (1670). 
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Reform der Reichsverfaſſung nicht zu hoffen. Demnach ſei das 
einzige Mittel Deutfchland wider innerlihe Unruhe und äußere 
Macht in Sicherheit zu fegen, eine wohlformirte befländige Allianz 
der mächtigeren verfländigeren Neichsfürften. Cine Grundlage für 
die Anlehnung, meint er, Eönnte die einige Jahre zuvor gegründete 
Triple-Allianz bilden, doch nicht fo, daß ſich die beutfchen Fürften 
unmittelbar an biefelbe anfchlößen, weil dieß leicht einen Gegenbund 
der antitriplifh gelinnten und eine Trennung zwiſchen Nord» und 
Süddeutſchland veranlaffen könnte, was für die Republik des Reiches 
leicht eine letzte Oelung abgeben möchte. Man müſſe vielmehr 
den Bund ſo einrichten, daß auch diejenigen Stände zum Beitritt 
verlockt würden, welche im höchſten Grad antitripliſch gefinnt ſeien. 
Um aber die Maſſe kleiner politiſch todter Reichsſtände zu beſei⸗ 
tigen, ſolle nur denjenigen eine Stimme zugeſtanden werden, welche 
mindeſtens 1000 Mann ins Feld ſtellen könnten. Zweck der Ver⸗ 
bindung ſoll gegenſeitige Bürgſchaft des Friedens und der Wohl⸗ 
fahrt des Reiches ſein, auch müßte der Bund das Recht und die 
Befugniß haben, dem burgundiſchen Kreiſe und Lothringen Schutz 
zu gewähren, was aber aus Rückſicht gegen Frankreich nicht offen 
audgefprochen werden dürfte. Die Gefhäfte müßte ein aus brei 
Fürften beftehendes Direktorium führen, der Kurfürft von Mainz 
follte beſtändiges Mitglied fein, zwei andere Stände aber alle ſechs 
Wochen mit der Theilnahme abwechfeln. Diefes Direktorium hätte 
in wichtigen Sachen, die Verzug leiden können, durch Umlauf⸗ 
fhreiben anzufragen, wenn aber Gefahr im Verzug wäre, ſelbſtändig 
zu Handeln. BZufammenfünfte fämmtlicher Bundesverwandten in 
regelmäßigen Friſten, könnte man fpäter veranftalten, für den Anfang 
aber feten fie wo möglich zu vermeiden. Der Kaifer als ſolcher 
könnt nicht beitreten, dagegen als Landesherr vieler Erblande, als 
König von Böhmen und Erzherzog von Oeſterreich, wohl Mitglied 
des Bundes fein und ſogar zwei Stimmen führen. Die Aus: 
führung dieſes Planes Hält Leibnitz fo fehr für das einzige Ret⸗ 
tungsmittel des Neiches, daß er im Valle, daß ein folder Bund 
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nicht zu Stande zu bringen wäre, an Aufbaltung bes drohenden 
Berberbend verzweifeln zu müſſen meint. Seine Rathſchlaͤge fanden 
fein Gehör, würben aber auch fihwerlih ausführbar gemefen fein 
und. felbft ausgeführt nicht den gehofften Erfolg gehabt haben. 
Am wenigflen würde. ber Kurfürft von Mainz mit den zwei wech⸗ 
feinden Divektorialmitgliedern und den Umlaufanfragen im Stande 
geweſen fein, die Einheit und Kraft der Meichöregterung herzuftellen 
deren man beburfte, überhaupt wäre bei dem damaligen Mißtrauen 
der Reichsſtände gegeneinander, bei der Nührigkeit welche die fran« 
zöfiſche Diplomatie durch Lift und Beſtechung entwidelte, eine folche 
freiwillige Einigung zum Zwed einer gemeinfamen Politik rein 
undenfbar gemwefen. Natürlich Fam nichts zu Stande. 

Leibnig fuhr fort feine Ideen über eine Neform der deutfchen 
Reichsverfaſſung zu verfolgen und meiter zu entwickeln. Us auf 
dem Friedenskongreß zu Nimwegen zwiſchen ben kurfürſtlichen und 
fürftliden Gefandten ein Rangftreit entflanden war, fehrieb er zus 
nächſt zu Gunſten des Hauſes Braunſchweig-Lüneburg, in deſſen 
Dienſten er damals war, unter dem Namen Cäſarius Fürſtenerius, 
ein Gutachten, in welchem er ein neues deutſches Staatdrecht aufs 
ftellte, wornach er nur denen Neichäfürften, welche im Stande feien, 
eine ordentliche Kriegsmacht aufzubringen, ben suprematus, d. h. 
die Souveränität zuerfennt, jedoch unbeſchadet ber Anerfennung des 
Kaijerd als ihres Oberhauptes. Es lag auch hier wieder der in 
jenem Bedenken vorausgeſetzte Gedanke zu Grunde, daß alle lebens⸗ 
fähigen deutſchen Reichsſtände als gleichberechtigte Mitglieder zu einem 
gemeinfamen deutfchen Bündniß müßten zufammentreten Eönnen. Ein 
folcher allgemeiner deutſcher Bund entfland aber nie; während der 
Kriege mit Frankreich traten wohl zeitweije einzelne Reichsſtände und 
Kreife zum Behuf der Vertheibigung zufammen, aber keines biefer 
Bünpniffe erhob fih auch nur zur Anlage einer das ganze Neid 
einigenden Bunbesverfaffung. Aller ſtaatliche Lebenstrieb ging auf 
die Entwidlung und Ausdehnung der Territorien. Im Süden 
waren es Baiern, Kurpfalz, Würtemberg und Baden, in Mittel 
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Deutichland die beiden Heflen, im Norden Kurfachfen, Brandenburg 
und Sannover, die zu politifher Bereutung ſich erhoben. Am 
frifcheften firebte Brandenburg auf, das durch die Verbindung mit 
dem Herzogthum Preußen die größte räumliche Ausdehnung, durch 
bie fchlaue Politik des Kurfürften Fridrich Wilhelm europälfche 
Bebentung, und durch die Gitelfeit feines Nachfolgers Friedrich die 
Koͤnigokrone gewonnen hatte, die Immerhin auch einigen Zuwachs 
an Anſehen und Macht brachte. Der Kurfürft von Sachfen, ber 
genußfüchtige und prachtliebende Friedrich Auguft, biäher nad) dem 
herkömmlichen Beruf feines Haufes Haupt der evangelifchen Reichs⸗ 
ftände, erfaufte 1697 durch den Mebertritt zum Katholicismus und 
Beftechung der polnifchen Großen die Königskrone Polens, und erwarb 
damit die freilich unſichere und nicht erbliche Herrſchaft über ein 
Land, das an äußerem Umfang vie öfterreichifchen Erbſtaaten weit 
übertraf. Sachſen trat dadurch ebenfalld in tie Reihe der euro- 
paͤiſchen Mächte ein. Hannover erwarb durch engeren Anſchluß 
an Defterreih die neunte Kurfürftenwürbe und befam durch bie 
Berufung des Kurfürften Georg I. 1713 auf ben Thron von 
England einen bebeutenden Rückhalt. Sowohl diefe hannöveriſche 
Verbindung mit England, als die ſaͤchſiſche mit Polen dienten 
dazu, Deutfchland in bie europälfche Politik zu verwideln, ben 
Einfluß der Fremden zu verftärfen und der Neugeftaltung ber 
Meichöverfaflung weitere Hinderniffe in den Weg zu legen. Doch 
Ing dad Haupthinderniß in Defterreih. Wäre die deutſche Katfer- 
krone nicht mit dieſer Monarchie, die aus vielen Völkern gemifcht 
und feit der Unterbrüdung ber Neformation der deutfchen Bildung 
entfrembet, weder recht beutfch noch auch einfach fremdes Land war, 
jo verwachfen geweien, ließ es fich Immerhin denken, daß die übrigen 
beutfhen Mittelftanten zu einer Bundesverfaffung fich vereinigt 
oder einen Fürften aus ihrer Mitte zum Oberhaupt hätten wählen 
können. Aber“ dieg fehlen nicht möglich, Deutſchland war wie durch 
einen unheilvollen Zauber an Defterreich und das Haus Habsburg 
defefielt. Er wirkte für Deutſchland um jo verberblicher, ba 68 dem durch 
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mehrere Generationen hindurch fortgefehten Beftreben ber habsbur⸗ 
giſchen Kaiſer gelungen war, alles nationale und politifche Leben zu 
untertrüden. Wir haben oben gefehen, wie ſchon Ferdinand I. mit 
- aller Energie darauf binarbeitete, die Reformation und damit bie 
national deutfchen Elemente durch Berufung der Jeſuiten zu unter 
drücken. Unter Maximilian I. trat auf kurze Seit wieder freie 
Meligiondübung ein, unter Rudolph IL und Matthias faßten bie 
Jefuiten wieder feften Fuß und unter Ferdinand IE. ward die Aus» 
rottung des evangeliichen Kultus und Einführung des jefuitifchen 
Unterrichtsſyſtems mit aller Konfequenz durchgeſetzt und dadurch bie 
Grundlage ded abfoluten Negiments gefchaffen, welches in der Folge 
in Oeſterreich heimiſch wurde. Je mehr es eine Eigenthümlichkeit 
des Jeſuitismus iſt, den Menſchen von allen perſönlichen, ſtaat⸗ 
lichen und nationalen Beziehungen loszureißen, deſtomehr war er 
geeignet, die Oeſterreicher des nationalen deutſchen Weſens zu ent⸗ 
kleiden, fie dem proteſtantiſchen Deutſchland zu entſremden. Der 
vorwiegende, auch auf ben täglichen Verkehr der heranwachſenden 
Jugend audgebehnte Gebrauch der lateiniſchen Sprache, diente vol 
lends dazu, das Abfchließen von beutfcher Bildung und Literatur 
zu begünftigen. So gelang es der öfterreichifhen Megierung mit 
Hilfe der jefuitifchen Erziehung, nicht nur den Proteftantiömus von 
Defterreich ferne zu halten und wo er eingedrungen war audzu- 
rotten, fondern auch dad Bemußtfein des nationalen Zuſammen⸗ 
Hangs mit dem übrigen Deutfchland zu ertöbten. Die Blüthezeit 
dieſes Syſtems war, wie ſchon oben erwähnt ift, die lange beinahe 
5Ojährige Negierung Leopolds J. Je mehr aber auf biefe Weife 
Defterreich dem deutſchen Reich entfrembet murbe, deſto mehr machte 
der Umftand, daß der öfterreichifche Landesherr zugleich das Ober⸗ 
haupt des deutfchen Reiches war, in Deutichland den Eindruck aufge 
drungener Fremdherrſchaft. So wenig auch der Kaiſer in die inneren 
Angelegenheiten Deutfchlands eingriff, fo fehr ex im Ganzen auch auf 
eine kaiſerliche Herrſchaft verzichtet hatte, ſo erſchien doch jeder 


Verſuch, die oberhauptliche Würde im einzelnen Bat geltend zu 
Klüpfel, beutihe Einheitsbeſtrebungen. 
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machen, als eine unbefugte Vergewaltigung, als ein Angriff auf 
die deutfche Freiheit. Wenn man auf dem Standpunkt der beut- 
ſchen Einheitspolitik fiehend, beklagen muß, daß Defterreih fo gar 
nicht verſtanden hat, die nationale Einheit feflzuhalten, wenn man 
ſieht, wie e3 das Territorialfürftentbum fo ungebindert ſich aus⸗ 
breiten ließ, erfcheinen die Klagen über die Herrſchſucht Oeſterreichs 
und feine Unterbrüdung deutfcher Freiheit wahrhaft lächerlich. Aber 
wenn man daran denkt, wie fehr diefes Defterreich dem Meiche fremd 
geworden war, wie man ſich gegenfeitig ald Ausland betrachtete, jo wird 
man es natürlih finden, daß Alles was an die Oberherrſchaft 
des Hauſes Defterreih über Deutfchland erinnerte, unangenehm 
berüßrte, daß alle Eaiferlihe Gemaltübung ald Wiederaufnahme 
verjährter Anſprüche erſchien. 

Oeſterreich Hatte aber auch ſeinerſeits gute Gründe eine ger 
wiffe Zurückhaltung von Deutfehland zu beobachten und die Theil⸗ 
nahme an einer nationalen Entwidlung, an Reformen ber Reichs⸗ 
verfaffung zurüdzumeifen. Denn es Fonnte mit feinen vielerlei 
Bölkerfhaften Teinen Theil daran nehmen, es Eonnte für Ungarn 
und die flavifchen Länder Feinen deutſchen Neichötag, Feine Land⸗ 
tage, Teine deutſche Verwaltung, Feine deutſche Bundesverfaſſung 
brauden; es Hätten aus jeder Reichsreform lingelegenheiten und 
Berlegenbeiten für Deflerreih ermachfen müflen. Auch bier zeigte 
ed fich, wie das Meich dem Intereffe der habsburgiſchen Hausmacht 
geopfert wurde. Weil Defterreich, nicht auf das Prinzip der Na- 
tionalität gebaut, Feine deutſche Meichöverfaffung brauchte, an 
NReeichsreformen Eeinen Theil nehmen Tonnte, durfte Deutfchland 
auch Feine Neformen befommen. 

Die Verbindung Defterreihs mit Deutfchland fehlen auf dieſe 
Weile nur noch eine zufällige zu fein, die aus frübern Verhält⸗ 
niffen wie eine flehen gebliebene Ruine in eine neue Zeit berübers 
ragte. Man follte denken, e8 müßte Defterreich unter biefen Ver⸗ 
bältniffen die Verbindung mit Deutſchland felbft läftig und über- 
flüffig gewefen fein. Aber dieß war Feineswegs ber Ball, es beburfte 
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Deutſchlands mehr, als Deutfchland feiner. Mit al feiner abge: 
fchloffenen Bildung und befonderen Politik hatte es Oeſterreich 
doch zu feinem eigenen Mittelpunkt, zu Feiner ſtaatlichen Einheit 
gebracht, und brauchte daher das deutſche Clement als Kitt, 
als eine Art Bürgſchaft der Kultur, als geiftigen Firniß. Man 
bezog aus Deutjchland, fogar aus dem proteftantifchen bie geiftigen 
Kräfte, die man zur Megierung und Erhaltung des Staates bes 
durfte, und nahm es nicht genau mit der Religion, wenn bie in 
Öfterreichifchen Dienft getretenen Neichöbürger fih nur Außerlich 
zum Katholicismus befannten. Das deutſche Wien, das Erzher⸗ 
zogthum war die eigentliche Grundlage des öfterreichifchen Staates 
und eifrig fuchte man die Befigungen im deutſchen Reich, das ſo⸗ 
genannte Vorderöſterreich, zu erhalten und zu vermehren, ſchon 
um die Bildung abgefchloffener deutfcher Territorien zu verhindern, 
aber auch weil man wirklich in deutſchem Boden wurzeln wollte. 
Auch Batern und Würtemberg wurden als Gegenflände öfter 
reichifcher Arrondirungspolitik ind Auge gefaßt. Selbft die deutſche 
Kaiferkrone wurde als unentbehrlihes Attribut der öfterreichifchen 
Staatögewalt betrachtet; wenn man fie auch nicht zur wirklichen 
Herrfchaft gebrauchte, fo bediente man fich doch des darauf beruhen« 
den Nechtstitels, um bei vorkommender Gelegenheit einen den üfter- 
reichiſchen Interefien günftigen Einfluß im Reiche üben zu Tönnen. 
Man benüßte dad Oberhoheitsrecht, um eine Verfüngung der ab» 
geftorbenen Reichsformen, die Bildung einer Bundesverfaffung zu 
verhindern, bei welcher die neu aufftrebenden Stuaten die Leitung 
hätten an ſich reißen können, begünftigte die abgeftorbenen Herr» 
ſchaften, die geiftlichen Fürftenthümer, die verfommenen Reichsſtädte, 
die Eleinen reichdunmittelbaren Gebiete des fürftlichen und ritter- 
ſchaftlichen Adels. Sp wenig man Pofltives für das Reich und 
befien innere Einheit that, fo eifrig wachte man darüber, daß nichts 
Beſſeres, Lebensfrifcheres an deſſen Stelle treten follte. Denn man 
fürchtete, daß fich ein verjüngtes Deutfchland nicht mehr zur Stüge 
eines unnatürlichen, nur durch fürfllichen Laͤndererwerb zuſammen⸗ 
16* 
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gewürfelten Staates, würde bergeben wollen. Dieſes Oeſterreich 
lag wie ein erdrückender Alp auf der deutſchen Entwicklung und 
ed ſchien ſchon damals Feine andere Rettung Deutſchlands mög- 
lich, als durch Befreiung von dem Haufe Haböburg. 
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Bas Aufkommen der brandenburg - preußifchen Monarchie 
unter Friedrich dem Großen und der Fürftenbund im Jahr 
1785 gegenüber von den Arrondirungsplanen Iofephs II. 


Während Oefterreich immer mehr aus dem beutfchen Meiche 
hinauswuchs und feine Verbindung mit Deutſchland fich nahezu 
darauf beſchränkte, daß das Oberhaupt der öſterreichiſchen Erblande 
zugleich herkönunlicher Welfe mit der Würde eines deutfchen Kaiſers 
bekleidet wurde, bildete fih im Norden Deutſchlands das Terri⸗ 
torium eines deutfchen Reichsſtandes zu einem felbfländigen Staat 
aus, der an Umfang und Macht alle übrigen Reichslande weit 
überholte. In der Mark Brandenburg, einem armen, von ber 
Natur dürftig ausgeftatteten Lande, das deutſche Fürften der ein⸗ 
geborenen ſlaviſchen Bevölkerung abgerungen hatten, wo ber Fleiß 
deutſcher Einwanderer dur Aderbau und Handel einige Nahrungs⸗ 
quellen eröffnet, aber Feine der Schöpfungen des Mittelalters, wie 
reiche Klöfter, flattliche Nitterburgen und große Reichsſtädte, die 
Herrſchaft vorweggenommen hatten, war e8 einer Neihe thatkräftiger 
frankiſcher Grafen aus dem Kaufe Zollern gelungen, eine fürftlihe 
Territorialgewalt zu gründen, welche die meiften im beutfchen Neiche 
an intenfiver Stärke übertraf. Der Kurfürft Albrecht Achilles, 
welcher ums Jahr 1470 die Megierung der Kurlande übernahm, 
nachdem er vorher in feiner fränfiichen Markgrafichaft den Ruhm 
eines ritterlichen Helden und Staatsmannes ſich erworben hatte, 
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verlich dem Haufe Brandenburg neuen Glanz. Kurz vor feinem 
Tode, in einem Brief an feinen Sohn den Markgrafen Friedrich 
von Brandenburg, vom Jahr 1485 fprach er den Gebanfen aus, 
es wäre befier und beflänblicher, wenn das ganze Neid ein Ding 
wäre, Herren und Stäpte, geiftlih und weltlich. Er, der dem 
Kaifer Friedrich TIL als treuer Rath und tapferer Kämpfer zur 
Seite ftand, und nah Kräften für Erhaltung der kaiſerlichen Gewalt 
wirkte, in dem Gedanken, das Neich Lünnte vieleicht einmal an fein 
Haus kommen, der ein ſolches Anfehen im Reiche befaß, daß der 
italienifhe Gefchichtsfehreiber Giovanni jagen Fonnte, das Reich 
wird durch Kaiſer Friedrich I. vom Kurfürften Albrecht von 
Brandenburg regiert, arbeitete ſchon darauf hin die brandenburgifche 
Herrfchaft über ganz Deutfchland auszubreiten. Durch Erbverbrü- 
derungen warf er fein Neg über Deutfchland aus, und hatte mit 
Sachſen, Heſſen, Braunſchweig, Lüneburg, Böhmen Verträge 
geſchloſſen. Mit Pommern belehnte ihn der Kaiſer Friedrich 
und bie pommernſchen Herzoge mußten ihr Land von Brandenburg 
zu Lehen nehmen. Auch wegen der Erwerbung Holfteins ließ er mit 
dem Kaifer Unterhandlungen anknüpfen und 56 Jahre fpäter erhielt 
Albrechts Enkel Kurfürft Joachim L vom Kaifer Maximilian einen 
Derficherungöbrief, wornach feine beiden Kinder megen feiner 
Gemahlin Elifabeth, einer Prinzeffin von Dänemark, ven halben 
Theil von den Herzogthümern Holftein und Schleöwig erben follten, 
im Ball König Ehriftian I. ohne männliche Leibeserben fterben 
folte, und die anders Hälfte, wenn Herzog Friedrich zu Kolflein 
und Schleswig mit Tod abginge. Der Samen der Erbverbrüberuns 
gen ging zwar nicht fo auf, wie Albrecht berechnet Haben machte, 
die ©elegenheit zu Territorialvergrößerungen mar ben nächſten 
Nachfolgern nicht fo günftig und es fanden fig unter ihnen au 
feine Fürſten, die mit gleicher Geſchicklichkeit für Vergrößerung ver 
angefammten Macht zu wirken gewußt hätten, aber ber Trieb zur 
Ausdehnung blieb ein traditioneller Zug der hohenzollerſchen Politik 
und die Zeit der Neformation fand Brandenburg bereits als eines 
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ber - mächtigften Kurfürftenthümer vor. Und nun kom ihm außer 
ber Förderung, welche der Iandesherrlihen Gewalt aus dem pro⸗ 
teftantifchen Staatölirchentfum erwuchs, auch noch die Erbſchaft 
des Deutfchordend, das Herzogthum Preußen zu gut, das bie Un⸗ 
terlage zu Begründung politifcher Souveränität, den Stoff und 
Vorwand zum Königthum lieferte. Aus dem weftfälifchen Frieden 
ging Brandenburg mit einigen geiftlichen Territorien vermehrt her 
vor, und hatte acht Jahre vorher in dem Kurfürften Friedrich 
Wilhelm I. einen Beherrfcher befommen, tem es befchieben war, 
den brandenburgif > preußiſchen Staat zu europälfcher Bedeutung 
zu erheben. Nicht nur wußte er durch die Schlangenwindungen 
einer Polttif, die ihr Ziel feſt im Auge behielt, jede Gelegenheit 
zur Machtvermehrung ſeines Staates und Hauſes zu nüßen, fon- 
dern er war auch nad langer Zeit der Schmach der erfte deutſche 
FZürft, der für die Unabhängigkeit Deutſchlands gegen die Fremden 
in die Schranken trat, und namentlich gegenüber von Schweden 
und Frankreich die Ehre deutiher Waffen rettete. Mit feinen 
Brandenburgern allein gewann er die Schlacht bei Fehrbellin gegen 
bie Schweden, eroberte Pommern, befreite Preußen von der pol 
nifchen Lehensoberhoheit, und trieb den Kaifer zu einem Eräftigen 
Auftreten gegen Frankreich, damit endlich, wie er fagte, das römifche 
Reich von der Gewalt der Fremden befreit würde. Noch am Ende 
feines Lebens ging er mit dem Gedanken um, einen Schlag gegen 
Frankreich auszuführen, dort wollte er die alten Stände gegen den 
Föniglichen Abſolutismus umterftügen. Einigemale hatte auch er 
freilich mit dem verhaßten Frankreich ein Bündniß fehließen mäſſen, 
aber nur weil er von Defterreich, dem er fih mit dem Pflichtge⸗ 
fühl eines alten Reichsſtandes angefchloffen hatte, im Stiche ge⸗ 
laſſen und an Frankreich preitgegeben mworben war. Daher kam 
es denn auf, daß an die Stelle der bisherigen Anhänglichkelt 
jeßt die Anfänge der Mivalität zwiſchen Preußen und Oeſterreich 
traten, die fpäter dem preußiſchen State feine Stellung in ber 
veutſchen Politik anwies. Schon damals tauchte die fchlefifche 
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Frage auf, welde unter Friedrich I. die Handhabe zum offenen 
Kampfe bot. 

Auch durch innere Neformen, bei denen er immer darauf bes 
dacht war, daß die höchften Negierungsrechte nicht in die Hände 
der Stände gerietben, wußte der große Kurfürft die Macht feines 
Stanted zu flärken und hauchte der zufammengemwürfelten Maſſe 
der brandenburgifchen Erblande eine Seele ein. Einen äußeren 
Ausprud für das erhöhte brandenburgifche Selbfibemußtfein ſchuf 
fein Sohn und Nachfolger Friedrich TIL durch Erwerbung der 
Königswürde, und König Friedrich Wilhelm I. mit feinem ftarren, 
eigenfinnigen Wefen war gerade recht, um die Konzentrirung ber 
Staatöfräfte in dem Willen des Monarchen für Friedrich den 
Großen zu vollziehen. „Wir find König und können thun was 
wir wollen“ — und „ih flabilire die Souveränität wie einen 
rocher de bronze" — diefe &harakteriftiichen Ausſprüche waren bie 
feitenden Grundſätze feiner inneren Politik. Für die äußere Politik 
war wenigftend die formelle Möglichkeit derfelben Selbſtaͤndigkeit 
gegeben, und es war nur die perjünliche Pietät Friedrich Wilhelms 
gegen Hand Defterreich, die Beftechlichkeit feines Minifterd Grumb⸗ 
fow und die Schlauheit des Öfterreichifchen Gefandten in Berlin, 
des Grafen von Sedendorf ſchuld taran, daß Preußen fih von 
Defterreich fortwährend ind Schlepptau nehmen ließ. Dieb änderte 
fich mit der Thronbeſteigung Friedrichs U. gänzlid. Der neue 
Megent fcheute ſich nicht, mit dem Haus Defterreich offen zu brechen 
und aus der untergeordneten Stellung eines Reichsſtandes zu der 
eines energifchen und rückſichtsloſen Rivalen überzugehen. Die 
Aufforderung dazu war freilich durch die damaligen politifchen Con» 
ftellationen jehr nahe gelegt und es war Teineömegs blos jugend» 
licher. Nebermuth und Eroberungsſucht des neuen brandenburgiſchen 
Monardien, was zum Ausbruch drängte. 

Wenige Monate nach Friedrichs Thronbeſteigung ſtarb Kaifer 
Karl VI (20. Dftb, 1740) und mit ihm erlofh der Mannsftamm 
des habsburgiſchen Haufes, das felt Sahrhunderten den Katierthron 





Möglichkeit des Uebergangs der Kaiſerkrone an Frievrih IL. 249 


beinahe erblich befeffen und dazu einen großen Kompler von ver 
ſchiedenen deutſchen und auferbeutfchen Erbländern zufammen er- 
worben hatte. Es mar die allgemeine Meinung, daß die Erledi⸗ 
gung diefer Erbichaft eine große Kriſis in den europäiſchen Ver⸗ 
haͤltniſſen herbeiführen müſſe. Zwar hatte Karl VI. die Integrität 
feiner Erblande von den europälfchen Mäcten*) und auch von 
Preußen feiner Tochter Maria Therefia durch die pragmatifche 
Sanktion garantiren laffen, aber ob biefe Garantie in der Stunde 
der Gefahr fih bemähren würde, war zmeifelhaft, und jedenfalls 
fhien es möglich und wahrfheinlih, daß die deutſche Kaiferfrone 
an ein anderes Haus Tommen werde. Nah Defterreih war Bran⸗ 
denburg der mächtigfte Neichsftand in Deutſchland, und man follte 
meinen, der Kurfürft, der bereitd die Würde eines Königs trug, 
müßte die nächſte Anwartfchaft auf die Kaiſerkrone gehabt haben. 
Manche erwarteten auch wirklich, Friedrich IL. werde darnach fire 
ben. Der Fürſt Leopold von Deſſau fehrieb ihm bei der Nachricht 
vom Tode Karla VI: aus ergebenftem Herzen wünfche er ihm 
diefe Erhöhung, denn gewiß lebe Niemand in Europa, der biefelbe 
mehr verbiene und beſſer im Stande fel, fie aufrecht zu erhalten. 


*) Um Branfreichs Garantie ſich zu verfchaffen, an welcher beſonders 
viel gelegen war, überließ der Kaifer das Herzugthum Lothringen, nach 
deſſen Beſitz Ludwig XIV. vergeblich getrachtet Hatte, dem Schwiegervater 
Ludwigs XV., dem vertriebenen König von Polen Stanislaus Leſczinski, zu 
lebenslänglicher Nutznießung und bewilligte, daß es nach defien Tod mit 
völliger Souveränität und für immer mit der Krone Frankreichs vereinigt 
werden follte. Wieder einer von den Fällen, wo das Reich der Vermehrung 
und Befeftigung der habsburgifchen Hausmacht Opfer bringen mußte. Das 
Reich, deffen Einwilligung vorbehalten wurde, ließ fich diefe neue Schmaͤ⸗ 
lerung gefallen, da die Reichsſtaͤnde theils in das öfterreichifche, theils In 
das franzöfifche Intereffe gezogen waren, und Lothringen, feitvem Frankreich 
das Elfaß erworben hatte, von franzöfifchem Gebiet eingefchlofien ohnehin 
Frankreich preisgegeben war. Der Herzog Franz von Lothringen aber, zum 
Gemahl der Faiferlichen Erbtochter Maria Thereſia auserfehen, war fchon 
dadurch reichlich entfchädigt und wurde überdieß noch mit dem Herzogthum 
Toskana bedacht, 
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Aber die öffentlihe Meinung war denn doch Eeineswegs darauf 
gerichtet. Bereits war man daran gewöhnt, bie Würbe eines 
deutfchen Kaifers mit dem Beherrfcher des Öfterreichifhen Staates 
verfnüpft zu fehen, auch fchien ein Kaifer proteftantifchen Bekennt⸗ 
niffes bei ber Reichsverfaſſung, die weſentlich auf das geiftliche 
Fürftentbum baſirt war, nicht wohl möglih. Vor allem aber 
wollte Friedrich felbft nichts davon wiffen, er mochte einfehen, daß 
bei dermaliger Verfaſſung des Meiches die Kaiferwürbe eine hoͤchſt 
undankbare Rolle fei, und daß auf dem Wege der Ausdehnung 
der Territorialmacht viel mehr zu erreichen fein würde. Darauf 
wollte er denn auch ungefäumt Hinarbeiten und die Gelegenheit, 
die ſich bei der bevorfichenden Krifis Defterreichs darbot, nah 
Kräften ausbeuten. ine Handhabe dazu boten die Anfprüche auf 
einen Theil Schlefiend, die ſchon der große Kurfürft einft gegen 
Defterreich menigftend zur Demonftration benügt hatte. Friedrich 
war nun entſchloſſen, mit diefen Anſprüchen Ernft zu machen, und 
zwar ohne Verzug. Denn er mußte fürchten, daß gerade dieſes 
Schleſien dazu dienen Könnte, andere Reichsſtände, die ebenfalls 
dad Haus Defterreih zu beerben dachten, Sachſen und Balern 
abzufinden, und dann wäre Preußen auf lange Zeit zurückgedrängt 
gewefen. Diefe Erwägungen bewogen Friedrich, der eine anfehn- 
liche Territorialvergrößerung als ein Gebot politifher Nothwendig⸗ 
keit erfannte, alle Bedenken zu überwinden und raſch anzugreifen. 
Er begann den erften fehleftfchen Krieg, deſſen Ergebniß, haupt⸗ 
füchlih dur die Schlacht bei Molwitz, der Befig Schleflens mar. 

Defterreih war nun um eine ſchöne fruchtbare Provinz ärmer, 
Preußen dagegen um biefelbe verftärft und dadurch in die Reihe 
der europäifchen Mächte eingetreten. Jetzt bekam erft vollends die 
Rivalität zwifchen Defterreih und Preußen eine deutfche Bedeutung. 
Es handelte fih darum, das Verhaͤltniß beider zum Reich, die 
thatfächlihe Hegemonie in Deutfchland feftzuftellen. Defterreich war 
angelegentlih bemüht, den herkömmlichen Beſitz ber Kaiferfrone 
feftzuhalten; man hatte zu dieſem Behuf ſchon einige Jahre zuvor 
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der Erbtochter Kaifer Karla VI in der Perfon des Herzogs Franz 
von Lothringen einen Gemahl ausgeſucht. Diefer ward jebt als 
Bewerber um bie beutfche Katferkrone aufgeftellt. Bereits glaubte 
man der Mehrheit der Kurflimmen gewiß zu fein, und auch Fried⸗ 
rich H. Hatte ſich vor dem fchleflichen Kriege bereit erklärt, ihm 
feine Stimme zu geben unter der Bedingung, daß feine Anſprüche 
auf Schleften anerfannt und ihm diefe Provinz überlaffen werde, 
Da dieß nicht geſchah und Friedrich fie erobern mußte, fo fiel 
auch feine Unterflübung der Wahl weg und er trat auf Seite der 
Gegner. Diefe bekamen duch feine Erfolge erft den Muth, ver 
pragmatifhen Sanftion zuwider einen allgemeinen Angriff auf die 
Integrität der öſterreichiſchen Monarchie zu unternehmen. Sept 
wurde bie ſchon längft Hin und wieder angeregte Frage praktiſch, 
ob nicht die Faiferlihe Würde von bem öfterreichifchen Staaten» 
fompler, mit dem fte fo lange verpflochten gemefen, abgelöst wers 
den könnte, wodurch für das deutſche Meich eine neue Phafe, eine 
wefentliche Umgeftaltung möglich gemorben wäre. Das Natürlichfte 
wäre gewefen, den Zürften zu wählen, der bereits der mächtigſte 
in Deutfhland mar; aber feit dem Untergang ber Kohenftaufen 
war eben die Macht eines Fürftenhaufes für die Mitfürften ein 
Grund, dafjelbe nicht zum Kalferthron zu berufen, denn man 
wollte eine Fuͤrſtenrepublik, Feine einheitliche Monarchie. Friedrich 
überfah dieſe Lage der Dinge wohl, und mir zweifeln, ob er fi 
bie Frage über eine Bewerbung um bie Kaiſerwürde nur ernftli 
vorgelegt Haben mag. Abgeſehen von den Schmierigfeiten, die In 
den Intereffen des deutſchen Territorialfürftenthumd lagen, mürben 
ſchwerlich die geiftlichen Wahlfürften fih Haben bewegen laſſen, 
einem proteftantifhen Zürften ihre Stimmen zu geben. In bie 
Bußtapfen der bairifchen Politik zu treten und unter Frankreichs 
Beiftand die Wahlftimmen zu erfaufen, das konnte Friedrichs Sache 
nicht fein, umd in Frankreichs Intereffe mar es eben fo wenig, 
die Kandidatur eines flarfen Zürften zu unterftügen. Unter biefen 
Umftänden konnte Friedrich nichts anderes thun, als dem von 
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Frankreich begünftigten Karl Albert, dem Kurfürften von Baiern, 
feine Stimme geben, der denn auch wirklich durch das Uebergewicht, 
das ihm Brandenburg gab, im Februar 1742 als Karl VII. zum 
deutſchen Kaiſer erwählt wurde. Damit war für Preußen ſchon 
viel gewonnen, daß die Taiferlihe Würbe von Defterreich losge⸗ 
trennt war, daß bie deutfchen Angelegenheiten nicht mehr in Wien 
entſchieden wurden. Der Schwerpunkt der öffentlichen Gewalt in 
Deutfchland ruhte nunmehr auf dem Kurfürftenfollegtum, in wel⸗ 
chem ja Brandenburg bie gewichtigfte Stimme führte. Das Ein- 
verftändniß mit Friedrich war für den neuen Kaiſer, der ohnehin 
in der eigenen Thatkraft keinen ſtarken Halt fand, eine Beringung 
feiner Exiſtenz. Ueberdieß war es Friedrich ernftlich darum zu 
thun, feinem Kalfer eine Stüge zu gewähren, um ihn einerfeits 
von der Abhängigkeit von Frankreich zu befreien, andererfeitS um 
gegen Defterreih eine wirkliche Gegenmaht im Reiche zu begrün- 
den. So lange Branfreih bei der europälichen Koalition gegen 
Defterreih tie Hauptrolle fpielte, hielt fich Friedrich zurückgezogen 
und nahm Teinen Theil an dem Krieg, denn er war keineswegs 
gemeint, die öfterreichifche Vaſallenſchaft mit franzöftfcher zu ver⸗ 
tauſchen, dagegen war er eifrig bemüht, im Neiche felbft dem neuen 
Kaifer zu einer Bafld feiner Macht zu verhelfen. Die meitgehen- 
den Anſprüche Baternd auf ganz Oberöfterreih, pie ſchwäbiſchen 
Beflgungen, einen Theil Böhmen! und Tirols, wollte er nicht 
unterflüßen, aber der von Baiern vorgebrachte Plan, eine Anzahl 
Bisthümer wie Salzburg, Paſſau, Freifingen, Eichſtädt, Regens⸗ 
burg u..a. zu fekularifiren, Leuchtete ihm ganz gut ein. Denn 
dieß war ein Fortſchritt zu Gunften des proteftantifehen Prinzips. 
Für Defterreih, das hauptfächlih durch die geiftlichen Fürften ges 
halten wurde, fiel eine wefentlide Stütze im Reich, wenn bie 
Bisthümer fekularifirt wurden, es legte daher den entfchlebenften 
Widerſpruch dagegen ein. Und bald kam Oeſterreich au in bie 
Lage, feiner Stimme wieder Geltung zu verfchaffen. Denn in der 
äußerten Bedrändniß entwickelte es größere Widerſtandskräfte, als 
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man ihm zugetraut Hatte. Im fühlichen Deutfchland gewann e8 
wieber ganz das Uebergewicht und befegte mit feinen Heeren beis 
nabe die fämmtlichen bairiſchen Erblande, fo daß der Kurfürft 
Kaifer nah Frankfurt überfiedeln mußte. Diefe Fortfchritte ber 
Öfterreichifchen Macht nöthigten Friedrich, aufs neue zu den Waffen 
zu greifen. Denn nit nur war fein Beflt Schleflens unter bies 
fen Umftänden bedroht, fondern er mußte auch tie Sache feines 
Kaiferd führen, er durfte ihn nicht fallen, das Reich nicht wieder 
in Abhängigkeit von Defterreich gerathen laffen. Die Neichsfürften, 
ſchlug er vor, follten zum friedlichen Schuß des Kaiſers in eine 
Unton zufammentreten, er felbft wollte verſuchen, dem Kaifer zum 
Erfag für feine von Defterreich beſetzten Erblande als neue lan⸗ 
beöherrliche Ausftattung Böhmen zu erobern. Zur Ausführung 
diefed Planes fcheute er fich nicht, ein Bündniß mit Frankreich zu 
fuden. Sobald er deflen ficher war, begann er den zweiten fehle 
flicden Krieg. Der Erfolg war aber nicht ver beabfichtigte und 
gehofft. inmal waren die Eriegerifhen Operationen Friedrichs 
nicht von dem Glück begleitet, auf das er gerechnet, bie franzöftfche 
Hilfe brachte wenig Bortheil, England machte dagegen große An⸗ 
firengungen zu Gunften Oeſterreichs, in Böhmen war bie Öffentliche 
Stimme gegen Preußen und zu allem Unftern flarb der, zu deſſen 
Sunften und in defien Namen der ganze Krieg unternommen wor⸗ 
den war, Kaifer Karl VI. So unbedeutend auch feine Perfüns 
lichkeit geweſen war, fo war fie doch die Unterlage für die Idee 
eines von Oefterreich losgetrennten Kaiſerthums gewefen. Damit 
ward mun aus, ein anderer Strohmann war nicht zu bekommen, 
und Friedrich IL. ſelbſt Fonnte jetzt noch weniger daran denken, 
als Bewerber um die Kalferfrone aufzutreten. Der Einfluß Defter- 
reichs war wieder zu mächtig geworben. Die Bortheile, die Friedrich 
am Ende des zweiten fchleflfchen Krieges noch im Felde gewann, konnten 
ihm nur feine militäriiche Ehre und den Beſitz Schleflens retten. 
Seine Entwürfe für die Hegemonie in Deutihland dagegen waren 
vollſtaͤndig geſcheitert. Jetzt konnte er es nicht mehr hindern, daß 
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Franz von Lothringen am 23. Sept. 1745 beinahe einſtimmig 
zum Kaiſer gewählt wurde, eine wirkungsloſe Proteſtation war 
das einzige, was er mit Pfalz dagegen aufbringen konnte. 

Da Friedrich einſah, daß er für feinen Einfluß in Reichs⸗ 
Angelegenheiten nichts mehr gewinnen konnte, feine partifulariftifchen 
Zwecke aber zunächft erreicht waren, fo z0g er fih vom Kriege 
zurück und machte mit Defterreih im Dezember 1745 zu Dresven 
feinen Frieden, der ihm den unbeftrittenen Beflg Schleflens und 
bie Anerkennung als felbftändige europälfche Macht zuftcherte. Die 
Fortſetzung des Krieges gegen Deflerreih Hatte für das deutſche 
Meih keine Bedeutung und der Friebe von Aachen im I. 1748, 
in welchem daſſelbe nicht einmal ermähnt wurde, dokumentirte nur, 
daß es aus ber Meihe der europälfchen Mächte verſchwunden fet. 
Aber fo lang ed no, wenn auch nur in feinen äußern Formen, 
vorhanden war, fo blieb die Frage, welche der beiten Großmächte 
den Nuten aus feinem Zerfall ziehen und damit die faktifhe Herr- 
ſchaft über Deutſchland erlangen folltee So lange Preußen in 
feinem bisherigen Wachsthum fortfuhr, mußte Defterreich befürchten, 
aus Deutfchland Hinausgebrängt zu werben. Diefe Gefahr erkannte 
Maria Therefla wohl, und fie glaubte, nur durch einen Vernich⸗ 
tungsfrieg gegen Preußen die Öfterreichifche Monarchie. vetten zu 
fönnen. Es gelang ihr auch, die europäifchen Mächte zu einem 
Bund gegen Preußen zu vereinigen. Frankreich ſah ſich in feinen 
Soffnungen auf Suprematie in Deutfchland, die es beim öſter⸗ 
reichiſchen Erbfolgefrieg gefaßt Hatte, durch Friedrich getäuſcht; 
Rußland ſah in Preußen eine Thorſperre gegen ſein Vorrücken 
nach Weſten; Alle waren aus Inſtinkt und Ahnung gegen Preußen, 
ſie fühlten, daß an Preußens Exiſtenz und Wachsthum eine neue 
politifche Ordnung fi knüpfe, und Alle waren darüber einver⸗ 
flanden, daß man den neuen Eindringling nicht aufkommen laſſen 
dürfe. Friedrichs Nolle war zunächſt auf Vertheidigung befehränft, 
„auf Erhaltung des preußiſchen Staates und der Machtſtellung, bie 
er bis dahin errungen. Wie glänzend er diefe Vertheidigung aus⸗ 
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geführt, mit welcher Kühnhelt, Ausdauer und- militärifchen Kunft 
ex gegen bie Heere von halb Europa fih behauptet, ift bekannt 
und braucht hier nicht erft erzählt zu werden. Don Auflöfung ber 
preußifhen Monarchie konnte nicht mehr die Rede fein, fie ging 
neu befeftigt und duch den Glanz Eriegerifchen Ruhmes verflärt 
aus dem Kampfe hervor. Doch nit bloß Preußen mar gerettet, 
auch für Deutfchland war der fiebenjährige Rrieg und fein Ergebniß 
von der größten Wichtigkeit. Deutihland Hatte an Friedrich IE 
wieder einen nationalen Helden befommen, alle guten Deutfchen 
vereinigten ih im Enthuflasmus für ihn, und auch in ben Lün- 
bern, deren Fürften es mit Defterreih hielten, war das Volk auf 
Friedrichs Seite, man freute ſich ſeiner Siege als deutfcher Stiege. 
Noch in anderer als in rein nationaler Beziehung wurden feine 
Erfolge von Wichtigkeit. Friedrich als Fürſt des größten pro⸗ 
teftantifchen Staates galt, fo entfernt er auch perfünlih den pofl« 
tiven Elementen des evangelifchen Glaubens war, doch ald Vor⸗ 
fämpfer des Proteſtantismus, das proteſtantiſche Prinzip gewann 
in feiner Perſon den Sieg über den Katholiciomus. Seit der 
Reformation war nichts von fo allgemein zündender Wirkung in 
Deutſchland geweſen, ald das Auftreten Friedrichs des Großen. 
Hätte er nicht nur Preußen retten, fonbern Deutfchland erobern 
wollen, die Nation wäre ihm zugefallen. Doch die Nationen 
hatten damals in politifchen Dingen Feine Stimme. Aber in gei⸗ 
fligem Sinne hatte Friedrich wenigftend die der Zukunft zugefehrte 
Generation in Deutfchland erobert, Alles fah in ihm den nationalen 
König und Helden. Um diefe Stellung fih zu bewahren, mußte 
er jedem Verſuche Oeſterreichs, feine Macht in Deutfhland zu 
vermehren, aufs entfhienenfte entgegenarbeiten. Die nächte Ver⸗ 
anlaffung, hiegegen abwehrend aufzutreten, gaben bie Verſuche 
Joſephs zur Reform der Reichsgewalt. 

Auch Oeſterreichs Macht war dur die Anftrengungen der 
letzten Kriege und die Neformen in der Verwaltung, welche Maria 
Therefia durchgeführt, erſtarkt, und als Halb nach dem Friedens⸗ 
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ſchluß, der den flebenjährigen Krieg endete, Joſeph I. feinem Vater 
auf den deutſchen Kaiſerthron durch einftimmige, unbeanflanbete 
Wahl folgte (1765), ſchien die auf das verfüngte Oeſterreich ges 
baute Kaiſergewalt in ein neues Stablum treten zu wollen. Kaifer 
Joſeph I. erreichte zwar an geiftiger Begabung Friedrich den 
Großen nit, aber dafür war er voll frifcher jugendlicher Begei⸗ 
flerung und brannte von Verlangen, etwas Großes für das Wohl 
der Menſchheit und feinen Ruhm zu leiften. Er Hatte fich Fried⸗ 
rich von Preußen zu feinem politifhen Vorbild erwählt, und warf 
fih mit der ganzen Kraft feines edlen Charakters auf den Wett- 
eifer mit ihm. Sein Wirkungskreis beſchränkte fih auf die Reichs⸗ 
regierung, denn feine Mutter Hatte fich die Regierung ber öfter 
reihifchen Erblande vorbehalten. Die Wiederbelebung des Kalfer- 
thums war das Ziel, das fich fein edler Ehrgeiz geſteckt Hatte, 
und im Bemußtfein feines guten Willens fah er die Schwierig- 
feiten, die fich ihm entgegenfteliten, nicht deutlich. Er fchreibt kurz 
nach feiner Wahl an den Meichderzfanzler Kurfürften von Mainz: 
„Auf die Aufrichtigkeit meines Charakters, auf die Neblichkeit 
meiner Abfihten, und auf meine Entihlofienheit zu Behauptung 
unferer Nattonalfreiheit Eönnen Sie fich verlafien.“ Aber ed ent- 
ging ihm dabei, daß eine Hauptbebingung des Gelingens, die Zu⸗ 
flimmung der Nation, ihm fehlte. Denn einmal hatte ihm fein 
Nebenbuhler Friedrich von Preußen die Sympathien der Nation 
vorweggenommen, und dann hatte in der nüchternen kosmopoliti⸗ 
ſchen Zeit die deutfche Kaiſeridee viel von ihrem Glanze verloren. 
„Weder im Volke noch in Iofeph felbft waren die nationalen Triebe 
mächtig; ed war ihm nicht ſowohl die deutſche Einheit, als bie 
Einheit eined großen Reiches im Kaiſerthum vepräfentirt. So hatte 
er bie Abneigung der Reichsſtände gegen Die Unterwerfung unter 
ein Dberhaupt gegen fih, und im Kampfe wider fie ftand ihm 
fein nationale Einheitäbewußtfein des Volkes zur Seite. Je wer 
niger er aber bie Schwierigkeiten vorausberechnet und in Ihrem 
Grunde fih klar gemacht Hatte, deſto lähmender wirkten fie auf 
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feine Energie, als fie unerwartet vor ihn traten, als alle die 
Schmwerfälligkeiten, die Zögerungen und der üble Wille wie ein 
böfer Thau auf jeine frifche Begeifterung fielen. 

Wohl gab ed noch einzelne Patrioten, Männer von hervor- 
ragender Bildung, welche fih in Schriften für Neubelebung ver 
nationalen Einheit ausſprachen. Unter ihnen ift einer der evelften 
Patrioten und Bubliziften jener Zeit zu nennen, 8. %. Mofer. 
Er fchrieb eben damals, als Iofepb I. zuerft auftrat und man 
mit freudiger Erwartung auf den neuen jugendfrifchen Kaifer blickte, 
eine anonyıne Schrift „Bon dem deutſchen Nationalgeift” (1765), 
worin er mit patriotifchem Schmerz den Jammer der Uneinigkeit 
ſchildert, mit Nachdruck zur Einigkeit nuahnt und vor Allem den 
deutihen Reichsſtänden die Pflicht der Linterwerfung unter das 
Reichsoberhaupt and Herz legt. „Wir find Ein Volk,” fagt er, 
„son Einem Namen und Sprache, unter Einem gemeinfamen Ober- 
haupt, unter &inerlei unfere Berfaffung, Nechte und Pflichten be= 
flimmenden Geſetzen, zu Einem gemeinſchaftlichen großen Intereffe 
der Preiheit verbunden, auf Einer mehr als bunderjährigen Natio- 
nalverfammlung zu biefem wichtigen Zweck vereinigt, an innerer 
Macht und Stärfe das erfte Reich in Europa, deſſen Königsfronen 
auf deutfhen Häuptern glänzen und fo, wie wir find, find wir 
fhon Iahrhunderte Hindurch ein Räthſel politiiher Verfaſſung, ein 
Raub der Nachbarn, ein Gegenftand ihrer Spöttereien, ausgezeich⸗ 
net in der Gefhichte der Welt, uneinig unter uns felbft, Traftlos 
durch unfere Trennungen, flarf genug, und felbft zu ſchaden, ohn⸗ 
mädhtig, und zu retten, unempfindlich gegen die Ehre unjerd Na- 
mend, gleichgültig gegen die Würde der Gefege, eiferfüchtig gegen 
unfer Oberhaupt, mißtrauifeh unter einander, unzufammenhängend 
in Grundſätzen, gewaltthätig in deren Ausführung, ein großes und 
gleichwohl verachtetes, ein in der Möglichkeit glückliches, in ber 
That felbft aber fehr bebauernswürdiged Volk.“ 

„Die wenigften Deutſchen,“ klagt er, „feien von der wahren 
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Klüpfel, deutfche Sinheitäbeftrebungen. 17 
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eriten Begriffe von dem Vorzug und der Würde eines im Bunde 
und Schub der Geſetze freien Deutfchen, die geſetzmäßigen Grund» 
füge von dem Gleichgewicht der Mechte und Pflichten zwiſchen dem 
Haupt und den Gliedern dieſes Staatskorpers, von dem DVerhält- 
niß zwiſchen dem höchften Nichter im Reich und den Ständen und 
binwieberum biefen unb ihren Unterthanen je länger je mehr fo 
verbunfelt, mipftelt und unkenntlich geworben, daß tiefe Unwifſen⸗ 
heit einer= und Fräftige Vorurtheile andererſeits eine faft allgemeine 
Oberhand gewonnen haben.“ 

Als Quellen der Gleichgültigkeit gegen nationale Angelegen- 
beiten bezeichnet er 1) die unzureichende und verkehrte Art, worin 
auf Univerfitäten ber Unterricht von deutſchem Rechte und Ver⸗ 
faffung vorgetragen werde, 2) die religiöfe Spaltung, 3) die Lage 
und Berfaffung einiger im Verhältniß gegen dad Ganze zu mächtig 
gewordenen deutfchen PBrovinzen, welche den Patriotismus für ſich 
abforbiren und an bie Stelle des einen Nationalgeifted einen Pro⸗ 
vinzialgeift feben. Das Hauptgebrechen erfcheint ihm aber, daß 
nba8 Gleichgewicht der Rechte zwiſchen Oberhaupt und Gliedern 
in eisen befländigen Kontraft und offenbaren Streit geräth, und 
bie ganze Örundverfafiung des Reichs verkehrt wird, indem bad 
Band zwifchen Haupt und Gliedern, worin gleichwohl die einzige 
gemeinfame Schutzwehr beftehet, aufgelöst und dagegen eine beharr⸗ 
liche Bereinigung der Glieder gegen das Haupt zu fliften gefucht 
wird. Alle Handlungen eines Kaiſers, ſelbſt diejenigen, wozu er 
ſich felbft gegen das Meich anheifchig gemacht, werben von einer 
bedenklichen, gefährlichen und der Freiheit der Stände nachtheiligen 
Seite vorgeftelt. Als Richter im Reich wird ihm die Gewalt, 
Met und Gerechtigkeit unpartheitfh zu handhaben, erfihiwert, und 
ber Schuß ded Schwachen gegen den Mächtigen je länger, je uns 
möglicher gemacht.“ 

Eine zweite anonyme Schrift eines anderen Verfaſſers, 
unter dem Titel: „Noch etwas vom deutſchen Nationalgeift“ wen⸗ 
bes fh mehr an das Volk und fucht demfelben zu zeigen, wie es 
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nur durch Einigfeit unter einem erwählten Oberhaupt zu Macht 
und Freiheit gelangen könne. 

Juſtus Möfer in feinen patriotifchen Phantaflen*) findet die 
Urſache des Verfalls deutſcher Nation in dem Linterliegen ber 
Stadtebündniſſe, der großen Kaufmannsgeſellſchaften gegen bie fürſt⸗ 
liche Territorialhoheit. „Die Territorialhoheit,“ ſagt er, „ſtritt gegen 
die Handlung. Eine von beiden mußte unterliegen und der Un⸗ 
tergang der letzteren bezeichnet in der Geſchichte den Aufgang der 
erſteren. Wäre das Loos umgekehrt gefallen, fo hätten wir jetzt 
. zu Regensburg ein unbedeutendes Oberhaus und die verbundenen 
Städte und Gemeinden würden in einem vereinigten Körper die 
Gefebe handhaben, welche ihre Vorfahren mitten in dem beftigften 
Kriege gegen die Territorialhoheit der übrigen Welt auferlegt Hatten. 
Nicht Korb Clive, fondern ein Nathöhere von Hamburg würde 
am Ganges Befehle ertheilen.“ Iener Geift ver Städte, meint 
Möfer, den die Fürften verfolgt und übereilt erſtickt haben, 
würde den deutſchen Kaiſer zum Univerfalmonarden und zum 
Meiſter von beiden Indien erhoben haben. Noch jept, räth er, 
follten die Handelsleute in den Städten zufammentreten, durch 
Aktien große Unternehmungen maden, in den Seeſtädten ihre Kon⸗ 
ſuln fih verfammeln laſſen, und fo die Grundlage einer deutſchen 
Handelsmacht fchaffen. 

Wir haben die Frage, ob nicht die Städtebündniſſe die Grund- 
Inge für ein einiges und mächtiges Deutfchland hätte abgeben können, 
ſchon oben p. 82 und 99 berührt, aber nach ben gefchichtlichen 
Ereigniffen verneinen zu mäffen geglaubt, wir haben gefehen, daß 
weber die Hanfa, die Möfer hauptſächlich Hier im Auge hat, noch 
die fübdentfchen Städtebündnifſe zu einer politiſchen Organifation 
gelangt find und eben deßwegen untergingen ohne einen erheblichen 
Einfluß auf die deutſche Politik gehabt zu haben. Der Mangel 


*) Sämmtlihe Werfe Bd. I. p. 338 in Stück 43. „Alſo ſollten die 
deutſchen Städte fih mit Genehmigung ihrer Landesherren wieder zur 
Handlung vereinigen gu 
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an einem feften politifchen Band hat namentlich bie vielverfprechende 
Hanfa geftürzt. 

Auch von der Ausbildung der landſtändiſchen Verfaſſungen 
bofft Möfer einen heilſamen Einfluß auf das Neih, namentli 
das Recht der Steuerverwilligung, meint er, müfle man fefthalten. 
Die Territorialverfaffungen feien immerhin eine Brüde zur Reichs⸗ 
Berfaffung und werden ven beften Schub gegen Mißbrauch der 
Landeshoheit gewähren. 

Diefe vereinzelten Stimmen der Literatur konnten jedoch Teinen 
Einfluß auf das Öffentliche Leben haben. Aber Joſeph fehien nun 
ernftlih die Sand and Werk zu legen. Zunächhft verfuchte er es mit 
Reformen, die innerhalb der beftehenden Verfaſſung möglich waren. 
Beſonders dringlih war die Verbefierung der Nechtöpflege. Der 
Kaifer fing mit dem unmittelbar unter ihm ſtehenden Reichshofrath 
an, bei welchem Berfchleppung der Gefchäfte und Beftechlichkeit in 
hohem Grabe eingerifien waren. Mit Energie fahte er die Sache 
an und in Jahresfrift war die Neform durchgeführt. Aber viel 
ſchwieriger zeigte fich daſſelbe Gefchäft bei vem Reichskammergerichte, 
wobei der Kaifer in Gemeinichaft mit dem Reichstag handeln 
mußte. Das Bebürfniß einer Reform war keineswegs zweifelhaft, 
da die früher fehr heilſamen Bifitationen in Abgang gekommen 
und in Folge der Knickerei, welche bei Beſetzung und Befolbung 
der Stellen ausgeübt worden war, viele Mißbräuche eingerifien 
waren. Zuerft wurde nun eine außerorbentlihe Viſttationskom⸗ 
mifton beftellt, bei deren Wahl der Neichätag mit ungemohnter 
Einftimmigkeit und Gifer zu Werke ging und eine Reihe ber aus⸗ 
gezeichnetſten gelehrten Juriſten und Praktiker Deutſchlands berief. 
Aber ſchon bei der Inſtruktion verwickelte man ſich in einen Wuſt 
von Formfragen und bald verwirrte der Argwohn, die ganze Sache 
laufe nur darauf hinaus, das oberſtrichterliche Amt des Kaiſers 
weiter auszudehnen, das Geſchäft noch mehr. Ueber die mit der 
Vifitationskommiſſion in Zuſammenhang ſtehende Stage," ob bie 
Kollegialflimmen der weſtfaͤliſchen und fränfifchen Grafenbank zu 
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dem Eatholifchen oder proteftantifhen Theil zu zählen feien, brach 
nun am Reichstag ein Streit aud, melden ber brandenburgifche 
Gefandte unter dem Scheine der Vermittlung ſchürte. Die preu- 
Bifche Politik, welche den ganzen Neformationdplan des Kammer⸗ 
gerichts nur als einen Verſuch betrachtete, das Anfehen und den 
Einfluß Oefterreih in Neichdangelegenheiten zu vermehren, hatte 
offen und unter Hand entgegengearbeitet. Beſonders der Minifter 
Hertzberg, den Briebrih in den ihm unverftändlich erfcheinenden 
Neichsangelegenheiten freie Hand ließ, trachtete, noch eifriger anti- 
öſterreichiſch als fein Herr, nach Kräften dahin, dem Uebergewichte 
Oeſterreichs im Reich fo viel als möglich Abbruch zu thun. Das 
Berbienft, die Nechtöpflege im Reich verbeffert, dem Kammergericht 
wieder zu Macht und Anfehen verholfen zu Haben, follte Defter- 
reich ſich um Leinen Preis erwerben. Es erſchien daher als eine 
Aufgabe der preußiſchen Politik, dem Unternehmen Hinderniſſe zu 
bereiten, was bei der Vielköpfigkeit der Viſitationskommiſſion unter 
dem Schein des Schutzes proteſtantiſcher Rechte ganz gut gelang. 
Nachdem ſich die Sache 9 Jahre lang unter viel Arbeit und 
Streit hingezogen hatte, wurde die Kommiſſion unter großer Er⸗ 
bitterung aufgelöst und fo ſcheiterte das ganze Unternehmen. 
Einen ähnlichen Verlauf hatten die Bemühungen Joſephs, den 
Beſchwerden der proteftantifchen Unterthanen Fatholifcher Regierun⸗ 
gen fchleunige und unpartheiifche Abhilfe zu verſchaffen. Das 
Geſchäft der nievergefeßten Deputation zog fich in die Länge, brachte 
den Broteftanten einen Gewinn, dem Kaiſer Teinen Dank und von 
Seiten der Katholiken Klagen über partheitfehe Bevorzugung ber 
Keper. 
Ueberhaupt wurde ber gute Wille des Kaiſers vielfach ver- 
kannt; anftatt den Gewinn einzufehen, der aus einer Träftigen 
Reichsregierung erwachſen mußte, Elagte man über Einführung 
reichSoberftrichterlicher Juſtiztyrannei und willkührliche Eingriffe in 
die althergebrachte deutfche Freiheit. Selbft das Volk ließ ſich die 
Befugnig feiner Fürften zur Willkührherrſchaft und Unbotmäßigkeit 
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gegen den Kaiſer als alte deutſche Freiheit aufſchwatzen. Ueberall 
machte fi der Egoismus eines verrotteten Partikularismus gel- 
tend, dem das Bewußtſein nationaler Einheit und die Gewöhnung 
des Gehorſams gegen das Reichsoberhaupt ganz abhanden gekom⸗ 
men war. Hiezu kam dann auch die Schwerfälligkeit der Reichs⸗ 
Verfaſſung, bie bei jedem Reformverſuch eine vielköpfige Kommiffion 
nöthig machte und dadurch Mittel der Hemmung in Fülle darbot. 
Aber das größte Hinderniß für Jofeph war die ſyſtematiſche Oppo⸗ 
ſition Friedrichs, an dem alle Feinde der Neuerung in Reichsan⸗ 
gelegenheiten einen Bundeögenofien fanden, der alle partikulariſtiſchen 
und jouveränitätsgelüftigen Beftrebungen ber deutfchen Reichsſtände 
bereitwilligft unterftüßte. Der keitende Gedanke von Friedrichs 
Politik war, Feine Machtvergrößerung Oeſterreichs irgend einer Art zu 
geftatten. Da num aber die deutfche Kaiſerwuͤrde damals eine, wie bie 
Erfahrung zeigte, unablösbare Zugabe der öfterreichifchen Monarchie 
war, fo mußte jede Neubelebung jener Würde und der damit ver 
bundenen Macht auch Defterreihd Macht erhöhen. Darum arbeitete 
Friedrih auf diplomatifhem Wege ven Reformplanen Joſeps ent« 
gegen und warf fih unter dem Schein eined großmüthigen Bes 
ſchützers der ſchwächeren Neichöftände und der deutſchen Freiheit 
zum MWichter ber deutſchen Reichsverfaſſung auf, die er im Grunde 
eben fo verachtete und in ihrer Unnatur erkannte wie fein Rivale 
Joſeph. Doch bei alledem Hätte Joſeph, der fih durch fein Ver⸗ 
hältniß zu dem damals fo mächtigen Defterreich und bei der inneren 
Schwäche Frankreichs immerhin in einer fehr günftigen Lage befand, 
bet ausdauernder Energie Manches von feinen Plänen burchfeßen 
fönnen. Aber er ließ fich durch den üblen Willen, den er fand, 
dur den Undanf, den er erntete, durch die Erfolglofigfeit feiner 
Befirebungen die Reichsgeſchäfte nur allzubald entleiden und be⸗ 
gnügte fi, flatt aller weiteren Verſuche einen entſchiedenen Edel 
vor Meichögefchäften unverholen auszuſprechen und bei jeder Gele⸗ 
genheit die fehwerfällige Pedanterie der Neichöverfaffung zu ver- 
fpotten. Nach den mißlungenen Bemühungen das Kanmergericht 
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zu veformiren und ben Proteflanten eine unpartheiifhe Behandlung 
zu verſchaffen, verzichtete er auf alle Neformen im Meiche und z0g 
fih auf die öſterreichiſche Politik zurück, zumal nachdem ihm 1780 
durch den Tod feiner Mutter die Megierung der öfterreichifchen 
Erblande zugefallen war. Dur das Bündniß mit der rufflfchen 
Katharina verlockt, verlor er fi in weitausſehende Eroberungs- 
Plane im Oſten und rieb jene Kräfte in einem unglücklichen 
Türkenfrieg auf. Wenn man den muthigen Anlauf, den er im 
Anfang feiner Reichöregierung genommen hatte, mit bem vergleicht, 
was er wirklich für Hebung der Kalfergewalt geleiftet hat, fo muß 
man fi wundern, wie wenig ſich nachweilen läßt. Gr hat von 
den vielen verloren gegangenen Rechten und Befugniffen des Kai⸗ 
ſers Fein einzige wichtige8 Herrſcherrecht wieder and Meich gebracht, 
und nur einige gehäffige Prärogative wie die Panisbriefe wieder 
aufgewärmt. Veberhaupt drängt fih der Zweifel auf, ob Joſeph 
je einen klaren Zweck für das deutfche Reich gehabt habe. 

Zur öſterreichiſchen Hauspolitik zurückgekehrt, dachte er auf 
DBergrößerung feiner Erblande innerhalb des Neichögebietd, um nad 
dem Beifpiele feines preußiſchen Vorbildes durch das Syſtem terri⸗ 
torialer Arrondirung das Viebergewicht in Deutichland zu geiwinnen, 
wo er ohnehin einen Erfah für das verlorene Schleflen anfprechen 
zu dürfen glaubte. Eine erwünfchte Veranlafiuug hatte ihm ſchon 
früher das bevorſtehende Ausfterben der bairifchen Linie des Hauſes 
Wittelsbach⸗Baiern geboten, Der nächftberechtigte Erbe, der Kur⸗ 
fürft von der Pfalz Karl Theodor, ein genußfüchtiger Herr ohne 
Yegitime Kinder, ließ fih von Joſeph auch wirklich bewegen, bie 
auf verſchiedene Nechtötitel gegründeten Anſprüche Defterreihd an» 
zuerfennen und eine Uebereinkunft zu fehließen, worin er im Falle 
feiner Succeſſion beinahe die ganze befiere Hälfte des Kurfürften- 
thums Batern an Oeſterreich abzutreten fich bereit erlärte. Weber 
die bairiſchen Landſtaͤnde, noch der Meihätag machten Einwenbun- 
gen, aber Friedrich I. wußte dem nach Karl Theodor nächſten 
Erbberechtigten, den Herzog von Zweibrüden zu einer Proteflation zu 
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bewegen, und als nah dem wirklich erfolgten Tode des bairiſchen 
Kurfürften Mar Joſeph (1777) Kaifer Joſeph die ihm abgetretenen 
Theile Baierns in Beſitz nehmen ließ, trat Friedrich mit, einer 
Kriegserklärung zum Schutz der Integrität Baierns und der Reichs⸗ 
Verfaſſung auf, und nur die Friedensliebe der Maria Therefia, 
welche ihren Sohn in diefer Angelegenheit im Stiche Tieß, und bie 
Vorſicht Friedrichs verhinderten den wirklichen Ausbruch eines Krie- 
ges. Karl Xheodor Fam durch den Teſchener Frieden von 1779 
in beinahe ungefchmälerten Beil Baierns, aber Joſeph gab feinen 
Plan der Erwerbung Balernd immer noch nicht auf und ſchlug 
einige Jahre nachher dem Kurfürften einen Tauſch mit den öfter 
veihifchen Niederlanden vor, für deren ficheren Befitz er ſchon da- 
mals fürchtete. Karl Theodor ging unbedingt auf dieſes Taufch- 
Projekt ein, aber der Herzog von Zweibrüden vroteſtirte, von 
Friedrich aufgeftiftet, auch dießmal, und Iofeph mußte feinen Man 
wieder aufgeben und offtziell ſogar in Abrede ziehen. Die deut⸗ 
ſchen Fürſten aber ergriff eine allgemeine Furcht vor den Arron⸗ 
dirungsplanen Joſephs. Verſchiedene andere Operationen wurden 
mit Argwohn betrachtet und man glaubte auf einen Plan ſchließen 
zu müſſen, wornach ganz Süddeutſchland unter öſterreichiſche Herr⸗ 
ſchaft gezogen werben ſollte. Dem Herzog von Würtemberg ſoll 
ein Umtaufh mit Modena oder Mailand angetragen worden fein; 
fon früher war den Fleinen, zwifchen vorberöfterreichifhen Be⸗ 
figungen gelegenen ſchwäbiſchen Kreisfländen eine Schutzſteuer 
auferlegt worden, auch hatte man nach Analogie der franzöftichen 
Reunionskammern unter allerhand Titeln verfuht, fie als Ange⸗ 
hörige Öfterreichifcher Landestheile mit dem übrigen Vorderöſterreich 
in Sufammenhang zu bringen. Da es Iofeph auch im Interefie 
feiner kirchlichen Reformen daran gelegen fein mußte, daß. feine 
geiftlihe Gewalt, die nicht unter feiner Hoheit flünde, in Oeſterreich 
etwas zu fagen habe, fo nahm er bei Erledigung des biſchöflichen 
Stuhles von Pafjau Gelegenheit, die öfterreichifchen Beſitzungen 
vom Paſſauer Diözefanverbande loszureißen und ftellte an die 
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Biihöfe von Salzburg, Gurk, Sedan und avant ähnliche An⸗ 
forderungen. Die Bisthümer Köln und Münfter hatte ein Bruder 
des Kaifers, der Erzherzog Marimilien inne, auch Paderborn, 
Hildesheim, Würzburg und andere follten, ging das Gerücht, mit 
Öfterreichifehen Prinzen befeßt werden. Man ſprach von Auflöfung 
einzelner Bisthümer und großen Sefularifationen. Derlei Vorgänge 
mit dem batrifhen und würtembergiſchen Tauſchprojekt zuſammen⸗ 
gehalten, mußten dem Verdacht Nahrung geben, daß ed darauf 
abgeſehen fei, einen möglichſt großen Theil von Deutichland unter 
öſterreichiſche Landeshoheit zu bringen und fo den Weg zu allmäh- 
liger Eroberung des ganzen Reiches zu bahnen. Es ift allerdings 
nicht unmahricheinlih, daß Joſeph, feit er die Einſicht gewonnen 
hatte, daß auf dem Wege der Reform ber Reichsverfaſſung Teine 
Miederherftellung der Kaifergewalt möglich fei, auf den Gebanfen 
fam, feinen Zweck durch Ausdehnung der erblichen Territorialgemwalt 
in Deutfhland zu verfolgen ımd fo auf einem andern Wege feine 
Kaiferwürbe zur Wahrheit zu machen. Wirklich wäre dieß Streben 
von dem Standpunkt der deutſchen Einheitsidee aus keineswegs zu 
tadeln geweſen. Selbſt menn es nicht fo Bald gelungen wäre, 
ganz Deutfhland unter einen Scepter zu bringen, fo wäre e8 doch 
ein Gewinn für die Einheit geweſen, wenn wenigftens die jühliche 
Hälfte in Iofeph ihren wahren Kaifer bekommen hätte. Deutſch⸗ 
Defterreich hätte dann nicht fo dem übrigen Deutfchland entfremdet 
bleiben können, und das Bruchſtuͤck des deutfchen Reichs hätte fich 
fpäter vielleicht zum Ganzen erweitert. 

In diefem Sinne müßen wir ed beflagen, daß Joſephs 
Plane an der partifulariftifchen Oppoſition Friedrichs des Großen 
gefcheitert find, und ohne feine Bedeutung für die dentfche Ent: 
wicklung zu verfennen, werben wir swerfucht zu wünfchen, daß 
Deutfhland Friedrich und Joſeph nicht zu gleicher Zeit befeflen 
haben möchte. Denn Friedrich Hatte in der That nicht das Wohl 
und die Einheit Deutſchlands, fondern nur das Intereffe Preußens 
im Auge, wenn er jebt für Erhaltung der abgeftorbenen Neiche- 
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Berfaffung in die Schranken trat und ganz Deutſchland in Bewe⸗ 
gung feßte, damit Baiern das Glück Habe, flatt Joſeph I. Mar 
Joſeph von Zweibrücken zum Landedvater zu bekommen. Er fah 
nur einen Widerftreit zwiſchen Defterreich und Preußen, aber Teinen 
zwifchen einigenver Kaifergewalt und zerfplitternder Meichsfürften- 
madt. Seitdem ihm der Plan, die Eaiferlihe Würde vom Haus 
Defterreichs abzulöfen und das Vebergewicht im Neid auf Seite 
Brandenburgs zu ziehen, mißlungen war, hatte er Fein Interefie 
mehr an DBerbefierung des Bleichöregiments, an Sekularifation 
geiftlicher Fürftenthümer, an genügender Zunbirung ber Neichäge- 
wall. Die Schwäche berfelben, die Unmöglichkeit, die zerfplitterten 
Kräfte dem Oberhaupt dienſtbar zu machen, war ihm gerade will- 
fommen und fchien ihm der Erhaltung werth, und anflatt das 
Band zwifchen Haupt und Gliedern befeftigen zu helfen, ftiftete er 
eine Bereinigung ber Glieder gegen bad Haupt, den Fürftenbund. 

Der FZürftenbund ift fhon von Iohannes von Müller, und 
neuerlich wieder von W. U. Schmidt fo aufgefaßt worden, als 
wäre er von Friedrich dem Großen nicht allein dazu geftiftet wor⸗ 
ben, den Planen Iofephs entgegenzutreten, fondern auch mit bem 
Hintergevanken, für bie Reichsverfaſſung eine neue Grundlage zu 
ſchaffen. Nah diefer Deutung hätte Sriedrich die Reichsverfaſſung 
nur noch fo lange erhalten wifien wollen, bis die Vergrößerungs⸗ 
Plane Joſephs IL. Befeitigt und für das Haus Brandenburg; die 
Zeit gekommen fein würbe, Deutichland unter einer neuen Form 
der Einheit aufzubauen. Jemehr diefe Anficht geeignet ift denen 
einzuleuchten, die auch heutzutage der Vieberzeugung find, daß von 
Preußen die Wiedergeburt der deutfchen Einheit ausgehen müſſe, 
deſto mehr fühlen wir uns verpflichtet, die Tendenz des Fürſten⸗ 
Bunde genau zu prüfen. Es ift dieß um fo eher möglich, als 
W. A. Schmidt in feinem zweiten Werke: Gefchichte der preußiſch⸗ 
deutſchen Unionsbeſtrebungen feit der Zeit Friedrichs des Großen 
(Berlin 1851) die diplomatiſchen Aftenftüde im Zufammenbang 
vorgelegt bat. 
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Die Idee des Bürftenbundes mar nicht neu. Schon nad 
dem flebenjährigen Kriege hatte der heſſen⸗kaſſel'ſche Miniſter von 
Schlieffen den Plan gefaßt, die deutfchen Bürften zu einem Bund 
zu vereinigen, ber in Eünftigen Kriegen zwiſchen Oefterreih und 
Preußen fih neutral verhalten und zuerft gegen den fich kehren 
follte, der Die deutfche Verfaſſung und beutfche Freiheit verlegen 
und die Selbftändigfeit deutſcher Reichsſtände bedrohen würde. 
Die kleinen und mittleren Fürſten fürchteten nicht umſonſt, bei 
Gelegenheit entweder von Oeſterreich oder von Preußen verſchlun⸗ 
gen zu werden, und zwar nicht blos im Fall eines Kampfes zwi⸗ 
ſchen den beiden deutſchen Großmächten, ſondern noch mehr durch 
eine friedliche Verſtändigung. Hätte die Eiferſucht zwiſchen Friedrich 
und Joſeph nicht oder in geringerem Grade beſtanden, hätten ſie 
ſich über eine gemeinſame deutſche Politik verftändigt, wozu Joſeph 
wahrſcheinlich gern die Hand geboten haben wuͤrde, fo würden fie 
fih in Nord» und Süddeutſchland getheilt und die Neichäverfaflung 
befeitigt Haben. Schlieffend Plan einer Neutralitätsunion zwiſchen 
den deutſchen Fürſten zur Abwehr eines öſterreichiſch⸗ oder preußiſch⸗ 
deutfchen Einheitsſtaates kam nicht zur Verwirklichung, weil die 
Grundbebingung, eine Einheit der Gefinnung unter den Fürſten, 
nieht vorhanden war und bei der Getheiltheit der Intereffen nicht 
vorbanden fein konnte. 

Der Gedanke wurde 20 Jahre fpäter (1783) von dem bas 
diſchen Minifter von Edelsheim wieder aufgenommen, da bie Ver⸗ 
fuche Defterreich8, die Befugniffe der Reichshofräthe weiter aus- 
zubehnen, die Schmälerung der Diözefanrechte Paſſau's und die 
ganze Richtung der öfterreihifchen Politik den Beftand der deutfchen 
Reichöverfaffung zu bedrohen fhien, in deren Abänderung man den 
Untergang des deutſchen Vaterlandes zu erblicken vorgab. Die 
Reichsſtände, ſchlug Edelsheim vor, follten fich zufammenthun, um 
zu Bertheidigung des deutſchen Reichsſyſtems und der deutſchen 
Reichsfreiheit eine Heeresmacht von 100,000 Mann aufzuſtellen. 
Die Fürſten und Kurfürſten ſollten zur Erleichterung ber Orga— 
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nifation je befondere Unionskreiſe bilden, auch die Kronen Däne- 
marf und Schweden follten eingeladen werden. Einigkeit der 
Stinmgebung auf dem Meichötage, Neubelebung befielben, Be⸗ 
ſchützung der Vorrechte fünmtlicher Reichsſtände, gegenfeitige Schlich- 
tung ihrer Streitigkeiten, Unterflügung in finanziellen Nöthen, 
Errihtung einer gemeinfamen Bundeskaſſe, Zurückweiſung ver 
etwaigen Einmifhung des Reichshofraths in innere Angelegenheiten 
der Meicheftände, — dieß waren die Hauptgrundſätze des zu errich- 
tenden Bundes. Sobald derfelbe zu einigem Anſehen und Beftand 
gelangt wäre, fo müßte man ihn Preußen, Frankreich und wo 
möglih auch Rußland zur Garantie vorlegen. 

Der Herzog von Braunfchweig, dem der Entwinf im Ver⸗ 
trauen mitgetheilt wurde, billigte denſelben, ermahnte aber, die Sache 
mit der äußerſten Vorſicht zu betreiben, und che man andern 
Fürften ſich entdede, genau zu erwägen, wie ihre innerfte Gefin- 
nung und ihre Binanzverhältniffe befchaffen ſeien. Dur ihn er- 
hielt der preußiſche Minifter Gergberg Kunde von dem ‘Plan, und 
er erklärte nicht nur feine Beifttimmung, fondern machte auch Hoff⸗ 
nung, daß der König von Preußen fih an die Spige flellen werbe. 
Zunächft wurde der Prinz von Preußen, aber nicht der König 
‚ eingeweiht. Der Serzog von Zweibrücken, ebenfalld ind Vertrauen 
gezogen, Tieß durch feinen Minifter Hofenfels eine eigene Denkſchrift 
entwerfen, worin offen ausgeſprochen wird, daß die zu grünbende 
Union eine Verſchwörung der Neihöftände gegen den Kaifer fein 
müffe, weshalb fie keine Partikularunion fein dürfe, fondern nach 
grünblicher Vorbereitung auf dem Neichötag alle Reichsſtände um- 
faffen und dann, über die Grenzen einer Defenftvunion hinausgehend, 
auch nöthigenfalls zum Angriff gerüftet fein müffe. Bezeichnend ift, 
wie dieſe pfälzifche Denkfchrift gegenüber von der öfterreichifchen 
Arrondirungspolitif, die Hoffnung auf Rußland und Frankreich 
fest. Erſteres meint Hofenfels, könne nicht dulden, daß ſich Oeſter⸗ 
reich um 12 Millionen Deutſche verſtaͤrke, und ſo der deutſche 
Nachbar Rußland gefährlicher werde, als der türkiſche. Auch ber 
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franzöſiſche Hof könne nicht zulafien, daß ſich Deutfchland zu einer 
Monarchie umgeftalte, die Armee eined deutſchen Monarchen würde 
etwad ganz Anderes fein, als dad Reichscontingent. 

Derartige Reflexionen laſſen einen Blick werfen in die Auf» 
richtigfeit des Patriotismus, aus welchem dieſe antifaijerlichen 
Uniondbeftrebungen hervorgingen. 

Che Friedrich der Große mit den babifchen und pfälzijchen 
Unionsentwürfen befannt gemacht wurde, ergriff er, überzeugt daß 
eine blos oppofltionelle Haltung Preußen? am Reichstage nicht 
genüge, bie öſterreichiſchen Beftrebungen zu befeitigen, im März 
1784 felbft die Initiative, und feine Miniſter Herkberg und Fin⸗ 
Eenftein mußten fih nach einiger Zögerung dazu verſtehen die 
Uniondplane, mit denen ſie früher nur ein diplomatifches Spiel 
getrieben, mit Ernft und Energie anzugreifen. Nachdem die Diplo- 
matie noch einige weitere Monate die Sache erfolglos Hin und her gezo⸗ 
gen hatte, legte Friedrich feinen Miniftern einen Entwurf vor, worin 
er den Zweck und die Art des Bundes klar und präcid barlegte. 
Als Zweck murde nämlich bezeichnet: die Erhaltung der Nechte 
und der Selbftändigkeit der deutſchen Fürſten ohne Unterſchied der 
Religion, wie fie ihnen durch altes Herfommen und durch Die 
goldene Bulle fanktionirt find. Der Bund follte nur die Beftgun- 
„gen eined Jeden verfichern, und verhindern, daß ein ehrgeiziger 
und unternehmender Kaifer die deutſche Verfaſſung umftürze und 
ſtückweiſe zertrümmere. Wenn man fidh nicht auf diefe Weife vor: 
ſehe, fo werde der Kaifer feine Neffen: mit allen Bisthümern und 
Abteien Deutfchlands verforgen, fie fekularifiren und fo durch bie 
Stimmen feiner Neffen die Oberhand auf ven Reichstagen gewinnen. 
Es fei im Interefje der geiftlichen ſowohl als der weltlichen Fürſten, 
daß man ihnen den Beſitz ihrer Länder garantire und auf Grund 
der NReichöverfaffung dem Kaifer alle Anfprüche darauf abjchneide. 
Beſonders müfle man für die Grhaltung des Reichstages und 
Kammergerichtd forgen, damit nicht ver Kaifer diefe alten Inftitute 
benüge, um eine tyrannifche Despotie über Deutſchland aufzurichten. 
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Die Intereffen der Zürften feien alle biefelben, denn wenn fie nur 
einige Ihresgleichen vernichten lafien, werde morgen die Weihe an 
fle kommen und fie werben Fein anderes Vorrecht haben, als das 
der Grotte Polyphems, zuletzt verfpeißt zu werben. 

Die feien die bauptfächlichften Motive und Grundgedanken, 
die Miniſter follten nun das Weitere und Einzelne ausführen. 
Diefe erwiederten, ed ſei gut, fie wollten dieß thun; «8 werde 
hauptſächlich darauf ankommen, den verfchienenen Reichsſtänden ihre 
Rechte und Intereffen und die Gefahr, In welcher fie fehweben, in 
einem recht hellen Lichte zu zeigen. Unter fortwährendem Treiben 
des Königs führte Herbberg die Entwürfe weiter aus und begann 
die diplomatiſchen Unterhandlungen. Er verfaßte als Endergebniß 
der Unterredungen mit dem König eine franzöſiſche Denkſchrift, 
die hauptſächlich für die auswärtigen Mächte beſtimmt erſcheint. 
Ihr Inhalt ift fo Harakteriftifch für Geift und Tendenz des beab⸗ 
fichtigten Bundes, daß wir dad Wefentliche daraus anführen müflen. 

nDie Verfafſung des deutichen Reichs,“ Heißt es darin, 
welche zienilich allgemein für monftrös und fehr mangelhaft gilt, iſt 
nichts deſtoweniger höchft nothwendig für dad Wohl Europa’s, 
und bei ihrer Erhaltung find alle Mächte des Kontingents eben» 
ſowohl intereffirt, als die Glieder des deutſchen Reichs. Und ſelbſt 
ſein eigenes Oberhaupt muß dieſes Intereſſe theilen, ſobald ſich 
daſſelbe begnügen will, an der Spitze der berühmteſten Republik 
von Königen und einer Menge mächtiger Fürſten zu ſtehen, und 
fobald es nicht in den Fall kommen will, nicht allein feine Mite 
bürger, fondern auch die vornehmſten Mächte Curopa's zu befries 
gen. Deutſchland, in der Mitte Europa’ gelegen, von einem 
ebenſo zahlreichen als Triegerifchen Volke bewohnt, und von einer 
großen Bahl angefehener Fürften unter einem fehr mächtigen Ober: 
haupte regiert, hat Eeinen fremden Einfall zu fürdten, ohne doch 
Eroberungen nah Außen machen zu Eönnen; aber follte e8 einmal 
von einem einzigen gewandten und ehrgeizigen Monarchen regiert 
werden, jo möchte es dieſem leicht werben, einen Nachbarftnat um 
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ben andern, fei er auch noch fo mächtig, zu unterjochen, und fi 
fo den Weg zur Univerfalmonardie von Europa zu bahnen, wie 
man davon Beifpiele gefehen bat unter der Negierung Karls des 
Großen und Otto des Großen, welche nicht allein Mittel fanden, 
Deutfhland und Italien zu unterwerfen, fondern auch die Souveräne 
von Dänemark, Polen, Ungarn u. f. w. unter ihre Abhängigkeit 
brachten, und diefe Oberherrſchaft nur durch die perfünlide Schwäche 
ihrer Nachfolger wieder verloren. Aus diefem Grunde find bie 
Nachbarmächte Deutfchlands den Neichsfürften immer zu Hilfe ge⸗ 
fommen, wenn fie in Gefahr waren, von den Kaiſern unterjocht 
zu werben. Dieß ihaten die Könige von Branfreih Branz IL 
und Heinrich IL. zur Zeit Kaifer Karla V., und beſonders die Kro⸗ 
nen von Schweden und von Frankreich, als die Freiheit Deutſch⸗ 
lands zur Zeit Ferdinands IL. in der höchſten Gefahr war. Es 
entftand daraus der berühmte 30jaͤhrige Krieg, der in Wahrheit 
Deutihland im höchſten Grad verödete, aber deſſen Ende ihm feine 
Berfaffung wiedergab, die, vorher ziemlich hinfällig, durch den denk⸗ 
würdigen weſtfaͤliſchen Zrieden vom 3. 1648, unter der ewigen 
Garantie der Kronen Frankreichs und Schmebend neu befeftigt 
wurde. | 

Dieß die ſchönen patrigtifhen Diotive des Fürftenbundes ; 
man flellte den auswärtigen Mächten die durch Einheit mögliche 
Macht Deutſchlands als Popanz bin und erbat fih ihre Mitwir⸗ 
fung, damit diefelbe nicht zu Stande komme. Einſtweilen wolle 
man fich felbft untereinander verbinden, um bie alte Lähmende Ver⸗ 
fafjung und die zerfplitternde Vielheit der Fürften zu erhalten. 

Inzwifchen wurde im Sanuar 1785 das bairiſche Tauſch⸗ 
projekt befannt und brachte ein neues treibended Element in bie 
Borarbeiten, welche im März fo weit reiften, daß ven Höfen von 
Hannover und Sachſen fertige Entwürfe und Anträge vorgelegt 
werden Tonnten. Aber auch in Wien hatte man Kunde, von 
Friedrichs Unternehmen erhalten, und es wurden nun von hier 
aus abmahnende Cirkularnoten an die deutſchen Höfe erlaffen, worin 


—8 


272 Der Fuͤrſtenbund 1785. 


erklärt wurde, der Kaiſer habe ſeinerſeits nie die Abſicht gehabt, 
einen Ländertauſch zu erzwingen, alle dießfallfigen Gerüchte ſeien 
offenbare Verläumbungen. Man wolle ven Kaiſer zum Gegenſtand 
des Miptrauend machen, um eigene gefährliche Anſchläge durchzu⸗ 
feßen. Der beabfichtigte Bund ſei eine verfaſſungswidrige Aſſocia⸗ 
tion gegen Kaiſer und Reich, eine Landfriedensſtörung u. dgl. mehr; 
der Kaiſer wolle daher reihsväterlih davon abmahnen, da folche 
reihögefeßwibrige Unternehmungen nichts als Verwirrung anrichten. 
Die Abmahnung fand Hin und wieder Anklang, auch Frankreich 
und Rußland unterftügten fie, und es tauchte fogar der Blan eines 
öfterreichifchen Gegenbundes unter rufflfcher Leitung auf. Friedrich 
wurde durch dieſen Widerftand nur noch eifriger; im Juni fam 
endlich eine Konferenz der ſächſiſchen und hannöveriſchen Miniſter 
in Berlin zu Stande, die gegen Ende Juli's zu einem Abſchluß 
führte, fo daß am 23ften der Uniond- oder Afiociationstraktat 
von den preußifchen, hannöverfchen und ſächſiſchen Bevollmächtigten 
unterzeichnet werben Tonnte. 

In diefem Traktat erklären die Verbündeten, daß fie ein ver⸗ 
trauliche® Bündniß unter fi haben errichten wollen, welches zu 
Niemands Beleidigung gereihen wolle, viel weniger gegen Kaifer 
und Reich gerichtet fei, fondern lediglich auf die Eonftitutionsmäßige 
Erhaltung des deutſchen Reichsſyſtems und der reichsſtändiſchen 
Gerechtſame nah den Reichsgeſetzen und Reichsfriedensſchlüſſen 
ſein Abſehen haben ſolle. Eine eigentliche Bundesverfaſſung wird 
nicht feſtgeſetzt, ſondern es ſoll zwiſchen den Bundesgliedern nur 
durch Briefwechſel und Geſandte auf den Reichs⸗ und Kreistagen 
und an den Höfen ein vollkommenes Einverſtändniß erhalten wer⸗ 
den. In einem geheimen Artikel wird auf die batrifhen Tauſch⸗ 
projekte befondere Nüdfiht genommen und verabrevet, viefelben 
mit allen Kräften und vereinigter Macht zu Hintertreiben, und 
überhaupt jedes vergewaltigie Mitglied des Reiches bei feinem Be⸗ 
fisftand zu fhüten. Wenn dieß nicht in Güte gefihehen Tönne, 
fo. folle Waffenhitfe geleiftet werden, wobei die Betheiligten je 
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12,000 Mann Infanterie und 3000 Mann Kavallerie zu ftellen 
haben. Außerdem fommen noch eine Reihe von geheimen Separat⸗ 
artifeln vor, deren erfler eine Anbeutung enthält, die zu ber oben 
erwähnten Vermuthung zu berechtigen fcheint, daß Friedrich bet 
der Stiftung ded Buntes den Plan gehabt habe, benfelben an bie 
Stelle des Reiches treten zu laſſen und Deutſchland unter Preußens 
Leitung neu zu konſtituiren. Es heißt darin: man wolle für den 
Fall einer neuen römiſchen Königswahl oder bei erledigtem Kaiſer⸗ 
thron über die Frage an und quomodo (ob und mie) ein gemein⸗ 
ſchaftliches Einverſtändniß pflegen. Schwerlih dürfen wir aber 
auf biefer Stelle des. Traftates geradezu fehließen, daß man dabei 
an Abſchaffung des Kaiſerthums oder Uebertragung an dad Bun⸗ 
beöoberhaupt gedacht habe, vielmehr handelte es ſich wohl nur um 
die Perfon und den Wahlmodus, und um die damals obſchwebende 
Brage, ob ſchon zu Lebzeiten Kaiſer Joſephs ein römifcher König 
gewählt werden ſolle. Ein Artikel bed Traktats feßte feſt, daß 
man auch andere gleichgefinnte patriotiiche Stände ohne Unterſchied 
der Religion zum Beitritt einladen wolle, und fo erfolgte in Zwi⸗ 
fchenräumen vom Auguft 1785 bis zum Juli 1789 der Beitritt 
von folgenden Fürften, nämlich des Herzogs von Sachfen-Weimar, - 
des Herzogs von Sachſen⸗Gotha, des Pfalzgrafen von Zweibrücken, 
des Kurfürften von Mainz, des Herzogs von Braunfchweig, des 
Markgrafen von Baden, des Landgrafen von Heſſen⸗Kaſſel, der 
drei Fürſten von Anhalt: Köthen, Bernburg und Deflau, des 
Biſchofs von Osnabrück, des Markgrafen von Ansbach, der Pfalz⸗ 
grafen von Birkenfeld, der Fürſten von Medlenburg: Schwerin 
und Strelitz, und ded Koadjutors von Mainz. 

Beſonders großen Werth legte Briedrich auf ven Beitritt des 
Kurfürften von Mainz, nicht nur weil er überhaupt ein geiftlicher 
Fürſt und zwar der erfie im Reiche mar, fondern weil er mit ihm 
die Mehrheit des Kurfürftenfolegtums auf feiner Seite hatte, und 
im Reiche nichts ohne die Beiftimmung der Union und mittelbar 


Preußens gefchehen Eonnte. Beſonders hatte Preußen bie Kaifer- 
Klüpfel, teutſche Einheitsbeftrehungen. 18 
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wahl in feiner Gewalt und konnte zunächft die Wahl eines römi« 
fhen Königs verhindern. 

In der That war diefer Fürſtenbund weit entfernt, der Ver⸗ 
ſuch zu einer nationalen Einigung Deutfchlands zu fein, im Ginne 
Friedrichs des Großen, nur eine Anftalt zum Schuß der fogenann- 
ten deutfchen Freiheit d. h. der Selbftändigkeit der Reichsfürſten, 
eine Garantie der SKleinftanterei gegen Defterreih8 Vergrößerungs⸗ 
plane. Friedrich der Große hatte leider noch weniger als fein 
Nebenbuhler Joſeph I. Sinn für eine vernünftige Neugeftaltung 
der Neichöverfaffung, Die er nur als einen politiſchen Unſinn anſah, 
mit welchem er feinen gnädigen Spott hatte. Auch er ſuchte die 
Stübe feined Staated nicht in dem Gedanken der deutſchen Natio⸗ 
nalität, ſondern in der europäifchen Stellung, in auswärtigen Bünd⸗ 
niffen, namentlih in der Gunft Rußlands, in melcher beide Herr⸗ 
ſcher Friedrich und Joſeph einander den Rang abzulaufen fischten. 

Der Kampf zwifchen dem Fürftenbund und Defterreich hörte 
nun nach vollendeter Thatfahe auf diplomatiſchem Gebiete auf, 
feste fih aber auf dem literarifchen fort. Die Schrift eines Reichs⸗ 
Freiherren von Gemmingen „über die königlich ypreußifche Aſſocia⸗ 
tion zur Erhaltung des Reichsſyſtems“ eröffnete den Angriff, führte 
aber in fofern Defterreih8 Sache nicht gefchiekt, als fle darauf verzichtete, 
das nationale Intereffe gegen Preußen geltend zu machen, und fi 
auf eine Apologie der habsburgiſchen Politik überhaupt beſchränkte. 
Ihr ſetzte Dohm, einer der preußifchen Diplomaten, die beim Ab⸗ 
ſchluß des Bundes thätig geweſen waren, eine Widerlegung ent» 
gegen, deren Hauptſtärke die Idee des politifchen Gleichgewichts 
ift, die nicht erlaube, daß Defterreih zu mächtig werde und Frank⸗ 
reich die Möglichkeit verliere, Bundesgenoſſen im deutſchen Reiche 
zu werben. Diefe Vertheidigung ift ein neuer Beleg dafür, daß 
der Fürftenbund nicht auf einer nationalen, fondern antinationalen 
Politit beruht. Dagegen ift Iohannes von Müllers ausführliche 
Darflelung des Fürftenbundes, die er auf den Wunſch Friedrichs 
des Großen ſchrieb, auf die Borausfeßung gebaut, daß der Bund 
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nicht blos dazu dienen folle, den Status quo zu erhalten, ſondern 
der Anfang einer neuen Aera des deutſchen Reiches zu fein. Aber 
derſelbe Johannes von Müller, der in fanguinifcher Hoffnung den 
Fürftenbund als eine vielverfprechende Erfeheinung, ald ein Götter» 
geſchenk begrüßt Hatte, entlud die Bitterkeit getäufchter Hoffnungen 
in feiner Schrift über „ Deutfchlande Erwartungen vom YFürftens 
hunde,“ welche ſchon im 3. 1787 erfihien und bekannte: wenn ° 
die deutſche Union zu nichts Beflerem dienen folle, als ben gegen- 
wärtigen Stand des Reichs zu erhalten, fo jet fie unter den mans 
cherlei politifhen Operationen, die in Deutfchland vorgenommen 
wurden, wirkti die unintereffantefte. Uber auch jebt wollte ee 
die Hoffnung, daß doch etwas Eriprießliches für Deutfchland daraus 
hervorgehen werde, nicht aufgeben. Nur erwartete er von der 
preußifchen Politif nichts mehr und wendete fih an Kalfer Joſeph 
mit der Mahnung, entweder durch Anſchluß an den Fürftenbund 
ihn zu vollenden, ober durch feine Auflöfung dem Reiche zu feiner 
Wiedergeburt zu verhelfen. 

Nachdem der nächſte Zwei des Fürftenbundes erreicht und 
Baiern vor Defterreich gerettet war, erlahmte jede Thätigkeit deſſel⸗ 
ben. Nur ein Umftand könnte eine von Friedrich dem Großen 
beabfichtigte Weiterbildung vermuthen laſſen. Kurz nach dem Abe 
ſchluß des Bundes fuchte er mit einigen Nachbarſtaaten, befonderd 
mit Heſſen⸗Kaſſel und Braunſchweig Milttärfonventionen zu ſchlie⸗ 
Ben, vermöge welcher ihre Truppen dem preußlichen Heere einver⸗ 
leibt werden follten. Beide Zürften lehnten jedoch die Anträge 
ab, ver Herzog von Braunſchweig, weil er wünſche, daß Alles 
vermieden werde, was dem Bunde das Anfehen geben koͤnnte, nur 
ein Werkzeug Preußens zu fein. Der im I. 1786 erfolgte Tod 
Friedrichs ſchnitt alle weiteren Bemühungen ber Art ab, Sein 
Nachfolger ſchien fih für die Union zu intereffiren und ließ ſich 
von Hertzberg ein Gutachten geben „über die Mittel zur Befeſti⸗ 
gung des deutſchen Fürftenbundes‘. Der Verfaſſer ſucht darin 
wahrfcheinfich zu machen, daß Oeſterreich die Anfchläge auf Baiern 
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noch nicht ganz aufgegeben habe und nur auf den Tod des jebigen 
Kurfürften warte, man müſſe fi daher für ſolche Fälle gerüftet 
halten. Ale dieſe Berechnungen mußten aber zurücktreten vor ber 
neuen Bewegung, welche die franzöftfche Revolution brachte. Preu⸗ 
fen gab feine Oppofltionspolitit gegen Defterreich auf und vers 
bündete fich mit ihm zur Bekämpfung des neuen Frankreichs. 

Der Fürftenbund ift wenige Jahre nach feiner Gtiftung fpur- 
los verſchwunden, und mehr ftilfehweigend als förmlich aufgegeben 
worden. Uber der Geift in welchem er geftiftet worben, pad Bes 
ftreben die deutſchen Mittel» und Kleinflaaten vor dem Aufgehen 
in deutfche Großftanten zu retten, hat die Revolutions⸗ und Frei⸗ 
beitöfriege überbauert und nach denfelben eine ähnliche Afiekuranz- 
Anftalt für den Beſitzſtand deutſcher Fürſten erzeugt — den deut⸗ 
fhen Bund. 

Friedrich der Große flarb kurz nach Vollendung des Fürften- 
Bundes den 17. Auguft 1786 ohne für das deutſche Neich eine 
Iebensfähige Neugeftaltung angebahnt zu haben. Aber doc ift 
feine Negierung für die Zukunft Deutſchlands von großer Bedeu⸗ 
tung. Er Hat den deutſchen Namen im Tjährigen Krieg durch 
Helventhaten wieber zu Ehren gebracht, er hat durch feine Regie 
zung Preußen zu einem Staat gemacht, dem anzugehören jeder 
Preuße flo fein darf, er Hat damit beutfcher Vaterlandsliebe 
wieder einen Halt gegeben und das Intereffe für dad Staatsleben 
geweckt, er hat einen deutſchen Staat gefhaffen, der den übrigen 
deutſchen Territorien ald Mufter voranleuchten, ald Führer vorangeben 
konnte. Wenn Preußen diefen Beruf in den nun kommenden Seiten, 
gegenüber von ben franzöflfchen Revolutions⸗ und Unterbrüdungs- 
friegen, nur fehr mangelhaft erfüllte, fo feheint und neben dem 
Unglüf, daß die folgenden preußifchen Könige und Minifter ven 
ſtürmiſchen Seiten nicht gewachſen waren, eine Haupturſache darin 
zu liegen, daß Friedrich der Große verfäumt hat, eine nationale 
geiftige Bildung zu pflegen, bie dem formalen Staatsbewußtſein 
pofitiven Inhalt Hätte geben koͤnnen. Das Ignoriten bed natio⸗ 
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nalen Geifteölebend, das ſich in dem Gebiete der Literatur zu regen 
begann, die ausſchließliche Bevorzugung franzöflfeger Bildung hat 
fich dadurch gericht, daß auch der preußifche Staat dem Andringen 
franzöfifcher Eroberungs⸗ und Serfehungsplane nit Stand hielt, 
und ſchmahlich unterlag, weil er nicht auf ber foliden Grundlage 
deutſcher Bildung und pofltiver Neligiöfltät gegründet, fondern 
befonder8 in feinen höhern Streifen von franzöſiſcher Frivolität 
zerfreffen war. 

Nah Friedrichs Tod war Joſeph IT. noch der lebte Anker 
deutscher Hoffnungen. Sp fehr er durch feine mißlungenen Ver⸗ 
fuhe für Neubelebung des Reiches von weiteren Bemühungen 
abgefchredt worden war, fo verlor er die Aufgabe doch nie ganz 
aus den Augen. No in einem Schreiben an Dalberg vom 13. 
Juli 1787 fagt er: „ih bin ganz einftimmig mit Ihnen, daß nur 
ein enges Band des Kaijerd mit dem deutſchen Reichskörper und 
feinen Mitflaaten das einzige Mittel fei; aber bis dahin zu kom⸗ 
men — hierin liegt der Stein der Weifen.“ Die Hauptſchwierigkeit 
war, die größeren Reichsſtände wieder in ein wirkliches Verhältniß 
der Unterordnung unter dad Neichöoberhaupt zu bringen, da jeber 
Verſuch dazu als ein Angriff auf die deutfche Freiheit, oder ale 
Pergrößerungdgelüfte Defterreih8 mit großem Gefchrei abgewehrt 
wurde. Die Fürften maren bed Gehorfamd gegen Kaifer und 
Reich entmöhnt, Defterreih Hatte durch lange Vernachläßigung 
des Reiches und ſeine halbe Stellung zu demſelben das Vertrauen 
verloren, als könnte es ſich bei ſeiner Politik um die deutſche 
Geſammtheit handeln, und ein deutſches Volk, auf das eine ſolche 
Politik ſich hätte ſtützen können, gab es in jenen Zeiten eines 
aufgeklärten Deſpotismus, wie ihn Friedrich und Joſeph übten, 
nicht. So war es für Joſeph II. unmöglich jenen Stein der 
Weiſen zu finden. Er konnte nur bei einer gänzlichen Umgeſtal⸗ 
tung des deutſchen Staatsrechts und des Territorialbeſtandes zum 
Vorſchein kommen, und es gehörte dann ein glückliches Auge 
dazu, ihn zu finden und geſchickt zu faſſen. Kaiſer Joſeph erlebte 
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dieſe durchgreifenden Veränderungen, die ihm vielleicht eine Bahn 
geoͤffnet haben würden, nicht mehr. Er ſtarb, von dem unglück⸗ 
ſeligen Türkenkrieg aufgerieben, und bitter gekränkt durch reaktionäre 
Aufſtaͤnde, die in feinen Erblanden ausbrachen, noch ehe die fran- 
zöflfche Revolution ihre Wirkung auf Deutfchland äußerte, am 
20. Bebruar 1790. 





14. 


Auflöfung der deutſchen Neichsverfaffung in Solge der 
franzöfifchen Revolution. 


Nachdem im Grabe Kaiſer Joſephs der letzte Hoffnungsfchimmer 
für Neubelebung des deutſchen Reichskörpers untergegangen war, 
fing die franzöflfhe evolution an ihre zerfegende Wirkung auf 
benjelben zu äußern Wir haben ſchon oben gefehen, in welchen 
Verfall die Neichsverfaffung gerathen war. Alles, was die Einheit 
bedingte und repräfentirte, war anbrüchig und zu hohler Form 
geworden. Die Katfermürde trat nur noch im Krönungsceremontel 
vor die Augen des Volks. Die politifhe Macht war zur Fabel 
geworden und wirkte nur als alte Tradition, der man einige Pietäts⸗ 
rückſichten ſchuldig zu fein glaubte. Praktifche Folgerungen daraus 
zu ziehen, Gehorfam der Reichsſtände gegen das Neichdoberhaupt 
zu fordern, wagte Niemand mehr im Ernſte. Gin eigentlidhes 
Reichsgut war gar nicht mehr vorhanden, und die fämmtlichen 
ordentlichen Einkünfte des Reichsoberhauptes auf 13,884 fl. 32 Fr. 
jährlich rebuchtt, die aus den Urbarfteuern der Reichsſtädte und 
der Iudenftener flofien. Alle Übrigen Einfünfte waren in den 
Händen der Würften. 

Einige Jahre vor Joſephs IL Ton wurde in einer anonymen 
Särift (1787) alles Ernfles die Frage erörtert: „Warum fol 
Deutſchland einen Kaiſer haben 3“ 

Der Verfaſſer verneint Die Frage, denn wenn ber Kalfer ein 
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Oberhaupt der ihm gleichen Souveräne fein folle, fo fei dieß ganz 
überflüffig und unleidlih, wenn er aber nichts fein folle, als eine 
leere Würde, wozu das Nichts? Im der That bleibe Feine wichtige 
politiihe Funktion übrig, für die man einen Kaifer haben müßte. 
Die fouveränen deutſchen Staaten würden weit beſſer daran fein, 
wenn ber Reichsverband aufhörte, derſelbe fei gegen den Fortſchritt 
ber Zeit zurüdigeblieben, wie die alte Kleidung der Nathöherren 
in den Reichsſtädten. Dieß mar die ziemlich allgemeine Anficht, 
das Gefühl der Neichdeinheit war aus dem Bemwußtfein der Ge- 
bildeten verſchwunden. 

Der Neihdtag war zwar dem Namen nach noch in Regens⸗ 
burg verfammelt, aber er war kaum ein Schatten von dem Glanz 
früherer Neichötage. Kein Kaifer oder Fürft befuchte ihn mehr, und 
der Ernft der Gefchäfte war in ein Spiel des Geremonielld aus⸗ 
geartet. Seit dem Streit über die Stimmzählung der weſtfäliſchen 
Grafenbank war ein tiefes Stillfehmeigen über den Neichötag ge⸗ 
fommen. Das Kammergericht, einft dad Palladium der deutfchen 
Rechte und Freiheiten, war zwar noch mit.gelehrten gründlichen 
Suriften befeßt, aber wer mit einem Nechtöftreit bi8 zum Kammer- 
gericht gekommen, durfte jchwerlih mehr hoffen in dieſem Leben 
Recht zu erlangen, Weplar war als der Sig der Rechtsverzoͤgerung, 
fogar der Parteilichkeit und Beftechung ſprichwörtlich geworben. 

Die Schwerfälligkeit der Neichsverfaflung, die Leblofigkeit 
ihrer verfnöcherten Formen trat um fo greller hervor neben der 
raſchen Entwidlung zu einem einheitlichen Staatöleben, wie fie in 
den benachbarten Frankreich, ja innerhalb des deutſchen Reiches 
ſelbſt in Preußen, ja felbft in Defterreih begonnnen hatte. Der 
feit den Neformationgbeftrebungen Friedrichs und Joſephs immer 
mehr zum Bemußtjein gefommenen Aufgabe ded Staats, au für 
die geiftigen und materiellen. Intereffen der Unterthanen zu forgen 
und dadurch neue Duellen ver Macht ſich zu eröffnen, mar bie 
gebrechliche und ſchwerfällige Mafchinerie des Neiches nicht mehr 
gewachſen. Gerade dadurch, daß ſich innerhalb deſſelben einige _ 
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größere Territorien zu wirklichen Staaten ausgebilbet hatten, melde 
jene ſocialen SIntereffen eher zu pflegen vermochten, war dem 
Meiche der Nahrungäftoff, der für jedes gefunde Staatsleben 
unentbehrlihe Patriotismus entzogen. 

Die mittleren deutfchen Staaten hatten, obgleich ihre Ter⸗ 
ritorien durch dazwiſchenliegende? reichsunmittelbare Gebicte Eleinerer 
Reichsſtände unterbrochen und dadurch ihre Landeshoheit gelähmt 
war, boch die Staatsnatur ebenfalls ſoweit ausgebildet, um ihre 
Infafien dem Reichszuſammenhang zu entfremden und dem Sonder» 
Patriotiemus Nahrung zu geben. Aber nicht nur ein engherziger 
Provinzialpatriotismus machte ſich breit, auch ein dynaſtiſcher 
Bamilienegoismus wurde namentlich in biefen deutfchen Mittel» und 
Kleinftaaten großgezogen, bei dem die Politit nur als Mittel galt, 
perfönlien Neigungen zu dienen. Einfeitige Vertretung territorialer 
Intereffen war noch die edlere. Seite dieſer Eleinftaatlichen Politik. 
Gar häufig wurde die Unabhängigkelt vom Kaifer und Reich gegen 
das Intereſſe der Unterthanen und des Landes mißbraudt. Im 
dynaſtiſchem Sinne wurden Bündniffe und Verträge gefehloffen und 
auf dem Neichötage abgeftimmt. Ueberhaupt wurde der von Frank⸗ 
reich überkommene Grundfaß der Mepräfentation ded Staats in 
der Derfon des Fürſten, jenes l'état c’est moi, der in Preußen 
dazu gedient hatte, die Hilfsmittel des Staated in dem Eräftigen 
Willen des Monarchen zum gemeinen Beften zu Eonzentriven, von 
einem großen Theil der mittleren Fürften Deutichlands in einer 
Weife ausgelegt, als ob der Staat das Privateigenthum des Fürften 
vorftellen folte, mit dem er nach Belleben fehalten und walten 
Eönne, ald ob das Beſteuerungsrecht, Staatsgut und die Kräfte 
der Unterthanen nur dazu beftimmt wären, zw ven Privatvergnüs 
gungen des Fürften Mittel zu verfchaffen. So wurbe in Sachen 
unter Auguft II, in Würtemberg unter Karl Eugen, in Heſſen— 
Kaffel unter Landgraf Friedrich, in Braunfhweig unter Herzog 
Karl gewirthſchaftet. Cine natürliche Konfequenz dieſes Syftems 
war ed, wenn biefe Fürften ihre Untertbanen als Soldaten am 
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England und Holland, na Nordamerika und das Kap verkauften. 
Diefer Menfchenverfauf wurbe foweit getrieben, daß die Fürften 
und ihre Diener es für einen Gewinn anfahen, wenn recht viele 
von ihren Leuten in jenen fremden Dienften fielen, weil ihnen dann 
um jo größere Entſchaͤdigungsgelder bezahlt werben mußten. Bor 
allen dieſen Mipftänden konnte bie zerfallende Meichäverfaflung, die 
dem Kaifer Eeine Macht und den Bürften bie größte Unabhängig» 
feit ließ, Feinen Schub gewähren, die beutfche Freiheit ver Fürften 
wurde zur aͤrgſten Unfreiheit und Knechtſchaft der Unterthanen. 
Noch fchlimmer beinahe als die Angehörigen ber mittleren 
Territorien waren die ber Eleineren daran. Hier wirkte die Loderung 
und Erſchlaffung der einheitlichen Bande ertöbtenn. Sie waren 
zu Klein zur Staatenbilvung, die öffentlichen, materiellen nnd geifti« 
gen Interefien blieben ohne Pflege, eine orbentlihe Verwaltung 
und Rechtspflege beſtand meiftend gar nicht, oder hing von bem 
Zufall ab. Am verwahrlofteften waren die Beſitzungen der reichs⸗ 
unmittelbaren Ritterſchaft. Seitdem dieſe ihre Friegerifche Bedeu⸗ 
tung verloren hatten, ſtanden fie ſelbſt beinahe außerhalb der 
Reichsverbindung, hatten weder Antheil an dem Reichsregiment, 
noch waren ſie für Bündniffe geſucht, noch waren fie Unterthanen 
der Neihäflände und Hatten mithin von den Wohlthaten eines 
Staatenverbanded gar Eeinen Genuß, nicht einmal in dem geringen 
Maaß, mie fie das Reich gewähren konnte. Beſonders ſchlecht 
ſtand es in ſolchen kleinen Reichsparzellen mit Straßen und aller⸗ 
hand Verkehrspflege. Auch die geiſtlichen Territotien, ſelbſt bie 
größeren, waren in der Regel hinter denen ber weltlichen. Fürſten 
in der Staatsbildung weit zurüd, um fo mehr, da die konſerva⸗ 
tige Tendenz der geiftlihen Regierung jede Neuerung aͤngſtlich 
ferne hielt, und die geiftige Bildung mehr hemmte als fürberte. 
Die Bifchöfe, nicht vom Volk, fondern vom Kapitel, von ber Ari⸗ 
ftofratie ded Landes gewählt, fahen ihre Stellen als Profonfulate 
an, auf denen fie, während ihrer meift Furzen Regierungszeit, ihre 
Perwandten bereichern, ihrem verſchuldeten Geſchlecht wieder auf- 
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helfen Tonnten. Da fie feine Kinder Hatten, welche ihnen in der 
Regierung folgten, kümmerten fle fi wenig um vie Zufunft bed 
Landes, und Hatten Feinen Sinn für nützliche Neformen, die erft 
dem Eommenden Gefchlecht ihre Früchte bringen Eonnten. Ein ähn⸗ 
licher Ball war es mit dem Kapitel, das aus nachgeborenen geift- 
lihen Herren vom Abel beitand, die bem Lande fremd waren. 
Häufig lebte das Kapitel in beſtändiger Fehde und vermehrte fo 
die Verwirrung des Negimentd. Cine Unzahl von Geiftlichen 
ſchloß ſich an die geiftliche Ariftgkratie an und war ebenfalld dem 
Volke entfremdet. 

Vollends nachtheilig wirkte die geiftliche Regierung auf bie 
Wehrhaftigkeit des Volkes, was um fo ſchlimmer wirkte, da gerade 
die am meiften bebrohte Weftgränze des Meiches in viele Bisthämer 
zerfpittert war.’ 

Die Reichsſtädte, zur Zeit ihrer Blüthe der: Stolz umb bie 
Zierde des Reiches, waren, ſeitdem ihre Bündniffe im Kanıpf mit 
den Fürſten unterlegen und ihr Handel und Wohlftand durch ver- 
änderte Handelswege herabgekommen waren, vom Reichstage und den 
Kreiöverfammlungen verdrängt, in politiſche Lebloſigkeit verſunken. 
Nur in wenigen wie Hamburg, Kühe, Bremen, Frankfurt, Augs- 
burg und Nürnberg erhielten fih bie Nefte des alten Glanzes 
und ein eigenthümliches Leben. Die meiften blieben auf den engen 
fpießbürgerlichen Kreis ihrer ſtaͤdtiſchen Intereffen und das ſchwer⸗ 
fällige Ceremoniell ihrer Rathsſaäle beſchraͤnkt; der republikaniſche 
Gemeinfinn, welcher früher die Gemeinden und ihren Rath belebt 
Hatte, verkehrte fich in engherziges Privatintereſſe der herrſchenden 
Geſchlechter. So wirkte Alles zufammen, um die politifhen Bande 
zu lodern, die Theilnahme am Gemeinweſen dem Volke zu ent 
leiden, partikulariſtiſchen und egoiftifchen Sinn zu pflegen und alle 
Elemente eines öffentlichen Lebens zu zerbrödeln und aufzureiben. 
Dazu Fam noch, daß der Zufammenhang ded Verkehrs dur un⸗ 
wegfame Straßen, unzählige Zollſchranken und eine fleife Abge⸗ 
ſchloſſenheit der Sitte vielfältig unterbrochen und gehemmt war, 
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Für eine ſolche Geftalt der nationalen Einheit wie fle im 
ven letzten Seiten des deutſchen Meiches beftand, Tonnte fly Nies 
mand begeiftern, ja es war ſchwer nur anererbte Anhaͤnglichkeit 
und Pietät zu bewahren. Die Iebendigeren Geifter jehnten fi 
nah Befreiung von diefen Feſſeln, oder mandten anderen Gebieten 
des Lebens ihre Kräfte und Thätigkeit zu. 

Wir finden in diefer Zeit der Verkommenheit ber politifchen 
Zuftände in Deutfhland eine ungemeine Regſamkeit und frifches 
Leben in der Literatur, und wunderbar bildete fich hier eine Gemein- 
ſamkeit, ein faft inſtinktmäßiges Zuſammenwirken, das in ber 
Politik fo ganz fehlte. 

Die deutſche Literatur und Sprache, welche felt der Refor⸗ 
mation entfchieden rückwaͤrts gegangen und durch Einmiſchung mit 
fremden, namentlich mit franzöftfhen Elementen in Gefhmadlofig- 
feit und Barbarei verfunfen war, erhob fih in der Mitte des 
vorigen Jahrhundert? zu Meinheit und felbfländigem Leben und 
zwar mit einer folchen intenfiven Kraft, daß man nicht mit Unrecht 
in dem neuen Umfchwung den Charakter einer revolutionären. 
Bewegung gefunden hat. 

Mit Gottſcheds ziemlich pebantifhen Verſuchen der Sprad- 
und Geſchmacksreinigung begann die Neform und fhloß fich dann 
am Ende des Jahrhunderts ab mit den Meiftermerfen eines Göthe 
und Schiller, worin Sprache und Dichtung eine Vollendung erreich- 
ten, wie bei wenigen Nationen. Einer der erften Heroen der 
neuen Poefle war Klopftod, der neben der religiöfen Saite den 
Ton eined idealiſchen Patriotismus anfhlug, und im Oegenfak 
zu der fchülerhaften Anlernung des Fremden, mit begeifterter Sie- 
gesgewißheit das Ideal urdeutfcher Bildung aufſtellte. Wenn es 
dabei auch nicht ohne neue Geſchmackloſigkeit abging, fo wurde 
doch dad Selbfivertrauen der Nation geweckt, man glaubte wieder 
an die Möglichkeit einer deutſchen Kunft und Bildung, ja an eine 
deutſche Nationalität. Selbft auf das politifche Gebiet führte ihn 
fein patriotifher Drang. Er träumt nicht nur von einer beutfchen 
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Gelehrtenrepublik, fondern denkt fich auch fein neues aus altger⸗ 
germaniſchen Bildungselementen erwachſenes Deutfchland in repu⸗ 
blikaniſcher Form, ohne Tyrannenhöfe, in urgermanijcher Freiheit 
fih ſelbſt regierend. Leſſing, obgleich mehr Kritifer als Dichter, 
mar ber eigentlihe Schöpfer einer neuen deutſchen Literatur, er 
war ed, der dem deutfchen Stil zur Reinheit und freien Bewegung 
verhalf, der dad Kunfturtheil von der Knechtſchaft der Franzoſen 
befreite und in der Schule der Alten und am Verſtändniß Shafes 
ſpeares heranbildete. In den Fragen der theologiſchen Wifjenfchaft, 
die einmal ein mefentliches Element der deutſchen Bildung ausmacht, 
verhalf er dem Verſtand zu feinem Rechte, ohne doch die Bedeu⸗ 
tung bed Pofltiven zu verfennen. In Allem, mad er angriff, 
zeigte er das Gepräge der Selbftändigfeit und Freiheit und brach 
dem deutfchen Geift eben damit die Bahn zu weiteren Fortſchritten. 

Eine Ergänzung zu dem vorberrichend verftändigen Leſſing 
bildete gewifiermaßen Herder, welcher mit reihem Gemüth und 
lebendiger Phantafle begabt, eine umfaflende Empfaͤnglichkeit für 
alles Geiftige Hatte, das ihm aus der Poefle und Geſchichte aller 
Völker entgegentrat, und der aus dem felöftgefammelten Reichthum die 
Literatur mit Gedanken, Fünftlerifchen und gefchichtlichen Anfchauungen 
befruchtete. Sein Hauptwerk, die Ideen zur Philofophie der Ge⸗ 
ſchichte der Menſchheit diente zwar. dem Kodmopolitismus, aber 
Ichrte auch Die weltgefchichtliche Bedeutung der Volkseigenthümlich⸗ 
feiten, würdigen. Unter den Heroen unſerer klaſſiſchen Literatur⸗ 
periobe iſt Gerber einer von benjenigen, welche mit dem Huma⸗ 
nismus entfchiedenen Sinn für Nationalität verbinden. In feiner 
revolutionärften Geftalt trat der geiftige Erneuerungsprozeß in ben 
»70ger Jahren auf in der fogenannten Sturm⸗ und Drangperiobe, 
wo ein frifches Iugendleben ſich der ganzen Nation mittheilte und 
gegen alles Beraltete, Pedantiſche, Unnatürlihe in Schule, Haus 
und Geſellſchaft anftürmte, aber freilich das der allgemeinen Theil» 
nahme ganz entzogene Staatöleben kaum berührte. Der Staat 
war gewiffermaßen als ein Ding angefehen, das ben Menfchen 
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nichts angehe, ſondern das abgeſchloſſene Gebiet der Fürſten, Dis 
plomaten und Beamten ſei. 

Aus dem allgemeinen Gewirre ſtieg als verflärte Geſtalt Göthe 
auf, der in einer Reihe der herrlihften Dichtungen, befonders Im 
Werther, Göb von Berlichingen und im Fauſt das innerfte Leben der 
Nation verkörperte. Den engeren Kreis der Subjektivität verließ die 
literarifche Bewegung in Schiller, der mit feinen Dramen die Sphäre 
der ſocialen und flaatlichen Welt betrat. Die Räuber, Marquis Pofa, 
Wallenftein, Tell, haben alle das Problem einer inealen Wieder⸗ 
geburt der geſellſchaftlichen und ftaatlihen Zuftände zum Vorwurf. 
Im Wallenftein laͤßt und Schiller in die tragifche Genefis des 
Zwieſpalts unferer Nation einen Blick werfen, im Tel führt er 
uns einen mit Erfolg gefrönten Kampf für nationale Freiheit 
vor Augen, wo dad Volk nicht in willlührlicher Mevolution für 
eine neue Ordnung und ein neues Recht, fondern für Erhaltung 
des alten Rechts fih erhebt. Der Gedanke an eine nationale 
Wiedergeburt des eigenen Volkes liegt Schillern ferne, fa er fpricht 
den Deutſchen ausdrücklich den Beruf zu einer nationalen Entwick⸗ 
fung ab, indem er in feinen Xenien fagt: 


Zur Nation Euch zu bilden, Ihr Hoffet es Deutfche vergebens, 
Bildet, Ihr Fönnt es, dafür freier zu Menfchen Euch aus. 


In dem freundfcaftlihen Briefwechſel Schillers mit Körner, wo 
er am meiften neben den literarifchen und poetifchen Intereſſen 
das rein Menfchliche Hervortreten läßt, werben bie politiſchen Er⸗ 
eigniffe nur felten erwähnt, ber Untergang des deutſchen Reiches 
wird nur mit verzichtender Klage berührt, 

Noch meniger ſprach fih Göthe vireft in Dichtung ober fonft” 
in Öffentlihem Wort über nationale Angelegenheiten aus, er lieh 
bie wichtigen polltifchen Greigniffe, die über fein Baterland ergingen, 
an ſich vorübergehen, ohne irgend wie durch Wort oder That zu 
zeigen, daß er einen tieferen gemüthlichen Antheil daran nehme, 
ohne auch nur anzubeuten, wie er ſich in Gefinnung und Anficht 
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dazu verhalte. Wenn man auch von dem Dichter als ſolchem 
nicht verlangen Tonnte, daß er ald Staatsmann oder politifcher 
Held auftrete, fo Hätte man doch erwarten Eönnen, daß ihm, dem 
nichts Menſchliches fremd fein durfte, das Geſchick des Volkes, 
welchem er angehörte, der lebendigen thätigen Theilnahme werth 
erſcheine, daß er in den Zeiten wo es ſich um Sein oder 
Nichtſein, um Tod und Wiebergeburt der Nation handelte, ſich den 
Edelſten derſelben zugefele und durch That und Wort fich betheilige 
an ihren Beftrebungen. Leider können wir nichts der Art aufs 
weiſen, und wir müffen bei aller Bewunderung feiner geifligen 
Größe zugeftehen, daß ihm damit ein wefentliches Element menſch⸗ 
liher Sittlichkeit und Perfönlichkeit abging, denn nur da fett fi 
und das Bild eined ganzen harmoniſch ausgebildeten Menſchen dar, 
wo der Mann ſich als eine nationale Perfönlichkeit, als Genoſſe 
eined Volkes und Staates fühlt, und einen politifhen Charakter be- 
währt. Wir vermifien die. Betheiligung Göthe’s an nationalen 
Angelegenheiten um fo mehr, da wir bei feinem feinen Gefühl 
und gefunden Uxtheil nicht denken können, daß er fih nicht 
ſollte eine beftimmte Anſicht über diefe ragen gebildet haben. 
Daß er wirklich feine Anflchten gehabt Hat, das finden wir au 
beftätigt durch neuere Mittheilungen von &dermann und Luden. 
So berichtet der erſtere in feinen Geſprächen mit Goͤthe Thl. 3. 
p- 270 Folgendes: 

„Wir fprachen ſodann über die Einheit Deutſchlands, und 
im welchem Sinne fie möglih und wünfchenswerth.“ 

„Mir ift nicht bange, fagte Göthe, daß Deutſchland nicht 
eind werbe; unfere guten Chauffeen und kuͤnftigen Elfenbahnen 
werden ſchon das Ihrige thun. Vor allem aber fel ed eins in 
Liebe untereinander! und immer fei es eind gegen den auöwärtigen 
Feind. Es ſei eind, daß der deutfche Thaler und Groſchen im 
ganzen Reiche gleihen Werth Habe; eins, daß mein. Neifekoffer 
dur) alle 36 Staaten ungeöffnet paffiven könne. Es fei eins, 
Daß der fläbtifche Reiſepaß eines Weimar’fchen Bürgerd von ben 
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Srenzbeamten eined großen Nachbarſtaates nicht für unzulänglich 
gehalten werde, ald der Paß eines Ausländers. Es fei von In⸗ 
land und Ausland unter deutfhen Staaten überall feine Rebe 
mehr. Deutſchland fei ferner eins in Maß und Gewicht, in Handel 
und Wandel, und Hundert Ähnlichen Dingen, bie ich nicht alle 
nennen kann und mag.“ 

„Wenn man aber denkt, die Einheit Deutſchlands beſtehe 
darin, daß das fehr große Reich eine einzige Reſidenz habe, und 
daß diefe eine große ‚Nefldenz, wie zum Wohl der Entwicklung 
einzelner großer Ialente, jo auch zum Wohl der großen Maſſe 
des Volkes gereiche, fo ift man im Irrthum.“ 

Ehendafelöft Seite 311— 316 finden wir den Verſuch einer 
Apologie feiner politifh nationalen Theilnahmlofigkeit. 

Gegen Luden ſprach fih Göthe einft mit Wärme über Deutſch⸗ 
lands tragifched Geihid aus. (Rückblicke in mein Leben, Sena 
1847 p. 119.) „Glauben Sie ja nicht,“ fagt Göthe dort, „daß 
ich gleichgültig wäre gegen bie großen Ideen: Breiheit, Volk, Bater- 
land. Nein, diefe Ideen find in uns, fie find ein Theil unferes 
Weſens und Niemand vermag fie von fi zu werfen. Auch Ilegt 
mir Deutfchland warm am ‚Herzen. Ich Habe oft einen bittern 
Schmerz empfunden bei den Gebanfen an das teutfche Wolf, pas 
fo achtbar im Einzelnen und fo miferabel im Ganzen if. Eine 
Vergleichung des deutichen Volkes mit anderen Völkern erregt und 
peinliche Gefühle, über welche ich auf jegliche Weiſe hinwegzu⸗ 
fommen ſuche; und in der. Wiffenfhaft und in der Kunft habe 
ih die Schwingen gefunden, durch welche man fich darüber hin⸗ 
wegzubeben vermag, denn Wiflenfchaft und Kunft gehören ber 
Welt an und vor ihnen verfehwinden bie Schranken ver Natio= 
nalität, aber ver Troft ven fie gewähren, ift doch nur ein leidiger 
Troſt und erfeßt das ſtolze Bemußtfein nicht, einem großen, ſtar⸗ 
fen, geachteten und gefürchteten Volke anzugehören. In berfelben 
Weiſe tröftet auch nur der Glaube an Deutfhlands Zukunft. Ich 
halte ihn fo feft als Sie, diefen Glauben. Ja das deutſche Volk 
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verfpricht eine Zukunft und hat eine Zufunft. Das Schickſal ver 
Deutfchen ijt, mit Napoleon zu reden, noch nicht erfüllt. Hätten 
fie Eeine andere Aufgabe zu erfüllen gehabt, als das römische Reich 
zu zerbrechen und eine neue Welt zu ſchaffen und zu orbnen, fie 
würden längft zu Grunde gegangen fein. Da ſie aber fortbeftanden 
find, und in folder Kraft und Tüchtigkeit, fo müſſen fie, nad 
meinem Glauben, noch eine große Beftimmung haben, eine Beftim- 
mung, welde um fo viel größer fein wird, denn jenes gewaltige 
Wert der Zerftörung des römifchen Neiches und der Geftaltung 
des Mittelalters, als ihre Bildung jetzt höher flieht. ber die 
Zeit, die Gelegenheit vermag ein menfchliches Auge nicht voraus⸗ 
zufeben, und menfchliche Kraft nicht zu befchleunigen oder herbei⸗ 
zuführen. Uns Einzelnen bleibt inzwifchen nur übrig, einem Seven 
nach jeinen Talenten, feiner Neigung und feiner Stellung, die Bil- 
dung des Volles zu mehren, zu flärken und durch daſſelbe zu 
verbreiten nah allen Seiten, und wie nah unten, fo auch und 
vorzugsweiſe nach oben, damit e8 nicht zurückhleibe hinter den andern 
Bölkern, fondern wenigftens hierin voraufflehe, damit der Geift 
nicht verfümmere, fondern friſch und heiter bleibe, damit es nicht 
verzage, nicht Fleinmüthig werbe, fonbern fähig bleibe zu jeglicher 
großen That, wenn der Tag des Ruhmes anbricht.“ 

Man flieht Hieraus, daß Göthe über nationale Angelegenheiten 
nachgedacht und das Richtige erkannt hat, aber zu patriotifcher Wärme, 
zu einem öffentlichen Ausdruck der nationalen Gefinnung, wie er eines 
großen Mannes würdig geweſen wäre, hat er es nie gebracht, er be⸗ 
wahrte immer auch bier eine vornehme Kälte und Befonnenheit, bie 
fih vor der Berührung mit den Leidenſchaften des Volkes vorfichtig 
hütete und die künſtleriſche Ruhe ſich nicht ftören laffen wollte. Aber 
wenn auch Göthe Fein nationaler und politifcher Charakter geweſen 
ift, wenn auch Schillers Kosmopolitismus nicht genügen Tann, fo 
muß man doch anerkennen, daß beide zur Wiederbelebung des natio- 
nalen Bewußtſeins Vieles beigetragen und den beutichen Geiſt zu 
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als irgend ein Dichter auf das Volk gewirkt und in ihm den 
Sinn für dad Ideale gemedt. In Göthe und Schiller Hatte das 
deutſche Volk zwei geiflige Heroen, auf deren Beſitz es flolz fein 
fonnte, e8 war nun etwas wertb, ein Deuticher zu heißen, da 
man ſolche Landsleute hatte. Die Verehrung dieſer Dichterheroen 
war wieder ein einheitliches Band. 

Jener Umſchwung in dem geiftigen Leben der Deutſchen if 
aber keineswegs in ber Dichtung allein ober vorzugsweiſe vor ſich 
gegangen, die Philoſophie ift vielmehr das Gebiet, in welchem ſich 
die Eigenthümlichkeit des deutfchen Geiftes am reinften und tiefften 
ausprägt. Und eben in jener Zeit der Smenerung ber deutſchen 
Literatur war ed ein Philoſoph, ber den verbreitetſten nachhaltig⸗ 
ſten Einfluß ausübte, nämlich Kant. Er ſchuf den Standpunkt, 
auf dem ſich nit nur ein neues Kunſturtheil, fonbern auch 
eine neue Auffaſſung der Neligion, ja eine neue Moral, eine 
neue Rechtsanſchauung, eine neues Gefchichtäbetrachtung ent⸗ 
wickelte. Alle beveutenden Männer, die feit Ende des vorigen 
Jahrhundert? auf das Öffentliche Leben Einfluß gewonnen haben, 
find auf dem Boden kantiſcher Philofophie erwachſen. Wenn bie 
deutſche Nation in irgend einer geiftigen Richtung eins war, ſo 
war fie eins im Glauben an die Wahrheit ver Eantifchen Philos 
fophte. Freilich wer dieſer Kantianigmus auch wieder Keine Nah⸗ 
rung bed nationalen Bewußtſeins, wie denn alle Philofophie mehr 
zum Kosmopolitismus führt und in ber Beſonderheit des Natio- 
nalen ein Moment dee Natürlichkeit fieht, dad in der allgemeinen 
Menſchheitsidee aufgehoben werden müſſe. 

Auch in der Geſchichtſchreibung, die bei dem Mangel eineb 
öffentlichen nationalen Lebens nur eine einfeltige, gelehrte ober 
Afthetifche fein konnte, zeigte ſich ein lebendiger Aufſchwung, ein 
politif nationaler Trieb. Schlöger in Göttingen befprach in feinen 
Stantdanzeigen nicht nur mit Freimüthigkeit, fondern mit entſchie⸗ 
benem Talent politifer Auffafjung bie Berhältniffe und Intereffen 
Europa’. Der Schweizer Johannes Müller ſtellte, freilich in er 
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Fünftelten Pathos, das Beiſpiel einer Nationalgeſchichte auf, Has 
für jene Zeiten als Flaffiich gelten Eonnte. Spittler ſchrieb treffliche 
Spezialgefhihten, und eine Geſchichte des europäifchen Staaten- 
ſyſtems, in welcher die gefchichtliche Gelehrfamkeit mit fcharfem 
politifchem Blick verbunden ift, und die wie Fein anderes Werk ein 
Bild der flaatlichen Entwidlung des neueren Curopa's gibt. Man 
gemöhnte ſich überhaupt mehr, die Gegenflände des öffentlichen 
Lebens in ben Kreis der Betrachtung und Erörterung aufzunehmen 
und aus der Vergangenheit Lehren für die Gegenwart zu ziehen. 

Die Umwälzung in der Xiteratur Fieferte den Beweis, daß 
noch Lebenskraft in der Nation fei, und ed Famen dabei. auch mauche 
Spuren des nationalen Bewußtfeind zu Tage, die Hoffen ließen, - 
daß auch noch politifche Thaten dem Volksgeiſt entwachfen Eönnten. 
Aber andererfeitd war die Literarifche Regſamkeit Urſache, daß die 
geiftige Kraft fih auf die fehriftftelleriiche Produktion warf; man 
hatte Gegenftände und Aufgaben, melde das Interefie für fih in 
Anfpruh nahmen und abforbirten, und um fo mehr feit hielten, 
da bie politifchen Zuftände fo gar unintereffant und unerquicklich 
waren. Im nationaler Beziehung wirkte ferner der Umfland uns 
günftig, daß jene Heroen der Literatur großentheild die Politik 
entweder ignorirten, ober ausdrücklich deren Kefthaltung auf dem 
Gebiet ded engeren Volksthums abwiefen und dem Weltbürgerthum 
zufleuerten. Ä 

Unter biefen Verhaͤltniſſen wird jedenfalls erklaͤrlich, daß Feine 
geiftige Macht für Erhaltung ober Negeneration der Reichaver⸗ 
faffung in die Schranken treten konnte, als die Wucht der Ereignifie 
dagegen anftürmte. Der Aufſchwung ven ber deutſche Geift und 
die Literatur genommen, Tonnte nicht hindern, daß das National 
Bewußtfein Immer mehr in Verfall gerietb und der Fortſchritt 
mehr auf dem Wege der Entfernung von dem eigenthümlichen 
Deutichen, als in der Bewahrung beffelben gefucht wurde. Die 
höheren Stände erfirebten die Vollendung ber gefelligen Bildung 
durch Aneignung franzöflfcher Sitte und Sprache und flanden auf 
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dem Standpunkt derſelben Frivolität, welche die Greuel ber fran⸗ 
zöftfehen Revolution herbeiführte. 

Als die franzöfifhe Nevolution ausbrach, fühen die erften 
Geiſter der Nation in derfelben die Morgenröthe eines neuen Tages, 
der für die Menfchheit anbrechen ſollte. Auf eine nationale Wie- 
bergeburt des deutſchen Volkes und deutfchen Neiches Hatte man 
verzichtet, und nur vom Anfchluß an die neue franzöflfche Bewegung 
erwartete man auch für Deutfchland Hell. Seht wäre es vielleicht 
noch möglich geweſen, durch eine ernſtliche Meform des deutſchen 
Reiches die beginnende Bewegung auf deutſche Bahnen zu lenken 
und im Widerſtand gegen Frankreich die verlorene Nationalität 
wieder zu gewinnen. Aber anftatt in den deutſchen Zuſtänden die 
Urfachen zu fuchen, welche die franzöftfchen Freiheitsideen für Deutfch- 
Iand gefährlich machten, fanden die Regierungen die Schuld allein 
in der Nevolutiond- Propaganda der Franzofen und ließen ſich 
son den ariftofratifchen Emigranten ebenfo irre führen, wie bie 
Bürger von den Berbeiffungen der demofratifchen Freibeitdapoftel. 
Die Folge davon war, daß fih das ohnehin vielfach gejpaltene 
Deutſchland in ein ariftofratifches und demokratiſches Lager theilte, 
wovon das eine Bekämpfung der Revolution, das andere Anfchluß 
an die franzöftfhe Volksbewegung mollte. 

In diefem Zwieſpalt Hätte Preußen, das durch feine von 
Friedrich dem Großen her ererbte Politik auf die Partei des Fort» 
ſchritts angewieſen war, vermöge feiner oppofltionellen Stelung 
im Meiche den Anftoß zu einer Umgeftaltung der Verfaffung geben 
können, die mit Aenderungen zu Gunften der bürgerlichen Freiheit 
auch eine feftere Einheit gebracht haben würde, wie fie für ben 
Ball eines Kampfes mit Frankreich die unabweisliche Bedingung eines 
günfligen Ausganges war. Aber Preußen, anftatt den zur Erhal⸗ 
tung der altersſchwachen Reichsverfaſſung geftifteten Fürftenbund 
neu zu beleben und ihm die Bedeutung zu geben, welche hei feiner 
Gründung Viele voraudgefegt hatten, und die von Defterreich aufs 
gegebene beutfche Hegemonie zu ergreifen, änderte plöglich feine 
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Politik und ſtellte fh aufs Neue unter Oeſterreichs Banner zur 
Bekämpfung der Revolution. Das Legtere war allerbings in gewiſſem 
Sinne die Aufgabe der deutſchen Politif, aber diefe. Oppofition 
gegen die abſtrakte franzöfiſche Revolution mußte auf pofltiven 
Meformen beruhen und konnte nur Erfolg haben durch das Auf- 
saffen deutſchen Volksgeiſtes, durch Berjlingung des beutfchen 
Reiches. Aber flatt Heften dachte man nur an Aufrechthaltung alter 
Privilegien, an Wahrung reichsftänbifchen Territgrialbeflpes. Den 
nächſten Vorwand zum Angriff bot die Beſchädigung, welche deutſche 
Meichöftände durch die am 4. Auguft 1789 in Paris befchloffene 
Aufhebung der Feudalrechte erlitten hatten. Bei Abtretung des 
Elſaßes an Branfreih waren nämlich hen hort begüterten Reichs⸗ 
fänden ihre Rechte und Immunitäten vorbehalten worden, bie 
natürlich bei einer neuen einheitfihen Reorganifirung Frankreichs 
nicht ferner gefchont werben Eonnten. Die von jenem Beſchluß 
betroffenen Neichäftände, warunter die Erzbifchäfe yon Mainz und 
Trier, die Herzoge von Würtemberg und Zmeisrüden, erhoben nun 
Klage beim Reichstag und verlangten deſſen Verwendung und den 
Schub bed Reiches. Um biefen zu gewähren, und bem Hilferuf 
franzöflfcher Gmigranten und des Könige nen Frankreich Gehör 
zu geben, ſchloſſen, nachdem die europäifchen Mächte Augftlich zögernd 
mit der franzöflfhen Revolution den Kampf zu begisnen, längere 
Seit durch diplomatiſche Noten mit der franzäflfegen Regierung 
verhandelt hatten, ohne eine Ausgleichung finden zu koͤnnen, Defter- 
reich und Preußen am 7. Februar 1792 ein Vertheidigungsbündniß 
zum Schuß des Neiches und der Rechte der deutſchen Reichsſtände, 
das fih zu einer allgemeinen Koalition der europäiſchen Mächte 
gegen bie franzöflfche Revolution und für das bedrohte Königthum 
ausbehnte. Ihrer fortwährend zögernden inftinktartigen Schen mit 
der franzöflfchen Revolution durch einen Angrifföfrieg in Berührung 
zu treten, wurbe durch eine zuvorkommende Kriegserklärung von 
Seiten Frankreichs ein Ende gemacht, und ehe die öfterreichlichen 
und preußifhen Heere ihre Dperationen recht beginnen Tonnten, 
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mar die Feſtung Mainz und das ganze linke Rheinufer fammt den 
Niederlanden von den Tranzofen genommen. Eine ſchnell ſich ver- 
breitenbe Volkserhebung, die in ben politiſch verfaulten Zuſtaͤnden 
des geiftlichen Kurfürftenthums Mainz günftigen Boben fand, kam 
den Franzoſen bereitwillig entgegen, und nach kurzem Verſuch der 
Stiftung einer rheiniſchen Republik wurbe dieſes ganze Gebiet 
dem neuen Frankreich einverleibt, ohne daß es die zum Theil fleg- 
reichen öſterreichiſchen und preußifchen Here, die von englifhen 
Subfidiengeldern reichlich unterflügt waren, hätten binbern Tönnen. 

Bei diefer Gelegenheit zeigten ſich die kläglichen Zuſtände des 
heutigen Reiches in recht auffallender Weile. Nach Eroberung 
der Reichsfeſtung Mainz Hatte auch das Reich den Krieg erklärt, 
aber bie Kontingente der Neichöfürften waren mit Ausnahme der 
Hannoveraner und Heſſen völlig unbrauchbar, fo daß im erfien 
Jahre 1793 gar Feine Reichsarmee auf die Beine gebracht werben 
fonnte, und fie auch in dem folgenden Jahr nur 16,000 Mann 
beitrug. Als gälte es den Reichsrüſtungen noch weitere Hemmungen 
zu bereiten, wurbe von dem evangelifchen Korpus des Reichstags 
die Beſchwerde vorgebracht, daß bei Befegung ber Reichsgeneralitaͤt 
bie gefehliche Parität nicht beobachtet fe. Ein von Regensburg 
ans erlaffener Aufruf zu freiwilligen Beiträgen für die Reichstruppen 
brachte kaum etliche 100,009 fl. zufammen. Im fühmeRlicen 
Deutſchland ſchlug die Anfangs Herrfchende Sympathie mit den 
Sranzofen, in Folge des Raub⸗ und Erprefſungsſyſtems das fie 
ausäbten, in Haß und Erbitterung um, man forderte allgemein 
eine Volksbewaffnung, und da ſie nicht von den Regierungen ange= 
ordnet wurde, kam ed in einigen Gegenden zu eigenmädtigen 
Erhebungen. Damals wäre der Zeitpunkt geweſen durch entgegen 
kommende politifche Berbefferungen das deutfche Volk zu gemeinfamer 
Bertheivigung gegen die Franzoſen zu vereinigen, und fle würden dann 
in der Bolge nicht mit folher empörender Anmaßung in Deutjch« 
Iaub aufgetreten fein. Aber Defterreich und Preußen, nur revo⸗ 
Iutionäre und dempfratifche Bewegungen fürchtend, wollten damals 
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nichts von Volksbewaffnung wiſſen, flö meinten, dieß würde nur 
die Operationen der Heere hindern. Dafür wurden bie Preußen 
und Oefterreicher nit als Bertheibiger des gemeinfamen Vater⸗ 
Yandes angefehen, ſondern nur ald fremde Truppen, von denen man 
ebenfogut wie von ben Frauzoſen Unterdrückung und Beraubung 
zu fürchten habe. Befonderd bie Preußen wurden mit großem 
Mißtrauen aufgenommen. In den geiftlichen Fürftentbümern am 
Rhein meinte man, es fei ihnen hauptſächlich um Sekularifation 
zu thun und fie hätten nur deßhalb die Waffen ergriffen. Zwiſchen 
Preußen und Deflerreihern beftand eine große Spannung, man 
freute fich gegenfeitig, wenn es dem anderen Theil ſchlimm ging, 
bei der Bevölkerung in Süddeutſchland Eonnte man Ausbrüche der 
Schadenfseude wahrnehmen, wenn die Defterreicher eine Schlappe 
bekamen. Auch an den Höfen in Wien und Berlin wurde die alte 
Biferfucht rege. Der Hfterreichifche Miniſter, Baron von Thugut, 
ließ fih von leidenſchaftlichem Haß gegen Preußen leiten. Don 
einer gemeinfamen Bertretung beutfcher Interefien gegen Stanfreich, 
von einem beutichen Nationalkrieg Eonnte nicht die Mede fein. Das 
Reich wollte eigentlich nichts vom Kriege, vielen Reichsſtänden war 
es nur um Entfhädigung für ihre elfäßiichen Lehengüter zu thun 
und fie mißbilligten den prinzipiellen Kampf gegen die franzöflfche 
Republik. In Preußen, veffen Kafien Durch den Krieg und innere 
Verſchwendung erſchöpft waren, dem das Reich bie verlangte Ent- 
ſchädigung für die Kriegskoſten verweigerte, dad Defterreich miß- 
traute und fürdtete, ein glinftiger Erfolg würde doch nur dieſem 
gu gut Eommen, zeigte Ach auch große Neigung zum Frieden. 
Prinz Heinrich, defien Lieblingsivee immer eine Verbindung mit 
Frankteich geweien war, trat an bie Spibe ber Friedenspartei. 
Das Heer mußte ſich in Unthätigkeit zurüdziehen, es wurden mit 
Frankreich Unterhandlungen angefnüpft und vom 5. April bis 17. 
Mai 1795 ſchloß der preußifche Minifter von Harbenderg zu Bafel 
ben Frieden ab, wodurch Preußen nebft dem noͤrdlichen Deutichland 
vom Meichöfrieg gegen Frankreich zurüdtrat, feine überrheinifchen 
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Beflgungen ber Republick Frankreich überließ und ſich gegen Auss 
fiht auf reichlide Entſchädigung dieſſeits des Rheins in einem 
geheimen Artikel verpflichtete, überhaupt nichts gegen eine bleibende 
Einverleibung des ganzen linken Rheinufers einwenden zu wollen. 
Auch erbot es fich für andere Reichsſtände, melche geneigt fein follten 
mit Sranfreih in Sriedensverhandlung gu treten, dieſe zu führen. 
Zu diefem Behuf wurde eine Demarkationslinie feftgefegt, hinter 
welcher alle die Meichäftände, welche ihre Kontingente vom Kriegd- 
beer abberufen würden, für neutral gelten follten. Diefe Linie 
umfaßte den größten Theil des weſtfäliſchen Kreifes, vie beiden 
fächfljchen Kreife und einen Theil des oberrheinifchen. Heſſenkaſſel ging 
darauf ein, und trat dem preußifchen Frieden bei.‘ Hannover und 
Braunſchweig fagten fih ebenfalls vom Reichskrieg los und fhlofien 
ih an Preußen an. Es war dieß der Anfang zu einem norbbeutfchen 
Bund unter preußifhem Protektorat. 

Jener basler Friede war ber erfte offizielle Schritt zur Auf⸗ 
bebung der Neihäverfaffung und Auflöfung des einheitlichen Ver⸗ 
banded. Die Hälfte Deutſchlands Hatte fih damit vom Reiche, 
ober wie die Dinge einmal flanden, von Oefſterreich losgetrennt. 
Wenn man bebenkt, daß die übrigen Reichsſtände nur ſehr laͤſſig, 
einige wie Hannover, Hefien und Baden nur als Sölblinge Englands 
am Kriege tbeilnahmen, und Deflerreih es auch nicht gerade im 
Intereſſe des Neiches that, fondern in der eigennüßigen Abſicht, von 
Frankreich die Aufopferung Baierns zu erlangen, fo erfcheint die Schuld 
Preußens wenigftend minder groß. Der basler Frieden war der 
Ausbruch eines längſt vorhandenen Schadens, an dem Oeſterreich 
und die übrigen Reichsſtände, ja die deutſche Nation ebenfogut 
Schuld war, ald Preußen. Der folidarifhe Zufammenhang der Reichs⸗ 
fände und ihrer Intereffen beſtand längft nicht mehr, und das mußte 
bei dem Reichskrieg gegen Frankreich natürlich zu Tage Tommen 
und feinen flantörechtlihen Ausdruck finden. Preußen fuchte auf 
Koften des Meiches fein Wachsthum, Oeſterreich feine Erhaltung, 
beide Hatten getrennte Interefien, das Reich aber war nur noch 
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eine geſchichtliche Fiktion, keine politiſche Wirklichkeit. Freilich war 
es von Seiten ber preußiſchen Staatsmanner eine verfehlte Berech⸗ 
nung, wenn fte durch Preiögebung des linken Rheinuferd an Frank⸗ 
reich Gewinn für Preußen zu erlangen meinten. Nur buch Fräftigen 
Schutz deutſcher Grenzlande konnte es feine Stellung in. Deutſchland 
befeſtigen, Oeſterreich überbieten und das Reich erſetzen, waͤhrend 
die Zugefländniffe an Frankreich, die Ueberlaſſung des linken Rhein⸗ 
Ufers für Preußen höchſt gefährlich werden mußten. Dießmal bewies 
Defterreich dem Meiche größere Treue und fegte, durch ein Bünbniß 
mit England verflärkt, den Reichskrieg gegen Frankreich fort; ed 
gelang dem Erzherzog Karl auch wirklich durch die Erfolge des 
Feldzugs im Sommer 1795 Süddeutſchland von den Franzofen zu 
fäubern, aber da die Kraft Defterreichs durch den gleichzeitigen Krieg 
in Stalien getbeilt wurde und Hier der jugenvlihe Führer des 
franzöfifhen Heeres Bonaparte glänzendere Siege erfocht, ald der 
Erzherzog Karl in Deutſchland, fo mußte Defterreih im Herbſt 
des folgenden Jahres im Frieden von Campo Formio (1797) nicht 
nur die Niederlande, fondern auch die deutſche Reichsfeſtung Mainz 
und das ganze linke Rheinufer, das Preußen ſchon durch eine geheime 
Gonvention vom 236. Auguft 1796 gegen die Zufage, Sefularifatio- 
nen in Deutfchland zu geflatten, an Frankreich überlaffen Hatte, definitiv 
abtreten, ‚unter Vorbehalt der Zuftimmung des Neiches, was freilich 
bei der notorifchen Unmacht deffelben eine bloße Formel war. Dies 
jenigen Fürften, welche durch diefe Abtretung Schaden erleiden mürben, 
folten unter Bermittlung Frankreich 8 im Innern Deutich- 
lands durch Sefkularifationen geiftlicher Fürſtenthümer angemefiene 
Entihädigungen erhalten. Da die Sekularifationen, allgemein durch⸗ 
geführt, mehr betragen mußten, als bie Verluſte, jo fland ihnen 
noch ein anfehnlicher Gewinn in Ausficht, auch Defterreich hatte einen 
folhen zu Hoffen. Preußen follte jedoch dabei nach der Abficht 
Defterreich8 von dem Beuteantheil ausgeſchloſſen und um ven Lohn 
feiner früheren Gefälligfeit betrogen werben. 

Die Beflätigung der zu Campo Formio von Oeſterreich ges 
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machten Zugeſtaͤndniſſe ſollte nun von Seiten des Reiches auf 
einem Friedendkongreß zu Raſtatt erfolgen und bier auch die Aus» 
theilung der aus ben geiſtlichen Gebieten zu bildenden Entſchaͤdigungs⸗ 
maſſe an bie Fürſten des linken Mheinufers vorgenommen werden. 
Man Tonnte vor Eröffnung bes Kongrefied ſowohl von Seiten 
@reußens ald Oeſterreichs tapfere Worte darüber hören, wie 
muthig jeht die Interefien des Reichs gewahrt werben würben. In 
der That geſchah aber nichts, indem Defterreih fih unthätig ver 
hielt, die gutgemeinten Anträge Preußens aber von dem Uebermuth 
ber franzöflihen Gefandten nicht beachtet wurden, und Preußen 
nad) der Demüthigung im badler Frieden nicht in ber Xage war, 
Sranfreih mit Entſchiedenheit enigegentreten zu können. Wohl 
aber ſah man unter den Gefandten ber veutfchen Fürſten ein Wett⸗ 
zemen, um durch die Gunft der Franzoſen ein möglichit großes 
Stück Beute zu erhaſchen. Jeder wollte Verluſte erlitten haben, 
um Anfprüde für Entſchädigung auf Koften feiner Mitſtände 
darauf gründen zu können und es begann ein allgemeines Plün⸗ 
derungsſyſtem, wobei die Franzoſen reiche Gelegenheit fanden, den 
Mangel an Patrivtismus und Natjonalgefühl der deutſchen Fürflen 
und Diplommten Eennen zu lernen. Oeſterreich fand feine Rechnung 
nicht, und ſah fi in feiner Hoffnung auf Ermerbung Baierns, 
durch Frankreichs und Preußens Einverſtändniß in dieſem einen 
Punkt, getäuſcht, hatte auch Urſache über den Bang der Dinge in 
Italien unzufrieden zu fein, und biefe Gründe weit mehr, als die 
übermüthige Behandlung Dentfchlandd bewogen Defterreih, im 
Bündniß mit England und Rußland, den Krieg im Frühjahr 1799 
zu erneuern. Die rohe Ermordung der franzöflfhen Geſandten 
durch öſterreichiſche Soldaten zog fehließlih Defterreich zugleich den 
Verdacht eines geheimen Einverftänbnifjes mit Frankreich und gerechten 
Haß ber Franzofen zu. Preußen, das von Frankreich beim Maftatter 
Kongreß mit ſchnöder Geringfchägung behandelt tuorden war und 
noch mehr Grund zum offenen Bruch gehabt Hätte, bewahrte in 
ängftlicher Gewiſſenhaftigkeit fein Syflem paſſtven Zuwartens. Oeſter⸗ 
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reich, das von einem ruſſiſchen Heere unterftügt in Italien opericte - 
und den Krieg mit überrafchenbem Grfolg begann, verlor im fol⸗ 
genden Jahr, durch Uneinigfeit In ven Höheren Kreifen imerlich 
gelähmt, alle Früchte der gewonnenen Siege durch ven Abfall der 
Auffen und das plöglie Erfiheinen Bonaparted in Itallen, ber 
in der Schlacht bei Marengo (14. Juni 1800) die Öflerreichifche 
Armee vernichtete. Im Dezember wurden bie Defterreicher auch in 
Süddeutſchland von Moveau in der Schlacht bei Hohenlinden bes 
flegt, und mußten endlich, aufs Außerfte bebrängt, für fih und das 
Reich den Brieden von Lüneville ſchließen (9. Febr. 1801). 

Die Abtretung des linken Rheinufers wurde nun definitiv 
erneuert, die Entfchädigungen aus der Sekularifationgmafle, bie 
noch mit 45 Reichsſtädten vermehrt war, wurde durch eine fogenannte 
Reichsdeputation ins Werk gefeßt, welche im Februar 1803 ihre 
Arbeit beendigte. Die Hauptentſcheidung hatten die Sranzofen, die 
nun auch den Kalfer von Rußland an dem Vertheilungsgefchäft 
theilnehmen ließen. Deutſchland aber hatte Feine Stimme dabei, 
es gab meder eine deutfche Nation, noch ein deutſches Neich mehr, 
fondern nur deutſche Fürſten, die durch Neid veruneinigt gegen- 
einander intriguirten und dadurch alle Entfcheidbung Frankreich in 
bie Hände fpielten. Mit kriechender Schmeichelei drängten fih nun 
Gefandte deutſcher Fürften an ben erften Konful der franzoͤſiſchen 
Republik und deſſen Unterhänbler, um ein Stüd deutſchen Landes 
zu erbettein. Die Arrondirtung und Vergrößerung der einzelnen 
Territorien wurbe nicht ſowohl nach den alten Stammesgrenzen und 
Herzogthümern, fondern durch Willkühr perfönlicher Gunft, durch 
zufällige Gelüfte und die Kunft gefchickter zudringlicher Bewer⸗ 
bung beftimmt. Die Hatte freilich wieder dad Gute, daß die neu- 
geihaffenen bunt zufammengemwürfelten Fuͤrſtenthümer nicht fo leicht 
in ihrem fouveränen Partifularismus ſich abſchließen Tonnten. 
Defterreih ſah ſich auch jet wieder in feiner Hoffnung auf Baiern 
getäufeht. Preußen dagegen befam durch rufflfche Protektion Münfter, 
Paderborn, Hildesheim, Erfurt und Anderes. Den verhältnifmäßig 
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größten Gewinn aber machten die Mittelftanten, wie Balern, Würtein- 
berg, Baden, Heffen, nicht bloß durch perfönliche Begünftigung ihrer 
Fürften, fondern weil Napoleon mit richtigem Blick in ihrer Macht- 
vergeößerung das größte Hinberniß für Wiederherſtellung eines 
einheitlichen deutſchen Reiches erkannte. Im Uebrigen wurden bie 
äußeren Formen des Reiches vorläufig noch beibehalten und fogar 
auf die neuen Gebietseintheilungen in Anwendung gebracht, wie 
man 3. B. vier neue Kurfürften kreirte und einen Reichserzkanzler 
und ſechs freie Reichsſtädte beibehielt, und alle die Neuerungen in 
Form eined Reichsdeputationsſchluſſes zur geſetzlichen Geltung brachte. 
Den Reichstag in Negendburg ließ man fortbeflehen, auch war 
man ſchamlos. genug, die herfümmlichen Phrafen von Wahrung 
der Meichdintegrität in den Traktaten zu gebrauchen. Das deutſche 
Reich war ald Beute feiner Feinde getheilt zwifchen dem fremben 
Eroberer und einheimifchen Kürften, deren Exiftenz auf den Rechten 
und Territorien berubte, die fie feit Iahrhunderten dem Reich ent⸗ 
riffen und wodurch fie allmählich der kaiſerlichen Macht den Boden 
unter den Füßen mweggezogen hatten. Kaum war die Vertbeilung 
des Neiches im Großen bereinigt, fo beeilten fi nun die deut⸗ 
[hen Fürften, im Kleinen Nachlefe zu halten und die reiche- 
unmittelbaren Gebiete der Ritterſchaft ihren Staaten einzuverleiben. 
In ſchmählichem Wetteifer fuchten fie in Beraubung des Reichsgutes 
einander zuvorzufommen. Damald war ed, wo ber Freiherr von 
Stein, defien Güter im Naffauifchen auch von jenem Verfahren 
betroffen wurden, das refignirte Schweigen der Nation durch 
ein kräftiges Wort gegen bie fürftliche Arrontirungs » Politik 
unterbrach *). 

„Teutſchlands Unabhängigkeit und Selbſtaͤndigkeit,“ fchreibt 
er unter dem 16. Dezember 1803 an den Herzog von Naflau, 
„wird durch die Konfolivation der wenigen reichöritterfähaftlichen 
Befigungen mit denen fie umgebenden Eleinen Territorien wenig 


3) Pertz, Leben Stein’s L ©. 258. 
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gewinnen; follen dieſe für die Nation fo wohlthätige große Zwecke 
erreicht werben, fo müſſen biefe Eleine Staaten mit den beiden großen 
Monarchien, von deren Eriftenz die Fortdauer bes teutfchen Namens 
abhängt, vereinigt werden, und die Vorjehung gebe, daß ich dieſes 
glückliche Ereigniß erlebe.“ 

„In dem harten Kampfe, von dem Deutſchland fich jetzo mo- 
mentan audruht, floß das Blut des deutfchen Adels. Deutſchlands 
zahlreiche Negenten, mit Ausnahme des ebeln Herzogs von Braun- 
ſchweig, entzogen ſich aller Theilnahme, und fuchten die Erhaltung 
ihrer hinfälligen Fortdauer duch Auswanderung, Unterhandeln 
ober Beftechung ber franzöftfhen Heerfuͤhrer. Was gewinnt Deutſch⸗ 
lands Unabhängigkeit, wenn feine Kräfte noch in größerer Maſſe 
in dieſe Hände konzentrirt werden.“ 

Bald hatte man Gelegenheit zu ſehen, was Deutſchland durch 
die Stärkung ſeiner Mittelſtaaten und ihre Verbindung mit dem 
fremden Eroberer gewonnen habe. Als der Krieg zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Frankreich im Jahre 1805 in Folge der ruſſtſch⸗engliſch⸗ 
öfterreihifchen Koalition gegen Napoleon aufs Neue ausbrach, 
ftannen Baden, Würtemberg und Baiern auf Napoleond Seite und 
Deutfche mußten im Dienfte der Fremden gegen ihr Vaterland 
tämpfen. Baiern ſchloß fih nach langen vergeblihen Verſuchen 
feine Neutralität zu bewahren, an, Würtembergd Kurfürfi Friedrich, 
überwältigt von der Einficht in die Unmöglichkeit neutral zu bleiben, 
und gewonnen durch die Berebtfamfelt Napoleons, der ihm gefagt hatte, 
ner fet offenbar der klügſte und Fräftigfte Fürſt Deutſchlands und 
Würtemberg für feinen Geift zu Fein, ed müſſe ihm daher ein 
arößeres Reich und eine Königäfrone werben .und dazu wolle er 
ihm verhelfen,“ ftellte feine Truppen ebenfalls zur Berfügung. 
Napoleon gab fich in feinen Proklamationen die Miene, als ob 
er nur deßwegen die Waffen ergriffen habe, um die deutfchen Fürſten 
gegen Defterreich zu fihügen, das von jeher darauf hingearbeitet 
habe, bie deutſche Stantöverfaffung zu vernichten und auf ben 
Trümmern berfelben feine tyranniſche Herrfchaft zu gründen. Und . 
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biefe deutſchen Fürften ſelbſt konnten es über fich gewinnen einen 
Aufeuf an die Völker Deutſchlands zu erlafien, worin fie Napoleon 
als Retter Deutſchlands anpriefen und die beutfche Nation auffor- 
derten, fi feinen Bahnen anzufihließen. Der Krieg der Koalition, 
der kein Krieg der Völker gegen die fremden Uinterbrüder, fondern 
nur ein Krieg der alten Dynaftien gegen eine neue, mit dem Selbfl- 
gefühl einer mächtigen Nation verbündete, war, endigte mit ſchmaͤh⸗ 
licher Niederlage durch Macks Kapitulation bei Ulm und die Schlacht 
bei Aufterlig am 2. Dezember 1805. Einige Wochen barauf 
wurde der Friede zu Preßburg abgefchlofien, der den drei mit 
Napoleon verbündeten fühdeutfchen Fürſten neue Gebietsvergrößerun⸗ 
gen brachte, Defterreich aller deutſchen Beflgungen mit Ausnahme 
des Erzherzogtbums, im Ganzen 1000 Quadrat Dleilen, beraubte, 
und die ober» und Tchenäherrlichen Rechte des Kaiſers über die 
neuen Gebiete jener Fürſten aufhob. Die Erhebung der Kurfürften 
von Baiern und Würtemberg zur Königewürde und vollen Sou- 
veränität, die Erklärung Napoleons, daß er das Dafein der 
Reichsverfaffung nicht mehr anerfenne, wohl aber die Souveränität 
derjenigen Zürften, deren Staaten derzeit Deutſchland ausmachen, 
vollendete die thatfähliche Auflöfung des Reiches. Am 6. Auguft 
1806 legte nun Kaiſer Franz IL, ber fhon im Jahr 1804 den 
Titel eines öſterreichiſchen Kaiferd angenommen hatte, bie deutſche 
Kaiſerkrone nieber. | 

Er erklärte: „daß die Folgerungen, welche mehreren Artikeln 
des Preßburger Friedens gegeben worden, ihm die Ueberzeugung 
gewährt haben, die durch die Wahlkapitulation eingegangenen Ver⸗ 
pfligtungen nicht mehr erfüllen zu können, und daß er, nachdem 
jebe deffalfige etwa noch gehegte Erwartung durch die am 12. Juli 
zu Paris unterzeichnete Uebereinkunft*) vernichtet worden, es feinen 
Grundfägen und feiner Würde ſchuldig fei, auf eine Krone zu 
verzichten, welche nur fo lange Werth in feinen Augen gehabt, 


*) Die Stiftung bes Kheinbundes. 
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als er dem von den Reichsſtänden ihm bezeigten Zutrauen zu 
entfprechen und den übernommenen Obliegenheiten Genüge zu leiſten 
im Stande gewefen. Demnach fehe er das Band, das ihn ſelbſt 
bisher an den deutfchen Reichskörper gebunden, als gelöft an, lege 
die Kaiferfrone nieder, entbinde alle Kurfürften, Zürften und Stände 
des ihm geleifteten Eides, zähle aber auch feine ſämmtlichen deutſchen 
Provinzen von allen Verpflichtungen gegen das deutſche Reich los, 
um fle in Vereinigung mit dem ganzen öſterreichiſchen Staatskörper 
als Kaiſer von Defterreih zu beherrſchen.“ 

Die Auflöfung des deutfchen Reiches war nicht bloß eine 
Wirfung des Äußeren Anftoßes, fonbern das Ergebniß einer viel» 
Bundertjährigen Entwicklung. Die deutſchen Fürſten Hatten erreicht, 
worna fie feit dem Kalle der Hohenftaufen theils bewußt, theils 
unbemwußt geftrebt Hatten. Daß es aber ſoweit hatte kommen 
können, das war die Geſammtſchuld der Nation. Auch jegt fühlte 
fie die Schmach noch nicht recht, fie fand fich mit großer Refig- 
nation dareln, daß fie in Napoleon nun einen Kern gefunden 
hatte, der ihrer Freiheit weit gefährlicher war, als bie gemwaltigften 
Kaifer, über deren Schmälerung der deutfchen Freiheit fie in Verein 
mit ihren Fürften geklagt hatte Im der öffentlichen Meinung 
zeigte fich Fein ernftes Mitgefühl für den Untergang des mehr als 
taufendjährigen Reiches. Nur felten und fhüchtern wurbe das 
nationale Unglück öffentlich beſprochen. Vergebens hatte der Kur- 
erzkanzler Fürft von Dalberg am 8. November 1805 eine Anſprache 
an den Reichstag erlaffen, worin er zu letzter Kraftanftrengung 
für Erhaltung der deutfchen Reichsverfaſſung und Einheit auffors 
derte. Weber ver Reichstag, noch die Fürſten noch das Volk rührten 
fih für das untergehende deutſche Reich, Stimmen einzelner Vater⸗ 
landsfreunde verhalten ungehört. 


— — — 


| 135. 
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An Entwürfen und Verſuchen zu theilweiſer Wieberherftellung 
bes Reichsverbandes fehlte ed nicht. So erſchien zu Anfang des 
J. 1806 eine Schrift „Ueber die höchften Intereffen Deutſchlands“, 
deren Verfaſſer wahrſcheinlich der bamalige Kurerzkanzler Fürft 
Dalberg war. Folgendes find die Grundzüge des neuen Planes *). 

Es ift eine neue Ordnung der Dinge auf folgende Bafls 
zu gründen. 

1. Defterreih, Baiern, Würtemberg, Kurbaden, Kurhefien, 
Brandenburg, Kurfachfen, follen als Souveräns die künftigen Haupt⸗ 
Gentralpunfte der deutfchen Macht fein. 

Il. Damit aber in diefen die ganze deutfche Kraft ſich wirk⸗ 
lich vereinigt, fo ſoll alles übrige zu den genannten Ständen noch 
gehörige unmittelbare Gebiet, in Angemeffenheit zu dem Prinzip 
einer zweckmäßigen Arrondirung, mebiatifirt werben. 

II. Kein fouveräner Megent eines ausländiſchen, durch eine 
herrſchende fremde Nationalſprache von Deutfchland Todgeriffenen 
Staates, fol unmittelbares Land im biöherigen deutſchen Meiche 
beſitzen Eönnen. 

IV. Die deutſchen Souveränd erkennen Fein gemeinſames 
Dberhaupt mehr an; aber fie treten in ein auf die gemeinjame 
Vertheidigung berechneted füneratives Verhäͤltniß. 


— 


*) ©. Häberlin Staatsarchiv Bd. XIV. ©. 447 ff. 
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V. Die Kirhenverfaffung, infoferne fie den Staat unmittele 
bar berührt, ift vom Souverän abhängig, aber die Würde eines 
Eatholifchen Prima von Deutfehland fol aufrecht erhalten, und 
der Hang beöjenigen, welcher fie bekleidet, dem eines Souveränd 
gleich geachtet werben. Die Fünftigen deutſchen Metropolen werben 
eine anſehnliche Dotation deſſelben zu funbiren haben, und an 
jeine Berfon follen alle Berufungen in rein kirchlichen Angelegen: 
heiten flattfinden. Er fol auch das Recht haben, alle geiftlichen 
Sprengel des katholiſchen Deutſchlands zu vifltiren, oder Dur 
Konmiffarien vifttiren zu laſſen, und über die Vollziehung aller 
landeöherrlichen, die höhere Kultur betreffenden Verordnungen, bie 
genauefte Obhut Haben. 

VL Die Sandelörepublifen, Lübeck, Hamburg und Bremen, 
behalten um ihrer merkantilifhen Wichtigkeit willen, ihre Unab- 
bängigfeit. | | | | | 

VI. Um den imaginären Schmerz, ber aus ver Auflöfung 
ber Landeshoheit für diejenigen Individuen, welche derſelben theil⸗ 
haftig find, entftehen Könnte, zu mildern, fol die gänzliche Voll⸗ 
ziehung der Mediatiſtrung erft nach dem jeverfeitigen Abfterben des 
jegt regierenden Herm vor ſich gehen. Sogleich aber foll dem 
künftig mittelbaren hohen Adel die Möglichkeit benommen werben, dem 
Intereſſe des Fürften, welchem fein Reichsgebiet zugetheilt wird, 
im Voraus entgegenzuwirfen. Er darf daher Feine militärifche 
Konfkription mehr veranftalten, zum. Unterhalt von Militär Feine 
Auflagen von feinen Unterthanen fordern ꝛc. Dieß fallt dem 
fünftigen Souverän bed Landes unverzüglich anheim, und. biejer 
. bat demnach das Net, die Auchebung von Kriegern nach den 
Gefegen feines Landes zu vollziehen und die zur Erhaltung der 
militärifchen Macht erforderlichen verhältnigmäßigen Beiträge zu 
heben. Die auswärtigen Verhältniſſe Der zu mebiatijlrenden Stände 
unterliegen gleichfalls ohne Verzug dem Kabinete des Fünftigen 
Souveränd, Unter der Konteole von Kommifjarien des letztern 


itehen auch alle Landeseinfünfte der zur Mittelbarkeit beflimmten 
Klüpfel, deutſche Einheitsbeftrebungen. . 20 
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Stände, Jene haben ſich in die genaueſte Kenntniß der Lokalitäten 
zu ſetzen, und die Verfügungen, welche die Verfaſſung des Haupt⸗ 
Landes fordert, vorläufig einzuleiten. 

VIII. Nach der gaͤnzlich vollzogenen Mediatiſtrung treten bie 
mittelbargewordenen Individuen des hohen Adels zu dem Spuverän 
und dem Staate, welchen ihr Gebiet zugetheilt worden iſt, in das 
Verhältniß der erſten Dignitarien. Die höchſten und glänzendſten 
Ehrenftellen des Landes ſollen ihnen und ihrer Familie mit Aus⸗ 
ſchließung des niederen Adels zukommen, auch fol ihnen und ihrer 
Familie alles Brivateigentbum, in Gütern, Mobillarvermögen ꝛc. 
beſtehend, garantirt werben. 

RX. Die Güter der Reichsritterſchaft follen ihr als mittel- 
bares Befitzthum verbleiben. 

X Im Süden und Norden Deutſchlands muß fih vorzüglich 
in einem Kabinete die hoͤchſte politiſche Energie vereinigen. Diefe 
Kabinete find für den erften dad Münchner, für den letztern dad 
Berliner. 

XI Das Interefje von Baden und Würtemberg fobern, daß 
fi diefe an den Münchner, fo wie von Kurhefien und Kurfachfen, 
daß fich dieſe an den Berliner Hof beſonders anfchließen. 

XI. Die vier ebengenannten veutfehen föderirten Souveränd 
machen fich durch Uebereinkunft verbindlich, über alle ſtaats⸗ und 
völferrechtlihe Akte mit den Central⸗Kabineten zu kommuniziren, 
und alle Öffentlichen auswärtigen Verhandlungen in Nebereinftim- 
mung und unter Mediation und Garantie derſelben zu vollziehen. 

XML. Don den Armeen des fühlichen und nörblicden Deutfih- 
lands foll diefelbe TaktiE zur Aufsechthaltung der militärifchen Ein⸗ 
Heit befolgt werben. 

Ein fpäterer Nachtrag vervolftändigt das hier dargelegte 
Syſtem dur ein Surrogat der Reichsverſammlung, einen Kongreß, 
der aus Mbgefandten der fämmtlichen fouveränen konfoͤderirten 
Staaten beftehen follte, dem jedoch nur eine berathende Stimme 
zugeſtanden wirb. 
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Jener balbergifhe Entwurf beruhte auf dem ftaatlichen 
Gruppenfoftem, das fihon der Kreideintheilung zu Grunde lag, 
auch fpäter zur Zeit des Wiener Kongreffes und wieber in neuerer 
Zeit aufgetaucht if. Ein Hauptgebrechen, an dem in fehwierigen 
Beiten europäifchen Unfriedend der Beftand des Bundes immer 
wieber hätte fcheitern müffen, tft der Mangel einer einheitlichen Spitze, 
der bei jeder burchgreifenden Grfchütterung? den Dualismus der 
beiden Großmächte hervortreten laſſen, ober was noch fchlimmer 
wäre, die weftlichen Staaten an Frankreich preisgeben müßte. Diele 
Gefahr mar damald die größte und an ihr fcheiterte auch bie 
Ausführbarkeit ded Entwurfs, der, fo wie die Dinge flanden, nur 
die Einleitung zu einem Sonderbünbniß der fühmeftlihen Staaten 
unter der Protektion Frankreichs, dem fogenannten Nheinbund, bildete. 
Ueber der Bildungsgefchichte des Rheinbunds ſchwebt noch ein Dunkel, 
man weiß nicht, wer eigentlich die Initiative gegeben hat, ob fie von 
dem bairiſchen fehr franzöſiſch gefinnten Minifter Montgelad, oder 
von dem Kurerzfanzler Fürſt Dalberg, oder von Napoleon aus⸗ 
gegangen iſt. Jedenfalls wurde zwifchen biefen zuerft darüber 
unterhandelt und nachher an Baben und Würtemberg darüber 
Mittheilungen gemacht. Bei der Aufnahnie in den Bund fanden 
die ſchmutzigſten Beftehungen der franzöſiſchen Unterhändler ftatt. 
Mehrere Fürſten drängten fich dazu und erfauften ihre Ausſcheidung 
vom Reich und ihre Scheinfouveränität mit großen Summen. 
Ueberraſchend fjhnell wurde am 12. Juli 1806 zu Paris bei 
Talleyrand die Akte von den Bevollmächtigten der deutſchen Fürften 
unterzeichnet und am 19. von Napoleon genehmigt. Die urfprüng- 
lichen ſechszehn Mitglieder waren: Batern, Würtemberg, Baben, 
Heffendarmftadt und Berg, der ehemalige Kurerzkanzler jetzt Fürſt⸗ 
primas und Großherzog von Frankfurt, der Herzog von Naffau, 
von Aremberg, die beiden Fürſten von Hohenzollern, von Iſenburg 
und Naffau- Weilburg, zwei Fürften von Salm, die Mintaturfürften 
von Lihtenflein und von der Leyen. Dur biefe Aufnahme ganz 
Feiner Territorien als fouweräner Staaten war von der urfprünglichen 
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Idee des Gruppenfoftens, bei welchem die Eleinen ben größeren 
einverleibt merben follten, abgewichen. Die übrigen Fürften, Gra- 
fen, Ritter und die zwei Reichsſtädte, deren Gebiete zwiſchen 
den Staaten der 16 Berbündeten lagen, wurden ihrer Landeshoheit 
beraubt und meblatifirt. Der ganze Rheinbund aber, deſſen 
einzelnen Gliedern mit jo großem Nachdruck volle unbeichränfte 
Souveränität verheißen warb, war felbft unter Frankreichs Schup- 
Herrſchaft geftelt; Napoleon nahm den Titel Protektor des Rhein⸗ 
Bunded an, mogegen die Bunbesftaaten ein Kontingent von 
63,000 Mann zum franzöftfchen Heer flelen mußten. Auch bie 
inneren Berhältnifie des Rheinbunds wurden möglihft nach fran- 
zöflfchem Mufter georbnet, da er felbft nur als Uebergangsſtufe 
zu völliger Einverleibung in das franzöflfhe Kaiferreih dienen 
ſollte. Nach Analogie Frankreich ſollte auch der Rheinbund feine 
Mepräfentation durch eine Bundedverfammlung unter dem Präftoium 
des Fürften Primas erhalten, vie aber nie ind Leben trat, da ed ber 
Protektor bequemer fand, unumfchränft die Bımdesangelegenheiten 
zu leiten. Ein Gebeutender Theil von Deutſchland — etiva 5000 
Duabratmellen mit 13 Millionen Einwohnern, — hatte nun eine 
Einigung gefunden, wie fie im alten deutſchen Neiche nicht erlebt 
war und Eonnte, reiht benügt, ein nicht zu verachtendes Gewicht 
in die politifche Wagfchale Iegen. Für vie zufünftige Geftaltung 
Deutichlands konnte e8 von Bedeutung fein, wenm neben Oeſter⸗ 
veih und Preußen die übrigeri deutſchen Staaten unter ſich ver- 
bunden als eine ebenbürtige Macht baftanden. Aber freilich war ber 
Rheinbund Fein Weg zur Einigung Deutſchlands. Durch die Stifs 
tung befielden hat Napoleon den Deutfchen als Nation die ſchwerſte 
Unbill zugefügt, er Kat mit der Souveränerflärung einer Anzahl 
deutſcher Fürſten und Schaffung neuer Königreihe hie Zerreifung 
Deutſchlands beſtegelt. Gewiß wäre auf dem Wiener Kongrefie 
ber Gedanke an Wieberaufrihtung des Meiches und Kaiſerthums 
ernftlicher aufgenommen worben, wenn nicht bie Spuveränitätd- 
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Anſpruͤche der Rheinbundskönigreiche als unüberwindliches Veto 
dageſtanden wären. 

Neben dem Rheinbund ſchien im Norden Deutſchlands ein 
anderes Stück des Reiches ſich ſelbſtändig konſtituiren zu wollen. 
Nachdem Defterreich durch bedeutende Gebietsverluſte und wieder⸗ 
holte Niederlagen geſchwächt, das fühmeftlihe Deutſchland durch 
den Rheinbund in franzöfifche Vaſallenſchaft gerathen war, blieb 
nur noch Preußen als Reſt eines ſelbſtändigen Deutſchlands übrig, 
nur an Preußen konnten noch die nicht in franzöſiſchem Bann 
befindlichen deutſchen Provinzen einen Anhalt finden. Aber eben 
dieſes Preußen hatte in neueſter Zeit durch ſein unſeliges Schwanken 
zwiſchen Kriegsrüſtung gegen Frankreich und Freundſchaftsbündniß 
mit demſelben wenig Vertrauen zur Feſtigkeit ſeiner Politik erweckt. 
Nachdem im Herbſt 1805 der König der Koalition gegen Frankreich 
beigetreten und ſeinen Miniſter Haugwitz mit einem Ultimatum an 
Napoleon geſchickt hatte, um nach deſſen vorausſichtlicher Ablehnung 
ben Krieg zu erflären, verſäumte dieſer, innerlich den Franzoſen günſtig 
geſtimmt, den rechten Augenblid, wartete die Niederlage der Verbün⸗ 
deten bei Aufterlig ab, ließ ſich dann von Napoleon zu einem 
Freundſchaftsbuͤndniß, ohne irgend einen rechtlichen Vorwand zu 
haben, nöthigen, nach. welchen Preußen das Kurfürftenthfum Han⸗ 
nover gegen bie Abtretung yon Anſpach, Kleve und Neuenburg 
befeßen follte, wodurch der friebliebende König von Preußen mit 
England in Krieg verwidelt und der Handel feiner Unterthanen 
zuinirt wurde. Dieſes bereitwillige Gingehen auf die Wünfche 
Napoleons mochte mit der Hoffnung zufammenhäugen, daß er fi 
bei einem Projekt gefällig bezeigen werde, dad um diefe Zeit am 
preußifchen Hofe aufgetaucht wor. Schon im Oktober 1804 Hatte 
Napoleon bei Gelegenheit der Mittheilung von feinem Vorhaben, 
den Kaifertitel anzunehmen, dem König von Preußen anbeuten Iaffen, 
er werde ihn bereitwillig unterftügen, wenn er ein Gleiches thun 
wolle. Unter den preußifchen Staatsmännern hatte ſich fchon zur 
Zeit der Öfterreichifch - zufflfchen Koalition die Anſicht verbreitet, es 
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fet die Aufgabe Preußens bie wichtigfien beutichen Staaten, beſonders 
im Norden, ſich anzufchlteßen. Bei ber erſten Nachricht von der bevor- 
ſtehenden Stiftung bes Rheinbundes wurde von Haugwitz bei Kur⸗ 
hefien eine Anfrage gemacht, ob «8 nicht geneigt wäre feine Berbin- 
dungen mit Preußen fefter zu Enüpfen, da eine engere Verbindung bes 
nörblihen Deutſchlands durchaus nöthig fei, indem ben immer 
weitergreifenden und die entjchievenfte Abhängigkeit von Frankreich 
drohenden Planen ein Damm entgegengefeßt werben müfle. Es 
wurben wirflih alöbald mit Hefien und bald barauf auch mit 
Sachſen Unterhandlungen äber einen Allianztraktat angefnüpft, und 
die indefien eingetroffene offizielle Nachricht von dem Abfchluß des 
Nheinbundes gab einen neuen Impuls, um fo mehr, als damit 
eine Eröffnung Talleyrands verbunden war, des Inhalts: es fei 
nun an Preußen, eine fo günftige Gelegenheit zu benützen, um 
fein Syſtem zu vergrößern und zu befefligen. Es werde den Kaifer 
Napoleon geneigt finden, feine Abſichten und Plane zu unterſtützen. 
Preußen könne nun unter einem neuen Bundesgeſetz bie Staaten 
vereinigen, die noch zum deutſchen Reiche gehören, und die Kaifer- 
Krone an dad Haus Brandenburg bringen, oder auch, wenn es 
dieß vorziehe, einen Bund derjenigen norddeutſchen Staaten bilden, 
welche mehr in feinem Wirkungskreiſe liegen. Der Kaifer billige 
jegt ſchon jede Anorbnung dieſer Art, welche Preußen für geeignet 
halten dürfte. Wie biefed gemeint war, lehrte bie Folgezeit. Na- 
poleon hatte fo geringe Achtung vor der preußiſchen Politik und 
Diplomatie, daß er mit Zuverficht hoffte, fie merbe einen derartigen 
Bund doch nicht zu Stande bringen und behielt fich nöthigen Falls 
vor, dagegen zu intrikiren. 

Bon Heſſen traf eine fehr entgegenfommende Ermwiederung 
auf den Vorfchlag der Allianz ein, ja es wurden von biefer Seite 
beftimmte Anträge auf Annahme der Kaiſerwürde von Norddeutſch⸗ 
land gemacht. In Dresden ſprach man fi ebenfalls günftig über 
dad Projeft aus, beobachtete aber eine zögernde Haltung. Im 
Berlin Hatte man indefien einen ausführlichen Entwurf eines nor- 
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diſchen Reichsbundes gemacht, den der Kreißbireftgrialgefandte von 
Hänlein im Auftrag des Minifterd Haugwitz verfaßt hatte. Als 
Zweck des Bundes wurde angegeben: Schuß und Sicherheit jedes 
einzelnen Mitgliedes gegen jeden inneren und Äußeren Angriff. 
Preußen follte die Vorſtandſchaſt des Bundes und damit alle Bors 
rechte des ehemaligen deutſchen Kaiſers befommen, Sachen und 
Heſſen eine Art Mitregentihaft und Kreisvorſtandſchaft, namentlich 
die militärifche Leitung in den ihnen zugetheilten Eleineren Gebieten 
haben. Zu Berathung über ſämmtliche Bundesangelegenheiten 
follte zu Hildesheim ein beftändiger Kongreß von Gefanbten ber 
Bundesftände verfammelt fein. 

Diefer Entwurf wurde in Folge der Berathungen und nament- 
li der Forderungen Kurheflend, da8 mit dem Berfprechen bedeu⸗ 
tender Vergrößerungen von Napoleon zum Rheinbund eingeladen 
worden war, wefentlih umgeftaltet. Der Grundfaß der Mebiatis 
firung nah dem Borgang des Nheinbunded wurde angenommen, 
und außer den drei Hauptgliedern follten nur ſechs Bundesfürften 
als Souveräne belafien, die. übrigen aber, fogar die 3 Hanſeſtädte 
unter Preußen und Sachfen mediatiſirt werden. Diefer Mediati- 
firungsplan ſtieß auf den entſchiedenſten Widerſpruch und der 
Geheime Kabinetsrath Lombard verfaßte nun einen neuen Entwurf, 
der ſich mehr an die alte Neichöverfaffung anfchloß und alle Bun⸗ 
besftände in möglichfter Selbfländigkeit beließ; ein britter Entwurf 
Hänleind fchlug einen Mittelweg ein und befchränfte die Medtati- 
firungen auf dad, was zur Befriedigung der hefflihen Anfprüche 
und einiger Fleinen Arrondirungen nöthig fehlen. Weniger wollten 
die leitenden Mitglieder auf eine Stanvederhöhung verzichten. Sach⸗ 
fen und Heſſen follte auf Einladung Preußens die Königswürde, 
der König von Preußen auf Einladung Sachſens und Hefjend 
die Würde eines Kaiferd von Norbdeutichland annehmen. Für den 
Tal, daß nah Abſchluß des Hauptvertrags zwiſchen Preußen, 
Sachſen und Heſſen einzelne von den übrigen Ständen den Beitritt 
verweigern würden und alle gütlichen Vorſtellungen vergeblich fein 
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würden, wollte man, von der Anflcht au&gehend, daß hier mo es auf 
die Selbfterhaltung Aller und jedes Einzelnen und auf die Sicher⸗ 
ftellung der Ruhe und des Friedens im gefammten nörplichen Deutfch- 
land anfomme, jebe Trennung von dem gemeinfchaftlichen Interefie 
ganz unzuläffig fei, fogar ein Zwangsrecht zur Durchführung ber 
Union vorbehalten. Die drei verhandelnden Höfe vereinigten fi 
zu der Erklärung: „daß derjenige Landesherr, welcher feine Sou⸗ 
veränitätsrechte nach der durch den Drang ber Umflänbe erzeugten 
Konftitution des gegenwärtigen norddeutſchen Reichsbundes auszu⸗ 
üben Bedenken fände, derſelben für verluſtig erklärt werden müßte, 
welche ſodann an denjenigen der drei paciſcirenden Höfe fallen 
ſollen, in deſſen Kreiſe die ſich ausſchließenden Lande liegen.“ 

Dieſe Grundſätze zur Richtſchnur ihres Betragens zu machen 
und ſolche mit allem Nachdruck gemeinſchaftlich aufrecht zu erhalten, 
darauf gaben ſich die drei Mächte feierlich das Wort. 

Dieſe Verabredung wurde jedoch nur in einen geheimen Separat⸗ 
Artikel verwieſen, denn davon war man noch weit entfernt, daß man 
derlei hätte offen ausſprechen dürfen. Schon bei dem erſten Verſuch, 
auch andere Reichsſtände beizuziehen, mußte man die Erfahrung 
machen, daß man gar nicht ſo ſicher auf ihren Beitritt rechnen 
dürfe. Am zuverfichtlichſten hatte man auf die Hanſeſtaͤdte gerech⸗ 
net, aber bei der vorläufigen Sondirung ergab ſich, daß fie einerjeitd 
ängftlich auf. Bewahrung ihrer Neutralität bedacht, mit Mißtrauen 
die Anträge zum nordiſchen Reichsbund aufnahmen, andererfeitd 
vom theinbimblerifhen Souveränitätsſchwindel ergriffen und von 
den fchönen Worten Napoleons verlodt, an Crrichtung eine? 
hanfeatifegen Sonderbunds dachten. Und auch unter ben drei 
Hauptmächten des projeftirten Bundes begann das Einverſtändniß 
fih zu trüben. Kurheſſen zwar unterzeichnete am 20. Auguft 
den Vertrag Über den norbifhen Reichsbund, unter Vorbehalt der 
Beiftimmung Kurfachfens, aber bei dieſem erhoben fich, wohl nicht ohne 
Einfluß geheimer Imtriten Rapoleons, immer mehr Verſtimmungen 
und Schwierigkeiten, die ſich allmählich zu förmlichen Gegenplanen 


m 


— —— — — 








Plan eines norddeutſchen Kaiſerthums. 313 


entwicelten. Die Unterordnung unter Preußen wollte nicht recht 
einleuchten, man erinnerte ſich der Vorrechte, welche die Kur⸗Sachſen 
in der früheren Reichsverfaſſung gehabt, wollte nur aus perfüns 
licher Rückſicht nicht auf alleinigem Direktorium Sachſens beftehen, 
fondern zu einem dreifachen Direktorium die Hand bieten, meinte 
einem Sruppenfnften den Vorzug geben zu müflen, bei welchem 
Sachſen an die Spike der benachbarten Kleinftanten trete, wollte 
den Reichsbund zu einer Erbeinigung nach alter Art abſchwächen. 
Die Verhandlungen zogen ſich ohne Ergebniß in die Länge, indeſſen 
wurben die Verhältniffe immer dringenter, die Spannung mit Frank⸗ 
reich immer heftiger, da Napoleon mißtrauifch wurde und in Breußen 
bie nationale Partei, Stein und die Brüder des Königs an ber 
Spige, zum Bruch mit Tranfreih drängte. Die Verhandlungen 
über den norddeutſchen Reichsbund wurden zwar noch fortgeſetzt, 
aber wie ohne Ausficht auf Erfolg, fo auch ohne Energie; gleich» 
zeitig wurden neue DVerhältuiffe mit Oefterreih angeknüpft, Haug 
wis machte nun Borfchläge, das Protektorat über Deutfchland 
mit DOefterreih zu theilen. Gent äußerte fi zuftinmend, 
aber Franz IL, durch das Projekt eines norbbeutfhen Reichsbundes 
verlegt, zeigte wenig guten Willen und Vertrauen zu einem auf- 
richtigen Bündniß mit Preußen. Als nun im Oktober 1806 der 
Krieg mit Frankreich ausbrach, fand Preußen ohne Verbündete 
ba und erlitt jene gänzliche Niederlage bei Iena, die eine deutſche 
Politif auf lange Zeiten unmöglich zu machen fchien. 

Der nordifche Reichsbund feheiterte theild an. dem Egoismus 
Sachſens und Kurbefien, die nur partifulariftifche Vortheile erringen 
aber feine Opfer fürs Ganze bringen wollten, theild an der unges 
ſchickten Diplomatie, ſchwankenden und energielofen Politik Preußens, 
theils an ben Intrifen Napoleons, ver wohl eine Analogie ded 
Nheinbundes gerne geſehen hätte, aber einen Reichsbund, der ein 
ſelbſtändiges Deutſchland zu retten fuchte, nicht leiden Eonnte. 

An die unglückliche Kataftropbe, welche den Reichsbundsver⸗ 
ſuchen unter preußijcher Leitung ein Ende machte, Enüpft fich ver 
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Anfang der gewagten Berfuche, Deutſchland mit rufflfcher Hilfe 
wieberherzuftellen. Der von Allen verlafiene, aufs Aeußerſte be— 
drängte König von Preußen ſah nirgends Hlife, als bei Rußland, 
defien Kaifer Alerander, von feined Schwager Unglück gerührt, 
bei einer Zufammenkunft in Memel begeifterte Freundſchaft mit ihm 
ſchloß, ihm alle Mittel zu Fortſetzung bed Krieges und Wieder⸗ 
eroberung der verlorenen Provinzen verfprach und zulekt im An⸗ 
gefichte feiner Garden mit Thränen in den Augen ausrief: „Nicht 
wahr, Keiner von und beiden fällt allein, entweber beide zufammen 
oder Keiner von beiden!“ Diefen Geflinnungen wurde durch ben 
Vertrag zu Bartenflein am 26. April 1807 ein biplomatifcher 
Ausdruck verliehen. Es wurden hierin nicht nur über Fortſetzung 
bes Krieges gegen Frankreich, fondern auch über die Fünftige Ges 
flaltung Deutfchlande Verabredungen getroffen, welche bereitö bie 
Grundlage deſſen enthalten, was fpäter auf dem Wiener Kongreß 
feftgefeßt wurde. Um die Unabhängigkeit Deutſchlands zu fichern, 
folle, da die Wieberherftellung des Neiches in feiner alten Schwäche 
nicht zwedmäßig fe, ein Staatenbund in Deutfchland gefchaffen 
und eine dem Rheine gleichlaufende Vertheidigungslinie gezo⸗ 
gen werden. Die Leitung dieſes Bundes zu gemeinfchaftlicher 
Vertheidigung follen deſſen vorwiegende Glieder Preußen und 
Defterreih übernehmen, und fich über die Begrenzung ihres Ein⸗ 
fluffes mit einander verftändigen. Beide Mächte follen alle Ur» 
fahen zur Eiferfucht gegeneinander für immer binmegräumen und 
fih mit einander innig und dauernd verbinden. 

Gleichzeitig erließ der Oberbefehlshaber des rufftichen Heeres 
Benningfen, ein geborener Hannoveraner, einen Aufruf an bie 
Deutfhen, durch welchen er fie aus ihrem politiihen Schlum⸗ 
mer aufzurütteln ſuchte. Er erinnerte fie an die Achtung, 
welche fie wegen ihrer Intelleetuellen Bildung genießen, fuchte fie 
zu ermuthigen durch die Verſicherung der warmen Xheilnahme 
Katfer Alexander, der entfchloffen fei, das deutſche Reich von feinen 
Bedrückern zu befreien. Sie follten ihre unermeßlichen Kräfte mit 
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ver ruffifchen Macht vereinigen und fi einmüthig gegen die Fran⸗ 
zofen erheben. Nach glüdlicher Beendigung bed Kampfes werde 
Kaifer Alexander für Wieverherftellung der ehrmürbigen Reichs⸗ 
Berfaffung Deutſchlands Sorge tragen. Schon jet übernehme 
er die Bürgfehaft dafür. Der wirklich ernftlich gemeinte Aufruf 
blieb ohne Wirkung, er durfte bei der unermüblihen Wachſamkeit 
der franzöſtſchen Polizei, nicht in die Öffentlichen Blätter aufge 
nommen werben, die deutſche Nation Tonnte damals den Muth 
und bie Selbftändigfeit zu einer allgemeinen Erhebung nicht finden, 
in Süddeutſchland fühlte man noch nicht einmal die Schmach der 
Untervrüdung und leiftete fogar den Franzoſen aus allen Kräften 
Hilfe, und fo Eonnten fie alle ihre Macht auf Nieverhaltung Nord⸗ 
Deutfchlandd vereinigen. Ueberdieß war das rufjifch = preußifche 
Bündniß von kurzer Dauer. So fehr auch England fi bemühte, 
Defterreich zu gewinnen, fo Fam ber erwartete Beitritt diefer Macht 
nit zu Stande. 

Napoleon betrieb in Frankreich und in den Rheinbundſtaaten 
die Nüflungen in großer Ausdehnung, fo daß er eine den Ver⸗ 
bünbeten weit überlegene Macht zufammen brachte, Danzig fiel in 
die Gewalt der Branzofen, Kolberg wurde hart bedrängt und hielt 
fh nur durch die heldenmüthige Vertheidigung feines Komman⸗ 
danten Gneifenau und die Ausdauer der Bürger, aber eine gänz« 
liche Niederlage des ruffifchen Heeres bei Friedland (14. Juli 1807) 
in Oftpreußen, entmuthigte den Kaifer von Rußland fo fehr, daß er 
mit Napoleon den für den König von Preußen ſo höchſt nach⸗ 
theiligen Frieden von Tilſit (9. Juli 1807) abfhloß, wodurch 
Sriebrih Wilhelm IU. die Hälfte feines Gebiet verlor. 

Diefer Frieden von Tilftt brachte nicht nur Preußen, fondern 
auch Deutfchland großen Schaden, indem Napoleon dadurch bie 
Mittel gewann, den von ihm abhängigen Rheinbund zu verftärfen 
und innerhalb deſſelben einen neuen Staat zu ſchaffen, ver nichts 
anderes ald eine franzöflfehe Provinz in Deutichland mar, das 
Königreich Weftphalen. Jenes Heffenkaffel, deſſen Fürft Eurz zuvor 
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noch Anfpruch auf bedeutende Gebietövergrößerung ‘gemacht, wurde 
nun auch von der neuen napoleonifhen Schöpfung verſchlungen. 
Während in anderen Staaten des Rheinbundes doch noch deutſche 
Geſetze, Fürften und Beamte blieben, wurde in Weftphalen ein 
Bruder Napoleons, Jerome, als Herrſcher eingefegt, mit franzöflfchen 
Beanten umgeben, franzöftfhe Geſchaͤftsſprache eingeführt und 
Alles auf franzöſiſchen Fuß gebradt. Die neue franzöflfche Ver— 
faffung,, welche Napoleon dem Königreih Weftphalen gab, follte 
ein Vorbild für die übrigen Rheinbundsſtaaten werden. Johannes 
von Müller, der bisher als deutſcher Patriot gegolten hafte, nahm, 
von Napoleond Schmeichelei beftochen, in dieſem franzöflfhen Ba- 
fallenreiche Dienfte und entehrte feinen Namen durch eine ſchwülſtige 
Prunfrede für Napoleon. 

Der Glanzpunkt der rheinbündiſchen Herrfchaft Napoleons 
über Deutſchland war die Zuſammenkunft Napoleons mit Alexander 
von Rußland, die im Spätherbſt 1808 zu Erfurt ſtattfand, und 
bei welcher die Fürſten des Rheinbundes fich einfanden, um dem 
fremden Eroberer ihre Quldigung darzubringen. Die vier Vafallen- 
Könige des Nheinbundes, drei deutfche Fürften, die von Baiern, 
Sachen und MWürtemberg und der Bruder Napoleons, Jerome, 
der König von Weftphalen, waren anmefend, außer ihnen nod 34 
Fürften, 24 Staatöminifter, 30 Generale, welche fänmtlih auf 
ausdrücklichen Befehl Alles aufbieten mußten, was die Grfind- 
famfeit höfiſcher Verſchwendung zu Teiften im Stande war. Vom 
27. September bis zum 14. Oktb. dauerten die Feſte und boten, wie 
Schloſſer treffend fagt, den Deutichen das höchſt unerfreufiche Schau⸗ 
ſpiel, daß ihre Fürſten und Großen ſich ganz öffentlich nicht blos als 
Knechte Napoleons, ſondern auch als Diener und Schmeichler aller 
feiner Generale und Hofleute geberdeten.“ Es war ein Feſt fran⸗ 
zöſiſchen Uebermuths, das deutſche Servilität zu verherrlichen ſich 
beeiferte. Denn es gab leider genug vaterlandsvergeſſene, gedanken⸗ 
und ehrloſe feile Bewunderer und Lobredner, welche die Erniedri⸗ 
gung Deutſchlands als vermeinte Glorie prieſen und dazu noch 
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eine ſchauluſtige Menge, welche die tragiiche Komödie mit großer 
Ergögung angaffte. Die Abweſenheit des Königs von Preußen 
und des Kaiferd von Defterreih war gewiflermaaßen noch eine 
EhHrenrettung für Deutfchland, man fah, daß ſich doch noch nicht 
das ganze Deutſchland dem fremden Eroberer in ſchmählicher 
Vaſallenſchaft gebeugt hatte. 

Der Rheinbund, ver fi, jemehr die Macht Napoleons ftieg, 
extenfiv und intenfiv verflärkte, war für die nationale Einheit ein. 
großes Unglück. Nicht nur dadurch, daß ein großer Theil Deutſch⸗ 
lands, von dem Ganzen losgeriſſen, in franzöſiſcher Knechtſchaft 
fand, fondern auch deßhalb, weil in diefen Rheinbundſtaaten nicht 
nur bei den Fürften, fondern auch bei der Bevölkerung ein Par⸗ 
tifularismus und eine Souveränitätäluft genährt wurde, bie fie 
gegen das übrige Deutfchland in einen beinahe feindfeligen Gegen- 
faß gebracht hat, nicht nur Hinderte, daß die Erhebung der 
Freiheitöfriege in den Jahren 1813 und 14 eine allgemein deutſche 
werben konnte, fondern auch noch in der Bolgezeit einen verberblich 
trennenden Einfluß geübt und viel zum Mißlingen ber deutſchen 
Einheitöbeftrebungen beigetragen hat. Der Glanz des neuerwor« 
benen fouveränen Königthums wirkte auf Baiern, Würteniberg und 
Sachſen jo verblendend, daß ihnen das Bewußtſein vom gemein- 
famen Verbande des ganzen deutſchen Volkes ſchwand. Allerdings 
muß man anerkennen, daß die Rheinbundsſtaaten früher als andere 
an den Errungenfhaften der franzöflfhen Revolution Antheil bes 
tamen, daß mancher Zopf des alten deutſchen Neiches mit franzö⸗ 
fifcher Scheere abgefchnitten wurde. Große Fortjchritte machte vor 
Allem das Militärweſen. Diefelben Leute, die als Reichstruppen 
eine fo klägliche Rolle gefptelt Hatten, wurben nun ben welterofern- 
den franzoͤſiſchen Heeren an Tapferkeit ebenbürtig. Uber ver 
friegerifche Ruhm, ven die Rheinbundstruppen in Gemeinfchaft 
mit den Franzoſen unter ven Befehlen Napoleons erfochten, diente 
dann auch um fo mehr dazu, fie ihrem beutfchen Vaterland zu 
entfremden und fie im Fremdendienſt gegen ihr Vaterland feftzu= 
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Halten. Auch in anderen Gebieten wurben in den Rheinbunds⸗ 
ftaaten fehr anertennenswerthe Reformen durchgeführt, Steuerweien 
und Derwalturg centralifirt und vereinfaht, Bildungdanftalten 
verbeſſert, für materielle Interefien geforgt und ber mittelalterliche 
Patrimonialſtaat almählig durch den modernen Rechtsſtaat ver- 
drängt. Auch der frühere Gegenſatz der katholiſchen und proteftan- 
tiſchen Staaten ſchwand in Folge der Vergrößerungen durch Terri⸗ 
torien anderer Konfeflion, die nun als eine gleichberechtigte in den 
alten Staat mitaufgenommen werben mußte. Die politifh zurüd« 
gebliebenen geiftlichen Fürſtenthümer gelangten jetzt zu einem 
Stantsleben und nahmen an dem allgemeinen Fortſchritt Anlheil, 
man fuchte ſich miteinander zurechtzufinden und nahm in Staats⸗ 
einrichtungen gegenfeltige Rückſichten. Im den Eatholifchen Staaten, 
wie 3. B. in Baiern, machte die Aufklärung große Fortichritte, das 
Schulwefen warb verbeffert, Klöfter aufgehoben und manche Befreiung 
von geiftfichem Drud ind Werk gefeßt. Alle Reformen mwurben 
freifih in der Weife eines aufgeklärten Despotismus audgeführt. 
Die mit einem male fouverän gewordenen Fürften beeilten fich, 
ihre Souveränität, die nah Außen doch nur Schein war, im 
Inneren möglihft auszubenten und landſtändiſche Verfaſſungen, 
corporative Nechte und alle gefehlichen Schranken fürftlicher Willkühr 
aufzuheben. Dadurch wurde einerfeltd die Theilnahme des Volks 
an öffentlichen Angelegenheiten und feine Widerſtandakraft gegen 
die Fremdherrſchaft gelähmt, aber anbererfeitd das Rheinbunds⸗ 
regiment Immer unpopulärer. Am unpopulärften war bie franzoͤſtſche 
Herrſchaft im Weftphalen, aber eben dadurch die Sehnſucht nach 
Befreiung vom Frembenjoch am lebendigſten, der Boden für nationale 
Reaktion am empfänglichften. 

Während im Rheinbund vie fübliche Hälfte Deutſchlands vor⸗ 
herrſchend antinational erzogen wurde, warb bad nördliche Deutſch⸗ 
Yand und indbefondere Preußen eine Pflanzſchule nationaler Beſtre⸗ 
hungen. In diefem Preußen, welches durch Napoleon beinahe 
vernichtet ſchien, deſſen Reſt auch nach dem Titfiter Frieden noch 
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durch ungeheure Kontributionen erfhöpft wurde, nahm feine poli- 
tiſchen und fittlichen Kräfte mit größter Energie zufammen, König 
und Volk metteiferten in patrlotifher Aufopferung und Thaͤtigkeit, 
ber charakterfefte, von nationalen Ideen begeifterte Freiherr von 
Stein trat an die Spibe der Verwaltung und riß mit feinen 
gleichgefinnten Genofien von Schön, Scharnhorft, Gneifenau und 
Anderen, den Staat in neue Bahnen, e8 murben in Militärmefen 
und Gefeßgebung Reformen begonnen und durchgeführt, welche 
das, mad in den Mheinbundsftaaten geſchah, meit Hinter ſich ließen. 

Der König übertrug ihm gleich bei der erſten Zufammenkunft 
mit großem Vertrauen die oberfte Leitung aller Eivilangelegenbeiten, 
und ging bereitwillig auf Steind Vorfchläge für eine einheitliche 
Leitung derfelben ein, geſtand auch zu, daß Stein regelmäßigen 
Antheil an der Milttärorganifation nahm, die unter Schamhorfls 
Leitung geftelt wurde. Der Grundgedanke Steins war, einen 
fittlichen, religiöfen, vaterländifchen Gelft in der Nation zu wecken, 
ihre wieder Muth, Selbftvertrauen und Bereitwilligfeit zu jenem 
Opfer für Unabhängigkeit und Nationalehre einzuflößen. Den 
Erfolg date er ſich wohl näher ald er wirklich eintrat, und nach⸗ 
haltiger als er fih in der Folge zeigte. Cr ging von der Ueber⸗ 
zeugung aus, daB das Verdrängen des Volles von jeder Theil⸗ 
nahme an der Berwaltung öffentlicher Angelegenheiten den Gemeingeift 
erftide und daß deſſen Stelle durch eine Verwaltung beſoldeter 
Behörden (Büreaufratie) keineswegs genügend erfeßt werte. Es 
müffe daher eine Veränderung der Verfaſſung erfolgen, wodutch 
das zudringliche Eingreifen der Staatsbehörden in Privat» und 
Gemeindeangelegenheiten aufhöre und eine Thätigkeit des Bürgers 
defien Stelle einnehme, die nicht auf Formen und Papier, fondern 
auf lebendigem Intereffe der eigenen Betheiligung beruhe. Die 
ganze Maſſe der in der Nation vorhandenen Kräfte, glaubt er, 
müffe man auf Beforgung ihrer eigenen Angelegenheiten zu lenken 
fuchen, nur fo Fönne die Verwaltung mit dem Zuflande der Kultur 
in Einklang gebracht werben; eine Gefeßgebung werbe immer man- 
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gelhaft bleiben, wenn ſie fich einfeitig aus den Anſichten der Ge: 
Iehrten oder der Geſchäftsleute bilde. ine Nation, welche einmal 
eine beveutende Maſſe von Kenntniffen erworben, werde von felbft 
ihre Aufmerkfamkeit auf ihre eigenen öffentlichen Angelegenheiten 
richten und wenn man ihr eine Theilnahme daran einräume, fo 
zeigen fih bie wohlthätigfin Aenßerungen der Vaterlandsliebe und 
bed Gemeingeiſtes. „Verweigert man ihr“, fagt Stein, malles 
Mitwirken, fo entficht Mißmuth und Unmillen, der entweder auf 
mannigfaltig ſchädliche Art ausbricht, ober durch gemwaltiame ben 
Geift lähmende Maßregeln unterdrüdt werden muß. Die arbeitenden 
und die mittleren Stände der bürgerlichen Geſellſchaft werben alsdann 
verunebelt, indem ihre Thätigkeit ausfchließlih auf Erwerb und 
Genuß geleitet wird, die oberen Stände finfen in der öffentlichen 
Achtung durch Genußliebe und Müfflggang, oder wirken nachtheilig 
durch unverfländigen wilden Tadel der Negierung. Die fpefulati- 
ven Wiffenfchaften erhalten einen ufurpirten Werth, das Gemein- 
nüßige wird vernachläffigt, und das Sonderbare, Unverfländliche 
zieht die Aufmerkſamkeit des menſchlichen Geiſtes auf ſich, der ſich 
einem müßigen Ginbrüten überläßt, flatt zu einem Eräftigen Handeln 
zu ſchreiten“ *). Die Erfahrung bat den richtigen Vorausblick Steins 
leider ganz zutreffend beftätigt. Unter dem büreaufratifchen Regi⸗ 
ment, das feit den Breibeitöfriegen wieder auf Deutſchland brüdte, 
hat ich der deutſche Geift in unpraftifche philofophifche Spekula- 
tionen verloren, die politifhe Bildung und dad Studium ber 
wirklicden Dinge iſt darüber vernachläſſigt worden, und als bie 
Zeit des Handelnd Fam, wurde die gute Gelegenheit durch unpraf= 
tiſches doktrinäres Neben verfüumt. | 

Als leitender Grundfa der Negierung warb wiederholt aus⸗ 
gefprochen, Niemand im Genuß feines Eigenthums, feiner bürgerlichen 
Gerechtſame und Freiheit, fo lange er in ven gefeßlichen Grenzen 
bieibe, meiter einzufchränfen, als es zur Beförderung des allgemeinen 


*) Pertz, Leben Steine, IL, p. 11. 
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Wohles nöthig fei, und einem Jeden innerhalb ver geſetzlichen 
Schranken die möglihft freie Entwicklung und Anwendung feiner 
Anlagen, Fahigkeiten und Kräfte in moralifcher ſowohl, als phy⸗ 
fifher Hinficht zu geftatten und alle dagegen noch obwaltenden 
Dinderniffe bald möglihft auf eine gefegmäßige Weiſe hinweg⸗ 
zuräumen. 

Um den Gemeingeiſt zu wecken und das Volk zu einer 
größeren Theilnahme an dem Staat herbeizuziehen, ſuchte man 
beſonders auf größere Belebung der einzelnen Stände hinzuwirken. 
Die erſte Wohlthat dieſer Art wurde dem Bauernſtand zu Theil, 
dadurch, daß den königlichen Domänen» Bauern in Preußen und 
Zithauen dad Eigenthumsrecht an den Gütern, worauf fie faßen, 
verliehen wurde, wodurch 47,000 bäuerliche Bamilien in ben 
Beſitz einer Grundflähe von 195 Duadratmeilen (4,230,000 
Morgen) famen. ine freifinnige Städteordnung gab dem Bürger- 
ſtand Selbjtändigfeit und eine ehrenvolle Stellung im Staat. Auch 
dein Adel war eine Reform zugebacht, die ihn zwar eines Theils 
feiner Vorrechte beraubt, aber ihm die Grundlage politifchen Ein⸗ 
fluſſes geſichert haben würde. 

Der Schlupftein fümmtlicher Neformen follten die Neichöftände 
fein, die nad Steins Idee zu berufen waren, fobald nah Abzug 
der Franzoſen die landſtändiſchen Einrichtungen in allen Provinzen 
burchgeführt und verbeffert worden und in Folge ihrer Wirkſamkeit 
die Beflandtheile des Volkes etwas mehr ausgeglichen und ver⸗ 
bunden ſein würden. 

Für die nächſte Zukunft war aber das Wichtigfle die Um- 
geftaltung des Militaͤrweſens durch Scharnhorſt, Gneifenau und 
Grolmann. Die trefflichen Einrichtungen, die Friedrich der Große 
gemacht Hatte, waren zwar äußerlich geblieben, aber der Geiſt war 
entflohen, die Hffiziere waren theils alte im Kamaſchendienſt verfom- 
mene Herren, theil$ junge weichliche Gecken aus dem Adel; im ganzen 
Heer aber war ein Kaftengelft eingebrungen, der den Bürger und 


Bauer mit Uebermuth behandelte, und eines nationalen Aufſchwungs 
Klüpfel, deutſche Einheitsbeftrehungen. 21 


322 Auffchwung Preußens. 


unfähig war. Ueberdieß war bie Aufgabe, da bie Erfhöpfung des 
Landes nicht geftattete ein großes Heer aufzuftellen, und außerdem 
Verträge mit Napoleon das Heer auf ein Marimum von 42,000 
Mann befchränkten, tüchtige Rahmen für Tünftige Vermehrung zu 
bilden. In beiden Richtungen wurde über alle Erwartung gründ⸗ 
lich geholfen. Einmal gelang der neuen Verwaltung in überrafchend 
kurzer Zeit, nicht nur die Offizieröftellen großentheils mit tüchtigen 
Leuten zu befegen, fondern auch die Maſſen fittlih und geiftig zu 
Beben ind mit einem nationalen Geifle zu durchdringen, auch 
durch Ausdehnung der Dienftpflicht auf die ganze waffenfähige 
Mannſchaft und Einführung der Landwehr, wodurch die ganze Nation 
zum Kriegsdienſt beigezogen wurbe, die Möglichkeit einer bebeutenben 
militärifchen Kraftentwiclung für einen nationalen Krieg zu gewin⸗ 
nen. Das Heer Eonnte ſchon ein Jahr nach dem Tilfiter Frieden 
auf 80,000 Mann und 150,000 Mann Landwehr gebracht werben. 
Dabei rechnete man auf eine allgemeine Erhebung des Volkes, 
nicht nur im damaligen Preußen, fondern auch in den verlorenen 
Provinzen und anderen Theilen Norddeutſchlands. Wirklich war 
die Erbitterung über den Drud der Fremdherrſchaft fo flark und 
weit verbreitet, daß man wohl folhe Plane darauf bauen konnte, 
und bereit Hatte fich ein ſtillſchweigendes Einverftändniß der Nas 
tionalgefinnten gebildet, auch Verabrebungen über die Mittel der Aus- 
führung, über Bewaffnung, Sammelpläge u. dgl. feheinen flattgefun- 
den zu haben. Bereits hatte Stein da und dort mit gutgefinnten und 
einflußreichen Männern Verbindungen angefnüpft und einen Plan 
entworfen über die Art, wie die Nation zu bearbeiten und wie eine 
Volkserhebung, im Fall es rathſam wäre fie ausbrechen zu laffen, 
organifirt und militärifch verwendet werben koͤnnte. Anbererfeits 
hatte er alle Mühe, von einem unzeltigen Ausbruch abzuhalten. 
Angeregt von Steins Ideen bildete fih im Sommer 1808 
zu Königöberg ein patristifcher Verein, der fogenannte Tugendbunb, 
der fich die Aufgabe fegte, in den erfählafften Gemüthern einen werk⸗ 
thätigen Gemeingeift zu wecken und alle Stände und Volksklaſſen 
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zur Mettung des Vaterlandes zu vereinen. Der Bund wurbe 
zunächft- unter dem beſcheidenen Titel eines ſittlich wiffenfchaftlichen 
Vereind gegründet, mit bem ausgeſprochenen Zweck, bie Selbftfucht 
in fh und in ben öffentlichen Verhältniſſen zu befämpfen, bie 
ebleren und fittlichen Gefühle zu beleben, die geiftige Entwicklung 
zu fördern und in dieſen Beziehungen den auf denſelben Zweck 
gerichteten Bemühungen der Regierung zu Hilfe zu kommen. Als 
der Verein auf 20 Mitglieder erſtarkt war, legte er ſeine Statuten 
dem Koͤnige vor, erhielt deſſen Bewilligung, verbreitete ſich unter 
dem Namen Tugendbund über ganz Preußen und diente dazu, den 
patriotiſchen Beſtrebungen einen Anhalt und Sammelpunkt zu geben. 
Eine eigentlich politiſche Bedeutung gewann er übrigens nicht und 
wurde zum Behuf der nationalen Bewegung keineswegs in der 
Weiſe benügt, wie man früher vermuthete und bie Stifter des 
Bundes felbft erwartet haben mochten und theilmeife auch glaubten. 
Stein hatte wenig Vertrauen zu dem ganzen Unternehmen und 
glaubte bei den Mitgliedern des Bunded mehr guten Willen als 
Einfiht und Tüchtigkeit vorausfeßen zu dürfen. Er hielt fich daher 
ferne von dem Bund und trat weder ſelbſt bei, noch machte er 
ihn durch Mittelöperfonen zum Bertrauten feiner Plane. 

Dagegen bätte Stein in dem Philoſophen Fichte einen einfluß⸗ 
reihen Bundedgenofien gewonnen. Fichtes Reden an die Deutjche 
Nation, eine Reihe von Vorlefüngen, die er im Winter 18078 
vor einem gemifchten Publikum hielt, wirkten mächtig auf bie 
gebilveten Kreife Berlind. Es waren feine eigentlich politiſchen 
Neben, fondern nur abfirafte Theorien einer deutſchen nationalen 
Erziehung, welche ben Geift der Selbfifucht, in welchem Fichte 
den Grund alles Uebels fand, verbannen und den Geift der Liebe 
heimifch machen follte im Familienleben und im öffentlichen Leben. 
En Napoleon fah Fichte jenen Geift der Selbftfucht repräfentirt, und 
predigte, indem er nur abſtrakte Sitten» und Erziehungslehre vor- 
zutragen fehien, glühenden Haß gegen Napoleon und die Fremd⸗ 
herrſchaft. Das philojophifche Gewand, in welchem die politifchen 
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Mahnungen verſteckt waren, fchügte Fichte vor den Anfechtungen 
ver franzöflfchen Polizei und bie aufregenden Meben durften wäh- 
vend ber franzoͤſiſchen Beſetzung Berlins, unter ber Genfur bed 
franzöftfehen Intendanten Bignon gebrudt werden. So abftraft 
und philoſophiſch ſie auch im Ganzen gehalten waren, und bie 
politifhe Tendenz mehr als Konfequenz in fich ſchloſſen als wirk⸗ 
lich ausfpradden, fo waren file doch nach dem Zeugniß der Zeits 
genofien in den gebildeten Kreifen Berlins von großer Wirkung. 
Das Ziel der nationalen Erziehung der Deutſchen, welche Fichte in 
jenen Neben lehrte, war fittliche und nationale Bildung, die Befaͤhi⸗ 
gung eine republifanifche Berfaffung zu geftalten und zu ertragen. In 
feinem literarifchen Nachlaß aus jener Zeit findet ſich eine politifche 
Phantaſie über die „Republik ber Deutfchen, zu Anfang des 22ten 
Jahrhunderts, unter ihrem fünften Reichsvogt.“*) Fichte flieht darin 
eine Zeit, in welcher die deutſche Nation, nachdem fie durch ſchlechte 
Führung ihrer Fürften und ihres Adels gänzlich in Verfall ges 
rathen und aus der Gefchichte eine Zeitlang verſchwunden ift, wies 
derum neu auftaucht, von Erbfürften befreit, mit republikaniſcher 
Berfaffung, von gewählten Neichövögten regiert, einig und blühend 
im Innern, mächtig nad Außen. 

Eine republilanifge DVerfaffung ift auch in den Reden an 
bie deutſche Nation als Ziel der politifden Entwicklung Deutſchlands 
voraudgefegt, ohne daß jeboh Fichte direkt zu Nepublifaniflrung 
Deutſchlands aufgefordert hätte; das nächfte Ziel, das er aufftellt, ift 
die Bildung republifanifcher Charaktere, die den Egoismus überwin⸗ 
ben, nur für das Gemeinwohl und Vaterland leben und arbeiten und 
darin ihre höchſte fittlihe Nufgabe fehen Iernen ſollten. Wirklich 
dien ein ſolches patriotifches Streben in der Nation erwachen zu 
wollen. Ein Geift der Aufopferungsfähigkelt durchdrang wenigflend 
die mittleren Klaſſen der Gefelichaft in Norddeutſchland umd flellte 
einen nationalen Aufſchwung in Ausficht, der, wenn er nachhaltig 





*) Fichtes Werfe Bd. VII. S. 530. u. ff. 
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geweien wäre, nicht nur ben Sieg über die Fremdherrſchaft hätte 
herbeiführen, fondern auch eine neue einheitliche Verfafſung ver- 
wirklichen müſſen. 

Während Napoleon dur gefteigere Forderungen, durch Auf⸗ 
erlegung neuer Kontributionen, Zumuthungen dem Rheinbund 
beizutreten, und die Armee noch mehr herabzuſetzen, den König von 
Preußen aufs Aeußerſte bedrängte, ſtellte ihm Stein die Alterna⸗ 
tive völliger Unterwerfung oder blutiger Kämpfe in Gemeinſchaft 
mit Oeſterreich, das im Begriff war, aufs neue den Krieg zu 
erklaͤren. Es war nahe daran, daß Stein den König zu einem 
fühnen Entſchluß mit fortgeriffen hätte, aber eben jeßt unterlag er 
den Intriken ber franzöflfh gefinnten Partei an dem berliner 
Hofe, die in ferviler Ergebenheit gegen die herrichende Macht, in 
feinen nationalen Beflrebungen nur eine unbequeme revolutionäre 
Tendenz ſah und fih alle Mühe gab ihn zu befeitigen. Steins 
Korrefpondenz mit Gleichgefinnten, die ex bei der Linficherheit 
der Poften durch befondere Ugenten befördern mußte, wobei er 
nicht immer zuverläffige Leute traf, war längft ver Gegenftand 
franzöflfher und reaktionärer Spionage, und fo gelang es, 
einen Brief an den Fürften Wittgenftein, den Stein mit drin⸗ 
genhfter Empfehlung aller möglichen Vorſichtsmaßregeln einem 
Aſſeſſor Koppe, der ſchon früher "zu geheimen Sendungen ge 
braucht worben war, anvertraut hatte, abzufangen. Cr murbe 
mit gehäffigen Bemerkungen begleitet im Journal de l’Empire und 
im Berliner Telegraphen (September 1809) abgedruckt. Stein 
hatte in demfelben gefehrieben: „Die Erbitterung nimmt in Deutfch- 
land täglich zu und es ift rathfam, fie zu nähren und auf bie 
Menſchen zu wirken. Ich wünfchte fehr, daß die Verbindungen 
in Heſſen und in Weftphalen erhalten würben und daß man auf 
gewifle Fälle fi vorbereite, auch eine fortdauernde Verbindung 
mit energifchen gutgefinnten Männern erhalte und diefe wieder mit 
anderen in Verbindung fee." Stein, durch einen preußiſchen 
Offizier von Veröffentlichung dieſes Briefes in Kenntniß geſetzt, 
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eifte fogleih zum König und bat um feine Entlafjung, weit feine 
Beibehaltung dem König und dem Lande nur nachtheilig fein koͤnne. 
Der König gewährte die Bitte nicht fogleih, fondern wollte die 
Rückkunft Kaiſer Aleranderd vorher noch abwarten. Napoleon 
legte Anfangs. Eein fo großes Gewicht auf die Sache, drang auch 
nit fofort auf Steins Entlaffung, da er wohl einfah, daß von. 
feiner Verwaltung großentheils die Zahlungsfähigkeit des preußi- 
fhen Staates abhänge, und ed waren mehr die Feinde Steind 
in Preußen felbft, die e8 unverzeihlih und empörend fanden, daß 
ein Minifter einen ſolchen Brief habe ſchreiben können und bie bei 
den franzöſiſchen Behörden und durch' fie bei Napoleon den Haß 
gegen den nationalen Miniſter ſchürten, und die Ueberzeugung von 
feiner Gefährlichkeit belebten. Während nun bie franzöfliche Partei 
mit aller Macht an Steins Entfernung arbeitete, vereinigten ſich 
die ebelften Männer wie Scharnhorft, Gneifenau, Grolman, Schön, 
Humboldt, Prinz Wilhelm für Steins Erhaltung, und dieſer ſelbſt 
traf alle Anftalten, um vor feinem Rücktritt die Ausführung der 
von ihm begonnenen Reformen zu fihern. Er veröffentlichte mit 
des Königs Genehmigung ein Programnı, in welchem die Grund⸗ 
füge der Fünftigen Berwaltung . beflimmt ausgeſprochen waren. 
Indeflen fanden bei dem Könige, dem Steins Eräftige beftändig 
auf Entfheidung dringende Natur doch allmählich unbequem ge⸗ 
worden war, die Einflüfterungen der franzöflfch gefinnten und reaftio- 
nären Partei einiged Gehör. Kaifer Alexander hatte des Königs 
Mißtrauen in die Macht und den guten Willen Defterreih8 genährt 
und fo entſchloß er fih ſchnell ohne Stein zu fragen, einen fehr 
demüthigenden Vertrag mit Frankreich, über ven Graf Golz in 
Erfurt unterhandelt hatte, zu genehmigen. Die Bemühungen, bie 
auch jetzt noch Stein anmandte, um den König für den Krieg zu 
gewinnen, blieben fruchtlos. in Aufruf an die Deutfchen, von 
Profefjor Süvern entworfen, wurde von dem König abgelehnt, 
weil er an dem darin enthaltenen Verſprechen von Freiheit des 
Eigenthums und Waffenrechts Anſtoß nahm. In einem Schreiben 
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an den König ſetzte Stein die Lage der Dinge noch einmal auß« 
einander, wiederholte feinen Math, ſich Defterreih zu nähern und 
ale phyſiſchen und moralifhen Mittel im Innern vorzubereiten, 
um bei dem Ausbruch des Krieged die franzöflfchen Ketten zu 
brechen. Der Major von Boyen fehrieb an ben König, er möchte 
doch einen Landtag berufen und den Verfammelten die Frage vor- 
legen, ob fie die Mittel zu Befriedigung der franzöftfchen For- 
berungen anzugeben wüßten, ober im Verweigerungsfall allen 
nothwendig daraus entflehenden Folgen mit Muth und Eintracht 
entgegenzugeben bereit wären. Auch Scharnhorft, neifenau, 
Grolmann, Schön und andere Häupter der Bermaltung wandten 
fih in einem Schreiben an Stein, worin fie die Berufung der 
- Zandftände forderten, um die Entſcheidung über den Vertrag mit 
Napoleon wenigſtens hinauszufchieben. Als nun alle Mittel erfchöpft 
waren, um ben König zu Aenderung feiner Geflnnungen zu beivegen, 
bat ihn Stein nochmals um feine Entlaffung, aber zugleih um 
Genehmigung eined DBerwaltungsplaned, der die inneren Reformen 
Sichern und ihm ſelbſt eine Stellung anweiſen follte, die ihm bie 
Mittel gewähren Eonnte, noch ferner zu nüßen. Stein erhielt 
nun am 24. November 1808 feine förmliche Entlafjung, nachdem 
ibm der König die gewünfchten Zuflcherungen ertheilt und bie 
son Stein vorgelegten DOrganiigtiondplane genehmigt Hatte. Um 
auch die weitergehenden aber jet bei Seite geſchobenen Plane wenig⸗ 
ſtens in ihrem Gedanken für sine befjere Zukunft zu retten, verfaßte 
Steins Freund, Schön, ein Rundfchreiben an die preußiſchen Beamten, 
dad Stein unterfhrieb und in feinem Namen in Umlauf fegen 
ließ. Es ift als Steind politifches Teftament befannt, und ftellt als 
Schlußſtein aller Neformen eine allgemeine Nationalrepräfentation 
in Ausſicht, bei welcher jeber aktive Staatsbürger, er befige 100 
Hufen Landes ober eine, er treibe Landwirthſchaft, Fabrikation oder 
Handel, er treibe ein bürgerliches Gewerbe oder fei durch geiflige 
Bande an den Staat geknüpft, vertreten fein müßte. 

Steins Nachfolger als Premierminifter wurde ber Fürſt Har⸗ 
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denberg, von dem Stein die Fefthaltung feines Syſtems und Durch⸗ 
führung feiner Neformen Hoffen zu dürfen glaubte. Aber Hardenberg, 
im Wejentlichen einverflanden mit der Politik feines Vorgängers, 
war nicht der unbeugfame fräftige Charakter und zeigte ſich unter 
ven jet eintretenden ſchwierigen Verhältniſſen weder geneigt noch 
fähig die Verwaltung im Geiſte Steind fortzufegen und die vom 
König bereit genehmigten Einrichtungen mit Energie durchzuführen, 
namentlich wurde der Gedanke an bie Berufung von Reichsſtänden 
grundfäglich bei Seite geſchoben. Für Stein felbft nahmen bie 
Verhaͤltniſſe die ſchlimmfte Wendung. Napoleon war fo ungroß⸗ 
müthig ven gefallenen Minifter mit bitterem Grimme zu verfolgen. 
Er erließ am 16. Dezb. 1808 einen Befehl, worin der „nomme 
Stein“, welcher Unruhen in Deutſchland zu erregen fuche, zum 
Feinde Frankreichs und des Rheinbundes erklärt, feine Güter mit 
Beſchlag belegt werden und er zur perfünlichen Verhaftung bezeich- 
net wird. Napoleond Haß hatte dadurch feinen Feinden ihren 
Führer bezeichnet. Unzählige laſen in dieſer Achtserflärung, die in 
allen heilen Deutſchlands, welche franzöftfchen Heeren gehorchten, 
verbreitet wurde, Steind Namen zum erftenmale, „aber die Aechtung 
umgab ihn foglkich mit dem heiligen Glanze des Märtyrers, die 
beutfchen Kerzen, welde nah Befreiung lechzten, hatten ihren 
Mittelpunkt gefunden, Stein ward eine politifche Macht, auf welche 
weit über Preußen? Grenzen hinaus vie Erwartungen und Hoff 
nungen des zertretenen Volks blidkten.“ *) 
Stein fand in Defterreih, zunächſt in Prag, dann in Brünn 
eine Zufluchtöftättee Dort rüftete man jet ernſtlich zum Krieg. 
Es wurden unter Erzherzog Karls Leitung gründlide Reformen 
im Kriegsweſen vorgenommen, da8 Heer durch zahlreiche Landwehren 
aus allen Ständen verftärkt. Angeſehene Gutöhefiger ftellten fich 
an die Spite und gaben reiche Beiträge zur Ausrüftung, junge 
Männer aus den höheren Ständen ließen fich als Freimillige ein- 


*) Berk, Leben Steine II. S. 320. 
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reihen, preußifche Offiziere boten ihre Dienfte an, da die preußifche 
Regierung beharrlich alle Anträge Oeſterreichs zur Theilnahme am 
Krieg ablehnte. Man rechnete ficher auf Erhebung des Volkes 
in anderen Gegenden Deutſchlands, man Hatte in Tyrol, Heſſen 
und Weftphalen Verbindungen angelnüpft. Doch that man bieß 
Alles mit Zittern und mit Zagen, denn die Staatsmaͤnner Stadion, 
Gent, Metternich u. f. w., welche die in Deutſchland erwachten na= 
tionalen Bewegungen doch nur für dynaſtiſche Zwecke auöbeuten 
wollten, hatten eine wohlbegründete Scheu, fih mit dem Volk zu 
verbinden, dem fle nach dem Siege Leinen Dank ſchuldig fein woll⸗ 
ten. Stein, der mit feiner Cinfiht und Thatkraft viel Hätte 
nügen Finnen und zu Wien in größtem Anſehen fland, wurde von 
Geng und Stadion abfichtlih ferne gehalten, man Hatte ordentlich 
Angft vor ihm, er möchte den Kriegärüftungen zu fehr den Cha⸗ 
rafter einer Volkserhebung aufbrüden. 

Sp fehr man im Allgemeinen auch von der Nothwendigkeit 
raſchen Handelns überzeugt war, fo zögerte man doch immer wieder 
und Tieß mehrere Monate mit fruchtlofem Unterhanteln verftreichen. 
Erft als Napoleon bereits zuvorgekommen war und feine Truppen 
in Franken und an der Donau zujfammengezogen hatte, ließ auch 
Defterreih marſchiren, aber gleih Anfangs war der Kriegsplan 
durch Uneinigkeiten und allerlei Hemmungen gelähmt. Dan erließ 
nun vielverfprecdende Proklamationen an die Rheinbundsvölker, 
wo zum erftenmal wieder von deutſcher Nation die Rede war. 
Sp Heißt es in einem Aufruf an die Balern: „Ihr fangt an 
einzufeben, daß wir Deutfche find, wie Ihr, daß das allgemeine 
deutſche Interefie Euch näher liegt, als das eines zerflörenden Volkes, 
und daß nur vereinted Zuſammenwirken bie deutfche Nation wieder 
zu ihrer vorigen Herrlichkeit erheben kann.“ Erzherzog Karl er⸗ 
klärte auch in einer Proflamation an das deutſche Voll: „Wir 
fämpfen um Deutſchland die Unabhängigkeit und Nativnalehre wie⸗ 
der zu verſchaffen, die ihm gebühren.“ Aber Alles dieß wollte 
nit viel verfangen. In den Mheinbundftnaten, wo von früherer 
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Zeit er Mißtrauen gegen Defterreich herrfchte und man Feinen Glauben 
an feine Deutfchheit und feinen guten Willen, liberale Inftitutionen 
zu geben, hatte, wo die Zürften als getreue DBafallen Napoleons 
ibe Volk im Zaume hielten, war mit Aufforderungen zum Auf⸗ 
ftand gegen die Franzoſen nicht viel zu marken. Es rührte fi 
bier keine Hand für die deutſche Sache. Nur im Norden tauchten 
einzelne, durch Oeſterreichs Zögerung verfrühte Unternehmungen 
auf. So zog am 29. April 1809 der preußifhe Major Schill 
mit 450 Hufaren aud Berlin aus, und machte, durch fpätere Zu⸗ 
züge verftärkt, fruchtlofe Kreuz und Querzüge in Norbbeutfchland, 
bis er am 31. Mai mit feiner Heldenfhaar zu Stralfund erlag. 
Gleichzeitig brach in HefiensKaffel der Oberſt von Dörnberg mit 
einer Schaar audgedienter Soldaten und Landvolk auf, aber bie 
Truppen fielen ihm nicht zu, wie er gehofft hatte, und er mußte 
unter vielen Gefahren fi flüchten. Ebenſo mißglüdte das Unter 
nehmen des Herzogd von Braunſchweig, der mit feiner Schaar 
Schwarzer Hufaren einen Streifzug nah Sachſen machte. Auch er 
mußte der Uebermacht der Weftphalen und Sachen erliegen und 
fh nah England flüchten. In dem bairifch gewordenen Tyrol 
hatte fih im April das Volk wie Ein Mann für feinen ange 
ſtammten Kaifer erhoben und glüdlih Die Baiern vertrieben, aber 
Oeſterreich zögerte ihm zu Hilfe zu kommen, that es fyäter unges 
nügend und war bald nicht mehr im Stande zu helfen. Denn 
indefien Hatte Napoleon mit den Mheinbundstruppen glänzende 
Siege über Defterreih8 Heer erfochten, und wenn auch Erzherzog 
Karl dur feinen Sieg bei Aspern die Ehre der Öfterreichifchen 
Waffen mwieberherftellte, fo folgte doch im Juli bei Wagram eine 
volfländige Niederlage der Defterreicher, die zu einem fihnellen 
Waffenſtillftand nöthigte. Aber auch jetzt gaben Die deutſchen Pa⸗ 
trioten ihre Hoffnung noch nicht auf und machten neue Plane, 
um eine Volkderhebung in Norbdeutichland zu Stande zu bringen, 
die durch Landung eines englifchen Heeres unterflügt werden follte. 
sn einem Briefwechfel zwiſchen Stein und Geng wurbe die Sache 
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ausführlich beſprochen. Für bie Leitung berfelben ward der Prinz 
von Dranien auserſehen, welcher feine ſaͤmmtlichen Bellgungen 
durch Napoleon verloren hatte, und fich entſchieden deutſch geflnnt 
zeigte. Stein wandte fih an ihn und forderte ihn auf, ſich an 
die Spite der mohlgefinnten Männer in Norddeutſchland zu ſtellen 
und fo für Deutfhland das zu werden, was fein Ahnherr Wil⸗ 
heim für Holland geweſen. Er follte dann mit Billigung des 
Öfterreichifehen und englifchen Kabinets die Verwaltung der Pro» 
vinzen übernehmen, worin ed zu einer Volfderhebung gegen Napo⸗ 
feon gekommen fein würde, auch die Bildung einer beutfchen 
Armee leiten. Zur Ausführung dieſer Dinge bot ihm Stein 
jeine Dienfte an. Um der Sache eine gefeßliche Form zu geben, 
follten Heffen, Hannover, Braunſchweig und Oranien⸗Fulda einen 
deutfhen Bund unter dem Schube des deutſchen Kaiſers mit⸗ 
einander fehließen, zu Wieverberftelung der deutſchen Unabhäns 
gigfeit von fremder Gewalt und zu Zerftörung des Rheinbundes. 
An die Nheinbundsfürften wollte man eine Proklamation erlaffen, 
und zur Ruͤckkehr zu den Pflichten ver Ehre und Treue gegen Katfer 
und Neich auffordern, und ihnen das Pflichtvergeffene, das Ent⸗ 
ehrende, dad Landesverberbliche ihrer Verbindung darthun. Diefe 
Plane ſcheiterten jedoch an der fchlechten Leitung der englifchen 
Unternehmung und an dem jchmählichen Frieden, den Defterreich 
. am 14. Oktober 1809 zu Schönbrunn ſchloß, wodurch nicht nur 
die Tyroler, fondern auch alle deutfchgefinnten Männer mit ihren 
Beftrebungen im Stiche gelaffen wurden. Dem Frieden folgte 
bald ein Bündniß mit Frankreich und die Heirath Napoleons mit 
der Tochter des Öfterreichlichen Kaiſers Marie Louiſe. Napoleon, 
der jebt auf dem Gipfel feiner Macht ftand, riß nun noch ein 
großes Stück von dem nordweftlichen Deutſchland, worunter die 
Hanfeftädte Hamburg, Bremen und Kübel, ab, die er jegt mit 
Sranfreich vereinigte und fie den Drud der Fremdherrſchaft in 
vollem Maaße erfahren ließ. An Befreiung Deutſchlands war 
vor der Hand nicht mehr zu denken. Nur im tiefflen Geheimniß 
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Eonnten noch bie um ihr Vaterland trauernden Deutfchen ihren 
Schmerz und ihre Hoffnungen einander mittheilen. Stein, der fi 
längere Zeit in Prag und ber Umgegend verborgen gehalten hatte, 
und ſich nun auch Hier nicht mehr ficher fühlte, fuchte und fand 
eine Zufluchtsftätte bei dem Kaifer von Rußland und fireute hier 
eine Saat aus, die in wenigen Jahren überrafchend aufgeben follte. 
Denn bald gab der übermüthige Zug Napoleons nah Rußland 
der europälichen Politik eine andere Wendung. 








16. 


Das nationale Element in den Freiheitskriegen und die 
Plane zu Wicderherfiellung des Reiches. 


Die neue Wendung der deutſchen Angelegenheiten entwickelte 
fi$ in Rußland, gegen welches der immer weitergreifende Er⸗ 
oberungägeift Napoleons bie ihm verfügbaren Streitkräfte Europa’s 
fammelte, feit feine Freundfchaft für Kaifer Alexander in bittere 
Feindfchaft umgeſchlagen war, und es wälzte fich nun eine Heeres⸗ 
maffe, größer ald Napoleon je eine zuſammengebracht Hatte, na 
dem Norden. Auch Preußen hatte fein Kontingent zum Unter« 
nehmen gegen Rußland geftellt, ein Heer von 20,000 Mann, das 
den Rüden der großen Armee decken follte. Cinzelne beutfchge- 
finnte preußifche Offiziere aber, wie die Oberften Phul und Wolzogen 
waren nach dem Fall Preußens in ruſſiſche Dienfte getreten, und 
wirkten nun von hieraus für die Befreiung Deutfchlands. Ihr Math 
ging zunaͤchſt dahin, Alerander folle durch Angriff zuvorfommen und 
verfuchen, Deutſchland mit fich fortzureißen. Dazu wollte er ſich jedoch 
nicht bewegen laſſen. Doch fand ber Rath der Deutfchen bei ihm 
Anklang und er bemühte fich, mit den deutſchen Patrioten, welche 
ihre Bürften zum Kampfgegen Napoleon vergeblich aufzuftacheln ver- 
ſucht hatten, in Verbindung zu bleiben. Er berief den von Napoleon 
geächteten Sreiheren von Stein zu fi, indem er beredinete, daß 
diefer deutſche Agitator ihm von großem Nuten fein Tönnte. Stein 
folgte dem Auf und fand fich im Suni 1812 im rufflfchen Haupt⸗ 
Quartier ein, mit der Erklärung, er ſei Feineswegs gefonnen, in 
ruſſiſche Dienfte zu treten, fondern nur „an ven deutſchen Ange 
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legenheiten, die in Folge der kriegeriſchen Ereigniſſe fich entwickeln 
würben, auf eine feinem Vaterland nützliche Art theilzunehmen.“ 
Bald nach feiner Ankunft übergab er dem Kaiſer eine Denkichrift 
fiber die deutſchen DVerhältniffe, worin er Vorſchläge machte, wie 
in Deutſchland eine allgemeine Erhebung gegen bie napoleoniſche 
Herrſchaft eingeleitet werden koͤnnte. Schon früher hatte er in 
einem Brief an den hannöverifihen Minifter Grafen Muͤnſter (6. 
DE. 1811) die Anficht ausgefprochen, „daß der allgemeine Unwille 
gegen die franzöftfhe Herrſchaft in Deutfchland bie Bante gelöst 
babe, welche die Unterthanen an die Fürften Tnüpften, man fehe 
in ihnen nur Berräther der Nation, welche, für ihre Erhaltung 
beforgt, fich Durch Flucht vetteten, franzöflfche Vögte, die mit Gut 
und Blut ihrer Untertbanen die eigene Erxiftenz zu friften fuchten. 
Es entſtehe daher der allgemeine Wunf nad einer Derfaffung, 
auf Einheit, Kraft und Nationalität gegründet, jeder große Mann, 
ber fie berzuftellen fählg wäre, würde der Nation, die fih von 
den Mittelmächten abgewendet habe, willfommen fein.“*) Auf dieſe 
Spur fuchte er nun Alexander zu leiten und flellte ihm vor, man 
ſollte dieſe Stimmung benügen und nähren, um einen offenen 
Widerftand gegen Napoleon bervorzurufen. Dan folle Schriften 
verbreiten, welche dieſe Anflchten vertreten, beſonders geeignet hiezu 
fel Arndt's „Beift der Zeit“, ein Werk, mit großer Kraft und 
erſchreckender Wahrheit geſchrieben. Arndt ſelbſt ſolle man her⸗ 
berufen, um ihn zu Abfaſſung von Flugſchriften zu gebrauchen. 
Bei einer ſo leſeluſtigen Nation wie der deutſchen bilden die 
Schriffteller eine Macht durch ihren Einfluß auf die öffentliche 
Meinung, es werde daher nützlich ſein, ſie durch Auszeichnungen 
herbeizuziehen. Er nennt dann als beſonders patriotiſche Gelehrte: 
Schleiermacher, Steffens, Bredow, Heeren und Luden. Als weitere 
Mittel der Agitation bezeichnet er: Gründung einer heimlich ge⸗ 
druckten deutſchen Zeitung, Abfangung der franzöſiſchen Couriere, 


— 








*) Pertz, Leben Steins IE ©. 46. 
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Bearbeitung der bdeutfchen Truppen, Errichtung einer deutſchen 
Legion in Rußland, Erlafſung eines Nufrufs, der den feften Willen 
des Kaiſers von Rußland ankündige, Deutſchland zu befreien. 

Der Kaifer ging auf die Vorfhläge Steins ein, errichtete 
ein deutfches Comite, welches, unmittelbar unter ihm ſtehend, bie 
Einwirkung auf Deutichland beforgen ſollte. Ein Aufruf, von 
Stein verfaßt und von Alexander etwas gemildert, wurde erlaſſen, 
und darin die Deutfchen aufgefordert, die Bahnen der Knechtſchaft 
zu verlaffen und der deutſchen Legion ſich anzuſchließen, melde 
unter dem Schuß des Kaiferd von Rußland errichtet werben folle 
und deren Aufgabe die Wiedereroberung ber Freiheit Deutfchlands 
ſei. Arndt wurde berufen und wirkte mit der ihm eigenthümlichen 
Kraft und Begeifterung durch Flugſchriften in Steins Sinne. 
Staatsrath Gruner wurbe beauftragt, die Agitation in Deutfchland 
zu leiten, und er vollführte diefen Auftrag mit großer Ruͤhrigkeit 
und Klugheit. Es gelang ihm, über ganz Deutfchland ein Neb 
von feft angeftellten Beobachtern zu verbreiten, mit denen er durch 
vertraute Neifende eine ftete Verbindung unterhielt. Die beutfche 
Legion wurde unter dem Oberbefehl des Herzogs Georg von Ol- 
denburg errichtet, gewann aber nicht die Bedeutung, die man davon 
erwartet Hatte. Grunerd Wirkſamkeit wurde zwar nach einigen 
Monaten dur feine Verhaftung in Prag abgefehnitten, doch blieb 
Manches von dem, was er eingeleitet hatte. Während diefer Agi⸗ 
tation in Deutfchland gingen in Rußland die Kriegsoperationen 
vor fih, und führten, theils durch den ruſſiſchen Kriegsplan, der 
von Phul und Wolzogen herrührte, theils durch die Eigenthüm⸗ 
lichkeit des Landes und Klima’s, zu dem befannten Ergebniß. Der 
Brand Moskau’ und die furchtbare Käkte vollendeten Im Novembet 
1812 die Auflöfung des franzöfiſchen Heeres. | 

Jetzt war es die Aufgabe, den in Rußland gewonnenen Sieg 
für Deutfchland zu benügen. Stein verlor keinen Augenblid und 
trieb zum ungeſäumten Handeln. Noch vor ber Entſcheidung hatte 
er dem Kaiſer eine Denkſchrift über Deutfchlands Tünftige Ders 
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faffung übergeben, in welcher er bie Frage erörtert, was an bie 
Stelle ded gegenwärtigen Zuſtandes treten folle. Er ſtellt drei 
Möglichkeiten auf: erſtlich, Vereinigung Deutfchlands zu einer 
Monardie, zweiten! Theilung nach dem Lauf des Main zwifchen 
Preußen und Deflerreih, oder drittens Belaffung einiger größerer 
Länder unter einem Bündnig mit Deflerreih und Preußen. Die 
Herftellung der alten deutſchen Verfaſſung halte er für unmöglich 
und wenig wünſchenswerth, denn fie ſei nicht das Ergebniß des 
MWillend einer durch Erfahrung und Kenntnig ihres wahren Vor: 
theild aufgeflärten Nation geweſen, fie verbanfe vielmehr ihren 
Urfprung den ververblihen Ränken der Päpfte, der Treulofigkeit 
und dem aufrühreriſchen Geifte der deutſchen Fürften und dem 
Einfluffe fremder Mächte. Dad Befle, meint er, wäre bie Eine 
Monarchie, diefe würde am ficherfien dem Volk das Gefühl feiner 
Würde und Unabhängigfeit wiedergeben, entfpreche auch am meiflen 
den allgemeinen Wünfchen, und felbft die Fürften müßten fie 
mwünfchen, weil eine ſolche Ordnung der Dinge ihr eigenes Dafeln 
fihern und ihnen die edle Aufgabe anmeifen würde, die Nathgeber 
eined großen Volkes zu fein, flatt der erblichen Präfekturen, welche 
fie jeßt einnehmen. Uebrigens fleht er voraus, daß diefe Monarchie 
wegen ber Rückfichten auf Defterreih und Preußen unmöglich fein 
werde. In einer weiteren Denkſchrift führt er aus, daß es jeden⸗ 
falls nöthig fei, einen felbflänbigen Mittelpunkt ver Verwaltung 
für Deutfchland zu ſchaffen, der die neue Geftaltung mit Einheit 
und Kraft leite, denn in Teinem Ball dürfe man fie den deutſchen 
Fürſten überlaffen. In einem fpäter nah England gefandten Ent⸗ 
wurf führte er den dritten Plan, die Ihellung Deutfchlands unter 
Defterreih und Preußen mit Beibehaltung einiger umſchloſſener 
Länder, weiter aus. Baiern, Würtemberg und Baden müßten 
auf die Gebiete und Würden beſchränkt werben, welche fle vor 
1802 befefien, in ein Vaſallenverhaͤltniß zu Oeſterreich treten, das 
Hecht der Bündniſſe und Gefandtfchaften verlieren, aud dem Uebri- 
gen ein Königreih Süddeutſchland unter öfterreichifcher Herrſchaft 
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mit freifinniger Verfaſſung gebildet werden. Auf gleiche Weile 
müßte Norddeutſchland eingerichtet werben, mit einem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Königreich Preußen, mit Hannover, Heflen, Braunſchweig 
und Oldenburg als abhängigen Vaſallen. Deutfchlands Grenzen 
müßten nicht der Ahein, fondern die Maas, Luremburg, die Mofel, 
die Vogeſen und die Schweiz fein, und Ießtere wäre in ein 
Bundesverhältnig mit Defterreih zu feßen. 

Auf Verwirklichung diefed Planes, auf den auch Kaiſer 
Alerander einging, arbeitete Stein mit allen Kräften bin. Um 
England zu gewinnen, wandte er ſich an den einflußreichen Grafen 
Münfter. Diefer aber hegte den Gedanken an Errichtung eines 
großen welfifhen Neiches*) in Norddeutſchland, und wollte flatt 
Preußen Hannover das Prinzipat in Norddeutſchland zuwenden. In 
Beziehung darauf ſchrieb ihm Stein am 1. Dez. 1812: „Dir find 
die Dynaſtien in diefem Augenblid großer Entwicklung vollkommen 
gleichgültig, es find blos Werkzeuge; mein Wunſch ift, daß Deutſchland 
groß und ſtark werbe, um feine Seibftändigkeit, Unabhängigkeit und 
Nationalität wieder zu erlangen, und beides in feiner Lage zwiſchen 
Frankreich und Rußland zu behaupten; das iſt das Intereffe der 
Nation und ganz Europend; ed Tann auf dem Wege alter zer- 
fallener und verfaulter Formen nicht erhalten werben; dieß bieße 
das Syſtem einer milttärifchen, künſtlichen Grenze auf den Ruinen 
der alten Nitterburgen, unb den mit Mauern und Thürmen bes 
feftigten Städten gründen wollen, und die Ideen Vaubans, Coe⸗ 
horns und Montalembertö zu verwerfen. Mein Glaubensbefennt- 
niß finden Euer Excellenz in der Anlage, ed iſt Einheit; if 
fie nicht möglich, ein Ausfunftsmittel, ein Uebergang. — 
Segen Sie an bie Stelle Preußens mas Sie wollen, löſen Gie 


*) &s follte die Länder zwifchen Schelde und Elbe, die ganzen Nieber- 
berlande, Weftphalen und bie alten Befibungen des Haufes Hannover und 
Braunfchweig umfaſſen. Der Plan tazu war ſchon im I. 1809 den eng⸗ 
liſchen Miniftern vorgelegt und gegen Ende des 3. 1812 aufs Nene dort 
zur Sprache gebracht worden. 
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es auf, verſtaͤrken Sie Defterreih mit Schlefln und ber Kurmark 
und bem nörblichen Deutfchland mit Ausfchluß der Bertriebenen, 
reduziren Sie Balern, Würtemberg und Baden, als bie von Ruß⸗ 
land begünftigten, auf das Verhältniß vor 1802, und machen 
Defterreih zum Herrn von Deutfchland, ih wünſche es, es iſt 
gut, wenn es ausführbar iſt; nur denken Sie nicht an bie 
alten Montagued und Capulets und an biefe Zierden alter Ritter- 
jäte, ſoll fich ber blutige Kampf, ben Deutſchland 20 Jahre un⸗ 
glücklich beftanden und zu dem es jetzt wieder aufgefordert wird, 
mit einem Poſſenſpiel endigen, ſo mag ich wenigſtens nicht Theil 
daran nehmen, ſondern kehre in das Privatleben freudig und eilig 
zurück.“ 

Münſter entſetzte fich über Steins Geringſchätung der Dy⸗ 
naſtien, er wollte ſie mehr geſchont wiſſen und die Befreiung 
Deutſchlands nur mit Hilfe der Fürſten bewirken, ohne die er fie 
für unmöglich hielt. Mediatiſirungsgedanken waren auch ihm nicht 
fremd, er wollte die Zahl der Fürſten ebenfalls beſchränken, aber 
den übrig bleibenden größeren Territorien in einer neuen Reichs⸗ 
BVerfaffung die felt dem weftphälifchen Trieben geühten Vorrechte 
belafien, dagegen durch eine Verftärkung der Kaiſermacht eine 
größere Einheit des Bundes erzielen. Man kam damals zu keinem 
Ergebniß, und die neuen Rüſtungen Napoleons flellten Alles 
wieder in Frage. Manche hielten für wahrfcheinlih, auf dem 
befannten deutſchen Boden, der Stätte fo vieler Siege, werben bie 
franzöflfchen Truppen abermals fiegen. Ueberbieß hielt gegenfeitiges 
Miptrauen die großen und Fleinen Mächte auseinander, die Rhein⸗ 
bundftanten fürdhteten die Vergrößerungsſucht Preußens und Oeſter⸗ 
reichs, letzteres wünfchte nur ſchnell feinen Frieden mit Frankreich 
zu machen und ließ fich ſelbſt durch Wiedererwerbung ber deutſchen 
Kaiſerwürde, welche ihm Rußland als Preis des Beitritts zum 
Bündniß gegen Napoleon anbot, nicht verlocken. Der König von 
Preußen, obgleich ſein Volk in fieberhafter Aufregung nach Be⸗ 
freiung vom franzöſiſchen Joche verlangte und die bedeutendſten 
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Staatömänner und ffiziere zur Theilnahme am Kriege drängten, 
zauderte und Fonnte aus Furcht vor Napoleon zu keinem Entfchluffe 
gelangen, bis endlich bie Fühne That Yorks die Entſcheidung her- 
beiführte. Diefer General befehligte das preußifche Hilfsheer, wel⸗ 
es den Rückzug ber Franzoſen aus Rußland decken follte, flanb 
in ber Nähe von Riga und war durch ein ruffliches Heer von 
den Branzofen getrennt. Gr hätte fih durch tie Rufen, die ihm 
an Zahl weit überlegen warm, durchſchlagen müſſen, ufi\gu ben 
Franzoſen zu gelangen; mit Bitterkeit über die Rolle erfüllt, die 
ihm beſchieden war, folgte er der Aufforderung bes ruſſiſchen Bes 
fehlshabers und ſchloß am 30. Dezember 1812-mit General Die- 
bitfch eine Uebereinkunft, wodurch er ſich von den Franzoſen trennte, 
feine Truppen fir neutral erflärte und Hinter der zuffifchen Linie 
die Entfehlüfle des Königs abzuwarten verſprach. Im einem Schrei⸗ 
ben an den König legte er bie Gründe feines Verfahrens bar 
und ſchloß damit: „Eurer E. Majeſtät lege ich willig meinen 
Kopf zu Büßen, wenn ich gefehlt Haben ſollte. Ich würde mit 
ber freubigen Beruhigung fterben, als treuer Unterthan und wahrer 
Preuße dad Beſte meined Baterlanded gewollt zu haben.” Gr 
erflärte, daß bei firenger Befolgung feiner Aufgabe das Corps 
ohne allen Zweifel vernichtet worben wäre, ohne daß dadurch der 
geringfte Vortheil Hätte erreicht werben können; andererfeitä geftand 
er offen, daß er durch feinen Schritt dem König eine veränderte 
Politik Habe erleichtern wollen. Die Entſcheidung verzögerte ſich 
länger als man gehofft hatte. Der König, in Potsdam noch in 
ber Gewalt der Franzoſen, that Teinen weiteren Schritt in der 
Richtung, die Dorf eingefhlagen; dieſer felbft blieb lange in pein⸗ 
licher Ungewißheit über die Aufnahme feines Verhaltens und mußte 
unthätig mit feinem Heer im öftlichen Preußen- ftehen bleiben, 
. während Alles in gefbannter Erwartung mar, er werbe bie ganze 
Bevölkerung zu den Waffen rufen. Indeſſen trat Stein ind Mittel 
und ließ fih von Kater Alexander (18. Ian. 1813) eine Voll⸗ 


macht geben, um bie Bewaffnung der Landwehr und des Landſturms 
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nad den von dem König von Preußen im I. 1808 gebilligten 
Planen in möglihft Kurzer Zeit einzurichten und überhaupt bie 
NRüftungen einzuleiten. Er berief die preußifchen Provinzialftände 
nad Königsberg, wo fie am 7. Februar unter Schöns Präflpium 
zufammentraten und unter Leitung Vorks die nöthigen Anorb- 
nungen trafen. Nun begab fih der König aus dem von den 
Branzofen befeßten Potsdam hinweg und Fam mit Hardenberg und 
dem Hofe nah Breslau (25. Januar), erließ auf Scharnhorſts 
wieberholted Anbringen einen Aufruf zum freiwilligen Kriegsdienſt, 
ber ſolchen Erfolg Hatte, daß in Berlin innerhalb drei Tagen 
9000 Freiwillige fih meldeten. Die Errichtung ber Land» 
wehr nach Scharnhorftd Ideen trat ind Leben und wurde mit 
begeiftertem Beifall aufgenommen, mit Rußland knüpfte man Ver⸗ 
bandlungen an, und am 27. und 28. Februar wurde unter thä⸗ 
tiger Mitwirfung Steins, von Scharnhorft und dem ruffifchen 
Feldmarſchall Kutuſow zu Bredlau und Kalifh ein Bündniß zwi⸗ 
fen Breußen und Rußland abgeihloffen, welches bie Befreiung 
Europa’3 und zunächſt Deutfhlands zum Zweck hatte. Die erfte 
Aufgabe war Preußend Herflelung in dem Umfang, wie es vor 
dem Krieg vom I. 1806 beftanden Hatte. Seht erfolgte auch die 
offizielle Freiſprechung des einftweilen abgejegten General Dorf, 
der nun in feinem Kommando beftätigt und mit dem Oberbefehl 
weiterer Truppentheile betraut wurde. Der König erließ nun den 
bekannten „Aufruf an mein Volk“, worin er zum entſcheidenden 
Kampfe für Freiheit und Vaterland aufforberte, und zugleich wurde 
die Errichtung der Landwehr in der ganzen Monarchie durchgeführt. 
Ueber die im Lauf des Krieged zu befreienden Länder, welche bie 
Grundlage des Fünftigen Deutfchlands bilden follten, murbe eine 
Gentralverwaltung eingefeßt, an beren Spitze Stein als ruſſiſcher 
Devollmächtigter trat. Im Namen Kaifer Alexanders und König 
Friedrich Wilhelmd wurde am 25. März die bekannte Proflama- 
tion von Kalifch erlaffen und in derfelben nicht nur ber feite Ent- 
ſchluß zur Befreiung Deutfchlands und Auflöfung des Rheinbundes 
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verkündet, fondern auch die Neugeftaltung Deutſchlands ohne fremden 
Einfluß allein durch die deutfchen Fürften und Völker verbeißen. 
Da diefe Proflamation Nußlands und Preußens mit ihren Ver⸗ 
heißungen als die Grundlage aller fpäteren Anforderungen an Die 
beutichen Fürften gilt, fo müſſen wir dieſes wichtige Aktenſtück hier 
vollſtändig einfchalten, 

„Indem Rußlands flegreiche Krieger, begleitet von denen Sr. 
Maj. des Königs von Preußen, ihres Bundesgenofien, in Deutſch⸗ 
land auftreten, kündigen Se. Maj. ver Kaifer von Rußland und 
Se. Maj. der König von Preußen den Fürften und Völkern 
Deutſchlands die Nüdfehr der Freiheit und Unabhängigkeit an. 
Sie kommen nur in der Abſicht, ihnen diefe entiwandten, aber 
unveräußerlicden Stammgüter der Völker wieber erringen zu helfen 
und der Wiedergeburt eines ehrwürdigen Neiches mächtigen Schub 
und dauernde Gewähr zu Teiften. Nur dieſer große, über jede 
Selbſtſucht erhabene und. deshalb Ihrer Majeftäten allein würbige 
Zweck iſt es, der das Vorbringen Ihrer Heere gebietet und Teitet. 

wDiefe, unter den Augen beider Monarchen von. ihren Yelb- 
herrn geführten Heere, vertuauen auf einen waltenden gerechten 
Bott und Hoffen, vollenden zu dürfen für bie ganze Welt, und 
unwiverruflih für Deutfhland, was fie für ſich felbft zur Abwen⸗ 
dung des ſchmachvollſten Ioches fo rühmlich begonnen. Vol von 
dieſer Begeiſterung rüden fie heran. Ihre Lofung ift Ehre und 
Freiheit. Möge jeder Deutiche, der des Namens noch würdig 
fein will, raſch und Fräftig fich anfchließen, möge jeder, er ſei 
Fürft, er ſei Edler, ober ftehe in den Reihen der Männer bed 
Bolkes, den Befreiungsplanen Rußlands und Preußend beitreten, 
mit Herz und Sinn, mit Gut und Blut, mit Leib und Leben! 
Diefe Gefinnung, diefen Eifer glauben Ihre Majeflüten nach dem 
Geifte, welcher Rußlands Siege über die zurückwankende Welte 
herrſchaft fo deutlich bezeichnet, von jedem Deutfchen mit Recht 
erwarten zu dürfen. Und fo fordern fie denn treues Mitwirken, 
beſonders von jedem beutfehen Fürſten, und wollen babel gerne 
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vorausſetzen, daß fich Keiner finden werde unter ihnen, ber, indem 
er der deutfchen Sache abtrünnig fein und bleiben will, ſich reif 
zeige der verdienten Vernichtung durch die Kraft der öffentlichen 
Meinung und durch die Macht gerechter Waffen. . 

„Der Rheinbund, dieſe trügerifhe Feſſel, mit welcher der All⸗ 
entzweiende das erſt zertrümmerte Deutfchland, ſelbſt mit Beſeiti⸗ 
gung des alten Namens, neu umſchlang, kann als Wirkung frem- 
den Zwanges und als Wirkung fremden Einfluffes länger nicht 
geduldet werben. Bielmehr glauben Ihre Majeftäten einem längſt 
sehegten nur mühjam noch in beffommener Bruſt zurückgehaltenen 
allgemeinen Volkswunſche zu begegnen, wenn fle erklären, daß die 
Auflöfung dieſes Vereins nicht anders als in ihren beftimmteften 
Abfihten liegen könne. 

„Hiemit iſt zugleich das Verhaältniß ausgeſprochen, in welchen 
Se. Maj. der Kaiſer aller Reußen zum wiedergeborenen Deutſch⸗ 
land und zu ſeiner Verfaſſung ſtehen wollen. Es kann dieß, da 
fle den fremben Cinfluß vernichtet zu ſehen wünſchen, kein anderes 
ſein, als eine ſchützende Hand über ein Werk zu halten, deſſen 
Geſtaltung ganz allein den Fürften und Völkern Deutſchlands 
anheimgeſtellt bleiben fol. Je ſchaͤrfer in feinen Grundzügen und 
Umeiffen dieß Werk heraustreten wird aus Dem ureigenen Geiſte 
bed deutfchen Volkes, deſto verjüngter, lebenskräftiger und in Ein⸗ 
heit gehaltener wird Deutſchland wieder unter Europens Völkern 
ericheinen können. Uebrigens werden Se. Maj. nebft Ihrem 
Bundeögenofien, mit dem Sie in den bier. bargelegten Gefinnungen 
und Anfichten vollkommen einverftanden find, dem ſchönen Bmede 
der Befreiung Deutſchlands von frembem Joche ihre hoͤchſten An- 
firengungen jeberzeit gewidmet fein laſſen. 

„Frankreich, ſchön und ſtark durch ſich ſelbſt, beſchäftige fi 
fernerhin mit. ber Veförderung feiner inneren Glückſeligkeit. Keine 
äußere Macht wird dieſe flören wollen, Keine feindliche Unterneh⸗ 
mung wird gegen feine rechtmäßigen Grenzen gerichtet werben. 
Aber Frankreich wifle, daß Die andern Mächte eine fortdauernde 
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Ruhe für ihre Völker zu erobern trachten und nicht cher bie 
Waffen niederlegen werben, bis der Grund zu der Unabhängigkeit 
aller Staaten von Europa ſeſtgeſetzt und geflchert fein wird.“ 

Es iſt diefer Proffamation, fo bebeutend fie auch damals 
war und fo großen Eindruck fie auf jeden guten Deutfchen machen 
mußte, doch nachher zu viel Gewicht beigelegt worden. Man bat 
darin das beflimmte Verſprechen einer einheitlichen Nepräfentativs 
verfaffung Deutſchlands gefehen, während doch über defien. Fünf: 
tige Geftaltung nur unbeftimmte Andeutungen gegeben find. Aller 
bings Teuchtete der gute Wille daraus hervor, nach Kräften dafür 
zu wirfen und dem Volk eine Stimme bei Entſcheidung feiner 
Angelegenheiten zu gefiatien. Man konnte auch hoffen, daß bie 
Fürften nach Befreiung vom franzöflfehen Joche fi zu einer ähn- 
lichen Begeiflerung für Freiheit und Einheit erheben werben. 
Aber von den Fürften war allein Preußen bei der Erklärung be⸗ 
theiligt, das erft von ber Hilfe Rußlands feine Herſtellung zu 
der früheren Macht erwarten mußte, und Rußland verwahrte 
fd ausdrücklich und mit Recht gegen die Einmiſchung in die 
inneren Ungelegenbeiten Deutſchlands, die die Zürften allen mit 
bem Volle auszumachen hätten. Ihm war e8 bauptfächlih nur 
um ein mächtige Deutſchland zu thun, bad Fünftig eine Vor⸗ 
mauer gegen Frankreich bilden könnte. Die richtige Erfenntniß 
dieſes Bedürfniſſes, nämlich, daß ein maͤchtiges und einiges Deutfch- 
land für bie Bürgſchaft des europäifchen Friedens erforderlich 
fet, taucht nicht allein In biefer Proklamation, fondern auch in 
andern Kundgebungen der Großmächte in damaliger Beit auf. 
Sie bildet einen auffallenden Gegenfag zu den politifhen Lehren, 
welche zur Seit des Furſtenbundes von den Staatsmännern aufs 
geftellt wurden, und welche in neuefter Zeit wieber als politifche 
Erbweishelt der europäifchen Großmächte gelten. Wie «8 früher 
die Politit der Nachbarmächte war, die Katfergewalt zu unters 
graben, um von den getheikten Imterefien in Deutfhland Nuten 
zu ziehen, fo feheint auch jetzt Rußland, Frankreich und England 
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darüber einverftanden zu fein, daß ein zerſtückeltes Deutfchland für 
das Wohl Europa’d unentbehrli fe. Sollte aber, vielleicht in 
Folge Eüinftiger revolutionärer Erfhütterungen, eine neue Gefahr 
Europa bebrohen, ſei es durch einen glücklichen Eroberer, ober 
durch die wachfende Anftedung zerſtörender ſocialer Verbindungen, 
dann würden jene Mächte zu fyät bereuen, die Lehren ver na⸗ 
poleoniſchen Zeit nicht befier beachtet, und dad im Jahr 1848 
wieder erwachte Berlangen des deutſchen Volkes nach Cinigung 
nicht unterflügt zu haben. 

Nah einem vergeblihen Verſuch, den König von Sachfen 
zur Theilnahme am Kriege gegen Napoleon zu bewegen, wurde 
derielbe im Mat 1813 eröffnet. Das rufflfchspreußifche Heer er- 
focht bei Großgörſchen und Bautzen einige blutige. Siege, die zwar 
feine wefentlichen ſtrategiſchen Vortheile brachten, aber wenigftens 
den moraliihen Muth belebten und den Glauben an die Unüber- 
windlichkeit Napoleons ſchwächten. Inzwiſchen wurden mit Des 
ſterreich eifrige Unterhandlungen gepflogen, und der ſehnliche Wunſch 
Kaiſer Alexanders, in Verbindung mit dieſer Macht handeln zu 
fönnen, führte zum Abſchluß eines Waffenſtillſtandes unter öfter- 
reichiſcher Vermittlung und zur Gefahr eines Friedens, bei welchem 
ber Rheinbund geblieben wäre. Doch wurde bie Zeit des Waffen- 
ſtillſftands, vom 5. Juni 6i8 zum 12. Auguft, eifrigſt benützt zu 
einem Bündniß mit England, das fih zu reichlichen Hilfägelbern 
verpflichtete, und auch Defterreih entichloß ſich endlich zum Bei- 
tritt, und es folgte nun ber baldige Wiederausbruch bed Kriegs, 
der jebt von den Verbündeten mit aller Energie betrieben wurbe. 
Ihre Siege bei Großbeeren, Kulm, Dennewig, Katzbach, trieben 
Napoleon fehr in die Enge und man hatte gegrünbete Hoffnung, 
ihn bald aus Deutfchland verbrängt zu fehen. Indeſſen bereitete 
bie Diplomatie der Einigung Deutſchlands wieder neue Hinderniſſe. 
Die Reichenbacher und Töpliker Verträge mit Oeſterreich ſetzten 
zwar feft, daß der Rheinbund aufgelöst werden müfle, aber flellten 
defien Mitgliedern völlige Unabhängigkeit in Ausſicht. Denn 
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Defterreih, das die Wieterherftellung ver Kaiſerwuͤrde völlig auf⸗ 
gegeben Hatte, trat nun ald Patron des Partikularismus auf. Es 
wollte Deutichland forthin in etlih und zwanzig unabhängige 
Fürftenthümer zerftückelt wiffen. Stein beftand jetzt, pa er einfah, 
daß feine früheren Plane einer mobifizirten Theilung Deutfchlands 
zwiichen Preußen und Oeſterreich nicht ausführbar ſeien, auf 
Wiederherſtellung des Kaiſerthums und des Reichstags, aber Hatte 
darin ſelbſt Hardenberg und Humboldt gegen fih. Dafür flimmte 
ihm Graf Münfter bei, der ebenfalls der Kaiſerwürde großes 
Gewicht Heilegte und bei der unvermeidlichen Selbflänbigfeit der 
Fürften dem Kaiſer wenigftend dadurch eine Macht fichern wollte, 
daß das ganze Militärmefen in feine Hände gegeben würbe. 

Die rafchen Kriegsbewegungen ließen es aber zu Feinem 
feften Plan für innere Angelegenheiten kommen, und ber Abfall 
Baierns vom Rheinbunde und fein, durch den Vertrag von Ried 
am 8. Dktober erfolgter Beitritt zu ben Verbündeten, verftärkte 
fie nur mit einem neuen Mitglied, welches ein Intereſſe batte, 
ber Wiederherſtellung des Reiches entgegenzuarbeiten. Um Baiern 
zu gewinnen, war ihm nämlich die völlige Souveränität, wie es 
viefelbe im Rheinbund beieflen Hatte, für vie Zukunft verbürgt 
worden. Oeſterreich Hatte die Verhandlungen allein geführt und 
eigenmächtig jene Bedingung eingegangen, Alexander und Friedrich 
Wilhelm waren nicht in der Nähe und ihre Minifter wagten nicht, 
Defterreih durch Verwerfung ded Vertrags in Berlegenheit zu 
fegen. So wurde ein Hinderniß gefchaflen, das bei den fpäteren 
Berbandlungen die Berfuche,. einen fefteren Neichäverband zu bilden, 
immer wieber feheitern machte. Eine ſchlimme Konjequenz davon 
war, daß einige Monate darauf im Vertrag zu Bulda vom 3. No» 
vember dem König von Würtemberg dieſelben Bebingungen zuge 
fanden werben mußten. Natürlid war Stein bitterböfe über 
diefe Durchkreuzung feiner Plane, wäre es nach feinem Sinn ge- 
gangen, fo hätten die Mheinbundfürften je nad limfänden viel» 
leiht den Beſitz ihrer Länder behalten, aber jedenfalls ihre Sou⸗ 
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veränität verloren. Unter ſolchen Umſtänden konnte die Schlacht 
von Leipzig wohl bie Befreiung Deutſchlands von Napoleon voll» 
enden, aber nicht die Freiheit und Einheit des deutſchen Volks 
herbeiführen. Nah der Schlacht Hei Leipzig trat nun die Cen⸗ 
tralverwaltung in's Leben, welche ſchon früher über alle die Länder 
niebergefeßt worden war, bie für den Augenblick herrenlos, oder 
deren Herren dem Bunde gegen ben gemeinfamen Feind nicht beis 
getreten waren. Die Leitung berfelben wurbe burch bie verbündeten 
Fürften dem Freiherrn v. Stein anvertraut, er hatte fie einzig 
ımd allein unter feiner eigenen DBerantwortung zu beforgen und 
nad feiner Wahl bie erforberlihen Behörben zu ernennen. Die 
Hauptaufgabe war, die Hülfäquellen biefer Länder für die gemein- 
fame Sache zu benügen und bie Nüflungen mit Einheit und 
Energie zu betreiben. Stein nahm fi der Sade mit gewohnten 
Eifer an, ftieß aber auf zahlloſe Schwierigleiten, die ihm befonders 
bie Fürften bereiteten, welche wenig Ceneigtheit zeigten, zum Ber 
ſten Deutfchlands Opfer zu bringen und fich in die ihnen zuges 
muthete Unterorbnung zu fügen. Noch weniger war in Baiern 
und Würtemberg zu erreichen, wo man nicht nur die Errichtung 
von Landwehren hinderte, fonbern auch überhaupt In keine Be⸗ 
ziehbung zur Gentralverwaltung trat und fih auf die Rückkehr 
Napoleons gefaßt hielt. Ueberall zeigte fih, wie nachtheilig es 
gewefen fei, daß man nicht nah dem Mathe Steind alle Gewalt 
der Rheinbundsfürſten fuspendirt und ihre Länder unter unbe» 
ſchränkte Verwaltung genommen habe. Noch im Dftober hatte 
Stein an Kaiſer Alexander gefchrieben: „Deutfchland wird in we⸗ 
nigen Tagen befreit und das Gebäute des Rheinbundes zertrüm⸗ 
mert fein; die Frage entfteht, mas iſt mit deſſen Mitgliedern, die 
ihn noch nicht verlaffen haben, zu beginnen? &te werben fi 
vor den flegreichen Verbündeten beugen, fie werben ſich zu Trup⸗ 
penftellungen verbindlich machen, in geringer entbehrlicher Bapl, 
aber und möglihfl die Benupung der Kräfte ihres Bandes er⸗ 
ſchweren, unfere Maßregeln Tähmen, und im Unglück verlaffen 
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und verrathen. Um ven Plan der Entwickelung und Benutzung 
der Kräfte Deutſchlands in feinem vollen Umfang auszuführen, 
iſt es nöthig, die Verwaltung ber Länder durch Gouverneurs 
leiten zu laffen, die Gewalt der Fürften vermöge bes ben Ber 
bündeten zuſtehenden Eroberungsrechtes bis zu dem Wrieben zu 
fuspenbiren, fie felbft aber aus dem Lande bis dahin zu entfernen.* 
Daß auf dieſe radikalen Vorſchläge Steind nicht eingegangen 
wurde, erklärt fi eineſtheils aus der natürlichen Rückficht der 
Großmäachte auf ihre Mitfürften, aus den Mangel an Zeit, viele 
Mafregein im rechten Augenblick durchzuſetzen, und anderntheils 
aus dem geheimen Mißtrauen, das Preußen und Oefterreih doch 
gegm Rußland hegten, als deſſen Vertreter Stein angefehen wurde. 
Beim Volke dagegen genoß Stein das größte Vertrauen, und 
wie febr er auch beim Heere angefehen mar, geht daraus Hervor, 
daß mehrere Offiziere deſſelben allen Ernftes den befannten Staates 
rechtälehrer NiE. Vogt in Frankfurt befragten, ob es nad den 
deutſchen Neichögefegen möglich wäre, Stein zum Kalfer zu wählen, 
was er unbedenklich bejabte. 

Wir übergeben die Entwicklung ber Friegerifhen Ereigniſſe, 
den Feldzug nach Frankreich und bie nebenher laufenden diploma⸗ 
tiſchen Unterhandlungen, und verweilen erſt wieder bei der Bes 
fpredung der deutſchen Angelegenheiten, welche kurz vor ber Eins 
nahme von Paris unter den allüürten Mächten in Langred und 
Ehaumont flattfand. Man kam dort überein, daß Deutſchland 
buch eine Bunbesverfaflung vereinigt werden ſolle. Auch Stein 
hatte bie Luft verloren, auf Wiederherſtellung des Reiches zu 
dringen, da er bebachte, daß dann die Gewalt in die Hände des 
Kaifer Franz und Metternihd kommen würde, deren partifula- 
siftifche und kleinliche Geflunungen er hinreichend kennen gelernt 
batte. Gr befreundete fi daher mit dem Gedanken der Bundes» 
verfafjung und führte ihn ‘weiter aus im einer Denkichrift, welche 
ex am 10 März 1814 an Harbenlerg und Münfter, und hierauf 
au an Kaifer Alexander übergab. Die beutfchen Staaten, fagt 
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er darin, follen gehalten fein, allen Beſchränkungen ihrer Sou⸗ 
veränität fich zu unterwerfen, welche eine einbeitlihe Verfaſſung 
erfordern wird. An der Spige Deutjchlandd fol ein Direktorium 
fteben, gebildet aus Defterreih, Preußen, Baiern und Sannover. 
Diefed fol den Bunbedtag leiten, bie Vollziehung der Gefeke 
handhaben, die Mechtöpflege und Verwaltung, bie Beziehungen 
zu den auswärtigen Mächten, jowie der verbümbeten Staaten 
untereinander und der Fürften zu ihren Völkern überwachen. Das 
Direktorium fol auch dad Recht bed Kriegs und Friedens haben. 
Der Bundestag fol beftehen aus Abgeordneten der Fürften und 
ber Hanfeftädte, zu welchen noch Abgeorbnete der Provinzialftände 
kommen follen. Bon lebteren wäre ein Fünftel alle 5 Jahre zu 
erneuen. Der Bundestag hat jedes Jahr 6 Wochen zu dauern, 
fein Wirfungsfreis wäre: die Bundesgefeßgebung, die VBerwilligung 
der Auflagen für Bundeszwecke, die Entſcheidung der Streitige 
Zeiten zwiſchen den Bundesſtaaten und zwifchen den Fürften und 
ihren Untertfanen. Die militärifchen Einrichtungen, Lanbivehr 
und Landfturm, bleiben erhalten, unter den Mopififationen, melde 
der Priedensftand erfordern wird. Die Einkünfte, welche zur 
Berfügung des Direktoriumd geftellt werden, find die Rhein⸗ und 
Grenzzölle und die außerorbentlihen Auflagen, welche der Bundes⸗ 
tag beſchließen wird. Die Binnenzöle und Einfuhrverbote eines 
deutſchen Staatd gegen den andern find aufgehoben. In jedem 
Staat des Bundes follen Provinzialftände gebildet werben, welche 
ſich jährlich verfammeln, um über die Landesgeſetze abzuflimmen 
und die zur Verwaltung nöthigen Steuern zu veriwilligen. Die 
Domänen werben zur Unterhaltung des fuͤrſtlichen Hauſes vers 
wendet. 

Bei ven weiteren Vorverhanblungen des Pariſer Briedend 
befihäftigte man fi nicht viel mit Beftimmungen über die Ge⸗ 
flaltung Deutfchlands, aber fo viel Eonnte man ſchon voraudfehen, 
daß es nicht dem „ureigenen Geifte des Volkes“ überlaffen bleiben 
werde, über die ſtaatliche Einrichtung Deutſchlands zu entfcheiden, 
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ſondern daß die fremden Mächte die Idee des ſogenannten euro⸗ 
paäiſchen Gleichgewichts, bei welcher für ein ganzes Deutſchland 
keine Stelle vorbehalten war, in Verbindung mit Oeſterreich durch⸗ 
führen werden. In den Pariſer Frieden wurde vorläufig nur 
die allgemeine Beſtimmung aufgenommen, daß die deutſchen Staaten 
unabhängig fein und durch ein föderatives Band vereinigt werben 
follten. „Les etats allemands seront independants et unis par 
un lien federatif.* Mit viefen Worten wurden bie beutjchen 
Einheitähoffnungen befeitigt. Die weitere Ausführung wurde dem 
in zwei Monaten zu haltenden Wiener Congreß überlafien, ber 
aber nach mehrfachen Hinausſchieben erſt am 1. Dftober 1814 
eröffnet werden konnte. Die Ergebnifie des Pariſer Friedens für 
Deutfihland entſprachen keineswegs dem Glanze des Sieged und 
den Verdienſten, die fich die Deutihen um die Bekämpfung Nas 
poleond erworben hatten. Die gerechte Hoffnung, bet dieſer Ge- 
legenheit Deutfchland wieder in feinen natürlichen Grenzen herge⸗ 
ſtellt, Elſaß und befonderd Straßburg wieder mit Deutjchland 
vereinigt zu fehen, feheiterten an der falſchen Großmuth der Ver⸗ 
bünbeten, beſonders des Kaiferd von Rußland, die das franzöflfche 
Volk feiner Erwerbungen nicht berauben, den Staat nicht ſchwächen 
wollten und an der Eiferfucht der europäifhen Mächte, Die Deutſch⸗ 
land nicht erftarfen laſſen wollten. Kaum gelang e8, die deutſchen 
Länder des linken Rheinufers, die feit 1792 mit Frankreich 
vereinigt waren, wieder zu gewinnen. Selbſt Landau, eine von 
Deutfchem Gebiet umfchlofiene Feſtung, blieb in Händen ber Fran⸗ 
zofen. Die deutſchen Staatsmänner wagten, aud Furcht vor der 
Macht des franzöſiſchen Volks, nicht die Zurüdforberung bed 
ganzen heutichen Gebiets ernfllich geltend zu machen. Stein for 
derte wenigftens Straßburg, das Bistum Bafel und Landau, aber 
er fand fein Gehör. 

Che wir zu den Berathungen des Wiener Congrefſes ůͤber⸗ 
gehen, werfen wir noch einen Blick auf die deutſchen Wünſche 
und Hoffnungen, wie ſie ſich in der Preſſe ausſprachen. Die 
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erſte Berückſichtigung verdient E. M. Arndt, der begeiſterte Apoſtel 
der deutſchen Freiheit, der Mann des Volkes, wie ihn jene Zeit 
brauchte. Sein körniges deutſches Weſen, das auf dem Grund 
eines kindlichen Glaubens ruhte, ſeine warme volle Begeiſterung, 
die feurige Kraft ſeiner Worte, fein geſundes Verſtaͤndniß der 
deutſchen Geſchichte, fein glühender Franzoſenhaß machten ihn vor 
Allen geeignet, die Ideen patriotifcher Staatsmänner ind Volk zu 
leiten, ein Zweck, den er Durch zahlreiche Flugſchriften unermüdet 
verfolgte. Stein mußte feinen Werth wohl zu fhäßen und rief 
ihn nicht nur zu fh nah Rußland, fondern gebrauchte ihn auch 
nachher als Dolmetſcher feiner Plane. Außer den vielem Flug⸗ 
ſchriften war beſonders das größere Werk „Geiſt der Zeit“ (4 
Bände, theils in Schweden, thells in England im I. 1812 und 
13 gebrudt, fpäter Berlin 1813—18), der Ausorud von Arndis 
Ideen über die nationale Aufgabe Deutfihlands. Im zweiten Bande 
dieſes Werks flellt er die Forderung der Cinheit ald anerkannte 
Voraudfegung auf, gibt aber zu, daß fie unter den beftchenden 
Verhältniſſen nicht ausführbar fei und will ſich mit jener Zweiheit 
begnügen, welche Stein als Auskunſtsmittel empfohlen hatte. Im 
dritten Band verſucht er noch einmal, die Einheitsidee in ihrem 
Glanze als Panier aufzupflanzen, und bietet alle feine Beredtſam⸗ 
feit auf, um das Vorurtheil von tem vermeintlichen Nuben ber 
Vielherrſchaft und Kleinſtaaterei in feiner Nichtigkeit zu zeigen. 
Zuletzt ſtellt er als fchönen Traum ben Plan eines eidgenoͤffiſchen 
Deutfchlands auf, dad wieder einen Kalfer aus feinen Fürften er 
waͤhlt, ihm aber eine viel größere Majeſtät und Gewalt gibt, als 
die Kaifer in den legten Jahrhunderten gehabt Haben, bie Fürften 
aber als feine erften Richter und Verwalter beibehält. Das Heer 
ſchwört dem Kaiſer und Neich, die allein Krieg erklären und Fries 
den ſchließen Eönnen. Die Lande behalten ihre befondern Einrich⸗ 
tungen und Geſetze, alles Neuefte und Branzöfliche wird audgetilgt. 
Allenthalben werben die Stände: Adel, Städte und Bauern wieber- 
bergeftellt, um über die Gefhäfte zu rathſchlagen. Veber den 
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Provinzialſtaͤnden ſteht ein Reichſtag, der aber leichter und beweg⸗ 
licher ſein muß, als bie abgeſtorbenen Reichstage, und auf dem 
der Kaiſer alle 3 Jahre, umgeben von ſämmtlichen Fürſten, in 
Perſon erſcheint. Jahrlich reifen kaiſerliche Großboten durch alle 
Provinzen Deutſchlands und unterſuchen, was die allgemeine Sicher⸗ 
heit, Gerechtigkeit und Heeresmacht des Reiches angeht. Sie werden 
vom Kaiſer erwählt aus einem Kreis von geſchäftskundigen und 
vaterländiſch geſinnten Männern, welche die Provinzialſtände und 
der Reichstag auserleſen haben. Ganz Deutſchland ſoll eine 
Münze, ein Maß und Gewicht haben, die Binnenzölle müſſen 
aufgehoben werden. Um das zerſpaltene Volk wieder zuſammen⸗ 
zubringen, werden öffentliche Spiele geſtiftet und mit größtem 
Glanz alle drei bis fünf Jahre gehalten. Der Kaiſer und die 
Fürſten fitzen dabei vor, das Gedächtniß großer Thaten und Men⸗ 
ſchen wird gefeiert u. ſ. w. Alle Söhne der Fürſten und des 
hohen Adels werden als geborne Kinder des Vaterlandes angeſehen 
und vom zehnten Jahre an in einer Staatsanſtalt erzogen, wo 
fie deutſche Geſchichte, deutſche Tugend und deutſche Sprache lernen 
müſſen und fich durch alle leiblichen und geiſtigen Uebungen für 
ihren hohen Beruf vorbereiten. 

So erfüllt Arndt von dieſem Ideal auch war, ſo konnte er 
ſich doch nicht verhehlen, daß es unter den beſtehenden Verhält⸗ 
niſſen nicht ganz ſo auszuführen ſei, aber etwas davon hoffte er 
doch verwirklicht zu ſehen. 

Als nach Eröffnung des Wiener Kongreſſes fich wenig Aus⸗ 
ficht für Wiederherſtellung des Kaiſerthums zeigte, fo kam Arndt 
in einer Schrift vom November 1814 „Blicke aus der Zeit auf 
die Zeit“ auf den Vorſchlag des Dualismus zurück. Er ſprach 
darin für den Fall, daß Defterreich die deutſche Kaiſerwuͤrde nicht 
annehmen wollte ober Tönnte, die Hoffnung aus, daß ein Ders 
haltniß ausgemittelt werde, durch welches Defterreih und Preußen 
als die beiden Mächte, worauf Deutſchland als auf feinen Säulen 
ftehe, über alle andere beutfche Fürſten erhöht und geftellt werben, 
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jo daß biefe beiden Kolge und Gehorſam ſchuldig wären. Doch 
müſſe dad Band, das beide verbinde, fo ineinander verweht fein, 
daß die Berfpaltung bes beutichen Volkes zwiſchen Süddeutſchland 
und Norbdeutihland daraus nicht erfolge. Damit die Grenzen 
Deutſchlands gegen Frankreich gehörig gefchirmt feien, möge Preußen 
am Mittelrhein und Niederrhein, Defterreih am Oberrhein berrfchen. 
Cr führt dann weiter eine Reihe von Hauptpunkten auf, bie in 
die neue Berfaffung aufgenommen werben müßten: 1) Abfchaffung 
der fogenannten Souveränität, welche Bonaparte den Rheinbunds⸗ 
fürften als einen Köder der Knechtſchaft und Schande hingemorfen 
babe, namentlich müſſe den Fürſten jenes unfelige Necht, mit frem- 
den Mächten Bündniffe zu fihlteßen und an fremden Höfen Gefandte 
zu halten, wieder genommen werben. 2) Wiederherſtellung freier 
Berfaffungen mit Lanpfländen und vieler freien Reichsſtädte in 
allen Kreiſen Deutſchlands. 3) Errichtung eines Bundesraths, 
der, aus Abgeordneten der Fürſten und Städte gebilvet, ſich zu 
beftimmten Zeiten in der Mitte Deutſchlands, etwa in Nürnberg 
ober Bamberg verfammelt. 4) Errichtung von zwei Oberreichs⸗ 
gerihten für den Süden und Norden, und außerbem nod ein 
Austragsgericht, welches die Streitigkeiten der Fürften und Unter⸗ 
thanen, die der bloße Buchftabe des Geſetzes nie entſcheiden kann, 
ſchlichtet. 5) Uneingeſchränkte Preßfreiheit. 6) Gleiche Münze, 
Maß und Gewicht. 7) Abſchaffung alles deſſen, was ben freien 
Verkehr hindert. 8) Eine über das ganze Neich, über. alle Fürften- 
thümer-und Städte gehende Kriegsordnung, welche darüber wacht, 
daß auch in Friebendzeiten alle wehrhaften Männer kriegsgeübt 
feien, und die Oberaufficht über das Heer und bie Seftungen führt. 

Ein zweiter begeifterter Vorkämpfer der beutjchen Freiheits⸗ 
und Einheitdidee war Joſeph Görres, der in feinem rheinifchen 
Merkur in den Jahren 1814 bis 18 mit hinreißender Berebtfam- 
feit die deutfchen Interefien verfocht und eine gefürchtete Macht war. 
Er unterfheibet fih von Arndt dur eine katholiſche Färbung, die 
aber damald noch nicht ind Uftramontane Übergegangen war. Aus 
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der natursphilofophifhen Schule Schellings Hervorgegangen, fland 
er mit der begeifterungsfähigen Jugend auf gleichem Boden, und 
fein feierlicher Prophetenton, bei dem die reichte Farbenpracht der 
Phantafle mit verftändiger Schärfe wechſelte, that eine ungeheure 
Wirkung. Im Gegenſatz zu dem erfehlaffenden Einfluß der Di- 
plomatie wollte er bie frifehe nationale Begeifterung der Befreiungs- 
Kriege wach erhalten und mendete fih ſowohl an das Volk als 
an die Zürften, um ihnen immer das Eine, was noth thue, vor 
Augen zu halten. Mit der feſten Zuverficht feines Glaubens an 
bie Zukunft Deutfchlands fuchte er bald Vertrauen und Hoffnung 
zu beleben, bald ſchleuderte er frafend die Blitze feiner Nebe gegen 
alle eigenfüchtigen Beflrebungen und rheinbündlerifchen Rückfälle. 
Einigkeit der Nation und Befreiung von allem fremden Einfluß ift 
ber Grundgedanke, den er überall voranftellt. Er legt ihn befon- 
ders den deutſchen Fürften and Herz; „warum“, ruft er aus, 
wzerfiel das Werk des meftphälifchen Friedens fo fehnel, und was 
biefe Menfchen fihufen, warum warf e8 der erfie Sturmwind um, 
den der Ewige ausgeſchickt? Weil damals die Fürften nicht das 
Wohl der Nation, fondern nur ängftlich die eigene Vergrößerung 
fuchten, wurden die Enkel zur Strafe von diefen ihren Fürften« 
fühlen gejagt und mußten Jahrelang in der Irre leben. Dieſes⸗ 
mal kehrten fie zwar zurüd, und büßten nur eine Zeitlang wegen 
der Habjucht der Väter; ob aber auch die nachfolgenden Gefchlechter 
fo glüdlich fein werben, ift zweifelhaft; denn, wenn nun wieder 
die deutſchen Fürften ihren Cigennub dem Wohle der Nation vors 
zögen, fo würbe es fehlimmer mit ihren Kindern gehen. Da bie 
Fleinere Züchtigung fo wenig gefruchtet, fo würde ein ernfleres 
Bericht gehalten werben ; die fernen Enkel würden nicht blos auf 
ihren Sigen wanfen, wie in der Tehten Zeit, fondern fremde Eroberer 
würden ſie auf immer verjagen. Alles hat Deutſchland von den 
Fremden zu fürdten, und doch können die Deutfchen unter fi 
fein Grundgeſetz aufflellen, keinen Vertrag errichten, ohne die Aus⸗ 


länder zuzuziehen; in ihrer Blindheit wifien fie nicht daß es der 
Klüpfel, deutiche Ginheitsbeſtrebungen. 
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Vortheil der Fremden erheiſcht, uns in eine ſolche Lage zu verfegen, 
wo wir immer ihrer bebürfen, wo fie fich in unfere Sachen mifchen 
fönnen. Daher Eönmt e8, daß fie es alſo künſtlich anlegen, daß 
jeder Vertrag den mehrfachen Keim neuer Entzweiung in fich trägt. 
Sollte nicht endlich einmal die Zeit gefommen fein, wo menigftens 
auf dem Wiener Kongreß Fein franzöflfcher Gefandter erfcheinen 
dürfte? Zu fürdten ift alfo, daß ber doppelte Fehler, wie zu 
Münfter und Osnabrück, auch zu Wien eintrete; eigner Fürften 
Eigennug und fremder Einfluß.“ 

Auch Heutzutage find wir noch nicht über die Erfüllung diefer 
Prophezeiungen hinaus, und daß es nicht befier bei uns geworben, 
zeigt jeber Blick in eine Zeitung. 

Ueber die Berfafjungsform, durch welche die Einheit der 
Nation feftgeftellt werden fol, ſcheint Görres Anfangs nicht ganz 
Far geweſen zu fein, er fpricht nur aus, Deutfchland fei „bie 
ſchwere Aufgabe zu Theil geworden, die Vielherrſchaft durch die 
Macht der Verfaſſung und den Gefammtwillen der Nation alfo 
zu bemeiften, daß ſie flarf mie die Einheit wirke.“ An einer 
anderen Stelle gibt er den Fürften den Math, wenn fie „verhüten 
wollen, einft von Rieſen zerrieben zu werben, fo müſſen fle nicht 
blos eine Konföderation bilden, welche ein allzu ſchwaches Band 
fein würde, fondern am beften und fiherften für Alle wäre «8, 
fih nur als untergeordnete Glieder einer einzigen Einheit und 
Staatögemwalt zu betrachten.“ Defterreih und Preußen, meint er, 
haben das größte Intereffe immer einig zu bleiben, und zwifchen 
beiden Staaten müfje eine Erbverbrüderung gefchloffen werben, 
wornad dad eine Haus beim Erlöfchen des andern feine deutfchen 
Länder erben würde, damit wenigſtens die Hoffnung bleibe, daß 
ganz Deutfchland doch einft in der Zukunft vereinigt werde. Bald 
nad Eröffnung des Wiener Kongrefles drang Görres auf Her 
ſtellung ber alten Kaiſerwürde und erbliche Uebertragung an das 
Haus Habsburg. Die eigentliche Oberleitung will er in die Hände 
eines Bürftenfollegiums gelegt willen, welches aber wegen ber thate 
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fachlichen Zweitheilung ber Nation ebenfalls in zwei Kollegien 
zerfallen müſſe, bei deren einem ein üfterreichifcher, bei dem andern 
ein preußifher Prinz den Vorſitz zu führen hätte, doch fo, daß 
das ſüdliche oder Öfterreichifche tem andern übergeorbnet wäre. 
Zugleich meint er, ob es nicht der Einheit fürberlich märe, wenn 
Preußen in beiden Syſtemen die Oberleitung des Kriegsweſens 
hätte, und die Beforgung des Finanzweſens in die Hände Oeſter⸗ 
reichs gelegt würde. Der rheiniſche Merkur erwarb ſich bald fo 
großes Anfehen, daß man ihn nicht bloß im Scherz die fünfte 
europälfhe Macht nannte. Die Führer der nationalen Partei 
unterftügten ihn mit Beiträgen. Auch Stein übte großen Einfluß 
auf die Nichtung dieſes Blattes, und eine Meihe von Artikeln, wie 
der über die künftige deutfche DVerfaffung, über Ausichliegung der 
Branzofen von der Berathung der deutſchen Angelegenheiten, find 
von ihm infpirirt und gaben zum Theil die wichtigften Auffchlüffe. 

Nicht nur in Arndts Schriften und Görred rheinifchem Mer- 
fur, fondern auch in andern Organen ber Prefie, wie z.B. in 
Ludens Nemefls, in den Brockhaus'ſchen deutſchen Blättern, in 
verfhienenen Flugſchriften wurde die Frage Über die Tünftige Ver⸗ 
faffung Deutfchlands eifrig befprochen. Immer blieb aber ber 
Dualismus von Defterreih und Preußen der unverbaute Broden, 
der jede natürliche Entwidlung der Sache hinderte. Vergebens 
bemühte man fi, durch immer künſtlichere Organifationsvorfchläge 
die Schwierigkeit zu überwinden. Der DVerfafler eines Aufſatzes 
in den deutfchen Blättern mit ber charakteriftifchen Ueberſchrift: 
tantae molis erit Germanam condere gentem! (8. Nov. 1814) 
kommt fogar auf den Gedanken, ob ed nicht am Flügften wäre, 
wenn Oeſterreich Deutfchland, in einem fehlaffen Bande vereinigt, 
ganz an Preußen überließe, und dann als fremde Macht einen 
nur um fo ſicherern Einfluß auf die deutſchen Angelegenheiten übte. 

So viele Stimmen in der Literatur fi für eine gründliche 
Umgeftaltung Deutſchlands zu flaatlicher Einheit ausſprachen, fo 
fann man doch nicht eigentlich fagen, daß fie der Ausdruck der 
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öffentlichen Meinung gewefen wären. Die politiſchen Beftrebungen 
beſchränkten fih zunähft auf Befreiung von der Fremdherrſchaft; 
man hatte zwar das Gefühl, daß dann auch in Deutſchland ſich 
Manches ändern und beſſern müſſe, war aber noch weit entfernt 
von beſtimmten, klaren Forderungen. In der That konnten auch 
Plane fuͤr eine radikale Umgeſtaltung, wobei die Stellung ver 
Fürſten eine gänzlich andere hätte werben müflen, um fo weniger 
ausgeführt werben, ald ber Kampf gegen Napoleon in einem 
großen Theil von Deutſchland eine partifulare Färbung angenom⸗ 
men Hatte und man viel von Herſtellung der angeflammten Fürſten 
ſprach. Namentlih in Preußen, von dem die ganze Bewegung 
audgegangen war, handelte es fi) wefentlih um Mettung bed 
Königs und des preußifchen Staates. Selbft in dem weftphälifch 
geworbenen Heſſenkafſſel fehnte man fly nach dem alten Kurfürften 
zurüd, und in den von Napoleon fouverän gemachten Rheinbunds⸗ 
ftaaten hatten nicht nur die Fürflen, fondern auch das Volk 
Freude an den ihnen zugefallenen Königskronen und wollten bie 
einmal gewonnene Selbftändigkeit nicht wieder fahren laſſen. So 
viel auch Napoleon die deutſchen Territorialverhältniffe durcheinan⸗ 
der gemorfen, fo fehr er die Fürften an Unterwürfigkeit gewöhnt 
hatte, fo hatte er doch die Einheit hindernden Anſprüche und Rechte 
der Fürſten nicht gemindert, fondern vielmehr noch gefteigert. 
Nah feinem Sturz wollten fie nicht neue Opfer bringen, ſondern 
fich wo möglih für erlittene Unbilden entſchädigen, bie Cinen 
wollten in ihre früheren Befibungen wieder eingefeßt merben, bie 
Andern ihre napoleoniſchen Ermwerbungen behalten, und Alle haſch⸗ 
ten nah Vorwänden, um ihre Territorien zu vergrößern. Allem 
dieſem feßte die Öffentliche Meinung keinen entſchiedenen Widerftand 
entgegen, und auch bie Kämpfer für die Einheitsplane konnten 
ſich nicht verhehlen, daß unter diefen Umftänden wenig Ausſicht 
fei, die Frage von einer berathenden Derfammlung der Diplomaten 
gelöst zu fehen. 





17. 


Der Wiener Kongreß, der deutfche Bund und der zweite 
Pariſer Frieden. 


Sp wenig au die deutfhen Fürſten mit den radikalen Ein- 
heitöplanen eines Stein, Arndt und Anderer einverftanden fein 
mochten, jo war doch auch in diefen höheren Kreifen die Ueber⸗ 
zeugung verbreitet, daß Deutfhland durch ein feftered Band als 
bisher zur Ginheit verbunden werden müfle, und bie Diplo⸗ 
maten der Großmädte fahen e8 als eine Hauptaufgabe des Wiener 
Kongrefies an, eine Form dafür ausfindig zu machen. Schon vor 
Eröffnung des Kongrefies, die fh im Vorgefühl der Mathlofigkeit 
und ber Schwierigkeiten von einer Friſt zur andern hinauszog, 
wurde im September 1814 zu Baden bei Wien eine Konferenz 
zur Berathung der deutſchen Verfafiungdfrage gehalten. An bie 
Uebereinkunft des erften Parifer Friedens anfnüpfend, daß Deutſch⸗ 
land durch eine Föberativverfafiung vereinigt werten follte, legte 
Sarbenberg einen Entwurf vor, welcher Deutſchland in fleben Kreiſe 
eintheilte, deren Vorſtaͤnde bie Bundesregierung bilden follten. 
Defterreih und Preußen waren — und bieß ift ein Hauptmangel 
bed Entwurfs — nur mit einem Theil ihrer Länder im Bunbe 
und in der Kreißeintheilung untergebracht, erftered mit Vorder⸗ 
Oeſterreich, Tyrol, Vorarlberg und Salzburg; Preußen mit dem 
Gebiete links der Elbe und Pommern. Im oberrheinifchen Kreis follte 
Defterreich das Kreisamt mit Baden, im oberfächfifchethüringifchen 
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Preußen mit Heffen theilen, außerdem aber beide Großftanten noch 
ein ſelbſtändiges Kreisamt haben, ebenfo Baiern, Würtemberg und 
Hannover je eined. Für den Fall, daß es möglich wäre die Nie 
derlande ober mwenigftend Belgien dem beutffen Bunde einzuver- 
leiben, wäre aus biefem ein achter Kreiß, der burgunbifche, mit 
einer felbftändigen Oberftenftele zu bilden. Der Gefammtheit ber 
Kreisoberfien würde dann bie Leitung umd bie ganze vollziehende 
Gewalt ded Bundes zuftehen, Defterreih und Preußen follten das 
Direktorium führen und je drei Stimmen haben. Neben bem 
Mathe der Kreisoberften würde ein Kath der Fürſten und Stände 
errichtet, in welchem alle Fürften, deren Gebiet mindeſtens 50,000 
Seelen zählt, eine Stimme haben müßten. In allen zum Bunte 
gehörigen Staaten wäre eine landſtändiſche Verfaffung mit Antheil 
an ber Gefebgebung und Steuerbewilligungsrecht einzuführen, auch 
jedem Bundedunterthan gewiffe Grundrechte, wie ein allgemeines 
deutſches Bürgerreht, Sicherheit des Eigenthums, Hecht der Be⸗ 
ſchwerde vor dem orbentlichen Michter und PBreßfreiheit zu verbürgen. 

Stein, dem Hardenbergs Entwurf mitgetheilt wurde, beglei⸗ 
tete denſelben mit Bemerkungen, in welden ex einen fehr richtig _ 
vorausſehenden Blick bewährte. So bemerkte er zu $. 2, worin 
bie Bundbesfürften als fouveräne Fürften bezeiäänet waren: „Man 
muß ausdrücklich beftimmen, daß die Souveränttät Feine unbegrängte, 
fondern eine durch Geſetze befchränkte fe.“ Die Einverleibung 
eines Theils der öſterreichifchen und preußifhen Monarchie in ben 
neuen Bund wollte ihm nicht gefallen. Er fürchtete namentlich 
Oeſterreich werde der neuen Organiſation große Schwierigkeiten 
entgegenſetzen, oder man werde die Verfaſſung für das übrige 
Deutſchland ſo loſe bilden müſſen, daß fie gegen den Sultanismus 
nur. wenig Schuß gewähre. Sein Rath ging dahin, die eigentliche 
Öfterreichifche Monarchie fammt Preußen ganz aus der neuen Bun⸗ 
beöeinigung zu laſſen und fich nur auf die fieben Kreiſe, Vorder⸗ 
Defterreih, Baiern und Franken, Schwaben, Oberrhein, Niederrhein 
und Weſtphalen, Niederſachſen und Oberfachfen zu beſchraͤnken, je» 
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Doch Heiden deutſchen Großmäditen je zwei Stimmen im Ausſchuß 
umd Oeſterreich fogar dad Praͤſidium in der Bunbeöverfammlung 
zu überlafien. Preußen follte die eigentliche Gefchäftsleitung nebft 
deren Mittel, wie Protofolführung, haben, in der Art wie einſt 
Kurmalnz auf dem Reichstag die SKanzleidireftion geübt hatte. 
Das Verhältniß der Bundedgewalt zur Territorialgefeßgebung wollte 
Stein dahin beftimmt wiſſen, daß der Bundestag fi nur mit 
folchen Verordnungen zu befehäftigen hätte, die das allgemeine 
Intereſſe angehen. 

Hardenberg arbeitete nach weiterer Beſprechung mit Stein 
den Entwurf nah Steind Vorfchlägen um, und rebuzirte den Bund 
auf jene ſieben Kreife. Stein, wieberholt zur Begutachtung auf: 
gefordert, machte auch dießmal feine Bemerkungen, welche Einfchrän- 
fung der fürftlichen Selbftändigfeiten in ben Einzelflaaten zum 
Zweck Hatten. Sp wollte er zum Schuß der Verfafſungen De- 
putirte der Territorialftände beim Bundestag zugelafien wiſſen. 
Er meinte nämlih, wenn der Bundestag allein aus Fürſten 
beftände, fo fet die Bürgfehaft für die Verfaffung gerade denjenigen 
anvertraut, die ein Interefie haben, fie zu untergraben und ihre 
Gewalt auszudehnen. Als gemeinfame Bundesangelegenheiten be« 
zeichnete Stein Handelsgeſetze, Münzfachen, Zollweſen, Poſtweſen. 
Diefe Verwaltungsgegenſtände, bemerkte er, Tönnen den einzelnen 
Landeöherren nicht überlaffen bleiben, ohne die Nachtheile einer 
zerftücelten, dad Ganze flörenden Mafregel zu erzeugen. 

Die deutſchen Angelegenheiten nahmen nun für einige Zeit 
einen Stillſtand und erſt als die Fürften und Diplomaten fi 
zum Wiener Kongrefie zu verfammeln begannen, wurden die Vers 
Handlungen über bie deutſche Verfaffungsfrage nieder aufgenommen. 
Es geſchah dieß mittelft einer Uebereinkunft zwiſchen Metternich 
und Hardenberg, über den von Stein begutachteten Hardenbergiſchen 
Entwurf, aus dem man 12 Artikel auszog, aber dabei die Thei⸗ 
lung der Bundesſpitze zmifchen Defterreih und Preußen wegließ, 
wodurch letzteres gleich von Anfang in Nachtheil Fam, 
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Die zwölf Artikel über die man ſich fo vereint hatte, ent⸗ 
hielten Beftimmungen „über 1) die Stiftung des Bundes, 2) deſſen 
Zweck, 3) die dadurch herbeigeführte Einfhränfung der bisherigen 
Megierungsrechte, 4) die Mittel zu Erreihung des Bundeszweckes, 
die Kreis⸗ und Bundeöverfaffung, 5) den Rath der Kreißoherften, 
Defterreih und Preußen mit je zwei, Baiern, Sannover und Wür- 
temberg mit je einer Stimme, denen bie ausübende Gewalt, das 
Kriegs» und Friedensrecht gebühre, 6) den Rath der Fürften und 
Städte, welchen nebft den Kreidoberfien die innere Gefeßgebung 
zuftehe, 7) das öfterreichifche Direktorium, 8) die Nechte der Kreis⸗ 
Oberſten als Bundesbeamten, wegen Vertretung des Bundes und 
Aufrehthaltung feiner Beſchlüſſe, Leitung der Kreisverfammlungen, 
Aufficht über dad Kriegsweſen des Kreife8 und Erhebung ihrer 
Gerichte zu Kreiögerichten für die Eleineren Kreisflände, 9) Verbot 
des Krieges und der Bündniffe und Subfldien für bie nicht außer 
Deutſchland begüterten Bürften, 10) Schlichtung der Streitigkeiten . 
ber Bundesglieder durch Aufträgalgericht und Bundeögericht, welches 
au über Verlegung des Bundesvertrags zu fprechen hat, 11) 
Nothwendigkfeit fländifcher Einrichtungen in jedem Lande und ber 
Beftftelung eined Minimums an Nechten der Stände, 12) Rechte 
aller Deutſchen, inäbefondere freier Auswanderung und Annahme 
der Kriegs⸗ und bürgerlichen Dienfte in ganz Deutſchland.“*) 

Außer den Großmächten wurde Hannover, für welches fein 
Bertreter Graf Münfter auf den Rath der verbündeten Mächte 
die Königswürde angenommen hatte, Baiern und YWürtemberg 
beigegogen und dieſe fünf bildeten nun das Comité für deutſche 
Verfoffungsangelegenheiten, welches am 14. Oktober 1814 die 
Verhandlungen begann. Schon in der dritten Sigung machten 
Baiern und Würtemberg Einwendungen gegen den Entwurf. 
Baiern erflärte: der König befige vermöge ver ihm im Vertrag 
von Ried zugefagten Souveränität unbebingte Regierungsrechte 


*) Berk, Leben Steins Bd. IV. p. 130, 
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über feine Vinterthanen, und könne ihnen daher Kein Mecht der 
Berufung an den Bundestag einräumen, ebenfowenig auf dad 
Geſandſchaftsrecht verzichten. Würtemberg vermahrte ſich ebenfalls 
gegen eine Bundesverfaffung, welche dem Direktorium das Necht 
ber Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten zutheile, und wollte 
nus einen Bund, weldher Sicherheit nah Außen gewähre, könne 
daher nur auf Berathbung über Deutſchlands Kreideintheilung, 
die Aufftelung von Kreisbireftoren und einem Oberdirekto⸗ 
rium eingeben. Entſchieden erklärte es ſich gegen Beſchrän⸗ 
fung: der Souveränitätörechte, indbefondere die Unterfagung des 
Kriegführens, Niederfegung eines Bundesgerichts und Ausſprechen 
eines Minimumd fländifcher Nechte und Erwähnung der Unter⸗ 
tbanenrechte, welche in einem Staatsvertrage nothwendig weg: 
‚bleiben müßten. Beide proteflirten gegen Defterreih8 und Preußens 
Doppelftinmen und wollten diefe Mächte gar nicht in den Bund 
aufgenommen wiffen, da ſie denfelben nur zu einem Mittel eigener 
Herrſchaft benüben zu wollen fcheinen. Dagegen erwiderte Met: 
ternih : die Feſtſetzung der Nechte der Unterthanen beutfcher Nation 
fei ſchlechterdings nothwendig, um fo mehr, da in den letzten Zeiten 
in einzelnen Staaten ſolche Bebrüdungen flattgefunden hätten, 
wider welche die Unterthanen in Zukunft nothwendig geſchützt 
werden müßten. Die tbeilmeife Beſchränkung der angeblichen 
Souveränität fei dur den Zweck des Bundes nothmendig bes . 
dingt. Auch der hannöverifche Gefandte Graf Münfter gab eine 
fehr entjchtedene kräftige Erklärung gegen die Souveränitätgans 
ſprüche Baierns und Würtembergs, worin er nachwies, daß fie 
früher keine Rechte darauf gehabt und auch durch die mit den 
verbündeten Mächten geſchloſſenen Vertraͤge Feine erlangt hätten. 
Auch gab er zu bedenken, nur durch Befriedigung der billigen 
Forderungen der deutfchen Nation fei es möglich, Nuhe und Zu⸗ 
friedenheit in Deutfchland herzuſtellen. Baiern aber erklärte noch- 
mals, auf das Recht der Verträge mit Auswärtigen zum Vortheil 
des Fünftigen deutfchen Bundes nicht verzichten zu Tönnen, „weil 
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an biefem Hecht der bairiſche Nationalſtolz Gefallen trage und der 
König als Landesherr die heilige Pflicht Habe, dieſes Recht aufs 
recht zu erhalten.“ 

Stein wendete fih jebt unter Berufung auf die Proflamation 
zu Kalifh (in einem Schreiben vom 4. Nov.) an ben Kalfer 
Alexander und klagte ihm, wie die Verhandlungen über einen 
deutſchen Bunbesvertrag bisher Feinen anderen Erfolg gehabt hätten, 
als den, von Seiten Baierns und Würtembergs ein. Syftem des 
Ehrgeizes, der Vereinzelung und des Deſpotismus an's Licht zu 
bringen, das den Grundfägen der Bunbeseinrihtung und ber 
inneren Ruhe und dem Wohle Europas. widerfprehe. Es mäfle 
Europa daran gelegen fein, daß ber Zuftand ber Gereiztheit ber 
Völker befänftigt werde, die Mißbräuche ver Gewalt aufhören umb 
der Souveränität der Fürften Gränzen gezogen werben. Cr bat 
ihn ſchließlich, eine vertrauliche Note an Defterreih, Preußen und 
Hannover zu erlafien und fie in Geltendmachung der mefentlichen 
Grundfäge einer Bundesbildung zu unterſtützen. Dieß geſchah 
und Neffelrode übergab im Namen des Kaiſers an Metternid) 
und Hardenberg eine Note, worin er den von beiden Kabineten 
vorgelegten Bunbesplan billigt, und namentlich feine lebhafte Be⸗ 
friedigung darüber ausſpricht, daß derſelbe das Mecht zu Krieg 
und Brieden, das Necht, die Streitigkeiten der Fürften zu fehlichten 
und Über die allgemeineren Interefien zu machen, dem Bunde 
übertragen wiſſen wolle, und verlange, daß zum Schuge der Frei⸗ 
heit und des Eigenthums Landflände gebifbet und durch den Bund 
gemährleiftet werben ſollen. Es ſei dieß ganz im Sinn der Pro- 
Mamation von Kaliſch, in welcher der Kaifer von Rußland und 
König von Preußen ihren Entſchluß erklärt hätten, den beutfchen 
Völkern zur Wiebererlangung ihrer Freiheit und Unabhängigkeit 
zu helfen. 

Diefe Note Hatte ein fefteres Auftreten der öfterreichifchen, 
preußiſchen und hannöveriſchen Gefandten zur Folge, und ein Ar 
tifel im rheiniſchen Merkur vom 31. Oftober 1814, worin über die 
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Rage der deutſchen Verfaſſungsangelegenheiten Bericht erftattet wird, 
ftellte fie den Fall beharrlichen Widerſtands von Selten Baterns 
und Würtembergd die durchgreifende Hilfe der Verbündeten 
in Ausficht. Zulekt gewann aber diefer Wiberfland doch den 
Sieg. Am 16. November übergaben die mürtembergifähen Ges 
fandten eine Note, worin file den Ausfhuß befchuldigten, von dem 
vorgelegten Plan abgegangen zu fein und erklärten, daß ihr König 
es mit feinen Pflichten unvereinbar anfebe, ſich fernerbin über 
einzelne Gegenflände auszufprechen und daß ihn zu Verzichtleiftung 
auf unzweifelhafte Nechte nur die dafür zu erhaltenden Vortheile 
vermögen könnten. Zugleich traten die Sefandten von ben Bera- 
thungen aus und ber Ausſchuß Löfte fich unmverrichteter Dinge auf, 
ohne daß die verbündeten Mächte, deren Einigkeit durch die fächflfche 
Frage geftört war, Anftalten getroffen Hätten, den Wiberfland 
Baternd und Würtembergs zu brechen, wozu fie um fo mehr ein 
Recht gehabt Hätten, da die von den neuen Königreichen behauptete 
Souveränität nicht auf alten vom beutfchen Reiche her ererbten 
Rechten berubte, fondern ein Geſchenk Napoleons des beflegten 
Meichöfeindes, eine Schöpfung fehr neuen Datums war. 
Während vie durch den Rheinbund geſchaffenen Königreiche 
ihre neugewonnene Souveränität einer feft einigenden Bundesver⸗ 
verfaffung als Hemmniß entgegenftellten und die einigende Spitze 
möglihft abzuſchwächen fuchten, wurden von den minder mächtigen 
Fürften, unter Leitung des niederläntifhen Kongreßgeſandten von 
Gagern, ernfllihe Anftrengungen zur Wieverherftellung eines deut⸗ 
hen Kaiſerthums gemacht. An demfelben Tage, an welchem bie 
Fünferfommiifton der Groß- und Mittelftanten zufammentrat, am 
14. Oktober verfammelten ſich die Gefandten von 19 Kleinftaaten 
und beſchloſſen in ber Furcht, es ſei von den größeren Staaten 
auf ihre gelegentliche Beſeitigung abgeſehen, zunächft Theilnahme 
an den Berathungen über das deutſche Verfaſſungswerk zu fordern. 
Die bereits mebiatifirten Fuͤrſten, die von der Neugeftaltung Deutfch- 
landd Wiedereinſetzung in ihre früheren Rechte hofften und wünfchten, 
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was nur bei Wienerherftelung der alten Meihäverfaffung möglich 
war, ordneten eine Gefandtfhaft an ben Kaiſer Franz IL ab, 
welche ihm in einer feierlichen Audienz am 22. Oftober durch 
den Mund der Frau Fürflin von Fürftenberg um Wiederannahme 
der deutſchen Kaiferwürbe bat. Franz erwiderte: „IH bin ſchon 
von mehreren Selten barum angegangen worben und es iſt auch 
mein Wunfch, wenn deſſen Erfüllung fi mit dem Interefie meiner 
eigenen Ränder vereinigen läßt.“ Einige Wochen fpäter, den 16. No» 
vember reichten die Abgeordneten von 29 deutſchen Fürften, im 
Einverftändni mit Hannover, eine ausführliche Note an Oeſter⸗ 
reich und Preußen ein, worin fle bie Ueberzeugung ausſprachen, 
daß mdie deutſche Verfaffung ihren fefteften Beftand alsdann erft 
würbe behaupten, wenn ein gemeinfames Überhaupt, welches 
dem deutfchen Verband den erften Rang unter den europäiſchen 
Nationen gab, an der Spitze der deutſchen Verbindung, dem von 
den Ständen des Bundes gemeinfam Befchlofienen bie unverbrüch- 
liche Vollziehung fichere, die Säumigen oder Weigernden ohne 
Unterſchied mit erforderlihen Nachdruck zur Erfüllung ded Bun⸗ 
desvertrags anbalte, der Bundesjuftiz ſchnelle und volllommene 
Folge verfchaffe, die Kriegsmacht des Bundes leite, und jo im 
Innern und gegen Außen allen Etaaten beffelben, auch bem maͤch⸗ 
tigften als Beichüger und erfter Mepräfentant ber beutichen Nation 
fih darftele.“ Daß unter dem Oberhaupte ein Kaifer gemeint 
war, geht aus einer Note des brannfchweigifchen Gefandten Schmidts 
Phiſeldeck an den hannöverifchen Bevollmächtigten Grafen Münfter 
hervor, morin ſich jener auf ein Privatgefpräch mit letzterem über 
bie Wieverherftelung der Katferwürbe bezieht, wornach Münfter 
geäußert hatte, daß er „zwar ald Privatmann denfelben Wunſch 
bege, aber glaube, daß deſſen Erfüllung die Pariſer Verhandlungen 
und die Worte des Friedensſchluſſes entgegenftünden. Gr könne 
fich daher nicht über die Ausführbarkeit der Sache beſtimmt äußern, 
ehe er wiſſe, was für Attributionen man der Würde eines Kaiſers 
ober Bundeshauptes beigelegt fehen wolle.“ In dieſer Beziehung 
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gibt nun Schmidt Phifelded im Auftrag der in der Note vom 
16. November vertretenen Staaten die Aufklärung: Man febe 
folgende Attributionen der Würde eines Bunbeshaupts als weſent⸗ 
üb voraus: 1) Vollziehung der Bundesbefhlüffe; 2) Aufficht 
über die Juftizverfaflung und beſonders das oberſte Bundesgericht, 
mit Befugniß zur Vollſtreckung feiner Erfenntnifje; 3) Vorfig in 
der Bundesverfammlung ; 4) Leitung ded Kriegsweſens. Im Pas 
riſer Frieden glauben fie fein unüberwindliches Hinderniß zu fehen, 
indem die dort verheißene Bunbesverfaffung ein Bundeshaupt nicht 
ausfchließe. Hierauf erwiderte Münfler mit Hinweiſung auf bie 
dem Pariſer Brieden vorangegangenen Negotiationen. Diefe fcheis 
nen ſich nämlich auf Zugeftändniffe zu beziehen, welche Defterreich 
an Preußen gemacht hatte, wornach erflered darauf verzichtete, bie 
Kaiferwürde wieder in Anfpruh zu nehmen. Einzelne Staatd« 
männer wie Stein, Graf Solms⸗Laubach und Andere gingen freis 
lich noch weiter und meinten, wenn Defterreich, durch frühere Er- 
Härungen gebunden, und wegen ber Gefahr, durch Verbindung 
ber deutſchen Katjergewalt mit der öſterreichiſchen Hausmacht das 
europäifche Gleichgewicht zu verrüden, die Kaiferfrone nicht an⸗ 
nehmen könne, fo könne e8 ja Preußen, bei welchem jene Hinder⸗ 
niſſe nicht obmalteten und das durch feine Verbienfte um die Bes 
feeiung Deutfhlands vom Joch der Franzoſen Defterreih ben 
Rang abgelaufen und ſich gerechte Anfprühe auf hie bleibende 
Hegemonie erworben habe. Ueberhaupt mußte das in inneren 
Meformen vorangefihrittene Preußen, welches feiner Gefammtbevöls 
ferung nach meientlich deutſch war, viel geeigneter erfcheinen, an 
ber Spite Deutſchlands zu ſtehen, als das aus einem Gemifch 
von Nationalitäten zufammengefegte Defterreich. Dieß mar jeboch, 
wie gefagt, nur bie Anſicht und Einficht Einzelner, und bei Welten 
bie Mehrzahl derer, welche die Herftelung des Kaiſerthums wollten, 
ging von der Vorausſetzung aus, daß dieſes dem Kaufe Habs⸗ 
burg zufallen müfle. Aber fo weit waren jedenfalls die Anfprüche 
Preußens gediehen, baß bie Unterwerfung unter einen öſterreichiſchen 
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Kaifer die größten Schwierigkeiten fand, und wenn auch für ben 
Yugenblid die Nivalität durch patriotiiche Selbfiverläugnung hätte 
überwunden werben mögen, fo wäre doch dadurch ber Keim der 
Zwietracht in die deutfche Meichöverfaffung gelegt gewefen, aus dem 
fpäter Verwirrung und Lähmung der Gentralgewalt, wo nicht 
offener Krieg hätte erwachſen müſſen. Ueberdieß war bereits jegt 
eine bedenkliche Verwicklung eingetreten. Preußen machte Anſpruch 
auf Erwerbung des ganzen Königreichs Sachſen, deſſen Dynaftie 
wegen bebarrlichen Buͤndniſſes mit Napoleon Strafe verdient zu 
haben fchien, für die man nicht blos Gründe der Rache, fondern 
das Interefie Deutichlands geltend machen konnte. England hatte 
fih einverflanden erflärt und Kaifer Aleranver von Nußland dem 
preußifhen Kabinet feine angelegentlihe Unterflügung in ver fäch- 
fliehen Frage zugefagt, theilweiſe aus eigennüßigen Beweggründen, 
um bei Einverleibung Polens in das ruffifche Meich freiere Hand 
zu haben und auch den preußifchen Antheil Polens mit beizichen 
zu können. Allein der Fürft Metternich, der Lenker der öfters 
reichiſchen Politik, verweigerte feine Zuftimmung zu den preußiſch⸗ 
ruſſiſchen Planen, obgleih er früher vorläufig eingewilligt Hatte. 
Die Gründe feines Widerflandes waren angeblih von Nüdfichten 
der Legitimität und Pietät hergenommen, die nicht erlaubten, ein 
fo altes Fürſtenhaus des Erbes feiner Ahnen zu berauben, im 
Wahrheit aber fürchtete er, Preußen möchte, durch die Einverlei⸗ 
bung Sachſens zwedmäßig zu einer zufammenhängendnen Länder 
mafle arronbirt, zu fehr erſtarken, und ein gefährlicher Nachbar 
Defterreihd werden. Es gelang ihm auch, Frankreich und fogar 
England auf feine Seite zu ziehen und bort durch Verbreitung 
der irrigen Anficht, als ob das Königreih Sachſen von Einem 
felbftfländigen Volksftamme bewohnt märe, die Öffentliche Meinung 
gegen die Einverleifung Sachſens In Preußen aufzureizen, fo daß 
das engliſche Rabinet durch die Oppofition im Unterhaufe genöthigt 
wurde, ſich dagegen zu erklären. Dadurch ermuthigt, erklärte 
Metiernich, bie Forderung ber Uebergabe des ganzen Königreihb 
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Sachſen an Preußen für ein Hinderniß der Eintracht und der 
definitiven Ordnung der deutſchen Ungelegenheiten. Als nun 
Preußen, auf Rußland geflübt, auf feiner Forderung bebarrte, 
ſchloß Defterreih am 3. Ianuar 1815 mit England und Frank⸗ 
reich ein Schutzbündniß für den Fall eines Angriffs, und wirklich 
war auch die Stimmung auf beiden Seiten fo gereist, daß man 
den Ausbruch eined neuen Krieges ernftlih fürdhten mußte. End⸗ 
lich gaben Rußland und Preußen nach und man vereinigte fi 
auf eine Theilung Sachſens, mwoburd freilich der vermeintlichen 
Selbftändigkeit der fächftfchen Nation viel größeres Unrecht ge= 
ſchah, als durch die ungetheilte Vereinigung mit dem flammver- 
wandten preußifchen Staat. Der Frieden wurde äußerlich herge⸗ 
ftellt, aber innerlich dauerte die Verſtimmung fort. 

Sobald ſich wieder einige Ausficht für friedliche Ausgleichung 
der polnifh-fächflihen Frage zeigte, richteten die Bevollmächtigten von 
32 deutfchen Bürften und freien Städten, welche fchon früher auf Wies 
derherftellung der beutichen Kaifermürbe angetragen hatten, an Met» 
ternih und Hardenberg eine Aufforderung zu endlicher Eröffnung 
ber deutfchen Verfaffungäberathungen und im Einverſtändniß damit, 
Inden nun Hardenberg und Humboldt den Fürften Metternich ein, 
unter Beiziehung der Abgeoroneten ſämmtlicher deutſchen Fürſten, 
Die deutfchen Angelegenheiten wieder in Berathung zu nehmen. 
Als er ſich dazu bereit erklärte, überfandten fie ihm (10. Febr. 
1815) zwei neue Verfafjungdentwürfe, deren Unterfchieb nur darin 
beftand, daß bei dem einen eine Eintheilung Deutfhlands in Kreife 
zu Grunde gelegt war, bei dem anderen aber dieſe Voraus⸗ 
feßung fehlte. 

In der begleitenden Note wurden die Vortheile der Kreis⸗ 
eintheilung für Organifirung ber Einheit treffend auseinandergefegt 
und das Vorurtheil widerlegt, ald 06 dadurch einzelnen mächtigeren 
Staaten, welche mit der Kreisdirektion beauftragt würben, Ge⸗ 
Tegenheit zur. Unterbrüdung der ſchwächeren Mitftände gegeben 
werden follte, und barauf aufmerkſam gemacht, daß die minder 
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Mächtigen in einer Kreisverfammlung weit mehr zu bedeuten haben 
würben, als in einer allgemeinen Bundesverſammlung. 

Als oberfte Behörde war in beiden Entwürfen eine Bundes⸗ 
verfammlung vorgefhlagen, welche aus einem erften und zweiten 
Kath beſtehen ſollte. Im erften hätten die Bevollmächtigten ver 
Kreisvorfteber ober der fleben mächtigeren Staaten zu fiten, im 
zweiten die aller felbftändigen Mitglieder des beutfchen ‘Bundes, 
theild mit Viril⸗ theild mit Curiatfiimmen. Die mebiatifirten 
Reichsſtaͤnde follten dann in ten Kreisverfammlungen neben ben 
fouveränen ihre Stelle finden. Dem erſten Rath, der beftändig 
verfammelt fein muß, kommt die Leitung und ausübende Gewalt 
des Buntes und bie Vertretung nah Außen zu, die Entſcheidung 
über Krieg und Prieden bat er nur im Verein mit einem Aus- 
fhuß des zweiten Nathes. Die Bevollmächtigten von Oeſterreich 
nnd Preußen haben je zwei, bie übrigen nur je eine Stimme. 
Der Wirkungskreid des zweiten Rathes befteht hauptſächlich im 
Antheil an der allgemeinen, für ganz Deutfchland geltenden Geſetz⸗ 
gebung. Er verfammelt ih jährlich am Site des erſten Rathes 
und bie Dauer feiner Situngen hängt von dem Umfang ber zu 
erledigenden Gefchäfte ab. Auch bet dieſen Entwürfen war ein 
Minimum von Grundrechten feftgefeßt, die jeder Deutfche zu genießen 
haben follte, nämlich: die Freiheit, ungehindert in jeden andern 
zum Bunde gehörenden Staat auszuwandern; in Civil» oder Kriegs⸗ 
bienfte eines andern Bundesſtaats zu treten; ſich auf jeber deutſchen 
Lehranftalt zu bilden; Freiheit und Sicherheit der Perſon und des 
Eigentbums, und Schuß vor Verfügungen, melde biefelbe unges 
ſetzlich verletzen; SPreßfreiheit mit DVerantwortlichkeit der Schrift 
fteller, Buchhändler oder Buchdruder; und Aufhebung der Leib⸗ 
eigenſchaft. Als das Wichtigfte aber, worauf die begleitende Note 
ein Hauptgewicht legt und movon man nicht abgehen dürfe, ohne 
der Erreihung des gemeinfchaftlihen Endzwecks den wefentlichften 
Nachteil zuzufligen, werden drei Punkte namhaft gemacht: 1) Eine 
kraftvolle Kriegsgewalt, 2) ein Bundesgericht und 3) landſtändiſche, 
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durch den Bunbesvertrag geflcherte Verfaſſungen. Schließlich ſpre⸗ 
hen die Bevollmächtigten bie Ueherzeugung aus, daß die Errichtung 
einer beutfchen DVerfaffung nicht blos in Beziehung auf die Ber- 
hältniffe der Fürften zu einander, fondern ebenfofehr zur Befriedi⸗ 
gung der gerechten Anſprüche der Nation nothwendig ſei, die nicht 
in einzelne Theile zerfallen wolle, fondern überzeugt fei, daß bie 
Mannigfaltigkeit der deutſchen Volksſtäämme nur dann wohlthätig 
wirken koͤnne, wenn ſich diefelbe in einer allgemeinen Verbindung 
wieder auögleihe. Für dieſe feien aber die drei obengenannten Ein« 
richtungen von der größten Wichtigkeit. 

Die Berathung diefer Entwürfe wurde durch eine neue von 
Stein angeregte Verhandlung über die Katferfrage gekreuzt. Stein, 
der ſchon urfprünglih an Erneuerung des deutſchen Kaiſerthums 
gedacht, aber fpäter Davon abgegangen war und fi dem Plane 
eined Bundesſtaates zugewendet hatte, war durch die Schwierigkeiten, 
die ſich auch diefem entgegengeftellt hatten, zur Kaiſeridee zurück⸗ 
geführt; er befchloß, Die Beftrebungen der mittleren und kleineren 
deutſchen Fürften in dieſer Richtung zu unterflüßen, und es gelang 
ihm auch, den rufftfhen Miniſter Capodiftria dafür zu gewinnen. 

Am 9. Februar übergab Capodiſtria in Uebereinſtimmung 
mit Steind Wünfchen dem Kalfer Alexander eine Denkihrift*), 
worin er bie Brage behandelte: „ob ed für Deutichlands und 
Europa’ Wohl vorzuziehen fei, wenn man Deutjchland zu einem 
feftvereinigten Bundesſtaate bilde, oder wenn man es in einem 
folden Zuſtande belaſſe, daß neue Veränderungen darin zu er⸗ 
warten fein? Werbe nah dem bisherigen Verfahren ver fünf 
deutſchen Höfe diefen die eigentliche Leitung, dad Kriegsrecht, bie 
Entſcheidung der Streitigkeiten ber Fürften, die Gewähr ber Ver⸗ 
faflung, der Schuß der Untertbanen übertragen, fo laſſe fi nad 
den biöherigen Erfahrungen erwarten, daß Defterreih8 und Preu⸗ 
Gens Beſtreben nah Erweiterung ihres Ginflufies, Frankreichs 


*) Berk, Leben Steins Bo. IV. p. 321. 
Klüpfel, deutiche Cinheitsbeſtrebungen. 24 
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Verſuch Einfluß zu erlangen, unterflüht von Bayern, Würtem- 
bergs Drang, nicht Hinter letzterem zurüdzubleiben, zu Streitig« 
feiten führen werbe, woran Frankreich für den Süden und Ruß⸗ 
land für den Norden Theil nehmen müflen. Diefe Gefahren für 
Deutſchlands und Europas Frieden, und die Nothwendigkeit fefter 
Berhältniffe in dem Mittellande des Welttheils, menn das Gleich⸗ 
gewicht und bie Ruhe der Staaten erhalten werben follen, machen 
es rathſam, Deutichland eine fo fefte Verfaffung zu geben, daß 
ed ein feiter Wall gegen jeden Eroberer, die Grundlage des euro» 
paͤiſchen Gleichgewichts werbe.« — „ Eine foldhe Befligkeit ver Ver⸗ 
faſſung,“ erklärte Capodiſtria, „Eünne nur durch ein Oberhaupt, 
erbliche8 ober gewähltes gegeben werben; es fei daher rathjam 
und den Wünfchen der Deutfchen gemäß, Defterreich dieſe Würde 
mit den nöthigen Vorrechten zu übertragen. Oeſterreich, mit ber 
Katferwürbe verfehen, werde kein Intereffe weiter zu Bünbniffen 
mit Frankreich haben; Preußen, in feine gerechten Grenzen einge- 
fchränkt, am Bunde Theil nehmen, aber feine Verbindung mit 
England und Rußland beibehalten, die ausgedehnten Beſitzungen 
Oefierreichs in Italien unter einem Prinzen des Haufes ein natio- 
nales Dafein erhalten. Defterreich felbft erhalte durch die deutſche 
Krone Fein Uebergemicht für den Angriff, fondern nur eine er⸗ 
baltende und vertheidigende Macht. Es frage fih nur, ob Defter- 
reich diefen Vorſchlag annehmen Eönne, und ob man bei deſſen 
Ahgeneigtheit darauf beftehen folle? « 

Kaiſer Alexander ging auf den Plan ein und trug feinem 
Minifter auf, mit Preußen darüber zu verhandeln. Er beſprach 
Die Sache auch ſelbſt mit Stein, der, an Capodiſtria's Denkſchrift 
anfnüpfend, ihn von ber Schwäche und ben verberbliden Bol 
gen eines Fünfhöferegiments für die innere Ruhe und Sicherheit 
Deutſchlands zu überzeugen ſuchte umb die Nothwendigkeit zeigte, 
flatt einer Leitung von fünf in Anſichten, Iuterefien und Regier⸗ 
ungsformen fo verſchiedenen Höfen, ein einziges Haupt des Bundes 
anzuorbnen. Daß dieſes Defterreih fein müßte, ſchien ihm bei 
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dermaliger Rage der Dinge unvermeidlich und er glaubte, es würde 
dadurh ein Heilfamed verfaffungsmäßiges Band gebildet, das 
Defterreich wieder mehr mit Deutſchland verbinde. Nur ein be⸗ 
fchränftes Maaf von Befugniffen glaubte Stein unter ven gege- 
benen Verhältniffen für die neue Kaiferwürbe vorfchlagen zu 
können: Theilnahme an der Gefebgebung, an der richterlichen Ge- 
watt und an der Kriegführung, wozu noch eine Anzahl Ehren» 
echte Eommen follten. Die Gefeßgebung über Gegenflänte von 
allgemeiner Bedeutung, fomie das Recht des Kriege und Frie⸗ 
dens follte der Kaifer in Gemeinfhaft mit dem Bundestag hand⸗ 
haben, die richterlihe Gewalt durch ein Gericht ausüben, deſſen 
Mitglieder der Bund, deſſen Vorſtand ber Kaifer zu ernennen 
hätte; die Leitung der Kriegsmacht follte dem Kaiſer und einem 
Rath dreier Fürften anvertraut werben, deren einer ſtets ver Kö- 
nig von Preußen fein müßte Die Eaiferlihe Winde follte erb- 
lich fein. 

Alexander zeigte fich geneigt, auf Ausführung diefer Vor⸗ 
ſchläge hinzuwirken, nur müßte er ver Zuflimmung des Königs 
von Preußen gewiß fein. Uber eben darin zeigten fi) unüber- 
windliche Hinderniſſe, da die preußifchen Minifter Hardenberg und 
Humboldt fich entfhieden gegen die öfterreichifche Kaiſerwürde aus⸗ 
ſprachen. Lebterer entwarf eine Denffchrift, worin er den Plan 
mit gewichtigen Gründen befämpft. Folgendes ift ihr Hauptinhalt: 

„1) Es ſei unmöglich, einem beutfchen Kaifer die erfor- 
derliche Macht zu geben, Preußen Eönne ſich dem nicht unterwer- 
fen, Baiern und die andern mächtigen Yürften würden es nicht 
mollen. *) 

2) Die Kaiferwürde ohne diefe Macht würde dem Beflger 
nicht hinreichenden Bortheil gewähren, und er daher den Vor⸗ 
theil feiner eigenen Staaten dem Deutſchlands fletd vorziehen, 
was Legterem und Europa gefährlich ſei. 


©) Pertz Leben Steine, Br. IV. p. 335. 
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3) Diefe Gefahr erſcheine am größten bei Vebertragung ber 
Würde an Defterreich, dieſes habe Belgien, Vorderöſterreich, ſei⸗ 
nen Einfluß auf die geiftlihen und Eleineren Fürſten verloren ; 
feine Hauptmacht liege in Italien, Ungarn, Bolen; feine deutſchen 
Beflgungen hängen damit zufammen; und habe Defterreih ſchon 
früher feine Pflichten gegen dad Reich vernadhläßigt, und fein 
Interefie dem Deutfchlands vorgezogen, fo werde dad jetzt noch 
vielmehr der Fall fein. In Folge der Kaiferwürbe werde eine Ab⸗ 
bängigfeit der Eleinen Fürſten wie im Rheinbunde eintreten, was 
die Unterzeichner des Parifer Friedens nicht wollten, 

4) Ein Bund ohne Haupt gewähre noch immer die nad 
den Umftänden erreichbaren Vortheile, entferne die Unzuträglich- 
Zeiten, fei allein möglich ; denn 

5) da gegen die Eaiferlihe Macht ein Gegengewicht noth⸗ 
wendig fei, wozu in allen biöherigen Planen, Preußen allein oder 
mit Baiern oder zwei Wahlfürften, mit Rechten ausgeflattet 
werbe, fo werde mit der Kaiferwürbe die Eiferfucht gegen vie 
felbe wachen, und Hemmungen eintreten, die zu überwinden ber 
Kaifer wieder größere Macht erhaltene müffe, als bie zur Ver⸗ 
theidigung Deutſchlands erforderlich fei. 

6) Wenn Krieg und Frieden allein vom Kaifer abhängen . 
oder feiner Genehmigung bedürfen, fo Eönne er den gerechteften 
ebelften Nationalauffhwung vereiteln ; gebe man ihm nur mehrere 
Stimmen, fo entflehe derſelbe Mangel an Einheit und Kraft, 
welche man bei einer Bundeöverfafiung beflage. 

7) Das Verhältniß der Macht des Kaiſers und der deutfchen 
Staaten fei durch die Einziehung der geiftlihen und Unterhrüdung 
fo vieler weltlichen Fürſten und Reichsſtädte fo fehr verändert, 
daß wo früher fein Wille hingereicht, jet Heere erforbert mürben, 

8) Die Verbindung Deutſchlands mit dem Geſchick einer ber 
großen Mächte Europa's werde jenes in alle Gefahren derſelben 
bineinziehen, während bei einem Staatenbunde die Mächte fi 
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anberweitig anfchließen und neutral bleiben könnten. Der Ges 
ſchaͤftsgang werde durch Verfaffungsformen in gewöhnlichen Zeiten 
erfchwert, welche im Augenblick der Gefahr alle unnüß ober 
ſchaͤdlich würden. 

9) Daffelbe gelte vom Inneren. Da der Kalfer auf eigene 
Derantwortlichkeit handle, fo werde er fih wohl hüten, Verfaſ⸗ 
fungsverlegungen der größeren Mächte abzuftellen, während in 
einem Bunde wenig bedenklich ſei, fich der Mehrheit anzufchließen. 

10) Wenn fo nad Außen und Innen die Grundfähe des 
fatferlichen Hofes und felbft eines Miniſters befländig und oft im 
Widerſpruch mit dem Volksgeiſte überwiegen würden, fo merbe 
im Gegentheil bei einem Bunde die Öffentliche Meinung größeren 
Einfluß haben, Schäpliches leichter vermieben und Beſſeres an bie 
Stelle gefeßt werben, mie es dem Geiſte der Nation entfpreche, 
die weder unruhig noch aufrührerifh fel, aber vorwärts firebe 
und die Aufklärung benügen wolle, zuwider jener Unbemweglichkeit, 
der die Erfahrung nichts iſt, und für welche die Jahrhunderte 
umfonft verlaufen. | 

11) Die Ruhe und Sicherheit Deutfchlands und ihr Ein- 
fluß auf das Gleichgewicht Europa's beruhe ſtets auf der Einig⸗ 
feit Preußens und Oeſterreichs, die mahre Gefahr in deren 
Uneinigfeit. Die Aufgabe bei einer deutſchen Verfaſſung müſſe 
daher hauptſächlich mit fein, in den verfaffungsmäßigen Verhält- 
nifien der beiden Mächte jeden Grund zur Uneinigfeit zu ent⸗ 
fernen, und im unglüdlihen Kal eines Krieges unter ihnen ben 
Deutſchland und Europa treffenden Stoß weniger fühlbar zu 
machen. In beider Hinflcht fet ein Bund dem Kaiſerthume vor» 
zuzieben, da dieſes fon durch fein Dafein einen Gegenfab Preu⸗ 
Bend zu Defterreich bewirke, und im Kriegsfalle Deutfchland zwinge, 
mit dem Leßteren zu geben ober die Berfaffung zu brechen; in 
einem Bunde Hingegen würden bie Berührungen fanfter und ges 
fabrlofer, und felbft bei ausbrechendem Kampfe könne Deutfchland 
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verfafiungsmäßig neutral bleiben unter Baierns und anderer grö⸗ 
Berer deutfcher und fremder Mächte Schupe. 

Aber felbft wenn es fortgerifien würde, werden die Bürften 
fich wahrſcheinlich zwifchen beiden Kämpfern theilen, und beren 
Gewicht folglih Europa weniger furchtbar fein.“ 

Das Hauptgewicht Diefer Einwendungen fiel nicht ſowohl 
gegen das Kaifertfum überhaupt, ald gegen bie Kaiſerwürde 
Defterreih8 und die durch die Müdfiht auf Preußen bedingte 
ſchwache Ausftattung ber kaiſerlichen Gewalt. Die Kalferwürbe 
für Preußen ſelbſt in Anſpruch zu nehmen, glaubten bie preu- 
ßiſchen Staatömänner noch nicht wagen zu dürfen. Auch andere 
nicht preußiſche Staatsmänner, wie Stein, bielten einen Ueber- 
gang des deutichen Kaiſerthums am Preußen bermalen für un 
möglid. An eine Unterwerfung Oeſterreichs unter Preußen war 
nit zu benfen, und eine Ausſcheidung Oeſterreichs aus dem neu 
zu errichtenden deutſchen Reich, was die Hauptbedingung einer 
gefunden Iebensfähigen Geftaltung gewefen wäre, Iag der damali⸗ 
gen Politit durchaus ferne. Dan hatte noch Teine Einfit in 
die innere Nothwendigkeit der Sonderung Defterreih8 von Deutſch⸗ 
land. So ſchien nur ein öfterreichifches Kaiſerthum möglich, aber 
ohne Verftändigung mit Preußen war es unmöglih. Der König 
ſchien nicht unbedingt dagegen zu fein. Auch Stein hegte Hoff⸗ 
nung die Sffentlide Stimmung in Preußen, fogar dad Heer da⸗ 
für gewinnen zu können. Grolmann ſcheint ihn darin beflärkt zu 
haben. Aber au Hardenberg erklärte, er Eönne als preußiſcher 
Minifter unmöglih in eine Vermehrung der öſterreichiſchen Macht 
durch die Kaiſerwürde willigen. Stein verfuchte vergeblid Hum⸗ 
boldt's Gründe zu widerlegen. So fharf und richtig auch fonft 
Stein in politifden Dingen ſah, jo war bo fein Plan, dur 
Erneuerung des habsburgifchen Kaiſerthums Deutichland zur Ein- 
heit zu verhelfen, ein großer Irrthum. Gin deutſches Kaiferthum, 
durch welches Preußen und Defterreich zu einem politiſchen Gan⸗ 
zen zufammengefuppelt werben follten, wäre ein Unding geweſen 
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und hätte in der Tolge zu den größten Verwirrungen führen 
müffen. 

In der Breffe erhoben fich viele Stimmen für das Kaiſer⸗ 
thum, welches fie als das einzige und ficherfie Mittel bezeich- 
neten, Deutſchlands Noth zu helfen. 

Mit großem Nachdruck ſprach fih Ofen zu Anfang bes 
Jahres 1815 aus, in einem Auffag in Ludens Nemeſis mit der 
Aufihrift: „» Warum wählt ihr feinen Kaiſer ? « Gr führt aus, 
daß ein Kaifer nothwendig fei ſchon in europätichem Intereffe, 
denn nur ein deutſches Kaiſerthum Eönne den europälfhen Staa⸗ 
ten einen Mittelpunft und Halt geben, dann aber noch mehr in 
Bezug auf Deutſchland ſelbſt, das ohne Kaiſer mie Polen den 
fremden Mächten ſchutzlos yreißgegeben wäre. Ohne Kaifer fei 
auch Feine innere Einheit denkbar, weder unter den Kürften no 
im Bolt, keine Bürgfchaft ver Freiheit, keine Möglichkeit nach⸗ 
Haltiger innerer Reformen. „Wir müfjen“, fügt er, „nad nichts 
rufen als nah einem Kaiſer. Nicht nah Verfaſſung, nicht nad 
Eintheilung, nicht nad Handels-⸗, Denk-, Gewiſſensfreiheit, nicht 
nach Wegſchaffung despotiſcher Einrichtungen. Mit dem Kaiſer 
iſt das Alles gegeben. Wozu Verfaſſungen entwerfen, wenn man 
keinen Mittelpunkt hat, von dem fie geltend, mit Macht unter⸗ 
fügt, ausgehen können ?“ Gr meint nun, die Kleinen Fürften, 
die zu ihrer Erhaltung des Kaiſers unbedingt bebürfen, follten 
mit den mebiatifirten Zürften, den Mittern und Städten zufam- 
menftehen, um einen Kaifer zu wählen oder vielmehr Franz I. 
zu nöthigen, daß er die Krone annehme. Don einem Bundes⸗ 
ſtaat als möglihem Surrogat des Kaiſerreichs will er nichts wiſ⸗ 
fen, er fagt in diefer Beziehung : „daß Deutfchlande Stärfe und 
Rang durch einen fogenannten Bundesſtaat geflchert werden könnte, 
ift eine durch Vernunft und Geſchichte fo widerlegte Meinung, 
daß vielmehr eriviefen tft, daß Eeine fehlechtere Verfaſſung auf ber 
ganzen Welt zu erdenken wäre, ald die Bundedverfaffung, und 
daß fie da, wo fie ift, nur als Ermattungsſtand eiferfüchtiger 
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Parteien eingetreten. Darum ift faft voraudzufagen, daB au 
Deutfchland mit einer Bundesverfaſſung werde heimgefucht werben; 
denn an Eiferfuht und Einbildung fleht Feine deutſche Macht 
binter der andern, und wird daher auch nicht eine von ihnen ald 
obere anerkennen. * 

Defterreich zeigte feine Neigung zur Herſtellung ber Kaiſer⸗ 
würbe. Giner ver Vertreter Defterreihd auf dem Wiener Con⸗ 
grefie, Freiherr von Weſſenberg, hielt die Annahme verfelben für 
rathſam, Katfer Franz felbft erklärte fih dagegen. Metternich 
äußerte, er Eönne weber dazu rathen noch abrathen, er fürdhtete 
bedenkliche Verwicklungen mit Preußen und glaubte, auch in Süd⸗ 
deutichland würde Baiern jedes energifche Eingreifen einer Faifer- 
lihen Gewalt hindern. Auch mochte er einfehen, daß die Frei- 
beitöforderungen in Deutſchland, die Nothwendigkeit, die Kalfer- 
würbe mit conftitutionelen Einrichtungen, mit einer beutfchen 
Neichöverfammlung u. dgl. zu umgeben, die öfterreichifche Mo⸗ 
narchie in die größten Schwierigkeiten verwideln müßten, deren 
Löfung leicht zum Nachtheil Oeſterreichs, ja zum Untergang ber 
fünftlih zufanımengehaltenen Monarchie ausfallen könnte. Jede 
Erftarfung Deutſchlands, jede Befeftigung nationaldeutſcher Inſti⸗ 
tutionen hätte auf Oefterreich eine zerfegende zerrüttende Wirkung 
haben müflen. Kaifer Franz D. und Metternich hatten eine ganz 
richtige Ahnung, wenn fie von einem öfterreichifch = beutfchen Kai⸗ 
ſerthum nichts wiffen wollten. 

Auf's Neue wurde der Wunfch einer einheitlichen Leitung 
der deutſchen Angelegenheiten dringend, als die Nachricht von der 
unerwarteten Landung des Kaljerd Napoleon in Branfreih (am 
1. März 1815) in die Nathlofigkeit des Wiener Congreſſes her⸗ 
einbrach. Lauter als je ertönte jeßt der Huf nach einem Dicta- 
tor, einem Kaifer. 

Görres ermahnte im rheinischen Merkur: „Laſſen wir nit 
nad in dem begonnenen Verfaſſungswerke, damit bad Volk ſich 
überzeugen möge, daß man fein Wohl im Herzen habe. Man 
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eile den Kaifer audzurufen und den Ständen im ganzen Rei 
denſelben Tag zur Verfammlung feſtzuſetzen!“ und einige Wochen 
fpäter ruft er aus: „ Haben wir den Schmerpunft auch gefunden, 
iſt unſre Kraft in einer Einheit au gefammelt, und kennt jeber 
im Umfreife feinen Ort? Bon allem dem ift uns nichts kund 
geworden, ein Jahr lang bat der Congreß auf eine Verfafſung 
binflubirt, Feine Verfaſſung ift zu Stand gefommen. An Plänen 
bat es micht gefehlt, ja eine Macht hat deren zwei auf einmal 
übergeben, als jeien fie auf den Kauf gemacht, und nach Ben 
quemlichkeit des Reiches nur anzulegen. Ganz Deutſchland hat 
gerufen nah einem Kaifer; der gemeinfte Dann bat eingefehen, 
daß auf diefem Wege allein eine Ginheit und Feſtigkeit zu ge= 
winnen fei: der Nath aber bat ed nicht für gut gehalten, bie 
Sranzofen hätten e8 verboten, hat man entſchuldigend gefagt, fie 
müßten erft Erlaubniß geben. Sie meinten, Niemand erfenne 
den wahren Grund, und der Blindefte bat ihn eingefehen. * — 
„Haben die Räuber ihren Taiferlihen Hauptmann ſich zurückges 
nommen, dann müßten die beutfchen Fürſten von Gott verlaffen 
fein, wenn fie länger noch einen Augenblid zögerten, fih ein 
oberfteß Haupt zu feßen, das alle ihre Anftrengungen zum rech⸗ 
ten Biele leitet. Darum werde Franz als aller Deutfchen Kaifer 
audgerufen ; aber er werde nicht als ohnmächtiged Schattenbilb 
bingeftellt, fondern bekleidet mit der ganzen Würde ber alten Kais 
fer, und ihm die oberfte Leitung aller Kriegögewalt anvertraut. 
Und aller Hochmuth fol fih beugen vor dem felbfigemählten Ober- 
haupte, damit ihm nicht bie Demüthigung werben möge, zu knien 
vor dem fremden Räuberkönig. Umgeben bleibe, fo lange ber 
Krieg dauern wird, der Diktator vom Rath der Könige, damit 
das ſchnell Beſchloſſene zu ſchneller Ausführung gelangen möge. 
Es werde ein Neichäfeldherr ernannt, in deſſen Hände niebergelegt 
ift des Meiches ganze Macht. Als des Kaiferd rechter Arm müſſe 
ein erſter und oberſter Minifter am Throne fliehen, in fih und 
um fi fammelnd vie Intelligenz ded ganzen Meiches, wie ber 
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Feldherr feine Macht im Willen trägt. Deutfchland neunt ihn, 
Deutſchland kennt ihn; auf einen Stein iſt alles Vertrauen feft 
gegründet, ex iſt nie in ben Math der Böfen eingegangen, noch 
bat er an böfem Rathe Theil genommen.“ 

Aber alle tiefe prophetifchen Worte verhalten ohne Wirkung; 
denn die, welche die Macht gehabt Hätten, einen Kaifer zu wäh- 
Ien und einzufegen, wollten feinen, und ber, welchem die Würbe 
zugedacht war, wollte fle nicht annehmen. Stein fchlug vor, man 
möge ſich doch fehleunig über die wefentlichften Punlte vereinigen, 
auch Graf Münfter flimmte ihm bei, aber Hardenberg meinte, 
man müſſe die Sache bis nad Beendigung des bevoritehenden 
Krieges ausſetzen. In Wien waren die Anfichten gefpalten; wäh- 
send Weſſenberg fortwährend zur Annahme der Kaiſerwürde rieth 
und auch Metternich dazu binneigte, bilvete fich eine ſpeziſiſch Öfter- 
reichifche Partei unter den Grafen Zichy und Ugarte dagegen. 

Indeffen erließen die europäifhen Mächte (13. März 1815) 
eine Kriegs⸗ und Achterflärung gegen Napoleon, die allgemein 
einen befriedigenden Eindru machte umd neuer Hoffnung für das 
Zuftandefommen einer Einigung in den deutſchen Berfaffungsans 
gelegenbeiten Raum gab. Die mittleren und Fleineren deutſchen 
Staaten erließen (23. März) eine neue Aufforderung an Metter⸗ 
nich und Hardenberg und die Veberbringer berielben, v. Pleſſen, 
Graf Keller und Senator Smibt fügten mündlich bie Bitte um 
Abgabe einer Crllärung über Annahme ver Kaiferwärbe Hinzu. 
Metternich gab die Zuflderung, der Kongreß werbe nicht aus⸗ 
einandergehen, che die Grundlagen der deutſchen Verfafiung gelegt 
wären, bie Kaiſerwürde könne aber Defterreih nicht annehmen 
wegen bed Widerſpruchs von Baiern und Preußen, und auf 
Hardenberg erklärte für die Kaiſerwürde nicht flimmen zu Tönnen, 
weil fie gehörig ſtark der Unabhängigkeit Preußens nachteilig, 
ſchwach Hingegen unnüß fein würbe. — Preußen und Oeſterreich 
gaben einige Tage fpäter die ſchriftliche Zuſage, ven deutfchen Bund 
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jegt wirklich zu ſchließen und über feine weſentlichen Grunbtagen 
übereinfommen zu wollen. 

Zwiſchen England, Defterreih, Preußen und Rußland ers 
folgte jeßt der Abſchluß eined Bundes zur Aufrehthaltung des 
Barifer Friedens, bie Kriegsrüflungen wurden in's Werk gefegt 
und jedem der Verbündeten zugetheilt. Stein mahnte, die Rüſt⸗ 
ungen würden .an Einheit und Nachdruck gewinnen und durch die 
öffentliche Meinung um fo eher unterflügt werden, wenn man fie 
anfnüpfe an eine Bundeöverfaffung und ein Gentralorgan, es fel 
daher höchſt nothwendig, ein ſolches zu bilden. 

Mährend die mittleren deutſchen Staaten Hannover, Baiern, 
MWürtemberg und Sachſen dem Bunde gegen Napoleon allmälig 
beitraten,, ſchritten auch die Verhandlungen über die deutiche Ver⸗ 
fafjung einigermaßen vor. Unter den vielen Entwürfen, die zum 
Vorſchein kamen, ift der des mecklenburg⸗ſchweriniſchen Miniſters 
von Pleſſen einer der beſten. Er ſprach ſich für Herſtellung der Kai⸗ 
ſerwürde, ober falls dies unausführbar wäre, für ein Direktorium 
aus, umgeben von einer Bundesverſammlung, in welcher alle Mit⸗ 
glieder beſonders bei Krieg und Frieden gleiches, die kleineren ge⸗ 
meinſchaftliches Stimmrecht haben ſollten. Neben der Bundesver⸗ 
ſammlung wollte er Nationalrepräſentation, ſowohl in den ein⸗ 
zelnen Ländern als bei der Centralgewalt; Einheit des deutſchen 
Bundesheeres, ein Bundesgericht, Einheit des Poſtweſens, des 
Zollweſens, der Stromſchifffahrt und der Handelsgeſetzgebung. 
Dieſe Vorſchläge kamen jedoch nicht zur Berathung. 

Es wurde in den Kreiſen der Staatsmänner immer mehr die 
Anfiht vorherrſchend, man müſſe Angeſichts des bevorſtehenden 
Krieges ſich begnügen, über die weſentlichen Grundſätze übereinzu⸗ 
kommen und die Ausbildung der Verfaſſung im Einzelnen einer 
ruhigeren Zukunft zu überlafſen. Anfang Aprils übergaben die preu⸗ 
Bilden Bevollmächtigten Hardenberg und Humboldt einen Entwurf 
für folche vorläufig feſtzuſetzende Grundlagen einer künftigen Bun« 
dedverfafſung; im Weſentlichen ein Anzug dus. den früheren im 
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Februar eingegebenen Planen. Es war barin von einem Oberhaupt 
und Direktorium abgefehen und der Grundfag aufgeftellt, daß alle 
Mitglieder des Bundes als unabhängige Staaten einander völlig 
glei fein follten. Gin Bollziehbungsrath und eine weitere Bun⸗ 
besverfammlung follten die Gefchäfte des Bundes beforgen, bie 
Entſcheidung über Krieg und Frieden gemeinfhaftlih fein, ein 
oberfied Bundesgericht errichtet, in allen deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten Ianbftändifche Verfaſſungen aufrecht erhalten und wo file 
nicht beſtehen, eingeführt und allen Landfländen das Recht ber 
Bewilligung neuer Steuern, der Berathung über die Gelee, der 
Beſchwerdeführung über Verwaltungsmißbräuche und ver Ver⸗ 
tretung ber Verfafiung eingeräumt werben. Die landftändiſchen 
Berfaffungen der Einzelftaaten, Religions⸗ und Preßfreiheit jolls 
ten unter Schug und Garantie des Bundes geflellt werben. 

Da Metternich während des Aprild diefen Entwurf nicht zur 
Berathung brachte, fo übergaben die preußifchen Minifter am erften 
Mai eine neue Zaffung, in welcher die Gleichheit ber Bunbeöglieber 
mwegblieb, dagegen genauere Beftimmungen über das Bundesgericht 
und die Bildung der Landflände aufgenommen waren. 

Endlich wurden am 11. Mai die Berathungen eröffnet, nad» 
dem Metternih einen neuen Entwurf vorgelegt hatte, in welchem 
die Bunbeöverfammlung, die im Humboldt'ſchen Entwurf immerhin 
noch einem Direktorium mit Reichsſtänden ähnlich fah, auf eine 
Berfammlung fürftliher Abgeordneten mit 15 theils Virilſtimmen, 
theil8 Curiatſtimmen beſchraͤnkt war. Die früheren ausführlichen 
Beftimmungen über landſtändiſche Verfaſſungen unter Gewähr bes 
Bundes, waren bedenklich abgekürzt und fehrumpften dann in ben 
weiteren Verhandlungen zu bem ganz unbeflimmten Sag zufammen: 
„In allen deutſchen Staaten fol eine landſtändiſche Verfaſſung 
befichen.“ Auch Preußen, das bisher die Sicherung ver Mechte 
und Breiheiten bed Volks ald einen für die Ruhe Deutſchlands 
weientlihen Punkt verfochten hatte, gab nach, aber zeigte gleichzeitig 
dur die am 22, Mai erlaffene Verorbnung über bie in Preußen 
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zu bildende Mepräfentation, worin die Einführung von Provinzial 
Neihsftänden ausgeſprochen und die Vollendung der nöthigen Bors 
arbeiten bi8 zum 1. September verheißen war, daß es feinen frü- 
heren Anſichten treu geblieben ſei. 

Auf dem Wiener Kongreß drang nun der letzte Metternich'ſche 
Entwurf durch. Am 29. Mai wurde beſchloſſen, daß die Bundes⸗ 
Verſammlung aus 17 Stimmen beſtehen und bei Stimmengleichheit 
der Vorſitzende entſcheiden ſollte. Die Sicherung der landſtändiſchen 
Rechte wurde durch Stimmenmehrheit abgelehnt, die Errichtung 
eines Bundesgerichts in Folge des Widerſpruchs von Seiten Baierns 
und Darmſtadts auf die Zukunft vertagt, und am 10. Juni endlich 
die unter aller Erwartung dürftig ausgefallene Bundesakte für 
abgeſchloſſen erklärt, unterſchrieben und befiegelt. Man that es 
im Bewußtſein, daß man im Drang der Verhältniſſe doch nur 
etwas Proviſoriſches ſchaffen könne und die Löſung ſchwieriger 
Hauptfragen auf beſſere Zeiten verſchieben müſſe. Einzelne Diplo⸗ 
maten und Staatsmänner fühlten das Unbefriedigende der Ergeb⸗ 
niſſe des Kongreſſes wohl und äußerten wenigſtens in vertrauteren 
Kreiſen bange Beſorgniſſe über den Eindruck, den die Täuſchung 
gerechter Hoffnungen machen müſſe. Graf Münſter und der han⸗ 
noveriſche Hardenberg ſprachen ihre Bedenken ſogar in einer öffent⸗ 
lichen Erklärung aus. Sie fagten: „Indem wir bereit find, eine 
Bundedafte zu unterzeichnen, welche bie Erwartungen ber deutjchen 
Nation nur zum Theil befriedigen Tann, weil fie viele wichtige 
Punkte, auf welche wir angetragen, unerfhöpft läßt, halten wir 
und für verpflichtet, eine kurze Erklärung zu geben, damit bie 
Welt nicht meine, wir feien früheren Grundfügen untreu geworben. 
Seitdem der Wunſch, die alte Reichsverfaſſung mit den nöthigen 
Modifikationen Herzuftellen, unmöglich geworben war, bemühte man 
fi, ein politifched Band unter den deutſchen Staaten herzuftellen, 
was zugleih im Begriffe Älterer Derfafjungen eine Vereinigung 
bed ganzen Volks in fich fafen ſollte. In diefem Geifte Haben 
wir und ſtets erflärt bei Landſtänden, deren Sicherftellung unter 
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der Garantie des Bundes, und bei Errichtung eines Bundesgericht. 
Wenn wir jet doch eine Akte unterzeichnen, welche gerabe biefe 
Punkte unerlebigt läßt, fo gefcicht es nur, weil wir uns für 
überzeugt halten, daß biefe beffer ſcheinenden Beftimmungen für 
jegt nicht zu erlangen waren, daß es wuͤnſchenswerther fei, einen 
unvollfommenen beutfchen Bund zu ſchließen, als gar feinen; und daß 
der Bund, wie er beliebt worden, Verbeſſerungen nicht ausfchließe, Die 
der hannoverfche Hof im angebeuteten Sinne ſtets befördern wird.“ 

Auch die preußifchen Bevollmächtigten gaben ihre Zuftimmung 
mit der Erklärung, daß fie gewünſcht hatten, die Bundesurkunde 
follte eine größere Ausbehnung, Neife und Beſtimmtheit erlangen, 
daß fie aber bewogen durch die Betrachtungen, daß es beſſer fel 
vorläufig einen weniger vollſtändigen und vollkommenen Bund zu 
fließen als gar Teinen, und daß e8 der Berathung der Bunded- 
Berfammlung in Frankfurt frei bleibe den Mängeln abzuhelfen, 
bie Unterzgeihnung nicht zurüdhalten zu müſſen geglaubt haben. 

Es wäre überflüffig den Inhalt der Bundesakte Hier aus⸗ 
einanderzuſetzen, er iſt durch eine bald AOfährige Geltung bekannt 
genug und bis zum Meberdruß befprochen; feine Unfähigkeit ben 
gerechten Anſprüchen auf nationale Einheit und Macht au nur 
einigermaßen Genüge zu thun, bat fich Leider in dieſer langen 
Praris, befonderd in den legten Jahren vielfach bewährt. Der 
Hauptfehler Tag nicht ſowohl in dem Gedanken einer Bundesver⸗ 
fafjung, der als nothwendiges Erzeugniß aus ben beſtehenden Ver⸗ 
hältnifſen hervorgewachſen war, auch nicht in dieſer oder jener 
unvollfommenen Beflimmung der Bundesakte, fondern in ber un⸗ 
natürlichen Einigung Defterreichd und Preußens zu einem politifchen 
Körper. Dieb hauptfählih war die Urſache aus welcher bie 
Schwerfälligkeit des Bundes, die Unfähigkelt zu weiterer Entwicklung 
und Deutſchlands politiſche Nichtigkeit als nothwendige Folge her⸗ 
vorgegangen iſt. 

Unſere Erzaͤhlung der Entſtehungsgeſchichte der deutſchen Bun⸗ 
bedafte hat gezeigt, wie kühne patriotiſche Plane und Beſtrebungen, 
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guter Wille und richtige Einflcht in die wahren Beduͤrfniſſe der Nation 
gekreuzt wurden durch politiiche Selbftjucht und die Macht der Ver⸗ 
hältmiffe, durch die Souveränität ber deutschen Mittelftnaten und den 
Dualismus der Großſtaaten, fowie durch Einflüffe des Auslandes — und 
müffen wir Hinzufegen dur die Theilnahmloſigkeit des eigentlichen 
Volkes. Keine Macht war mächtig genug, um das durchzufehen, was 
die Einſicht als das Richtige und Heilfame erkennen ließ, ein tragiſches 
Geſchick, das fich durch die ganze Geſchichte unferer Nation Hinburchzieht. 

Das pofltive Ergebniß des Wiener Kongrefied war bie Her⸗ 
ftellung einer wenigſtens Außerlihen Ordnung ber deutfchen und 
europäifchen Verhaͤltniſſe, durch welche bie Möglichkeit eines frieb- 
lichen Zuſammenwirkens der europäifhen Staaten auf dem Boden 
der geiftigen Bildung und menſchlichen Sitte verbürgt war. Yür 
Deutihland gab man fih der Hoffnung bin, daß fih aus ber 
Bundesakte etwas Beſſeres entwickeln, und daß Manches nachgeholt 
werben Fönne, was im Drang der Umſtände unerreicht geblieben 
war. Stein, durch das Scheitern feiner Plane fehr niedergebeugt, 
wollte die Hoffnung doch nicht aufgeben und verfuchte noch einmal 
ben Kaifer Alexander zu Eräftigen Schritten für die Verbefferungen 
ber deutſchen Bundedafte zu beftimmen. In einer Denkſchrift, (vom 
24. Juni 1815) worin er an bie früheren Erklärungen des Kaiſers 
zu Gunften einer Wiederherſtellung des deutſchen Reiches und Bes 
gründung eined politifhen Syſtems, das die innere Ruhe Deutfch- 
lands gemährleifte, erinnert, mahnt er,. der Kalfer möchte doch 
fortfahren fih zu biefen Erklärungen zu befennen und fie durch feine 
Geſandten an den deutfchen Höfen unterflügen. Er ftellt noch 
einmal nahbrüdlih die Mängel ber Bundedafte vor. „Unſere 
Gefeßgeber“, fagt er,*) „haben an die Stelle des alten deutſchen 
Meiches mit einem Haupte, gefeßgebender Verſammlung, Gerichts» 
böfen, einer Inneren Ginrichtung bie ein Ganzes bilbete, einen 
beutfhen Bund geſetzt ohne Haupt, ohne Gerichtshöfe, ſchwach ver 
bunden für bie gemeinfame Vertheidigung.“ 


*) Perg, Leben Steins Bd. IV. p. 444. 
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Wie wenig gerade Rußland Steins Hoffnungen erfüllte, iſt 
bekannt. 

Deutſchland war durch die Neugeſtaltung, welche es auf dem 
Wiener Kongreß erhielt, zur politiſchen Unmacht verurtheilt. Dieß 
kam bei dem neuen Krieg gegen Napoleon, oder vielmehr bei dem 
zweiten Pariſer Frieden in einer das deutſche Nationalgefühl ſchmerz⸗ 
ich verletzenden Weiſe zu Tage und es drängt ſich im Angeſicht 
jenes Friedensſchtufſes die Frage auf, ob es für Deutſchland nicht 
befſer geweſen wäre, an dem erneuerten Krieg keinen Theil zu neh⸗ 
men, als in ſeinen nationalen Forderungen eine ſolche Niederlage 
zu erleiden. Hatte man bei dem erſten Pariſer Frieden aus übel 
angebrachter Großmuth und aus Furcht vor der Majeftät des 
franzöftfchen Volkes, das man nicht befriegt Haben wollte, verfäumt 
den Raub früherer Jahrhunderte zurüdzufordern, fo war man jet 
nah dem zweiten Sieg, nach dem Bruch der Berträge in ber 
günftigeren Lage einer noch unzwelfelhafteren Berechtigung. Die 
Öffentliche Meinung in Deutfhland fah den neuen Krieg gegen 
Frankreich als eine Sache der nationalen Ehre und die Wieder 
herſtellung der Integrität Deutſchlands in feinen natürliden 
Grenzen als einen von ſich ſelbſt verſtehenden Siegeöpreid an. 
Dieſe Vorausſetzungen lagen, mehr oder minder bewußt, der Be⸗ 
geiſterung zu Grunde, welche Freiwillige trieb, fich zur Theilnahme 
an dem Kampf zu drängen, und bie ganze Bevölkerung ermuthigte, 
für die Rüſtungen neue, nad ben vielen Kriegsjahren doppelt 
fällige Opfer zu bringen. Wenn es fi blos darum hanbelte, 
Napoleon wieder zu entthronen und ben legitimen Bourbonen 
wieder einzufeßen, fo Eonnte ber Krieg im Intereffe Deutfchlands 
fuüglich unterbleiben. Napoleon war zunächft nicht mehr als Eroberer 
zu fürdten, ex wäre genöthigt geweſen, durch Aufrechthaltung bes 
Friedens und durch gute Verwaltung und zweckmäßige Reformen 
im Inneren die franzöftfche Nation für fich zu gewinnen und feinen 
Thron zu befefligen. Und die veutfchen Zürften wären burd bie 
Nachbarſchaft Napoleons genöthigt geweſen, durch freie Inftitutio- 
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nen um die Anhänglichkelt ihrer Völker zu werben und durch 
feftere Einigung Deutſchlands daffelbe zum Widerſtand gegen Frank⸗ 
reich flark zu machen. Aber je weniger fie dazu Neigung fühlten, 
um fo gefährlicher und beunruhigender erſchien ihnen die Nachbar⸗ 
haft Napoleond. Der neue Zug gegen Frankreich wurde von 
ben verbündeten Mächten nur ald Kampf für die Legitimität gegen 
die Revolution aufgefaßt. Es war ihnen darum zu thun, bie 
Begeifterung bed Volks nieberzubalten, fie wollten bemfelben nicht 
verpflichtet fen, fondern durch die Maſſe ihrer Heere fliegen. 
Dieß gelang auch durch den frühen und glänzenden Sieg bei 
Waterloo und Belle- Alliance. Hätte der Krieg ſich länger hinaus 
gezogen, fo würde man mehr genöthigt geweſen fein die Kraft 
und Begeifterung des beutfchen Volkes in Anſpruch zu nehmen, 
dann hätten bei ven Friedensverhandlungen bie nationalen Intereffen 
Deutſchlands auch mehr berüdfichtigt werben müſſen, die nationale 
Partei hätte dann mit mehr Nachdruck ihre Forderungen geltend’ 
machen können. Ein nachtheiliger Umfland für Deutfchland war 
es auch, daß ed den Ruhm des Sieges mit den Engländern theilen 
mußte, wodurch diefe eine entfcheldende Stimme bei ben Friedens» 
verhandlungen bekamen. Dadurch wurde es möglich Preußen von 
ben Friebensverhandlungen auszuſchließen, und biefe Hauptfächlich 
in die Hände der Engländer, Ruſſen und Franzoſen zu fpielen. 

Auch dießmal fand wie bei dem erſten Parifer Frieden bie 
großmüthige Vorliebe. Kaiſer Aleranders für die Franzoſen ben 
deutfehen Forderungen entgegen. Uber es kam auch noch ein po⸗ 
litiſcher Grund hinzu Frankreich zu ſchonen. Alexander, mit dem 
Gedanken beichäftigt den Orient von der Herrſchaft ver Türken 
zu befreien, berechnete, Frankreichs Freundſchaft könnte ihm als 
Gegengewicht gegen England in dieſer Sache von Nutzen fein. 
Aus demfelben Grunde näherte er fih auch den Anflchten der 
Engländer, dieſe aber waren auch nicht für eine Schwächung Frank» 
reis, und gegen eine Stärkung Deutichlandd. Sein Minifter 


Eapopiftria, von dem dieſer Plan ausging, feßte in einer ausführ- 
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lichen Denkſchrift auseinander, daß es zur Vürgfchaft der Ruhe 
Frankreichs und Europa's genüge, fittlihe Gewährleiftungen zu 
verlangen und man biefe auf dem Wege freundlicher Unterhanblung 
fuchen müffe. . 

Die Mehrzahl der veutfchen Kürften, Staatsmänner und Feld⸗ 
berren waren barin einig, daß man auf Abtretung der Deutſchland 
entriffenen Grenzlande, des Elſaßes und Straßburgs, Lothringen 
und der äußerſten Reihen Zeftungen in franzöſiſch Flandern drin⸗ 
gen müfle. Bei mehreren Staaten kamen noch beſondere Wünfche 
nach) eigener texritortaler Vergrößerung hinzu. Das Gefammtgebiet 
der nah den am weiteften gehenden Vorſchlägen von Frankreich 
zu forbernden Abtretungen, würde etwa fünf Millionen Einwohner 
umfaßt haben. Der GHauptvertreter dieſer Forderungen war ber 
preußifche Miniſter von Humboldt, der in einer vortrefflihen Denk⸗ 
ſchrift Capodiſt rias Ausführungen widerlegte und nachwies, daß man 
degen Frankreich thatſächlich im Recht der Eroberung ſei, ba es 
ſeine Sache keineswegs, wie in den früheren Proklamationen der 
verbündeten Mächte vorausgeſetzt war, von der Napoleons getrennt, 
ſondern fih an ihn angeſchloſſen habe, daß man fi in allen früheren 
Verträgen keineswegs verbindlich gemacht habe, die Integrität Frank⸗ 
reichs nicht anzutaften, daß die Schwächung Frankreichs und Stärs 
fung Deutſchlands das einzige Mittel fei, Lie Ruhe Europas zu 
erhalten. Schließlich forderte er neben einer Kriegskoſtenentſchädigung 
eine flarfe Gebietsabtretung von Frankreich, befonders eine dreifache 
Linie von Beftungen, welche die Grenzen von Deutfchland, den Nieder» 
landen und der Schweiz ſchützen follten. Garbenberg bezeicänete, zu⸗ 
nächſt blos den militärifchen Standpunkt fefthaltenn, die nöthigen 
Abtretungen näher und verlangte für Deutfchland Elſaß, für die Nies 
berlande Die Feftungen an der Maas, Mofel und Saar. Die Sprache 
grenze wagte man gegenüber von Alerander nicht geltend zu machen. 
Metternich machte vermittelnde Vorſchläge, und feßte bie dreifache 
Linie von Keftungen, die Preußen forderte, auf eine herab, fehien aber 
geneigter zu werben, da ſich Ausficht zeigte, Elſaß und Lothringen 
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zu einer Ausflattung für den Öfterreichifhen Erzherzog Karl ver- 
wenden zu Fönnen, dem man die Schwefter des Kaiſers Alexander, 
Katharina, die Witwe des Herzogs Peter von Oldenburg, ale 
Gemahlin zudachte. Als aber diefe Prinzeſſin ſich mit dem Kron- 
prinzen von Würtemberg verlobte, fo tauchte der Plan auf, das 
Elſaß diefem Fürſten zu geben, deſſen militäriſche Verdienſte im 
Kampf gegen Frankreich zu belohnen ſchon auf dem Wiener Kon⸗ 
greß zur Sprache gekommen war. Der Kronprinz ſelbſt hatte 
durch eine Denkſchrift über die Abtretungsfrage, welche er dem 
Kaiſer, von dem würtembergiſchen Miniſter Wintzingerode unter⸗ 
zeichnet, übergeben hatte, auf dieſen zu wirken verſucht und geltend 
gemacht, „daß es fich nicht blos um einige Feſtungen handle, ſondern 
um dad ganze linfe Aheinufer, welches den Franzoſen belaffen, 
früher oder fpäter die Sicherheit von Süddeutſchland und dadurch 
die Ruhe Europas bedrohe. Süddeutſchland fordere nah 20jäh- 
rigen Opfern mit Net, daß es in Stand gefeßt werde, ſich felbft 
veriheidigen zu können. Die öffentliche Meinung in Deutfchland 
fordere diefe Mafregel und auf beiden Seiten des Rheins würde 
ein allgemeiner Schrei des Unwillens fich erheben, wenn ber ein- 
ſtimmige Wunſch der Brubervölfer nicht erhört und der Deutfche 
im Brelögau und Zweibrücken ſich nochmals verdammt fähe, in 
dem Deutfchen aus Mömpelgarb oder Saarburg einen Feind zu fehen.* 

Auch der nieberländifche Gefandte von Gagern, und der hanno⸗ 
vertfhe Graf Münſter unterflügten die Abtretungsforderung aufs 
angelegentlichfte, Stein, von Hardenberg und Gapodiftria dringend 
eingeladen, erfhien in Parts und beſprach fich mit Alexander und 
Capodiſtria, gab auch ein ſchriftliches Gutachten für die deutſchen 
Forderungen, man gab fih alle Mühe, auch die engliichen Staats⸗ 
männer Wellington und Gaftlereagh dafür zu gewinnen, wozu 
man um fo eher Hoffnung Hatte, da die öffentliche Meinung in 
England günftig war, aber e8 gelang weder fle noch Kaiſer Alexan⸗ 
ber umzuftimmen. Endlich gab diefer fomeit nach, daß Landau, 
Hüningen und vie im Jahre 1814 an Frankreich überlafenen 
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Landſtriche an Deutfchland zurüdgegeben werben ſollten. Oeſter⸗ 
reich verhielt fi unthätig, da es feinen Grund mehr Hatte für 
Abtretungen fih zu verwenden, von melden ihm nichts zu Gute 
fommen folte, um fo mehr da einige Theile von Lothringen der 
geograpbifhen Lage nah an Preußen fallen mußten. Harden⸗ 
berg war nicht der Mann gegen den Willen ver Großmächte etwas 
durchzuſetzen und einen Bruch zu riskiren. So feheiterte die für 
Deutfhlands nationale Ehre fo wichtige Angelegenheit an ber Un⸗ 
gunft der europäifchen Mächte, von denen keine es mit Deutfchland 
aufrichtig gut meinte und die in dem Wahne befangen maren, es fei 
für die Ruhe Europas zuträgih, wenn Deutſchland in jeiner 
nationalen Schwäche und Unflcherheit erhalten bleibe. Hätte Deutſch⸗ 
land ein eigenes Haupt gehabt, das in eigenem Intereſſe feine 
Sade mit Nachdruck Hätte führen können, das deutſche Grenzland 
wäre fiherlih nit im Beſitz Frankreichs geblieben. 

Der Friede mit Franfreih wurde am 20. Dftober 1815 fo 
abgeſchloſſen, wie es Rußland von Anfang an gewollt hatte. Der 
Grundſatz der Integrität Frankreichs flegte, der Beſitzſtand des 
Sahres 1790 wurde zur Grundlage genommen und Frankreich fam 
flatt der angebrohten Berlufte mit einem Gewinn von 168 Qua⸗ 
dratmeilen und 500,000 Seelen davon, indem man ihm die früheren 
Beſitzungen deutſcher Meichöftände, die innerhalb feiner Grenzen 
lagen, ließ. Doch war ed den Bemühungen der preußifchen Diplo- 
maten, befonders dem Eifer Humboldts gelungen, die Zurüdgabe 
der in Deutfchland geraubten Kunftfchäge durchzufegen. ‘Die natios 
nale Preffe, der rheiniſche Merkur voran, welcher unermüdet für 
die Zurückforderung bes Elſaßes gekämpft hatte, beſprach den zweiten 
Parifer Brieden mit Entrüftung und von dieſer Zeit datirt fi 
bei den beutfchgefinnten Politifern ein Ion der Bitterkeit gegen 
die europäiſche Politik, welcher der Oppofition den feindfeligen 
Charakter gab, der bald zur Unterbrüdung der Preſſe und ber 
nationalen Beftrebungen führte. 

Nach Feſtſetzung def Grenze gegen Frankreich wurden au 
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die inneren Territorialangelegenbeiten Deutichlands, mit denen man 
hei der Eile des Wiener Kongrefies nicht zum Abſchluß gekommen 
war, vollends definitiv geordnet. Meftauration der Großmächte 
Defterreih und Preußen und anderer Neihöftände in ihren frü« 
heren Befipftand, Entſchädigungsanſprüche für erlittene Verluſte, 
Erhaltung der durch Verträge verbürgten Rheinbundsflaaten, waren 
die Aufgaben, um deren Erledigung es ſich ſchon beim Wiener 
Kongreß gehandelt Hatte. Jene Berftärfung ber Mittelftaaten, 
durch welche es unmöglich geworben war, biefelben in die für bie 
Einheit nöthige Unterordnung unter die Gentralgewalt zu bringen, 
war von dem Wiener Kongreß fanktionirt, ja garantirt worden. 
Das Königreih Weftphalen allein war aufgelöst und feine Be⸗ 
ſtandtheile an die früheren Beflger zurüdgegeben worden. Sachſen 
mußte zwar einen großen Theil an Preußen abgeben, aber rettete 
feine Forterifteng und blieb im Beſitz feiner Souveränität nicht 
nur, fondern auch einer Macht, welche einen erheblichen Wider: 
fland gegen eine Gentralgewalt möglih machte. Hannover, das 
ſich am bereitwilligften zu einer für die Einheit nöthigen Unter- 
ordnung gezeigt hatte, nahm doch aud die Konigswürde an und 
gelangte dadurch zu einer Verflärkung feines Gewichts als einer 
fouveränen Macht, das feine Widerſtandsfähigkeit bedeutend ver⸗ 
mehrte. | 

Die geifilihen Fürſtenthümer follten aufgehoben, bie mes 
diatifirten Fürſtenthümer und Reichsſtaͤdte bis auf menige mes 
biatifirt bleiben und diefe Länder zur Entſchädigung und Aus⸗ 
gleihung dienen. Alle biefe Fragen wurden erörtert und abge 
mogen und bie verberbliche Kleinſtaaterei bed alten deutſchen Neiches 
Tehrte nicht: mehr in früherem Umfang zurüd. Aber da man 
das von Napoleon begonnene Wert der Umgeftaltung der Terri« 
torien nicht fortfeßen, ſondern vielmehr den fürftlichen Beſitzſtand 
möglichſt reftauriren wollte, fo mußte man in Aufhebung ber 
Kleinftaaterei auf halbem Wege ſtehen bleiben und Tonnte auch 
bei Arrondirung der neu beſtaͤtigten Staaten nicht zu einer natur 
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‚gemäßen Abgrenzung nach geographifchen, Hiftorifen und Stam⸗ 
mesrückfichten gelangen. Die von Napoleon zum Theil fehr will- 
kührlich zufammengemwürfelten Staaten blieben in ihrer buntſcheckigen 
Zufammenfegung. Man bat fih in neuerer Zeit zu Gunſten bes 
deutſchen Partikularismus und der Bielftnaterei häufig auf bie 
Stammesunterfhiede berufen und behauptet, der naturgemäße Or- 
ganismus der beutfchen Nation berube auf Pflege und Beachtung 
der Stammesbefonderheit. Aber die Stammeßeinheit wurde bei 
der Territorialeintheilung, wie fie auf dem Wiener Kongreß feſtgeſetzt 
worden, jchleht gewahrt. Nirgends fallen die Stammedgrengen 
mit den Staatengrenzen zufammen. - Die Franken find Baiern, 
Würtemberger, Badener, Heffen, Naffauer und Preußen geworben, 
bie alten Sachſen in Hannoveraner, Braunſchweiger, Preußen, 
Oldenburger und Dänen gefpalten, die Schwaben over Alemannen 
an Würtemberg, Baden und Baiern vertheilt und die beutfchen 
Schweizer und die Elfäfier, die nah Abflammung und Sprade 
zu den Alemannen gehören, Eonnten auf Teine Weiſe mit ven 
alten Stammedgenofien wieder vereinigt werben. Der bairifche 
Stamm ift in Defterreicher und Baiern zerfpalten, und nad bem 
Stammedprinzip könnte entweber Defterreih die Ginverleibung 
Altbaierns beanſpruchen, oder Baiern Deutfchöfterreih zurüd- 
verlangen. Der thüringifhe Stanım iſt in eine große Zahl 
Kleinftaaten zerfprengt worden, theilmeije bei Preußen untergebracht. 
Andererfeitö ift kein einziger Staat reiner Nepräfentant eines alten 
Volksſtammes. Am eheften kann Hannover ald Staat des nieber- 
ſächſiſchen Stammes gelten. In Baiern, das ſich ſo viel auf 
ſeine Stammesnatur zu gute thut, beſteht beinahe die Hälfte der 
Bevölkerung aus Franken, den Anſpachern, Baireuthern, Bambergern, 
Würzburgern und Pfälzern. In Würtemberg iſt zwar der ſchwä⸗ 
biſche Volksſtamm der vorherrſchende, aber das neuwürtembergiſche 
Oberſchwaben iſt durch Sitte und Confeſſion von dem altwürtem⸗ 
bergiſchen Unterland faſt noch mehr geſchieden, als von dem ehe⸗ 
mals hohenlohiſchen Franken. In Preußen dagegen iſt das Vor⸗ 
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bild der Einigung aller deutſchen Stämme, mit Ausnahme ver 
Baiern, gegeben. Aus diefer mannigfaltigen Durcheinandermengung 
der Stämme umd flaatlihen Territorien kann man deutlich fehen, 
was von ber Behauptung zu halten tft, die deutſche Mielftanterei 
fei dur die Stammesverfchiebenheit bedingt. 

Auch auf gengraphifche volkswirthſchaftliche Zufammengehörig- 
feit wurde bei der flaatlihen Territorialeintheilung wenig Rückſicht 
genommen. Sp iſt zum Beiſpiel das Flußgebiet des Rheines 
unbarmherzig zerftüdelt und eine wahre Mufterfarte von verſchie⸗ 
denen Staaten. 

Diefe unnatürlihe Zerreifung des naturgemäß Zufammenge- 
börigen Hat der flantlihen Entwicklung, der Einheit der Verwal⸗ 
tung und Nechtöpflege, der vollswirthſchaftlichen und handelspo⸗ 
litiſchen Abrundung mande Hemmung gebracht, aber auch einiges 
Gute ‚gehabt. Sie Hat das partifulartftifche Abſchließen der ein⸗ 
zelnen Staaten unmöglich gemacht und dem Bemußtfein nationaler 
Einheit mächtig Vorſchub geleiftet. Iemehr die Stämme politiſch 
durcheinander geworfen find, je weniger die einzelnen Theile eines 
Staated durch Stammeseinheit, gleiche Eonfefflon, Sitte, ältere: 
Geſetzgebung mitelnander verbunden find, je mehr die verfchiedenen 
Verkehrs⸗, Handels⸗ und Produftionsverhältniffe ineinandergreifen 
und bie Lebendadern ich in den Nachbarſtaat Hinüberziehen, deſto 
mehr bedürfen die Staaten einer des andern, deſto mehr müflen 
fie das Bedürfniß fühlen, über wichtige Lebensintereffen fi mit 
einander zu verftändigen, nad) Einheit der Geſetzgebung, nach Eini⸗ 
gung der Berfehröverhältnifie zu fireben. Die Zerſtücklung der 
deutſchen Stämme in vielerlei Staaten, die mangelhafte Arrondi- 
rung Hat viel dazu beigetragen, daß aus allen Stanten und Stäm⸗ 
men gemeinfhaftliche Bedürfniſſe und Forderungen ſich erhoben, 
und dad Verlangen nad) Einheit in Kreife durchdrang, die für bie 
mehr ideelle und politiſche Seite der nationalen Einheit keinen 
rechten Sinn gehabt hätten. Diefe Verhältniffe find es, welche 
ben deutſchen Einheitsbeſtrebungen fortwährend Nahrung geben 
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müfen und ſich durch fein partlkulariſtiſches Staatsrecht ab⸗ 
weiſen laſſen. 

Eine Anbahnung der materiellen Einigung hat die Bundes⸗ 
Alte in Artikel 19 zwar in Ausficht geſtellt, aber wie wenig ber 
Bundestag fähig mar, biefer Aufgabe zu entſprechen und bie terri⸗ 
toriale Zerfplitterung durch gemeinfame Politik zu überwinden, hat 
die lange Folgezeit gezeigt. 





18. 
Der Bundestag und die Karlsbader Beſchlüſſe. 


Mit großer Spannung ſah man ber Eröffnung der Bundes⸗ 
verfammlung entgegen. Sie follte dad Gebäude, welches in ver 
Bundesakte in feinen Umriffen gezeichnet mar, nun wirklich aufs 
bauen und im Innern einrichten. Sanguinifche Vaterlandsfreunde 
hatten immer noch nicht auf eine günflige Entwicklung verzichtet, 
und bofften, die Bundestagsgeſandten werben, felbft im Widerſpruch 
mit einzelnen Regierungen, ernftlih dahin arbeiten, aus ihrem 
Kollegium eine Träftige Gentralgewalt zu machen, und wenigftend 
bie moraliiche Perfon eines Kaiſers darzuftellen. Selbſt Stein 
Batte fi gegen Hardenberg bereit erklärt, die erſte preußifche Ge⸗ 
fandtfehaftöftelle beim Bundestag zu übernehmen und daran Hoff⸗ 
nungen einer würbigen vaterländifchen Wirkſamkeit gefnüpft. Varn⸗ 
hagen bezeichnete no im April 1816 in einem Journalartikel 
bie Verbindung eined deutfchen Parlaments mit dem Bundestag 
als das erreichbare Ziel feiner Entwicklung und fand damit bei 
mehreren nachmaligen Bundestagsgefandten Anklang. Nur Wilhelm 
von Humboldt, welcher durch feine Erfahrungen am Wiener Kongreß 
und in Parid verzichten gelernt hatte, meinte, bis dahin fei noch 
ein weiter Weg, und biejenigen, die den Anfang des jegigen Bun- 
destags fehen, würden ven Anfang des verheißenen nicht erleben. 

- Die Eröffnung des Bundestags, welche urfprünglich auf ven 
1. September 1815 feftgefegt mar, wurde auf unbeflimmte Zeit 
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Hinausgefhoben, und es erhoben fi flarfe Zweifel, ob es ben 
beiden deutſchen Großmächten auch wirflih Ernft fei mit der 
Bundesverfaffung. Enblih bielt die Verfammlung am 1. Oktb. 
1816 ihre erfle Situng zu Frankfurt a. M., unt der öfterreichifche 
Gefandte Graf Buol-Schauenftein, welcher fih auch früher privatim 
dahin ausgefprochen hatte, der Bundedtag werde, fobald er zufam- 
mengetreten fei, die Einheit auszumitteln fuchen, erklärte in der 
Eröffnungsrede die Bundesakte nur für die Grundlage zu dem 
Gebäude ded großen Nationalbundes, das, wie jeder Deutfche mit 
Zuverfiht und Vertrauen erwarte, die Verſammlung eingedenk 
ihres Berufs vollenden werde. Er erkannte die Nothmendigfeit 
an, das aufgelöste Band der Nationalität dur einen Staatenbund 
wiederherzuftellen und zu befefligen, wodurch Deutfchland wieber 
ale ein Ganzes, als eine politiihe Einheit, wieder als Macht in 
der Reihe der Völker erfcheine. Auch fonft fehlte es in den 
Bundeötagsfigungen nicht an freifinnigen und national klingenden 
Neben, und ſtets wurde es als Zweck des Bundes anerkannt, die 
Staaten Deutſchlands durch ein feſtes nationales Band miteinander 
zu vereinigen. Aber als es darauf ankam, bie fehönen Worte 
durch die That zu bewähren, zeigten ſich bei jeder einzelnen Frage 
bedeutende Schwierigkeiten. So als Defterreih im Mai 1817 
ben Vorſchlag machte, flatt des ſchon in Wien abgewiefenen oberften 
Bundesgericht wenigſtens eine permanente Aufträgalinftang für 
Streitigkeiten ber Bundedglieder umtereinanber zu errichten, wider⸗ 
fetten ſich Baiern, Sachſen, Würtemberg und Baden, weil fie 
meinten, biefe Bermanenz thue ihrer Souveränität Eintrag. Als 
man ben Verſuch machte, den Wirkungsfreis des Bundes genauer 
zu beflimmen und eine Kommifflon niederfeßte, um über feine Kom⸗ 
petenz eim Gutachten zu entwerfen, zählte diefelbe zwar eine Menge 
Bälle auf, in welchen bie Bundesverſammlung berechtigt fein follte, 
unaufgefordert einzufikreiten, und barunter einige, worin fle ſich 
fpäter infompetent zeigte, wie 5. B. die Garantie landſtändiſcher 
Derfaffungen; aber eben in diefem Suchen nach einzelnen Bällen 








Hemmungen einer Weiterentwidlung des Bundestags. 395 


zeigte ſich die UnElarheit über ihre Stellung im Ganzen. Dazu 
kamen noch allerhand Hemmungen, die in der Berfaffung des 
Bundes überhaupt Tagen. Wenn auch von einen Gefandten ein 
guter Vorſchlag ausging und die Mehrzahl dafür geftimmt mar, 
fo war der Widerſpruch einer einzigen Stimme hinreichend, einen 
günftigen Beſchluß zu Hintertreiben, da nach der Bundesakte Artikel 
7 bei organifchen Einrichtungen und Aufftellung oder Abänderung 
der Grundgeſetze Stimmeneinhelligkeit erforberlih war, und felbft 
wenn alle Gefandten perfönlich über die Heilfamfeit einer Maß⸗ 
regel einverflanden gemefen wären, waren fie doch an bie Inftrufs 
tionen ihrer Höfe gebunden und bilveten Feine über den einzelnen 
Negierungen ſtehende Macht. in meientliher Mangel der Bun» 
beöverfaffung war, daß blos die fouveränen Fürſten als ſolche 
beim Bunde vertreten waren, nicht aber der Staat, an deſſen Spike 
fie fanden. Es war Fein Organ gegeben, durch welches auch das 
Volk feine Stimme beim Bundestag hätte geltend machen "können, 
felbft in den Ländern, in welchen eine ftändifche Einrichtung beftand 
ober eingeführt wurde, behandelte man das Verhältniß zum Bun- 
destag als eine perfönliche Angelegenheit des Fürſten, bei welder 
die Landſtaͤnde nichts dreinzufprechen hätten. Der Bundestag, der 
bie höchſte Behörde Deutfchlands fein follte, war fomit nur ein 
Kongreß von Bevollmächtigten der Dynaftien, und es war natürlich, 
daß, ſobald eine Kollifion zwifchen dem Interefle des Fürſten und 
dem des Landes eintrat, das erftere fiegen mußte. Gerabe bei ver 
Einführung der landſtändiſchen Verfaffungen, die nah Artikel 13 
der Bundesakte in allen Bunbesftaaten flattfinden follte, mußte es 
in die Augen fallen, wie unfähig der Bundestag war, die mäd- 
tigeren Fürſten zur Befolgung feiner eigenen Geſetze anzuhbalten. 
Vergebens klagte der nieberländifch » Iuremburgifche Gefanbte von 
Bagern im Juli 1817, daß jener fo weſentliche Artikel der Bun- 
desakte und die vielfältig auch fonft gegebenen Verheißungen land» 
fländifcher Verfaſſung faft noch überall ihre Ausführung erwarten. 
Als im Dezember 1817 der mecklenburgiſche Geſandte an Erfüllung 
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des Artikels 13 mahnte, und beantragte, daß die uͤbrigen Geſandten 
eine Erklärung darüber abgeben ſollten, was ihre Regierungen in 
dieſer Sache gethan oder nicht gethan hätten, ſo erklärte Preußen 
im Februar 1818, es beſchäftige fich ernſtlich damit, eine Ver⸗ 
faſſung zu geben, aber gut Ding brauche lang Weil. Am 22. 
Mat 1815 Hatte zwar ber König auf den 1. September deſſelben 
Jahres die Einberufung einer preußiſchen Landeörepräfentation und 
Vorlegung einer Berfafjungdurfunde verheißen, aber man dachte 
im 3. 1818 ſchon nicht mehr aufrigtig an Erfüllung dieſes Ver⸗ 
fprechens. In ähnlicher Weife hinausſchiebend antwortete Ofterreich, 
das beinahe Feine Vorbereitungen getroffen hatte. Ueberhaupt 
hatten beide deutſche Großmächte eine Richtung eingefchlagen, die 
immer mehr von der Bahn nationaler Entwiclung abführte, und: 
in. der fie ſich einiger zeigten, als man nad) der früheren Span⸗ 
nung bätte erwarten follen. Einen wejentjichen Einfluß darauf 
hat, wie es fheint, die Stiftung der heiligen Allianz gehabt, welche 
am 26. September 1815 auf Anregung bed Kaiferd Alerander 
von Rußland erfolgte. Mit ihm gemeinfchaftlih erließen Katfer 
Franz I. und König Friedrich Wilhelm III. eine Erklärung, daß 
fie ſich vereinigt Hätten, in ihrer Politik ſich nur von chriftlichen 
Grundſaͤtzen leiten zu laffen, und auf ihre Aufforderung traten 
‚au die übrigen Monarchen Europa’s mit Ausnahme von England 
bei. So ſchön und lobenswerth auch die in der Allianzafte bar- 
gelegten Gefinnungen lauteten, fo fheinen doch andere, minder 
unjhuldige Verabredungen dahinter verhüllt worben zu fein. Nach 
dem Erfolg muß man faft glauben, die nationalen Beftrebungen 
als folche feien von den Mitgliedern der Allianz als im Wider» 
fireit mit dem Chriftentbum flehend angefehen worden. Der König 
von Preußen, der dieſelben früher begünftigte, ſchlug von da an 
einen ganz andern Weg in Beziehung auf beutfche Politik ein. 
Die deutfche Partei hatte ihre Hoffnung auf Preußen gefekt, das 
auf dem Wiener Kongreß und bei den Unterhandlungen, melde 
dem zweiten Parifer Frieden vorangingen, das nationale Interefie 
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lebhaft verfochten Hatte, man hätte es gerne an der Spike von 
Deutfchland gefehen, entweber in Form der Hegemonie, over als 
wirkliches Oberhaupt der deutſchen Staaten; das Recht Preußens, 
Deutſchland zu leiten, war feit den Freiheitskriegen eine geſchichtlich 
gegebene Thatſache. Unter den preußiſchen Staatsmännern follen 
fi fogae Stimmen erhoben haben, welche wollten, daß Preußen 
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fee. Andere aber ſcheinen über die Preußen zugefallene Rolle 
erfchroden zu fein und thaten nun ibrerfeits Alles, um den natio⸗ 
nalen Glanz, von dem es umgeben war, zu zerflören. Alles, 
was früher dazu gedient hatte, es von der Fremdherrſchaft zu 
erretten und ihm einen Auffhmung zu geben, murde auf einmal 
als flantögefährlich, revolutionär und gottlos angefehen, und bie 
Männer, durch welche der Staat in den Tagen der Gefahr erhalten 
worden war, fahen fih als umflürzende Demagogen angeklagt. 
Schon zu Zeiten der Wirkfamfeit Steins hatte ſich eine Partei 
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entgegengeftellt, dieſe, durch die Macht der Ereigniffe längere Zeit 
niebergehalten, erhob jebt ihr Haupt und geberbete ſich, als ob fie 
dad Vaterland gerettet hätte. Das Signal zu ihrem Auftreten 
gab im Herbft des Jahres 1815 eine Schrift des Geheimenraths 
Schmalz in Berlin, worin er nicht nur den Tugendbund, fondern 
auch die ganze beutfche Partei der gefährlichfien revolutionären 
Tendenzen anklagte, dad Streben nad deutſcher Einheit verhöhnte 
und als verbrecherifch bezeichnete, und mit unbegreifliher Frechheit 
die Zerſplitierung Deutfchlands als den rechten und Tegitimen 
Zuftand hinſtellte. Obgleih nun Schmalz durch Gegner wie 
Schleiermacher, Niebuhr, Görres moralifch vernichtet wurde, fo war 
doch feine Schrift von nachhaltiger Wirkung, und e8 zeigte fi, 
daß viele einflußreihe und hochgeſtellte Männer Hinter ihm ſtanden. 
In offiziellen Zeitungen wurbe feine Schrift mit Lob überhäuft, 
befonderd vom öſterreichiſchen Beobachter und ber bairifhen Ale 
mannia. Der König Friedrich von Würtemberg ſchickte ihm einen 
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Orden, der König von Preußen verlieh ihm bald nachher den 
rothen Adlerorden und verbot, wider ihn zu ſchreiben. Der rhei- 
nifhe Merkur, der in gewohnter Weife gegen Schmalz und die 
reactionäre Richtung gebomnert und Preußen ermahnt Hatte, fi 
zu einer deutſchen Macht Hinaufzuheben und nicht wieder wie früher 
Deutfchland zu Preußen herabzuziehen, murbe durch Kabinetsordre 
vom 3. San. 1816 verboten. Die Führer der nationalen Par⸗ 
tei wurben einer nah dem andern außer politifher Thätigkeit ge⸗ 
feßt: Stein, der bereit gewefen wäre, wieder in den preußifchen 
Staatddienft zu treten, wurde weder beim Bundestag noch fonft 
verwendet; Niebuhr wurde ald Gefandter nah Nom gefihidt; 
Arndt nad vielen Bebenklichkeiten als Profefior in Bonn ange- 
ſtellt; Gruner, ver Generalgouverneur von Eoblenz, als Gefandter 
in die Schweiz geſchickt; Gneifenau nahm feinen Abſchied; Dorf 
zog fih auf feine Güter zurüd. 

Nachdem Preußen auf dieſe Weife fi discreditirt hatte, 
verſuchte man nun in Baiern, die nationale Fahne aufzufteden. 
Die unter Einfluß des allmächtigen Miniſters Montgelas geſchrie⸗ 
bene Alemannia, welche früher ſehr geichäftig gewefen war, Preus 
Ben wegen feiner Begünftigung des Deutſchthums als revolutionär 
und eroberungsfüchtig zu verbächtigen, die mit Schmalz und Con⸗ 
forten Chorus gemacht Hatte, ſchlug jebt auf einmal ſelbſt einen 
liberalen Ton an, verfodht die Idee der beutfchen Einheit und 
Sprach die Anfiht aus, daß, fowie Spanien, Branfreih und 
England aus einer Menge verfchiedener Völkerſtämme und Fleiner 
Fürſtenthümer zu großen Neichseinheiten emporgewachſen feien, dieſe 
Erſcheinung fih auch in Deutfchland wienerholen müſſe. Görres, 
deſſen unvergängliche Verdienſte als Gelehrter die Alemannia rühmte, 
wurde mit dem Anerbieten einer großen Befoldung nah München ges 
rufen, um dort ein neued politifches Blatt herauszugeben, dem 
man Genfurfreiheit zufagte. Gin ähnliches Anerbieten ſoll er von 
Stuttgart aus erhalten haben, lehnte aber beide ab. Der veränderte 
Ton, den Baiern anſchlug, fand im übrigen Deutſchland Feinen Anklang 
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und Fein Vertrauen. Montgelas, welcher allerdings zur Durch⸗ 
führung eines großartigen Planes fähig geweſen wäre, wurde 
fchon im Anfang des Jahres 1817 unter Mitwirfung Metternichd 
aus dem Minifterium entfernt. Dagegen gelang es Baiern, durch 
Einführung einer Nepräfentativverfaffung (Mai 1818), die unter 
bamaligen Berhältniffen für liberal gelten Eonnte, die öffentliche 
Meinung für ſich zu gewinnen. Auh Württemberg und Baden 
folgten (1819) mit gleihem Erfolg diefem Beifpiele. Je weniger 
der Bundestag den Anſprüchen auf Einheit Genüge that, vefto 
mehr warfen fich die Volkswünſche auf Ausbildung der Neprä- 
fentativverfaffungen in den Einzeljtaaten. Plan fuchte in der Bes 
gründung der Freiheit und Feſtſtellung der Nechte des Volkes einen 
Erſatz für die vorenthaltene Einheit, Die nun auch wirklich mehr 
und mehr in den Hintergrund trat. Das Volk in den ſüdweſt⸗ 
lichen Staaten befreundete fih mit der Souveränität feiner Für⸗ 
fien und wurde immer weniger geneigt, die Unabhängigkeit der 
Einheit, die ihnen der Bundestag bringen Eonnte, zum Opfer zu 
bringen, um fo mehr, da man von dorther nur Beſchränkung ber 
Freiheit fürchtete. 

Im Jahre 1819 Hatte der Bundestag nach breijährigem Bes 
ſtehen nichts Erfprießliches aufzumeifen, ald etwa bie Anfänge einer 
einheitlihen Militärverfaffung. Die wichtigften, dringendften Fra⸗ 
gen gingen in leeren Formen, endlofen Friften und Eleinlichen Machi⸗ 
nationen des Particularigmus unter, und die Bundesverfammlung 
wand ſich durch allınälige Reduktion der Sigungen auf eine wöchent⸗ 
liche und große Ferien zur völligen Unthätigfeit hindurch. Zu dem 
politischen Ungenügen des Bundestags Tam auch noch die materielle 
Noth der Jahre 1816 und 17, die unerhörte Theuerung und 
Hungersnoth, welche theilmelfe durch die vielfachen Hemmungen 
des Verkehrs verurfaht wur, indem die vielen Mauthlinien ſo⸗ 
wohl vom Ausland als auch zwifchen den verbündeten Staaten 
ſelbſt die Zufuhr abfperrten. Auch dafür mußte der Bundestag 
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feine Abhülfe und befchäftigte ſich nicht einmal mit Vorkehrungen 
für die Zukunft. 

Die Einheitdidee, aus der praktiſchen Politik verdrängt, er⸗ 
bielt fih noch in der Literatur und auf den Lniverfitäten, bei 
einzelnen Lehrern und der findirenden Jugend lebendig. In Wei« 
mar, mo ber freiſinnige Großherzog Karl Auguft regierte, Hatte 
bie nationale Preſſe eine Zufluchteftätte gefunden. Hier erſchien 
die Nemeſis von Luden, die Iſis von Ofen, dad Weimarer Oppo⸗ 
fitionsblatt von Wieland, der Patriot und der neue rheinifche 
Merkur. In diefen Blättern murben die herrfhenden Zuftände 
und die nationalen Angelegenheiten in fehr freimüthiger und gründ- 
licher Weife befprochen, ohne daß ihnen von Geiten der MMegies 
rungen ein Sinberniß in ben Weg gelegt worden wäre. Jena, 
wo Dfen, Luden, Fries und Kiefer, begeifterte Anhänger ber 
Einheitsidee und ächte Väter der firebfamen Jugend, Ichrten, war 
die Wiege der Burfchenfhaft, die bier am 12. Suni 1815 ge 
gründet wurde. Ihr Zweck ging zunähft auf Verbrängung ber 
afademifchen Rohheiten, wie fie vielfah in den Landsmannſchaften 
gebegt wurden, und in der Vereinigung der gefammten Studenten 
zu einer deutfhen Burſchenſchaft fuchte man das Vorbild eine® 
einigen Deutfchlands auszubrüden. Ohne eine eigentlich politiſche 
Tendenz zu verfolgen, nährte man in biefen Kreifen mit Vorliebe 
den Gedanken an eine baldige Wiedergeburt der beutfchen Nation. 
Man war von dem Grunbfag geleitet, daß man fih auf ber 
Univerſität nicht nur eine wiſſenſchaftliche, ſondern auch eine poli⸗ 
tifch » nationale Bildung erwerben müfje, um Tünftig dem Vater⸗ 
land auf die rechte Weiſe dienen zu können, und es wurbe baher 
auf tüchtige Ausbildung der Geflnnung und eines ehrenhaften 
Charakters befonderer Werth gelegt. Im engeren burſchenſchaft⸗ 
lichen Kreifen wurben zwar Plane zu einer Umgeftaltung Deutfch- 
lands und einheitlicher Verfaſſung vielfach beſprochen, aber keines⸗ 
wegs Verſchwörungen zu deren gewaltfamer Durchführung gemacht. 
Nur durch DBerbreitung nationaler Ideen wollte man auf jenes 
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Ziel hinarbeiten. Bon Jena aus verbreitete ſich die Burfchenfchaft 
auch nach Berlin, Erlangen, Gießen und Tübingen. In Erlangen 
wirkte Schubert in ähnlichem Sinn wie bie Ienaer Lehrer, und 
dort war nächſt Iena die deutſche Nichtung am lebendigſten. Ein 
Epoche machender Ausdruck des burſchenſchaftlichen Geiſtes war 
bie Feier des 18. Oktobers und des Reformationsjubiläums, welche 
im Jahre 1817 auf der Wartburg bei Eiſenach begangen wurde. 
Bei dieſem Feſte ſollte die feierliche Stiftung einer allgemeinen 
deutſchen Burſchenſchaft ftattfinden, und es wurden von Jena aus 
Einladungen an beinahe alle deutſche Univerfitäten außer ven öfter: 
reichiſchen erlaffen. Es fanden ſich etma 500 Stubirende zum 
Feſte ein, durch die alle eingeladenen Univerfitäten vertreten wa⸗ 
ven; auch vier Profefforen von Jena: Ofen, Fried, Kiefer und 
Schweizer nahmen Theil daran. Sowohl von der Stadt Eiſenach, als 
au von den fachfen- weimarifgen Staatöbehörben wurde die Feier 
auf3 bereitwilligfte unterflügt und gefördert, bie Kirche in Eiſenach 
und die Wartburg feftlich geſchmückt und beleuchtet, aus ben groß- 
berzoglichen Forſten das Holz zu den Beftfeuern unentgeldlich ge⸗ 
liefert und zum Feſteſſen die Fiſchteiche geöffnet. Die Reden Hans 
gen wieber von ben glorreichen Erinnerungen der Befreiungsfriege, 
von den Hoffnungen einer nationalen Wiedergeburt Deutſchlands, 
aber au von Klagen über getäufchte Erwartungen und nicht Wort 
halten der Fürſten. Oken forderte in einer Anſprache vol Herzlich» 
feit auf, zu handeln, das heißt die fhöne Stimmung zu benüßen 
zur Gründung der allgemeinen Burfchenfchaft. Ein Fackelzug auf 
den der Wartburg gegenüber liegenden Wartenberg gab zu der in 
jugendlicher Unbefonnenheit befchlofienen Verbrennung einer Anzahl 
freigeitö= und burfchenfeindliher Schriften Anlaß, worunter z. B. 
Kotzebues Geſchichte des deutſchen Reichs, Schmalz Anklage des 
Tugendbundes, die bairiſche Zeitſchrift Alemannia u. ſ. w. Als 
Symbole der Zwingherrſchaft fügte man auch Schnürleib, Zopf 
und Korporalſtock bei. Am andern Tag wurde nach gepflogener 
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geſchloſſen und die Theilnehmer verpflichteten ſich gegenſeitig, Jeder 
in ſeinem Kreiſe für die Burſchenſchaft und für die Verbreitung 
deutſchen Sinnes zu wirken. Zur Beſiegelung des Gelobten nahm 
die Mehrzahl der Studenten in der Kirche zu Eiſenach das heil. 
Abendmahl. Für die Burſchenſchaft waren nun aus allen deutſchen 
Sauen, Oeſterreich ausgenommen, begeifterte Anhänger gemonnen, 
aber dem Argwohn der Machthaber gab das Wartburgfeft nur zu 
reichlihe Nahrung, und man erzählte davon, als ob die revo⸗ 
Iutionärften Dinge dort gefprochen und begangen mworben wären. 
Beſonders die Bücherverbrennung hatte der Berbächtigung will 
fommenen Anlaß gegeben, und die Verläumdung vergrößerte ben 
Porgang ind Maßloſe. ES follten nicht nur die Bundesakte und 
die Alltanzurkunde, fondern auch die Symbole des chriftlichen 
Glaubens und Doktor Luther verbrannt worden fein. Die belei⸗ 
digten Verfaſſer der verbrannten Bücher ſchürten den Haß ber 
Mächtigen; einer derfelben, der nachher als Demagogenverfolger 
berüchtigte Herr v. Kamp, erhob in einer eigenen an den Groß⸗ 
herzog gerichteten Schrift eine fürmliche Anklage. Die beiden 
Großmädte, beunruhigt über die Berichte, die fie erhalten hatten, 
ließen die Sache unterfuchen und ſchickten den Fürſten v. Harden⸗ 
berg und den Grafen Zichh nah Weimar. Es gelang dem Groß- 
berzog und feinem Minifter, fie zu überzeugen, daß bie Vorgänge 
auf der Wartburg weit unſchuldigerer Natur gewefen fein, als 
man fle bargeftellt habe. Doch murden von nun an bie Univer- 
fitäten mit Mißtrauen bewacht. Aber fie hielten das einmal An⸗ 
gefangene feft; ein neuer Burfchentag im Frühjahr 1818 in Jena 
wurde von Abgefandten aus ganz Deutfchland beſchickt, und auf 
allen Univerfttäten, ausgenommen Göttingen und Landshut, wur⸗ 
den burfchenfchaftlihe Verbindungen gefchloffen. Die Burfchenfchaft 
jener Zeit war die treue Bewahrerin des Gedankens deutſcher Ein- 
heit und Größe; ihre Mitglieder waren es hauptfächlih, welche 
bie nationalen Ideen und Gefinnungen durch die Zeit politifher 
Erſchlaffung hinüber retteten. Diele ber eifrigften und treueften 
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Verfechter deutfher ‚Einheit und Nationalität im Parlamente zu 
Frankfurt waren ehemalige Burfchenfhäftler, vor allen nennen mir 
unter ihnen Heinrich von Gagern, einft ein Genofje des Wart- 
- burgfeftes und Mitbegründer ber allgemeinen Burfchenfchaft. 

Außerhalb des Univerfitätslebens bildeten fh, nicht nur in 
Univerfitätsftäbten, fondern au in anderen wie Darmftadt, Mainz, 
Caſſel, Frankfurt, fogenannte Kränzchen von politiſcher Tendenz, 
bie mehr als die Burſchenſchaft der Agitation dienten und theils 
in nationalem, theild in blos liberalem Sinne Plane zur Umge⸗— 
ftaltung der beftehenden deutſchen Negierungen auähedten, obne 
jedoch in Verſchwörungen audzuarten. 

Die bin und wieder auftauchenden unverfennbaren Zeichen 
einer Bewegung und Gährung in gewiſſen Schichten des Volkes 
erweckten in höheren Kreifen große Furcht vor dem Ausbruch einer 
Revolution, und der Argmohn vergrößerte die Vorzeichen bes 
Umſturzes. Uber Alles dieſes hätte wohl noch Feine Maßregeln 
ber Regierungen zur Unterbrüdung ber Freiheit hervorgerufen, wenn 
nicht eine beffagenswerthe That gefchehen wäre, die jeden fchlim« 
men Verdacht, der auf der Burſchenſchaft ruhte, zu beflätigen 
fhien. Es war der Mord, welden Karl Sand, ein Student 
aus Jena und eifriger Anhänger der Burſchenſchaft, an dem ruf« 
ſiſchen Staatsrath Kogebue am 23. März 1819 zu Mannheim 
verübte. Kotzebue galt ald ruffifher Spion und man mußte 
namentlich, daß er die freifinnigen Lehrer in Jena und bie dortige 
Burſchenſchaft denunzirt hatte. Sand ein unflarer ſchwärmeriſcher 
Süngling fah in ihm einen gefährlichen Teind und Berräther 
des deutſchen Volkes und mähnte fih berufen, das Vaterland 
von demſelben zu befreien. Nachdem vr den Entſchluß lang in 
fih Herumgetragen, führte er ihn aus, ohne Iemand in fein 
Geheimniß einzumeihen. Zu gleicher Zeit machte ein verrüdter 
Menfh Namens Löning einen mißlungenen Mordverfuh anf den 
naffauifchen Staatsrath Ibell, den Leiter der naſſauiſchen Regierung. 
Beide Thaten waren allerdings bedeutungsvolle Seien einer aufs 
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geregten Zeit; aber die Negierungen ſahen barin ben Beweis von 
denn Borhandenfein einer Verſchwörung, welche den Umſturz ber 
Throne und den Mord politiich verhaßter Perſonen bezwede. Auf 
jede Regung der Unzufriedenheit mit dem Beftehenden und na= 
mentlih auf das in den Verhältniſſen begründete Einverftänpniß 
patristifch denfender Männer fiel nun ein weit ſchlimmeres Licht, 
man führte Alles auf geheime, gefahrdrohende Verſchwörungen 
zurück, und glaubte fih genöthigt, ernfllihe Maßregeln ver Gegen- 
wehr zu ergreifen. Gin Theil der regierenden und rathgebenven 
Stantdömänner war wohl anderer Anficht und fanb die Urfache der 
Unficherheit öffentlicher Zuftände, des Mißtrauend in die beftchen- 
den Negierungen in dem Mangel an pofitiven politifchen Schöpf- 
ungen, die dem nationalen Trieb nah Einheit mwenigftend einige 
Befrieigung hätten gewähren können. Sie waren ber Anficht, 
man müfle jo weit thunlich das Verſäumte nachholen, und ehrlich 
und reblih dem allgemeinen Streben nad etwad Gemeinſamem bie 
Hand bieten, und wenigftend etwas für dad Ganze thun, damit 
fih die Hoffnung daran Halten und die Gebulb fi ſtärken Eünne, 
namentlih eine ſelbſtändige Stellung Deutfchlands nah Außen be» 
gründen. Einheit der deutschen Kriegsmacht, Gemeinſchaft des 
Handels und Verkehrs, gemeinfame Anorbnungen über Zoll, Buch⸗ 
handel, Nachdruck, Poftweien, Münze, Maaß und Gewicht, ein 
Bundesgericht, feien Dinge, bie möglich werben müflen und bie 
man auch möglich machen könne, wenn man die Ausführung Hug 
angreife. Berufung fachverftändiger Kommiffionen aus dem Volk 
werde eine Art von Erſatz für eine allgemeine deutſche Volksver⸗ 
tretung gewähren und die Wege für zwedimäßige Einleitung der 
erforderlichen Anordnungen finden laſſen. 

Aber ſolche Rathſchläge blieben Privatwünfche einiger in den 
Rath der Mächtigen zugelaffener Staatsmänner und einzelner Bun⸗ 
deötagsgefandten. Die, melde wirklich das Ruder in Händen 
hatten, glaubten folcher in ihrem Sinn doch auch wieder revolu- 
tionärer Mittel gar nicht zu bedürfen, oder waren fo von Angft 
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befangen, daß ihnen der freie Blick in die wirklichen DBerhältniffe 
und Bebürfniffe ganz getrübt war. Diefe wollten nichts Neues 
ichaffen, mußten feinen Unterſchied zu machen zwifchen den natio⸗ 
nalen Ginheitöbeftrebungen , welche eine flarfe erhaltende Central⸗ 
gewalt zum Ziel hatten, und den. zu weit gehenden Freiheitsan⸗ 
fprüchen, die eine Auflöfung der flaatlihen Ordnung zur Folge 
baben Fonnten. Sie wollten Verhältniffe. conferviren, die, nur 
durch Unterwühlung ver Reichsgewalt, durch die Politik eines 
fremden Eroberers und durch die Willkür revolutionärer Bewegung 
entſtanden, den auflöſenden Tendenzen fortwährend Nahrung gaben. 
Sie ſahen das einzige Rettungsmittel in einem abwehrenden Ver⸗ 
theidigungsſyftem, in Verboten und polizeilichen Vorkehrungen, 
kurz in einer negativen Politik. 

Berabredungen in diefem Sinne wurden ſchon im Serbft 
1818 auf dem Machener Congreß getroffen, zu welchem ſich die 
drei Monarchen von Rußland, Oeſterreich und Preußen perfönlich, 
die englifchen Minifter Gaftlerengh und Wellington und der fran⸗ 
zöſiſche Minifter Nichekleu eingefunden hatten, um wegen der von 
Frankreich gewünſchten Zurüdziehung der fremden Truppen Bes 
flimmungen zu treffen. Dort übergab ein ruffifcher Diplomat 
Stourdza eine Denkfchrift über den gegenwärtigen Zuſtand Deutſch⸗ 
lands, worin er nachzumeifen fuchte, daß ein völliger Umfturz des 
Beftehenden nothwendig eintreten müfle, wenn man nicht fehleunig 
energifche Gegenmaßregeln ergreife ; namentlich fchilberte er den Zu⸗ 
ftand der Preffe und der Univerfitäten als höchſt gefahrdrohend. 
Er ſchlug nun Aufhebung der Preßfreiheit und der afabemijchen 
Privilegien und Gerichtsbarkeit, Beſchraͤnkung der Lehr» und Hör⸗ 
freiheit, ſtrenge Beauffihtigung der Univerſitätslehrer von Seiten 
des Staates, als dringend nöthige Maßregelu vor. 

Seine Ratbfehläge fanden Anklang, was um fo natürlicher 
ift, wenn, wie man behauptet, Kaiſer Werander weſentlichen An⸗ 
theil an deren Abfaffung Hatte. Die drei Monarchen waren dar⸗ 
über einverflanden, daß dem revolutionären Geiſt in Europa mit 
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alfer Macht gefteuert werben müfle, und fie erneuerten in biejer 
Richtung ihren Allianztraftat vom Jahre 1815. Nah der Er» 
morbung Kotzebues vollends wurde nun ein allgemeiner Opera- 
tionsplan gegen die vorhandene Bewegung ind Werf gefebt. Man 
verkündete jet mit Sicherheit, man fei höchſt gefährlichen Um- 
trieben und Verſchwörungen auf die Spur gekommen. Preußen 
zeigte befonderd großen Eifer angebliche Revolutionäre aufzu- 
fpüren und zur Beftrafung zu ziehen. Diefelben Männer, welche 
vor wenigen Sahren die Iugend zum Kampf für den König auf- 
geforvert hatten, ſollten nun an der Spitze einer Verſchwörung gegen 
die Throne fliehen. Der Zurnmeifter Jahn in Berlin wurde plötz⸗ 
ih verhaftet und nah Spandau abgeführt, und die Turnpläße 
gefehloffen ; Arndt und die beiden Welker in Bonn wurden In 
ihrer Wohnung Nachts von Polizeioffizianten überfallen und ihre 
Papiere mit Befchlag belegt; Görres, welcher wegen feiner kürzlich 
erfchienenen Schrift: „Deutſchland und die Revolution“, ein Ähnliches 
Schickſal zu fürdten Hatte, entzog ſich der Verhaftung durch die 
Flucht nad Frankreich; Schleiermachern in Berlin, der auch wegen 
liberaler Geflnnung verdächtig war, wurde das Chrenwort abge- 
nommen, die Stadt nicht zu verlaffen. Auch in Sübdeutfchland 
wurden, befonders auf Univerfitäten, plögliche Verhaftungen vor- 
genommen. Man behauptete, den Entwurf zu einer deutſchen 
Mepublit gefunden zu haben, man hatte Spuren von der Vers 
breitung revolutionärer Schriften und von herumreifenden politifchen 
Agenten, und biefe unreinen Elemente wurden nun ohne’ weiteres 
den edlen Männern aufgebürbet, die, weit entfernt von liberalen 
Eitravaganzen, nur das Ziel verfolgten, das früher die Fürften 
ſelbſt für den Kampf gegen Napoleon in Ausficht geftellt hatten. 
Die weiteren Reaktionsmaßregeln follten nun auf einem Mi- 
niflercongreß verabrebet werben, zu deſſen Beſchickung Defterreich 
und Preußen bie Fürften der größeren deutſchen Staaten nad 
Karlsbad auf den Auguft 1819 eingeladen Hatten. Man glaubte 
einer außerorbentlichen Berfammlung zu bebürfen, da ber Bunbes- 
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tag feine Unfähigkeit, etwas Neues zu ſchaffen, erprobt hatte, und 
man auch an feiner Einflimmigfeit zweifelte, namentlich fürchtete 
man den Widerſpruch Wangenheim's, Gagern’3 und Lepels. Die 
Optimiften hofften auch jegt no, der Karlsbader Congreß werbe 
etwas Poſitives für die einheitliche Ausbildung des Bundes thun; 
aber bald zeigte fih, daß ed ſich blos um Freiheitsbeſchränkungen 
handle. Das erfle, was auf Metternih8 Antrag vorgenommen 
wurde, war bie Preßfreihett, welche er in allen deutſchen Staaten 
abgefhafft und mit einem übereinftimmenden Cenſurſyſtem vertaufcht 
wiffen wollte. Die anweſenden Minifter flimmten bei, allein ber 
würtembergifche Gefandte, Graf Winzingerode widerſprach und er⸗ 
färte, daß ed ihm bedenklich erfcheine, dem Volke die Vergün- 
fligung der Preßfreigeit da wieder zu nehmen, wo fle ihm einmal 
gegeben worben fei, ex ſchlug vor, die franzöflihe Einrichtung der 
Kautionen für Iournale dagegen einzuführen. Er fand aber ba- 
mit feinen Anklang und wurde von feinen neun Kollegen über- 
flimmt. Es wurde nun ausgemacht, proviforifh auf 5 Jahre für 
alle periodiſch erfcheinenden Blätter und Eleinexen Schriften Cenſur 
einzuführen; nur Schriften über 20 Bogen follten frei fein. Leber 
die Univerfitäten war man Bald im Heinen; Metternich hatte firenge 
Beauffihtigung der Lehrer und Stubirenden von Seiten ded Staats 
und Aufhebung aller afademifchen Privilegien, welche derfelben im 
Wege ftünden, vorgefhlagen, und fand bierin allgemeine Beiftim- 
mung. Schwieriger war ed, mit Beichränfung der in ber Bun 
desakte angeorbneten landſtändiſchen Verfaſſungen zu einem eins 
flimmigen Nefultate zu gelangen. Metternich hatte als Hauptauf⸗ 
gabe dem Congreß die gefhichtlihe und bundesrechtlihe Nach- 
weifung zugedacht, daß ber Artikel 13 der Bundesakte nur durch 
Landſtände im alten Sinn erfüllt werden Eönne, und daß febe 
andere Verfaſſungsform der urfprünglichen Abficht und dem Geifte 
jenes Artikels zuwider fei. Die meiften Gefandten waren nit 
abgeneigt, diefe Nachweiſung fich gefallen zu laſſen, aber Feiner 
wollte fie jelbft unternehmen und einen beflimmten Antrag in dieſer 
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Richtung ſtellen. Nur der wuͤrtembergiſche Geſandte, deſſen Köng 
eben im Begriffe war, eine Mepräfentativverfaffung zu geben, die 
weit über dad Maß der gewöhnlichen alten Landſtände hinausging, 
machte entfehtenen Oppofition. Er zeigte, daß es doch nicht rath⸗ 
fam fet und eher revolutionäre Ausbrüche befördern als verhindern 
würde, wenn man ein fo wichtiges, dem Volk nah früheren 
Berabredungen gegebene Recht wieder entziehen wollte. Ueberdieß 
gab er zu bedenken, daß in Würtemberg die Wiebereinführung 
der alten Stände viel beſchwerlicher und einſchränkender fein würde, 
als irgend eine Repräfentativverfaffung moderner Art. Wirklich 
erreichte Würtemberg, nur ſchwach unterflüßt von Baiern, Baden 
und Mecklenburg, daß man von der beabfiätigten einfeitigen Aus⸗ 
legung des Artikels 13 abfland und ſich bamit begnügte, bei 
praftifher Handhabung der Verfaflungen es fo einrichten zu wol⸗ 
In, daß man den Demagogen möglichft wenig freied Feld geftatte 
und. immer den Grundſatz feſthalte, daß die ben Ständen einzu⸗ 
zäumende gefeßgebende Gewalt nie bis zu einem Widerſpruch mit 
der Bundesakte gehen dürfe. So wurde denn das Syſtem bes 
Scheinconftitutionaligmus angenommen, welches feitbem in allen 
conftitutionellen Staaten. Deutſchlands bis auf den heutigen Tag 
mehr oder weniger gehandhabt worden iſt, und dns fi auch allein 
mit dem Geifte der Bundeöverfaffung und der Getheiltheit Deutfch- 
lands in eine Vielheit fouveräner Staaten verträgt. 

Nachdem. die Hauptfache der negativen Politik abgemadht 
war, verfuchte der badiſche Gefandte v. Berftett auch ein wenig 
pofitive Politik zur Sprache zu bringen und trug barauf an, dem 
Art. 19 der Bundesakte gemäß die Handeld= und Verkehrsver⸗ 
hältnifje Deutſchlands endlich einmal zu orbnen. Er Iegte eine 
von Nebenius verfaßte Denkſchrift vor, in welcher der Vorſchlag 
gemacht war, alle Zol= und Mauthgrängen im Innern Deutfch- 
lands aufzuheben und ſolche nur an den äußern Gränzen gegen 
das eigentliche Ausland zum Schuß des deutſchen Handels und 
der beutichen Induſtrie herzuſtellen. Auch Würtemberg unterftüßte 
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den Antrag, aber es kam zu Teiner eigentlichen Berathung darüber, 
da man die Sache für zu ſchwierig erklärte und deßhalb hinaus⸗ 
fhieben zu müflen glaubte. 

Am 31. Auguft war der Gongreß beendigt; feine Verab⸗ 
rebungen wurden dem Bundestag nun von dem öſterreichiſchen 
Präfidialgefandten mit ausführlicher Motivirung vorgelegt und ohne 
Widerſtand zu Beſchluß erhoben. 

Zum Behuf der Unterſuchung der revolutionären Umtriebe 
wurde zu Mainz eine Gentralunterfuhungscommiffion niedergefett, 
welche aus fieben Mitgliedern befland und die Oberleitung ber in 
den verſchiedenen Bundesflaaten angefangenen Unterfuchungen übers 
nehmen und fi mit den betreffenden Lokalbehörden in Verbindung 
feßen, auch nach Umſtänden die Ungefchuldigten ſelbſt verhören 
ſollte. Sie begann am 8. Nov. 1819 ihre Thätigkeit und löste 
fih im Jahre 1828 ohne erhebliches Reſultat auf. 

In Preußen kam ed über den Karlsbader Beſchlüſſen zu einem . 
Conflikt im Minifterium, welcher damit enbigte, daß bie freifin- 
nigeren Mitglieder deſſelben ausſchieden. W. v. Humboldt erklärte 
fih mit Entrüftung gegen die Karlsbader Beſchlüſſe und wollte 
fogar den Minifter des Auswärtigen, Grafen Bernflorff, welcher 
in Karlsbad gewefen war, angeklagt wiflen. Seiner Oppofition 
ſchloſſen fih auch der Krlegäminifter von Boyen und ber Groß» 
Fanzler v. Beyme an; ba aber ihre Vorſtellungen beim König Fein 
Gehör fanden, forderten Boyen und ber Direktor feines Mini⸗ 
fteriums, General v. Grolmann, ihre Entlaffung, die nicht nur 
ihnen, fondern nad wenigen Tagen auch Humboldt und Beyme 
gegeben wurde. 


19. 


Die liberalen und radikalen Bewegungen vom Jahre 1819 
bis zum Jahre 1840. 


Die Karlöbader Befchläffe bildeten einen Wendepunkt ſowohl 
in der Stimmung der deutfchen Nation, als auch in der Politik 
der Regierungen. Die Zeit des Hoffend und Bertrauend war nun 
vorüber. Seitdem der Bund die Karlöbader Beichlüffe ohne Wi- 
verfireben angenommen hatte, verzichtete man darauf, Gutes von 
feiner Entwicklung zu Hoffen, und wuͤnſchte fogar die Eentralijation 
weniger eifrig, da man die Erfahrung gemacht Hatte, daß das 
Wenige von Einheit, welches der Bund begründet Hatte, nur zur 
Unterbrüdung der Freiheit diene Die politiiche Thätigkeit und 
die Theilnahme des Volkes wendete fih nun zu Ausbildung des 
Eonftitutionellen Lebens in den fübdeutfchen Mittelftanten, die Ein- 
heitäbeftrebungen gingen über in Freibeltsbeftrebungen, bei welchen 
nicht immer ein feftes Ziel und ber nationale Gefichtspunkt im 
Auge behalten wurde. Dan verlor fih in KRosmopolitismus und 
abftrafte politiſche Theorie, und ſchielte ſehnſüchtig nah Frankreich 
hinüber, von der dortigen Gährung Freiheit für Deutfhland hoffend. 

Die Regierungen waren durch die gemeinfchaftlihen Polizei⸗ 
Maßregeln, durch die Garantien gegen die demokratiſche Ausbildung 
der Repräſentativ⸗Verfaſſungen, deren Ueberwachung in die Hände 
bed Bundestags gelegt worden war, unverfehens in eine Unter⸗ 
pronung unter die Gewalt bed Bundes gefommen, bie ihrer eifer- 
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ſüchtig bewachten Souveränität doch am Ende gefährlich werben 
konnte. Wir finden nun bald nach dem Karlsbader Kongreß bie 
merkwürdige Erfheinung einer Oppofition der Mittelmächte, im 
Schooße des Bundestagd ſowohl, ald auch fonft gegen Defterreih 
und Preußen. Diefelbe Fam fehon bei den Wiener Minifterial 
Fonferenzen (November 1819 bis Frühjahr 1820) zu Tage, welche 
in Karlsbad verabredet worden waren, um dad dort begonnene ' 
Merk zu vollenden und bie nöthigen Ergänzungen der Bundesafte 
feftzuftellen.. Metternich hatte gehofft, durch Beharrlichkeit doch 
no die gewünfchte Auslegung des Artifel 13 zu erlangen und 
für die Gewalt des Bundes, oder wie die Dinge einmal lagen, 
für die Herrſchaft Oeſterreichs und Preußens über die übrigen 
Staaten, einen verhüllenden gefeglihen Ausdruck zu: finden. Aber 
bie Gefandten Baierns und Würtembergs, von Zentner und Graf 
Mandelslohe, waren auf ihrer Hut und machten, mit gelegentlicher 
Wahrung der Eonflitutionelfen Intereffen ihrer Staaten, eiferſüchtig 
über Erhaltung der Souveränität der Mittelftnaten. So murbe 
denn auf den Wiener Konferenzen weder eine feitere Organifation 
ded Bunbed,. noch eine befchränfende Auslegung des Artikel 13 
erzielt, und es Fam in die Wiener Schlußakte noch eine beflimmtere 
Verwahrung ald in der Bundesakte, daß bei foldhen Fragen, wo 
e3 ſich um organifche Einrichtungen oder um jura singulorum handle, 
nur durch Stimmeneinhelligkeit entfchieden werben dürfe (F. 14 und 
15), womit der blos völferrechtliche Charakter des Bundes feft- 
geftellt war. SHinfichtlih der landſtändiſchen Verfaſſungen kam 
fogar ein verftärfender Artikel hinein, wonurd der Bundesverſamm⸗ 
lung zur Pflicht gemacht wird, darüber zu wachen, daß jener Ar⸗ 
titel 13 in keinem Bundesſtaat umerfüllt bleibe. Auch wurbe 
ausbrüdlih in Artikel 61 erflärt, daß die Bundesverfammlung 
nicht berechtigt fei, in landſtändiſche Angelegenheiten oder in Streitig- 
keiten zwiſchen dem Landesherren und feinen Ständen ſich einzu- 
wmifchen. 

Die Oppofition der Mittelftnaten gegen Oefterreich und Preußen 
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blieb übrigens nicht blos hei negativer Verwahrung der einzelnen 
Souveränitätn flehen, fondern ging auch weiter zu Planen einer 
engeren Berbindung unter fich gegen bie erbrüdenbe und freiheit« 
beſchraͤnkende Macht der Großſtaaten. Diefe Tendenz fand eine 
geiftreihe DBertretung in dem bekannten Manuffript aus Süd⸗ 
Deutfhland, das, von dem Publiziften Lindner unter Einfluß von 
mürtembergifchen und bairiſchen Stantdmännern 1821 geſchrieben, 
feiner Zelt große® Auffehen machte. Der Verfaffer ftellt fih auf 
den Standpunft des Nheinbundes, beffen Stiftung er aus richtigen 
Berftändniß der Zeit und wahrer Vaterlandsliebe hervorgegangen 
darzuftellen ſucht. Er verfichert Ted, die deutfchen Staatömänner, 
welche den Aheinbund Hatten machen helfen, feien durchaus deutſch 
geflunt geweſen, aus Liebe zu Deutfchland, fagt ex, waren fie 
Frankreichs Freunde. Auch das Berhalten der Rheinbundsfuͤrſten 
im 3. 1809 und die zögernde Theilnahme an dem Befreiungd- 
kriege vom I. 1813 wird damit zu rechtfertigen gefucht, daß weder 
Defterreih noch Preußen die Freiheit Deutſchlands ernftlich gewollt 
habe. Zum weiteren Belege dafür dient dann eine fehr ſcharfe 
und treffende Kritik der Bundesakte. Das. Ziel feiner ganzen Be⸗ 
weisführung iſt, daB nur dann etwas aus dem beutfchen Bunde 
werben könne, wenn er fih von Defterreich und Preußen eman⸗ 
zipire und mit Ausfchluß jener europäifchen Großmächte ein reines 
Deutſchland darſtelle. Er gebt fo weit, daß er die deutſchen Pro⸗ 
vinzen Defterreihd und Preußen! in Parallele fegt mit dem an 
Branfreih gekommenen Elſaß und den ruſſiſch geworbenen Oſtſee⸗ 
Provinzen. Sogar Hannover wird zu England gerechnet, Holftein 
zu Dänemark, Luxemburg zu Holland, kurz das Deutfchland, das 
übrig bleibt, ift nur ein ſchlecht arrondirtes Drittheil des wahren. 
Ueberdieß wird auf den Gegenfag von Nord» und Süpdeutichland 
in Beziehung auf Stammesart und Handeldintereffen ein fo flarfes 
Gewicht gelegt, daß man zweifelhaft wird, ob der Verfaſſer Nord⸗ 
Deutjehland auch noch zu feinem Deutſchland rechne. Den Einwurf, 
daß dieß eine gewaltfame Zerreißung Deutſchlands fei, beantwortet 
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er zum DBoraus mit der Erklärung, wenn man nit an gelehrte 
Theorien, fondern an die Wirklichkeit ſich halten wolle, fo müffe 
man ben Gedanken ganz aufgeben, daß Deutſchland im 19. Jahr⸗ 
Hundert noch Ein Reich werben fünne. In den zwei großen Volks⸗ 
ftämmen Sübdeutfchlande, den Baiern und Allemannen, flieht er 
ven Kern feines Deutichlands und preist ed als ein glürfliches 
Geſchick, daß fie eben jetzt nach langer Zeriplitterung wieder in 
zwei Königreiche vereinigt fein. An Baiern und Würtemberg 
müſſe fih das übrige Süddeutſchland in naturgemäßer Entwidlung 
anfchließen, fo daß die benachbarten Kleinſtaaten aufbörten zu 
exiftiren. In gleicher Welfe, wie der Süben in zwei größere 
Maſſen zerfallen würde, feheine auch für den Norden eine ähnliche 
Bildung aller nichtpreußifhen Staaten zwifchen Elbe und Rhein 
wünſchenswerth. Diefe norbdeutfche Gruppirung wird nun nicht 
weiter auögeführt, wie denn überhaupt der ganze Plan nur auf 
Baiern und Würtemberg berechnet .erfiheint und blos eine lockere 
Verbindung mit Norbbeutfchland vorausfegt. In Wahrheit iſt 
dieſes Manuffript freilich nicht unter die Vorfchläge zur Einigung 
Deutſchlands zu rechnen, ſondern es Hat feine Hauptbedeutung als 
Ausdruck einer verbündeten Oppofltion gegen die Großmächte im 
Bund. Bei der nationalen Partei konnten natürlich diefe Vorſchläge 
feinen Anklang finden, aber durch das entſchiedene Auftreten für 
das Eonftitutionele Prinzip dienten fie dazu, die Sympathie der 
Liberalen für Baiern und Würtemberg zu gewinnen. In wie weit 
die. Anfichten des Manuffripts im bairiſchen und würtembergifchen 
Kabinet Wurzel gefaßt Hatten, oder ob fie blos Privatanfichten und 
Wünfche einiger Staatsmänner waren, läßt fich nicht beſtimmt fagen. 

Auh im Schooße der Bundesverfammlung ſelbſt hatte ſich 
feit den Karlöbader Befchlüffen eine ſyſtematiſche Oppoſition ges 
bildet, an teren Spite der mürtembergifche Geſandte Treiherr von 
MWangenheim, unftreitig der geiftreichfte unter den damaligen Bun⸗ 
beötagägefandten, fland. An ihn fchloffen fih an ber bairiſche 
Gefandte Freiherr von Aretin, in der batrifchen Kammer Mitglied 
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ber liberalen Fraktion und ebenfalls ein Mann von Ideen; ter 
fächfljche Gefandte von Carlowig, der hefien » darmſtädtiſche von 
Harnier, der Eurbeffifche von Xepel, der oldenburgiſche von Berg. 
Man Tann wohl fagen, die Oppofltion war an Geiſt, Kenntniffen 
und Gefchäftsthätigkeit den Gefandten der größeren Mächte weit 
überlegen, und namentlich Wangenheim war burd feine Lebendigkeit 
und Schlagfertigkeit in der Debatte ein gefürähteter Gegner. Die 
Sefeplichkeit wurde auf eine den Großmächten oft unbequeme Weife 
feftgehalten, die nationalen und liberalen Intereffen in einzelnen 
Dingen energifh verfochten, und reaftionäre, das Eonftitutionelle 
Leben beſchränkende Anträge, wie ſie Defterreih und Preußen gerne 
vorgebracht hätten, Tonnten fih gar nicht hervorwagen. Dennoch 
wurde von den ſchönen Kräften dieſer Oppoſition Fein bedeutendes 
Ergebniß für das Ganze erzielt, vielmehr war fie ald Vertreterin 
der Einzelſtaaten und ihrer befondern Intereſſen dem Zuſtande⸗ 
kommen gemeinfamer Mafregeln und ver Verwirklihung des Bun- 
desſtaats eher hinderlich. Es war natürlich, daß Defterreich und 
Preußen darauf dachten, diefem Verhältniß ein Ende zu machen, 
und die Reihen der Oppoſition zu fprengen. Aber fie glaubten 
mit großer Behutfamkeit dabei zu Werke gehen zu müffen, um nicht 
bie Eiferfucht der Souveränität noch mehr zu reizen. Namentlich 
wagten fie noch nicht, auf Abberufung Wangenheimd zu bringen, 
ven ſie doch am meiften fürdteten. Erf als im Sommer 1822 
ber bairiſche Gefandte von Aretin ſtarb, verfuchten fie Baiern zu 
einem andern Spftem zu bewegen, aber e8 gelang noch nicht und 
Baiern ſchickte zwar einen unfchuldigen Bunbestagsgefandten, aber 
ging auf den von Metternich gemachten Vorſchlag einer neuen 
Wiener Minifterialfonferenz nit ein. Würtemberg rüftete fich 
Togar zu noch fchärferer Oppofition. Der Minifter des Auswär⸗ 
tigen, Graf Winzingerode, erließ aus Veranlaſſung des Kongrefjed 
von Verona am 2. San. 1823 eine Cirfularnote an die würtem- 
bergifchen Gefandten verfchiedener Höfe, worin er Tebhaft beklagt, 
daß die deutſchen Großmächte in Angelegenheiten von allgemeinem 
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Intereffe Kongreffe berufen und Beſchlüſſe faſſen, ohne fich um die 
Anfichten und Wünfche ihrer Verbündeten zweiten Ranges zu kümmern, 
ohne auch nur eine Vertretung des deutſchen Bundes beizuziehen, der 
Doch dem Völkerrechte nach als Macht erſten Ranges gelten follte. 
Indeffen gelang es Defterreih, Sachſen und Baden entfchieven auf 
feine Seite zu ziehen, auch Baiern menigftens Halb zu gewinnen, 
und ald im Februar der Bundestag nach dem Wunfche Metternichs 
gegen die Großmächte feinen Dank erklären follte wegen ber Bes 
ſchlüſſe des Kongreffes von Verona, war Wangenhein der einzige, 
welcher fich entfchieden dagegen erklärte, und bei der Beſchlußnahme 
traten nur die beiden heſſiſchen Gefandten auf feine Seite. So 
war nun Würtemberg tfolirt, und jet flellte Defterreich das drin⸗ 
gende Verlangen, Wangenheim abzuberufen. Als dieß nicht geſchah, 
wurden der öfterreichifche, preußiſche und ruſſiſche Gefandte von 
Stuttgart abberufen, der König von Würtemberg mußte nachgeben 
und nicht nur Wangenheim, fondern auch Winzingerode entlaffen, 
auch den deutfchen Beobachter, ein Oppofitionsblatt, dad in Stutt⸗ 
gart erſchien, unterhrüden. Der öfterreihifhe Gefandte, Graf 
Buol-Schauenftein, wurde dur den gemandteren Freiherrn von 
Münd-Bellinghaufen erjebt. 

Preußen, das in Sprengung der bundestäglihen Oppoſition 
mit Defterreih ganz einverflanden geweſen war, ging doch gleich- 
zeitig mit Planen zu Verſtärkung feines Einflufjes in Deutfchland 
und Beſchränkung des Öfterreichiihen um. Die Denkfchrift eines 
preußifchen Staatsmannes (wahrſcheinlich des nachherigen Miniſters 
Eichhorn) aus dem Jahre 1822, Tegt die in diefer Beziehung von 
Preußen zu beobachtende Politik ausführlih dar und gibt, obgleich 
fie wohl nur eine Privatarbeit ift, doc) über die in höheren Kreifen 
in Preußen auftauchenden politifchen Gedanken Auffhluß. Zunächſt 
ſcheint es dieſem Staatsmanne dem preußifchen Intereffe ganz ange- 
mefien, in die von dem Zürften Metternich auf dem Wiener Kon« 
greß ausgeſprochene Theilungslinie des Cinfluffes in Deutſchland 
duch den Main einzugehen, und indem man laut jede Idee eines 
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ſüdlich des Mains audzuübenden direkten Ginfluffes weit weg weife, 
gerade dadurch den geeignetften Schritt zur möglichen Grhaltung 
befjelben zu thun. Der nörblih vom Main gelegene Theil Deutich- 
lands wird ohnehin ald von Preußen militärifch beherricht voraus⸗ 
gefegt, wenn nun auch auf Sachſen und Hannover Fein unmittel⸗ 
barer Einfluß geübt werben könne, fo bürfe doch Preußen Kinfichtlich 
ber übrigen nord» und mittelbeutfhen Staaten ein gewiſſes allge 
meined, wenn auch in die milbeften Formen gekleidetes Schubrecht 
ohne Hdachtheil faktiſch ausüben, und darin ein Mittel finden, dieſe 
Regierungen im Sinne ſeines Syſtems zu leiten. Im ſüdlichen 
Deutſchland, wo Baiern einerſeits und Würtemberg und Baben 
andererſeits die Hauptmaſſen bilden, koͤnnte vielleicht mit Vaiern 
etwa durch Heirathen eine möglichſt enge Verbindung angebahnt 
werden, alsdann wäre es möglich, Würtemberg wenigſtens zu 
neutraliſiren und mit Baden ein allgemeines Freundſchaftsverhält⸗ 
niß herzuſtellen, um ſein Anſchließen an Würtemberg zu hindern. 
Sp wäre dann der größte Theil von Deutſchland unter preußiſchen 
Einfluß geftelt. „Einſtweilen aber müſſe man gemeinfchaftlich mit 
Defterreih Deutfchland eine Früftige Militärverfaffung und folche 
Bundesformen geben, um bei der nächften europäifchen Kriſis über die 
Streitkräfte der übrigen Bundesflaaten rafch disponiren zu können; 
ferner gemeinſchaftlich mit Defterreih über Erhaltung der Ruhe 
in Deutſchland wachen und zugleih das repräſentativ⸗demokratiſche 
Syſtem bekämpfen, endlih auf die Auflöfung aller Separatver- 
bindungen unter den mittleren und Fleineren deutichen Staaten 
hinwirken, da diefe ihrem Wefen nach immer früher oder fpäter 
der Gegenftand der Intrigue fremder Mächte werben müſſen. Dabei 
fei aber doch möglichft Alles fo vorzubereiten, Daß wenn einft eine 
Trennung Preußen? von Defterreich erfolgen und eine Spaltung 
Deutfhlands flattfinden follte, der überwiegende Theil der Bundes 
flaaten fih für erftered erkläre, und alsdann die vorhandenen 
Bundedformen nicht zu fehr zum Nachtheile der preußifchen Partei 
benügt werben könnten. Schließlich bezeichnet der Verfaſſer ed als 
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eine Grundlage der deutſchen Politik Preußens, daß es Die Rolle 
eined Hauptes des Proteftantismus in Deutfchland fefthalte, überall 
die Intelligenz fördere und duch gute Verwaltung einen Mufter- 
ſtaat darſtelle. Dann werde es in Wahrheit ver erfle Staat 
Deutichlands bleiben und überwiegenden Einfluß im Bunde ausüben.“ 

Mir fehen aus viefer Denkichrift, daß preußifche Staatsmänner 
den Gebanfen an eine Hegemonie ihres Staates, ber zur Zeit ber 
Freiheitskriege viele Anhänger hatte, nicht aus dem Auge verloren, 
aber auch, daß die Negierung nicht den Muth Hatte, offen und im 
Einverſtändniß mit der Nation auf diefed Ziel loszuſteuern. Preußens 
Beruf wäre es gewefen, in ber Bunbedverfammlung das deutſche 
Intereffe und deutſche Gefinnung zu vertreten, wenn auch nur 
durch Neden und Abweiſung öſterreichiſcher Zumuthungen. Wenn 
Preußen entſchieden und bebarrlih für eine nationale Politik das 
Wort geführt hätte, jo wäre ihm das Dertrauen des Volkes ge= 
blieben und es wäre Defterreih endlich in Frankfurt unheimlich 
und entleidet worben, einen Einfluß üben zu wollen, dem Re⸗ 
gierungen und Volk widerfttebt Hätten. Uber flatt deſſen machte 
Preußen gemeinſchaftliche Sache mit Defterreich, das es nur darauf 
abgefehen Hatte, den Nebenbuhler der nationalen Zuneigung zu 
berauben. 

Während die Großmächte in freiheitsfeindligem Sinne ge- 
meinſame Sache machten und eine engere Verbindung Deutſchlands 
erfirebten, bei der e8 in Defterreih und Preußen hätte aufgehen 
müflen, während vie ſüddeutſchen Mittelftaaten unter dem Banier 
der Eonftitutionellen Interefien für Erhaltung ihrer Souveränität 
und damit gegen die Einheit Tämpften, flüchteten fich die liberalen 
Einheitsbeftrebungen in den Schooß geheimer Verbindungen. Denn 
ſolche bildeten ſich fett wirklich flatt der vermeintlichen, gegen 
welche die Karlsbader Befchlüffe und die Demagogenunterfuchungen 
der Mainzer Centralkommiſſion gerichtet geweſen waren. Die 
Revolution in Spanien und Neapel, befonderd aber bie in Grie⸗ 
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auch bier die revolutionäre Stimmung. Wie in jenen Ländern 
die Bewegung theilweiſe von geheimen Gefellichaften ausgegangen 
war, fo gab man fih Hin und wieder der Hoffnung Hin, durch 
politifche Verbindungen, duch Heranziehen ber Jugend einige Er- 
folge für die nationale Wiedergeburt errreichen und eine Veränderung 
ver beftehenden Regierungsform herbeiführen, wenigſtens vorbereiten 
zu können. Einmal fland die durch Bundesbeſchlüſſe unterbrüdte 
Burſchenſchaft als geheime Verbindung wieder auf, und ſchon im 
J. 1820 beftanden auf den meiſten beutjchen Univerfitäten wieder 
Burſchenſchaften, melde, wenn fle auch nicht beſtimmte Zwecke 
hatten, doch von politifcher Färbung waren und die Einheit Deutfch- 
lands als erfte Sorberung aufftellten. Auch jebt galten wieder 
Jena und Grlangen ald die Stätten der nationalften Ausprägung 
der Burfhenfhaft; Plane zur Fünftigen Geflaltung Deutſchlands 
wurden zwiſchen Lehrern und Studierenden ernſtlich beſprochen, die 
Studien waren mit befonderer Vorliebe auf Geſchichte und Politik 
gerichtet, welche in Jena Luden vertrat. 

Innerhalb der Burfchenfchaft bildete fi im I. 1821 ein 
engerer Geheimbund, deſſen Zweck war, durch Umfturz der beftehen- 
den Negierungen bie Einheit Deutſchlands möglich zu machen. Das 
ganze deutfche Volk follte dann durch frei gewählte Vertreter ſich 
eine Berfaffung geben. Wie dieſelbe ausfallen würde, darüber 
hatte man verſchiedene Vorſtellungen. Die Einen dachten fi ein 
Kaiferreih mit Preußen an der Spike, Andere beſtimmten bie 
Kaiferwürbe je nach ihrer Heimath einem der Kürften Deutſchlands, 
welche man für Beſchützer der Liberalen Richtung hielt, Andere 
wollten eine Republik, Andere vier Republlken zu einem Bundes⸗ 
ſtaat vereinigt. Als Stifter des Bundes trat ein theol. studiosus 
von Sprewitz aus Mecklenburg auf, welcher in Iena ſtudirt hatte 
und auf einer Rundreiſe duch Deutſchland Mitgliever zu einem 
Sünglingsbunde warb, zu deſſen Stiftung er von einem bereits 
beſtehenden Männerbunde beauftragt worden zu. fein behauptete. 
Aus wem der vorausgefeßte Bund ter Männer beftehe, wurde nie 
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gefagt, aber man glaubte an feine Exiſtenz und vermuthete unter 
feinen Oberen Oneifenau und Arndt, was jedoch fehr unwahr⸗ 
feinlich if. Später wurbe bezweifelt, ob es je einen Männerbund 
gegeben babe, da nie, weder bei den nachherigen Unterfuchungen, 
nad durch die Nachforſchungen wißbegieriger Sünglinge, beftimmte 
Mitglieder audfindig gemacht wurden. Vermuthlich war der Bund 
nie feft organifirt, fondern wurde nur vorausgefeßt, um ſich Fünftig 
zu verwirkliden, wenn das jüngere Geſchlecht herangebildet und 
zu gemeinfamem Wirfen reif fein werde. Jedenfalls gelangte meber 
der Männerbund noch der Zünglingsbund zu einem folchen Um⸗ 
fang und. einer folgen Bedeutung, daß er je mit Ausfiht auf 
Erfolg hätte hervortreten und eine auf Verwirklichung feiner Zwecke 
gehende Unternehmung hätte wagen können. Der Jünglingsbund 
fand fein Ende in einer weitläufigen Unterfußung (182224), 
in deren Folge eine große Anzahl begeifterter und begabter junger 
Männer mit mehrjähriger Zeftungsftrafe ihre nationalen Träume 
büßen mußten. Bald nachher tauchte in der Burſchenſchaft eine 
neue politifche Fraktion auf, bie Germania, welche im Gegenſatz 
zu der auf Reform des fiubentifchen Lebens fich befchränfenben 
Arminia die Einheit und Freiheit des Vaterlandes nur durch Re- 
volution erreichbar glaubte und nach Kräften dazu beitvagen wollte. 
Diefe unterfchied fi von dem Jünglingsbunde durch den ertremften 
Liberalismus, entſchlug fi der deutſchthümelnden Richlung und 
wandte fich franzöflichen Sympatbien zu. Uebrigens beſchränkte 
fih das politiſche Treiben auf ſolche engere Kreife der Burſchen⸗ 
ſchaft und ähnliche Vereine, das deutfche Volk im Ganzen nahm 
wenig Antheil daran und man fah, daß das Bedürfniß nationaler 
Wiedergeburt keineswegs die Maflen durchdrungen hatte, fondern 
nur bie Sorberung der wiſſenſchaftlich Gebildeten und nicht einmal 
aller diefer geweſen war. Nur fo iſt es zu. erklären, daß bie 
Reaktion fo guten Erfolg hatte und die Bundestagspolizei jo tiefe 
Ruhe ſchaffen Eonnte. 


Seit den Freiheitskriegen intereſſirte man ſich wohl nie we⸗ 
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niger für Politik, als eben in der zweiten Hälfte der zwanziger 
Jahre. Die meiften national Gefinnten, auf allen Erfolg verzich- 
tend, zogen fih von jeber politifchen Thätigkeit zurück, felbft in 
den Stänbeverfammlungen der Eonftitutionellen Staaten ging es 
gar flile ber, die Oppoſition war zuſammengeſchmolzen und be⸗ 
ſchraͤnkte ſich auf Einzelheiten ver Verwaltung, die Zeitungen, durch 
fitenge Genfur niedergehalten, waren langweilig und wenig geeignet, 
Theilnahme für das öffentliche Leben zu weiten. In den gebil- 
deten Mittelftänden traten die Interefien der Wiffenfchaft, Riteratur 
und Kunft an die Stelle der Politik, einen großen Theil 
der firebfamen Köpfe nahm Philofophie und Theologie in An= 
ſpruch. Letztere war durch Schleiermacher in eine neue Epoche 
getreten und Tonnte wieder junge Männer von Geift und Gemüth 
anziehen; in der Philofophie begann die Herrſchaft Hegeld, der die 
Einen durch die Tiefe der Abftraktion dem wirklichen Leben ent» 
frembete, die Andern durch die Korberung, das Wirkliche als ver- 
nünftig zu begreifen, auch mit der fehlechten Wirklichkeit eines ber 
Nationalität baaren Staatölebend verſöhnte. Der Liberalismus 
wurde überbieß als in den leeren Kategorien eines unmächtigen 
Sollens fi umtreibend, von Hegel und feinen Anhängern verhöhnt. 
Dem nationalen und politifhen Leben hat der Einfluß der Hegel’- 
ſchen Phiofophie unverkennbar gefchabet. Sein Syſtem war zwar 
mehr als alle früher bagemwefenen dazu geeignet, auf das Weſen 
der Dinge einzugehen und dad Staatsleben gefchichtlich zu begreifen ; 
aber ed war eine von ber Wirklichkeit gefonberte Weiöheit, bie 
manche Geifter austrocknete und für ihre beften Jahre in Feſſeln 
legte. Bon großer Bedeutung war es auch, daß in Hegels Rechts⸗ 
Philoſophie alle menſchlichen Intereſſen im Staat aufgingen und 
ſelbſt die Nationalität nur als untergeordnetes Moment der Natür- 
lichkeit erſchien; dieß wurde in Berlin eifrig zum Vortheil des 
beftebenden Staates außgebeutet, und ber Hegel'ſche allein fellg- 
machende Staat ohne weitered mit dem preußiſchen identifizirt. 
Diefe Richtung, die in Preußen von Oben begünftigt wurde, nahm 
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die Geifter fo gefangen, daß das frühere politiſche Streben ganz 
erlahmte, man war zu nüchtern geworben, um mit nationalen 
Träumen ſich abzugeben, und die ebelflen Kräfte rieben ſich in 
unfruchtbaren Spekulationen auf. Mehr oder minder raſch ver- 
breitete ſich dieſe Stimmung aud über das übrige Deutfchland, 

Erft als die Julirevolution vom J. 1830 mieder einen An- 
ftoß gab, offenbarte ſich, daß nicht aller politifde Sinn in Deutfch- 
land untergegangen war. Zunächft waren es die Freiheitsbeſtrebungen, 
die im Vorgange Frankreichs, namentlich aber im Erfolge der bel⸗ 
giſchen Mevolution Ermuthigung fanden. Sachen und Sefien 
errangen ſich eine Verfaſſung, Braunſchweig verjagte feinen Fürften, 
ohne daß der Bundestag einzufchreiten wagte, in ber badiſchen und 
bairifhen Kammer wurde ed wieder lebendig. Aber auch das Ber 
dürfniß der Einheit wurde durch bie Befürchtung geweckt, daß vie 
neuen Machthaber in Franfreih den Sieg der Revolution durch 
einen populären Eroberungszug würben befeftigen wollen und fi 
dad linke Rheinufer dazu außerfehen möchten. E83 war voraus 
zufehen, dag für die überrheiniſchen Provinzen Preußens und Baierns 
die übrigen Staaten nicht mit ſonderlichem Eifer einftehen würben 
und ein Angriff Frankreichs Leicht gin Rheinbündniß einiger deutſchen 
Staaten mit Frankreich zur Folge Haben Eünnte. „Welche Partie“, 
fragt Motte (in den politifchen Annalen Bd. V. im Vorwort) 
„würden die Eonftitutionellen Staaten Süddeutſchlands ergreifen ? 
Wird in folhem Falle der deutſche Bund den Stoß auszuhalten 
im Stande fein, welcher von einer oder der anderen Seite ihm 
drobt? Werden die Fürften endlich die Nationalſtimme beachten, 
welche laut ein populäres Verbindungdmittel der deutſchen Bundes⸗ 
völfer fordert, einen großen Rath von Volksabgeordneten neben 
jenem der fürftlicden Geſandten.“ 

Diefer Gedanke eines deutſchen Parlamentes wurde bald 
nachher in einer Abhandlung von Wilhelm Schulz; (Allg. polit. 
Annalen Bd. VI. 1831) „Leber das Eine, wad Deutſchland 
noth thut,“ weiter ausgeführt. Der Weg, auf bem fi ber 
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Verfaſſer die Verwirklichung einer allgemeinen deutſchen Volksver⸗ 
tretung rechtlich möglich denkt, iſt der: Preußen tritt in die Reihe 
der konſtitutionellen Staaten ein, verbindet ſich mit ihnen zu einer 
Macht und zu einem gemeinſamen Bollshaus, dem fich bald 
auch die übrigen, bis jegt noch nicht konſtitutionellen Staaten 
anfihliegen werden. Oeſterreich wird hiebei außer Berechnung ge⸗ 
laſſen. Die Liberalen hatten fich daran gewöhnt, es in geifliger 
Beziehung von Deutfchland abgefperrt zu denken. Selbſt eine 
fommerzielle Berbindung mit bemfelben hielt man für minder drin⸗ 
gend, als die mit Frankreich, und ald die Hauptaufgabe in Bes 
ziebung auf Oeſterreich erſchien e8, gegen jeben Einfluß, ber von 
borther verfucht werben Eönnte, eine unerfchütterliche Selbſtändigkeit 
zu bewahren. 

Die von Schulz angebeutete Idee, die Einheit Deutſchlands 
durch die Hegemonie Preußens zu verwirklichen, wurde gleichzeitig 
von P. U. Pier in feinem Briefwechfel zweier Deutfchen *) 
weiter ausgeführt und begründet. Da diefed Buch unter ven man 
cherlei Borfchlägen für die Einheit Deutſchlands Epoche malt, 
und mehr als alle eine burchgebildete politifche Anſicht vertritt, fo 
müflen wir etwas länger dabei verweilen. 

Die Borandfegung, von welcher der Verfaſſer ausgeht, iſt 
die Thatfache, daß Defterreich ſeit der Zurückweiſung der Reforma⸗ 
tion des 16. Jahrhunderts ein vom deutſchen Stamme losgeriſſener, 
auf fremdes Holz gepfropfter Zweig iſt, daß ſein geiſtiges Leben, 
ſeine Literatur und ſeine Schulbildung Deutſchland fremd, ja faſt 
feindſelig gegenüberſtehen. Seit Jahrhunderten habe Oeſterreich 
feinen politiſchen Beruf darin geſucht, fih mit aller Macht den 
Strom der Ereigniffe entgegenzuflemmen, und eben damit in ent⸗ 
ſchiedene Oppoſition gegen das übrige Deutſchland zu treten. Eine 
folche Macht Fönne nie die Grundlage eines verjüngten Deutfchlands 
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werben, e3 müſſe vielmehr ein neuer Anknüpfungspunkt zu fefterer 
Einigung gefunden werden, ein neuer Kern und Mittelpunkt fi 
bilden, woran Deutſchland ſich ſammeln und geftalten könne. Diefer 
fet aber nirgends anderswo zu fuchen als in Preußen, das durch 
außerordentliche Anftrengung feiner phyſiſchen Kräfte, noch weit 
mehr aber durch dad moralifhe Gewicht, das fein Enthuflasmus 
in die Wagſchale legte, die Befreiung Deutfchlandd von der Herr⸗ 
ſchaft Napoleons entfieden, und dadurch für feine Anfprüche auf 
die Hegemonie einen vollgültigen Nedtätitel erworben habe. Als 
der richtige Weg, das Protektorat Preußens zu verwirklichen, wird 
dann nicht die Militärbiktatur, ſondern die Eonftitutionelle Entwick⸗ 
lung bezeichnet. Nah allgemeiner Einführung von Repräfentativ« 
verfaffungen, meint Pfizer, follten alle Lanpflände, je nad) Ver⸗ 
Hältniß der Menſchenzahl, die fie vertreten, aus der Mitte ihres 
Landes eine beftimmte Anzahl von Abgeordneten zu einem beutfchen 
Bundestag wählen, ber fih am Sitze der preußifchen Regierung 
zu verfammeln und alle gemeinſamen Intereffen Deutichlands zu 
vertreten hätte. Der preußifchen Megierung käme dann die Aufe 
gabe zu, die Fürften in ähnlicher Weiſe zu repräfentiren, wie bie 
Bundeöverfammlung das Volk verträte, und die Vollſtreckung ver 
Bunbesbefchlüffe zu übernehmen. Damit wäre dann freilich ge 
geben, daß Breußen in allen allgemeinen Angelegenheiten die eigent- 
liege Herrſchaft über das übrige Deutfchland zu führen und bie 
MWünfhe und Intereffen der andern deutſchen Regierungen nur in 
fomeit zu berüdfichtigen hätte, als es felbft für gut fände und fie 
in der Bunbeöverfammlung mit Maforität vertreten wären. 

Die republikaniſchen räume, ſowie die Wieberherftellung 
eines deutſchen Reiches weist Pfizer als unausführbar ab, felbft 
ben Gedanken einer durch Erweiterung des Eonftitutionellen Prinzips 
einzuführenben Föderativverfaſſung der gefammten deutſchen Bunded- 
ſtaaten erörtert er nur um zu zeigen, daß man auf dieſem Wege 
nicht zum Biele kommen würde. Er erklärt zwar die Bundes» 
Berfaffung als das geeignetfte Syflem, um in einer großen Natiou 


424 P. Pfizers Briefwechiel. 


die zur politifchen Geſundheit erforberlihe gleichmäßige Vertheilung 
der Kräfte zu bewirken, glaubt aber, daß bie Zeit dafür in Deutfch- 
land noch nicht gekommen fei, und daß feiner Durchführung eine 
Periode der. Eentralifation vorangeben müfle. „Denn die Bereinigung 
ber Eonftitutionellen deutfchen Staaten, # fagt er, „erhebt Deutſchland 
noch zu Feiner felbfländigen Macht. Getrennt von Preußen und 
Deſterreich, würde das übrige Deutichland durch jeden europäifchen 
Krieg in feinen Grundfeſten erfehüttert, und nah jeder ſolchen 
Erſchütterung mit dem Verluſt feiner beſten Kräfte genöthigt fein, 
ih neu zu organifiren- und feine Ameijenarbeit von vorn wieder 
anzufangen. Einer Bundesverfaſſung aber, durch welche der ge⸗ 
fammte deutfhe Bund aus einem Kürftenbund in einen bie Einheit 
Deutſchlands verbürgenden Bölferbund verwandelt würde, fteht die 
unermeßliche Verſchiedenheit der deutſchen Staaten unter fich ent- 
gegen. So lange tiefe fih an Macht und Größe allzu ungleid 
find, werden die flärfern, wie bisher an Defterreich und Preußen 
zu ſehen gewefen, immer den Meifter der ſchwächeren fpielen wollen, 
und dadurch letztere, die fich für eben fo fouveräu halten, zum 
Widerftande, zuletzt zum Abfall treiben. Zu einer wahren Föberativ- 
Berfaffung, ſei es nun in einem Bund von Fürften, ober von 
Völkern, gehört Gleichheit der Macht und Gleichheit ver Interefien, 
und fo lange es an biefen Bebingungen fehlt, fcheint Feine andere 
Wahl übrig zu bleiben, als entweder freiwillige, gegen ven Miß- 
brauch der Gewalt jo viel als möglich vorfidhtige, Unterorbnung 
unter eine überlegene Größe, ober beſtändiger Zwieſpalt, Bürger- 
frieg und Duldung auslänbifher Gewaltherrſchaft. WIN aber 
Deutſchland irgend eine politifche Bedeutung gewinnen, fo muß es 
ben erſten Weg einfchlagen und fi zur Anerkennung eines Su= 
premat3 wenigftend in den auswärtigen Verhältnifſſen bequemen. 
Ein Bund der einzelnen Staaten untereinander koͤnnte nur dann 
zur nationalen Einigung führen, wenn eine zwingende Gewalt und 
die Mittel zu Vollſtreckung des nationalen Gefammtwillend vor« 
handen wären. Ihr Verhältniß zu einander müßte fo geordnet 
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ſein, daß es nicht in der Willkühr eines Einzelnen ſtünde, ob er 
für die gemeinſchaftliche Sache mitwirken oder ſich davon losſagen 
und ſich mit Fremden verbünden wolle.“ 

Andere glaubten in einer Volksvertretung, die als zweite 
Kammer neben den Frankfurter Bundestag geſtellt werden ſollte, 
das Mittel gefunden zu Haben, um alle Keime von Zerftörung, 
weldhe die bermalige Organifation des deutſchen Bundes in fi 
ſchloß, in eben fo viele Wurzeln einer unauflöslichen Nationalver- 
einigung zu verwandeln. Wilhelm Schulz führte dieſen Gedanken in 
einer befonderen Schrift „Deutfchlands Einheit durch Nationalrepräs 
fentation, 1832* aus und empfahl eine aus den einzelnen beutfchen 
Ständeverfanmlungen hervorgehende Nationalvertretung beim Bun⸗ 
destag, der dann die Stelle des deutſchen Kaiſers einnehmen follte. 
Jürgens fchrieb in vemfelben Jahr eine Schrift „über die Noth⸗ 
wendigkeit durchgreifender. Reformen in Deutfchland“ und rechnete 
dazu in erfter Linie die Berwandlung bed Staatenbunded in einen 
Bundesftant mit DBertretung der Nation am Bundestag. Belon- 
ders in Süddeutſchland fand diefer Gedanke, der ſchon zur Zeit 
des erften Barifer Friedens beſprochen wurde und während und 
nah dem Wiener Kongreß Vielen ald Stern ber Hoffnung vor 
fehmebte, auch jegt wieder Anklang, und Welker entwidelte im 
Dftober 1831 eine darauf bezüglihe Motion in ber babifchen 
Kammer, welche vielfache Beifimmung, aber von den Miniſtern 
heftigen Wiberfprud fand. Plzer war darin anderer Anficht und 
fagt gewiß fehr richtig: „Es fragt fi, ob nicht der fo zufammen- 
geſetzte Staatökörper noch meit kraft⸗ und einheitlofer bleiben und 
eine noch weit fehwerfälligere Mafchine fein würde, als unfer weis 
land deutſches Reich in den lebten Zeiten feiner Entkräftung? So 
lange es in Deutfchland Fürften gibt, die eine Bundesfammer bilden, 
wird diefe in dem bisherigen Syſteme der Reaktion beharren, und 
ich ſehe nicht ein, wie man ber unbeweglichen erften Kammer, durch 
dad Anftoßen einer die Schwerfälligkeit und die Verwidlung noch 
vermehrenden zweiten, Flügel geben und verhindern will, daß nicht 
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jeder von dem Unterhauſe ausgehende volksthümliche Antrag an 
dem Veto fürftlicher Ariſtokraten ſcheitere.“ | 

Die große bleibende Bedeutung des Pfizerifchen Buches läßt 
ſich ſchon daraus erkennen, daß ein großer Theil der Fragen darin 
erörtert wird, welche in ben Jahren 1848 und 49 fowohl in 
ber Nationalverfammlung als in der Prefie die ausführlichfte Be⸗ 
fprehung fanden. Manches im Briefwechfel nur Berührte wurde 
von dem Verfaſſer weiter audgeführt in einem fpäteren Wer: 
„Gedanken über Net, Staat und Kirche, 2 Bde. Stuttg. 1842«, 
aus welchem dann brei Jahre fpäter der Abfchnitt über das Vater⸗ 
Sand beſonders abgebrudt und mit vielen Zufäßen begleitet wurde. 
Er blieb auch in diefem Werke ber Idee der preußifchen Hege⸗ 
monie treu und vertheidigte fie gegen Einwürfe, die aus der Preffe 
und ben veränderten Berbältniffen ihm entgegentraten. 

Auch andere Stimmen wollten Preußen an die Spike von 
Deutſchland geftellt wiſſen; fo der nachherige Gefchichtichreiber 
Wirth in ver Zeitfehrift „Inland *; Siebenpfeiffer in Rheinbaiern; 
ein Ungenannter aus Franken in der Schrift: „Gregor, ein Ge⸗ 
fpräh über Papftthum und Monardie 1833. Gin 1832 in 
Strasburg erſchienenes Schriftchen: „de l’unitE germanique ou de 
la regeneration de l’Allemagne* fchlug fogar ein erbliches deut⸗ 
ſches Kaifertbum ber Hohenzollern vor. Die übrigen deutſchen 
Fürften follten Pairs des Reiches werden und neben der erfien 
Kammer eine Wahlkammer aud den Grunbbeflgern oder Ständen 
der Einzelftaaten gebildet und mit dem Geſetzgebungs⸗ und Steuers 
bewilligungsrecht außsgeftattet werden. Aber Preußen machte keine 
Anftalt, die Sache der Nation zu ergreifen, und that nichts, die 
ihm zugedachte Hegemonie wirklih zu erringen, vielmehr ließ es 
fh fortwährend in das Schlepptau der öſterreichiſchen Politik 
nehmen. Manche dachten nun auch an Baiern, deſſen König 
Ludwig ſich ſchon als Kronprinz den Ruf einer entſchieden natio- 
nalen Geflnnung erworben hatte. Rotteck ſprach in den politifchen 
Annalen mit großer Anerkennung von ihm, „Baiernd jebiger 
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König“, fagt er, „iſt an yerfönlichen Anlagen wie in öffent⸗ 
lihen Grundſätzen ganzen Yürftenreihen weit überlegen ; er geht 
einen feften Schritt vorwärts zwiſchen Frankreichs Sturmlauf und 
Oeſterreichs Rückgang.“ „Sollte einft“, fährt er fort, m der 
Gedanke einer Diktatur für Deutfchland ind Werk treten, fo würde 
Baiern als reinveutfcher Staat die reindeutfhe Aufgabe am freieften 
löſen.“ Wirklich hegten Männer in der nähern Umgebung König 
Ludwigs ernftlihe Pläne, von Baiern aus bie politifhe Einheit 
Deutfhlants zu bewerfftelligen und den König Ludwig zum beut- 
fhen Kaifer zu machen. Gin General Raglovich entwarf einen 
militäriichen Plan und man ſchickte ſich an, durch die Preſſe in 
diefer Richtung wirken zu laffen. Uber die Ausfiht auf Erfolg 
war doch zu unflcher, als daß man zur wirklichen Ausführung 
hätte fehreiten können. 

So fanden die nationalen Veſtrebungen unter den deutſchen 
Machthabern keinen Protektor, der es unternommen hätte, ſich an 
die Spitze zu ſtellen und dem nach Einheit ringenden Deutſchlanb 
zu einer Geſtalt zu verhelfen. Die Folge davon war, daß die 
natürliche Entwicklung der Dinge gehemmt wurde, der politiſche 
Trieb fich wieder einſeitig auf die Freiheitsbeſtrebungen warf, und 
mit den nationalen Elementen von der Reaktion der Kabinete unter- 
prüdt wurde. Der Wendepunkt für Deutfchland war die Niever- 
lage der polnifchen evolution im Sommer 1832, in welcher die 
deutichen Liberalen ein Vorbild energiichen Kampfes für die Natio- 
nalität und zugleich eine mächtige Waffe gegen den abfolutiftifchen 
Einfluß Rußlands gehabt Hatten. Je mehr es mit den Bolen 
auf die Neige ging, deſto mächtiger und unverhüllter trat bie 
Neaktion auch in Deutfchland auf. Ein Theil der Liberalen zog 
ſich jetzt zurüũck, die radikale Partei aber fehte den Kampf eine 
Weile mit um fo größerer Erbitterung, theils auf dem Gebiete 
ber Preffe, theils auch in den GStändeverfammlungen fort. Der 
Hauptplag war Nheinbaiern, mo Siebenpfeiffer und Wirth, und 
Franken, wo Eifenmann und Behr die Führer waren und guige= 
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ſchriebene Blätter herausgaben, Siebenpfeifier den Weſtboten, 
Deutſchland, und fpäter Rheinbaiern, Wirth bie deutſche Tribüne, 
und Eiſenmann das bairiſche Volksblatt. In Stuttgart vertrat 
die deurfche allgemeine Zeitung, von Mebold ausgezeichnet vedigirt, 
in gemäßigter, der Hochwächter in rabifaler Weiſe biefelbe Nich- 
tung. Daß bedeutendſte Organ der conſtitutionell nationalen Par⸗ 
tei in Sünbeutfchland war der von Motte, Welder und Dutt- 
linger in Freiburg herausgegebene „Rreifinnige*. Im Jahrgang 
1832 Nr. 106 dieſes Blattes finden wir eine Rede, die Motte 
im Mat d. 3. bei einem Feſte in Badenweiler gehalten bat, in 
welcher er fich über fein Verhältniß zur Idee der deutſchen Ein- 
heit in einer Weife ausfpriht, die als charakteriftifh für die da⸗ 
maligen politifchen Gefinnungen und Beflrebungen einer großen 
Partei in Süddeutſchland gelten Eann. 

„Ich bin“, fagte er, „für Deutfchlands Einheit ; ich wünſche, 
verlange und fordere fie, in fofern fie in äußern Dingen bie 
beutfche Nation als achtunggebietende Macht auftreten läßt, welche 
dad übermüthige Außland von Beleidigung unferer Nationalrechte 
abjchrede und insbeſondere jeden Angriff yon Nord und Oft und 
auch — wiewohl hier geringere Gefahr obwaltet — von Werften 
abwende, und infpfern fie in einheimifchen Dingen der deutſchen 
Nation diejenigen Vortheile des bürgerlihen Verbandes, welche 
nach Maß der Ausdehnung immer fruchtbringender werben, im 
vollften Maße, d. h. nach der vollen Ausdehnung der deutſchen 
Erde fihere, als: die Breiheit des Verkehrs und Handels, ber 
Niederlaffung und zumal bes freien Wortes in allen Ländern der 
deutſchen Zunge, d, 5. der freien deutſchen Preſſe. Aber ich will 
feine Einheit, welche ung in Gefahr fege, nach außen etwa in 
einen Kriegszug gegen die ung natürlich Verbündeten, überhaupt 
unfern theuerften Interefien und innigften Gefühlen entgegenge- 
fhleppt zu werben, oder welche in einheimifchen Dingen in Sachen 
der Gefeggebung und Verwaltung, und Bewohner des lichten 
Nheinlanded nöthige, mit dem Maße der Freiheit und zu begnü= 
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gen, welches etwa für Pommern und Defterreih taugt ober von 
den Machthabern alla für hinreichend erfannt werben mag. Ich 
will die Einheit nicht anders ald mit Freiheit, und will Tieber 
Freiheit ohne Einheit, ald Einheit ohne Freiheit. Ich will Feine 
Einheit unter den Flügeln des preußiſchen ober des üfterreichiichen 
Adlers; ich will Feine unter einer etwa noch zu flärfenden Macht⸗ 
vollffommenbeit des fo wie gegenwärtig organifirten Bundestags — 
und will auch feine unter der Form einer allgemeinen deutſchen 
Republik, weil der Weg, zu einer folden zu gelangen, ſchauer⸗ 
lich, und der Erfolg oder die Frucht der Erreichung höchſt unge: 
wiß erjcheint. Ich will aljo Feine in äußern Formen fcharf aus⸗ 
geprägte Einheit Deutſchlands — ein Staatenbund ift, laut dem 
Zeugniß der Geichichte, zu Bewahrung ber Breiheit geeigneter, 
al8 die ungetheilte Maſſe eines Reichs — , fondern neben der, 
freilich unerläßlicden Reform ber gegenwärtig beftehenden antipos 
pulären Berfafiung unferer Bunvesautoritöt, nur eine innere, aber 
lebenswarme Einheit oder Vereinigung der Völker Deutfchlanng, 
welche gegenüber der drohend beſtehenden Bereinigung der Fürften 
und jener der Ariftofraten Deutſchlands zum Schirme der Volks⸗ 
rechte geſchloſſen werde.“ 

„Mit dieſer Einheit iſt gar wohl verträglih, ja zur Bes 
gründung berjelben trefflich wirkſam die GSelbftftändigfeit der ein- 
zelnen, zumal der conflitutionellen deutſchen Staaten. Ihre Bes 
fefligung und Behauptung erfcheint als nötbigfte Vorbedingung 
einer auch für die Bundesverfaffung zu erringenden . volksthüm⸗ 
lichen Reform, ſowie ald unentbehrlihe Gemährleiftung des Rechts⸗ 
zuſtandes jedes einzelnen Staats.“ 

Das Ziel, das man jetzt vor Augen hatte, war, zunaͤchſt 
im fünweftlichen Deutſchland Die Grundlage eines auf gemein⸗ 
ſchaftlicher Volksvertretung beruhenden Bundesſtaates zu fchaffen, 
ber mit der Zeit auch Kraft bekommen follte, Norddeutſchland 
anzuziehen und mit fortzureißen. Wie der Norden die Befreiung 
vom Joch der Franzoſen errungen batte, fo follte nun ber Süden 
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im Kampfe für die innere Freiheit der Nation den Reigen führen. 
Jer mehr aber die Hoffnung ſchwand, das Befreiungswerk auf 
ganz Deutfchland ausvehnen zu können, deſto mehr fand der Ge⸗ 
danke Eingang, einen ſüddeutſchen Bunbesflaat unter Frankreichs 
Protertorat zu errichten, wobei man noch weiter ging bis zu 
Gelüften einer republikanifcgen Regierungsform. In dieſem Fall 
fand denn eine völlige Loßreißung des ſüdweſtlichen Deutſchlands 
von denjenigen deutſchen Staaten in Ausfiht, welche dem mo⸗ 
narchiſchen Prinzip treu bleiben würden. Die bisher mit den 
nationalen Einheitäbeftrebungen Hand in Hand gehenden Freiheits⸗ 
beftrebungen hätten dann in benfelben feindfeligen Gegenfag mit⸗ 
einander kommen müflen, der ſchon in frühern Jahrhunderten Die 
Losreißung der Schweiz zur Folge gehabt Hat. 

Der Gipfelpunkt der radikalen Richtung war dad Hambacher 
Fe, das am 27. Mai 1832 auf dem Schloſſe Hambach bei 
Neuftadt in Mheinbaiern gehalten wurde. Siebenpfeiffer hatte in 
Verbindung mit einer Anzahl Bürger von Neuftadt einen Aufruf 
an alle veutfhen Stämme zur Feier eines. großen Nationalfeftes 
erlafien, das ein Verbrüderungsfeſt für alle die werben follte, die 
nah der Wiedergeburt des deutjchen Vaterlands ftreben. Ein von 
der Negierung gemachter Verſuch, das Feſt zu verbieten, wurde 
wegen ber darüber fih kund gebenden Erbitterung, vielleicht auch 
in ber Hoffnung, daß die Exzeffe des Feſtes Gelegenheit zum 
Einfihreiten geben würden, zurüdgenommen und das Feſt fand 
ungehindert flatt. Aus beinahe allen deutſchen Landſchaften, ſelbſt 
uud dem Elſaß fanden fi Theilnehmer ein, auch Kranzofen und 
Polen Tamen als Gäfte; die Zahl ver Thellnehmer wurde auf 
mindeftend 30,000 geſchätzt; alle waren init ſchwarz⸗ roth⸗ gol⸗ 
denen Bändern und Kokarden geſchmückt, auch Bahnen von der⸗ 
felben Farbe wurden voraudgetragen. Der ganze Charakter des 
Feſtes zeugte von leidenſchaftlicher Erregtheit, mobei wahre Bes 
geifterung für Die nationale Sache mit kosmopolitiſchem Fana⸗ 
tismus und radifaler Phrafenmacherei gemifcht war. Es traten 
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25 Redner auf, die fih alle mehr oder minder flarf über bie 
Erniedrigung Deutſchlands ausſprachen, und die Schuld davon 
Hauptfählih auf die Zürften wälzten. Hervorragend waren bie 
Reden Siebenpfeiffer's und Wirth’3, in welchen beiden die Wies 
vergeburt und Einheit Deutfchlands ald Hauptſache vorangeftellt 
war. Wirth warnte dringend vor einer Verbindung mit den 
Srangofen, bie doch nur das Linke Rheinuſer ald Preis ihrer Hülfe 
fordern würden. Eher müſſe man mit dem Abfolutigmus fechten, 
als den kleinſten Shell von Deutichland an Frankreich npfern. 
Ein Theil der Feſtführer ſah diefe Proteftation wegen der anwe⸗ 
fenden Franzoſen ungern, doch wagte Feiner dagegen aufzutreten. 
Neben der würdigen Sprache der Führer machten ſich aber auch 
unbefonnene, rohe und blutdürſtige Neben breit, die dem Feſt 
ein ſchlimmeres Gepräge aufprüdten, ald die Abſicht der Unter- 
nehmer gewwefen war. Doch murben Feine beftinmten Befchlüffe 
gefaßt oder Verabredungen zum Loßfchlagen getroffen, man be» 
gnügte fi, die revolutionäre Stimmung zu nähren. Gleichzeitig 
wurden an mehreren Orten ähnliche Berfammlungen gehalten. 
Bei einer ſolchen in Gaibach in Franken wurde der Bürgermeifter 
Behr von Würzburg nach einer aufregenden Rede von dem Bolfe 
mit dem Ruf „das ift unjer Frankenkoͤnig“ auf den Schultern 
berumgetragen. Durch derlei Verſammlungen fuchte die am wei⸗ 
teften gehende Partei aufzuregen, um durch die gefleigerte Stim- 
mung allmälig Thaten anzubahnen. Aber die Verhältniffe wurden 
für erfolgreiche. Thaten immer ungünftiger; nicht nur traten Die 
Regierungen immer yplanmäßiger und entfchievener auf, fonbern 
im der Bewegungspartei vergrößerte fich die Spaltung immer mehr. 
Die Eonftitutionellen, die auf dem Wege der Reform, durch ihre 
Wirkfamfeit in den Ständeverfanmlungen und durch die Prefie 
ein neues Deutfchland vorzubereiten gehofft hatten, fingen an ein⸗ 
zufehen, daß alle ihre Arbeit fruchtlos jet, aber wollten barum 
doch den gefeglihen Weg nicht verlaffen; die Radikalen, welche 
ſich duch den Widerſtand der Megierungen immer mehr in ber 
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Ueberzeugung befeftigt fanden, daß nur durch Mevolution, durch 
Entihronung der Fürften und Errichtung von Nepublifen zu hel⸗ 
fen fei, verrannten fih immer mehr in ertreme Richtungen, und 
je weiter fie darin fortgingen, deſto mehr ifolixten fie fih vom 
Volke und ſahen fich bei den Zranzofen um Hülfe um. Dabei 
täufchten fie fich fehr über die Größe ihres Anhangs, der fi zu⸗ 
legt auf eine verhaͤltnißmäßig Eleine Zahl von Advokaten, Litte⸗ 
raten und Stubenten befchränfte. 

Bald nach dem Hambacher Zeit begannen die Mafregeln ber 
Regierungen. Wirth und Siebenpfeiffer und viele Andere wurben 
verhaftet; Schüler und Suvoie, die ebenfalld eine hervorragende 
Rolle gefpielt Hatten, flohen nad Sranfreih. Am 28. Suni kam 
auch wieder eine Reihe neuer, lang vorbereiteter Bundestagsbe⸗ 
ichlüffe zum Vorſchein, welche die Wirkfamfeit der Stänbeverfamm- 
lungen zu Gunften des monarchiſchen Prinzips befchränften und 
ihnen namentlich das Hecht abfprachen, bie Steuern zu verweigern 
oder ihre Bewilligung an Bedingungen zu fTnüpfen. Für den 
Fall des Widerſtandes wurde bewafineted Ginfchreiten des Bun⸗ 
des in Ausſicht geftellt. Ueberhaupt wurbe von dem Bunde das 
Recht in Anſpruch genommen, die Thätigkeit der Ständeverfamm- 
lungen und bie Gefeßgebung in den Cinzelſtaaten zu überwachen. 
Proteflationdabrefien, die von Privatverfammlungen und von Stän« 
defammern eingingen, fanden nicht nur Fein Gehör, ſondern wur- 
den für fträflihe Verſuche erklärt, die Negierungen mit dem Bunde 
in Zwiejpalt zu bringen, und ed wurben gegen bie Urheber und 
Verbreiter folcher Adreſſen Unterfuchungen angeorbnet. Als in 
der mwürtembergifchen Kammer P. Pfizer im März 1833 einen 
Antrag auf Nichtanerfennung jener Beichlüffe für Würtemberg, 
als defien Verfaſſung zumiderlaufend, eingebracht Hatte, und bie 
Kammer die von ber Regierung ihr zugemuthete Entrüftung über 
diefe Motion nicht auöfprechen wollte, wurde fie aufgelöst. . Eben 
fo wenig Hatte in andern conftitutionellen Staaten die verfaſſungs⸗ 
mäßige Oppofition gegen die Bundestagspolitik irgend einen Er⸗ 
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folg, im Gegentheil entwidelte die Bundesverſammlung eine rege 
Thätigkeit gegen die revolutionären und conftitutionellen Bewe⸗ 
gungen. Auf der andern Seite traf nun die rabifale Partei ernſt⸗ 
liche Anftalten zur Revolutionirung Deutſchlands. Beſonders in 
Frankfurt und im Heffifchen bildeten ſich Verbindungen zu diefem 
Zwei; auch die Burfhenfchaften, in welchen allmälig die Rich⸗ 
tung der Germania die Oberhand getvonnen Hatte, gingen 'mehr . 
als früher auf praftifche Tendenzen ein, und auf einem Burfchen- 
tag zu Stuttgart im Dez. 18323 wurde von den anmelenden Ber- 
treten der Burfchenfchaften als Zweck ihrer Thätigkeit die Be⸗ 
freiung und Cinigung Deutfchlandd durch evolution fefſtgeſetzt. 
Auch mit Franzofen und Polen wurden Einverſtändniſſe angefnüpft. 
Dergeblih fuchte man die Führer der conftitutionellen Oppofltion, 
befonders Iordan, Rotteck und Welder, für diefe Plane zu ges 
winnen. Gben fo wenig fanden die Emifjäre der radikalen Par⸗ 
tei beim fogenannten Voll, d. h. bei Bauern und Handwerkern 
Anklang. Ein in Würtemberg von dem Öberlieutenant Koferiz 
mit wenig Terrainkenntniß gemachter Verſuch, dad Militär für 
die Nevolution zu gewinnen, hatte nur geringen Erfolg und zeigte, 
wie wenig etwad der Art Ausfiht auf Gelingen haben Eonnte. 
Doc waren die Verſchwörer ſchon fo in ihre Plane verramnt und 
fo in Täuſchung befangen über ihre Mittel, daß fie fich nicht ent- 
fließen Eonnten, von Weiterem abzuftehen, und am 1. März 
in Schlüchtern, einem babifhen Dorf an der würtemb. Grenze, 
das Losbrechen auf Anfang April 1833 feftfeßten. Der Haupt 
ſchlag follte in Frankfurt gefchehen, dort wollte man den Bundes 
tag fprengen, der Bundeskaſſe fih bemächtigen und eine yrovis 
forifche Regierung einfegen, welche dann die weitere Revolutionirung 
Deutſchlands leiten follte. Gleichzeitig ſollte Koferiz mit dem gewons 
nenen würtemb. Militär in Ludwigsburg losbrechen. Am 3. April 
Abends 10 Uhr unternahm nun das ganze disponible Nevolus 
tionsheer, etwa 60 Mann flark, großentheild Studenten und 


Mitglieder der Burſchenſchaft, unter Anführung raufpenplatts, 
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Gärths und eines polniſchen Offizierd, einen Angriff auf die Haupt⸗ 
wache und Conſtablerwache in Frankfurt. Er gelang durch Ueber- 
rafchung, aber kaum hatten ſich die Verſchwörer auf ver Eonflabler- 
wache feftgefeht, fo wurden fie von dem indeſſen angeruͤckten Frank⸗ 
furter Linienmilitär angegriffen und zerfireuten ſich nach einflüns 
digem Gefecht. Die eine Hälfte wurde verhaftet, die andere ent» 
kam glücklich. Es folgten nun viele andere Verhaftungen und 
Unterfuchungen derer, die man für Mitfhuldige hielt, und wie 
im Jahre 1819 wurde wieder eine Gentralunterfuhungscommiffton 
niebergefeßt, die Diedmal ihren Sig in Frankfurt bekam. Beſon⸗ 
ders bemühte man fi, einen Zufammenhang der Verſchwörer mit 
den Führern der conflitutionellen Oppofition in den ſüddeutſchen 
Ständeverfammlungen nachzuweiſen, was aber nicht gelang. Den 
Schlußſtein der reactionären Mafregeln feßte die Wiener Miniſter⸗ 
konferenz, die von Januar bis Juni 1834 gehalten wurde und 
eine Reihe Befchlüffe über MRepräfentativverfaffung und Breffe faßte. 
Der ſchon in der Wiener Schlußafte ausgefprochene Grundfag, daß 
bie gefammte Staatsgewalt im Oberhaupt des Staates vereinigt 
bleiben müfje, wurde auf'8 Neue eingefehärft und jede Behauptung, 
die auf eine Theilung der Staatögewalt abziefe, für unvereinbar 
mit dem Bundesſtaatsrecht erklärt. Für den Ball einer ftreitigen 
Auslegung einzelner Berfaffungsbeflimmungen wurde die Einſetzung 
eined Schiedogerichts angeorbnet, deſſen 34 Mitglieder von den 
17 Stimmen des engeren Bundesrathes gemählt werden follten. 
Wenn die Ständeverfammlungen wagen würden, die Mittel für 
Hundestäglih angefonnene Leiſtungen oder die Steuern überbanpt 
zu verweigern, fo follten fie aufgelößt werben. Daſſelbe Schick⸗ 
fal drohte ihnen in dem Kal, wenn Angriffe auf den Bunb in 
der Debatte oder einer Motion vorkommen und die Kammer den 
felben nicht fogleich entgegentveten würte. Yeberbieß wird den Stände» 
verfammlungen das Necht abgefprochen, einzelne Poften im Budget 
feftzufegen oder zu ftreichen, fondern fle follen nur die Ausgaben 
im Allgemeinen verwilligen. Im Betreff der Preffe wurden aus⸗ 
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führliche Anordnungen zum Behuf der Verſchärfung der Cenſur 
getroffen, auch der Druck ſtändiſcher Verhandlungen wurde unter 
Cenſur geſtellt. Die früheren Beſtimmungen über Univerſitäten 
wurden ebenfalls erneuert und verſchärft. Mitglieder burſchen⸗ 
ſchaftlicher Verbindungen ſollten nicht nur von jedem Staats⸗ und 
Kirchenamt, ſondern auch von allen akademiſchen Würden, von 
der Advokatur, ja ſogar von der ärztlichen Praxis ausgeſchloſſen 
werden. Schließlich wurde auch noch beſtimmt, daß die Regie— 
rungen gehalten fein follten, die Beſchlüſſe felbft dann in An- 
wendung zu bringen, wenn die beftehenden Verfaffungen hindernd 
entgegenftünden. Webrigend wurden diefe Befchlüffe, mit Aus 
nahme der das Schiedsgericht und die Univerfitäten betreffenden 
nicht veröffentlicht, fondern im firengen Geheimniß gehalten; nur 
die Praris der Negierungen ließ ahnen, daß derartige Verab⸗ 
redungen flattgefunden haben müßten. GErft im Jahre 1843 wur« 
den diefe Bundesbefchlüffe in Karlöruhe anonym herausgegeben. 
Das Mißlingen der Verſchwörungs- un? Aufftants = Ver: 
ſuche, die über die Theilnehmer verhängten Strafen, die Vorficht3- 
maßregeln der Regierungen und die ängftlihe Wachfamfeit der 
Polizei hatten die Wirkung, daß feine weiteren Verfuche zu einer 
gewaltfamen Aenderung der flaatlihen Zuftände Deutſchlands ge⸗ 
macht wurden. Es trat in der zweiten Hälfte ver breißiger Iahre 
wieder ein ähnlicher Zuftand politifcher Apathie ein, wie am Ende 
der wanz iger Jahre. Das öffentliche Intereffe warf fich wieder 
auf Kitteratur, Philofophie und Theologie. Das junge Deutfch- 
land mit feinen Helden Seine, Guzkow und Anderen, das Leben 
Jeſu von Strauß und die Gtreitfragen, die dadurch angeregt 
worden waren, die halle'ſchen Jahrbücher, die eine neue Weltan- 
ſchauung an die Stelle der biöherigen feßen wollten, befchäftigten 
bie Geifter und man wähnte fich über die nationalen Fragen hinaus 
Ein großer Theil der jüngeren Generation behandelte die deutfchen 
Einheitöbeftrebungen als Tächerliche Deutfchfhümelei, die dem num 
ſelbſtbewußten, die ganze Welt mit feinem Denken umfaffenden 
28* 
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deutſchen Geiſte nicht mehr zieme. Durch die ploͤtzliche Aufhebung 
des hannöveriſchen Grundgeſetzes 1837 und die Colliſſion der 
preußiſchen Regierung mit dem Erzbiſchof von Cöln in demſelben 
Jahre kamen wieder einige politiſche Elemente in das öffentliche 
Leben, aber mit dem planmäßigen Ringen nach einem beſtimmten 
Ziel war es aus, die Führer der Oppoſition in den ſüddeutſchen 
Kammern zogen fich wieder zurück und die Verſchwörungsverſuche 
wurden als unfinnige Unternehmungen verſpottet. 

Auch abgeſehen von der Stimmung, die nach der mißlungenen 
Erhebung in Kreiſen herrſchte, die der Politik fremd waren, muß 
man befennen, daß der Ausgang der Bewegung ber breißiger 
Jahre in dem geringfügigen Srankfurter Putſch ein für die Nation 
höchſt demüthigender ift. Diefer Ausgang war nur dadurch möglich, 
daß die Nation im Ganzen dad Werk der Einigung und Befreiung 
nicht ernftlih wollte, und daß die Führer weder den Willen des 
Volkes repräfentirten, noch fo viel geiſtige und fittliche Kraft hat⸗ 
ten, um daſſelbe mit fich fortzureißen. Das Bebürfniß geheimer 
Verſchwörungen war fon aus einem Gefühl der Unftcherheit und 
dem Bemußtfein hervorgegangen, daß man nicht auf allgemeine 
Unterſtützung zählen dürfe, und die Meberzeugung von der Frucht⸗ 
loſigkeit folcher Verſuche hielt die meiften Einfigtövollen der Partei 
von jeder Betheiligung ab. 

Die aktiven Staatgmänner waren aber keineswegs beruhlgt 
über die Öffentlihen Zuftände und fahen das Gefpenft ber unter⸗ 
brüdten Revolution beftändig im Sinterhalte lauern. Einen merf- 
würdigen Beleg dafür gibt ein Gutachten der Gentralunterfuchungs«- 
behörde in Frankfurt über ven Stand der Ruhe und Orbnung 
in Deutfchland vom Juli 1838. Sie glaubt, daß der gegenwärtige 
Zuftand Feine größere Gewähr für die Öffentliche Ruhe biete, als 
die Zeit vor der Julirevolution, und erkennt ganz richtig an, daß 
die Aufregung der dreißiger Iahre zwar durch einen äußeren An 
ſtoß, aber doch von innen heraus hervorgetreten ſei. Das Kiel, 
wornach eine in allen Ländern verbreitete Partei firebe, fei die 
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Begründung eines ungetheilten und untheilbaren Deutſchlands, 
eine dieſes umfaſſende mehr oder minder demokratiſche Conſtitution, 
Aufhebung aller Standesprivilegien, unbedingte Preßfreiheit, Oeffent⸗ 
lichkeit der Rchtsverhandlungen, Geſchwornengerichte u. ſ. w. Dieſes 
Ziel ſei aber unerreicht geblieben, keiner dieſer Forderungen ſei ein 
Genüge geſchehen; es ſei aber kein Grund anzunehmen, daß fie 
aufgegeben ſeien. In den Ständeverſammlungen, in den Zeitungen 
werden immer noch dieſelben Forderungen gemacht, ſo habe erſt 
kuͤrzlich in der heſſiſchen Kammer ein Antrag auf unbedingte Preß⸗ 
freiheit einhellige Zuflimmung gefunden. Man vernehme fort- 
während Klagen über den gebrüdten Zuftand Deutfchlande und 
e8 fehle nicht an Hinweiſungen auf abzumartende günftige Um⸗ 
fände. Die Tageslitteratur diene überwiegend der liberalen Partel, 
an der die. praftiich = revolutionäre ihren Hinterhalt Habe. Ste 
fröhne allen näher ober entfernter auf Reform der beftehenden 
Zuflinde im Sinne der Bewegungspartei berechneten Richtungen. 
Als einen befonderd ſchlimmen Umftand macht der Bericht geltend, 
daß man die politifchen Verbrecher und Aufrührer der vergangenen 
Jahre gar nicht als Verbrecher anfehe und verabfcheue, ſondern 
nur als Unglückliche bemitleive. Nach alle dem müfle man an⸗ 
nehmen, daß die alten Wünfche noch in Kraft beftehen und daß 
nur auf eine günftige Gelegenheit gewartet werde, fie durchzuſetzen. 
Eine ſolche Gelegenheit fei ein von der Partei fehnfüchtig gehofftes 
Ereigniß in Frankreich, und man könne nicht wiffen, ob nicht 
über kurz oder lang von borther ein Stoß komme, welder bie 
Ruhe von Europa erfihüttere.e Dann aber ſtehe für Deutfchland 
die Sache noch weit ungünftiger ald im Jahre 1830, da bie 
revolutionäre Partei viel beſſer organifirt fei ald damals, die Er⸗ 
fahrung der vergangenen Zeit benützen Eönne und reifere Plane 
bereit haben werde. 

Gegenüber von diefem Stand der Dinge räth die Centralbe⸗ 
hörde dringend, die Unterfuchungen mit Ernft und Nachdruck fort- 
zufegen, damit man wo möglich an die Koryphäen ber Partel 
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fomme, und bie Öffentlige Meinung fo viel als mögli durch hie 
Prefie zu bearbeiten. Freilich ſei Dies ſchwierig, da bei der großen 
Maſſe mit politifhen Doktrinen nichts auszurichten fei, indem es 
ihr theild an Faſſungskraft, theils an gutem Willen fehle. Da 
auch die Gelegenheit dazu felten fei, jo müfle man, menn ſich eine 
ſolche darbiete, fie um fo eifriger benügen und daher bei ber be⸗ 
vorftehenden Auflöfung der Gentralbehörde die Ergebniffe der bis⸗ 
herigen Unterfuchungen veröffentlihen. Die Nation werde dann 
mit Schreden wahrnehmen, wohin die Grundfäge der Unruhftifter 
führen, wenn aufgebedt würde, auf welcher Stufe fittlicher Ver⸗ 
derbniß die Vorkämpfer der fogenannten guten Sache fliehen, und 
wen dies nicht bewege, ber müſſe wenigſtens von denen, welche 
jedes Recht angreifen, für fein Eigenthum fürchten. 

Die Beröffentlihung wurde veranftaltet*), aber hatte keines⸗ 
wegs die gehoffte abſchreckende Wirkung. Man erfuhr daraus 
wohl über Zufammenhang und Einzelheiten manches Neue, lernte 
manche thörichte Unternehmung, aber nichts fo Grauenerregendes 
fennen, daß ein allgemeiner Schredien vor den gefährlichen Dema⸗ 
gogen ſich des Publifums bemächtigt hätte. Die Unterfuchungen 
wurden nach dem Rath der Eentralbehörde von einzelnen Regier⸗ 
‚ ungen weiter verfolgt, und e8 gelang ber kurheſſiſchen, Spuren 
audfindig zu machen, die auf Jordan führten und Deranlaffung 
gaben, ihn im Jahre 1839 zu verhaften, Jüngere Zeit im Ge⸗ 
fängniffe zu halten und ſchließlich durch ein Urtheil des Eriminal- 
fenatd von Marburg vom 15. Juli 1843 zu einer Feſtungsſtrafe 
von 5 Jahren zu verurtheilen. Aber ber Eindrud war wieder 
nicht der gehoffte, die öffentliche Meinung hielt den Urtheilöfpruch 
für einen ungerechten, die liberale Partei wurbe auf's Neue erbit⸗ 
tert über die Mißhandlung des wackeren Mannes, und das Ver⸗ 





*) „Darlegung der Hauptrefultate aus den wegen der revolutionären 


Eomplotte der neueren Zeit in Deutfchland geführten Unterfuchungen. 
Sranffurt 1838.” 
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fahren gegen Jordan trug viel dazu bei, die heſſiſche Regierung 
verhaßt zu machen. Die Vollziehung der Strafe wurde übrigens 
wegen der Kränklichkeit Jordans aufgeſchoben, bis das Jahr 1848 
dazwifchen kam und die Regierung froh war, ihn als Dann des 
allgemeinen Vertrauens zum Bundedtagsgefandten ernennen und 
nah Frankfurt ſchicken zu Fönnen. 

Die Verſuche, durch die Preſſe für die Bundestagspolitik zu 
wirken, fielen nicht glücklich aus; es war ein eigener Unfegen auf 
allen von den Regierungen begonnenen journaliftifchen Unter⸗ 
nehmungen und ihre Wirkung wurde häufig gelähmt durch Miß⸗ 
griffe, die man in ber Wahl der litterariſchen Bertreter der Re⸗ 
gierungen gemacht hatte. 


20. 


Sertfchritte der Einheitsivee. Ber Bollverein. Amfchwung 

in der preußifchen Politik vom Jahr 1840 an. fSiteratur. 

Germaniſtenverſammlung. Deutſche Beitung. Baſſermanns 
Antrag. 


Während die deutſchen Einheitsbeſtrebungen auf dem politiſchen 
Gebiete unter dem Widerſtand der Einzelregierungen zu verbreche⸗ 
rischen Verfuchen fich geftalteten, ohne zu einem Grgebniß zu ge⸗ 
langen, entftand auf dem Gebiete der materiellen Interefien unter 
Mitwirkung der Negierungen eine partielle Vereinigung, welcher 
die Fähigkeit inwohnte, fpäter das Ganze zu umfaflen und auf 
das politifhe Gebiet hinüberzuführen, nämlich der Zollverein. 

Aus dem alten deutſchen Reich Hatte fih durch die Rhein 
bundäzeit bis über die Freiheitöfriege hinaus ein Mauthſyſtem er⸗ 
halten, welche8 die einzelnen deutſchen Staaten und Territorien 
durch höchſt Käfige, nach den verfehledenften Grundſätzen angeord⸗ 
nete Binnenzölle von einander trennte und ben Verkehr fowie bie 
Gewerbsthätigkeit auf's nachtheiligfte hemmte. Die Bundesafte 
hatte, ohne gerade die commerzielle Einheit Deutſchlands in Aus⸗ 
fiht zu ftellen, in $. 19 das Bedürfniß gemeinfamer Verabrebungen 
über Handel und Verkehr verfchiedener Bundesflaaten anerkannt; 
der Bundestag beſchäftigte fih auch einigemale mit Ordnung biefer 
Angelegenheiten, aber feine Unfähigkeit, etwas Poſitives zu fchaffen, 
bewährte fih auch in dieſer Sache. Zuerft wurde die Idee eines 
nationalen Zollſyſtems von Benzenberg ernftlih zur Sprache ge= 
bracht, der in einer Bittfchrift eined Vereins niederrheinifcher Fabri⸗ 
fanten vom 27. April 1818 die Bitte an den König von Preußen 
rihtete, in Meberlegung zu nehmen, ob es nicht zweckmäßig zur 
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Belohnung der deutfchen Gewerbe fei, wenn alle Zölle im Inneren 
von Deutfhland aufgehoben und blos Grenz» und Seezölle an- 
gelegt würden. Zugleich meist er auf die Nothwendigkeit bin, 
den Grundfa der Wiedervergeltung gegen diejenigen Staaten an« 
zuerfennen, die unfere Gewerbe entmweber ausſchließen oder mit Zöllen 
erfchmeren. Gin neuer Eräftiger Anftoß zu einer Handelöpolitifchen 
Einigung wurde von dem ſüddeutſchen Handelsverein gegeben, ber 
fih im Frühjahr 1819 in Frankfurt a. M., Hauptfächlih unter 
Fr. Liſt's Mitwirfung gebildet hatte Er mar der Mann, bie 
früher nur vom kaufmänniſchen Standpunkt aus betriebene An⸗ 
gelegenheit als Moment der nationalen Erhebung aufzufafien, und 
agitirte dafür mit der größten Nührigkeit. Wie er fich fpäter in 
einem Brief an Cotta darüber ausſprach, war fein Gedanke bei 
der Stiftung des Vereins wefentlich politifch geweſen. Liſt und 
E. W. Arnobi richteten im Namen eines Vereins von Kaufleuten und 
Fabrikanten dringlihe Bittfchriften an die Bundeöverfammlung um 
Aufhebung der inneren Zölle und Herſtellung eines einheitlichen 
deutſchen Zollſyſtems. Der Bundestag behandelte die Sache in rein 
formeller Weile. In Karlörufe, München und Stuttgart fand 
Lift Anklang, in Berlin kamen ihm hochgeftellte Männer vom 
Bach freundlich entgegen. Doch geſchahen von den Regierungen 
noch lange keine offiziellen Schritte zu gemeinfamen Maßregeln für 
Ordnung des deutſchen Handels und Zollweſens. Der erfte Ent» 
wurf eines deutſchen Zollvereind wurde von Seiten Babend bei 
der Wiener Minifterialconferenz im I. 1820 vorgelegt. Es war 
bie ſchon erwähnte Denkſchrift von Nebenius, in welcher er bie 
Gründung eines Vereins aller deutfchen Staaten — außer Oeſter⸗ 
reich, das fich durch feinen großen Markt im Inneren felbft zu 
genügen feine — zu einer Zolllinie, einem gemeinfamen Zoll⸗ 
foftem und gemeinfchaftliher Verwaltung beantragte. Vereinbarun⸗ 
gen über Maß, Gewicht und Münze follten fih daran anfchließen. 
Die Idee fand jedoch hei den Mitgliedern der Conferenz keinen 
rechten Anklang, der Bundestag fand den ganzen Plan zu ſchwierig 
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und unausführbar. Nur in einzelnen Staaten dachte man darauf, 
durch Separatverträge einen allgemeinen Boll» und Handelsbund 
anzubahnen. Baden, Würtemberg, Baiern, Heſſen⸗Darmſtadt, 
Kurhefien, Naffau und die Eleinen ſächſiſchen und reußiſchen Häuſer 
vereinigten fi im Frühjahr 1820 zu einem Handelscongreß in 
Darmfladt, der fih unter eifriger Mitwirkung des würtembergiſchen 
Bunbedtagsgefandten v. Wangenhein angelegentlih mit der Sache 
befaßte und auch ein günſtiges Nefultat hoffen ließ. Aber da 
diefer Darmftädter Handelscongreß mit der bundestäglichen Oppo⸗ 
fitlon der ſüddeutſchen conflitutionellen Staaten in Zufammenbang 
zu ſtehen fchien, wurde er von den beutfchen Großmächten fcheel 
angefeben, und fie verfuchten ihn zu fprengen. In Folge biefer 
Verhältniſſe erklärte die Regierung von Heflen= Darmflabt ihren 
Austritt vom Gongreß und bald darauf lößte er fich auf, ohne 
zu einem Ergebniß gekommen zu fein. Im Jahre 1825 wurden 
in Stuttgart die Verhandlungen wieder aufgenommen, aber ſchei⸗ 
terten an der Weigerung Badens, dem die Vereinigung einer nur 
Eleinen Anzahl deutfcher Staaten des Opfers nicht werth ſchien, 
einen Zarif anzunehmen, den es feinen Interefien theilweiſe für 
nachtheilig hielt. Im Ganzen war ed für eine Fünftige umfaſſende 
Bereinigung nur günftig, daß ed damals nicht gelang, einen füb- 
deutſchen Verein zu gründen, der wahrſcheinlich nad einem hohen 
Schutzzolltarif fi arrondirt und dadurch eine Scheidewand zwiſchen 
Norbs und Sübdeutfhland aufgeführt und eine fpätere Vereinigung 
mindeſtens fehr erſchwert, wo nicht unmöglich gemacht haben würbe. 
Die einige Jahre fpäter im I. 1828 zu Stande gefommene Zoll- 
einigung zwiſchen Baiern und Württemberg gewährte ben Vortheil, 
daß damit überhaupt das Beiſpiel einer commerziellen Einheit zweier 
fouveränen Staaten gegeben war, und befriedigte andererſeits bie 
betreffenden Staaten nicht fo fehr, daß fie nicht das dringende 
Berürfniß einer weiteren Ausbehnung ihres Zollgebietes gefühlt 
hätten. Noch vor dem Abſchluß des bairiſch⸗ würtembergifchen 
Zollverbandz wurde von Darmſtadt an Preußen, das ſchon 
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1818 die inneren Zollſchranken aufgehoben und ein gleichmäßiges, 
durch 10jährige Praxis bewährtes, Syſtem in allen Lanbes- 
theilen eingeführt hatte, der Antrag zu einem Uebereinkommen 
in Sollangelegenheiten gemacht, der fihon im Zebr. 18238 zum 
Abſchluß eines Vertrages führte. Diefer Vertrag, welcher das 
preußifhe BZollgebiet nur wenig erweiterte, und dagegen bie 
Zolllinie um Vieles verlängerte, war dadurch von großer Bedeu⸗ 
tung, daß man daraus ben ernftlichen Willen Preußens für bie 
commerzielle Einheit Deutſchlands und die Geneigtheit, nöthigen- 
falls Opfer zu bringen, erkannte. Die Gährung in Deutfchland 
nad der Julirevolution legte auch den preußiſchen Staatsmännern 
noch dringender die Ueberzeugung nahe, daß durchaus etwas in 
nationalem Sinne geſchehen müſſe, um die aufgewedten Geifler 
zu befriedigen und dem erwachten Nationalgefühl ein Feld ver 
Tätigkeit zu eröffnen. Cine Denkſchrift des Grafen Bernftorff 
vom 29. Ian. 1831 über die Stage, durch melche Mittel bie 
Nuhe im Innern von Deutſchland zu fichern fet, gibt als Mittel 
gemeinfame Einrichtungen und Anordnungen an, durch welche bie 
natürlichen Folgen der Trennung Deutſchlands in viele Staaten 
weniger fühlbar werben. ine Hauptfache fei die Gründung eines 
ganz Deutihland umfaflenten Syſtems der Freiheit des Handels 
und Verfehrd. Auf diefelbe Aufgabe hatte ſchon früher der Herzog 
von Koburg-Gotha in einer Denkichrift, die er Anfangs October 
1830 an den König von, Preußen überfandte, hingewiefen und 
diefe Sade an den Bundedtag gebracht wiffen wollen. Dieß letz⸗ 
tere aber widerräth Bernftorff fehr entſchieden und erflärt e8 fir 
ein durchaus unpraftifched und zweckwidriges Unternehmen, da der 
Bundedtag fehon längſt dafür befannt fei, nicht leiſten zu können, 
mas dad gemeinfame Intereffe Deutſchlands erheijche. Die Schöpfung 
eined allgemeinen deutſchen Zoll⸗ und Handelsſyſtems fei eine 
Yufgabe, deren Löfung dem Bunde fo lange unmöglich bleiben 
werde, als derfelbe der hiezu unentbehrlichen Kraft der Einheit 
gänzlich ermangle. Man müſſe vielmehr durch Unterhandlungen 
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mit einzelnen Staaten zum Ziele zu Eommen fuchen. Preußen 
machte indeſſen doch Verſuche, im Sinne jener Denkſchrift eine 
Bundesgeſetgebung über dad Zollweien anzubahnen, auch Hannover, 
Sachſen und Hamburg gaben entgegenfommende Erklärungen, aber 
der Erfolg oder Nichterfolg lehrte, daß DBernftorff ganz Recht ge- 
habt Hatte, denn es gefhah von Seiten des Bundestags nichts. 
Dagegen hatte indeffen eine fehr erjprießlihe Annäherung bes 
balrifch-würtembergifchen Vereins an Preußen fattgefunden. Die 
Höfe von Baiern und Würtemberg hatten im J. 1829 den Seren 
v. Cotta nah Berlin abgeordnet, der mit fo glücklichem Erfolg 
dafür wirkte, daß im Mai ein vorläufiger Vertrag unterzeichnet 
werben Tonnte, der eine vollftännige Bereinigung der beiden Vereins⸗ 
gebiete einleitete. Vom 1. Ian. 1830 an follten viele inländiſchen 
Erzeugniffe der Natur, des Gewerbsfleißes und der Kunft, wechſels⸗ 
weife frei von Eingangszöllen, eingeführt werben dürfen. Schwie- 
iger war die Vereinbarung mit dem mitteldeutſchen Zollverein, 
welcher anı 24. Sept. 1828 al8 Demonftration gegen das Princip 
der Zollgemeinfihaft zwijchen Hannover, den ſächfiſchen Staaten, 
Kurdefien, Oldenburg, Braunfchweig, Naffau, den reußifchen und 
Shwarzburgifchen Käufern, Frankfurt und Bremen errichtet worben 
war. Diefe Hatten zwar unter fich einzelne Erleichterungen des 
Verkehrs feftgefeßt, ließen aber im Ganzen die Ifolirung fort» 
befteben und hatten fi verbindlih gemacht, ohne ausbrüdliche 
Zuflimmung der Gefammtheit in Eeinen auswärtigen Zoll» und 
Mauthverband fi einzulaffen. Bald fand Kurheffen die Theil» 
nahme an dem preußifch-heiftihen Verein vortheilhafter, und 
ſchloß fih am 25. Aug. 1831 an diefen an, wodurch nun bie 
‚bisher fehr gehemmte Verbindung zwiſchen den weftlichen und 
öftlihen Provinzen der preußiſchen Monarchie bergeftellt wurbe. 
Auch die Mitglieder des mitteldeutfchen Vereins fühlten fih in 
ihrer Ifolteung nicht fo befrietigt, daß fie für Unterhanblungen 
mit Preußen nicht empfänglich geweſen wären, und jo geftalteten 
fih die Verbältniffe für eine große Ausbehnung des Vereins Immer 
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günſtiger. In Süddeutſchland zeigte ſich eine große Abneigung 
wie gegen Preußen überhaupt, fo gegen Abihluß eines Zollvereind 
mit demſelben. Glüdlicherweife erkannten die Regierungen das 
dem wahren Wohl ihrer Unterthanen Dienliche beffer als die un⸗ 
are Öffentliche Meinung. Am 22. März 1833 ſchloß Baiern und 
MWürtemberg mit Preußen und ben beiden Heſſen einen Vertrag ab, 
bald trat auch Sachſen bei, und im Mai veffelben Jahres folgte 
der Reſt des mitteldeutfhen, der thüringiiche Zoll- und Handels⸗ 
verein, der jedoch als gefchlofiene Einheit ſich aufnehmen Tieß. 
Der Berein umfaßte jebt eine Bevölkerung von 23", Million 
Deutfchen und trat mit dem 1. Ian. 1834 für die Dauer von 
12 Jahren ind Lehen. Im J. 1836 erfolgte auch der Beitritt 
Badens, Naflau’s3 und Krankfurts, und im J. 1841 wurbe ber 
Berein auf weitere 12 Jahre erneuert und im folgenden Jahre 
durch den Beitritt Braunſchweigs, Lippe's und Luxemburgs ers 
weiter. Die Grundlage der Zollgefeßgebung des Dereind war 
dad Zollſyſtem, welches Preußen im I. 1818 für feine ſämmt⸗ 
lichen Landfchaften eingeführt und das ſich dort ald zweckmäßig 
bewährt hatte. ben diefer Umftand, daß bereitd ein durchgear⸗ 
beitetes Zollſyſtem vorlag, das nur auf ein größeres Gebiet an- 
gewendet zu werben brauchte, erleichterte den baldigen Abſchluß des 
Bertragd mweientlih, wenn es gleich in Süddeutſchland hin und 
wieder ald Oppofitiondgrund geltend gemacht wurde, daß es ge= 
rade das preußlfche Syftem fei, das man annehmen fol. Man 
fürchtete als Conſequenz davon einen verftärften Cinfluß Preußens, 
ben man aus ſüddeutſcher und conflitutioneller Antipathie für 
boppelt gefährlich hielt. Wirklich Hatte Preußen durch die Stifs 
tung des Bollvereind, in welchem es fhon durch die Ausdehnung 
feine8 Gebiets eine einflußreihe Stellung einnahm, einen großen 
Vorfprung gewonnen vor Defterreih, dad beharrlih fein Ab⸗ 
ſperrungsſyſtem beibehielt. 

Defterreich Hatte ſich von Anfang an feinbfelig gegen bie 
preußifchen Zolleinigungäbemühungen verhalten. As im 3. 1828 
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Heſſen⸗Darmſtadt mit Preußen die Einigung ſchloß, wäre auch 
Kaffel geneigt geweſen, tem Beifpiele des Nachbarftantes zu folgen, 
wurde aber von Defterreih abgehalten. Jener mitteldeutſche Zoll⸗ 
verein, der auf dem Grundfaß ber Abfchliegung von Preußen be⸗ 
ruhte, wurde unter Öfterreichifehem Einfluß gefchloffen. Die Schwie⸗ 
rigfeiten, welche den definitiven Abſchluß des ſchon im I. 1831 
zeifen Vertrags zwifchen Preußen und dem bairifch-würtembergifchen 
Zollverein verzögerten, wurden wahrſcheinlich ebenfalls in Wien 
bereitet. Als Preußen im Jahr 1836 gegen das öfterreichifche 
Kabinet feine Bereitwilligkeit erflärte, auf umfaffende gegenfeitige 
Zugeftändniffe zur Erleichterung des gewerblichen und Handels⸗ 
verkehrs zwifchen den beiden Zollgebieten einzugehen, fand es bei 
ber öfterreichifchen Negierung gar Eein Entgegenfommen. Die lei⸗ 
tenden Finanzmänner und Nationalölonomen erkannten zwar 'an, 
daß eine Aenderung des biäherigen Zollſyftems im eigenen finan= 
zielen und ſtaatswirthſchaftlichen Interefie des Landes dringend 
nöthig fei und daß diefe Aenderung nur in der von Preußen bezeich- 
neten Richtung hin erfolgen könne; aber die Traditionen ber öfter- 
reichlichen Diplomatie erlaubten nicht, einer von Preußen ausge⸗ 
gangenen Anregung zu folgen. Defterreich fuhr fort, den Zoll⸗ 
verein als eine ihm feindlihe Schöpfung anzufehen, und zu ben 
übrigen Trennungdurfachen, die Defterreih von Deutfchland ſchieden, 
war num noch eine neue hinzugekommen. 

Für die Einigung des übrigen Deutfchlande war nun durch 
den Zollverein ein fehr wichtiger Schritt gefchehen; die einzelnen 
Staaten waren durch eine wenigftend theilmeije gemeinfame Geſetz⸗ 
gebung, durch den gemeinſchaftlichen Antheil an einer beveutenden 
Finanzquelle, duch einen viel freieren und lebhafteren Verkehr 
innerhalb der Zollgrenzgen, durch geregelte Hanbeläbeziehungen, auf 
welche die Zollvereinsftanten unter einander angewiefen waren, viel 
enger verbunden, als durch das fo unpopuläre Band ded Bundes⸗ 
tags. Preilich hatte der Zollverein ähnliche Mängel wie der Bunded- 
tag, auch Hier war der Selbftändigkeit der einzelnen Staaten mehr 
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zugeftanden, als ſich mit einer feften Einheit verträgt, die gemein- 
ſchaftliche Verwaltung, wie fle Nebenius in feiner Denkfchrift vor⸗ 
gefchlagen hatte, war nicht angenommen worden, vielmehr hatte 
jeber Staat feine eigenen Zollbehörden. Auch beim Zollverein 
war Einftimmigfeit der Beſchlußfaſſung in allen wichtigen Dingen 
erforderlich, und dieß Eonnte wenigftens für die Weiterentmwidlung 
ein mächtiges Hinberniß werben. Die alle drei Jahre angeord⸗ 
neten Zollfonferenzen hatten einen befchränften Wirkungskreis und 
fonnten Teinen größeren haben, da ſie nur eine Vertretung der 
Bureaufratie der Zollvereinäftaaten waren. Aber man Eonnte hoffen, 
daß fih im Verlauf ter Zeit immer dringender das Bedürfniß 
berausftellen merbe, ſachverſtändige Mitglieder der Handelswelt bei⸗ 
zuzieben, und daß man fogar durch längere Erfahrung zur Er» 
kenntniß kommen werde, wie ohne nationales Gefammtorgan au 
eine nationale Sandelspolitif unmöglich fe. Aber felbft in ber 
unvollfommenen Wirklichkeit war der Zollverein von großer nas 
tionaler Bedeutung, ſowohl durch das, was er jet ſchon Teiftete, 
als au durch die Möglichkeit der Entwicklung, die ihm in welt 
höherem Grabe inwohnte, ald dem Bundestage. Nicht nur war 
er eine wenigftend theilweije Verwirklichung der Einheitsidee, ſon⸗ 
dern er gab dem Bewußtfein einen Anbaltöpunft, an den fi 
weitere Wünfche und Forderungen anfnüpfen Tonnten. Er ger 
wöhnte Viele, die fonft in einer partikulariſtiſchen Anfhauungs- 
weiſe befangen waren und fein Bedürfniß nad höherer Politik 
hatten, Deutfchlund menigftend unter dem Titel Zollverein als ein 
Ganzes zu denken, er machte fie mit der Vorftelung vertraut, daß 
einmal eine Zeit kommen könnte, mo die Deutfchen noch manches 
Andere gemeinfam haben werben, als Zolltarife und Zolleinkünfte. 
Der Zollverein mar in den Augen Weiterblicdender der Keim eines 
deutſchen Kaiſerthums. Preußen, dem der Ruhm gebührt, durch feine 
unermübeten Bemühungen, unbeirrt durch die Hemmungen Oeſter⸗ 
reichs, den Zollverein zu Stande gebracht zu haben, hat fich da⸗ 
durch ein großed nationales Verdienſt ermorben, e8 hat den Weg 
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gezeigt, auf dem dad Ziel der deutſchen Einigung erreichbar fein 
muß. Der Zollverein trat als ebenbürtige Handelsmacht auf Die 
Weltbühne, ihm ift zu verbanfen, daß von deuiſchem Kapital, 
deutfcher Induftrie und deutſchem Handel wieder bie Rede werben 
fonnte in Europa und jenſeits der Meere. 

Freilich war der Zollverein von ben beutfchen Fürſten dem 
deutſchen Volke nicht als Anfang und Abſchlagszahlung einer künf⸗ 
tigen flaatlihen Einheit gegeben, fondern ald Surrogat berfelben, 
dad es bie Nachtheile der territorialen Zerfplitterung vergefien machen 
und durch materielle Befriedigung von dem fruchtlofen Ringen nach 
iveellen nationalen Gütern ablenken follte. In der That Hatte der 
Zollverein auch bei Manchen diefe Wirkung. Je mehr fih das 
Gewerbsweſen und der Handel hob, deſto mehr wendete fich der 
Sinn der Nation auf materielle Dinge und fand darin Erfag für 


. politifche Freiheit. Ja man gewann auch wieder mehr Vertrauen 


zu den Einzelregierungen, von deren ernftlicher Fürſorge für das 
materielle Wohl ihrer Untertfanen man nun dach thatfächliche Be⸗ 
weiſe Hatte. Wirklich Hob fih in Folge des Sollvereind die In⸗ 
duftrie und dadurch der Wohlftand Einzelner in einem Grabe, ber 
die Erwartungen weit übertraf. Erft nachdem die Babrifation in 
Süpdeutfchland in Folge des ermeiterten Marktes fih fo gehoben 
hatte, daß von einer Goncurrenz mit außerdeutfchen Erzeugnifien 
bie Rede fein Tonnte, machte fidh eine Differenz zwifchen den Handels⸗ 
interefien Norbdeutfchlands und den Fabrikintereſſen Süddeutſchlands 
geltend. Es entfland innerhalb des Zollvereind der Conflikt des 
Freihandels mit dem Schutzzollſyſtem, ver dazu hrängte, entweber 
wieber engere Kreife zu ziehen, ober durch eine noch größere Aus⸗ 
dehnung des Marktes eine Ausgleihung zu fuchen. 

Auch das war ſchon ein nationaler Gewinn, daß man an« 
feng, an eine deutſche Handelöpolitit zu denken, daß man bie 
deutfchen Produktions» und Hanbelöverhältnifie zum Gegenfland 
nationalötonomifcher Berechnungen machte, daß man Plane für ein 
ganz Deutſchland umfaſſendes Verkehrsſyſtem machte, Eiſenbahnen 
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baute, fogar von einer deutfchen Flotte träumte. Mit einer in 
Deutſchland unerhörten Energie agitirte Friedrich Lift für ein natio⸗ 
nales Syſtem politijcher Defonomie, für ein deutſches Gifenbahn- 
ſyſtem, für Begründung deutſcher Konfulste im Ausland. Die 
Allgemeine Zeitung und Deutſche Bierteljahrsfchrift wurden das 
Organ, welches mit Erfolg derartige Ideen verbreitete. Im Norden 
ftellte fich die in Bremen erfcheinende Weferzeitung eine ähnliche 
Aufgabe und lehrte die materiellen Intereffen von ihrer nationalen 
Seite auffaſſen. Hier wirkte der einfichtövolle Handelsherr Duck— 
wis für den Plan eines deutfchen Handeld- und Schiffahrtsbundes. 
Eine unter feiner Mitwirkung verfaßte Denkſchrift des Handels⸗ 
amtes in Berlin vom Jahre 1845 zeigte, wie der binnenländifche 
Zollverein erft dann feine deutfche Aufgabe erfüllen könne, wenn 
er die Sanbeldinterefien der Seeſtaaten und indbefondere der Hanſe⸗ 
fädte in den Bereich feined Syſtems ziehe und dem überfeeifchen 
Verkehr Schuß und Förderung zu geben wifle. Im Jahre 1847 
führte er in einer eigenen Schrift dieſen Gedanken meiter aus und 
entwarf in großartigem Sinne die Grundzüge einer deutſchen Han⸗ 
delspolitik. 

Durch den Zollverein war ber Gegenſatz zwiſchen dem con 
ftitutionellen fünmweftlichen Deutfchland und dem abfolutiftifchen Preußen 
etwas neutralifirt worden, aber man war noch weit davon entfernt, 
die Hegemonie Preußens in politifchen Dingen zu fuchen oder au 
nur zu wünſchen. Die liberale Partei in Süddeutſchland blickte 
immer noch mit Mißtrauen auf Preußen, das dem conftitutionellen 
Syftem fortwährend fremd geblieben war, ja fih ihm faft feind- 
felig entgegenftellte. Preußen that beinahe nichts, um die Schöpfung 
des Zollvereind auszubeuten und den Kreis des Vertrauens in ver 
Nation zu erweitern. Der 18323 nur fhüchtern von Preußen ge⸗ 
ftellte, aber von Defterreich entſchieden zurückgewieſene Vorfchlag, die 
Bundestagsverhandlungen wieder druden zu lafien, war der ein 
zige Verfuch eined populären Schritte, dem Fein weiterer folgte. 


Aengſtlich fuchte fortwährend Preußen Rußlands uns Oeſterreichs 
Klüpfel, deutſche Ginheitöbeftrebungen. 
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Freunbfchaft zu erhalten, und verfcherzte darüber die Sympathien 
des conflitutionellen Deutſchlands, aus denen es allein geiftige und 
materielle Stärkung hätte fchöpfen können. Die conflitutionelle 
Partei fah in Preußen einen größeren Feind als in Defterreich, 
an das man längft Feine liberalen Anfprüde mehr machte. Auf 
eine Einigung unter dein Principat Defterreihd Hatte man ohne⸗ 
Hin verzichtet und wünſchte nicht einmal, daß Defterreih auch nur 
dem Zollverein beitrete, weil man darin eine Erflidung des poli⸗ 
tifchen Lebenskeimes geliehen Hätte. Man war überzeugt, daß wenn 
es den Anſchluß fuche, dieß nur gefchehe, um den von Preußen 
gewonnenen Bortheil wieder zu vernichten. Oeſterreich Tonnte aus 
Gründen der Selbſterhaltung das conftitutionelle Syſtem und mit- 
hin die conftitutionelle Einheit Deutſchlands nicht begünftigen, mußte 
vielmehr die Fünftliche, blos durch die zufällige Gemeinſamkeit eines 
Oberhauptes bedingte Einheit feiner verfchiedenen Nationalitäten 
dur Niederdrückung des nationalen Elemente erhalten. Daß 
unter biefen Verhältniſſen Defterreich gehindert fein müffe, an ben 
nationalen Tendenzen Deutichlands Theil zu nehmen, daß ihm noch 
‚ viel weniger zugemuthet werden könne, fih dabei an die Spike 
zu ftellen, lag am Tage. Der Gedanke an eine Wiederherſtellung 
des deutſchen Reiches unter öſterreichiſcher Vorſtandſchaft wer daher 
ſeit der Zeit des Wiener Congreſſes ganz in den Hintergrund 
getreten, ja in das Gebiet der Unmöglichkeit verwieſen worden. 
Man war dahin gekommen, daß man es als ein Glück für Deutſch⸗ 
land anſah, wenn Oeſterreichs aus den Reichszeiten überkommener 
Einfluß aufhörte, denn man ſah ein, daß es ein principieller Feind 
aller Repräfentativverfaffungen bleiben müſſe. 

Während für Defterreih die Hegemonie "über das übrige 
Deutſchland unwiederbringlich verloren fchien, und Preußen in aͤngſt⸗ 
licher Rückſicht auf die europäifchen Großmächte nicht wagte, ernſt⸗ 
lich darnach zu greifen, verfuchte Rußland im I. 1834 durch eine 
Denkſchrift über „Gegenwart und Zukunft Deutſchlands “ ben mitt⸗ 
Term und kleineren deutſchen Staaten ein Protectorat gegen die 
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Mebiatifirungägelüfte Oeſterreichs und Preußens anzubieten. Diefe 
Denkſchrift *) tadelt die Politik Defterreihs und Preußens: als 
antinational und illiberal, und verfpottet namentlih das Stabili- 
tätöfyftem Defterreich8, deſſen vorwiegend flavtihe Bevölkerung fie 
als gefährlich für Die deutfche Nationalität heraushebt. Mit noch 
größerer biplomatifcher Feinheit wurden fpäter in einer ausführ- 
lichen Schrift über die „europäifche Pentarchie“ (Leipzig 1839) 
die deutſchen Mittelftaaten vor der Präponderanz Oeſterreichs und 
Preußens gewarnt, und Rußland ald der Achte Bürge deutfcher 
Breiheit und Bildung dargeftelt. Diefe ruſſtſchen Verſuche mollten, 
übrigens bei der öffentlichen Meinung in Deutſchland nicht viel 
verfangen, man merkte die Abſicht und ward verfiimmt, und das 
Mißtrauen gegen Rußland griff unter den Liberalen immer welter 
um ſich. Diefelbe Macht, welche im I. 1813 den Anftoß zur 
Befreiung Deutſchlands gegeben hatte, wurde als der gefährlichſte 
Feind der beutfchen Freiheit angefeben und gefürdtet. 

Da man nun die Nufjen als Danaos dona ferentes mit Recht 
fürdtete, von Defterreich nach feiner ganzen politiſchen Lage und 
Zufammenfeßung für die nationale Wiedergeburt Deutfchlands nichts 
hoffen fonnte, Preußen die Role der deutſchen Hegemonie aus 
ängftficher Nüdficht gegen DOefterreich und Rußland und aus Furcht 
vor demokratiſcher Nationalitätätendenz nicht zu übernehmen wagte, 
fo ſah ſich die liberale Partei, auch gegen ihre Neigung, auf Frank⸗ 
reich angewiefen, und wenn man auch nicht gerade ein rheinbündiſch 
vereimigtes füdweſtliches Dentfchland unter franzöflfchem Protectorat 
wollte, fo war man doch allgemein überzeugt, daß nur durch einen 
Anftoß von Frankreich aus die deutſchen DVerhäftniffe ſich ändern 
und eine Einigung des conftitutionellen Deutfchlandd zu Stande 
fommen könne. Die Ipeen des Manuferipts aus Süddeutſchland 
bekamen, nach den Umftänden modificirt, wieder neue Geltung. 
Selbſt Die Vertreter der entfchieden nationalen Richtung fingen am, 
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ſich mit dem Gedanken eines franzöfiſchen Protectorats zu be= 
freunden. Sogar PB. Pfizer gab zu, daß diefe Entwicklung ber 
Dinge zwar nicht die für Deutfchland mwünfchenswerthefte und ehren- 
vollſte, aber doch bei Kortfegung einer freiheitäfeinnlihen Politik 
der Großmächte die nächſtliegende ſei. Die nationale Partei werde, 
fo Tange fie nicht von den Negierungen durch freifinniged Entgegen- 
fommen unterftüßt fei, vergebens dagegen ankämpfen und e8 könnte 
wohl fo kommen, daß fie ſich genöthigt fehen würde, vor der Partei 
der franzöſiſch gefinnten Liberalen zurüdzutreten und das, was fie 
nicht Hindern fünnte, ohne Widerſpruch geſchehen zu laſſen, das 
einmal Gefchehene aber ohne Widerfpruch hinzunehmen. Erſt wenn 
unter franzöſtſchem Schub das Fonflitutionelle Deutfchland zur 
Einheit und gemeinfamen Bolfövertretung gelangt fein würde und 
dann als felbftindiged Ganze den Großmächten gegenübertreten 
könnte, würde die Möglichkeit gegeben fein, mit Preußen, vielleicht 
fogar mit Oeſterreich einen wirklichen Staatenbund zu fchließen. 

Diefer freilich fehr unmahrfcheinlihe und jedenfalls höchſt 
gefährlide Weg blieb jedoch dem deutſchen Volke erfpart. Der 
Bürgerfönig Frankreichs, Louis Philipp, ganz eingehend auf das 
politiſche Syſtem der übrigen europäifhen Großmächte, lieb ſich 
gar nicht darauf ein, den beutfchen Xiberalen den gehofften Schuß 
zu gewähren, und dem franzöflichen Volke war es eben fo wenig 
darum zu thun, den Deutfchen zur flaatlichen Einheit zu helfen. 

Aber dennoch gaben die Franzoſen gegen ihre Abficht im 3. 
1840 den nationalen Beftrebungen in Deutſchland einen neuen 
Aufſchwung. As ſich nämlich in Frankreich die Luft vegte, dur 
Eroberung des linken Rheinufers der Gährung der Parteien einen 
Ausweg zu verfchaffen, erhob ſich in Deutfhland dad National- 
gefühl für die Integrität des deutſchen Lebens und für eine we⸗ 
nigftend ideale Einheit der Nation. Während feit geraumer Zeit 
das nationale Element hinter das liberale zurückgetreten war, gelangte 
es jebt wieder zur Geltung; die meiften Liberalen nahmen jet 
eine nationale Färbung an, nur die Radikalen blieben derſelben 
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fremd. Die neue Stimmung fand ihren Ausdruck in dem Becker'⸗ 
ſchen Rheinlied: Sie follen ihn nicht Haben, den freien deutſchen 
Rhein! das, fo unbebeutend es als Gedicht war, doch die Idee 
populär machte und verbreiten half. Zu derſelben Zeit wurde in 
Preußen auch durch die Thronbeſteigung Friedrich Wilhelms IV. 
ein neued Leben und neue Hoffnungen geweckt. Der neue König 
von Preußen, ſchon ald Kronprinz vermöge feiner idealen, roman 
tifhen Richtung von dem einfeitigen Preußenthum nicht befriedigt, 
hatte Die Idee eines deutſchen Meiches nicht aufgegeben und ging 
vielfach mit dem Gedanken einer mwenigftens annähernden Wieder⸗ 
berftellung deffelben um. Sein Vertrauter, von Radowitz, beftärfte 
ihn barin und fagte ihm, daß die Sehnfucht nach einem in Innerer 
Gemeinſchaft wachlenden Deutfchland das einzige fel, was über den 
Parteien ftehe, und er nur dadurch, daß er dieſem Beduͤrfniß entgegen- 
fomme, dad Bertrauen feined Volkes gewinnen Eünne Kurz nad 
feiner Ihronbefteigung, im Auguft 1840, ſprach er bei einer Zu⸗ 
ſammenkunft in Dresden mit Metternich gegen diefen die Ueber⸗ 
zeugung aus, daß der biäherige Gang des Bundestags verlafien 
und dem erftorbenen Inftitute neues Leben eingehaucht werben 
müſſe, und erbat fich hiezu die Mitwirkung Oeſterreichs, die auch 
Metternich nicht geradezu ablehnte. Die von Frankreih damals 
drohende Kriegsgefahr und das Bedürfniß, die Grenzen zu fehühen, 
gab zunächſt Veranlaffung, die Bundeskriegsverfaſſung zu vervoll- 
ftändigen, aber dieß genügte dem König von Preußen nicht, er 
ſchickte Radowitz nah Wien, um das Öfterreichifche Kabinet wieder⸗ 
Holt an die Nothwendigkeit umfafender Reformen des deutſchen 
Bundes zu mahnen und ihm vorzuftellen, daß bie deutſche Nation 
mit Recht erwarte und verlange, daß ihre gemeinfamen Interefien, 
ihre unabweisbaren Bebürfniffe Befriedigung finden. Auch an 
anderen Höfen verfuchte Radowitz biefen Ipeen Eingang zu ver- 
fhaffen. Oeſterreich aber zögerte, und anbermärts zeigte fich Ab⸗ 
neigung. Bei einer Zufammenkunft einiger hohen Potentaten und 
Staatömänner auf Stolzenfel? am Rhein (Aug. 1845) murben 
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ebenfalls hie allgemeinen Angelegeriheiten Deutihlauds beſprochen, 
wobei der König wahrhaft deutfche Geſinnungen ausſprach und bad 
Ergreifen einer antiöfterreihifchen nationalen Politik hoffen ließ. 
Aber in dem Verhalten ver preußiſchen Megierung erfolgte noch 
feine Aenderung. Oeſterreich fand ſich zu Feiner Nachgiebigkeit 
veranlaßt, da es mußte, daß es blos mit den Vrivatanſichten bed 
Königs von Preußen zu thun babe. Go war die deutſche Nation 
allein auf ihre eigene innere Entwidlung angewiefen, und fo 
wenig fie auch zu einer gemeinfamen energifchen Erhebung fühig 
fehlen, fo zeigten fi doch im ihrem geiftigen Leben bin und wieder 
Spuren davon, daß bei aller Zerfplitterung und Trennung in eine 
Vielheit einzelner Staaten und Fünfllich gemachter Nationalitäten 
das nationale Einheitsbemußtfein noch nicht erlofchen ſei. Kieber- 
fefte, bei denen vaterlänbifche Lieder gefungen und die Jugend mit 
nationalen Ideen vertraut gemacht wurde, Erinnerungsfeſte großer 
Deutfhen, Errichtung ihrer Denkmäler, wie Schiller’d, Göthe's, 
Guttenberg's, das Gedächtnißfeſt der Erfindung der Buchdruckerkunſt, 
alles dieſes diente dazu, Männer aus den verſchiedenen deutſchen 
Bauen einander nahe zu bringen, den Unterſchied der Stände und 
die Grenzen der partifularen Heimath zu verwifchen. Wan griff 
mit Begierde darnach, mo ein Symbol der Einheitöibee ſich darbot. 
So ließ man ſichs gerne gefallen, den Kortbau des Kölner Doms, 
wozu im I. 1842 der König von Preußen die Anregung gegeben 
hatte, als eine Aufgabe des gefammten veutfchen Volkes aufzufaflen, 
und von vielen Seiten floffen Beiträge, welche in dem Sinne ge= 
geben wurben, daß die Vollendung des rieftgen Werkes ein Dent- 
mal beutjcher Einheit werben follte. Im 3. 1843 wurde an vielen 
Orten Deutſchlands, befonderd in Kiel und Hannover, das tauſend⸗ 
jährige Gedächtniß des Vertrags von Verdun gefeiert, in welchem 
man den geſchichtlichen Anfang des deutſchen Meiches fah. Mit 
Vorliebe wurden die Wiffenfchaften gepflegt, aus denen dad Na- 
tionalgefühl Stärkung und Belebung ſchöpfen Eonnte, wie Die deutſche 
Sprach⸗ und Alterthumswiſſenſchaft, welche durch die beiden Grimm 
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vorzüglich in dieſer Richtung behandelt wurden. Geſchichtliche 
Forſchungen wandten ſich vorzugsweiſe jenen Zeiten zu, in welchen 
das deutſche Reich noch in ſeiner Macht und Groͤße daſtand, all⸗ 
gemein anerkannt wurden die Verdienſte, welche ſich Böhmer, Pertz 
und ſeine Mitarbeiter an der Sammlung deutſcher Geſchichtsquellen, 
um Aufhellung des deutſchen Mittelalters, Ranke um Beleuchtung 
der Reformationszeit erworben haben. Das früher vernachläßigte 
deutſche Recht wurde nicht nur mit wiſſenſchaftlichem, ſondern auch 
mit patriotiſchem Eifer bearbeitet. Die deuiſchen Gelehrten fingen 
an dad Bedürfniß der Gemeinſamkeit und des Zuſammenwirkens 
zu fühlen, fie wollten als Genoſſen einer Nation einander perfünlich 
fennen lernen, ihre Entdefungen einander mittheilen. Darum ver- 
anftalteten fie regelmäßige jährliche Zufammenfünfte, bei denen ſich 
Männer des Fachs aus allen Gauen Deutfchlands einfanden. Die 
ältefte und bedeutendfte Wanderverſammlung dieſer Art ift die 
Naturforfcherverfammlung, welche fhon im 3. 1822 in Leipzig 
begonnen und in den dreißiger Jahren ihre Blüthezeit erreicht hat. 
Ihr folgte im I. 1838 die Verfammlung der Forfl- und Landwirthe, 
fpäter die der Philologen, der Architekten und andere. Die jüngfle, 
aber in nationaler Beziehung wichtigfte Gelehrtenverfanmlung war 
die der Germaniften, welche am 24. Sept. 1846 zum erflenmal 
in Frankfurt a. M. zufammentrat. Reyſcher in Tübingen hatte 
die erfle Anregung dazu gegeben, und in Berbindung mit E. M. 
Arndt, Dahlmann, Gervinus, den beiden Grimm, Bert, Ranke, 
Uhland und Andern an die deutſchen Geſchichts⸗, Sprach⸗ und 
Nechtsforſcher eine Aufforderung zu einer regelmäßigen Zufammen- 
kunft erlafien, die ſchon das erftemal fehr zahlreich befucht wurde. 
Die Berhandlungen warfen fich fogleich auf eine nationale Frage. 
Kurz vorher war der offene Brief des Königs von Dänemark vom 
8. Juli 1846 erfchlenen, worin Lauenburg und Schleswig für 
ungertrennbar mit Dänemark verbunden erflärt und au bie Ein- 
verleibung des ganz deutſchen Holfteins in Ausſicht geftellt warb. 
Es handelte fih darum, drei deutſche Landſchaften im Widerſpruch 
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mit alten verbrieften Rechten von Deutſchland loszureißen. Be⸗ 
geifterte Adreſſen aus vielen Gegenden Deutſchlands an das fchledwig- 
Holfteinifche Volk hatten die Sympathie der Nation ausgeſprochen, 
und Beiftand im Kampf gegen bänlfche Inkorporationstendenzen 
verheißen. Bei der VBerfammlung in Frankfurt nun beleuchtete 
eine Reihe von Rednern: Befeler, Welder, Dahlmann, Neyfcher, 
Michelſen gleih am erften Tag dieſe Angelegenheit mit wiſſenſchaft⸗ 
licher Gründlichkeit und patriotifher Wärme, und wenn au in 
Beziehung auf den Rechtspunkt vwerfchiedene Anfichten fich geltend 
machten, fo war man doch allgemein über bie große nationale 
Bedeutung der fchledwig = holfteinifchen Frage einverflanden. Der 
zweite und dritte Tag brachte Verhandlungen über die Aufgabe, 
ein allgemeines beutjches Recht zu jchaffen und germaniſche Schwur⸗ 
gerichte einzuführen. Die juridiſche Sektion wählte eine Commiffion, 
welche über den letzteren Punkt für die nächſte Verfammlung einen 
. Bericht abfafien follte. Die hiftorifche Sektion bewegte fich eben- 
fals in deutſch⸗ einheitlicher Nichtung, indem fle die Gründung 
eines allgemein deutſchen Geſchichtsvereins beſchloß. Noch bedeu⸗ 
tungsvoller als die unmittelbaren Ergebniſſe und beſtimmten Ver⸗ 
abredungen für die Zukunft war der ganze Geiſt, der die Ver⸗ 
ſammlung beſeelte. Die Ahnung einer nahe bevorſtehenden Kriſis, 
welche uns der Einheit näher bringen ſollte, ſprach ſich ſowohl 
in den wiſſenſchaftlichen Verhandlungen, als in den Toaſten der 
geſellſchaftlichen Zuſammenkünfte mit überraſchender Sicherheit aus. 
Mit zuverfichtlicher Hoffnung ſprachen Einzelne davon, daß ber 
Tag nieht ferne fein dürfte, wo ein deutſches Parlament in Frank⸗ 
furt ſich verfammeln werbe, und die Germaniften fühlten fich bereits 
ald eine Art Borparlament. Schon die Äußere Umgebung trug 
auch viel dazu bei, dieſe Stimmung anzuregen und zu nähren. 
Man befand fih in der alten Krönungsftabt der deutſchen Kulfer, 
die Berfammlungen wurden im Römer gehalten, in dem pracht⸗ 
vollen Saal, deſſen Wände die Bilder der alten deutſchen Kaifer 
zieren. Don ihnen fagte Uhland in einem Toaft, in welchem er 
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ahbnungsreih von dem Nahen einer nationalen Krifis ſprach: es 
fei, ala ob fie aus ihren Rahmen fprängen und unter die Ver⸗ 
fammelten träten, um fie mit ihrem Blick anzufeuern oder zu zügeln. 

Im folgenden Jahre wurde viefelbe Verſammlung im Lübeck 
gehalten. Hier ſprach Wurm von der nationalen Bedeutung ber 
Hanſa und von ber Flotte, Die Deutfhland in jenen Zeiten gehabt 
babe und ‚wieder haben könnte, wenn es Ein Neid wire; vor 
herrſchend nahmen jedoch die Verhandlungen einen juridiſchen Char 
rafter an. Vorträge und Debatten über das Gefhmornengericht 
füllten beinahe die ganze verfügbare Zeit,. die Vertheidiger berfelben 
gewannen den Steg, obgleich die entgegengefeßte Anſicht durch 
Wächter und von der Pfordten glänzend vertreten war. An bie 
Germaniftenverfunmlung Fnüpften fich zmei literarifche Projekte an, 


welche den Zwed hatten, ein klares Verſtändniß der politifchen 


Lage und des Zieled der nationalen Entwicklung zu fördern. Das 
eine war eine Geſchichte ſowohl des ganzen Deutſchlands als ber 
einzelnen Staaten vom J. 1815 an, worin Nechenfchaft gegeben 
werben follte über die feitherigen Ergebniffe der deutfchen Politik. 
Die Aufgabe wurde in Frankfurt und anderswo ausführlich be- 
ſprochen, einzelne Theile von tüchligen Kräften übernommen, aber 
die Wirren der folgenden Sabre Hinderten die planmäßige Aus- 
führung. ine Frucht damaliger Anregung iſt Wippermanns 
Kurhefien feit dem Freiheitskriege. Auch Per Lebensbefchreibung 
Steind verdankt vieleicht dem damals befprochenen Plan die Art 
ihrer Ausführung, wodurch fie nicht blos Biographie, ſondern all» 
gemeine preußifche, ja deutſche Geſchichte vom J. 1806 an ges 
worden ift. 

Ein anderes Projekt, das in verivandten Kreifen entworfen 
worden, Fam im I. 1847 zur Ausführung, nämlich die Deutfche 
Zeitung, welche mit dem 1. Juli 1847, zunächft unter der Re⸗ 
daktion von Gervinus in Heidelberg, erfchien, nachdem ſchon früher 
dad Programm ausgegeben worden war. Um ihren Standpuntt 
in der deutſchen Derfaffungsfrage, die Hoffnungen und Ausfichten, 
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welche die nationale Partei damals haben Tonnte, und zu vergegen⸗ 
mwärtigen, wollen wir einige Stellen des Programmes in unfere 
Darftellung einflechten. 

„Der bloße Titel unfere® Blattes“, Heißt es darin, „muß es 
anbeuten, daß die Grundtendenz deſſelben dahin gehen wird, kas 
Gefühl der Gemeinfamkeit und Einheit der deutſchen Nation zu 
unterhalten und zu flärfen. Alles was feit ver Herſtellung Deutſch⸗ 
lands in flilleren und lauteren Ereignifien gefhehen tft, weist uns 
auf dieſes Ziel mit voller Entſchiedenheit hin. Wie tief und ruhig 
Hat fich feit den Tagen, da fih Göthe von der Erhebung des 
Baterlands noch ungläubig abwandte, das lebendige Gefühl einer 
deutſchen Volksthümlichkeit entwickelt! Um wie vieles gefunder 
und Achter iſt dieſes Nationalgefühl geworten, als ed in ben 
Jahren des gezwungenen Teutonidmus und bed romantifhen Pa⸗ 
triotismus war! In den mageren Jahren europäifcher Reaktionen, 
mit welcher Innigkeit hat man da die ftilleren Zweige volfsthüme 
licher Thaͤtigkeit betrieben, wie forgfam das veutfche Recht, bie 
deutfche Sprache, LKiteratur und Gefchichte gepflegt! Und dann in 
dem raſcheren Triebe der breißiger Jahre, wie Hat der Zollverband 
zum erftenmale gemeinfame Hoffnungen an gemeinfame Interefien 
geknüpft! Und mie anders find die Zeiten geworben, wenn man 
gegen die frühere Animofität zwifhen Nord und Süd die große 
Sandreihung und Verbrüberung Hält, mit ber fih nun ſeit Jahren 
Preußen und die Eleinen deutſchen Staaten genähert haben! Wie 
ift der Geiſt der Nationaleinigung erflarkt, der jetzt jedem fremden 
Befucher unfered Vaterlandes zuerft entgegentritt, der meit bie ver- 
fprechendfte Erfcheinung unter den vielfachen Bewegungen ber Ge- 
genmwart if. Seitdem Defterreih feine früheren Vebergriffe und 
felbft viele Handhaben feines mächtigen Einfluffes in Deutfchland 
mit freimilliger Entfagung aufgegeben bat, feit Preußen eine weſent⸗ 
ih ganz deutfche Macht geworben iſt und durch die unelgennüßige 
Gründung ded Zollvereins den Dank der Nation verbient hat, ſeit 
Baiern in patriotiſcher Haltung voranfhreitet, feitben muß alle 
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unfere Hoffnung darauf ſtehen, und all unfer Streben darauf aus: 
gehen, für alle Zukunft Eintracht und Einigkeit über jebes Innere 
Zerwürfniß erhaben zu ſtellen.“ 

Ueber den Bundestag und das bei demfelben mögliche ag 
der Einheit ſpricht fh das Programm folgendermaßen aus: „Aus 
dem Standpunfte der Einheit und Gemeinfamfeit, von dem wir 
auögehen, werben wir der deutſchen Bundedverfaffung gegenüber 
gerne anerkennen, daß fle felbft in ver Vagheit ihrer Beftimmungen 
beigetragen hat, Einigkeit und Verknüpfung in die deutſche Staaten⸗ 
reihe zu bringen, die Beftimmung her Stimmeneinhelligfeit bei allen 
organifehen Beſchlüſſen hat dort wie in dem Zollverbande Eintracht, 
Zufammengehen und Bertraum an die Stelle ber Feindſeligkeit 
und Widerfpenftigkeit gelegt, die noch bei der Grimbung der Bun 
desverfaſſung die Staaten veruneinigte. Wir fehen nichts verloren 
dabei, daß die Form der deutfihen Einheit ſchwach geblieben ifl, 
da vielleicht gerade Durch diefe Schwäche der Form der Geiſt der 
Ginigfeit deſto ftärfer geworden if. In dem Maße aber, wie 
unter der Begünftigung einer lungen Friedenszeit Die deutſchen 
Staaten in ihrer Eintracht mehr und mehr erftarft find und Fünftig 
erftarken werden, möge e8 ung geftattet fein, zur paflenden Stunde 
einen Schritt tweiter zu geben, an bie Lüden der Bundedverfaffung 
in inneren Beziehungen, befonderd an die Mängel ibrer Beflim- 
mungen üfer bie auswärtigen DVerhältniffe, Kriege und Bündniffe 
erinnern, ja die eigentliche Unhaltbarkeit derſelben für den Yall 
verwidelter Kollifionen bezeichnen zu dürfen; Alles in dem treueflen 
Wunſche, daß irgend ein Tag der Gefahr, der auf die Länge nicht 
ausbleiben Fann, das deutſche Volk und fein Regiment in haltbarer 
Rüftung finde. Wenn in den Seiten des wiebergefehrten großen 
MWeltfriedens von 1815 bie Straffheit der Verfaffungsprojekte und 
alle Ihätigfeit überhaupt nachließ, und der deutiche Bundesſtaat, 
der in der Abflcht der meiften Regierungen lag, ſich unverhofft in 
einen Staatenbund lockerte, fo nehmen wir in Ausficht, daß bie 
Geſchichte dahin führen wird, bei einer erſten ernften Gelegenheit 
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und größeren Zeitforderung bie ſchlaffen ſtaatenbündlichen Beſtim⸗ 
mungen in bundesſtaatliche anzuziehen, die enge Befugniß des Bundes 
zu erweitern, und ben vierten Artikel der Schlußakte, der. die Ent⸗ 
wicklung und Ausbildung der Bundedafte in Ausficht ſtellt, nad 
einer großen und freien Auslegung zu bethätigen.“ 

„Wenn wir von teutfcher Einheit und Gemeinfamlelt reden, 
fo haben wir Feinerlei Hintergedanken, fondern verfiehen darunter 
nichts anders, als die geiftige, vaterländifche Einigkeit und dad Band 
einer feften Föderation. Wie beneidenswerth wir die Vortheile 
ber einheitlichen Nationen finden, die ihre Erbſchaft bei Einem 
Hauptſtamme beifammengehalten haben, fo fehr wiſſen wir auch 
den eigenthümlihen Ruhm der zertheilten DBölfer zu würbigen, 
die vorzugsweiſe zu den Herden der Kultur und Zortbildung der 
Menſchheit auserjehen find. Aber wünfchen müfjen wir gleichwohl, 
daß der inneren gertheilung unfere® Baterlandes jedes mögliche 
Gegengewicht gehalten, daß mit der Selbfländigkeit der Theile die 
möglichfte Einheit de8 Ganzen verbunden werde. In den innen 
Berbältniffen wird das flürkfte diefer Gegengewichte die Gleichar⸗ 
tigkeit der Verfaſſung oder des Verfaffungsprinzips fein. “ 

Man flieht daraus, die Anſprüche auf flaatlihe Einheit waren 
ſehr befcheiden, dad Programm wollte Feine Aenderung ber ſtaats⸗ 
rechtlichen und territorialen Berhältniffe, Feine Beſchränkung der 
Unabhängigkeit der deutſchen Einzelftanten. Wirklich gingen auch 
die damaligen Anſprüche und Hoffnungen in Beziehung auf Einheit 
nicht weiter, während man in Beziehung auf Freiheitsanſpruͤche 
mit ber Mäßigung des Programmes in vielen Kreifen nicht ein= 
verftanden war. Die Deutfhe Zeitung repräfentirte zwar einen 
ausgewählten Kreis, aber keine große politifche Partei; die Liberalen 
nahmen fie mit Gleichgültigkeit und Mißtrauen auf, man fpottete 
über die Profefforenzeitung und ihre doktrinäre Weisheit, dagegen 
fahen tiefer blickende Staatsmänner in ihr einen geführlicheren Feind 
des herrſchenden Syſtems, als in den radikalſten Oppofitionsblättern. 
Aber bald wurde fie eines der genchtetften Organe der politiſchen 
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Prefie in Deutſchland und fehuf fich dadurch, daß fle nicht blos 
negativ opponirte, fondern ein beſtimmtes politifches Ziel verfolgte, 
einen immer größeren Kreid von Breunden. 

Auch in der preußifhen Politif trat jeßt eine entfchiebene 
Wendung ein. Preußen erhielt durch das Patent vom 3. Febr. 
1847 eine Berfaffung und der vereinigte Landtag, der im Sommer 
zu Berlin tagte, weckte parlamentarifche Talente, bie vergefien 
ließen, daß man nur bie ſchwachen Anfänge und Borübungen des 
Fonftitutionellen Lebens vor fih habe. Das politiſche Leben ganz 
Deutſchlands erhielt eine neue fruchtbare Anregung. Obgleich be⸗ 
beutende Differenzen zwifchen der politifhen Auffaffung des Königs 
und den Forderungen des vereinigten Landtags hervorgetreten waren, 
ſo fehien es doch, bie preußifche Regierung wolle auf der Bahn 
Eonftitutionellen Lebens ernftli vorwärts ſchreiten. Auch die An⸗ 
gelegenheiten des Bundestags murden nun entichieden angegriffen. 
Preußen ftellte in der Bundeöverfammlung den Antrag auf Befei- 
tigung der Karlsbader Beichlüffe über die Preſſe. Der König 
erklärte den ernftlichen Willen, deutſche Inftitutionen im großen 
Stil ind Werk zu feßen. Er beauftragte den General von Radowitz, 
mit dem er die Sache der Bundesreform befprochen Batte, eine 
unfaffende Denkfchrift über Zwecke und Mittel zu entwerfen. Sie 
wurde ihn am 20. Nov. 1847 vorgelegt und von ihm gebilligt. 
Radowitz unterwarf die bisherigen *Leiftungen des Bundes einer 
Prüfung „Auf die Frage“, fagt er, „Was Hat ber Bund feit 
den 32 Jahren ſeines Beftehens, während eines faft beifpiellofen 
Friedens, gethan für Deutichlands Kräftigung und Förderung? 
ift keine Antwort möglih. — 32 Jahre verfloßen, ohne daß auch 
nur ein einziged Lebenszeichen der Bundesverſammlung erjchienen 
wäre, aus welchen die Nation hätte entnehmen Eünnen, daß ihre 
dringendſten Bebürfniffe, ihre mwohlbegründetiten Anſprüche und 
MWünfche im Mathe des deutfchen Bundes irgend eine Beachtung 
fänden.“ ine tiefgehende Aenderung des Bundes fei dringend 
nöthig. In dreifacher Nichtung follte fie verfucht werden. Erſtens 
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in Beziehung auf die Wehrhaftigkeit durch organiſche Durchführung 
einer allgemeinen Oberaufficht des Bundesheeres, gemeinfchaftliche 
Uebungen der KRontingente, Bereinigung in den Meglements, Ein- 
führung eines Bunbesfelbzeichens und Bundeswappend; Zweitens 
in Beziehung auf ten Rechtsſchutz durch Errichtung eined oberften 
BDundesgerihtd, durch inführung eines gemeinfchaftlihen Straf» 
rechts und Strafverfahrend, Handels» und Wechfelrechts, einer Krebit- 
Orbnung, eines allgemeinen Heimathrechts und allgemeiner Frei⸗ 
zügigfeit; Drittens in Bezug auf die materiellen Intereffen durch 
Ausdehnung ded Zollvereind auf den ganzen Bund, durch gemein» 
fhaftlihes Maaß, Gewicht und Dlünze, allgemeine Poft- und Eifen- 
bahnordnung, freien Verkehr mit allen Lebensmitteln, Aufhebung 
aller Waflerzölle, allgemeinen Schiffahrtävertrag, Bundeskonſulate, 
gemeinfame Regulirnng der Auswanderung und Kolonifation. 
Fir Alles dieß follte Defterreich geronnen und ihm im bejahenden 
Fall die Leitung und Ausführung der Neformen überlaffen werben. 
Die Schwierigkeit, ja Unmöglichkeit, alle biefe Dinge in Gemein- 
fhaft mit Defterreih und für die deutfchen Beſtandtheile ber öſter⸗ 
reihiihen Monarchie zu vermwirklihen, Hatte fih wohl Radowitz 
damald nicht klar gemacht. Auf einem Fürſtenkongreß, bei welchem 
man fih von dein perfünlichen Auftreten des Königs von Preußen 
die beſte Wirkung verfprach, follten die Normen genauer durch⸗ 
ſprochen und feſtgeſetzt und die Befchlüffe mit Angabe des Termins, 
bis zu welchem fle in Wirkſamkeit treten würden, verkündet werben. 
Ale Berhandlungen des Kongreffed ſowohl als der Bundesver⸗ 
fammlung follten durch Die Prefie veröffentlicht und durch eine 
neue Preßgefepgebung für freie Beſprechung Raum gefchafft werben. 
Bine ſtändiſche Vertretung der einzelnen Staaten war in biefem 
Plan der Reformen nicht aufgenommen, dagegen Bildung von 
Speztalfommiffionen Sachverftändiger aus allen Theilen Deutich- 
lands, womit vielleicht mehr audgerichtet geweſen wäre, als mit 
eines großen Nationalverfammlung, bei welcher bie Vertretung ber 
einzelnen Intereſſen des öffentlichen Lebens durch Sachverfländige 
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immerhin dem glüdlichen Zufall überlaffen bleibt. Radowitz ver- 
ſichert, es fei die ausdrückliche Abſicht der preußiſchen Regierung 
geweſen, daß hiebei nach den freifinnigften Grundſätzen verfahren 
werde, daß man ſich keineswegs etwa in der Mehrzahl auf Beamte 
beſchränke, daß man ebenſowenig nur Männer von gewiſſen poli- 
tifhen oder natlonal-öfonomifhen Richtungen einberufe, fondern 
deutſche Capacitäten aus allen Ständen und Gefinnungsweifen zu 
Frankfurt verſammle. Die Vorſchläge dieſer Spezialfommiffionen 
ſollten dann der Bundesverſammlung vorgelegt und nach vorgän⸗ 
giger Berathung durch einfache Majoritätsbeſchlüſſe zu Geſetzen 
erhoben werden. 

Mern es trotz aller Bemühungen nicht gelänge, Oeſterreich 
für die preußiſchen Vorſchläge zu gewinnen, follte Preußen biefelben 
unmittelbar an bie Bundeöverfammlung bringen und dort mit 
höchfter Anftrengung geltend machen. Würde auch vieß nicht ge⸗ 
lingen, fo ſollte Preußen den Weg entfchlofien betreten, den ber 
Zollverein vorgezeichnet hatte, und durch Verträge mit den einzel: 
nen beutfchen Staaten eine gemeinfane Ordnung für die nationalen 
Berhältniffe herbeizuführen fuchen. 

Die Vorfhläge waren ſchön und Acht national ausgedacht 
und hätten, raſch und energifch audgeführt, oder nur zu rechter 
Zeit veröffentlicht, viel Gutes ftiften, viel Schlimmes verhüten 
fönnen. Uber unzeitige Bebenklichfeiten, eben jegt Deflerreich mit 
Forderungen zu bebrängen, während feine Beflgungen in Italien 
bedroht waren, führten eine unglüdjelige Verzögerung herbei. Ins 
befien Hatten fich immer weitere Vorzeichen einer nahen europälfchen 
Krifis eingeftelt ; das Beſtreben der Nationalitäten, ihre politifchen 
Rechte geltend zu machen, trat immer entfchlevener hervor, im 
Frühjahr 1847 Hatte in der Schweiz bie nationale Einheitöpartei 
über den Partifularismus der Urfantone den Sieg gewonnen, in 
Italien Hatte der Papſt Pius IX. freifinnige Heformen begonnen, 
die eine unberechenbare Tragweite in Ausficht flellten und in ganz 
Italien eine nationale Bewegung hervorziefen, die nur in einer 
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"Eonftitutionellen Einheit der ganzen Nation ihr Ziel finden zu 
wollen ſchien. 

Auch in Deutfchland traten die nationalen Beftrebungen mit 
erneuter Lebendigkeit auf. In Schleöwig - Holftein hatte die Agi⸗ 
tation zum Schuß der von Dänemark bedrohten Nationalität eine 
mächtige Anregung gegeben. In der babifchen Kammer ftellte der 
Abgeorhnete Baffermann am 12. Tebruar 1848 in einer trefflich 
begründeten Motion, worin er mit eindringlicher Beredtſamkeit die 
politifhe Schwäche Deutfchlands fchilderte, den Antrag an bie ba= 
diſche Negierung, fie möge auf geeignete Welfe dahin wirken, daß 
durh Vertretung der deutfhen Ständefammern am Bunbestage 
ein Mittel zur Erzielung gemeinfamer Gefeßgebung und einheitlicher 
nationaler Einrichtungen gefhaffen werde. Baſſermanns Rede machte 
großen Eindrud und wurde lebhaft unterflüßt. Der Minifter des 
Auswärtigen von Dufch, ein Tiberaler und gut beutfchgefinnter 
Mann, erkannte zwar das Edle und Großartige des Gedankens, 
ben Baffermann ausgefprochen hatte, bereitwillig an, aber meinte 
bob, daß der NAntragftellee auf eine gefährliche Bahn zu lenken 
fuche. Denn e8 Handle fih um eine gänzliche Umgeftaltung Deutſch⸗ 
lands, um eine Verwandlung des Staatenbundes in einen Bundes⸗ 
ftaat, um gänzliche Aufhebung des Partikularismus, der fo alt fe, 
als die Geſchichte Deutſchlands. Baden werde dann von einem 
blühenden Staat zu einer verfümmerten Grenzprovinz herabfinfen. 
Bon der Verfammlung wurde der Antrag mit überwiegender Mas 
jorität, mit Begeifterung angenommen, nur fünf Stimmen waren 
dagegen. Auch außerhalb der Kammer wurde Bafjermannd Motion 
freudig begrüßt, er hatte eine Zeitidee ausgeſprochen, die in vielen 
Gemüthern Tebte und Gegenftand lebendiger Sehnſucht war. Die 
Einheitsidee war bereits mehr durchgedrungen, als in den dreißiger 
Jahren. Sie erfehlen als ein auf dem Wege der Meform erreich- 
bares Ziel; daß die badifche Negierung den Antrag abwied, war 
nicht unerwartet, aber man hoffte durch Wiederholung deſſelben 
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erreichen; die Führer der Oppofition in den verſchiedenen Tonftis 
tutionellen Staaten hatten begonnen auf Verſammlungen an vers 
ſchiedenen Orten fich über eine gemeinfam zu verfolgende Politik 
zu verfländigen, und Baflermand Antrag war ganz geeignet, die 
nationalen Beftrebungen auf einen Brennpunft zu vereinigen. Eine 
aufgeregte Stimmung war in ganz Europa vorbereitet, fie bedurfte 
nur eined zündenden Funkens, um in Ihaten audzubrechen. 


Klüpfel, deutſche Ginheitöbeftrebungen. 30 


21. 


Die Erhebung des Iahres 1848 und die Hational- 
Yerfammlung. 


Nicht Tange Tief der zündende Funke auf fih warten; er 
fhlug in Paris ein, zerbrach ven Julithron und verwandelte bie 
Monarchie Frankreih in eine Nepublit. Die Bewegung verbreitete 
fih mit reißender Schnelligkeit auch in Deutſchland, aber nicht als 
republifanifche, ſondern als nationale. Die Forderung, welcher 
die Baflermannifhe Motion Worte gegeben hatte, wurbe im ganzen 
ſüdweſtlichen Deutfchland das Looſungswort. Sogleih nad der 
erften Kunde von den Parifer Ereigniffen am 28. Februar brachte 
Heinrih von Gagern mit noch einigen Anderen in ver befflichen 
Kammer eine Motion ein, worin mit Beziehung auf die Baſſer⸗ 
mannifche der Antrag geftellt war, den Großherzog zu bitten, er 
möge bei der Bundesverſammlung dahin wirken, daß bei ber 
dringenden Gefahr von außen „die Sorge für die Leitung der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten Deutfchlands, des Heerweſens und ber 
Volksbewaffnung in die Hände eines Kabinets gelegt werde, 
deſſen Minifter dem interimiftifchen Haupte Deutfchlands und ber 
Nation verantwortlich fein, und daß das interimiftifche Haupt 
Deutſchlands Gefeßgebung und Befteuerung in Uebereinftimmung 
mit einem Rath der Fürften und einem Nath des Volkes ausübe.“ 
Damit waren die vorläufigen Grundlinien einer deutfchen Verfaſ⸗ 
fung gegeben: einheitliche Spige mit Parlament. Daß die ober⸗ 
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bauptlihe Leitung Preußen zukommen müffe, war ſchon damals 
Gagern's Anficht. 

In den vielen Adreſſen, die allenthalben an Regierungen und 
Ständeverſammlungen gerichtet wurden, bildete neben anderen Volks⸗ 
wünſchen wie freies Vereinsrecht, Volksbewaffnung, Preßfreiheit, 
die Berufung eines allgemeinen deutſchen Parlaments einen Haupt⸗ 
punkt, der in allen mieberfehrte. Che noch Schritte der Megier- 
ungen dafür gefehahen, machten einzelne Führer der Iandfländifchen 
Dppofition aus eigener Vollmacht Vorbereitungen zu einer Natios 
nalvertretung. Friedrich Nömer, der Führer der mwürtembergifchen 
Oppoſition, wandte fih an demfelben Tage, an welchem die PBarifer 
Ereigniffe in Stuttgart befannt wurden, an Itzſtein mit der Auf- 
forderung, Volksabgeordnete in Süd» und Mitteldeutſchland zu 
einer Beſprechung einzuladen. Died geſchah, und am 5. März 
trat eine Verſammlung von liberalen Abgeordneten und anderen 
Mitgliedern der liberalen Partei — 51 im Ganzen — in Heidelberg 
zufammen, bie einen Ausſchuß von fleben wählten, mit bem Auf: 
trag, vorläufig die Grundlagen einer nationalen Parlamentöver- 
faffung für Deutfchland zu berathen. Diefe Siebenercommiffton, 
aus welcher zwei Mitglieder, Gagern und Römer, in bdenfelben 
Tagen in ihrem engeren Vaterland Miniſter wurden, erließ am 
12. März eine Aufforderung an alle früheren ober gegenwärtigen 
Ständemitglieder und Iheilnehmer an gefeßgebenden Berfammlungen 
in allen deutſchen Landen, am 30. März in Frankfurt ſich einzu- 
finden ; an andere ausgezeichnete Männer des allgemeinen Ders 
trauens follten noch befondere Ginladungen ergehen. Später wurbe 
bie Aufforderung auch noch auf die preußifhen Stadtverordneten 
audgebehnt. 

Indeſſen hatte auch das geſetzliche Organ der verblindeten 
deutfchen Staaten, der Bundestag ſich beeilt, den nationalen Wün⸗ 
fen einen Ausdruck zu geben und ihnen Iegitime Anerkennung 
zu gewähren. Gr erließ unter dem 1. März eine Grklärung, 
worin er verfpradh, von feinem Standpunkt aus Alles aufzubteten, 
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um für die Förderung der nationalen Intereffen zu forgen. Bald 
darauf befchloß er die Cenfur aufzuheben, und am 8. März bielt 
der badiſche Gefandte von Blittersdorf als Berichterftatter über die 
damalige Lage des Bundes einen Vortrag, worin die Hauptmängel 
der Bundesverfaffung treffend auseinandergefeht waren. Ebender⸗ 
felbe beantragte die Einrichtung einer ſtaändiſchen Vertretung bei 
ber Bundeöverfammlung in Beratbung zu nehmen, unb einen 
entfprechenden Beſchluß ber @inzelregierungen zu veranlafien, was 
fich jedoch wegen einander Ereuzender Plane noch verzögerte. Da 
die Bundeöverfammlung felbft das Bedürfniß fühlte, durch populäre 
Elemente ſich zu ergänzen und zu verflärken, wurben nit nur 
minder beliebte Mitglieder durch andere erfeßt, wie z. B. Blitters⸗ 
dorf durch Welder, Münd)» Bellinghaufen durch Colloredo, und 
fpäter Schmerling, fondern es wurden ben eigentlichen Bundes» 
tagögefandten noch befondere Vertrauensmänner beigegeben, 3. B. 
von Kurhefien Jordan, von Baden Baflermann, von Preußen 
Dahlmann, von Würtemberg Uhland, je auf eine der 17 Stim⸗ 
men ded engeren Rathes einer. 

Im Auftrag der nafauifchen, badiſchen und heſſendarmſtädtiſchen 
Regierung unternahm der naffauifche Legationsrath Mar v. Gagern 
am 8. März eine Aundreife an die Höfe von Stuttgart, München und 
Dreöven, um eine Berfländigung einzuleiten über die Wege, bie zur 
Umgeftaltung der Bundesverfaſſung und Berufung eines deutſchen 
Parlaments führen könnten, namentlih um zu. prüfen, ob bie 
betreffenden Fürſten geneigt wären, fich der Leitung eines Bunded- 
oberhauptes zu unterwerfen, und welches Kabinet man hiezu für 
geeignet bielte. In Stuttgart fand nun Gagern den König, der in 
fein Minifterium mit Römer und Duvernoy auch P. Pfizer berufen 
Hatte, im Allgemeinen geneigt zur beabfichtigten DBerftändigung ; er 
ſchlug ſelbſt vor, die Leitung der deutſchen Angelegenheiten unter ben 
Verhãltniſſen, wie fle jet vorwalten, in bie Hände eines ber 
deutſchen Regenten zu legen und zwar bedjenigen, auf welchen bie 
vereinigten Stimmen fi firiren würben. Tür feine Perfon zeigte 
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fih der König: bereit, jene Leitung Preußen anzuvertrauen, jeboch 
unter der Vorausſetzung, daß Preußen feinem Volk im Wefent- 
lichen dieſelben Rechte und Freiheiten verleihe, welche die ſüd⸗ und 
weftbeutfehen Stämme bereits beſitzen. Aus dieſen . vorfichtigen 
Aeußerungen, welche eigentlih nur für die damaligen Verhältniſſe 
das Bedürfniß einer einheitlichen Oberleitung anerkannten, glaubte 
man damals mehr fehließen zu bürfen, als wohl, wie nach dem 
Erfolg zu urtheilen, urfprünglih darin gelegen haben mag. In 
Münden wurde im Allgemeinen das Bedürfniß zur Herſtellung 
beutfcher Einigkeit anerfannt, aber Feine beftimmten Zufagen in 
Betreff der Unterwerfung unter eine einheitliche Gentralgewalt ge⸗ 
geben. Dagegen wurbe verabrebet, daß Mar v. Gagern jeine 
Reiſe au nach Berlin ausbehnen und dort die Verhandlungen 
zu einem Erfolg verbürgenden Abſchluß zu bringen fuchen ſollte. 
Bis jet Hatte fich nämlich die Neformbewegung auf das füb- 
weftliche Deutfchland beſchränkt, nur Hier war die Forderung eines 
deutfehen Parlaments in zahlreichen Adreſſen auögefprochen und 
von den Megierungen anerkannt, nur bier waren den Volkswün⸗ 
fhen entfchievene Zugefländniffe gemacht worben, nur hier bie 
Minifterien gewechfelt und mit Führern der nationalen und liberalen 
Oppofition befegt, nur Hier mit dem alten Syſtem vollftänbig 
wie es fehlen, gebrochen worden. Ob eine allgemeine deutſche 
Nationalvertretung, eine einheitliche Oberleitung des ganzen Deutfch- 
lands wirklich zu Stande kommen Tönne, dies hing wefentlich von 
dem Verhalten Preußens ab. Nahm dieſes Feinen Antheil an ber 
Beränderung des Syſtems, fo mußte man auf die alte Idee einer 
Bereinigung des conftitutionellen Deutfchlands zurückkommen, und 
es blieb dann endlich der Troft übrig, dieſes würbe fih in ber 
Folge mit Preußen und Defterreich zu einer ſtaatenbundlichen Trias 
vereinigen lafien. 

Aber eben in Preußen Hatten die Dinge eine neue Wendung 
genommen, durch welche, mie man bamals glaubte, der Fort⸗ 
fehritt dieſes Staates unzweifelhaft entſchieden fein follte, in ber 
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That aber der Einigung Deutſchlands das größte Hinberniß bereitet 
wurde. Man faßte bie Mevolution, die am 18. und 19. März 
in den Straßen von Berlin ausbrach, als einen Sieg des Volks— 
willens auf, dem der König fi nun unbebingt unterwerfen müffe, 
während fie doch, wie ſich ſpäter zeigte, nur eine aus wirklichen 
und gemachten Mißverflänbniffen entftandene Emente war, tie 
überbied hauptſächlich von fremden Emiſſären genährt wurde, und 
bei der es fich nicht einmal um beflimmte Forderungen. handelte, 
Um das Verhalten des Königs nach dieſen Ereigniffen zu ver- 
fiehen, muß man aber wiſſen, daß jene Unterhandlumgen, bie, 
wie oben erwähnt worden, fon feit 1840 von Preußen mit 
Deſterreich gepflogen worden waren, im Frühjahr 1848 endlich 
zu einem Ergebniß gedeihen zu wollen ſchienen. Nachdem die Ver 
handlungen über die Schweiz mit den Gontinentalmächten einen 
gewiſſen Abſchluß erreicht Hatten, nahm der König von Preußen 
die deutſche Frage wieder auf und beſchloß, den Wiener Hof 
dringend zur Erfüllung diefer wichtigen Pflicht zu mahnen, und 
furz nah der Nachricht von.den Ereigniflen in Paris wurde Rado⸗ 
wig nah Wien gefandt, um mit Defterreih die Berufung eines 
Eongrefied zu verabreden, deſſen Aufgabe theild die Vorkehrung 
der nötbigen militäriihen Maßregeln, theils die Megeneration des 
Bundes fein ſollte. Neben den biäherigen engeren Bundestag 
follte eine weitere Bundeöverfammlung treten, zu welcher jeder 
Staat eine entſprechende Zahl von ſtaͤndiſchen Deputirten zu fenden 
gehabt hätte. Die Entfcheidung über organifche Bundeseinrich⸗ 
tungen, über Krieg und Brieden, Kontrole aber nicht Bewilligung 
der Bundesausgaben, follte diefer Verſammlung zuftehen. Damit 
wäre nahezu erreicht gemeien, was früher Schu, Welder und 
neueftens Baſſermann beantragt Hatten, aber ob dies wirklih ein 
befriedigendes Reſultat gewefen wäre, möchten wir abgefehen von 
den bald nachher eingetretenen Greigniffen und Forderungen be- 
zmeifeln. Cbenfo ift zu bezweifeln, ob damals ein Dresdener Con⸗ 
greß glücklicher in Erreichung eines Reſultates geweſen fein wuͤrde, 
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als der vom Jahre 1850. Für jebt wurden alle weiteren diplo⸗ 
matiſchen Verhandlungen durch die Mevolutionen von Wien und 
Berlin gefreuzt, melde auf bie glüdlich begonnene Reformbewe⸗ 
gung den fchlimmften Einfluß hatten. Jetzt erft kam in die deutſche 
Erhebung der Geiſt eined revolutionären Radikalismus. Die 
Wiener Revolution weckte überbies trügeriſche Hoffnungen auf eine 
weſentlich deutfche Tendenz bed neugeborenen Oeſterreichs, die nur 
dazu dienten, die Gemüther und alle Berechnungen zu verwirren. 
Die Berliner Nevolution mit ihren unfeligen Mißverfländnifien 
entfrembete einen Theil des trefflichen Heeres der nationalen Ers 
bebung, verbannte feinen Führer, den Prinzen von Preußen, zu 
einer Zeit aus Deutfchland, wo feine Antvefenheit gerade hätte von 
Nuben fein können, veranlaßte den König zu einer halb ver⸗ 
fpäteten, halb verfrühten Kundgebung feiner nationalen Vorſätze 
und Plane, und ließ dad, was er in hochherzigem Sinn längft 
beichlofien hatte, als verfpätetes Zugeſtändniß an die Revolution 
ericheinen. Iener denfwürbige Umzug am 21. März mit der Pro» 
Aamation und der feierlichen Entfaßung der nationalen Farben, 
welcher vor der Kataftrophe, ober auch nach muthig durchgeführten 
Kampf der Anfang einer preußiſchen Hegemonie über Deutſchland 
hätte werden können, that jeßt gar Feine Wirfung und wurde nur 
vie Zielſcheibe demokratiſchen Hohnes. 

Mährend fo im Norden und Oſten Deutſchlands unerwartete 
Greignifie den Gang der natürlichen politiſchen Entwicklung ftörten 
und verwirrende Sympathien und Antipathien dazwiſchen warfen, 
dienten die Berathungen in Süddeutſchland nicht dazu, die ſchwie⸗ 
rigen ragen ind Klare zu feßen. Das Dorparlament, dad bie 
Seidelberger Siebenerconmifflon berufen hatte, verfammelte fich Ende 
. März in Frankfurt nur gar zu zahlreich, und es erfchienen Viele, 
denen es an flaatsmännifchem Beruf gänzlich fehlte. Anſtatt fi 
auf Vorbereitungen für das Parlament zu befchränfen, verirrte 
man fich in heftigem und leidenſchaftlichem Streit über die Trage, 
ob Republik oder Monarchie. Die Verfammlung, die ſich vor 
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dem Sufammentritt eined gewählten Parlament3 unter obwaltenden 
Verhaͤltniſſen nicht wohl ganz auflöfen durfte, wählte einen Aus» 
ſchuß von fünfzig Mitgliedern, um dem Bundeötag eine vorläufige 
Volksvertretung zur Seite zu ftellen. 

In einer Konferenz des Zünfzigerausichuffes mit dem Bun⸗ 
dedtag ftellte Welder den Antrag auf Schaffung einer Centtalge⸗ 
walt, welche er aus je einem Vertreter Oeſterreichs, Preußens 
und der übrigen Staaten gebildet wijien wollte. Der Vorſchlag 
fand weber bei den Bundestagdgefandten Oeſterreichs und Preußens, 
noch bei der Mehrbeit des Fünfzigerausſchufſſes Anklang, denn jene 
wollten der Neuerung feine offizielle Handhabe Bieten, und biefe 
wollte in demofratifcher Ueberhebung mit den Kabineten nichts zu 
fhaffen Haben. 

Indefien arbeiteten die 17 Dertrauensmänner, die der Bun⸗ 
deöverfammlung beigegeben worben waren, auf ein beflimmtes 
Ziel 108. Die Aufgabe, bie fie, ziemlich unvermittelt neben dem 
. Bundestag ſtehend, fich geießt Hatten, war ein Verfaſſungsent⸗ 
wurf, der mit dem beftehenden Bundesſtaatsrecht entſchieden brach 
und nicht blos vom Staatenbund zum Bundesſtaat, ſondern mit 
einem kühnen Sprung zum Einbeitöftaat fortfchrit. Es wurde 
ein erbliches Reichsoberhaupt mit verantwortlihen Minifterium 
und Ober⸗ und Unterhaus vorgefhlagen, die biäherigen fouveränen 
Fürften im Oberhaus untergebracht, die Negierung ihrer ange- 
ftammten Lande ihnen zwar belafien, in allen Hauptpunkten aber 
wie Recht über Krieg und Frieden, Heerweſen, allgemeine Ges 
feßgebung, Geſandtſchaftsrecht, wurden fie. der Reihögewalt unter» 
geordnet. Mebrigend ſprach fih das Vorwort des Entwurfs in 
Beziehung auf fie mit großer Pietät aus. Es heißt varin: „Die 
Bebeutung unferer Dynaftieen ift durch die Stürme weniger Wochen 
nicht entblättert, und eine edle Scham hat und Deutſche bebütet, 
denen zur Seite zu treten, welche aus dem Mißbrauche der Macht, 
wozu bie Berfuhung in jeber Menfhenbruf liegt , die Nothwen⸗ 
digkeit folgern wollen, jebe hervorragende Größe ala ein Hinderniß 





Bwiefpalt der Meinungen. 473 


der Freiheit zu befeitigen. An unfere Fürftenhäufer knüpft fi 
nicht blos die Gewohnheit des Gehorſams, welche fih durchaus 
nicht beliebig anderswohin übertragen läßt, ſondern in Wahrheit die 
einzige Möglichkeit, dieſes weitſchichtige, vielgeftaltige Deutfchland 
almählig in die Staatseinheit einzuführen, die fih aus höheren 
Gründen nit länger entbehren läßt.“ 

Ueber diefen Entwurf, im Wefentlichen ein Wert Dahlmanns, 
follte nun die künftige Nationalverfammlung, deren Wahl vom 
Bundestag im Einverftändnig mit dem Ausfhuß des Vorparlamentd 
angeordnet war, berathen. Er Tag jedoch nur ald eine Privatarbeit 
der Siebzehn vor, weder ber Bundestag noch eine der deutſchen 
Negierungen hatten ihn zu dem ihrigen gemacht, um ihn als Ans 
trag in die Verfammlung zu bringen und in der Berathung: zu 
vertreten. 

Man hatte in dem Entwurf der Siebzehn nun zwar eine 
Grundlage der Berathung, aber noch keineswegs einen feften Aus⸗ 
druck der öffentlichen Meinung, ein klares Biel der gemeinfamen 
Beftrebungen. Denn die Unfichten über dad, was man wollen 
follte, über die Geftalt der nationalen Ginheit, die erſtrebt werben 
müfje, waren noch fo mannigfaltig und unklar, daß man kaum 
zehn Leute fand, die einig gewefen wären. Sogar im Siebzehner⸗ 
Kollegium waren Hauptfragen, wie bie über das Grbfaiferthum 
nur mit einer Majorität von 8 gegen 5 burcdhgegangen, und außer⸗ 
halb deſſelben war Feineöwegs allgemeine Beiftimmung, ja nicht 
einmal eine ftarfe Partei, welche die Forderungen des Entwurfs 
zu ben ihrigen gemacht hätte. Selbſt ſolche, die mit dem Grund⸗ 
gedanfen ganz einverflanden waren, hatten flarfe Bebenfen über 
die Ausführbarkfeit. Unter dem Wirrwarr der Anfichten und Meis 
nungen trat nicht nur der Gegenfaß einer monarchiſchen Spitze 
und einer republifaniichen Oberbehörde hervor, fonderm auch inner- 
halb dieſer Hauptrichtungen fanden fich wieder die mannigfaltigften 
Schattirungen, ja feindliche Gegenparteien, und außerdem noch eine 
Menge gutmeinender Leute, die darein ſprachen und doch gar nicht 
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mußten, mas fie wollten. Die Anhänger des Kaiſerthums theilten 
fi in ſolche bie Preußen, und folche die Defterreih an die Spige 
geftellt wiffen wollten, wieber andere fuchten eine Vermittlung durch 
einen Turnus ober durch Wahl. Die erften waren durch die Ma- 
jorität des Siebzehnerkollegiums und durch die deutſche Zeitung 
vertreten. Sehr hinderlich wurbe ihrer wohlermogenen und in der 
Natur der Sache begründeten Anficht die erbitterte Stimmung, 
welche in Folge der Märzereigniffe ſich befonders in Süpdeutfchland 
gegen den König von Preußen verbreitet hatte, mo man fein Bilb 
verbrannte und das maßlofefte Schimpfen über ihn an der Tages» 
ordnung war. Selbft die deutfche Zeitung mußte im Hinblid auf 
die vorhandene Volksſtimmug zugeflehen, daß der dermalige König 
von Preußen für unfere deutſchen Dinge unmdglich geworden ſei; 
ſie unterſchied zwiſchen der Perfon des gegenwärtigen Königs 
und dem Volk und Staat Preußen. Weniger ausgebildet war 
der Plan eines öſterreichiſch⸗deutſchen Kaiferthums, felten wurbe 
er in der Preffe erörtert; Defterreicher und Katholiken nahmen 
ihn als felbftverftändliche Vorausfegung, doch fprachen fih auch 
einzelne konfeſſionell unbefangene Nichtöfterreicher dafür aus. Ihre 
Gründe waren die größere Macht Oefſterreichs, fein geringeres 
Bedürfniß fih zu vergrößern, die trügerifhe Hoffnung auf eine 
aufrihtig konſtitutionelle und deutſche Politik des von Metternich 
befreiten Kaiſerſtaates, andererſeits ein Mißtrauen in die Politik 
Preußens, das ſich freilich auf die biäherige Erfahrung gründete. 
Die vermittelnden Vorfchläge eined Turnus tauchten mehr erft in 
der fpäteren Mathlofigkeit der Nationalverfammlung auf, doch ſchlug 
fhon im März Eifenmann einen Wechſel der Oberhauptswürde 
unter den Monarchen von Oefterreih, Preußen und Baiern vor. 
Dem bairifchen Partikularpatriotismus- leuchtete diefer Ausweg be= 
fonder8 ein. Das Wahlkaiſerthum Hatte die romantifche Grinnerung 
des ulten deutſchen Neiches für fih, es fagte auch demokratiſchen 
Neigungen zu, Indem ed dem Volke einen regelmäßigen Einfluß 
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auf die höchſte Gewalt fiherte und überhaupt das Bewußtſein 
ihres Urfprungs aus dem Volkswillen lebendig erbielt. 

Am größten wohl war die Zahl derer, welche eine aus einer 
Mehrheit gebildete Oberbehörbe für münfchenswerther oder für 
möglicher als eine monarchiſche Einheit hielten. Es wirkten hiebei 
ſowohl partikulariſtiſche als republifanifche Neigungen zufammen. 
Je mannigfaltiger zufammengefegt die oberfte Gewalt war, deſto 
eber war Ausſicht, daß diefer ober jener Mittelſtaat auch einen 
Antheil davon abbefommen könnte, andererfeitö nahm fich die Viel- 
beit republikaniſcher aus. Die Drganifation der Oberbehörbe dachte 
man ſich natürlih verfehieden, die Meiften wollten ein Direktorium, 
das aus drei, nämlich einem Bevollmächtigten Preußens, Oeſter⸗ 
reichs, Baierns ſammt den übrigen Staaten, beftehen ſollte. Da 
wo bie demofratifche Auffaffung vorherrfähte, neigte man ſich zu 
einem Vollziehungsrathe, der etwa aus der Mitte der National- 
verfammlung gewählt werben follte. 

Mit fo vielerlei einander entgegengefeßten, oft fehr unklar 
und verworren gebachten Planen über die deutſche Verfaffung kamen 
die Abgeordneten zur Fonftituirenden Nationalverfammlung, melde 
am 18. Mai 1848 zu Frankfurt a. M. mit den großartigften 
Koffnungen eröffnet wırde. Die Berfammlung, großentheild durch 
einen Wahlmodus gewählt, der einer Maſſe politifh durchaus un- 
gebildeter Menſchen direktes Stimmrecht einräumte, vereinigte neben 
einer nicht Eleinen Zahl von Leuten, deren flaatsmännifcher Beruf 
fih auf extreme radikale Gefinnung, auf Medefertigfeit, ober per 
ſönlichen Shrgeiz befchräntte, auch einen großen Reichthum von 
wirklichen ſtaatsmänniſchen und parlamentarifhen Talenten und 
Charakteren, und es dürfte nicht leicht eine politifche Verſammlung 
gegeben haben, in welcher mehr Geift, Kenntniffe und man darf 
wohl auch fagen, guter Wille fih zufammengefunden hätten. Dabei 
fehlte e8 aber faft ganz an politifcher Parteifchule und Tradition, 
bie für beitimmte Zwede eine organifirte Macht zur Verfügung 
geftellt Hätte. Für Feine der oben angeführten Meinungen und 


476 Schwierigkeiten einer gebeihlichen Verhandlung. 


Anſichten beftand eine Partei, die irgendwie Ausſicht auf Majorität 
gehabt Hätte. Die in ihrem Wollen Harfte Fraktion, welche ein 
deutſches Kaiſerthum mit Preußen an ter Spige wollte, durfte 
im Anfang der Nationalverfammlung wohl kaum auf 30 Stimmen 
mit Sicherheit rechnen, ebenfowenig beftand aber für ein öfler- 
reichifches Kaiſerihum oder für ein Direktorium eine abgefchloffene 
Partei. Dadurch kam eine große Unficherheit in den. Gang ber 
Verhandlungen, die um jo mehr in der Schwebe bleiben mußten, 
als die Negierungen, in noch viel größerer Mathlofigkeit, auch nicht 
einmal den Vorſchlag machten, irgend einen von Mehreren, ober Allen 
audgehenden Derfaffungdentwurf in die Berathbung zu werfen. 
Eine natürliche Folge diefer Sachlage war, daß man geraume Zeit 
mit parlamentarifchen Exerzitien binbringen, fi erft Eennen lernen, 
zufammenfinden und mit minder wichtigen Dingen aufhalten mußte, 
ebe man daran denfen durfte, die Sauptfragen zu verhandeln. 
Darob ging nun viele Eoftbare Zeit vorüber, es entwidelten fi 
allerhand hemmende Elemente, und der ivenle Charakter, in welchem 
die Bewegung angefangen batte, und worin das Geheimniß ihrer 
Macht Tag, ging verloren. Hätte die Nationalverfanmlung bei 
Zeiten von dieſer Macht Gebrauch machen können, fo hätte e8 ihr 
gelingen müſſen, eine dauernde Gentralgewalt zu fehaffen und bie 
Schwierigkeiten, welche in dem Dualismus der beiden Großmädhte 
und in dem Partitularismus der Mittelftanten lagen; zu überwinden. 
Ein Grund, warum fie die Macht, welche fie Anfangs beſaß, nicht 
gehörig entwickeln Eonnte, Tag in jener Unklarheit der Anfichten 
und Dielartigkeit der Wünfche, ein anderer in der Bejorgniß, bie 
Demokratie möchte zu viel Einfluß befommen, wenn man bie be= 
ſtehenden ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe radikal umgeftalten wollte. 
Daß dieſe Beforgniß nicht ganz ungegrünbet war, und daß das 
Werk der Einheit in Gefahr Eommen mußte, wenn bie Demokratie 
die Oberhand gewann, das zeigte ihr eigenmächtiges Losbrechen 
in Baden. Schon im VBorparlamente hatte Hecker, als Führer 
der demokratiſchen Partei, ein Vorgehen im Sinne der Nepublif 
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burchzufeßen gefucht und war, obgleich er mit den Seinigen welt 
in der Minorität blieb, obgleih er überhaupt die Ueberzeugung 
gewinnen Tonnte, daß der größere Theil von Deutfhland der Re⸗ 
publif abgeneigt fei, und mithin anftatt der gemollten Einheit 
Deutſchlands eine neue Trennung bie unvermeidliche Folge eines 
einfeitigen lokalen Verſuchs für die Nepublif fein müßte, doch nicht 
davon abgeflanden. Er verfuhte im April 1848 eine republi⸗ 
kaniſche Schilverhebung und brachte zuerft in die nationale Begei⸗ 
flerung den Mißton des Bürgerkriegs. Der Aufſtand wurde nach 
furzem Kampf unterdrüdt, aber der Sieg Eoftete das Opfer eines 
ber ebelften deutſchen Männer und eines der tüchtigften Generale, 
Sriedrih8 von Gagern, und die Art feines Todes (20. April), 
die den Verdacht eines Mordes wenigſtens nahelegen mußte, pflanzte 
auf der Gegenſeite tiefe Erbitterung gegen die Demokraten. Leber: 
haupt war durch dieſen erften badiſchen Bürgerkrieg die unverfühn- 
liche Feindſchaft zwifchen ven deutſchen Neformern und Revolutionaͤren 
entſchieden. Das Unternehmen Heckers ift als eine Haupturfache 
des Mißlingend der deutſchen Einheit anzufehen, Diele die fi 
unbebdenklih der Bewegung angefchlofien Hatten, machten jebt aus 
Angft vor der Herrſchaft der Radikalen Halt, und ſchloſſen fid 
wieber fefter an bie einzelnen Bunbeöregierungen an, die fie nicht 
mit Eleinen Republifen vertaufchen mollten, wo felbflfüchtige Des 
mofraten eine größere Tyrannei ausüben Eonnten, als konſtitutio⸗ 
nelle Landeöfürften. Auch auf bie fpätere Parteiftelung in der 
Nationalverfammlung hatte der Heckersputſch großen Einfluß; bie 
Mebrheit war zu einem beſtändigen Vertheidigungsſyſtem gegen 
die revolutionäre Partei genöthigt, und fah fich gegenüber von ven 
Einzelvegierungen zu größerer Rückſichtnahme veranlapt, als das 
Interefie der Einheit erfordert haben würde. 

Die Berfammlung war voll von dem Gefühl ihrer Aufgabe, 
aber durchaus unklar über die Art ihrer Löfung. Man mußte 
nod nicht, welchen Weg fie einſchlagen, ob fle an das Beſtehende 
anknüpfen oder einen völlig neuen Grund Iegen würde. Bald 
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aber gab die Präfiventenwahl einen Anhaltspunkt für die Orien⸗ 
tirung über den Geiſt der Verfammlung. Es wurde nämlich mit 
großer Mehrheit Heinrich von Gagern gewählt, ver Heffliche Mi⸗ 
nifter, welcher gleih im Beginne der Bewegung auf einen deutſchen 
Bundeöflaat mit einem Oberhaupt angetragen und im Vorpar⸗ 
lamente durch fein imponirendes Auftreten den Sieg des konſtitu⸗ 
tionellen Prinzips entſchieden hatte. Seine ganze Perfünlickeit 
war der Ausdruck eined edlen Patriotiömud, dem die Ehre und 
dad Wohl der Nation innigfte Herzendangelegenheit geworben war, 
und Keiner übte während des ganzen Parlaments fo großen Ein- 
fluß auf die Berfammlung, ald Bagern während des Jahres 1848. 
Seine Wahl zum Präfidenten war eine Bürgfchaft dafür, daß bie 
Mehrheit ven Weg der Reform einfchlagen wolle, aber wie man 
diefe Neform einleiten und ausführen werde, das wußte Niemanb. 
Darüber jedoch war man, ber allgemeinen Stimmung folgend, in 
weit übertwiegender Anzahl einverftanden, daß man bei dem Wer 
der nationalen Neugeftaltung Deutſchlands ben Fürften fo wenig 
als möglich Einfluß einräumen dürfe. Die Meiften fürchteten, daß 
bdoriher nur Hinderniſſe und Schwierigkeiten Eommen würden. Da- 
her wollte man weber Kortdauer bed Bundedtages, noch Errichtung 
eined aus Vertretern ber Einzelregierungen gebildeten Staatenhaufes, 
wozu Baflermann und der nachherige Handelöminifter Dudwiz, 
auch die deutſche Zeitung dringend riethen. Dagegen wurde bas 
Bebürfnip einer Srefutiogewalt immer dringender, ba der Bundeso⸗ 
tag zu völliger Unthätigkeit verbammt und bie Einzelregierungen 
in ihrem Innern erfehüttert, zu einem Zuſammenwirken in allgemein 
beutfchen Angelegenheiten fich nicht zurechtfinden Tonnten, während 
die Beziehungen zum Ausland, namentlich die ſchleswig⸗holſteiniſche 
Sache die Wahrung derſelben dringend nöthig machten. Ueber bie 
Art dieſer Vollziehungsbehörbe, über die Weiſe ihrer Beflelung 
durch den Bundestag, durch die Megierungen ober durch die Nas 
tionalverfammlung, tauchten bie verſchiedenſten Vorfchläge auf. Die 
Einen wollten das ſchon zur Zeit des Vorparlaments beſprochene 
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dreigliederige Direktorium als proviforifche Gentralbehörbe, Andere 
blos ein. Neichäminiftertum mit einem Minifterpräfidenten, mieber 
Andere einen aus Mitgliedern der Nationalverfammlung zu bildenden 
Bolziehungsausfhuß, und es kamen im Ganzen allmählich 36 
verſchiedene Anträge zu Tage. 

In Betreff ver Beſtellung der Bentralgemalt war die Mehr- 
heit nicht abgeneigt, diefelbe den Regierungen zu überlafien, ober 
mit ihnen zu theilen, aber als biefelben fo gar feine Anftalt dazu 
machten, wurde die Anficht vorherrſchend, daß bie Verfammlung 
allein die Sache in die Hand nehmen müſſe. Endlich vereinigte 
fi die Mehrheit des Verfaſſungsausſchuſſes zu dem Antrag, daß 
ein aus drei Männern — ob Fürften oder Privatperfonen blieb 
unentſchieden — beftehendes Bundesbireftorium unter zuflimmenber 
Erklärung der Nationalverfanunlung von den deutfchen Regierungen 
ernannt werden und biefed durch ein verantwortliches Miniſterium 
ſeine Gewalt ausüben ſollte. 

Als die Frage zur wirklichen Verhandlung kam, trat die vor⸗ 
geſchlagene Dreiheit immer mehr gegen die Idee der Einheit zurück. 
Die Monarchiſten wollten einen fürſtlichen Reichsverweſer oder 
Bundesdirektor, die Republikaner einen verantwortlichen Präſidenten, 
die Meiſten aber wollten in der proviſoriſchen Centralgewalt ſchon 
die künftige Reichseinheit vorgebildet ſehen. Doch gab es auch 
entſchiedene Unitarier, welche für das Proviſorium der Dreiheit 
unbedingt den Vorzug gaben, weil ſie einſahen, daß man noch 
nicht ſoweit ſei, um auf der Grundlage einer wirklichen Macht die 
Einheit aufbauen zu können, da vielmehr thatſächlich die Macht 
noch auf den größeren Einzelftaaten ruhe. Beſonders Bafjermann 
und Hekſcher fprachen in dieſem Sinne, und die deutfche Zeitung, 
welche unermüdet und überzeugend nachwies, daß Preußen allein 
die Macht fei, auf die das neue einige Deutſchland gegründet werben 
könne, machte in einem Leitarkitel vom 21. Juni 1848 treffend 
auf die Gefahren der voreiligen Ginheit aufmerkfam und gab zu 
bedenken, daß es nichts helfen Eönne, eine Perſönlichkeit an bie 
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Spige zu ftellen, wenn nicht die Oberleitung eines mächtigen Staa⸗ 
tes die einigende Kraft nad innen und außen erzeuge. In adht- 
tägiger Debatte wurde die Frage gründlich erörtert, die Entſcheidung 
ſchien längere Zeit zweifelhaft und ſchwankte zwifchen Dreiheit und 
Einheit, zwijchen Souveränität der Nationalverfammlung und Mit- 
wirkung ber Megierungen. Endlich nahm die Sache eine rafche 
unerwartete Wendung. Um dem Schwanfen der Meinungen und 
der zögernden Berlegenheit ber Regierungen ein Ende zu machen, 
that am 24. Juni Gagern, ohne vorhergehende Rückſprache mit 
feiner Partei, den „kühnen Griff“ vorzuſchlagen, die National» 
verfammlung folle die Gentralgewalt unabhängig von den Regie⸗ 
rungen ſelbſt fchaffen und einen Fürften wählen. Man hatte 
nämlih den Erzherzog Johann von Defterreih im Sinne. Der 
Gedanke Gagerns fand Anklang, und nachdem am 28. Juni mit 
450 Stimmen gegen 100 ein Gefeß über Einführung einer pro= 
viforifehen Gentralgewalt angenommen mworben war, welches einem 
von der Verfammlung zu mählenden Meichöverwefer die höchſte 
vollziehende Gewalt in allen allgemein deutſchen Angelegenheiten 
übertrug, erfolgte am 29. Juli die Wahl des Erzberzogs Johann 
von Defterreih mit 436 Stimmen gegen 110. Ein Theil der 
Zinfen, der Teinen unverantwortlichen Fürften, fondern einen ver⸗ 
antwortlichen Präfidenten wollte, hatte auf Gagern geftimmt. 
Man darf in der Wahleines öſterreichiſchen Erzherzogs Feinen 
Sieg der öſterreichiſchen Partei, Fein Verzichten auf preußifche He⸗ 
gemonie fehen, wohl aber einen Beweis davon, daß die Berfamm- 
lung über die Fünftige Stelung Oeſterreichs zu Deutfchland noch 
ganz im Unklaren war. Die Meiften waren noch nicht zur Einſicht 
gekommen, daß ein deutſches Reich, welchem Oeſterreich ald ein 
Theil einverleibt und ein Reichsoberhaupt, welchem der Kaiſer von 
Oeſterreich als Reichsſtand untergeben wäre, ganz unmöglich ſei. 
Dieß wollten ſich ſelbſt die Fuͤhrer der preußiſch⸗deutſchen Partei 
nicht eingeſtehen. Auf ihrem Standpunkt war die Wahl Erzher⸗ 
zog Johanns ein politiſcher Fehler, der ſich dadurch raͤchte, daß er 
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die Täufchung über das Verhältniß Defterreichd zu Deutfchland 
bei Deutfhen und Defterreichern nährte. 

Die Regierungen ermangelten nicht wenigſtens nachträglich 
ihre Zuftimmung zu dem Schritte der Nationalverfammlung zu 
geben. Dieß geſchah durch ein Schreiben, das die Bundesverſamm⸗ 
lung nad einhelligem Beſchluß ihrer Mitglieder an den Erzherog 
Johann richtete, worin fie ihm nicht nur ihre Glückwünſche dar⸗ 
brachte, fondern auch ausſprach, daß fie fhon vor dem Beſchluß 
der Berathungen über die Bildung einer Gentralgewalt ermächtigt 
gewefen fei, für die Wahl Sr. Kaiferl. Hoheit fih zu erklären. 
Auch die öſterreichiſche Regierung gab dem Erzherzog, der bamals 
zugleich mit der Oberleitung des öfterreichifchen Staates beauftragt 
war, bie ausdrückliche Ermächtigung die Wahl anzunehmen, und 
am 12. Juli legte der Bundestag in feierlicher Sigung feine Be⸗ 
fugniffe und Vollmachten in die Hände Iohanns von Defterreih 
nieder und erklärte feine biäherige Thätigkeit für beendet. Niemand 
zweifelte, daß der Bundestag aufzuheben fei und nichts ſchien un» 
wahrfcheinlicher, ald daß er mit dem Anfpruche zum Bortleben be= 
rechtigt zu fein wieder erwachen würde. 

Im Berlauf der Monate Juli und Auguft folgte die Bildung 
des Reichäminifteriums. Für das Innere wurde der gewandte und 
Eluge öſterreichiſhee Bundedtagsgefandte Schmerling ernannt; für 
dad Aeußere der fcharffinnige Hamburger Advokat Heckſcher; für 
die Finanzen der rheinpreußifche Fabrikant von Beckerath, ein Führer 
des vereinigten preußifchen Landtags vom I. 1847, der durch feine 
milde, fromme Natur oft verfühnend wirkte, für den Krieg der 
bisherige Bertreter Preußens bei der Militärfommifflon des Buns- 
destags General v. Peucker, ein verftändiger ruhiger Mann von viels 
feitigen Kenntniſſen; für die Juſtiz der Würtemberger Nobert Mohl, 
Lehrer des Staatsrechts früher in Tübingen jet in Heidelberg, der 
durch feine nicht doftrinäre, fondern rafch und Flug aufs Praktiſche 
eingehende Art Vertrauen erworben hatte; für den Handel der 
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daß Keiner ſo wie er befähigt ſei, dieſe Stelle auszufüllen. Er und 
Peucker waren nicht Mitglieder der Nationalverſammlung. Dieſem 
Miniſterium, dad Männer in ſich begriff, welche wohl etwas Tüch⸗ 
tiges Hätten leiften können, wurbe noch eine Anzahl von Umer⸗ 
ſtaatsſekretären beigegeben, welche die Berantwortlichkeit theilten. 
Unter ihnen ragten befonders hervor Baflermann im Minifterium 
des Innern und Mathy in dem ber Finanzen, beide einft Führer 
der Oppofition in der babifchen Kammer, fon biöher von gro⸗ 
fen Einfluß in der Nationalveffammlung und gewichtige Mit⸗ 
lieber des neuen Minifteriums. 

Die Einfegung der Gentralgewalt und die Wahl des Reichs⸗ 
verweſers war nun gefeßlich fanktionirt und wurde von der Preſſe 
und Öffentlichen Meinung faft einftimmig mit Jubel begrüßt, aber 
ed fehlte noch viel, daß fie faktifch in den Beſitz der hökhften 
Macht in Deutfchland gekommen wäre. Die Rückwirkung bes 
Partikularismus gegen bie voreilige Einheit blieb nicht aus. Zu- 
erft nahm fih das hannöveriſche Geſammtminiſterium die Freiheit, 
Bedenken gegen die Form und ven Inhalt des Veſchluſſes über 
bie dem Erzherzog zu übertragende Gewalt zu äußern, und wenn 
es auch Hinzufügte, der König habe fidh entfchloffen, viefelben nicht 
geltend zu machen, fo waren fie doch ausgeſprochen und hatten 
eine ſtürmiſche Sitzung der Nationalverfammlung zur Folge, worin 
man bie Erklärung Hannovers ein Attentat gegen bie beutfche 
Einheit, und den König von Hannover einen Mebellen nannte, 
von Abfegung defielben, von Einziehung des Landes zum Beften 
bes Reichs ſprach und eine unbebingte Anerkennung ber Central⸗ 
gewalt zu fordern befhloß. In Baiern regte fih ähnliche Neigung 
zum Widerſtand; Defterreih, von dem man gehofft Hatte, e8 werde 
feinem Erzherzog zulieb mit befonderer Freudigkeit zur Gentralges 
walt halten, zeigte paſſive Gleichgültigkeit und ignorirte fie beinahe 
gänzlich; Preußen, von deffen Haltung ſoviel abhing, that zwar 
Seine pofitiven Schritte gegen die Gentralgewalt, aber gab doch 
deutlich zu erkennen, daß es keineswegs gefonnen fei, ſich der neuen 
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Branffurter Negierung unterzuordnen. Cine vom Reichsverweſer 
auf den 6. Auguft angefonnene Huldigungsparade des deutſchen 
Heeres wurde in Berlin ganz im Sinne des preußifchen Militärs 
nit gehalten. Ueberhaupt dachte weder bie Regierung noch das 
Volk ernftlih an ein Aufgehen Preußend in Deutſchland. Auch 
die preußifche Negierung mar gleich der üfterreichifchen durch die 
Märzereigniffe ſtark erfhüttert, und namentlih Berlin war ber 
Sig radifaler Demokratie, die, ohne ein beſtimmtes Ziel vor Augen 
zu haben, die Wühlerei ald Selbfigwedk behandelte. Den preußifchen 
Staatsmännern, befonderd auch dem am 29. März eingetretenen 
Minifterium Camphaufen » Hanfemann erfchien es deshalb als die 
wichtigfte Aufgabe nicht nur in preußifchen, fondern auch in 
beutfchem Interefje, die Fundamente des Staated wieder zu befefti= 
gen, den Konflikt des Königthums mit der Nevolution zu Yöfen, 
und mögliäft bald den Uebergang in den geordneten Konftitus 
tionalismus zu bewerkftelligen. Dad Miniftertum berief nun, ohne 
auf die Kolifion mit der Frankfurter Nationalverfanmlung zu 
achten, auf den 22, Mai eine preußiihe Nationalverfammlung. 
Die war ſchlimm für Preußen und für Deutfehland. inmal war 
es eine thatfächlihe Demonftration gegen das verfündigte Aufgehen 
Preußens in Deutfhland. Dann zeigte fih auch, daß Preußen 
nicht fo reich an parlamentarifchen und ſtaatsmänniſchen Fähigkeiten 
fei, um Frankfurt und Berlin verforgen zu Tonnen. Letzterem blieb 
die Nachlefe, die, meift von Haus aus rabifal und in Berlin von 
dem bemofratifhen Pöbel bearbeitet, ja beherrfcht, nicht geeignet 
war mit einem Minifterium, das nach oben dem Eonflitutionellen 
Syſtem erſt Bahn brechen mußte, eine Verfaffung zu vereinbaren. 
Sp hatte das mißlungene Eonftitutionelle Experiment nur die Wir« 
fung, daß die Berliner Nationalverfammlung es ber Frankfurter 
in demokratiſchen Forderungen und Errungenſchaften zuvorthun 
wollte und eben damit einen gefährlichen Partikularismus nährte, 
waͤhrend die Regierung in konſervativer Beſorgniß vor den Kon⸗ 
ſequenzen ber deutſchen Märzbewegung ebenfalls in partikulariſtiſchen 
31* 
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Beftrebungen die Mettung des preußiſchen Staates fuchen zu müffen 
glaubte. 

Die neue Eentralgewalt fand in Feinem der größeren deutſchen 
Staaten einen verläßlihen Rüdhalt. Oeſterreich, von den Natio- 
nalitätdanfprüchen ber Italiener, Ungarn und Slaven bebrängt, zum 
Theil in offenem Kampf mit ihnen, Tonnte an der Wiebergeburt 
und Macht der deutfchen Nation Teine große Freude haben. Baiern 
war empfindlich darüber, an der Gentralgewalt Teinen Antheil be- 
kommen, ihr nicht einmal einen’ Miniſter geliefert zu haben, bei 
-Dynaftie und Volk ermachten die rheinbüntifhen Gelüfte und An⸗ 
fprüche, die dritte deutſche Großmacht zu bilden. In Sannover 
war es nicht nur bie flarre Selbflänvigkeit feines Könige Ernft 
Auguft und des Oppofitionsminifters Stüve, fondern auch die kon⸗ 
fervative Selbſtgenügſamkeit des tüchtigen Volksftammes, der ver- 
möge größerer Wohlhabenheit und der günfligen Rage an der See 
weniger dad Bedürfniß hatte, an ein großes Ganze fi anzufchließen. 
In Sachſen wollte die demokratiſche Wühlerei die Freiheiten, die 
von Frankfurt zu erwarten waren, überbieten und pflegte einen 
republikaniſchen Sondergeiſt. So waren ed nur die Eleineren Staa⸗ 
ten, die fih ohne Rückhalt der Gentralgewalt unterwarfen. Es 
beftand nun eben eine Reichsregierung ohne Reich, das nur durch 
eine fhleunige Vollendung der Berfaffung und eine energifche Durch⸗ 
führung derfelben zu Stande kommen Eonnte. 

Aber dem Verfaſſungswerke fanden wieder eigene Hinderniſſe 
entgegen. Einmal die fortmährende Unklarheit und Verfchiedenheit 
der Anflchten in der Nationalverfammlung felbft, welche die Bildung 
einer geſchloſſenen Maforität und das Hinarbeiten auf ein beftimm- 
tes Biel unmöglich machte; dazu Fam, daß fortwährende Verſuche 
der Linken, fi in die Negierungsangelegenheiten zu mifchen, nicht 
nur die Verfaſſungsberathungen beftändig unterbrachen, fonbern 
auch die Kräfte der Maforität in einem Vertheidigungskrieg auf- 
trieben und das Anfehen der Berfammlung nad) außen untergruben. 

Dei dieſem Widerſtreit der Anſichten und Verhaͤltniſſe fah 
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ſich die Partei, welche am Elarften wußte mas fie wollte — einen 
einheitlihen Bundesſtaat mit Preußen an ber Spike — darauf 
angewiefen, Zeit zu gewinnen, bi8 beide fich mehr abgeklärt haben 
würden. So kam es denn, daß der Verfaffungsausfchuß, in wel⸗ 
chem die Einheitöpartei, am eifrigften durch Dahlmann, Befeler und 
Droyſen vertreten, das Viebergewicht Hatte, vorerft bie vermeintlich 
weniger ftreitigen Theile des Verfaſſungsentwurfs, die fogenannten 
Grundrechte des deutſchen Volks vorlegte, die dann mit einer welt 
über ven Zweck hinausgehenden Gründlichkeit und Weitläufigkelt 
beratben wurden. Dem Wunfche ber Unitarier, damit Zeit zu 
gewinnen, kam bie Neigung der Demokraten entgegen, welche bie 
Freiheit über die Einheit ſetzten und deshalb einen ganz unverhälts 
nigmäßigen Werth auf die Grundrechte Iegten. Unterdeſſen klaͤrten 
fich aber die politifchen Verhältniſſe und Anfichten keineswegs ab, 
mwurben vielmehr durch die Ereigniffe immer mehr verwirrt. Diefe 
Greigniffe waren zuerft der Waffenftiliftand von Malmö und bie 
Unruben, welche daraus entftanden, und dann die Wiener Re⸗ 
volution. 


22. 


Die Herfaffungskämpfe in der Hationalverfammlung 
bis zur Kaiſerwahl. 


Der Waffenftillſtand, welcher am 26. Aug. zu Malmd von 
der Krone Preußen mit Dänemark abgefchloffen wurbe, bildet einen 
Wendepunkt in der Geichichte der Nationalverfammlung. Um ihn 
zu erklären, müffen wir auf ben Anfang des fehledmwig = holfteiniichen 
Krieges zurückgeben. In Folge eines Manifeſtes, welches im März 
1848 der König von Dänemark, durch ein radifales Miniſterium 
gedrängt, erlafien hatte, und worin er erflärte, daß ein Schleöwig- 
Holftein nicht mehr exiftire, daß Holftein zwar zum beutfchen 
Bunde, Schleswig aber unzertrennbar zu Dänemark gehöre, bil- 
dete fih am 23. März eine proviforiiche Negierung für Schles=- 
wig = Solftein, die fogleih allgemeine Anerkennung fand. Ein 
Mitglied dieſer Regierung, der Herzog von Auguſtenburg, der nach 
dem Ausfterben des dänischen Königshaufes nächftherechtigte Erbe 
Schleswig» Holfteing, wandte fih an den König von Preußen 
und erhielt von biefem ein Schreiben, morin anerkannt war, daß 
die beiden Herzogthümer ein Recht auf Selbftändigkeit und fefte 
Verbindung mit einander haben, und daß der, Mannsftamm, befien 
Vertreter eben der Herzog von Auguftenburg war, der allein recht⸗ 
mäßige Erbe des herzoglichen Thrones ſei. Zugleich erklärte ber 
König fich. bereit, dieſe beftehenden Nechtöverhältniffe gegen etwaige 
Uebergriffe und Angriffe mit den geeignetften Mitteln zu fehüßen. 
Damit war au das Recht der Herzogthümer, fi zu erheben 
und mit Wauffengewalt zu vertheidigen, vom König von Preußen 
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anerkannt, und bald brach der Krieg gegen Daͤnemark aus, das 
feine Beſchluͤſſe mit den Waffen geltend zu machen begonnen hatte, 
Preußen wurde nun am 4. April vom Bundestag beauftragt, bie 
Bermittlung zwiſchen Dänemark und den Herzogthuͤmern zu über- 
nehmen, und an bemfelben Tag rüdten preußifche Truppen in 
Holftein ein, und da Dänemark von feinen Abſichten auf Schles⸗ 
wig nicht abftand, in Gemeinjhaft mit anderen beutfchen Bundes⸗ 
truppen unter dem Oberbefehl des preußiichen Generals v. Wran⸗ 
gel, auch im dieſes Land. Nah einem Treffen bei ber Stadt 
Schleswig zogen die Preußen und Schleswig » Holfteiner ald Sie- 
ger ein, drangen fofort bis nad Jütland vor, und würden das . 
felbe zur Wiedervergeltung des Schadens, welchen däniſche Kaper⸗ 
ſchiffe dem deutfchen Seehandel zufügten, beſetzt gehalten haben, 
wenn nicht die preußifche Zögerungspolitif zum Rückzug nach 
Schleswig genöthigt Hätte. Der milltärifche Vortheil blich auf 
Seite der Deutfhen und es wäre ohne Zweifel in ihrer Macht 
geſtanden, durch eine entjcheidende Schlacht den Krieg zu beenbigen, 
wenn nicht die Gegenbefehle preußifcher Politik, die ſich dur 
ruſfiſche Drohungen einfhüchtern ließ, Halt geboten hätten. Es 
wurden nun Berhandlungen zu einem Waffenſtillſtand eingeleitet, 
und ſolche im Juni von einer preußiihen Commifflon unter eng» 
liſch⸗ ſchwediſcher Vermittlung zu Malmö geführt, und Preußen 
ging vorläufig auf eine Webereinfunft ein, wornach eine neue Re⸗ 
gierung für bie Herzogthümer eingefegt und aus 5 Mitgliedern 
gebifbet werden follte, von welchen 2 der König von Dänemark 
für Schleswig, und 2 Preußen für Holftein, diefe 4 einen fünften 
Borfigenden zu wählen hatten, wodurch eine formelle Trennung 
ber beiden Serzogthüimer anerkannt war. Auch follte die ver⸗ 
einigte ſchleswig⸗ holfteinifche Armee in ein Holfteinifches und ſchles⸗ 
wigifches Corps getrennt, jened auf den Friedensfuß reducirt und 
dieſes bis auf die Kabres der vor der Erhebung in Schleöwig 
außgehobenen Truppen aufgelöst werden. Die deutſche Central⸗ 
gewalt gab nun, gebrängt dur die Drohung Preußens, einen 
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Separatfrieden mit Dänemark abzuſchließen, jenem die Vollmacht, 
auf Grund der Malmöer Bedingungen einen Waffenſtillftand abzu⸗ 
ſchließen, jedoch unter Bedingungen, welche die Rechte der Herzog⸗ 
thümer möglichft wahren und die in den Herzogthümern bleiben⸗ 
den Truppen fämmtlih unter einen deutſchen Oberbefehlshaber 
ftellen follten. in deutſcher Reichskommiſſär, Mar v. Gagern, 
follte die Unterbandlungen in Malmö überwachen, aber er wurde, 
da Dänemark die Neichögewalt nicht anerfannte, gar nicht zuge⸗ 
laſſen, und der Waffenftilftand wurde, ohne Mitwirkung Gagerns 
und ohne Beachtung der von der Gentralgewalt geftellten Bedin⸗ 
gungen, ohne Vorbehalt ihrer Ratifikation, von Preußen eins 
feitig abgefchloffen, überbied ein in den Herzogthümern als Werf- 
zeug der Dänen bekannter Mann, Graf K. v. Moltke, zum Präfl- 
denten ber neuen Negierung beftelt. Die Mehrheit ver National- 
verfammlung glaubte dieſem Waffenftilfiand ihre Beiftimmung 
verfagen zu müfjen, weil dadurch die Ehre Deutſchlands auf's 
Tieffte verlegt und ein tapferer beutfcher Volksſtamm der Fremd⸗ 
herrſchaft preisgegeben würbe, und befehloß am 5. Sept. auf Dahl⸗ 
mannd Antrag, daß die Vollziehung deſſelben fiftirt werben müfle. 
Das Minifterium ver Gentralgewalt, weldes in Erwägung, daß 
fein anderer Weg als Natifictrung des Waffenftilftandes ober 
Kampf nicht nur gegen Dänemark, fondern auch gegen Preußen, 
und zwar im Bündniß mit der revolutionären demokratiſchen Par⸗ 
tet, möglich ſei, fih für Annahme des Waffenſtillſtandes ent- 
ſchieden hatte, ſah fich genöthigt, feine Entlaffung zu fordern. 
Es gelang nun aber Dahlmann, der jegt mit Bildung eined neuen 
Minifterlums beauftragt wurde, nicht, ein ſolches aus der zum 
größten Theile der Linken angehörigen Mehrheit zu Stande zu 
bringen; man überzeugte fi auch bei kälterer Ueberlegung, daß 
der Kampf nicht aufgenommen werben Eönne, ohne daß man ſich 
ber Revolution in die Arme werfe, und fo kam es, daß am 16. 
Sept. die Maforität der Verfammlung fich nachträglich für Uns 
nahme des Waffenſtillſtandes erflärte. Seht aber brach der Sturm 


Aufftand in Frankfurt. Wiener Revolutlon. 489 


der Revolution gegen die Nationalverfammlung felbft aus. Die 
radikale Partei beutete die Mikftimmung über den Malmder Waf- 
fenſtillſftand nach Kräften aus. Auf der Pfingfimeide bei Frank⸗ 
furt wurden von mehreren Abgeordneten von der Linken blutdür⸗ 
flige Reden gehalten, und dad Volk auf alle Weile aufgeregt. 
Die Frucht davon war, daß am 18. Sept. zwei confervative Ab⸗ 
georbnete der Nationalverfammlung, Zürft Lichnowski und General 
v. Auerswald, von dem Pöbel barbarifh hingefchlachtet wurben, 
und in Frankfurt ſelbſt fich ein mörberifcher Barrifadenfampf ent- 
fpann. Das abgetretene, aber durch Tein neues erfehte Minifterium 
der Gentralgewalt nahm die Gefchäfte wieder in die Hand, als 
der Ausbruch der Unruhen drohte und entwidelte nun eine ebenfo 
energifche als befonnene Ihätigkeit gegen die Revolution. Es 
gelang ihm, diefelbe gänzlich zu unterbrüden. Diele, die nit 
Miptrauen auf die Gentralgemalt geblickt hatten, waren nun frob, 
an berfelben einen Salt zu haben, und namentlich die wankenden 
Regierungen ver Einzelftaaten flüchteten fich entweder unter ihren 
Schuß, ober ftellten ihr bereitwillig Truppen zur Dispofition. 
Aber der Malmder Waffenftilifland und das, was damit zuſam⸗ 
menbing, war eben leider für bie Gentralgemalt und die National 
verfammlung Tein Sieg, fondern eine Niederlage der jehlimmften 
Art. Denn das Gehelmniß der Unmacht des neuen Reiches war 
daran offenbar geworden, und e8 hatte fih Elar herausgeſtellt, 
baß das neue Deutfchland noch nicht die Macht beſitze, um für 
feine Ehre und Integrität einen Kampf gegen die hergebrachte 
europäifihe Politit wagen zu koͤnnen. Bon Preußen und allen 
nördlichen Staaten in diefer Sache verlafien, woher follte es bie 
Mittel nehmen zur Wagniß eines. ſolchen Kampfes? und ob es 
ſelbſt durch ein Bündniß mit der fübdeutfchen Demokratie dieſe 
Mittel gewonnen haben würde, war abgeſehen von der ſonſtigen 
Gefahr eine ſehr zweifelhafte Frage. 

Ein anderer Schlag für die deutſche Einheit war die Wiener 
Revolution, welche am 6. Okt. mit der Oppofition gegen den 
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Ausmarſch einiger Regimenter gegen bie Ungarn und ber graufamen 
Ermordung des greifen Kriegäminifters Latour begann. Ein Theil 
ber Nationalverfammlung bielt die in ihren Beranlaffungen weſent⸗ 
lich öfterreichifche, übrigens unklare Bewegung für eine im beutfchen 
Intereffe unternommene, und gründete darauf die Hoffnung einer 
entfehiedenen Unterwerfung unter die Gentralgewalt, oder wenigſtens 
des Auselnanderfallens der Öfterreichifchen Monarchie. Der gehoffte 
Gewinn fehlug aber wieder nur zum Schaden aus; einmal unter= 
warf ſich Defterreich nicht der Gentralgewalt, fiel auch nicht aus⸗ 
einander, fondern befeftigte fih aufs Neue und brach dadurch der 
Reaktion fichere Bahn; ſodann Tompromittirte ſich die Central⸗ 
gewalt durch bie erfolglofe Abſendung vermittelnder Reichskom⸗ 
miffäre, die Linke der Nationalverfammiung durch Abfendung 
Robert Blums und Fröbels. Das Auftreten der Letzteren in Wien, 
die fih offen dem Aufruhr anfchlofien, gab der tobtgeglaubten 
Öfterreichtfchen Staatsgewalt Gelegenheit, gegen bie Nationalvers 
fammlung in %ranffurt eine grelle Verachtungsdemonſtration 
auszuführen, indem fie den unverleglichen Neichötagdabgeorhneten 
Blum nach Eriegögerichtlichem Spruch als Aufrührer erſchießen ließ, 
ohne in Frankfurt auch nur eine Anzeige zu machen. 

Gleichzeitig mit der Wiener Revolution wurde in Frankfurt 
(vom 19. bis zum 28. Okt.) über das Verhältniß Oeſterreichs 
zu Deutiland verhandelt, der Verfaſſungsausſchuß hatte in Art. IL. 
des Berfaffungsentmurfs Baragraph 2 und 3 den Antrag geftellt: 
nein Theil des Deutichen Reiches darf mit nichtdeustfchen Ländern 
zu einem Staat vereinigt werben. Kat ein beutfches Land mit 
einem nichtdeutſchen Lande daſſelbe Staatsoberhaupt, fo iſt das 
Verhaͤltniß zwiſchen beiden Ländern nach ven Grundfägen der reinen 
Perfonalunion zu ordnen.“ Die Crörtesung der Frage in ber 
Debatte zeigte, daß man von ber, wenn auch nicht geradezu aus⸗ 
geſprochenen Vorausfegung ausging, die öſterreichiſche Gefammt- 
monarchie fei eine Leiche, welche doch über kurz oder lang in ihre 
heile ſich auflöfen werde. Bon Seite derer, welche Oeſterreich 
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ein laͤngeres Leben wünjchten oder prophezeiten, wurde hie Un⸗ 
thunlichkeit nachgewieſen, die deutſchen Provinzen von Oeſterreich 
in den engeren Verband des deutſchen Reiches einzufügen, und das 
Venürfnig anerkannt, für Deutfchöfterreich eine Ausnahmeſtellung 
ausfindig zu machen. Diefer Gedanke geftaltete fih bei Gagern 
zu dem Antrag: „Defterreich bleibt in Berüdfichtigung feiner ſtaats⸗ 
rechtlichen Berbindung mit nichtdeutfchen Ländern und Provinzen 
mit dem übrigen Deutfchland in einem beftändigen und unauflös= 
lichen Bunde”, den Gagern ausdrücklich nicht blos auf ein völker⸗ 
rechtliches Verhaͤltniß beſchränkt, fondern zu einer flantärechtlichen 
Bufammengehörigkeit audgedehnt wiffen wollte. Damit war das 
unter den beſtehenden Verhältniffen allein Moͤgliche gefunden. Diefer 
Antrag fand jedoch Angeſichts der noch fortpauernden Wiener Re⸗ 
volution und des beginnenden ungarifchen Nufftandes feinen An⸗ 
Hang, und Gagern fah fich genöthigt, ihm zurückzuziehen. Der 
Vorſchlag des Berfaffungsausfchuffes wurde mit ſtarker Majorität 
angenommen. Dad Verhältniß Deflerreih8 zu Deutſchland Hat 
nicht nur damals, fondern von jeher feitvem Oeſterreich beſteht, 
sin Haupthindernig einer gefunden Seftaltung des deutfchen Meiches 
gebildet und wird e8 bleiben, fo lange Deflerreih ein Complex 
von vielen Nationalitäten iſt, von denen Feine bie herrſchende wer⸗ 
ven kann. Diefe bei jenem Wendepunkt des deutſchen Einheits⸗ 
gedankens immer wiederkehrende Schwierigkeit murßte zu dein Ergebnif 
führen, vie Geflaltung Deutfchlands ohne Oeſterreich zu verſuchen. 
Es iſt dies nicht eine willkürliche Berftoßung eines deutfchen Lan⸗ 
des und Stammed, ſondern eine durch dreifunnertjährige geſchicht⸗ 
che Entwicklung herbeigeführte Nothwendigkeit, die man aner⸗ 
kennen muß, werm man nit an Unmöglichem ſich vergeblich ab⸗ 
arbeiten will. | 

Beim Beginn der Nationalverfammlung gab es Einzelne, 
die wohl erfannten, daß man mit dem beutfchen Berfaffungswerke 
nie zum Ziele kommen werde, wenn man auf ber Cinfügumg 
Deuiſchoͤſterreichs beftche. Auch der von Gagern vorgeſchlagene 
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Bund lödte die Schwierigkeit nicht ganz, Indem er die Frage, ob 
ed eine völkerrechtliche ober ſtaatsrechtliche Verbindung fein folle, 
unklar ließ; und man Eonnte fih nicht verbehlen, daß Die 
Auseinanderfegung nicht fo ganz in Frieden und Freundſchaft vor 
fich geben würde. Dieje Erwägungen führten immer wieder darauf 
zurüd zu denken, es wäre eben beſſer, wenn kein Oeſterreich mehr 
beftünde. Diejenigen, welche die Verhäaͤltniſſe fcharf und ohne 
Ruͤckſichten der Pietät auffaßten, meinten daher, bie befte ‘Politik 
für die Einheit Deutſchlands wäre eine folche, die auf den Zer⸗ 
fall des öfterrrichifchen Geſammtſtaates hinarbeitete. Unterflügung 
ber italieniſchen und flavifchen Nationalitätsbeftrebungen, Bünbniß 
mit den für ihre Unabhängigkeit Fämpfenden Ungarn, meinten fie, 
wäre der rechte Weg zu einem einigen, auf der Bafls nationaler 
Freiheit wiederherzuſtellenden Deutfchland. Jedenfalls war e8 nur 
ein kurzer Moment, der biefe Möglichkeit bot. Die lebenszähe 
habsburgifche Politik gewann bald wieder Boden. Zürft Windiſch⸗ 
grätz umfchloß mit großer Uebermacht das von den Aufftändifchen 
mit Tapferkeit, aber durchaus ungenügenden Mitten vertheipigte 
Wien, flug die unter Koffuth zum Erſatz herbeigeeilten, aber an 
Zahl zu ſchwachen Ungam und zog am 31. Dt. 1848 als Sie 
ger in Wim ein, wo nun auf lange Hin firenge Säbelherrichaft 
waltete. Das neue Öfterreichifche Minifterium berief nun, um bie 
geheimen politiicden Operationen durch Eonflitutionellen Pomp zu 
verdecken, bie von Wien verbrängte Nationalverfammlung in ein 
obfeures mährlfches Städtchen, nach Kremfir. Der Bremiermi- 
nifter, Fürft v, Schwarzenberg, verkündete in feinem Programm, 
dad er unter raufhendem Beifall ter Verfammlung vortrug, in 
Beziehung auf dad Verhaͤltniß Oeſterreichs zu Deutſchland Ge⸗ 
danken, welche mit den Vorſchlägen Gagerns zuſammenzuſtimmen 
ſchienen. „Alle Länder und Stämme der Monarchie ſollten zu 
Einem großen Staatöförper vereinigt werben, denn Oeſterreichs 
Fortbeſtand in flantliher Einheit fei ein deutſches wie europälfches 
Bebürfniß; erft wenn dad verjüngte Defterreih und das verjängte 
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Deutſchland zu neuen und feflen Formen gelangt fein werben, 
werbe es möglich fein, ihre gegenfeitigen Beziehungen ſtaatlich zu 
beftimmen. Bis dahin aber werde Defterreich fortfahren, feine 
Bundespflichten treulih zu erfüllen.“ Trotz der ſcheinbaren Ans 
näberung an die deutſchen Plane war dies nur eine biplomatijche 
Verhüllung der Unklarheit, in welcher fich damals das Minifterium 
Schwarzenberg befand. Es Hatte gar feinen beftimmten Plan über 
das zu bildende Verhaͤltniß zwiſchen Defterreid und Deutihland, 
‚wollte die Entfcheidung nur hinausſchieben, einftweilen aber nichts 
aufgeben. Eine Depeſche des Kürften von Schwarzenberg an den 
Öfterreichifchen Gefandten in Frankfurt vom 28. Dez. erklärte fi 
ausdrücklich gegen die Auslegung, ald ob das Programm von 
Kremfter eine Zuftimmung zu dem Gagernd enthalte, da in jenem 
ja die Regelung der beutfchen Verhältniffe einer befondern Verein⸗ 
barung vorbehalten ſei. Defterreich, wird verfichert, gebenfe keines⸗ 
wegs die Stellung aufzugeben, welche aus ber naturgemäßen 
Entwicklung taufendjähriger Verbältniffe hervorgegangen ſei. Wäh⸗ 
rend in Frankfurt die Defterreicder, die jetzt mit den Kinfen. ver- 
bunden die Unklarheit nährten und ſich den Anfchein gaben, an 
den guten Willen Oeſterreichs zu glauben, ward ed den Führen 
ber preußifchen Partei immer Elarer, daß Defterreich in dem beutfchen 
Bundesftant Feine Stelle finden Fünne, und daß man mit Eons 
ftituirung defjelben nicht warten dürfe, bis der Kaiſerſtaat, neu 

erflarkt, im Stande fein würde, feinen vollen Einfluß geltend zu 
| machen, von dem man nur neue Hinberniffe zu erwarten Babe, 
Treffend drückte dieſen Gedanken Beckerath aus, mit dem Wort: 
„das Warten auf Defterreich ift der Tod ber beutichen Einheit.“ 
Diefe Vieberzeugung drängte um fo mehr, fih mit der Macht zu 
verftändigen, weldde man bei der Verjüngung Deutſchlands nicht 
entbehren Eonnte. 

In Berlin war indefien der Conflikt zwifchen ber preußiſchen 
Regierung, welche dad monarchifche Prinzip in feinem vollen Ums 
fang fefthalten zu müflen glaubte, und einer vorherrſchend radikalen 
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Nationalverfammlung , die unter dem beftändigen Einfluß ber demo⸗ 
Fratifchen Wühlerei der Hauptſtadt fland, auf eine gefährliche Höhe 
gekommen, und bedurfte dringend einer Löfung. Die Regierung 
entfchloß ſich zu einer rettenden That, das heißt zu einem Gewalt⸗ 
ſtreich. Der Anfang davon war, daß das Miniftertum, welches 
feit den Märztagen viermal gemechfelt hatte, aber immer mit con⸗ 
fütutionelen Staatsmännern befeßt worden war, nun auf einmal 
and den Reihen ber vormärzlichen Ariftofratie und Burenufratie 
gewählt wurde. Der General Graf von Brandenburg, ein Oheim 
des Königs, ein als durchaus rechtlich, aber als fireng arifto- 
kratiſch gefinnt befannter Mann, wurbe den 2. Nov. 1848 mit 
Bildung bed neuen Minifteriumd beauftragt, und Freiherr v. Man⸗ 
teuffel, welcher auf dem vereinigten Lanbtag im I. 1847 fi ale 
"eifriger Gegner der Eonftitutionellen Ideen hervorgethan Hatte, ers 
bielt dad Minifterium bed Innern. Diefes neue Minifterium vers 
legte die Nationalverfammlung nad) Brandenburg, und ließ fie, 
als fie nicht freiwillig ihre Sigungen in Berlin einflellen wollte, 
und ſich in verſchiedenen Privatlofalen verfammelte, duch Militär 
auseinander treiben. Der lebte Reſt ven dieſes Loos traf, bes 
nüßte noch bie kurze Zeit, um einen Beichluß zu faflen, Der 
das Volk anwies, die bereits verwilligten Steuern nicht zu bes 
zahlen. Aber eben dies war eine unglüdliche Wendung. Wähsenb 
die Öffentliche Meinung feit dem Miniftermechfel auf Seite ber 
Nationalverfammlung zu ftehen ſchien, und eine evolution be⸗ 
fürchten ließ, fand nun die allerdings von allem Eonftitutionellen Her⸗ 
fommen abweichende Aufforderung, audgegangen von einer Kammer, 
deren Haltung früher ohnehin keineswegs allgemein gebilligt worden 
war, feinen Anklang beim Volke, und es zeigte ſich, daß bie Regiexung 
viel fefter fand, als man geglaubt Hatte. Sie Fonnte unbebenklich 
die Minorität, welche fih in Brandenburg eingefunden Haste, vol⸗ 
lends auflöfen und eine Verfaſſung oktroyiren, bie durch ihren 
liberalen Inhalt beinahe allgemein mit ber Form, in ber fie ge⸗ 
geben wurbe, verfühute. Während dieſes Kampfes Hatte die Linke 
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in Frankfurt durch Imterpellationen und Anträge befländig zur 
Einmifhung in die preußifchen Angelegenheiten gebrängt, war aber 
nicht durchgedrungen. Endlih wurde ein Antrag angenommen, 
wornach die Eentralgewalt durch Reichskommiſſäre auf Ernennung 
eines Minifteriums hinwirken follte, welches das Vertrauen des 
Landes befige und bem preußifchen Volke eine Gewährleiſtung feiner 
Nechte und Freiheiten biete. Baflermann, Bederath, Hergenhahn, 
Simfon, zulegt Gagern murben ber Reihe nach mit derartigen 
Aufträgen nah Berlin geſchickt, aber fie richteten nichts aus, da 
der König von Preußen ven Franffurter Gewalten Fein Recht der 
Einmiſchung zugeftehen wollte. Es wurde weder die National- 
verfammlung nah Berlin zurüdverlegt, noch dad Winifterium 
geändert. Da jedoch die Bentren der Nationalverfammlung ber 
preußifchen Negierung im Wefentlihen der Sache Recht geben 
mußten und es jedenfalls als Gewinn anerkannten, daß der preu⸗ 
ßiſche Staat wieder new befeftigt fei, fo glaubten fie fi nicht 
abhalten laſſen zu dürfen, auf Uebertragung einer definitiven deutſchen 
Gentralgewalt an Preußen ernftlih Hinzuarbeiten. Died mar auch 
der Hauptzweck des legten DVermittlungsgefandten Heinrich v. Ga⸗ 
gern. ine dreiftündige Unterredung Gagernd mit dem Könige 
führte zu feinem befriedigenden Ergebniß. Der König bielt bie 
Unwahrfcheinlicgfeit entgegen, daß die deutſchen Fürſten, beſonders 
das Haus Habsburg, ihre freie Zuftummung dazu geben würden, 
er äußerte, er fei kein riebrich der Große, um derartige Schwierig» 
feiten mit Waffengewalt zu überwinden, die ihm zugedachte Holle 
pafje nicht für feinen Charakter. Man ließ fich jedoch nicht ent» 
muthigen, man hoffte auf den unberecheubaren romantifhen Sinn 
tes Königs, man rechnete darauf, er werbe, von der National: 
verfammlung mit großer Majorität gewählt, von dem Ehrgeiz des 
preußifhen Volkes, von ben Kammern, von feinen Freunden, 
insbeſondere von Radowig gedrängt, am Ende doch annehmen, 
ober wenn nit, Das patriotiſche Opfer einer Thronentiagung 
bringen. Allerdings wäre der Erfolg einer Kaiſerwahl nur dann 
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fiber gewefen, wenn fie auf einen Fürften hätte fallen Lönnen, 
welcher mit der Energie und Nüdfichtölofigkeit eines Friedrich des 
Großen diefen Beruf übernommen hätte. Denn dad durfte man 
fich nicht verbehlen, daß ber neue Kaiſer fowohl in feinem Reiche, 
als auch bei auswärtigen Mächten theils offenen Widerftand, theils 
verſteckte Widermilligkeit finden würde. Er mußte, um jenen zu 
brechen, ſich nicht fcheuen vor den Bundesgenoſſenſchaften, die fich 
ihm darboten. Sr mußte nicht nur die immerhin zweifelhafte Freund⸗ 
fhaft Englands fih durch ein feftes Bündniß fihern, fondern, alle 
Rückfichten der Pietät gegen Defterreich abwerfend, kein Bedenken 
tragen, noͤthigenfalls fich mit den Ungarn zu verbinden und bie 
Italiener zu unterflügen, aud auf die Möglichkeit eined Krieg 
mit Rußland fich gefaßt machen, und für diefen Fall die Herftelung 
Polens verkünden. Das durfte man weder vom König von Preußen, 
noch von einem andern Glied feiner Dynaftie erwarten. Aber wenn 
man auch nicht diefen radikalen Weg einfchlagen, fondern vorſichtig 
den Gang der Neform einhalten wollte, fo mußte die Megierung 
in Berlin mit der preußifch gefinnten Partei in Frankfurt Hand 
in Hand geben und einen gemeinfamen Operationdplan mit Con⸗ 
fequenz durchführen, um vorbeugend die Hinberniffe, bie von den 
Fürften zu erwarten waren, aus dem Wege zu räumen. Aber 
‚au dazu wollte man fih in Berlin nicht entfchließen, und be= 
fchränkte ſich auf eine Politik paffiven Zumwartend. Während man 
nicht abgeneigt war, die Frucht einer günftigen Entwidlung ber 
Ereigniſſe hinzunehmen, wenn fie reif und gefund in den Schooß 
fallen würde, wollte man doch ängſtlich den Schein meiden, als 
ob man darnach gegriffen haͤtte. j 
Das Programm von Kremfter hatte den Anftoß dazu gegeben, 
daß man fih in der Nationalverfammlung über das Verhältniß 
zu Oeſterreich Elarer wurde und bie Nothwendigkeit erfannte, endlich 
einmal ins Meine zu kommen. Die Benürfniß führte zur Bes 
rufung Gagerns an die Spitze des Reichsminiſteriums, mit der 
Aufgabe, Unterhandlungen mit Defterreih anzufnüpfen. Eine nicht 
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blos von der Linken beabfichtigte Folge davon war die Verbrän- 
gung Schmerlingd aud dem Winifterium, wodurch die preußifche 
Partei einen beleidigten Gegner, und die öfterreichifche einen ges 
wandten Führer bekam. Gagern legte feine Anficht über das Ver⸗ 
hältniß Deutfchlands zu Defterreich,, fowie feinen Plan, Preußen 
an die Spike des Bundesſtaats zu ftellen, dem Erzherzog Reichs⸗ 
verwejer offen und klar vor und erhielt feine Billigung. Auf⸗ 
fallend ift, wie Manche, die fyäter eifrig für einen preußiſch⸗deutſchen 
Bundeöftant mit Ausfhluß von Defterreih wirkten, damals fi 
noch immer mit der Hoffnung trugen, Deutfhöfterreih in ben 
Bundesſtaat einfügen zu Eünnen, von einem Ausſchluß nichts wiſſen 
wollten und felbft die einheitliche Spite und engere Verbindung 
zum Opfer zu bringen geneigt waren. Beſonders Baffermann und 
Mathy fprachen fih in einer Reihe von Artikeln in der Ober: 
poftamtszeitung und auch in den Clubs in diefem Sinne aus, 
Dagegen kämpfte die Deutfche Zeitung in Leitartikeln, beſonders 
aber der Gorrefpondent vom Rhein (Gervinus) mit ber ganzen 
Schärfe einer durchgebildeten Meberzeugung, Klarheit der Beweis⸗ 
führung und journaliftifher Beredtſamkeit für die Hegemonie 
Preußens und die dadurch bedingte Nothwendigkeit, Oeſterreich 
auszuſchließen. Der Einfluß dieſer Macht und die beharrliche Un⸗ 
bereitwilligkeit Oeſterreichs, auf irgend eine Geſtalt des Bundes⸗ 
ſtaates einzugehen, und ſeine zuletzt geradezu feindſelige Haltung 
brachte die richtige Einſicht zur Reife. Die Mehrheit der Natio⸗ 
nalverſammlung ſchloß ſich dem Gagern'ſchen Programm an, deſſen 
Grundgedanke die Vorausſetzung war, daß Oeſterreich in den eigent⸗ 
lichen Bundesſtaat nicht eintreten könne und wolle, und daß daher 
nur ein Staatenbündniß mit demſelben geſucht werden müſſe, das 
DOeſterreich in Zukunft noch viel inniger mit Deutſchland verbinden 
ſollte, als die biäherige Bundesverfaſſung. Je mehr dieſe Idee 
bei den Einen Geſtalt gewann, deſto rühriger wurden die Anderen 
in Bildung einer Gegenpartei, die ſich aus Oeſterreichern, deren 


bis jetzt ſehr unvollſtändige Vertretung durch zahlreiche Nachwahlen 
Klüpfel, deutſche Einheitsbeſtrebungen. 
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eiligft verflärkt wurde, aus Ultramontanen, denen die Hegemonie 
des proteftantifchen Preußend ein Nergerniß war, und endlich aus 
foren zufammenfeßte, welde die geographiſche Vollſtändigkeit 
Deutſchlands bis auf die letzte Möglichkeit fefthalten zu müſſen 
glaubten. Man nannte bieß die großdeutfche Partei. Mitunter 
wirkte auch das Mißtrauen gegen Preußen’und trieb Manche, einen 
Ausweg zu fuchen, ber nicht nöthigte, die oberſte Gewalt des 
deutſchen Reiches in die Hände der preußifhen Dynaftie zu Legen. 

Auf Seiten der Staatsmänner älterer Schule mar die Anflcht 
vorherrfchend , daß ein Direktorium aus den Vertretern ber in 
Deutſchland thatfächlich beſtehenden drei Mächte: Defterreich, Preußen 
und dem übrigen conflitutionellen Deutfchland im Grunde dad allein 
Mögliche und deßhalb ungeachtet aller theoretifchen Unvollkommen⸗ 
beit der monarchiſchen Einheit vorzuziehen wäre. Schon beim 
Borparlament hatte fih Welder dafür ausgefprochen und die Idee 
der Dreiheit feheint damals bei den Mitgliedern des Bundestags 
und bei den Regierungen Anflang gefunden zu haben. Der Ver⸗ 
fafler der politiſchen Briefe, v. Uſedom, ein preußiſcher Staats- 
mann, ber am Ende des Jahres 1848 ſchrieb, mollte ebenfalls 
ein Reichsdirektorium von drei Souveränen: Defterreih, Preußen 
und einem Dritten, aus den deutſchen Königähäufern ımter fich 
gewählt, mit wechſelndem Vorfitz, an den der Kaifertitel gefnüpft 
fein ſollte. David Hanfemann Hatte zu gleicher Zeit in einer 
Denkſchrift an das Neichöminifterium einen oberften Reichsrath 
vorgeſchlagen, der aus dem Kaifer von Defterreih, dem König 
von Preußen und einem auf Lebensdauer gewählten Fürſten des 
übrigen Deutfchlands beftehen und durch ein verantwortliches Mini- 
ftertum regieren follte. Beſonderes Gewicht legte er auf das Zu= 
geftändnig, daß Defterreih und Preußen im Bundesrath ſich durch 
einen Prinzen ihres Hauſes vertreten laſſen könnten. Neben dem 
fürſtlichen Reichsrath ſollten dann ein von den Regierungen be⸗ 
ſtelltes Staatenhaus und eine vom Volk gewählte zweite Kammer 
Faktoren der höchſten Gewalt fein. 
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Ale diefe Direktortumsvorfchläge liefen im Grunde auf einen 
vereinfachten Bundestag mit der Zugabe eined Parlaments als - 
nationaler Vertretung hinaus. Man muß allerdings anerkennen, 
daß eine folhe Einrichtung, je näher fle fih an das Beftehende 
anfhloß, um fo eher Ausfiht auf Verwirklichung gehabt haben 
würde. Aber andererfeitd ift auch zu bezweifeln, ob der Bortfchritt 
groß geweſen fein würde, ob damit Das erreicht worden wäre, 
mad man fi unter nationaler Einheit Deutfchlands dachte. Die 
Unttarier wandten mit Recht ein, daß man damit im beften Falle 
nur einen organifirten Kampf der Rivalität zwiſchen Defterreich 
und Preußen bekomme, welcher die in der Mitte liegende dritte 
Macht, das conftitutionelle Deutfchland, jammt dem Parlament 
aufreiben und die Revolution nicht abfehließen, fonvdern nur in ein 
neued Stadium bringen würde. Selbft nad) den nunmehrigen Er- 
fahrungen, nad dem gänzlichen Mißlingen einer Bundesftaatöver- 
faffung, darf man nicht bedauern, daß dad Direftorium verworfen 
wurde. Genau genommen haben wir ja nichts Anderes, als eine 
folche Zweiherrſchaft Defterreih8 und Preußens, zwiſchen welcher 
das übrige. wenn auch vereinigte. Deutfehland doch nur eine negi= 
rende Bedeutung erlangen und etwa hindern Tann, daß weder 
Defterreih noch Preußen etwas zu Stande bringt. Im wieder⸗ 
bergeftellten Bundestag üben Defterreich und Preußen die wirkliche 
Macht, aber ihre Nivalität Hindert eine organiſche Einheit, und 
das übrige Deutfchland ift in feiner Zerfplitterung zu einem innigen 
Band, zu einer Verfühnung der Gegenfäge wenig geeignet. Schwer⸗ 
ih würde fein Einfluß größer fein, wenn ein Gefammtvertreter, 
ber am Ende doch wieder die Intereffen der vielen Einzelnen zu 
vermitteln Hätte und darum keine fefte Politik verfolgen Tönnte, 
ben beiden Großmächten gegenüberftünde.. Selbft ein Parlament 
daneben würde ſchwerlich mehr ald einen negativen Einfluß haben, 
um grelle Eingriffe in die Sreiheit zu verhindern, allgemeine dem 
Nationalwohl nachtheilige- Maßregeln abzuwehren, vielleiht auch 
nur aufzufchieben, zu pofltiver Wirkfamfelt, zu Begründung einer 
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fhöpferifchen nationalen Politik könnte e8 neben dem Kampf des 
Dualismus ſchwerlich gelangen. Alle diefe Nachtheile ver Bundes⸗ 
tagäregierung fürchtete man von dem Direktorium, und fo fah 
man fich Immer wieder auf das Bebürfniß eines einheitlichen Ober⸗ 
hauptes zurüdgeführt, defien Gewalt, wenn man fie auf wirkliche 
Macht gründen wollte, nur an Preußen übertragen werben Eonnte. 
Mit dem Einen Oberhaupt und dem Ueberwiegen eines großen 
Staated war freilich genau genommen die Idee eines Bundesftants 
verlaffen und zum Ginbeitöftant übergegangen. Aber ein Bundes 
ftaat, auf gleiche Berechtigung feiner Mitglieder gegründet, ift bei 
‚fo ungleihen Machtverhältniffen, wie fle in Deutfchland beftehen, 
eben auch nicht möglih. Nicht blos der äußerſte Gegenfak von 
einen Reich mit 16 Millionen und den Miniaturftääthen von 
weniger ald 50,000 Einwohnern, fondern fchon ber Unterſchied 
zwifchen einem Großftaat und einem Mittelftaat von 1 bis 2 Mil- 
lionen würde das für einen wahren Bundesſtaat erforderliche Macht- 
verhältniß aufheben. So iſt, menn es überhaupt von wirklicher 
Einheit fih Handelt, dieſe nur durch gemeinfame Unterorbnung 
unter Ein Oberhaupt mit möglichftee Schonung provinzieller Eigen⸗ 
thümlichfeit zu erreichen. Vor der Gefahr mechanifher Gentrali- 
fation würde das Ergebniß einer wenigftens fünfhundertjährigen 
Sonderbildung ſchon gehörig bewahren. 

Unter diefem Wiperftreit der Einheitstheorie mit den Direc⸗ 
torialplanen, die durch die Rückficht auf Defterreih und durch bie 
partifulariftifchen Beftrebungen, welche in den Mittelftanten eben⸗ 
ſowohl bei dem Volke als an den Fürftenhöfen ſich mächtig regten, 
reihlihe Nahrung gewannen, fihritt die Nationalverfammlung im 
Januar 1849 zur Berathung der Oberhauptöfrage, nachdem ſchon 
unter dem 27. Dec. 1848 die fertigen Grundrechte des deutſchen 
Voikes verfündigt worden waren. Zuerſt kam das Direktorium 
zur Abftimmung nach dem Vorſchlag des Baiern Rotenhan, der 
ein fechögliebriged, aus Vertretern Defterreih8 und ber 5 König- 

reiche wollte, aber nur 98 Stimmen für fih befam; bann folgte 
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Welckers Idee eines fechsjährigen Turnus zwiſchen Defterreich und 
Preußen, ein leicht verhüllter Dualismus, der, offenbar unpraktiſch, 
nur 80 Stimmen gewann; enblih der republifanifche Vorſchlag 
eines verantwortlichen Präfldenten, dem 122 Stimmen zuflelen. 


Dagegen wurde bie Webertragung der Würde eines Reichsober⸗ 


hauptes an einen ber regierenden deutſchen Fürften mit 258 Stimmen 
gegen 221 angenommen, aber nachher die Erblichfeit mit 263 
gegen 211 verworfen. So Hatte fi alfo die Oberhauptöfrage 
als noch nicht reif zur Entſcheidung herausgeftellt, und es war 
nicht einmal Ausſicht vorhanden, daß man fpäter für irgend eine 
Löfung eine impofante Majorität würde befommen Eönnen. Man 
mußte alfo für meitere Beratbung Aufſchub fuchen, auch das Wahl- 
gefeb für das Tünftige Reichsparlament wollte man noch nicht 
vornehmen, ehe man müßte, für was für eine Negierung die 
Wahlen anzuordnen fein würden. Aber die Linke im Verein mit 
Defterreichern, melde darauf hinarbeiteten, ſolche Beftimmungen in 
die Verfaffung zu bringen, die fle für Preußen unannehmbar machen 
follten, drangen darauf, daß dad Wahlgefeß in der Zeit der Gäh⸗ 
rung und Ungemwißheit über die Oberhauptöfrage berathen würde, 
und fo wurde, ungeachtet vielfältiger Bemühungen der Gentren, 
mäßige Beſchränkungen zur Annahme zu bringen, im Laufe des 
Februar unbeſchränkte direkte Wahlfreiheit votirt. 

Noch ehe die Berathungen über das Wahlgeſetz begonnen 
hatten, that die preußiſche Regierung, welche bisher ein beharr⸗ 
liches Stillſchweigen gegenüber von Frankfurt beobachtet hatte, 
wenigftens einen Schritt, um dafür zu forgen, daß die Anerfennung 
ber Neichöverfafjung von Seiten der Einzelftaaten eingeleitet werde. 
Eine preußifche Cirkulardepeſche vom 23. Januar forberte die Re⸗ 
gierungen auf, ihre Anfichten über die bis jetzt verhanbelten Ka⸗ 
pitel der Neichöverfaffung dem Meichöminifterlum vor der zweiten 
Lefung zu übergeben, damit man ſich über zweifelhafte Punkte 
verftändigen Tönne. Diefe auch dem Reichsminiſterium mitgetheilte 
Depeche konnte um fo eher als eine Annäherung der preußifchen 
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Regierung an die Nationalverfammlung aufgefaßt werben, als fie 
gelegentlich darin ausſprach, fie habe geglaubt die äußerfien An- 
firengungen machen zu folen, um einer Derfammlung, ber die 
Negierungen einen pofitiven Vorſchlag nicht vorgelegt hätten, nicht 
durch Negation entgegenzutreten, und jede deutiche Regierung werde 
den Beruf fühlen, dahin zu wirken, daß dad Werf der National 
verfanmlung zu einem glüdlihen Ergebniß führe und nicht ein 
moͤgliches Fehlſchlagen diefer Hoffnung einem Verſchulden der Ne= 
gierungen beigemefien werben Fünne. Auch eine Andeutung des 
Derhältniffes von Defterreih zu Deutſchland finden mir in ber 
Depefche, indem ſie die Anfiht ausſpricht, daß die Erhaltung der 
dem Öfterreichifchen Kaiferhaufe gebührenden Stellung in Deutſch⸗ 
land vollfommen vereinbar fei mit dem Zufammentritt der übrigen 
deutfhen Staaten zu einem engeren Derein, zu einem Bundesſtaat 
innerhalb des bisherigen teutfchen Bundes. Wenn Defterreih an 
den Bedingungen einer einheitlichen Entwicklung nit in vollem 
Umfang theilnehmen Tönne, fo dürfe dieß die übrigen beutfchen 
Staaten nit hindern, einen engeren flaatliden Verein zu bilden. 
Sinfihtlih der Oberhauptsfrage ward anerkannt, daß Deutfchland 
einer Eräftigen Gentralgewalt bedürfe, aber zu bedenken gegeben, 
daß die Wiederaufrichtung der Kaifergemalt hiezu nicht allein nicht 
erforberlich, fondern, für die Einigung fogar hinderlich werden Eönnte. 
Preußen werde die obere Leitung nur mit Einwilligung der Re— 
gierungen übernehmen, die fich dem Bundesſtaate anfchließen. Auch 
könne Preußen nicht auf eine freie Zuflimmung zu der Verfaffung 
verzichten, es fei daher eine Verftändigung über den Inhalt erfor- 
derlich. Im dieſer Beziehung wurde namentlich eine confervativere 
Faſſung des Wahlgefeges, Zugeſtändniß eines abfoluten Veto's, Bes 
(hränfung der Gentralifation auf das Wefentlihe und ein Vor⸗ 
behalt für die Aufnahme der deutſch⸗öſterreichiſchen Lande verlangt. 

Einen Monat fpäter gieng eine im Wefentlichen zuflimmenbe 
Collectivnote von 26 deutſchen Regierungen ein, und viele von 
ihnen, Baden und Braunſchweig voran, richteten befgndere Erklä- 
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rungen an die Nationalverfammlung, worin fie ihre Bereitwillig⸗ 

feit zu erkennen gaben, ihren Beſchlüſſen und insbefondere einem 
monarchiſchen Oberhaupte des deutſchen Neiches ſich zu unterwerfen. 
Auch von Ständeverfammlungen und vaterländifchen Vereinen in 
diefen Ländern erfolgten ähnliche Erklärungen. Anders verhielt e8 
ih in den Königreichen. Die Regierungen brachten theils verſteckt, 
theils offen ihre Bedenken vor. Hannover beharrte auf dem Princiy 
ber Vereinbarung, Sachſen ſteckte fich Hinter die einzuholende Zus 
ſtimmung feiner bekanntlich republifanifch gefinnten Landesverſamm⸗ 
lung, Baiern erklärte fich entfchieben gegen ein einheitliches Ober⸗ 
Haupt und die Kaiferwürbe für ein unbeftegbares Sinberniß ber 
Einigung, es forderte dagegen ein Reichsdirektorium, in welchem 
auch Defterreih feine Stelle finden, die übrigen aber „nah Maße 
gabe ihres Belanged“ Antheil bekommen könnten. Der bairifche 
Geſandte in London fand fogar nöthig, dem Lord Palmerfton die 
Mittheilung zu machen, daß der König von Baiern zur Errichtung 
einer erblichen Kaiſerwürde in Deutfchland nimmermehr feine Zu- 
flimmung geben würde, und der Minifter des Auswärtigen, Graf 
Bray, erklärte in der Kammer, daß in einem conftitutionell vegierten 
Lande wie Baiern die Krone ohne Mitwirkung der Stände auf 
eine ſolche Schmälerung der Sonveränitätsrechte nicht eingehen Tönne. 
Würtemberg bezeugte wie ſchon früher feine Bereitwilligfeit, die 
Befchlüffe anzuerkennen, welche von der Nationalverfammlung hin⸗ 
ſichtlich der deutſchen Verfaffung würden gefaßt werben, fügte aber 
in Beziehung auf die Oberhauptöfrage bei, e8 würde feinerfeits, 
wenn die Wahl eines einzigen Oberhauptes für den Bundesſtaat 
den Austritt Defterreih8 zur Folge haben follte, vorziehen, daß 
man auf ein um biefen Preis zu erlangendes Oberhaupt verzichte 
und mit dem früher vorgefchlagenen Direktorium fich begnüge. 
Auch die würtembergifhe Kammer ſprach ſich in ähnlichem Sinne 
aus und die Stimmung des Volkes, foweit fie fih in den Volks⸗ 
vereinen und der radikalen Preffe Eundgab, war gegen den Aus⸗ 
ſchluß Oeſterreichs und gegen ein exbliches Oberhaupt. Nur bie 
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vaterlaͤndiſchen Vereine d. h. bie conftitutionelle Gentrumdpartei 
und einzelne Adreſſen gaben die entgegengefegte Geflnnung Fund. 
Die Mafle der Bevölkerung hatte, wie wohl überall, Fein Urtheil 
in biefer Brage, der Theil des Volkes, welcher feine Stimme vor⸗ 
zugöwelfe geltend machte, nämlich die Demokraten, waren natürlich 
gegen einen Erbkaiſer, wie überhaupt gegen eine durch Einheit 
flarke Reichsregierung. Sp Hatte die großbeutiche Partei in der 
Nationalverfammlung fowohl an den Regierungen ald an der demo⸗ 
Eratifchen Volksſtimmung in den Königreichen einen Nüdhalt, nur 
bei der Macht, für welche fie hauptſächlich arbeitete und intriguirte, 
bei Oeſterreich, fand fle gar Feine Unterflügung, indem das Kabinet 
in Olmütz bebarrlich verſchwieg, was für eine beutfche Bundes⸗ 
verfaffung es denn eigentlich wolle. Denn die vielen Verſuche, 
beftimmtere Vorſchläge darüber zu erhalten, vermochten nur un⸗ 
beftimmte räthielhafte Andeutungen zu entloden. Das Beflimm- 
tefte war noch eine Erklärung vom 4. Februar, worin gefagt wurde, 
Defterreich fet weit entfernt, von dem engeren Verbande der deut⸗ 
[hen Staaten fi auszufchließen, e8 ſei vielmehr bereit zur ernſt⸗ 
lichen und aufrihtigen Mitwirkung, voraudgefeßt daß es hier um 
Einigung, nicht um gänzlihe Umſchmelzung ber beſtehenden Ver⸗ 
hältniffe fich handle. Weber die einheitliche Spike ſprach fi ber 
Schluß der Erklärung noch beflimmter aus, indem er gegen eine 
Unterordnung des Kaijerd von Defterreih unter eine von einem 
andern deutſchen Fürften gehandhabte Gentralgewalt feierliche Ver⸗ 
wahrung einlegte. Neben folchen Sröffnungen mußte die gelegent- 
lihe Verſicherung: der Eaiferlichen Megierung ſchwebt ein nad 
außen feſtes und mächtiges, im Inneren ftarfed und freies, orga= 
niſch gegliebertes und doch in fich einige Deutfchland vor — 
mehr Spott ald Vertrauen erregen. 

Im Reichsminiſterium bemühte man fich fortwährend, auf 
Grund ded Gagern’fhen Programmes zu einer beflimmteren For⸗ 
mulirung des Verhältniſſes von Defterreih zu Deutfchland zu 
gelangen. Ginen ſehr beachtenswerthen Beitrag dazu bildete eine 
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Denkſchrift des Handelsminiſters Ducdwik vom 12. Febr. 1849. 
Sie gieng von der Vorausſetzung aus, daß man ben Beitritt 
Deutfchöfterreih8 keineswegs um den Preis einer Verfafſung er» 
kaufen dürfe, welche im Wefentlichen nur den alten lockern Staaten- 
bund erneuern würde, aber daß andererſeits auch nicht Deutfch- 
Öfterreih von dem zu errichtenden engeren Bund völlig abgelöst 
werben müfle. Einen Weg dazu flieht Duckwitz in der Errichtung 
eines Zoll⸗ und Handelsbundes, vermöge befien beide Staaten⸗ 
complere wie zwei Affocie'8 einer Handelsfirma die Bahn der 
materiellen Entwicklung und brüderlichen Verkehrs betreten könnten. 
Das erſte Erforderniß würde fein, daß beide Staatenverbände fi 
über ein möglichft gleiches Zolltarifſyftem gegen das gemeinfame 
Ausland verftändigten. An diefe Uebereinkunft müßte fi dann 
auch eine Verfländigung über eine gemeinfame Seeſchiffahrtspolitik 
anfhließen, auf deren Grundlage gemeinfame Handels⸗ und Schiff- 
fabrtöverträge mit dem Ausland abgefchloffen werben könnten. Se 
mehr nun die gemeinfame Ausbildung der Handelsverhältniſſe beider 
Staaten voranſchritte, Eönnten auch andere Verkehrsbeziehungen in 
bie angebahnte Verftändigung mit hereingezogen werden, wie 3.2. 
Poftwefen, Eiſenbahnen, Flußbauten und Handelsflraßen, Tele⸗ 
graphen, Auswanderung und Golonifation, Patentiwefen und Han⸗ 
delsrecht. Zu Handhabung aller diefer Beziehungen, fowie zu 
Beiprehung und Vereinbarung der Fragen höherer Politik, hätte 
ein öfterreichifches Collegium, an deſſen Spike ein bevollmächtigter 
Geſandter flünde, feinen Sit in Frankfurt bei der deutſchen Cen⸗ 
tralgemalt zu nehmen, während ein ähnliches deutſches Collegium 
in Wien errichtet werben könnte. Diefe Organifation ließe fid 
dann zu Zweden gemeinfamer Wehrhaftigkeit, zu Anbahnung jeber 
Art von fachlich übereinftimmender Gefepgebung im Inneren, zu 
Einleitung und Sicherung einer gemeinfamen politifhen Stellung 
nah außen benügen und erweitern. Je mehr aber die Zahl ber 
gemeinfamen Intereffen und Einrichtungen fh fleigern würde, deſto 
inniger müßte auch das Band zwifchen beiden Staaten werben, 
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fo daß es ſich am Ende feſter knüpfte, als durch irgend welche 
formelle Beſtimmungen möglich wäre. 

Wir glaubten auf den Inhalt dieſer Denkfchrift näher ein- 
gehen zu müffen, da im ihr bie Idee eines Bundes mit Oeſterreich 
beflimmter als irgendwo fonft auögeprägt ift, und da fie fpäter 
als nagelneuer Gedanke öſterreichiſcher Politik ins Publikum ge⸗ 
worfen wurde. Damals aber bot Oeſterreich keineswegs die Hand 
zu ihrer Verwirklichung, ſondern begnügte ſich mit allgemeinen 
Verſicherungen, was es nicht wolle. Dieſe negative Politik gegen⸗ 
über von Deutſchland erreichte ihre höchſte Stufe in ber Gefammt- 
ftaatöverfaffung vom 4. März 1849, welche den öfterreichifchen 
Geſammtſtaat als eine flaatlihe Einheit fo feft abfchloß, daß nicht 
einmal die Beziehung zur alten Bundesverfaffung mehr Raum hatte. 
Diefe Berfaffung ſteckte Vielen, die bisher redlih an dem Glauben 
an die Deutſchheit Oeſterreichs feftgehalten Hatten, ein Licht ber 
Enttäufgung auf. Welder, der bisher immer noch bei denen ges 
ftanden Hatte, die nur eine ſolche Bundesſtaatsverfaſſung wollten, 
in welche auch Defterreih mit eintreten Eönnte, überrafchte nun 
auf einmal die Verfammlung mit dem Antrag, fie möge die auf 
ein einheitliches Oberhaupt berechnete Verfafſung ohne Veränderung 
annehmen, und die hienach zu begründende erblide Kaiſerwürde 
für Deutfchland dem Könige von Preußen übertragen. Die bereits 
fehr gefunfene Hoffnung auf das Zuſtandekommen des Verfaſſungs⸗ 
werfes belebte fih neu. Es trat ein Moment allgemeiner Begei= 
ſterung ein; wenn fie durchſchlug und der Einheitöfrage den Sieg 
in der Nationalverfammlung verfchaffte, fo Eonnte vieleicht, Dachte 
man fi, auch die preußifche Negierung auf den Einheitsweg mit 
fortgeriffen werden. Man freute ſich ſchon des Gelingens. Aber 
die Hoffnung wurde getäuſcht. Durch die Verbindung von 110 
Defterreihern mit der Linken gefchah ed, daß am 21. März ber 
Welcker'ſche Antrag einer Majprität von 31 Stimmen unterlag. 
Sp niederfchlagend auch diefe Abſtimmung auf bie Einheitöpartei 
wirkte, fo vielfach man auch ahnte, daß nun bie letzte Möglichkeit 
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des Gelingen dahin fei, fuhr man bach in der Berathung fort 
und fehritt mit banger Erwartung zur zweiten Lefung des Ver⸗ 
faflungsentwurfes. Die meiften Paragraphen gingen fihnell, ohne 
erhebliche Schwierigkeiten und Aenderung dur, auf hie Einwen⸗ 
dungen und Wünfche der Königseihe wurde nur wenig Rückſicht 
genommen, dagegen wurbe bei dem Abfchnitt über Gewähr der 
Berfaffung die Macht des Reichsoberhauptes dadurch geſchwächt, 
daß das abſolute Veto, das demſelben bei Verfaffungsveränderungen 
zuſtehen ſollte, auf ein dreimaliges Suſpenſiv⸗Veto beſchränkt wurde. 
Der hannöveriſche Bevollmächtigte v. Bothner und der Oeſterreicher 
Schmerling machten unter den Conſervativen den Anfang, dafür 
zu ſtimmen, um die Verfaſſung für Preußen minder annehmbar 
zu machen. Die Erbitterung darüber war ſo groß, daß von maſſen⸗ 
haftem Austritt oder feierlichem Proteſt gegen die Oeſterreicher die 
Rede war. Doch kam es nicht dazu, Beſeler und Gagern ermuthigten 
die Verſammlung und man ſchritt zur weiteren Abſtimmung; die 
Einheit des Oberhauptes mit Kaiſertitel ſiegte mit einer Majoritaͤt 
von 24 Stimmen, die Erblichkeit mit nur 2 Stimmen. Aus 
Freude über dieſen Sieg beanſtandeten nun die Kaiſerlichen das 
demokratiſche Wahlgeſetz nicht weiter und es wurde einfach ange⸗ 
nommen. Am 27. März Abends war die Berathung der Reichs⸗ 
verfaſſung vollendet und in den folgenden Tagen wurde ſie von 
dem Reichsminiſterium und einer großen Mehrheit der National⸗ 
verſammlung unterzeichnet. Endlich war man am Ziele angekommen 
und nahm am 28. März die Kaiſerwahl vor. 248 Abgeordnete, 
Defterreiher, Baiern, Ultramontane und Linke enthielten ſich der 
Mahl, 290 aber wählten Friedrich Wilhelm IV., König von Preußen. 
Ihm follten 34 erwählte Abgeordnete der Nationalverfammlung. 
die Kunde feiner Wahl bringen und feine Eönigliche Antwort ent⸗ 
gegennehmen. 
Ehe wir fie vernehmen, wollen wir noch einen Blick auf bie 
Neihöverfaflung werfen. Die Grenzen des Reiches follten nad 
$. 1 mit denen ded bisherigen Bundeögebieted zufammenfallen, e& 
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war mithin das Verhältnis zu Oeſterreich ignorirt ober, wenn 
man will, ihm die Möglichkeit des Beitritt offen gelafien, auch 
war bie früher gemachte Forderung, daß wenn ein deutſches Land 
mit einem nichtdeutſchen daſſelbe Staatsoberhaupt Habe, ed nur 
dur Perfonalunion mit demfelben verbunden fein folle, nit aus⸗ 
gefprochen. Die einzelnen Staaten follten nur infoweit ihre Selbſt⸗ 
fländigkeit verlieren, als die flaatliche Hoheit an bie Reichsgewalt 
übergegangen ſei. Diefe wird vermittelt eines verantwortlichen 
Miniftertumd ausgeübt durch das Meichsoberhaupt, defien Würde 
einem ber regierenden beutichen Zürften erblich mit dem Titel eines 
Kaiſers der Deutfhen übertragen wird. Er hat das Recht, Krieg 
und Frieden und Bündniffe zu fehließen, die Verfügung über bie 
bewaffnete Macht, und übt die völkerrechtliche Vertretung des Reiches 
und der Einzelftanten aus. Ihm zur Seite fteht der Reichstag, 
der fich in ein Stantenhaus und Volkshaus theilt. Erftered wird 
gebildet aus Vertretern der deutſchen Einzelftaaten, bie zur Hälfte 
von den Meglerungen, zur Hälfte dur die Volksvertretung der 
betreffenden Staaten je auf 6 Jahre ernannt werben. Ihre Zahl 
beträgt mit Einſchluß von Deutfhöfterreih 192. Das Volkshaus 
befteht aus Abgeordneten des Volkes, die Durch unmittelbare Wahlen 
von allen volljährigen, unbefcholtenen Deutfchen je auf 3 Jahre 
fo gewählt werben, daß auf 100,000 Seelen ein Vertreter kommt. 
Der Kaifer beruft das Volkshaus und Hat auch das Recht es 
aufzulöfen. Rechtsgültige Beſchlüfſſe können nur durch Ueberein⸗ 
ſtimmung beider Häuſer zu Stande kommen. Beide haben ebenſo 
wie der Kaiſer das Recht des Geſetzesvorſchlags. Die ſo ausge⸗ 
ſtattete Reichsgewalt hat die Oberleitung des Heeres, der Flotte, 
der Verkehrsanſtalten, des Zollweſens und der Münze, und bie 
Aufgabe, in allen dieſen Gebieten möglichfte Einheit herzuftellen. 
Zur Beſtreitung Ihrer Ausgaben ift fie auf einen Antheil an ben 
Zöllen, den Produktions⸗ und Verbrauchsſteuern angewiefen, iſt 
auch befugt, in außerordentlichen Fällen allgemeine Meichöfteuern 
aufzulegen, Gin oberſtes Neichögericht mit vollfter Gompetenz in 
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allen flaatsrechtlihen Tragen des Neiches und der Einzelſtaaten 
gibt eine fehöne Bürgfchaft für die Mechtöbeftändigkeit des con- 
flitutionellen Lebend. Die Bedingungen einer ſtarken einheitlichen 
Negierung Deutſchlands waren nun gegeben und e3 lag darin ein 
Gegengewicht gegen die etwas weitgehenden Freiheiten, welche bie 
Grundrechte gewährten. 

Mit großer Spannung harrte man ber Antwort des Königs; 
wie fle ausfallen würde, dafür hatte man Keine diplomatiſche Bürg- 
haft, doch hoffte man von königlichem Sinn eine kaiſerliche Ant» 
wort. Auch glaubte man, umfichtige Erwägung ber Verhältnifie 
werde die Annahme ald das einzige Mittel erkennen laſſen, bie 
Revolution zu fehließen, man rechnete auf den Beiftand des preufs 
ſiſchen Volkes und der verfammelten Kammern, deren Stimme für 
das Oberhaupt eines conftitutionellen Staates von entfcheidendem 
Gewicht fein müfle. Die Stimmung in dem größten Theile Deutfchs 
lands war günftig, befonderd in den Kreifen des gebildeten Mittel 
ftandes fchöpfte man neue Hoffnung aus der Kunde von der Kaiſer⸗ 
wahl, die Demokraten ſchickten fih an, ſich in die vollendete 
Thatſache zu fügen, und von ihrer Seite war Eein Aufftand gegen 
ein thatfräftiges, mit der Kaiſergewalt bekleidetes Preußen zu bes 
fürdten; an den Königähöfen ſchwebte man zwar zwiſchen Furcht 
und Hoffnung, ob der König annehmen werde oder nicht, aber 
wenn er angenommen hätte, fo würde man wohl auf Mittel und 
Wege gedacht haben, ihm feine Stellung zu erſchweren, aber offenen 
Miverftand mit Waffengewalt hätte felbft Baiern nicht verfucht, 
und Oefterreih, in dem Krieg mit Ungarn um die eigene Exiſtenz 
kämpfend, war nicht in der Lage, feinem alten Nivalen, dem jeht 
die Kraft der nationalen Begeifterung zur Seite fland, mit Erfolg 
entgegenzutreten. Außerdem hatte Preußen alle Ausfiht auf eine 
Allianz mit England, wo die Stimmung für Deutfchland damals 
fehr günſtig war. 

Die 34 Kaiferboten reisten langfam nah Berlin, um dem 
König Zeit zu laſſen, feinen Entſchluß veiflih zu erwägen. Am 
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3. April erhielten fie die erfehnte Antwort aus dem Munde des 
Königs und wurden fehmerzlih enttäuſcht. Man behauptet, er fei 
bereitö zu einer bedingt zufagenden Antwort entfchloffen geweſen 
und habe fih auch in diefem Sinn gegen feine Minifter audge- 
ſprochen, ſei aber in ber Naht vor dem 3. April umgeftimmt 
worden, und babe zur fehmerzlichen Ueberraſchung der Frankfurter 
Abgeordneten die verneinende Antwort gegeben. Sie lautete zwar 
nicht unummunden ablehnend , fie Tieß noch einen Schimmer von 
Hoffnung übrig, aber das war deutlih, daß der König die Kaifer- 
krone nicht von dem deutſchen Volk, fondern von den Fürften 
annehmen wollte. „Ich würde“, fagte er, „Deutſchlands Einheit 
nicht aufriten, wollte ih mit Verletzung heiliger Rechte und 
meiner früheren ausprüdlichen Heiligen BVerfiherungen, ohne das 
freie Einverfländnig der gekrönten Häupter eine Entfchließung faffen. 
An den Megierungen ber einzelnen deutſchen Staaten wird es da⸗ 
her jebt fein, in gemeinfamer Berathung zu prüfen, ob bie Ber- 
faffung dem Einzelnen mie dem Ganzen frommt, ob die mir über: 
tragenen Rechte mich in den Stand fegen mwürben, mit flarfer 
Hand die Geſchicke des großen deutfchen Baterlandes zu leiten und 
bie. Hoffnungen feiner Völker zu erfüllen.“ An bemfelben Tage 
feßte ein Circularſchreiben an bie beutfchen Höfe diefelben von dem 
Geſchehenen in Kenntniß und fprach die Bereitwilligkeit des Königs 
aus unter Zuflimmung der deutſchen Fürften ſowohl bie provi⸗ 
forifhe Leitung der deutſchen Ungelegefiheiten zu übernehmen, ala 
auch an die Spitze eines aus ſolchen Staaten ſich bildenden Bun- 
desſtaates zu treten, welche fich demfelben aus freiem Willen an- 
fließen würben. Die Ablehnung Eonnte nad früheren Aeußerungen 
bes Königs allerdings nicht unerwartet fein, aber doch Hatte man 
eine andere Antwort gehofft. Die Gründe Tagen freilich in der 
ganzen Individualität des Königs, aber wenn man fie auch aus 
biefer ſubjectiv erflärbar fand, fo konnte man fie doch nicht für 
objectiv gerechtfertigt anerkennen, namentlich nicht, daß, wie fpäter 
wieberholt behauptet wurde, der König aus Gewiſſenhaftigkeit fo 
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habe Handeln müffen. Rabowig läßt ihn in den „Neuen Geſprächen 
ans ber Gegenwart“ Th. J. p. 206 fagen: „Ich erkenne die Her⸗ 
ftellung eines wahren Gemeinweſens als eine gerechte Forderung 
der Nation und als eine wahre Miffton für Preußen. Aber höher 
als dies, höher als Alles ſteht mir das göttliche Gebot, daß ich 
meine Hand nicht ausſtrecken darf nach fremdem Gute. Ich darf 
fein deutſches Fürſtenhaus zwingen, daß es ſich feiner Mechte be⸗ 
gebe, meber direkt Dur meine Waffen, noch inbireft indem ich 
den Aufruhr in feinem Lande entzünde.“ Mir halten dies für 
eine durchaus irrige Auffaffung der Sache, denn fie geht von ber 
Vorausſetzung aus, als ob die Einzelftaaten Privateigenthbum der 
Fürften wären. Es handelte fi nicht darum, dem König von 
Preußen ein Geſchenk mit den deutſchen Fürſtenthümern zu machen, 
fondern dad Recht der deutfehen Nation auf Einheit und Selbſt⸗ 
fländigkeit wieberherzuftellen. Wenn dabei die Fürften allerbings 
einen Theil ihrer Macht zum Bellen des Ganzen dem Kaifer 
abgeben mußten, jo blieben ihnen ſowohl ihre Domänen als bie 
Verwaltung ihres Landes, und der etwaige Verluſt an Gewalt 
wäre gering gemefen gegen die Bedeutung, die fle ald Glieder eines 
großen und mächtigen Deutfchlands hätten gewinnen müffen, um 
fo mehr da die Souveränität in wichtigen Angelegenheiten ber 
höheren Politif doch immer nur eine fheinbare iſt. Sollte in dieſer 
Sache der chriſtliche Stanppunft geltend gemacht mwerden, fo Tag 
ed näher, in der Wahl der Nationalverfammlung den göttlichen 
Auf zur Nettung des deutfhen Volkes zu erkennen und die Ans 
nahme der Kaiferfrone als Heilige Pflicht zu betrachten, welche der 
Megentenberuf des mächtigſten deutſchen Staates mit ſich brachte. 
Als die Hauptmotive der Ablehnung gibt NRadowig*) die allzu cen⸗ 
traliſtrende und demokratiſche Natur der Verfaffung an. „Die Einzel- 
ſtaaten“, fagt Radowitz, „wurden in einer maßlofen Gentralifation 


*) „Rabowig, gefammelte Schriften Bo. IL. Reden und Betrachtungen“ 
(1852); ein Bud, das über die preußifche Politif in den Jahren 1849. 
und 50 wichtige Auffchlüäffe gibt. 
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begraben. Und nicht dem Kaifer wuchs die Kraft zu, die den Fürſten 
entzogen wurde. Auf eine im getreuften bemofratifchen Sinne ge⸗ 
ſchaffene Volksvertretung wurde eine Bülle von Befugniffen ge⸗ 
bäuft, der gegenüber der Kaiſer nicht ald eine monarchiſche Wahr- 
beit, ſondern als eirie machtlofe Fiction daſtand. Ein Regent, 
der einem breimaligen Beichluffe der Nepräfentanten unweigerlich 
zu gehorchen bat, ift Eeiner der Faktoren der Geſetzgebung, ſon⸗ 
bern Iediglih ein ausführender Diener des Parlamente. Die 
monarchiſche Stellung, die dem Kaiſer im Reiche vorbehalten wurde, 
hätte der König in Preußen eingebüßt, da auch diefer Großſtaat 
faft ohne Schranken der Reichdgewalt unterworfen worden wäre. 
Cine folde Verfaſſung anzunehmen, Eonnte jeder deutſche Fürſt 
entfchieden Bedenken tragen, boppelt aber derjenige, der fidh der 
Verpflichtung unterziehen follte, ihr mit allen Mitteln allgemeinen 
Eingang zu erzwingen.” Den Ausweg, daß der König, einmal 
in der neuen Macht befeftigt, das ihn Hemmende hätte abwerfen 
und dad Verkündete durch eine andere politifhe Ordnung erfeßen 
können, glaubt Radowitz mit Berufung auf die chriſtliche Gewiſſen⸗ 
haftigkeit des Königs von Preußen entſchieden abweifen zu müffen. 
Aber die Frage, ob nicht ein Fräftiger Fürſt ohnerachtet aller 
Schwierigkeiten die Aufgabe doch hätte löſen und der Pflicht eine 
chriſtlichen Regenten damit in vollftändigerer Welfe hätte genügen 
tönnen, ſcheint und mit dieſer Apologie doch nicht befriedigend 
beantwortet. Wenn man auch alle Berenfen, die gegen die Ans 
nahme der Neichöverfaffung beflanden, bie Schwierigkeiten, bie 
bei Einführung und Handhabung und nöthiger Reviſton derſelben 
auftauchen Eonnten, bereitwillig anerkennt, fo iſt ed doch ſchwer 
auf den Glauben zu verzichten, daß alled Diefes für eine weiſe 
und kraͤftige Politik im Bunde mit nationaler Begeifterung übers 
windlich geweſen wäre. 

Ein Hauptzweck der Ablehnung, die Revolution nicht zu 
befördern, wurde doch nicht erreicht, denn gerade in Folge der⸗ 
ſelben brachen in Dresden, Rheinpreußen, der bairiſchen Pfalz 
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und Baden-revolutionäre Bewegungen auß, und in Würtemberg 
war ed nahe daran. Schwerlih wären dieſe Ausbrüche erfolgt, 
‚wenn der erwählte Kaifer die Zügel der Negierung wirklich er- 
griffen Hätte. Aber wenn er es freilich nur unter der Bedingung 
thun wollte, daß die Fürſten ihm einflimmig zufielen, fo mußte 
er ganz auf die Möglichkeit verzichten. Nichtig vorausahnenn fagt 
in biefer Beziehung Pfizer in feinem Briefwechfel, es fei möglicher 
und wahrſcheinlicher, daß der Verſuch, die fammtlichen Monarchien 
Deutſchlands mit Gewalt in Eine Republit umzuwandeln, gelinge, 
als daß ‚vie Einheit Deutfchlands durch eine freiwillige Unter⸗ 
werfung deutſcher Fürften unter einen ihresgleichen zu Stande 
komme. Sp wenig eine folhe freiwillige Unterwerfung Aller je 
zu erwarten war, fo wäre doch gewiß der Wiberfland der Re⸗ 
gierungen im Augenblid der Annahme der Kaifermürbe verflummt, 
während er fih durch die Bedenken des Königs ermuthigt, ja zur 
Organifation aufgefordert ſah. Dennoch erklärten 28 beutfche 
Megierungen (alle mit Ausnahme der Eöniglichen), daß ſie bie 
Reichöverfaffung unbedingt annehmen und der Mebertragung ber 
Kaiferfrone an den König von Preußen ihre Zuflimmung geben. 
In Würtemberg, wo das Minifterium und die Kammer, conſti⸗ 
tutionelle und demokratiſche Vereine für Anerkennung ber Reichs⸗ 
verfaffung und der Kaiſerwahl fich vereinigten, erklärte nach län⸗ 
gerem Widerſtand der König: daß er die deutſche Neichöverfaffung 
einfchließlich des Kapitels über die Reichsoberhauptsfrage und ber 
im Sinn biefer VBerfaffung zu verwirklihenden Löfung derſelben 
annehme.“ Zugleich beauftragte er den würtembergijchen Bevoll⸗ 
mächtigten in Frankfurt zu erklären: daß er „nichts dagegen einzu⸗ 
wenden habe, wenn der König von Preußen, welder das Erb- 
kaiſerthum nicht annehmen wolle, unter den vorliegenden Umftänden 
fih für jegt mit Zuftimmung ber deutſchen Nationalverfammlung 
an die Spitze Deutſchlands ſtelle.“ Der Iubel über diefen Sieg 
der beutfchen Sache war in Würtemberg ungeheuer; felbit folche, 
Klüpfel, deutſche Einheitöbeftrehungen. 33 


514 Folgen der Ablehnung. 


die fpäter über die deutſche Neichöverfaffung ganz anders fich aus⸗ 
ſprachen, flimmten damals in die allgemeine Freude ein. 

Auch auswärts betrachtete man dieſe Wendung ber Dinge in 
Würtemberg ald großen Gewinn und knüpfte fanguinifh Hoffnung 
auf ähnliche Erfolge in den anderen Königreihen daran. Aber 
man täufchte fich fehr; meder in Baiern no in Hannover war 
die Stimmung des Volkes fo entſchieden, und in Sachſen artete 
die Bewegung nur zu bald in eine offene, mit ben unreinften 
Elementen gemijchte Nevolution aus, die den König nur im Wider- 
ftand beflärfte und die Gonftitutionellen von der Theilnahme zurüd- 
ſchreckte. In Preußen ließ nicht nur der König, fondern auch das 
Volk das deutfche Verfaffungswert im Stiche. Die erfte Kammer 
rieth von der Annahme der Kaiferfrone geradezu ab, bie zweite 
Kammer ſprach fi zwar in einer mit ziemlich großer Majorität 
befchlofienen Adrefie für die Annahme aus, aber keineswegs im 
Tone der nationalen Begeifterung. Als fie dennoch deshalb auf- 
gelöst wurde, blieb das Volk in feiner großen Mehrheit rubig 
und zeigte durch feine Saltung, daß es mehr mit dem König al 
mit ber Kammer einverflanden fei. Gleichzeitig erfolgte in einem 
Schreiben Graf Brandenburgs an den preußifchen Bevollmächtigten 
bei der provtforifchen Gentralgewalt vom 28. April eine befinitive 
Ablehnung der Kaiſerwürde mit Berufung darauf, daß bie bedeu- 
tendften deutſchen Regierungen die Verfaffung in der Form, wie 
fie vorliege, nit annehmen zu können erflären, in ber Errichtung 
eined erblichen Kaiſerthums ſelbſt die größte Gefahr für Deutſch⸗ 
land erbliden, und ihre Abneigung oder ihren feften Entſchluß 
audgeiprochen haben, einem andern beutfchen Fürften als Kaifer 
ſich nicht unterzuordnen. Schließlich wird die Verfidderung bei⸗ 
gefügt, daß wie der König von Preußen unter den Erften gewefen 
fei, aus freier Entſchließung zu der Neugeftaltung Deutfchlands zu 
einem Bunbedftant die Hand zu bieten, fo werde er auch der 
Letzte fein, der an bem Gelingen dieſes großen Werkes verzweifle, 
Preußen werde ſich unter Eeinen Umfländen vom Werk der beutfchen 
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Einigung zurückziehen, vielmehr auch jet alle Kraft aufbieten, um 
daffelbe zu fördern. Die Pönigliche Regierung fei daher fortwährend 
bereit, auf jede Verfländigung einzugeben, wenn die Nationals 
verfammlung entgegenfommen wolle, um auf dem Wege der Ver⸗ 
einbarung mit den deutfchen Regierungen diejenigen Modifikationen 
der deutfchen Verfaffung zu erzielen, welche die Verhältniffe nöthig 
machen. Darauf Eonnte ſich aber vie Nattonalverfammlung, abges 
feben von dem Verſprechen, das eine Anzahl von Mitgliedern der 
Gentren der Linken gegeben batte, zu Feiner Veränderung der be⸗ 
ſchloſſenen Berfaffung die Sand zu bieten, um fo weniger einlafien, 
al8 derlei Verhandlungen endlos geweſen wären und vorausfidhtlich 
doch zu keinem Ziel geführt haben würden. Eine Mehrheit in 
der Nationalverfammlung zu einer Veränderung der befchloffenen 
Verfaſſung zu gewinnen, wäre auch durchaus unmöglich geweſen, 
es wurden daher die dahin gehenden Anfinnen Preußens beflimmt 
abgeiviefen und am 11. April befchloffen, unmwandelbar an ber an- 
genommenen Berfaffung und dem Wahlgefeh feftzuhalten. 

Viele waren der Meinung, die Nationalverfammlung und 
das Reichsminiſterium, Gagern an der Spike, hätte nun felbft 
die Durchführung der Neichöverfaffung in die Hand nehmen und 
dur Appellation an das Volk gegen die wiberftrebenden Fürften 
ihre Annahme erzwingen follen. Uber daß eine Srhebung der 
ganzen Nation für bie Neichöverfaffung nit zu erwarten ftand, 
das konnte man fon aus dem biäherigen Gang der Dinge mit 
Sicherheit ſchließen. No einen fchüchternen Verſuch machte bie 
Nationalverfammlung,, ob fie nicht die Neichöverfaffung zur Gel- 
tung bringen Eönnte. Durch einen Beſchluß vom 4. Mai rief fie 
die Regierungen, bie gefeßgebenden Verfammlungen, bie Gemein» 
ben der Einzelflaaten, das gefammte deutſche Volk auf, die Ver⸗ 
faffung vom 28. März zur Anerkennung zu bringen, und fehrieb 
mit dem 15. Juli neue Wahlen für einen neuen Reichstag aus, 
der am 15. Auguft zufammentreten ſollte. So lange ber König 
von Preußen vie Reichsverfaſſung nicht anerkannt haben würde, 

33* 
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ſollte das Oberhaupt des größten Staats von denen, welche die⸗ 
ſelbe angenommen hatten, in die Rechte und Pflichten des Reichs⸗ 
oberhauptes eintreten. 

Diefe mit ſchwacher Majorität gefaßten Befchlüffe, welche die 
Linie zmifchen gefeßlicher Agitation und evolution einzuhalten 
ſuchten, führten die Entlaſſung des Minifteriums Gagern herbei, 
da der Meichäverwefer für die von den Großmächten verworfene 
Berfaffung nicht fo weit gehen zu dürfen glaubte. Damald und 
auch no ſpäter meinten Manche und zwar nicht blos bie von 
der Einen, die Partei, melche bie einheitliche Reichsverfaſſung ge⸗ 
fhaffen, hätte alle Anftrengungen machen und felbft den Verſuch 
einer Nevolution wagen follen, um ihr Werk durchzuſetzen oder 
unterzugehen, und es habe fich auch hier wieder der dem doctrinären 
Syſtem eigene Mangel an Thatkraft gezeigt. Es mag fein, daß 
eine nicht boctrinäre Partei, daß Kriegämänner und Fanatiker 
diefen Weg eingefehlagen hätten, aber Männer, deren ganze Natur 
fle zu einer befonnenen reformatorifhen Thätigkeit anwies, konnten 
und durften. bei der großen Unmahrfcheinlicheit des Gelingen 
diefes tollkühne Spiel nicht wagen. Denn in welche Sünde Die 
Angelegenheiten Deutſchlands gerathen würden, das Fonnte man 
an der in Sachſen, ber Pfalz und Baden begonnenen Bewegung 
deutlich ſehen. War e8 ein politifcher Fehler, ein Mangel an 
Muth und Bertrauen zum beutfhen Volk, wenn bie Führer ber 
erbfaiferlichen Partei vor revolutionären Maßregeln zurückſchreckten, 
fo wurden fie durch die Wendung der Dinge in Baden vollftändig 
gerechtfertigt. Diefer Aufftand in Baden, erhoben zu einer Zeit, 
wo Alles darauf anfam, durch eine befonnene, confequente und 
einige Haltung der Sache der deutſchen Einheit ven Sieg zu verfchaffen, 
war in diefer an Mißgriffen reichen Zeit der dummſte Streich, der in 
feinem Beginn und in feiner Ausführung bie politiſche Unfähigkeit 
der damaligen republifanifchen Partei unmwiberleglih beweifl. Die 
Berwirrung, die in Baden in Folge der Militärmeuterei unter 
dem Regiment der fogenannten proviſoriſchen Regierung entftand, 
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hat der Reformbewegung plößlich den Todesſtoß gegeben, alle Con⸗ 
fervative, alle die, melde ben Boben bed Rechtes und Geſetzes 
feftgehalten und die Bürgfchaft der geiftigen Bildung unb ihrer 
Güter gewahrt wiſſen wollten, zogen ſich jebt von ber Bewegung 
zurück und traten auf Seite der Einzelregierungen, die nun in der 
Mittelpartei wieder eine Stübe befamen. Auch der Aufftand 
in Sachfen, der aus der Zurückweiſung der Neichöverfaffung ent» 
flanden war und im Intereffe derſelben unternommen ſchien, nahm 
bald ven Charakter einer planlofen demokratiſchen Empörung an 
und es Eonnte Fein Zweifel fein, daß biefelbe mit Waffengewalt 
unterbrüdt werden müſſe. In Branffurt zwar Fam, che man 
dort von dem Stand der Sache gehörig unterrichtet war, eine 
Majorität für einen Beſchluß zu Stande, welcher das Einrüden 
der von der bebrängten fächfljchen Negierung herbeigerufenen Preu⸗ 
en für einen Bruch des Reichsfriedens erklärte. Dies vollendete 
nun den Bruch mit Preußen. Die preußifche Regierung berief 
jegt die preußifchen Abgeordneten zurüd und wenn fie auch zu⸗ 
nächſt dieſe Abberufung als unberechtigt abwiefen, fo gab fie 
noch den Anftoß zu dem bald darauf erfolgten mafienweifen Aus⸗ 
tritt. Die Nationalverfammlung ging jebt raſch einem tragifchen 
Ende entgegen. Sie ſah fih von Preußen geächtet, vom Erz⸗ 
herzog Meichöverwefer verhöhnt Durch Ernennung eined Reichs⸗ 
miniſteriums, das in feiner Zufammenfegung nur eine lächerliche 
Nolte fpielen Eonnte, in ihrem Innern war Zwieſpalt, die Einen 
waren rathlos, die Andern hatten fih auf Seite einer Revolution 
geftellt, deren Gelingen mehr ald zweifelhaft war. Nachdem man 
vergeblich den Verſuch gemacht, die Verfammlung durch Vertagung 
für beſſere Seiten zu retten und vor fehmählicher Auflöfung zu 
bewahren, ſchieden die, welche den revolutionären Weg nicht be 
treten wollten und Tonnten, aus. Die auf 130 Mitglieder zu⸗ 
fammengefhnolzene Verſammlung überfiebelte nach Stuttgart, um 
die revolutionäre Bewegung in Baden von dort aus beffer Teiten 
zu können. Kaum über 100 kamen in Stuttgart zufammen, 
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wählten bort, übrigens keineswegs einſtimmig, einen revolutionären 
Bollziehungsausfhuß, eine Neichöregentichaft, welche das Heer und Die 
Finanzen Würtembergs für Die Zwecke der deutſchen Revolution in An- 
foruch nahm, aber an ver Beftigkeit des würtemb. Minifteriums fcheiterte, 
das mit großer Selbftüberwindung durch Militärgewalt die letzten 
Nefte einer Berfammlung, bie mit fo großen Hoffnungen eröffnet 
worden war, am 18. Juni 1849 auseinander treiben ließ. 

Ein jo klagliches Ende nahm die mit fo vielen fchönen Hoff» 
nungen eröffnete Nationalverfammlung, die dem beutihen Bolt 
Einheit und Freiheit, Macht und Anfehen hatte fchaffen follen. 
Man konnte wohl fagen, fie habe die Zeit der Macht, wo Völker 
und Bürften fih ihren Beſchlüſſen gefügt hätten, ungenübt ver- 
ſtreichen Iafien und mit Neben und Parteigetriebe die günfligen 
Wendungen verpaßt. Aber mad hätte fie beichließen unb feft- 
feßen follen, fo lange über die wichtigſten ragen bei der 
Mehrheit Unklarbeit und Uneinigfeit herrfchte, fo lange man noch 
gar nicht wußte, was möglihd und wünfchenswerth ſei? Kragen 
wir nach den Urfachen, welche das erfte beutjche Parlament einen 
ſolchen Ausgang nehmen Yiegen, fo müflen wir ſie hauptſächlich in 
ben beutfchen Zuſtänden vor der Erhebung des Jahres 1848 
ſuchen. Sp viel auch ſeit den Befreiungsfriegen über beutfche 
Einheit und Freiheit gefprocdhen und gefehrieben worden war, fo 
hatte man doch auf Verwirklichung derartiger Wünfche verzichten 
gelernt, bie Ginheitdidee zog fi in die Köpfe einiger weniger 
Gebildeten zurüd und geftaltete fich Hier als Theorie und Ideal, 
an bem bie Maſſen Keinen Theil hatten. Das Volk entbehrte der 
politifhen Erziehung und Bildung, ed fehlte fogar an einer ge⸗ 
Ihlofienen nationalen Partei, die ein beftimmtes politifches Ziel 
bätte verfolgen können. Mehr in die Prarid eingebrungen waren 
bie Steiheitäbeftrebungen, die aber Glemente in fih aufnahmen, 
welche mit dem Prinzip der Erhaltung deutſcher Volkseigenthüm⸗ 
Ucfelt im Widerſpruch flanden. Freiheits⸗ und Einheitsbeſtre⸗ 
bungen aber vermifchten ſich miteinander, indem eines fie zufammen- 
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führte, naͤmlich die Oppofltion gegen das Beſtehende. Dadurch 
wurden politifche Aufgaben, die fonft zu allen Zeiten von einander 
getrennt verfolgt und gelöst worden find, zufammengemorfen. 
In diefer Verwirrung der Parteien und Beftrebungen traf uns 
das Jahr 1848, der von Frankreich gefommene Anſtoß überrafchte 
und plößlih, ehe wir recht wußten, was wir eigentlich wollten, 
ed war nur die allgemeine Ahnung, daß jetzt, da alles Beſtehende 
ſchwankte, die Zeit gekommen fei, wo bie bisher faft für uner- 
reichbar gehaltenen Ideale verwirklicht werben könnten. Aber num 
famen auch die mannigfaltigen Elemente, die bisher unter dem 
gemeinfamen Namen der Oppofition zufammengefaßt waren, zu 
Zage, ſchieden fih aus und geriethen in Kampf miteinander. Es 
zeigte ih, daß die Vorausſetzung der flaatlihen und nationalen 
Einheit, die Einheit der Gefinnung fehlte, und nicht einmal bie 
Majorität einer Partei vorhanden war. 


25. 


Verſuch zu Errichtung eines deutſchen Bundesflaates unter 
preußifcher Leitung. Bufammenkünfte in Warſchau und 
Olmütz, Dresdner Fonferenzen und der Bundestag. 


Bald nach der definitiven Ablehnung der deutfchen Kaiſerwürde, 
am 15. Mat 1849, erließ der König von Preußen eine Profla= 
mation an fein Volk, worin er beklagte, daß er alle Mittel, zu 
einer Verſtändigung mit der Nationalverfammlung zu gelangen, 
erihöpft habe, und erklärte, daß er nunmehr mit den Bevollmäch— 
tigten der größern deutfchen Staaten (nämlih Hannover, Sachſen 
und Baiern) das in Frankfurt begonnene Werk der deutſchen Ver— 
faffung wieder aufgenommen habe. „Diefe Verfaſſung“, Heißt es 
darin, „fol und wird in Fürzefter Friſt der Nation gewähren, 
mas fie mit Necht verlangt und erwartet: ihre Einheit, dargeſtellt 
durch eine einheitliche Erefutivgewalt, die nach außen den Namen 
und die Intereffen Deutſchlands würdig und Fräftig vertritt, und 
ihre Freiheit, gefichert durch eine Volksvertretung mit legiölativer 
Befugniß. Die von der Nationalverfammlung entworfene Reichs⸗ 
verfafjung ift hiebei zu Grunde gelegt, und es find nur diejenigen 
Punkte derſelben verändert worden, melde, aus ben Kämpfen und 
Zugeſtändniſſen der Parteien hervorgegangen, dem mahren Wohle 
des Daterlandes entſchieden nadhtheilig find. Einem Reichstage aus 
allen Staaten, die fih dem Bundesftaate anfchließen, wird biefe 
Verfaſſung zur Prüfung und Zuftimmung vorgelegt werden. Deutfch- 
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land vertraue hierin dem Patrlotismus und dem Rechtögefühle der 
preußifchen Regierung ; fein Vertrauen wird nicht getäufcht werden. « 
Die verheißene Verfaffung trat unter dem 26. Mai 1849 zu Tage, 
md in einer Cirkularnote vom 28. wurden fänmtliche beutfche 
Negierungen zum Beitritt zu dem von Preußen, Hamover und 
Sachſen abgeſchloſſenen Bündniß aufgefordert. Die verbündeten 
Hegierungen erkennen darin an, daß ihnen aus DVermerfung der 
Brankfurter Verfaffung die doppelte Verpflichtung erwachſen fet, 
nah allen Kräften zu dem Abſchluß eines Verfafſungswerkes mit- 
zumwirfen, das für das gefammte Deutfehland eine unabweidliche 
Nothwendigkeit geworben fe. Cine ſolche Verfaſſung werde der 
Nation gemähren müflen, mas fie feit längerer Zeit fehmerzlich 
entbehre, was fie von ihren Megierungen zu fordern berechtigt ſei: 
. dem Ausland gegenüber Eimheit und Macht, im Innern bei ge⸗ 
fichertem Fortbeftand aller einzelnen Glieder die einheitliche Entwid: 
lung der gemeinfamen Intereffen: und nationalen Bebürfniffe. Zu⸗ 
gleich erklären tie drei Könige, daß fie nur durch den Drang der 
Zeitumftände genötbigt, die SImitiative ergriffen haben, dabei aber 
von der Vorausſetzung ausgegangen feien, daß der rechtsgültige 
Abſchluß der Berfaffung auf der freien Zuſtimmung der National» 
vertretung berube. | 

Die Grundidee der Dreifönigäverfaffung, welche von Radowitz 
flammte, war: ſämmtliche deutſche Staaten in einen Bundesſtaat 
nit gemeinfchaftlihenm Parlament und einheitlicher Gentralgewalt, 
und diefen Bundesſtaat wieder durch einen vwölferrechtlihen Bund- 
mit der Öfterreihifchen Gefammtmonarchie zu vereinen. Daß deutſche 
Reich follte das eine Glied, das öſterreichiſche das andere fein;- 
beides follte dem Ausland gegenüber eine völkerrechtliche Gemein- 
haft barftellen, wie es früher der deutfche Bund geweſen war. 
Rah innen follten zwei gefonberte finatliche Verbände beſtehen, 
deren jeder fein eigenes Leben führen und nur foweit mit 
dem andern durch Verträge fich einigen follte, als es der bei» 
derfeitige wirkliche Vortheil mit fich brächte. Die ſtaatsrechtliche 
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Verbindung, bie Gagern immer noch fefigehalten wiſſen wollte, 
war nun zu einer völkerrechtlichen abgeſchwaͤcht. Die Duckwitz'⸗ 
ſchen Ideen konnten dann zur Verwirklihung gelangen. Für das 
Verhaͤltniß der einzelnen Staaten im deutſchen Reiche follte 
ed al& oberſter Grundſatz gelten, daß die Selbflänbigkeit jedem in 
allen ven Dingen verbleibe, die der Einzelftaat genügend zu leiften 
vermag, währmb bie biäherigen Sonberrechte überall da auf bie 
Sefammtheit, alfo auf Sentralgewalt und Parlament, überzugeben 
baben, wo ber Einzelftant eben als folcher der höheren Aufgabe 
nit zu entfprehen vermag. Nah dieſen Grundſätzen war bie 
Branffurter Verfaffung in dem neuen Entwurf zwar in wefentlichen 
Punkten verändert, in einigen abgefhwächt, in andern aber wirklich 
verbefiert, und gewährte immerhin noch eine tüchtige Grundlage 
nationaler Einheit. Der Kalfer war in einen Reichsvorſtand um⸗ 
gewandelt, defien Würde erblich mit der Krone Preußen verbunden 
fein ſollte. Um auch den übrigen Fürften einen Antheil an der 
Meichögewalt zu gewähren, war dem Neichdoberhaupt ein Fürften- 
Kollegium zur Seite geftelt, dad aus ſechs Stimmen beftehen 
follte, wovon fünf die 5 Königreiche, die fechfte die beiden Heſſen 
im Verein mit einer Anzahl Kleinftaaten zu führen hätten. Auch 
ben Eleineren Königreichen war eine Anzahl Kleinftaaten beigegeben. 
Alle wichtigen Fragen follten durch abfolute Majorität unter ben 
ſechs Stimmen des Fürſtenkollegiums entfchieven werden. Die 
Vollziehungsgewalt follte jedoch allein von dem Reichsvorſtand 
ausgeübt werben, er follte die Minifter und Gefandten ernennen, 
Krieg erklären, Brieden und Bündniſſe fchließen und die innere 
Sicherheit des Reiches wahren. in großer Mangel war, daß 
bie neue Reichsgewalt weder Zolleinkünfte zur Verfügung, no 
das Recht Haben follte, Steuern aufzulegen, fonbern auf Matri- 
Tularbeiträge der Einzelftanten verwiefen war. Die Beflimmungen 
über Staatenhaus und Volkshaus waren faft diefelben wie bei ber 
Frankfurter Verfaffung, nur daB das Wahlgefeb für das Volks⸗ 
haus indirefte Wahlen und Abftufung nach einem Genfus anord⸗ 
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nete. Die vielfach beanſtandeten Grundrechte wurben unverändert 
aufgensinmen, jedoch ihre Einführung und Anwendung der Lan⸗ 
beögefeßgebung der Einzelſtaaten überlaffen. 

Diefer Berfaffungsentwurf war auf einer Konferenz zu Berlin 
Bevollmächtigten von Defterreih, Baiern, Sachſen und Hannover 
vorgelegt worden. Der öfterreichifche Ichnte gleich Anfangs die Theil⸗ 
nahme an den Verhandlungen ab, die übrigen trugen nur Sorge, 
daß die Gentralgemalt nicht in einen einheitlichen Vorſtand auslaufe 
und Preußen die Stellung eined ſolchen einnehme Um dieſem 
auszumweichen, nahmen fie die Nüdficht auf Defterreih zum Vor⸗ 
wand und forderten für diefes gleiche Stellung mit Preußen, wo» 
durch die Einheit des Bundesſtaates nothmendig hätte aufgehoben 
werden müflen. Am flärkfien wurde diefe Forderung von Baiern 
vertreten, welches die Neichsregierung einem Fürſtenkollegium über- 
tragen und die Vollziehung der Beſchlüſſe mit dem Vorſitz ver- 
bunden wiſſen wollte, der zwifchen Preußen und Oeſterreich wechſeln 
fole. Hannover wollte einen Reichsrath von 5 Stimmen mit 
einem gemeinfchaftlichen Vorfitz Defterreih8 und Breußend, Sachen 
wolte nur den Beitritt Oeſterreichs zu dem neuen Bundesſtaat 
vorbehalten wiſſen. Doch nahmen letztere beide den von Preußen 
vorgelegten Verfaſſungsentwurf bedingt an. Hannover forberte 
eine Verſtändigung zwiſchen Preußen und Oeſterreich über bie Ober⸗ 
bauptöfrage und behielt ſich für den Fall, daß dieſe nicht gelingen 
follte, feine alsdann zu ergreifenden Maßnahmen vor. Sachſen 
fagte dem Bundesſtaat offene ehrliche Mitwirkung zu unter ber 
Vorausſetzung, daß derfelbe alle deutſchen Staaten außer Oeſter⸗ 
reich, namentlich auch Balern umfaſſe. Baiern trat dem Bündniß 
nicht bei, meil die Machtbefugnifie des Reichsoberhauptes ausſchließ⸗ 
li der Krone Preußen übertragen fein, ſetzte aber bie Verhand⸗ 
lungen über den Beitritt nachher fort, da e8 fi noch ohne Rückhalt 
an Defterreih zur vefinitiven Ablehnung zu ſchwach fühlte. Würs 
temberg zögerte ebenfalls mit der Antwort, die übrigen Regierungen 
traten allmählich faft alle bei. In ver bunbesfinatlichen Einheitd« 
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partei war man Anfangs unſchlüſſtzg, wie man ſich zu ber von 
Preußen vorgefhlagenen Verfaffung verhalten follte. Prinzipielle 
und yerfönlide Gründe ber ehemaligen Mitglieder der National» 
verfammlung fprachen für Abweiſung, auch hegten Manche das 
Mißtrauen, ob auf der Seite, von welcher das Anerbieten Tam, 
auch der ernfiliche Wille vorhanden fei, das Entworfene durchzu⸗ 
führen, oder wenn auch der gute Wille, ob es nicht an der Kraft 
fehle, die Schwierigkeiten zu überwinden, bie fi auf dem neuen 
Weg fo gut als auf dem früheren entgegenftellen mußten. Chmalige 
Mitglieder der Nutionalverfammlung aus den Gentren, 130 an 
der Zahl, worunter die Führer der Partei, verfammelten ſich auf 
Ginladung der beiden Gagern, Dahlmanns und Anderer Ende Juni's 
1849 in Gotha, um über ein gemeinfames Verhalten Verabre⸗ 
dungen zu treffen. Sie vereinigten fich zu einer Erklärung, daß 
mbie Zwecke, welche durch die Neichöverfaffung vom 28. März 
erreicht werben follten, ihnen höher ftehen, als das flarre Zefthalten 
an der Form, unter der man biefed Ziel erſtrebte,“ und zu ber 
Anerkenntniß, daß die von dem Dreikönigsbunde dargebotene Ver⸗ 
faffung, welche fie als eine unverbrüchlie ber Nation ertheilte 
Bufage betrachten mollten, ebenfalld zu dem vorgeftedten Ziele 
führen Eünne, unter der Vorausſetzung, daß alle deutſchen Regie⸗ 
rungen, welche zur Berufung eined Meichötages mitwirken, demfelben 
in einer jede einzelne Negierung bindenden Form gegenübertreten. 
Schließlich fprachen fie aus, daß aus dieſem Anerkenntniß jedem 
Einzelnen die Verpflichtung erwachſe, in feinem Kreife nach Kräften 
zur Bollendung des vaterländifchen Werkes auf dent angebahnten 
Wege beizutragen. Die in Gotha zufammengetretenen Männer 
wirkten nun auch eifrig in dieſem Sinne durch die Prefie und 
durch Vereine, und feither wurde die bundesſtaatliche Partei mit 
bem Ramen der Gothaer bezeichnet und unter biefem Namen viel⸗ 
fach angegriffen und verfpottet. Uebrigens waren nicht alle An⸗ 
hänger des Bundesftaats mit diefer Erklärung einverflauden. Ger⸗ 
vinus ſagte im ber -beutfchen Beitung, er koͤnne fich auf Feine 
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yon beiden Seiten fielen, weder auf die ber oktroyirenden Regie⸗ 
zungen, noch auf die Seite derer, welche die Einheit nur durch 
eine neue Revolution erreichbar glauben. Er gefland, daß er die 
Berfönlichkeit, welche in Preußen an ver Spige ftehe, für ein 
abfolutes Hinderniß des Gelingend des von dort aus verfuchten 
Werkes halte. Er und Häuffer zogen ſich daher eine Zeitlang 
von der Mitwirkung an der deutfhen Zeitung zurüd, als biefelbe 
Drgan der Gothaer mwurbe. 

Es bedurfte einer feften und entſchiedenen Politik, um den 
Widerſtand der inneren und äußeren Feinde deutſcher Einheit zu brechen. 
Zunächſt Hatte man ſich in Berlin fehr getäufcht, wenn man glaubte, 
Defterreich werde jetzt Deutfchland freie Hand laſſen und auf den 


fein ausgedachten Plan eines völkerrechtlichen Bundes eingehen. 


Schon bei ver hinfterbenden Gentralgewalt, die nach ber Lieberfieb- 
ung der Nationalgewalt nah Stuttgart und ihrer dortigen Auf- 


löſung noch in Frankfurt verblieben war, zeigten ſich Spuren 


öſterreichiſchen Widerſtands. Vergeblich verfuchte ein preußifcher 
Commifjär den Erzherzog zur Nieberlegung feiner Vollmacht in 
die Hände Preußens zu bewegen. Vorerſt mar freilich Oeſterreich 
noch durch den Kampf mit Ungarn an offenem Auftreten gegen 
Preußen gehindert, und es fuchte vorläuflg nur unter der Hand 
an ben deutfchen Höfen dem Umfichgreifen des Dreikönigsbündnifſes 
entgegenzumirken. Aber gerade jebt im Anfang des Sommers 
1849 Hätte Preußen die Zeit benüßen follen, um durch ſchleunige 
Berufung bed verfprochenen Reichstages die neue DVerfaffung zum 
fait accompli zu machen. Hannover und Sachſen würden bamald 
Eeine Zeit gefunden haben ihrer Vorbehalte fich zu erinnern, Sach⸗ 
fen war noch durch die frifche Erinnerung der preußifchen Hilfe 
zu fehr zur Dankbarkeit verpflichtet und immer noch der Stütze 
Preußens bebürftig; Baiern und Würtemberg zur Entfcheidung ges 
brängt, hätten nur die Wahl gehabt, entweder ſich durch Ablehnung 
in gefährliher Welfe zu ifoliren oder fih zum Beitritt zu ent» 
fließen. Defterrei mit Ungarn no im Kampf um bie Erifteny 
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Venedig vergeblich belagernd, mit Sardinien noch zu keinem Frie⸗ 
den gelangt, würbe zwar diplomatiſch proteſtirt, aber gewiß keinen 
Krieg angefangen haben. Statt daß aber Preußen dieſe günftige 
Lage benügt und raſch und energifch ben Reichsbund zum Abſchluß 
gebracht hätte, zögerte es ängftlich, ließ Defterreich erſtarken und bie 
Gegenplane der Mittelfiaaten zur Reife Tommen. Und warum 
das? Mavdowig*) gibt und einigen Aufſchluß darüber. Er weist 
darauf hin, daß es in Berlin am Hof eine mächtige einflußreiche 
Partei gab, welche die nationalen Beftrebungen mit ben revolutio⸗ 
nären zufammenwarf und in Unterflüßung ber erfteren eine bebenf- 
liche Gefahr für die preußiſche Monarchie fah und In unfinniger 
Verblendung über das was bie Chre Preußens forderte, gegen beffen 
beutfche Politik die feindfeligfte Oppofition machte und ſowohl bei 
Hof ald au in der Preſſe eine fehr rührige Thaͤtigkeit entwickelte. 
Dadurch lähmte fie wenigſtens die Kraft und Sicherheit der Be⸗ 
mwegung in Betreff ber deutſchen DBerhältniffe und Hatte um fo 
mehr Erfolg, da fie an höchſter Stelle eigenthümliche Bedenklich⸗ 
lichkeiten und Gewiſſensſkrupel, Vietätsrüdlfichten gegen Oeſter⸗ 
reich und die deutſchen Fürften zu Verbündeten gewann. „Preußen“, 
fagt Radowitz mit ſpezieller Beziehung auf die Anfichten des Kö⸗ 
nigs, „wollte nicht den Kampf Deflerreihs um Sein und Nicht- 
fein fleigern, e8 wollte nicht dem Aufruhr in Ungarn und Italien 
und den Bährungsfloffen in den Exrblanden neue Ausfiht und 
dadurch neue Nahrung zuführen, es wollte nicht die deutſchen Dy⸗ 
naftien der Mittelftaaten Geſchicken ausfegen, beren näherer ober 
fernerer Ausgang unſchwer vorauszufehen war. Mit einem Wort, 
die Krone Preußen Bielt fich durch eine höhere Pflicht gebunden, 
in ihrem Streben zur Einigung ber Nation nit die Nevolution 
zum Bunbeögenofien zu berufen. Dieſes Gebot wurde dad ſchlecht⸗ 
bin oberfte, ihm mußte jede andere Rückſicht fich unterwerfen. 
Auch die naheliegende Betrachtung, daß Defterreich und bie verei⸗ 


*) Rabowig Gäriften, Bo. II. p. 160--179. 
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nigten Höfe eben aus ihrer Kenntniß dieſes Standes der Dinge 
ben Anreiz und die Zuverfiht fchöpften, den Widerſtand bis aufs 
Aeußerſte zu treiben, vermochte nicht der unbebingten Pflichterfül« 
lung zu entheben.“ *) 

Der Dank von Haus Deflerreih für dieſe zarte Rückficht 
Heß nicht lange auf fi warten. — 

Indeſſen wurden von Preußen doch einige Schritte zur Bes 
gründung des verheiffenen Bundesſtaates gethan. Am 18.. Juni 
trat eine gemeinfame Behörde für das bundesſtaatliche Proviforium, 
ber Verwaltungsrath in Wirkfamfelt, einige Wochen ſpäter wurbe 
ein Reichsſchiedsgericht eingeſetzt. Allmählig erklärten Baben, bie 
beiden Heſſen, Naffau, Divenburg, Medienburg, Braunſchweig und 
die meiſten Kleinſtaaten ihren Beitritt. 

Dagegen boten die Demokraten alle ihre Streitkräfte in der 
Preſſe und in den Kammern ber Mittel- und Kleinſtaaten auf, 
um dad AZuftandefommen eined Bundesſftaates unter preußifcher 
Leitung zu verhinbern, weil fie wohl einfahen, daß alsdann revo⸗ 
Intionäre Beftrebungen Feine Ausfiht auf Erfolg mehr haben 
würden. Sie entblöbeten ſich nicht jebt als Vertheidiger bed 
Partikularismus aufzutreten. Die der preußifchen Hegemonie abge» 
neigten Regierungen der Mittelftaaten, die im inneren Fragen in 
beftändigem Kampfe mit der Demokratie waren, ſcheuten ſich ebenfalls 
nicht ihre Bunbesgenoffenfhaft gegen Preußen anzunehmen und 
fih in diefer Beziehung auf den Volkswillen zu berufen. 

Der mächtigſte Feind des preußiſch⸗deutſchen Bundesſtaates, 
der allen übrigen Gegnern einen Rückhalt gab, war Oefſterreich. 
Sobald es etwas freiere Hand in Ungarn hatte, befaßte es fi 
ernftlih mit den deutfchen Angelegenheiten. Die Brüchte feiner 
Tätigkeit machten fih bald bemerflih. Am 13. Auguft kapitu⸗ 
lirte der ungariſche Oberfeldherr Goörgei mit den Ruſſen, am 21. 
floh Kofjuth aus Ungarn. Sept fand Baiern für feine Oppofi⸗ 


®) Rabowig Gef. Schriften Bo. IL p. 185. 
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tion gegen Preußen einen Anhalt, und lehnte am 8. Sept. den 
Beitritt zum Dreikönigsbündniß definitiv ab, weil e8 eine Ver⸗ 
faffung nit anzunehmen vermöge, welche Oeſterreich nicht gleich⸗ 
mäßig umfaſſe und die Negierungdgewalt an Preußen übertrage. 
Bald darauf (26. Sept.) folgte auch Würtemberg, und nun fan- 
ben auch Sachfen und Sannover den Zeitpunft geeignet, abtrünnig 
zu werben. Als nämlich ver Verwaltungsrath für die Leitung der 
gemeinfamen Angelegenheiten der mit Preußen verbündeten Zürften, 
welcher in feiner Mehrheit fortwährend auf Berufung eines Reichs⸗ 
tages gedrungen Hatte, endlich im Oktober den Beſchluß faßte, 
die Wahlen der Abgeorbneten zum Volkshaus auf den 15. San. 
19350 audzufchreiben, erinnerten fidh die opponirenden Geſandten 
Sachſens und Hannovers der Vorbehalte ihrer Regierungen und 
zeigten ihren Austritt an. Die Vertreter der treugebliebenen Re⸗ 
gierungen erklärten die Geltendmachung diefer Vorbehalte für nich⸗ 
tig, da fie durch den Inhalt der fpäteren gemeinfhaftlihen Eröff⸗ 
nungen an bie anderen beutfchen Regierungen aufgehoben würden, 
indem fie mit Preußen ihre Genofien zum unbebingten Beitritt 
aufgefordert hätten. Sie erklärten, ba es biöher nicht gelungen 
fei, bie fübdentfhen Negierungen zum Beitritt zu vermögen, fo 
Rebe nur die Bildung eined norddeutſchen Sonderbundes in Aus- 
ficht, wozu fie nicht die Hand bieten wollten. Der Verwaltungs- 
rath Hielt jedoch feinen Beichluß aufrecht, die Berufung eines Reichs⸗ 
tags wurde definitiv angeordnet, die Stadt Erfurt zum Sigungsort 
beftimmt und die Wahlen auf ven 31. Jan. 1850 auögefihrieben. 
Jet rückte Defterreih mit einer entſchiedenen Proteftation hervor. 
Zunächft gelang e8 Ihm, Preußen babin zu bringen, daß es am 
80. Sept. mit ihm eine Lebereinkunft abfchloß, wornach die Cen⸗ 
tralgewalt, welche Erzherzog Johann immer noch formell inne 
gehabt Hatte, interimiftiih 5i8 zum 1. Mai 1850 auf Preußen 
und Deflerreich überging. Es wurde eine interimiftifche Bundes⸗ 
Aommiſſion gebildet, bei welcher General Schönhals der Haupt⸗ 
vertreter Oeſterreichs und General von Radowitz ber Preußens war; 
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fie trat erft im Dezember zufammen, vermochte aber nicht die Ein- 
richtung lebensfählg zu machen. Oeſterreich erklärte nun, daß mit 
dem Wegfull des Bundestags die Bundesverfaffung nicht aufgehört 
babe, mit derfelben aber ein Reichsbund mie Preußen ihn beab⸗ 
fichtige nicht vereinbar ſei. Bald tarauf folgte eine mit Drohun⸗ 
gen verfeßte Proteftation gegen den Erfurter Neichötag, der als 
eine Verletzung der Bunbeöpflichten bezeichnet wurde. Zugleich 
fuchte die öſterreichiſche Preſſe, zunächſt in der Wiener Zeitung 
vom 26, Dftober und fpäter in einer befonderen Denkſchrift — 
mit Vorfchlägen einer öfterreihifch-beutfchen Zol- und Handels⸗ 
einigung zu ködern, deren Grundgedanken und Cinzelvorfchläge 
jener Duckwitziſchen Denkjhrift vom 12. Febr. entnommen waren, 
aber jetzt natürlich, wo Fein einiges Deutjchland der Öfterreichifchen 
Sefammtmonardhie gegenüberftand, ihre Bafld verloren Hatten. 
Schon damals machte die Kölner und die deutiche Zeitung darauf 
aufmerkfam, daß die öfterreichifchen Vorfchläge in weſentlichen Din- 
gen mit etwas verändertem Wortlaut mit den von Duckwiz ges 
machten übereinftimmten. 

Defterreihs Bemühungen, eine Oppofition gegen die preu⸗ 
Bifchen Plane zu organifiren, fanden bei den Köntgreichen erwünfchten 
Anklang. Beſonders Baiern, das fih berufen glaubte, als dritte . 
deutſche Großmacht fih an die Spite bes übrigen Deutſchlands 
zu ftellen, betrieb die Sache eifrig und es gelang ihm in Verbin 
dung mit Würtemberg und Sachſen einen Gegenentwurf gegen bie 
von Preußen angebotene Verfafſung zu Stande zu bringen, der 
nach gögenfeitigem Vertrag vom 27. Februar 1850 veröffentlicht 
wurde. Die Bundedregterung follte nach demſelben aus fleben von 
Defterreih, Preußen, Baiern, Sachfen, Hannover, Würtemberg und 
den beiden Heſſen ernannten Mitgliedern gebildet werden und die 
übrigen Bundesglieder ſich nad freier Verſtaͤndigung an diefe fleben 
anfehliepen. Die Bundesregierung follte wie ber ehemalige Bun- 
destag von Inftruftionen der betreffenden Negierungen abhängig 


fein und bei Berfaffungsveränderungen nur durch Btimmeneindel 
Klüpfel, deutiche Sinheitsbeftrebungen. 
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ligkeit bindende Beichlüffe faflen können. Völkerrechtliche Vertre⸗ 
tung des Bundes, Entſcheidung über Krieg und Frieden, Ober⸗ 
leitung der bewaffneten Macht, Erhaltung der inneren Ruhe und 
Sicherheit, Erhebung der Matrikularbeiträge, Oberaufſicht über 
Zoll⸗ und Handelsangelegenheiten und die Verkehrsanſtalten ſollten 
die Befugniffe der neuen Centralgewalt ſein. Die Nationalver⸗ 
tretung, welche zur Mitwirkung an ber Bundeögefehgebung berufen 
werben follte, Hätte aus 300 Mitgliedern beftehen follen, wovon 
100 auf Deflerreih, 100 auf Preußen und 100 auf die übrigen 
Bundesſtaaten kämen. Ihre Befugnifie beichränkten fih auf Mit⸗ 
wirkung bei der Bundeögefeßgebung, auf die Zuftimmung bei ben 
Bundesaudgaben und auf das Betitiondrecht in gemeinſamen Bun- 
dedangelegenheiten. Die Wahl follte nicht unmittelbar durch das 
Volk, fondern durch die Landesvertretungen in ven einzelnen Bun⸗ 
desſtaaten vollzogen werden. Es wäre mithin dieſes Parlament 
feine wahrhafte Nationalvertretung, fondern ein Staatenhaus von 
ſehr befchränkter und bei dem öfterreichifchen Syſtem kaum lebend» 
fähiger Wirkfamfeit geweſen. 

Der große Vorzug, den die von Preußen angebotene Reichs⸗ 
verfaffung ſowohl in einheitlicher, als im freibeitlicher Beziehung 
vor ber batrifh-würtembergifchen voraus hatte, war einleuchtend, 
die Teßtere Tonnte nur auf dem Standpunkte fürftlicher Partikular⸗ 
fouveränität befriedigender erſcheinen. Defterreih Hatte an hen 
Beratbungen über dad Münchener fogenannte Vierkönigsbündniß 
(das jedoch Hannover wohl mit berathen, aber nicht angenommen 
hatte) keinen unmittelbaren Antheil genommen, ſich aber, als bie 
Königreiche ihre Vorſchläge vorlegten, zuſtimmend ausgefprochen 
und feinen Beitritt in Ausficht geftelt, unter der Vorausſetzung, 
daß bie Bundeögewalt auf die im Entwurf bezeichneten einzelnen 
Punkte befigränkt bleibe, und Oeſterreich die Möglichkeit geboten 
werde, fich dem Bunde mit dem gefammten Gebietsumfang des 
Kaiſerihums anzuſchließen. Oeſterreich Hätte fih wohl in Teinem 
Sal mit der dem wahren Wachtverhältniß gar nicht entſprechenden 
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einen Stimme bet der Bundesregierung begnügt. Schon diefer 
eine Punkt, daß Defterreih und Preußen formell nicht mehr zu 
fagen haben follten „ ald die Eleinen Königreiche, hätte das ganze 
Berfaffungsprofeft unausführbar machen müſſen. Ueberhaupt tft 
es wahrſcheinlich, daß der ganze Entwurf nicht ſowohl in der 
Abficht gemacht wurde, ihn wirklich auszuführen, al nur um 
Beifpieldmeife den guten Willen zu einer deutfchen Gefammtverfaf- 
fung zu zeigen und ein Panier für tie Oppofition gegen Preußen 
aufzuftellen. 

Während nun Defterreih ben königlichen Negierungen ent- 
gegenfam und felbft die Allianz der Demokratie nicht verfchmähte, 
um die Stimmung gegen Preußen zu nähren, entwidelte bie bun- 
desſtaatliche Partei in den Königreihen eine rege Thätigkeit für 
den Anſchluß an Preußen. Die Preffe, nicht nur die Deutfche 
Zeitung , fondern auch die Kölner, die Braunſchweiger Reichs⸗ 
zeitung, die Weferzeitung und andere wirkten mit Entſchiedenheit 
und Geſchick in diefem Sinn. Die bundedftaatlichen Vereine lebten 
neu auf, traten in Verbindung miteinander und erließen öffentliche 
Erklärungen und Adreſſen an ihre betreffenden Negterungen, worin 
fie ihre Anfthten und Wünſche mit Wärme darlegten. Die vater- 
ländifhen (konftitutionellen) Vereine in Würtemberg veröffentlichten 
im Oftober 1849 eine Eingabe an dad Minifterium, worin fie 
die dringendften Wünfche für den Anfhluß an das Dreikönigs⸗ 
bündniß Fund gaben und erklärten „wenn die Anhänger der gefeb- 
lichen Ordnung zu der fehmerzlicden Ueberzeugung kämen, daß die 
deutiche Einheit und Größe abermals in das Meich der Träume 
verwieſen werben wolle — fo würden fle zwar felbft den Boden 
des Geſetzes nicht verlaffen, aber fie würden ſich, wenn dieß von 
anbeser Seite gefchähe, außer Stand geſetzt fehen, den Umfturz- 
befirebungen mit dem bisherigen Muth entgegenzutreten und bie 
Throne würben fih alsdann nicht mehr von Schaaren getreuer 
Bürger, fondern nur noch von dem Schuß der Bayonette umgeben 

fehen.“ Eine am 13. Januar 1850 zu Plochingen gehaltene, 
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von einer großen Zahl aus dem Mittelftande befuchte Verſamm⸗ 
lung unterzeicänete eine Erklärung worin ausgefprochen wurde, „baß 
feine andere Möglichkeit vorhanden fet, eine wahre deutſche Einheit, 
den deutſchen Bundesſtaat, die Bedingung ber Macht und der Ehre 
wie der Freiheit Deutſchlands ind Lehen zu führen, als ber von 
Preußen vorgelegte Verfaſſungsentwurf.“ 

Man kann fagen, die weit überwiegende Mehrheit des gebil« 
beten Mittelftandes, die ganze Eonflitutionelle Partei mit ihren 
Sraftionen nah rechts und links, war jetzt für ben preußifch- 
deutſchen Bundesſtaat. Die Negierungdorgane dagegen und bie 
demofratiiche Preſſe metteiferten in ver leidenſchaftlichſten Polemit 
gegen Preußen. Der König von Würtemberg ſprach fich fogar 
ferbft in der Thronrede bei Eröffnung der Landesverſammlung am 
15. Mär; 1850 mit einer in der Diplomatie fehr feltenen Offen 
berzigkeit gegen das Bündniß vom 26. Mai 1849 aus. Er fagte 
darin: „Deutfchland Hat feit ven Märzereigniffen ded Jahres 1848 
nicht aufgehört, der Spielball der Parteifuht und des Ehrgeizes 
zu fein. Der deutſche Einheitöftaat ift ein Traumbild, und das 
gefährlichfte aller Traumbilder, ebenſowohl unter dem deutſchen, 
als unter dem europäifchen Geflhtöpunfte Alle Wege, welche 
man nach diefem verkehrten Ziele bereitö eingefchlagen hat und noch 
ferner einjhlagen möchte, werben immer nur zum Gegentheil, das 
heißt zur Spaltung und Auflöfung der Gefammtheit führen. Die 
wahre Stärke und Eintracht, die wahre Kultur und Breiheit ver 
Nation beruht im lebten Grunde .auf der Erhaltung und ‘Pflege 
der Eigenthümlichkeit und Selbfländigfeit ihrer Hauptflimme. Eine 
jede gewaltfame Verſchmelzung der letzteren, eine jebe abfolute Un⸗ 
terordnung eines Sauptftammes unter ben andern würde der An⸗ 
fang unferer inneren Auflöfung und das Grab unferer nationalen 
Eriftenz fein. Für die rechte, für die dauerhafte Einigkeit unferes 
Geſammtvaterlandes gibt es nur eine einzige politifh mögliche und 
praktifh durchführbare Verfaſſungsform, es iſt bie föderative. 
Glücklicherweiſe iſt dieſe Form einer weit größeren Stärke und 


Erfurter Barlament. 533 


Kraftentwichtung im Innern und nach außen fähig, als bie bis⸗ 
herige Bundedverfaffung fie gewährte. Daß man diefe Wahrheit 
zuerft in Frankfurt und nachmals in Berlin verfannte, Hat bie 
gegenwärtige Spannung und Verwirrung unferer Zuſtände ganz 
allein herbeigeführt. Die unparteiiſche Gefchichte wird es einft nicht 
verfääweigen, welche Zwecke und welche Leivenfchaften das Bündniß 
vom 26. Mai geftiftet Haben. Die Größe und die Einigkeit ver 
Nation Haben nichts mit ihm gemein, auf die Volksſympathien 
fann es Teinen Anſpruch machen; es iſt ein künſtlicher Sonder- 
bundsverſuch, auf den politiſchen Selbſtmord der Geſammtheit be⸗ 
rechnet, und ebendeshalb in der Mitte von den drei größten Land⸗ 
mächten ohne Ausfiht auf Beſtand in den Tagen ber Gefahr. 
Die Durchführung dieſes Bündniffes würde nicht zu vollbringen 
fein ohne einen offenen Bundesbruch. und ohne eine wifjentliche 
Verletzung jener feierlihen Traktate, worauf unfere Stellung und 
unfere Unabhängigkeit gegen Europa, ſowie das politifhe Gleich» 
gewicht Europa’8 überhaupt beruht.“ Als Preußen hierauf feinen 
Gefandten von Stuttgart abberief und dem würtembergifchen tn 
Berlin feine Päfſſe gab, ſah man im bundesftaatlichen Lager dieß 
ale Zeichen an, daß Preußen fefthalte an feinen Planen. Es 
fehritt zwar hehutfam und ängftlih, aber unverkennbar auf dem 
betretenen Wege weiter. Der nur theilmwelfe Beitritt der deutfchen 
Megierungen machte einige Veränderungen des Verfafiungsentmurfs 
nöthig. Diefem Bedürfniß wurde durch eine Additionalakte vom 
26. Febr. 1850 entſprochen. Der zu errichtende Bundesftaat follte 
vorläufig noch nicht deutſches Reich, fondern Union heißen; den 
noch nicht beigetretenen Staaten wurbe der Beitritt offen erhalten 
und das Fürftenfollegium etwas anders zufanımengefegt. Die Wahs 
len zum Staaten» und Volkshaus nach Erfurt wurden vorgenom⸗ 
men, fanden aber bei dem Volk nur laue Theilnahme, da bie 
Demokraten fih der Wahl enthielten. Diele Abgeordnete wurden 
nur durch Minoritäten gewählt. Die fogenannten Gothaer waren 
die verhältnigmäßig zahlreichfte Partei der Verſammlung. Sie 
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bifdeten die linke und verfochten Die Sache der deutichen Einheit, 
wenn auch den veränderten Verhältniffen Rechnung tragend, doch 
mit der in Frankfurt erprobten Entfchiedenheit. Neben ihnen Hatten 
fih gar viele Mitglieder der Nriftokratie und Büraukratie einges 
funden, die fih al8 erſte Aufgabe flellten, mit der Revolution zu 
breden und da fie auch die nationale Bewegung zur Revolution 
rechneten, mit dem Vorſatz nah Erfurt gefommen waren, bem 
beutfehen Bundesſtaat nach Kräften entgegenzutreten. Einige von 
ihnen hatten ihren Wählern offen erklärt, fie würben gegen die 
PBerfaffung vom 26. Mai auftreten. Die Bufammenfegung der 
Berfammlung erweckte Feine großen Hoffnungen, doch eröffnete der 
Anfang befiere Ausfichten, ald man erwartet hatte. Der preußifihe 
Neihsfommiffär, General von Radowitz, fuchte in einer glänzenden 
Rede (26. März 1850) die Politit Preußens zu rechtfertigen, 
erkannte das Recht Deutſchlands auf ein wahrhafte® und lebendi⸗ 
ged Geſammtweſen feiner Staaten an, bezeugte den guten Willen 
der preußiſchen Regierung, mit ber fie die ſchwere Aufgabe zu 
löſen geftrebt Habe, eine politiſche Form zu finden, in der die be- 
rechtigte Vielheit und die nothmendige Einheit zufammengeben 
könnten. Er rief gegenüber von gehäſſigen Ungriffen, die neuer- 
dings laut geworden fein, die künftige Gefcichte zum Zeugniß 
an, daß Preußen Feine andere Leidenfchaft dabei gehabt, als bie 
Liebe zum großen theuren Baterland, und daß es Feinen andern 
Zweck dabei verfolgt, als den letzten Berfuch zu machen, die Eriftenz 
ber Einzelftaaten vor den Gefahren zu fchirmen, melche die nächfte 
jener hiſtoriſchen Krifen, die im Laufe der Zeit nie ausbleiben, 
über fie verhängen werde. Diefe Rede machte tiefen Eindruck, 
innerhalb und außerhalb der Verfammlung folgte ihr großer Bei- 
fall; aber nachher fand man doch, daß Nabowik über die Art, 
wie Preußen feine Vorſchläge zu verwirklichen beabfichtige, eigentlich 
nichts Beſtimmtes gefagt habe, und als vollends feine Eröffnungen 
im Verfaffungsausfhuß des Volkshauſes weit hinter den Erwar⸗ 
tungen zurückblieben, bie feine Rede erwedt hatte, fo fanfen die 
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Hoffnungen gewaltig... Nach mehrfachen ſchwankenden Berathungen 
in den Clubs Hatte fih enblih eine Majorität für die Anficht 
gebildet, daß man die angebotene Verfaſſung in Bauſch und Bogen 
annehmen müfje, weil man auf biefe Weife die verbündeten Re⸗ 
gierungen am ficherften zu binden glaubte. Nun überrafchte aber 
Radowitz mit der Erklärung, daß der Berfaffungsentwurf vom 
26. Mat, fo wie er vorliege, den Anſichten der Negierungen und 
den Bebürfnifien der Gegenwart nicht mehr entfpreche, daß er 
weientlicher Aenderungen bebürfe, und daß man erwarte das Par« 
Iament werde mit Anträgen darauf entgegegenfommen. Aehnliche 
Sröffnungen mahte im Verfaſſungsausſchuß des Stantenhaufes 
Sachſens Vertreter im Verwaltungsrath, von Carlowitz. Er war 
fo ehrlich, die Bedenklichkeiten der Megierungen in ihrem ganzen 
Umfang einzugeftehen. Man finde, fagte er, daß das Necht ber 
Reichsgewalt, über Krieg und Frieden zu entjcheiden, doch gar zu 
fehr mit der Bundesakte in Widerſpruch ftehe, man fürdte, Oeſter⸗ 
reich und die drei Königreiche, welche fich dem Münchener Entwurf 
angejihlofien, werben gegen bie Errichtung der Union ernftlihen 
Widerſpruch erheben, felbit England und Frankreich werben ihre 

Zuftimmung verweigern, es fei daher dringend nöthig, die Unions⸗ 
verfaffung der durch europälfche Verträge garantirten Bundeögkte 
anzupafien. Es ſchien Preußen fürchte beinahe, die Union» 
Berfafiung möchte durch die Zuftimmung des Parlamentd ge» 
lingen und Konflikte mit den auswärtigen Mächten herbeiführen, 
für deren Löfung man keinen Rath wußte Kurz es ließ ſich 
ganz dazu an, daß man erwarten mußte, nächſtens die Erklärung 
zu vernehmen, es habe fih die Verfaffung vom 26. Mai als 
unausführbar eriviefen, man habe daher das ganze Unionsprojekt 
aufgegeben, und wenn auch die preußifche Regierung Bedenken trug, 
dieß geradezu einzugefiehen, fo war es doch in der That nicht 
anders. Dennoch war dad Ergebniß der Iebhaften Debatten im 
Volkshaus zu Erfurt die Annahme der Verfaſſung in Bauſch und 
Bogen, durch 125 Stimmen gegen 85, mit ber Zufage nachträg« 
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licher Meviflon. Daß der preußifche Minifter v. Manteuffel, wenn 
auch nur in feiner Eigenfhaft als Abgeordneter, wie er ausdrück⸗ 
lich verficherte, und unter muthigen Worten, das Panier ver 
Unton hoch halten zu wollen, dagegen gebrochen und geftinmt 
hatte, war ein ſchlimmes Vorzeihen für die Aufnahme dieſes Be⸗ 
fehluffes in Berlin. Das Organ der Megierung, die deutſche 
Reform, ſprach fich jeboch befriedigt aus und man hoffte aufs 
Neue auf das MWorfchreiten Preußend. Mit großer Selbftver- 
läugnung ging nun die Verſammlung auf die Revifion ein, und 
leiftete hiebei dad Aeußerſte In der Nachgiebigkeit gegen die Wünſche 
der Negierungen, um nicht den Vorwurf auf fi zu laden, man 
babe dur Beharren auf demofratifchen Beflimmungen der Ver⸗ 
wirffichung der Unton Hinderniffe bereitet. Der Neihötag mar 
nun mit feiner nächftliegenden Aufgabe fertig und wurde am 29. 
April geſchloſſen unter Aufpicien, vie ahnen ließen, e8 werde ihm 
fein zweiter folgen. | 

Jet aber rüdte Defterreih mit einem Gegenftreih hervor, 
den es wohl Längft beabfichtigt Hatte, mit einer Einladung an vie 
deutſchen Regierungen zur Wiederaufnahme des Bundestags. Cine 
Eirkularbepefhe vom 26. Aprit 1850 forderte auf, Bevollmäch- 
tigte zu einer Plenarverfammlung nah Frankfurt zu fenden, um 
dort die Bildung einer neuen proviforiihen Gentralgewalt und 
dann bie Reviſion der Bunbesverfaffung vorzunehmen. Zwar ver- 
fiherte Fürſt Schwarzenberg, er denke nicht entfernt an eine Rückkehr 
zum alten Bundedtag, die Vertreter der mit Defterreich verbün- 
beten Regierungen zeigten fich höchſt entrüftet, wenn in ber Preffe 
oder in den Fonftitutionellen Verſammlungen derartige Boraus- 
fegungen auftauchten; man wolle, wurde verfihert, nur einen 
legalen Ausgangspunkt für aufrichtige Neformen gewinnen. Nun 
aber ſchien man in Berlin zu erneuter Thätigkeit für die Union 
ih aufraffen zu wollen. Auf Anregung des Herzogs von Gotha, 
der ſich fehr für das Zuſtandekommen der Union intereffirte, lud 
ber König von Preußen die Unionsfürften zu einem Kongreß nach 
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Berlin ein, um mit Hinweglaſſung der diplomatiſchen Scheidewaände 
perfönlih und freundfchaftlih zu berathen. Am 9. Mai, dem 
Himmelfahrtstag, wurde der Kongreß mit einem feierlichen Gottes⸗ 
dienfte eröffnet und nach demfelben hielt der König eine ausführ⸗ 
liche Anſprache an die Berfammelten. Anftatt nun, wie man 
erwartete, den Uniondvertrag als eine vollendete Thatfache voraus⸗ 
zufegen und die Fürften beim Wort zu nehmen, flellte ihnen der 
König völlig frei, ob fle bei der Union bleiben wollten, ja er 
kam ihnen fogar mit der Vorausfegung entgegen, daß fie es theil- 
meife vorziehen würden, dem Rufe Oeſterreichs zu folgen. Des 
Könige Rede mit ihrem Grundſatz freiefter Vereinbarung entfchied 
vollends das Geſchick der Union, das heißt ihre Auflöfung. Denn 
diefe war thatfächlich das Ergebniß des Berliner Fürftencongreffes, 
obgleich die offiziellen und halbofftzielen Mittheilungen Anfangs 
verfündeten, die Union fei neu befeftigt und ed habe die preu⸗ 
ßiſche Politik einen volfländigen Sieg errungen. Erſt nach und 
nah kam ed. heraus, daß Kurheflen durch feinen neuen von Preu⸗ 
Ben bezogenen Minifterpräftdenten Haſſenpflug zwar nicht offen, 
aber bedingt fich Tosgefagt habe, daB deshalb die definitive Kon 
flituirung noch nit ftattfinden Fünne, daß die Union den Frank⸗ 
furter Congreß befchidlen werde, und zwar'nicht einmal ald Ge⸗ 
fammtheit, fondern fo, daß die einzelnen Regierungen ihre Ge⸗ 
fandten hinſchicken. 

Das Nufgeben der Union fuchte man vor der Hand unter 
der Hülle eined neuen Proviforiumd zu verdecken, das fogar mit 
Errichtung des Fürftenkollegiumd ausgeflattet wurde. Aber ihre 
politifche Bedeutung war jedenfalls dahin. Das Vertrauen auf 
Preußen, das der König in feiner Proflamation vom 15. Mai 
1849 fo zuverſichtlich herausgefordert hatte, war zu Schanden 
geworden. Die Geringſchätzung des Volkswillens, die Friedrich 
Wilhelm durch die Ablehnung der Kaiſerwahl gezeigt hatte, rächte 
fh Bitter an dem eigenen Werk, dad er ohne das Volk in Fürs 
zefter Srift Hatte zu Stande bringen wollen. Denn dad war von 
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Anfang an der Todeskeim der Union, daß ihr die Begeifterung 
des Volkes fehlte, daß feine Mitwirkung abgewiefen wurde in 
dem Wahn, auf dipfomatifchem Wege mache fih Allgs viel befier 
und ficherer. Das preußifhe Minifterium Hatte mit Aengftlichkeit 
die Theilnahme der nationalen Partei als flörend von fich gemiefen, 
Radowitz verbat fich einmal von Gagern geradezu ihre Mitwirkung. 
Preußen und mit ihm Deutſchland follten aber noch fchlimmere 
Erfahrungen machen über die Wirkungen einer von ber Nation 
ifolirten Diplomatie, 

Zunähft handelte es fich in dem Streit zwifchen Oeſterreich 
und Preußen um die Anerkennung der Frankfurter Berfammlung, 
ob fie eine legitime Kortfegung des Bundestags oder eine freie Kon- 
ferenz fe. Schon vor dem Berliner Fürftencongreß hatte Preußen 
dagegen proteftirt, daß Defterreich auf den Grund feiner früheren 
Präfidialbefugnifie beim Bundestag die Einladung zum Branffurter 
Kongreß erlaffe; da der Bundestag durch rechtsgültige Beſchlüſſe 
im Sabre 1848 aufgelöst worden, feien auch die Vorrechte Defter- 
reichs erlofhen; und nach dem Fürſtencongreß wurbe biefe Ein- 
fprahe von Preußen und den mit ihm verbünbeten Regierungen 
in verflärktem Maße wiederholt. Gin Theil der Negierungen be= 
ſchickte nun die VBerfammlung in Brankfurt dennoch, aber von ben 
17 Stimmen der alten Bundeöverfammlung waren nur 8 ver- 
treten, Defterreih, Sachen, Hannover, Würtemberg, die beiben 
Hefien, Dänemark für Holftein und die Niederlande für Luremburg. 
Die Abgeorbneten ber Unionsfürften fanden ſich auch ein, aber 
mit Proteftation gegen die Berechtigung des Plenums; und unter 
befländigen Notenwechfel der beiden Großmächte ſtanden beide Par⸗ 
teien einander gegenüber, ohne zu einer gemeinfamen offiziellen 
Thätigkeit gelangen zu Eönnen, bis durch den Beitritt einiger 
Heinen Staaten die Bundeöverfammlung zu 12 Stimmen anwuchs 
und am 2. Sept. beſchlußfähig wurde. Da Preußen fortwährend 
in Oppofltion verharrte, wurden jebt die fehleswig = holfteinifchen 
und befien=Fafjefchen Angelegenheiten von Deflerreich und Baiern 
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als Mittel benützt, um Preußens Wilffährigkeit zur Herſtellung 
bes Bundestags zu erzwingen. Wir müſſen daher einiges über 
die Geſchichte dieſer beiden Länder einfchalten. 

Sogleich nah Ablauf des Malmder Waffenflilfftandes, am 
3. April 1849 Hatten die Dänen ben Krieg wieder begonnen und 
den Deutfchen Gelegenheit zu einer Reihe glänzenter Waffenthaten 
gegeben. Während das deutjche Reich durch Ablehnung der Kaifer- 
Trone in Berlin eine fo beflagendwerthe Niederlage erlitt, wurde 
das größte und befte Linienjchiff der Dänen, Chriſtian VIIL, das 
einen Angriff auf Eckernförde verfucht Hatte, von der ſchleswig⸗ 
boffteinifchen Artillerie zufammengefchoffen und in die Luft gefprengt, 
und die Fregatte Gefton fo beſchädigt, daß fie fich ergeben mußte, 
um als erfle Eroberung des deutſchen Neiches zur See einen Bei⸗ 
trag zu der neu gegründeten beutfchen Flotte zu bilden. Anftatt 
aber daß man dem tapfern deutfchen Heere geftattet Hätte, auf der 
Siegesbahn weiter zu fhreiten, die zu einer gänzlichen Niederlage 
der Dänen hätte führen müſſen, legte die Diplomatie, von den 
Drohungen Rußlands eingefchüchtert,, fortwährend den Hemmſchuh 
ein und reducirte den Kampf auf einen refultatlofen Vertheidigungs⸗ 
frieg gegen die Dänen. Doch gelang es der ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Armee noch, die an Zahl überlegenen Dänen in offener Feld» 
ſchlacht am 23. April bei Kolding zu beflegen. Während nun 
Sriedensunterhandlungen eingeleitet wurben, bei denen ed barauf 
angelegt war, die Schleöwig = Holfteiner um bie Frucht ihrer Siege 
zu bringen, wurde das Heer, welches die Feſtung Friedericia bes 
lagerte, von den Dänen, die auf einer unbewachten Seite mit 
Wiflen des preußifchen Obergenerald in großer Zahl in die Feſtung 
geworfen worden waren, in der Nacht vom 5. auf ben 6. Jul 
überfallen und beflegt, aber auch die Dünen fo zugerichtet, daß 
fie Teinen zweiten Sieg der Art hätten aushalten Tönnen. Auf 
diefen Feldzug erfolgte nun anftatt eines die Rechte Schleswig» 
Holfteind anerfennenden Friedens, ein am 10. Juli von Preußen 
abgeſchloſſener Waffenſtillftand, wodurch Schleswig vorkiuflg von 
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Holftein getrennt, erfleres von ſchwediſchen, und letzteres von 
preußiſchen Truppen befebt, die Landeöverwaltung Schleswigs aber 
einem bänifchen, preußiſchen und englifhen Kommiflär übergeben 
wurde. Die beigefügten Srievenspräliminarien ftellten eine defini- 
tive Trennung Schleöwigs von Holftein in Ausfiht. Die fehle 
wigifche Landesverwaltung wurbe wirklich eingefeßt und brachte eine 
ſchwere Leidendzeit für das Land, wodurch natürlich der Groll 
gegen Dänemark neu gefleigert wurbe. Die Friedensunterhand⸗ 
Jungen wurden fowohl von Seiten Preußens, als auch von ber 
fchleswig = holſteiniſchen Statthalterfhaft fortgefegt, aber von Däne 
mark, das auf die Unterflügung Rußlands rechnete, die verſoͤhn⸗ 
lichten Vorſchlaͤge abgewieſen. Endlich kam Preußen, dad im 
Frühiahr 1848 verheißen hatte, die Rechte der Herzogthümer mit 
aller Macht fügen zu wollen, fo weit in feinen Conzeſfionen 
gegen Dänemark, daß es den Frieden vom 2. Juli 1850 ab 
ſchloß, wornach der Stand vor Beginn des Krieges wiederhergeſtellt 
werben follte, und der König von Dänemark die Intervention ded 
deutſchen Bundes zu Herſtellung feiner Autorität in den Herzog: 
thümern anrufen Eonnte. Gin deutſches Reich, das zum Schuß 
ber Herzogthümer hätte einflehen können, gab e3 jetzt nad Auf 
löfung der Nationalverfammlung nicht mehr, dagegen vereinigten 
fih die Bevollmächtigten Dänemarks, Frankreichs, Großbrittaniend, 
Nußlands und Schwedens in London zu der Mebereinkunft, daß 
bie Aufrechthaltung der Integrität der dänifchen Monarchie für it 
Erhaltung des europäifchen Friedens von größter Wichtigkeit fe 
daher die verhandelnden Mächte münfchen müßten, daß die jet! 
unter der daͤniſchen Krone vereinigten Länder in bemfelben Ber 
hältnig zu ihr bleiben. So fehr war das Vertrauen auf Preußen 
gefunfen, daß man fich faft wunderte, als der preußifche Geſandte 
Bunfen beftimmte Verwahrung gegen dieſes fogenannte Londoner 
Protokoll einlegte. Daß aber die Integrität und Einheit Deutſch⸗ 
lands noch weit mehr europälfches Bedürfniß fet, das erklärt, 
fo wahr es auch ift, Kein Diplomatencongreß, man mußte viel 
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mehr glauben, die Diplomaten aller Länder ſeien übereingefommen, 
daß die Zerriffenheit und Uneinigkeit Deutfchlands die Grundbe⸗ 
dingung der Ruhe und des Wohls von Europa ſei. Schleswig⸗ 
Holftein, von Preußen verlaffen, und ohne Rückhalt an Deutfch- 
land, war nun beziehungsweife froh, ungehindert von hemmenden 
Gegenbefehlen der Diplomatie den Krieg allein wieder aufnehmen 
zu fönnen. Denn dies mar die günftigfte, von Radowitz vers 
fochtene Auslegung des Friedensvertrages. Nachdem die preußifchen 
Truppen und deren Obergeneral Bonin abgezogen waren, berief 
die fehleäwig = holſteiniſche Statthalterfhaft den preußifchen General 
v. Willifen, einen berühmten theoretifchen Taktifer, an die Spitze 
ihrer Armee, um den Krieg von Neuem zu beginnen. Uber die 
erfte Schlacht, welche die kampfbegierige Armee lieferte, bei Idſtedt 
am 24. und 25. Juli, ging leider verloren, wahrſcheinlich in 
Folge des von Willifen fehlerhaft angelegten und überdies ungenau 
ausgeführten Schlatplaned. Damit war die Niederlage der Herzogs 
thuͤmer fo gut als entſchieden. Das Volt und das Heer ſetzten 
zwar mit bewundernswerther Ausdauer den Krieg fort, aber die 
Dänen vermieden um fo forgfältiger eine weitere Schlacht, und 
die Diplomatie bemühte fi angelegentlich, dem Krieg ein Ende 
zu machen, ehe ein Sieg der Schleswig-Holſteiner die Anerken⸗ 
nung ihrer Rechte abnöthigen könnte. In Deutſchland zeigten 
ſich zwar viele Sympathieen für den edlen Volksſtamm, der mit 
rührender Treue und Ausdauer für feine Deutſchheit kaͤmpfte, es 
wurden allenthalben Sammlungen von Beiträgen veranſtaltet, aber 
bei aller Aufopferung einzelner Kreiſe der Geſellſchaft war der 
Ertrag im Ganzen gering, da weder aus der Maſſe der Bevöl⸗ 
ferung, noch aus den höheren und reicheren Ständen Beiträge 
floffen. Die Regierungen zeigten, mit Ausnahme einiger Tleinen 
Staaten, Teine Theilnahme für die ſchleswig-holſteiniſche Sache, 
vielmehr eine feindfelige Gefinnung, indem fie darin nur einen 
fehlimmen Meft der Erhebung des Jahres 1848 fahen, deren 
Spuren überall auszurotten fie für die Aufgabe der jebigen Politik 
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hielten. Namentlih war e8 dad Ziel des miebererwachten Bundes⸗ 
tage, Schleöwig » Holftein der daͤniſchen Herrfchaft wieber zu umter- 
werfen. Preußen dagegen Eonnte die Mitwirkung des deutfchen 
Bundestags nicht entbehren, indem ihm daran gelegen fein mußte, für 
den Frieden, ten es im Juli mit Dänemark abgefchlofin Hatte, 
die Ratififation von den deutſchen Bundesſtaaten zu erlangen, die 
erſt dann volljtändig zu erwarten war, wenn eine gewiſſe Ginigung 
mit der öſterreichiſchen Partei hergeftellt war. 

In Kurhefien war dem neuen Bunbedtag eine noch ſchönere 
Reaktiondaufgabe erwachſen. Dort war bad Märzminifterium 
Eberhard, eined der eifrigften für die Unionsſache, im Februar 
1850 plötzlich entlafien, und der von früher her fehr verbaßte 
Haflenpflug aus preußifhen Dienften an die Spitze der Verwal⸗ 
tung berufen worden. Er verfiherte Anfangs, die Theilnahme 
Kurhefiend an der Union fefthalten zu wollen, fptelte aber auf 
dem Fürfteneongreß eine fehr zweideutige Rolle und erklärte endlich 
am 22. Juli den Rüdtritt von der Union offiziell. Deftere Miß- 
trauenderflärungen der Landesverfammlung, enblih Steuerverwei⸗ 
gerung, weil fein verfaffungsmäßiged Budget vorgelegt worden 
war, Hatten wiederholte Kammeranflöfungen herbeigeführt. Als 
nun ein Megierungderlaß vom 5. Sept. dennoch die Forterhebung 
aller Steuern anorbnete, und am 7. die kurheſſiſchen Lande in 
Kriegszuftand orklärt wurden, verfete nicht nur der ſtändiſche 
Ausſchuß fämmtlihe Minifter in Unklageftand, ſondern es ver 
weigerten alle höheren Behörben einmüthig die Vollziehung ver 
angeoroneten Verfügungen und ließen dagegen bie dem Minifterium 
folgfamen Beamten in Anklageſtand verfeßen und verhaften. Selbft 
die Erklärung des Landes in den Kriegszuftand hatte Teinen Er- 
folg, indem man zuerft Feinen General. fand, der die Maßregel 
mit Conſequenz ausführte, und als dies endlih General Haynau 
verfischte, fo verweigerte bie große Mehrzahl der Offiziere mit 
Berufung auf ben geleifteten Berfaflungdeid den Gehorfam und 
- forderte auf weiteres Anbringen ihre Entlaſſung. Die ganz ruhige, 
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geſetzliche Haltung des Volkes brachte Kaflenpflug in große Ver⸗ 
Vegenheit wegen ber weiter zu ergreifenden Maßregeln, endlich 
entſchloß er fih, die Hülfe des Bunbestagd anzurufen und Trup⸗ 
pen zu requiriren. Schon am 1. Nov. rüdten Baiern und Oefter- 
reicher ein, von einem öſterreichiſchen Civilkommiſſär begleitet. Von 
nun an ging der heſſiſche Verfafjungsftreit in ven allgemein deutfchen 
Streit zwiſchen Union und Bundestag über, da Haflenpflug feine 
Sache als eine Vertheidigung der Monarchie gegen die Renolution 
darzuftelen und namentlich Defterreih dafür zu interefficen gewußt 
hatte. Preußen erließ an das abtrünnige Uniondmitglied eine war« 
nende Mahnung zur Nüdkehr auf den verfaffungsmäßigen Weg 
und legte auf die Nachricht, dag fi Haſſenpflug an den Bundes⸗ 
tag gewendet habe, Proteft dagegen ein, da die Frankfurter Ver⸗ 
fammlung fein berechtigte8 Organ des deutfchen Bundes fei, und 
wieverholte die Verwahrung, als der Bundestag Haſſenpflug bie 
verlangte Hülfe zu gewähren befchloß. Der Bundestag mit Defter- 
reich an der Spike kehrte fih aber daran nicht, und fuhr fort, 
ſich als die Centralgewalt Deutfchlands zu benehmen und ſowohl 
über Schleswig = Holftein als über Heſſenkaſſel Berchlüffe zu faffen. 
Defterreih und Baiern ergriffen um. fo lieber die Gelegenheit, 
nah Kurhefien Truppen zu ſchicken, um dadurch ein Gegengewicht 
zu bilden gegen die Befegung Badend durch ypreußifche Truppen, 
welche feit der Niederfhlagung der Revolution im Sommer 1849 
noch dort verweilten. 

Im Süden fhien fih eine förmliche Liga gegen Preußen 
bilden zu wollen. Am 12. Oktober kamen der Kaifer von Defters 
reih und die Könige von Baiern und Würtemberg in Bregenz 
am Bodenfer zufammen und es wurden bier ernftliche Rüſtungen 
für den Ball eines Krieges mit Preußen verabredet. Auch von 
Bildung einer neuen deutſchen Verfaffung foll die Rede geweſen 
und dabei den zu Defterreich haltenden Königreichen ein entſprechender 
Untbeil an der Gentralgewalt in Ausficht geftellt worden fein. 

In Berlin hatte indefien Ende Sept. General Rabowig, der 
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Schöpfer der Uinionsverfaffung, das Minifterium des Auswärtigen 
übernommen, und man hoffte, daß nun die Unionspolitif Doc 
mit mehr Entfihiedenheit werbe durchgeführt werden, um fo mehr, 
da Radowitz kurz zuvor als Vorſtand des Fürftenfollegiums gegen 
den Bundestag entſchiedene Bermahrung eingelegt und das Recht 
Schleswig Molfteins, mit Waffengewalt feine Selbfländigfeit zu 
wahren, anerkannt hatte. Aber auch er fügte fih den Verhält⸗ 
niffen und ven Wünfchen feines Föniglichen Freundes. Unter feinem 
Vorſttz erflattete das Fürftenkollegium am 6. Okt. 1850 einen 
Bericht, worin die dermalige Unausführbarfeit der Unionsver⸗ 
faffung dargelegt und der Union die Aufgabe zugewieſen wurde, 
ihre Iheilnehmer zu einem Vertrage zu verbinden, Durch welchen 
fie fih anheifchig machten, eine gemeinfame Politik für Deutfch- 
land zu verfolgen. Die Ansführung der Uniondverfafjung follte 
bis zum Abſchluß des weitern Bundes fuspendirt, ber weitere 
Bund aber fo fonftruirt werden, daß die Union darin Platz finden 
Fönnte. Die definitive Negelung ber deutſchen Angelegenheiten 
erwartete man von einem Congreß zu Warfchau, wohin fich bie 
Beiden Dlinifterpräfidenten von Wien und Berlin, Fürſt v. Schwar- 
zenberg und Graf v. Brandenburg begaben, um unter den Augen 
des Kaiſers Nikolaus, al3 dem Schiedsrichter in dem Streite der 
beiden deutſchen Großmächte, perfönlich miteinander zu verhandeln. 
Die von Radowitz verfaßte Inftruktion Graf Brandenburgs forderte 
von Defterreih Anerkennung des Prinzips der freien Unirung, 
Vebertragung der eigentlichen Crecutivgewalt an Defterreih und 
Preußen und Theilung beider in das Präflvialreht. Dagegen bot 
Preußen für den weiteren Bund, um eine Garantie für deſſen 
Iodere Konftrutrung zu haben, Aufnahme der öfterreihifchen Ge- 
fammtmonardie, Verzichtung auf Volksvertretung neben dem 
Bundesrath, und Herftelung der 17 Stimmen des Bundestags, 
wodurch die Union 10 Stimmen in demfelben gehabt hätte. Oeſter⸗ 
veich verweigerte jedoch das Unirungsrecht, ſowie die Thellung der 
Executive und. des Praͤfidiums zwiſchen Defterreih und Preußen, 
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und wollte fi dagegen andere Plane zur Begründung einer Träfs 
tigen Vollziehungsgewalt vorbehalten, wobei fämmtliche Bundes⸗ 
glieder über die Wahl des Präſidiums zu entſcheiden haben follten. 
Da Defterreih Baiern Ausfiht auf Antheil an der Execution 
eröffnet hatte, fo konnte es deshalb für jetzt auf Feine Theilung 
mit Preußen eingehen. Daneben forderte es in Beziehung auf 
Helfen und Holftein, daß Preußen die Intervention des Bundes» 
tags in Heſſen geflatten, in SHolftein aber ſich paſſiv verhalten 
ſolle, wenn die Statthalterfhaft fih dem Inhibitortum des Bun⸗ 
destags zu Einftelung der Yeindfeligkeiten nicht fügen wolle. Auf 
diefe Forderung Defterreih8 mar Graf Brandenburg nidjt inftruirt 
und gab daher Teine definitive Antwort, warb aber durch ben 
Uebermuth Schmarzenbergd, die fcharfen Aeußerungen, die ver 
Kaifer von Rußland über die preußifche Politif that, und durch 
dad Peinliche der ganzen Tage fo angegriffen, daß er das Nerven 
fieber befam und wenige Tage nad feiner Nüdkehr von Warfchau 
(am 6. Nov. 1850) ftarb. 

Indeffen waren die Deflerreicher und Baiern als Bunbes« 
ereeutiondtruppen wirklih in Heſſen eingerückt, am Tag darauf 
aber kamen auch die Preußen, um gegen den Bundeöbefhluß mit 
der That zu proteftiren. Sie wurben ald vermeintlihe Befchüßer 
der heſſiſchen Berfaffung mit Jubel aufgenommen, und man ver= 
traute um fo mehr auf ein Eräftiges Auftreten Preußens, da man 
glaubte, es fei dies eine fehr günftige Gelegenheit, um feine Macht⸗ 
ftelung im conflitutionelen Deutfchland zu befeftigen, und Preußen 
müffe dies thun, wenn die Unionspolitif irgendwie feftgehalten 
werden ſollte. Radowitz mollte es aud; er drang im Minifter- 
rath darauf, man müffe rüften, um mit den Waffen in der Hand 
die fernere Unterhbandlung mit Defterreich fortzufeßen; er wollte, 
wenn Leßtered nicht nachgebe, den Krieg mit der ganzen Kraft 
des preußifchen Volkes geführt wiſſen. Seine Anſichten muß» 
ten ber perfünlichen Friedensliebe des Königs, dem Einfluß 
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genöthigt, feine Entlaffung zu nehmen. Manteuffel übernahm es 
nun, bie Politik der Verſöhnung mit Defterreish einzuleiten. An 
ftatt aber nach offener Aufgebung der Union und unter gehörigen 
Vorbehalten den Bundestag zu befhiden, um auf biefem von 
Defterreich als legitim anerkannten Boden feine Stellung zu nehmen, 
und bei den fihmebenden Bragen über Holfteln und Heſſen ein 
kräftiges Wort mitzufprechen, erklärte Manteuffel, daß die Aus- 
führung der Bunbesbefchlüfie in jenen Ländern preußifcherfeits 
feinen Widerftand finden folle. In den allgemein beutfhen An⸗ 
gelegenheiten forberte er nichts als freie Conferenzen. Als jedoch 
Fürft Schwarzenberg gleichzeitig mit dieſen Anerbietungen Man- 
teuffeld die Nachricht von dem Einrücken ver Preußen in Heſſen 
erhielt und bald darauf von dem Treffen bei Bronnzell hörte, 
glaubte er, die Nachgiebigkeit Manteuffeld fei nur ein Kunftgriff, 
um geit zu gewinnen, und zögerte mit der Antwort. Dies nahm 
man andererfeitd in Berlin für ein Zeichen feinpfeliger Gefinnung 
Defterreih8 und befhloß nun nachträglich, unter dem Einfluß des 
Prinzen von Preußen, am Todestag Graf Brandenburgd Doc 
noch die Mobilmahung des Heeres. Mit der größten Bereit- 
willigkeit und Eile fanden fih die Landwehrmänner bei ihren 
Bahnen ein, fle brannten vor Begierde, die preußifche Ehre zu 
retten; neued Vertrauen zur Regierung befeelte dad Voll. Aber 
um fo größer war die Täuſchung und der Aerger, ald man fab, 
daß die ganze Rüſtung zu einer leeren Demonftration abgeſchwächt 
werde. Denn ald nun Zürft Schwarzenberg auf vefinitivem Auf 
geben ber Union durch einen förmlichen Beſchluß des Fürftenkol- 
legiums, auf Anerkennung des Bundestags und Räumung Heſſens 
beftand, fo willigte Manteuffel, wenn auch in einer durch formelle Wen⸗ 
dungen verhüllten Weife, doch thatfächlich in alle Forderungen Oeſter⸗ 
reichs. Er ließ die Union, deren Banier hoch halten zu wollen er be= 
theuert hatte, in einer Sigung des Fürftenfollegtums am 15. Nov. 
förmlich auflöfen und begnügte fih dafür, freie Konferenzen in 
Dresden mit Defterreih und feinen Verbündeten zu fordern, welche 
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ihn jet nichts mehr nuͤtzen konnten, da Oeſterreich die Majorität 
für fich ober wenigftend gegen Preußen hatte. Als nun Fürft 
Schwarzenberg fortfuhr, von feinen Forderungen nichts nachzulaffen, 
da er die preußiihe Nachgiebigkeit zu gut kennen gelernt Hatte, 
um fie nicht aufs Aeußerſte auszubeuten, fo ſuchte Manteuffel nach 
einer drohenden Note, worin Oeſterreich ſchleunige Räumung Kurs 
befiend gefordert hatte, eine "perfönlihe Zuſammenkunft mit dem 
Öfterreichifchen Minifterpräfidenten, welche auch am 29. und 30, 
Nov. unter Beijein des ruſſiſchen Geſandten zu Berlin in Olmütz 
wirklich ftattfand. Hier machte fih nun Manteuffel verbindlich, 
in Heffen der Thätigkeit der vom Kurfürften herbeigerufenen Bun- 
destruppen Fein Hinderniß in den Weg zu legen, nur follte wenig« 
ftend ein preußifches Bataillon in Kaffel bleiben und ein preu- 
Bifcher Kommiſſär gemeinihaftlih mit einem öfterreichifchen bie 
Verhältniſſe regeln, ebenfo follten beide Großmächte nah Holſtein 
Kommiſſäre ſchicken, um unter Androhung einer Execution bie 
Statthalterfchaft zu Einftelung der Keindfeligkeiten gegen die Dänen, 
Zurüdziehung ber Truppen binter die Eider und Reduktion der 
Armee auf ein Drittheil der dermaligen Stärfe aufzuforbern. Zur 
definitiven Feftftellung der deutfchen Verhältniſſe follten unverzüglich 
in Dredven freie Konferenzen gehalten werden, und Preußen ge- 
meinfhaftlih mit Defterreih dazu einladen. Damit Hatte die 
preußiſche Politit eine volftändige Niederlage erlitten. 

Wie viel durch die Theilnahme eines preußifchen Kommiſſärs 
an Regelung der Verhältniffe in Heſſen für dieſes unglückliche Land 
gewonnen war, zeigte fih bald. Yu der bisherigen Executions⸗ 
mannſchaft rückten noch weitere Baiern ein, fo daß Heffen mit 
einem Heer von 18,000 Baiern und 1000 Defterreihern über« 
ſchwemmt wurde; die Öfterreichifchen Kommifjäre fehalteten nad 
Belieben, um an ben hefflihen Beamten, welche gegen Haſſen⸗ 
pflugiſche Willkühr verfaffungsmäßigen Widerſtand geleiftet hatten, 
bundestägliche Rache zu nehmen. Der preußifche Kommiſſär, ber 
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Rolle eines unthätigen Zuſchauers verurtheilt und konnte fich fo 
wenig Geltung verſchaffen, daß er nicht einmal durch Vermittlung 
eine billige Milderung der von feinen oͤſterreichiſchen Kollegen an⸗ 
georbneten Maßregeln zu bewirken vermochte. Es wurde ihm 
geradezu die Befugniß befiritten in der Sache mitzuſprechen, da 
Preußen als dem Bundestag noch nicht beigetreten auch Teinen 
heil an der Iegitimen Bundesgewalt habe. So wurden die Preu- 
Ben, die man Anfangs als Beſchuͤtzer der heſſiſchen Verfaffung 
begrüßt hatte, Gegenftlände mwehmüthigen Mitleivend. Noch vor 
dem Schluß des Jahres 1850 war die Erefution in Heſſen fo 
weit vollzogen, daß ein Volk, welches durch feine würbige gefeg- 
liche Haltung in dem ganzen Streit gezeigt hatte, daß es ber 
Freiheit werth fei, zur Unterwerfung unter einen Minifter gezwun⸗ 
gen wurde, der nicht durch die Verhältnifie gebrängt, fondern in 
reaktionärer Laune einen Angriff auf die Berfaffung unternom- 
men hatte. 

Beinahe noch ſchlimmer nahm fi bie paffive Theilnahme 
Preußens in der ſchleswig⸗ holfteiniichen Angelegenheit aus. Wäh- 
rend Radowitz bei dem von Preußen mit Dänemark abgefchloffenen 
Frieden den Herzogthümern die Möglichkeit gerettet zu haben glaubte, 
ihre Rechte felbft zu vertheidigen, während Manteuffel felbft noch 
die Statthalterfchaft abgehalten hatte, fih mit dem wieberherge- 
ftelten Bundestag ind Vernehmen zu fegen und ihr die Ausficht 
eröffnet hatte, Preußen werde fie gegen etwaige Beichlüffe des 
Bundedtags zu fhügen wiſſen, ließ er jeßt felbft in Gemeinfchaft 
mit Defterreih Exekution androhen, wenn die Statthalterfhaft der 
Forderung des Bundestags, Die Feindfeligkeiten gegen Dänemark 
einzuftellen, nicht fogleich enifpreche. Defterreih,, das nie an dem 
deutſchen Neichöfrieg gegen Dänemark Antheil genommen und fort- 
während freundfchaftliche Beziehungen mit diefer Macht unterhalten 
hatte, war es von Anfang daran gelegen geweien, daß ed Preu⸗ 
fen nicht gelingen möge, die ſchleswig⸗ holſteiniſche Sache zu einem 
günftigen Ende zu führen. Preußen follte als Vorkämpfer ber 





Schleswig „holfteinifche Angelegenheit. 549 


deutfehen Nationalität Teine Popularität und keinen Anſpruch auf 
Hegemonie gewinnen, und indbefondere Feine Gelegenheit bekom⸗ 
men, feine Bebeutung an der Nord⸗ und Dftfee durch ein Buͤndniß 
mit den Herzogthümern zu verflärfen, vielmehr an einem flarfen 
Dänemark ein Gegengewicht haben. Jetzt Fam noch der befondere 
Wunſch Hinzu, durch eine ungünftige Löſung der von Preußen 
mehrere Jahre lang verfochtenen Sache dieſem Staat eine recht 
auffallende Demüthigung zu bereiten. Dazu gehörte namentlich 
auch, daß die Gelegenheit nicht entgehe, ein Öfterreichtfches Heer 
nad Holftein ſchicken und eine großartige Machtentwidlung an der 
Nordfee bewerkftelligen zu können. Bon diefem Stanbpunft aus 
behandelte Defterreih die Wieverherftelung des Friedens in den 
Herzogthümern. Der Bundestag hatte beſonders durch die Ver⸗ 
wendung Baiernd, Hannovers und Sachfend gegen Defterreich eine 
Inftruktion für den an die Statthalterfhaft abzufendenden Kom- 
miffär durchgefegt, welche verhältnißmäßig günftige Bebingungen 
bot. Ste verlangte das. Zurüdgehen der däniſchen Truppen aus 
dem füblichen Schleswig Hinter eine Abgränzungslinie und bes 
flimmte, daß das Kronenwerk, fowie die Außenwerke der Fefte 
Rendsburg von holſteiniſchen Truppen beſetzt bleiben follten, und 
forderte die Herftellung des Standes vor dem Krieg, namentlich 
die Beibehaltung der abminiflrativen Einheit der beiden Herzog⸗ 
thümer. Diefe Bedingungen des Bundestags ließ Preußen aus 
Nachgiebigkeit gegen Defterreich fallen, und beſchränkte fi darauf, 
durch die Kommiffäre fordern zu Yaflen, daß Schleswig einfach 
den Dänen übergeben, die Ianbeöherrlihe Autorität in Holſtein 
bergeftellt und das ſchleswig⸗ holfteintfche Heer entwaffnet werben 
ſolle. Die holſteiniſche Feftung Rendsburg fammt den Außen⸗ 
werfen wurde babei nach öſterreichiſch⸗ daͤniſcher Geographie zu 
Schleöwig gerechnet. Die ſchleswig⸗ holfteinifche Statthalterſchaft 
mit Ausnahme Befelers und bie Landesverfammlung ließ ſich durch 
Androhung eines Crecutionäheeres von 50,000 Mann um fo 
mehr zur Unterwerfung bewegen, da fie die Gewißheit hatten, daß 
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ihre größtentheils preußiſchen Offiziere das Heer verlaffen würben, 
wenn es zum Kampf mit den Bundestruppen Füme. Die Kom- 
miffäre gaben nun die Zufage, daß nunmehr, wofern Fein Wider- 
"fand gegen die Ausführung der Uebereinkunft eintrete, feine 
Truppen in SHolftein einrüden würben. Defienungeachtet aber 
sücten im Februar 20,000 Defterreiher in Holftein ein, obgleich 
fein Widerſtand ſich gezeigt hatte, und auch Preußen ließ nım 
ein Tleined Corps mit aufmarfehiren. Anſtatt, wie in Ausſicht 
geftellt war, die Rechte Schleswigd auch gegenfiber von Dänematl 
geltend zu machen, wurbe jened ber Rachſucht der Dänen über 
Hefert. Wir haben die heſſiſche und fehledwig- holfteinifche Sache, 
obgleich fie zunächft eine provinzielle Angelegenheit ift, doch aus: 
führlicher unferer Darftelung einverwoben, um an dem neueſten 
Beifpiel zu zeigen, wie übel die Wahrung deutſcher Nationalität 
und Eonftitutioneller Freiheit bei dem Dualismus Oeſterreichs und 
Preußens berathen ift. 

Indefien hatten feit Ende Dezemberd 1850 die fogenannten 
freien Konferenzen in Dresden begonnen. Während das preußiſche 
Minifterium darin ein Mittel fah, die Rückkehr zum alten Bun— 
destag zu vermeiden, fo hoffte das Hfterreichifche dadurch zu eine 
Bundeöverfaffung zu gelangen, in ber Defterreich ein größerer 
Einfluß auf Deutſchland gefichert würbe als biöher, und bei welde 
Preußen unmöglih gemacht würde, die Plane einer deutſchen 
Hegemonie, ſei es in Form der Unionspolitif oder fonftivie, wi. 
der aufzunehmen. Das Werkzeug hiezu follten die Königreitt 
werben, deren Eiferfucht gegen Preußen Fürſt Schwarzenberg zu 
Gunſten Oeſterreichs benützen zu Tönnen hoffte. Sie follten dahet 
Preußen möglichft gleichgeftellt, diefes dagegen zu einer Macht zwei 
ten Ranges innerhalb des deutfchen Bundes Dadurch herabgehrüdt 
werden, daß Defterreih mit feiner ganzen Rändermaffe in den Bund. 
eintrete, wodurch es nicht nur den kleinen Königreichen, ſondern 
auch Preußen als erdrückender Großftaat gegenüberzuftehen gekom⸗ 
men wire. Machdem Fürſt Schwarzenberg fih thatfächlich dr 
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Praͤſidiums bei den Dresdener Konferenzen bemäctigt und ben 
preußifchen Premierminifter durch den Gedanken einer feften Allianz 
zu Gunften des monarchiſchen Prinzips und ber FTonfervativen 
Intereſſen für feine Plane unbedingt gefefielt Hatte, trat er am 
2. Januar 1851 in einer Kommifflonsfigung zu Dresden mit 
einem Plane hervor, nah welchem zwar dad alte Plenum des 
Bundestags die oberfte Bundesbehörde bleiben, aber an die Stelle 
des engeren Rathes eine aus 9 Stimmen gebildete Exekutionsbe⸗ 
hörbe treten follte. Defterreich und Preußen follten je zwei Stim« 
men, die übrigen vier je eine, und die beiden Heſſen die neunte 
Stimme führen. Die Zufammenfegung war fo, daß Preußen 
fiher in der Minorität bleiben mußte. Mit der Stimmführung 
follte für Defterreih und Preußen die Pflicht verbunden fein, ſtets 
30,000 Mann jhlagfertig zu halten, den übrigen Stimmen wur⸗ 
den dagegen je 10,000 Mann auferlegt, woburd fie freilich die 
Ehre der Mitregentfchaft ziemlich theuer bezahlt hätten. Uebrigens 
waren die Regierungen der Königreiche mit der zugenachten Ehre 
und Laft zufrieden, und fie beeilten fid, ihre Zuſtimmung zu 
dem Öfterreihifchen Entwurf zu erflären. Dagegen erhoben Sachſen⸗ 
Weimar und Frankfurt Einwendungen im Intereffe ‚ver Klein⸗ 
ftaaten, indem fie mit Necht geltend machten, daß, wenn man 
doch eine aus vielen Staaten zufammengefeßte Vollziehungsgewalt 
bilden wolle, kein Grund vorhanden fei, den biöherigen engeren 
Nath von 17 Mitgliedern abzufhaffen, da die 7 fchwerlich einiger 
und Fräftiger fein würden als die 17. Jetzt nahm fih auch Preu⸗ 
Ben der Kleinen an, es Fam wieber Uneinigfeit in das öſterreichiſch⸗ 
preußilche Einverftändniß, und der engere Rath wurde in einem 
neuen Vorſchlag auf 11 Qurien erweitert. Don den zwei neuen 
Gurien ſollte die zehnte aus Holſtein, Luremburg, Braunfchmeig, 
Naffau, den beiden Medlenburg und Oldenburg, die elfte von 
allen übrigen Fürften und den 4 freien Städten gebildet werben. 
Diefe letzte Curie follte von der Verpflichtung, ein ſtets gerüftetes 
Zruppencorps zur Verfügung der Bundedgewalt zu fielen, befreit 
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fein, aber eben damit auch die politiſche Bedeutung verlieren. 
Diesmal waren ed Baden und Mecklenburg, welche die Rolle in | 
Oppofition übernahmen. Baden, den beiden Heffen als Anhänge 
zugetheilt, year wohl für feine deutfche Politik zur Zeit der Natir 
nalverfammlung, und weil e8 im Jahre 1849 preußiſcher Hilfe | 
‚feine Rettung verdankte, unter allen Staaten am empfindlichſten | 
zurüdgefeßt worben. Seine Oppofition gab Veranlaffung zu 
mehreren neuen Planen einer Bundesverfaſſung, von denen ak | 


feiner Ausficht auf Annahme gemann. In einer Beziehung machten 
nun auch die 4 Königreihe Oppofition, nämlih im Punkte der 
Volksvertretung, für die fie fich beflimmt ausfprachen. Beſonders 
machte ein durch die Preſſe veröffentlichter Brief des Königs von 
MWürtemberg an den Zürften von Schwarzenberg vom 10. an. 
1851 Auffehen, worin der König vor allen Dingen ein oberſtes 
Nattonalparlament forberte, und die Anſicht ausſprach, daß allein 
eine von der Gefammtvertretung der Nation geflügte und ge 
hobene Bundesregierung im Stande fe, nach unten die zerſtoͤren⸗ 
den Elemente zu bemeiftern und nah oben die Abfonderung und 
Leblofigkeit der Bundesgewalt, fowie die Xoderung des gemein 
ſchaftlichen Bandes unter den Einzelregierungen mit Erfolg zu 
verhindern. Aber Defterreih wollte Feine Volfävertretung , es ber 
gnügte fich zwar, diesmal nur Bedenken dagegen zu erheben, alkin 
Preußen erklärte offen, da Oefterreich Fein Parlament wolle, ſo 
fönne es auch nicht weiter darauf dringen. Nun verzichteten auf 
die Königreiche darauf und es hatte dabei fein Bewenden. 

‚Die Konferenzen in Dresden, welche außer der Verfafſſungs⸗ 
frage auch noch auf Grundlage öfterreichifcher Vorſchläge lange 
Verhandlungen über die Einigung Hinflchtli materieller Interefien 
pflogen, zogen fih bis Ende Mai refultatlos hin und Hatten 
ſchließlich nur das Verdienſt, ven Beweis geltefert zu haben, daß 
bipfomatifche Verhandlungen der Zürften noch weniger ald eine 
Nationalverfammlung im Stande feien, eine Form. der nationalen 
Einheit zu ſchaffen. Die Diplomatie zwar gab den Troſt, daß, 
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wern man auch nicht zum Ziele gekommen fei, doch die Kon- 
ferenzen viel ſchätzbares Material für das Fünftige Werk geliefert 
haben. Das aber, was man unter der Führung Deflerreihe in 
Dresden zu ſchaffen verſucht Hatte, war der Art, daß man ed noch 
für ein Glück erachten mußte, einfach zum alten Bundestag zurüd- 
fehren zu Eönnen. 

Wirklich wurde jeßt der Bundestag von allen Staaten, au 
von Preußen, allmählig anerfannt und beihidt. Im Sommer 
1851 war er wieder in die alte Wirkfamfeit und in das alte 
Geleife zurückgekehrt. 


21. 


Gegenwärtige Sage, Bolleinigungsverfuche, Aufgaben und 
Ausfichten für die Bukunft. 


Die Volksbewegung der Jahre 1848 und 49 bat, wie wir 
gefehen, ihr Ziel gänzlich verfehlt. Anftatt eine einheitliche Ge⸗ 
ftaltung des deutſchen Staatölebend zu erreihen, bei der bie 
hiſtoriſch⸗berechtigten Einzelbildungen und verſchiedene provinzielle 
Sintereffen durch gemeinfame nationale Einrichtungen und Gejeße 
und eine ſtarke Gentralgewalt zufammengehalten und nah Außen 
vertreten wären, ift der in 17 Stimmen gefpaltene Bundestag 
wieberbergeftellt, fammt dem alten Dualimus von Preußen und 
Defterreih. Zudem ift das nationale Gefühl durch die unter 
Mitwirfung des Bundestags erfolgte Wendung der Dinge in 
Schleswig⸗Holſtein und Kurhefien und die Zerſtörung begonnener 
nationaler Schöpfungen empfindlih verlegt. In Schleöwig - Hol- 
ftein ift die Bewegung, welche die Aufrehthaltung nationaler Selb⸗ 
ftänbigfeit, deutfcher Sprache und Verfaflung und der Rechte eines 
deutſchen Fürften zum Zweck hatte, unterbrüdt, deutſche Beamte, 
Getftlihe und Lehrer, welche treu zur Sache ihres Vaterlandes 
und Stammes gehalten haben, find von ihren Stellen vertrieben, 
geächtet und verbannt, die Kieler Univerfität, die Pflanzftätte deut⸗ 
[her Wiſſenſchaft und Gefinnung, durch Abſetzung einer Neihe der 
tüchtigften Lehrer der Auflöfung nahe gebracht, in veutfchen Kirchen 
und Schulen dänifhe Predigt und Unterricht angeorbnet, die auf 
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alten Rechten beruhende ftaatliche Einheit Schleswigs und Holſteins 
willkührlich aufgehoben, das Holfleinifche Heer aufgelöst, unter 
dänifche Offiziere und däniſches Commando geftellt, das reiche mit 
deutſchem Geld angefchaffte Kriegsmaterial, die fehönen Anfänge 
einer fchleswig-holfteinifchen Kriegsmarine für Dänemark eingezos 
gen, die deutſche Feſtung Rendsburg dem Abbruch überliefert, das 
Anleben, das die vom deutfhen Bunde anerkannte Megierungs- 
behörde aufgenommen hatte, von der däniſchen Negierung für nich» 
tig erklärt. Und dad Alles, ohne daß der deutſche Bundestag 
oder die Großmächte, die den Beruf übernommen haben, Deutfch- 
land nad) Außen zu vertreten, auch nur den Verſuch eined Schutzes 
deutscher Intereffen gemacht hätten. 

In Kurbefien wurde unter Biligung des Bundestags und 
dem Schutze einer öfterreichifch-bairifhen Befagung eine zu Recht 
beftehende Berfaflung verlegt und fuspendirt, die Männer, welche 
ihrem Eide getreu den gefeßlichen Widerftand geleiftet hatten, nicht 
nur ald Beamte entlaffen, fondern auch durch Kriegögerichte, die 
ber kurheſſiſchen Verfaſſung unfundig waren, zu langer Haft ver- 
urtheilt, und fehlieplich die 17 Jahre lang unangefochten beſtandene 
Berfaffung auf Anordnung des Bundedtags aufgehoben und ab- 
geändert. 

In ähnlicher Weife wie die Reaktion eine eigene Befriebi- 
gung darin fand, der fchledmwig-holfteinifchen Erhebung, die mit der 
nationalen Bewegung in Deutjchland im engflen Zufammenhang 
ftand, ein ſchmähliches Ende zu bereiten, legte man an eine natios 
nale Schöpfung des Jahres 1848, an die deutfche Kriegsflotte, 
die Hand der Zerſtörung. Das Bedürfniß, vie Angriffe Däne- 
marks auf deutſche Schiffe und Küften abzumehren, hatte den längft 
von deutſchen Patrioten gebegten Plan einer veutfchen Flotte zur 
Verwirklichung geführt. Miele hatten von nationaler Begeifterung 
getrieben freiwillige Gaben beigefleuert, die einzelnen Staaten durch 
Matrifularbeiträge, bei welchen fi) aber Defterreich nicht betheiligte, 
vollends die erforderlihen Summen zufammengebracht, um größere 
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Schiffe bauen, Taufen und bemannen zu Eünnen. So war im 
Verlauf einiger Jahre ein ſchöner Anfang einer deutſchen Kriegs- 
Flotte zu Stande gefommen, beſtehend aus 4 Dampffregatten, 5 
Corvetten, 2 GSegelihiffen und 26 Kanonenboten. Man hatte 
nun erreiht, was man vor 1848 faum zu hoffen gewagt hatte. 
Aber als die Flotte audgerüftet und bemannt auf der Wefer Tag, 
war dad deutſche Meich abhandengefommen. Die fhönen Schiffe 
hatten keinen Herren, Feine anerfannte Flagge und mußten unthätig 
im Safen verfaulen. Es wurde lange in der Bundedverfammlung 
darüber Hin und ber verhandelt, wie man die Flotte auf den Bund 
übernehmen Eönnte, endlih Tam man — wieder in Folge Der 
Nivalität zwifchen Preußen und Defterreih, das zu den Koften 
nichts beigetragen, aber auch den übrigen Staaten dad Kleinod 
nicht laſſen wollte — zu dem Beſchluß (2. April 1852) die Flotte zu 
verfleigern, was im Verlauf ded Sommerd zu ewiger Schmad 
Deutſchlands ausgeführt wurde. Die beiden beften Schiffe Bar- 
barofia und die den Dänen abgenommene Fregatte Gefion, 
wurden von Preußen erfauft, da8 nun die Aufgabe hat, auf eigne 
Hand eine deutſche Flotte zu fehaffen. Zu dieſem Ergebniß führte 
außer der Eiferſucht Defterreih8 und dem geringen Intereffe, das 
die Binnenflanten an der Sache nahmen, auch das bei den Re⸗ 
gierungen herrſchende Streben alle Erinnerungen an das Jahr 1848 
audzutilgen. Es ift leider in den fogenannten Eonfervativen Kreifen 
an der Tagesordnung, die aus ber Tiefe des Volkslebens und aus 
wahrem flaatlihem Bedürfniß hervorgegangene Bewegung des 
Jahres 1848 geradezu zu ignoriren, aus der Geſchichte auszu⸗ 
ſtreichen oder in frecher Frivolität zu verhöhnen. Man gefällt 
ſich darin, den nationalen Aufſchwung als einen augenblicklichen 
Rauſch, als eine leichtfinnige oder krankhafte Nachahmung der 
franzöſiſchen Revolution aufzufaſſen. Man meint auf dieſe Weiſe 
über die ernſten Anforderungen einer kräftigen Neubildung hinweg⸗ 
zukommen, die Angſt vergeſſen zu machen, mit der Anhänger des 
Alten an die gemäßigte Neformpartei ſich anklammerten, des Danfes 
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entboben zu fein, ben man ihr fehulvet, oder den Leichtfinn,, die 
Charafterlofigkeit und DVolköfchmeichelei gutzumachen, mit welcher 
viele fich jetzt Eonfervativ Nennende fi felbft an extremen Kund⸗ 
gebungen betheiligten. Es iſt freilich jet eine Erfchlaffung einge- 
treten, aber die Urfachen der Gahrung find geblieben, dad Be⸗ 
bürfnig der Einheit, das Bewußtſein der politiihen Mängel tft 
Elarer geworden, das Nationalgefühl ift geweckt und diefelben For⸗ 
derungen, die im Jahr 1848 ohne vorherige DVerabredungen aus 
allen Gauen Deutfchlands einmüthig herwortraten, werben bei einem 
neuen Anftoß mit gleicher ja mit verftärkter Macht hervortreten. 
Mehr ald je ift die Einheitsidee durchgedrungen, in allen Ländern 
und unter allen Parteien bat ſich bei den Natlonalgefinnten die 
Meberzeugung befeftigt, daß nur durch Einigung der deutſchen Staa⸗ 
ten die deutſche Nation gerettet werben Tönne und daß ohne 
diefe Einigung alle Reformverfuche in den Einzelftaaten nichts 
belfen werben. 

Auf einem Gebiet ift der Einigungstrieb auch jetzt noch mäch⸗ 
tig, und ald ein berechtigter auch von den Regierungen anerkannt, 
nämlich auf dem Gebiet der materiellen Intereffen. Diefe treiben 
mit zwingender Nothwendigkeit zu Ueberwindung der Eleinftaatlichen 
Politik, zur Einigung des Getrennten, zu einem gemeinfamen in⸗ 
einandergreifenden Organismus. Dean mag in einem einzelnen 
deutfchen Mittelftant auch noch fo viel thun für Verbeſſerung ver 
Verwaltung, des Finanzhaushaltes, Gebung der Landwirthſchaft, 
ver Gewerbe und des Handels; ed wird wenig nügen, ohne eine 
Vereinfahung der Verwaltung, wie fie nur in einem größeren 
Ganzen bewirft werben kann, ehne Vereinigung der deutfchen Sees 
küſte mit dem Binnenlande, wodurch erſt eine wahrhaft nationale 
Sandelöpolitit möglich wird, und ohne ftarfe einheitliche Vertretung 
gemeinfamer Intereffen gegenüber von den Widerfprüchen des In- 
landes und Anfechtungen des Auslandes. 

Man muß anerkennen, daß in diefen Dingen felbft feit dem 
Scheitern der politiicden Cinigungsverfuche von den deutſchen Re⸗ 
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gierungen Manches gefchehen, Anderes erfirebt morben if. Der 
fhon vor den Jahr 1848 angebahnte Poftverein ift im Jahr 
1851 wirklich ind Leben getreten und umfaßt beinahe ganz Deutſch⸗ 
land fammt dem öfterreichlfhen Kaiſerſtaat, das Eijenbahniyftem 
ergänzt fi mehr und mehr und die Lücken, welche partifulariftifche 
Abfchließung gelafien hatte, beginnen fih auszufüllen. Die Ber: 
bindung der Eifenbahnen wird noch ergänzt durch die Telegraphen⸗ 
linien, welche auf den Hauptrouten errichtet find und den Süden 
und Norden, den Oſten und Weften miteinander verbinden. In 
allen dieſen Anftalten find ebenfoviele Mittel der nationalen Eini- 
gung gegeben, nicht nur ber merfantile und geiftige Lebenszufam- 
menhang iſt dadurch vermittelt, auch der politifhe ift dadurch an⸗ 
gebahnt. Freilich dient dieſes weit ausgedehnte Verkehrsleben auch 
dazu, das nationale Prinzip zu neutralifiren und eine kosmopo⸗ 
litifhe Nichtung zu nähren; aber die Sprache bleibt immerhin als 
mächtiges Band und der erleichterte Verkehr erhält auch die Ber: 
bindung der Deutichen im Ausland mit denen im Mutterland. 
Eine mwefentlihe Grundlage der Einheit Deutſchlands in ma- 
terielen Dingen ift ein nationaled Zols und Handelsſyſtem. Ein 
ſchoͤner Anfang dafür ift fchon vor bald zwei Jahrzehnten gemacht 
in dem von Preußen geftifteten Zollverein, der nur einer weiteren 
Ausbildung und Ausdehnung bedarf. Aber auch bier fpielt jener 
unglüdfelige Dualismus von Defterreih und Preußen und der fich 
daran fnüpfende Streit um die Oberhauptöfrage ftörend herein. 
Der politiihe Gegenfag maskirt fich in zwei einander gegenüber- 
ſtehenden Zoll⸗ und Handelsſyſtemen, beide fireben darnach, das 
nicht⸗öſterreichiſche und nicht⸗preuſüſche Deutſchland vermittelſt des 
Zollverbandes in den Bereich ihres Einfluſſes zu ziehen, während 
die Mittelſtaaten ſich abmühen, durch eine vermittelnde Stellung der 
Hegemonie beider Großftaaten, befonderd ber Preußens, auszumei- 
hen und ihre Souveränität zu wahren. Auch bier fucht Baiern 
burch Verbindung mit den übrigen fübdeutfchen Mittel» und Klein 
ftanten eine Großmacht zu bilden, bie in dem Streit zwifchen 
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Defterreih und Preußen die Entſcheidung geben Eünnte. Diefelbe 
Aufgabe, die in dem Streit zmifchen der preußiſchen Union und 
dem von Defterreih mit den Königreihen verſuchten Staatenbund 
zu Grunde lag, kehrt in dem Streit über die Art der Zolleinigung 
wieder und die national-Öfonomifchen Gründe fpielen dabei, fo 
wenig man dieß auch oft zugeftehen will, nur eine untergeordnete Rolle. 

Preußen Hatte einen mächtigen Vorfprung gemonnen durch 
den Zollverein, deſſen Leitung in feiner Hand war. Der Zoll» 
verein war e8, welcher dem Gedanken einer Hegemonie Preußens, der 
nicht aus willkührlichen Theorien, fondern aus befonnener Berech⸗ 
nung der geiftigen Kräfte Preußens ermachlen ift, den populären 


‚Boden bereitet und auch dem Unionsprofeft feine Unterlage gege- 


ben bat. Oefſterreich hat, wie wir ſchon oben gefeben haben, dies 
fen Bollverein als eine ihm feindlihe Schöpfung betrachtet, aber 
doch mohl früher Feine Ahnung von der Größe feiner politifchen 
Bedeutung gehabt. Es Hat lange die Aufforderungen Preußens 
zur Verſtändigung über eine gemeinfame Regelung ber Zollverhält- 
niffe beharrlich abgewiefen. Erft in Folge der Revolution des 
Jahres 1848 kamen Staatömänner wie Fürft Schwarzenberg und 
von Bruck and Ruder, welche die politifche Wichtigkeit der Zoll 
frage richtig erfannt haben. | 

Als Preußen im Jahr 1849 an die Spike eines deutichen 
Bundesſtaates treten zu wollen fehlen und es fih in Wien darum 
handelte, Mittel zu finden, durch welche man jened Projekt fcheis 
tern machen Eönnte, warf man Vorſchläge zur Anbahnung einer 
deutfh-öfterreihifchen Zolleinigung dazwiſchen. Zuerſt jener Ar⸗ 
tifel in der Wiener Zeitung vom 26. Oftober 1849, worin ber 
zuerfi von Duckwiz ausgefprochene Gedanke eined Handels⸗ und 
Zollbundes zwifchen Deutfchland und Defterreich von öſterreichiſchem 
Standpunkt nen aufgenommen wurde. Es war darin eine flufens - 
weife auf 4 Perioden vertheilte Annäherung ber beiberfeitigen 
Bolltarife vorgefchlagen, die in einer völligen Zoll- und Handels⸗ 
einigung enden follte. Ihm folgte eine ausführliche Denkſchrift 
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des Hanbeldminifterd von Brud vom 30. Dezember 1849, worin 
die Grundzüge einer gänzlichen Reform des öfterreichiichen Zoll⸗ 
weſens im Sinn eined nationalen Schutzzollſyſtems und einer 
darauf gegründeten Zolleinigung Defterreihd und Deutſchlands 
niedergelegt waren. ine allgemeine von Deflerreih und den ver⸗ 
fchiedenen deutſchen Handelsgruppen befchidte Gonferenz follte bie 
Normen feftfeßen und, übervieß alle thunlihen Erleichterungen im 
Grenzverkehr einleiten, die Fluß⸗ und Seefhiffahrt nach überein» 
flimmenden Grundſätzen regeln, die Grundfäge einer gemeinfamen 
Handels⸗ und Schiffahrtöpolitif, einer gemeinfamen commerziellen 
Vertretung im Ausland, eined gemeinſchaftlichen Abſchluſſes von 
Handelöverträgen feftfegen, eine Bereinbarung in Bezug auf Boft-, 
Eifenbahn» und Telegraphenwefen, Handelsſtraßen, Dampfichiff- 
fahrtölinien einleiten. Die Leitung und Vollziehung des ganzen 
Zolleinigungswerkes ſollte in die Hände einer als deutſches Cen⸗ 
tralorgan beftellten Bundeskommiſſion gelegt werben. Gine neue 
Denkichrift vom 30. Mai 1850 verbindet geradezu den politijchen 
Geſichtspunkt mit den national-ölonomifchen ; fie erfennt dad Stre⸗ 
ben ber deutſchen Nation nach engerer Verbindung ihrer Glieder 
als ein berehtigted an und fpriht die Hoffnung aus, daß bie 
politiihe Form gefunden werden könne, in welcher die Hiftorifch 
berechtigte Vielheit und die nothmwendige Einheit wirffam zufammen- 
gehen könnten, ohne daß ben einzelnen Gliedern ein Opfer zuge- 
muthet werden müßte, welches das Ganze nicht erheiſchte. Als der 


wichtigfte Schritt zur politifchen Einigung Deutſchlands wird fofort 


die Öfterreichifch -deutfche Zolleinigung bezeichnet und um zu biefer 
in Bälde zu gelangen, die früher beliebten Vorſtufen überfprungen, 
und fogleih ein Gefeßesentwurf einer vollftündigen Zoll⸗ und 
Handelöverfaffung vorgelegt. ine. im Allgemeinen vorausgefeßte 
Bundeögewalt fol in Gemeinfchaft mit einem großen durch ſach⸗ 
verftändige Kommiffionen verftärkten Buandesrath für das Bundes 
gebiet die Zollgefeßgebung regeln, die Verwaltung überwachen und 
die Sandelöpolitif des Bundes nach den früher angebeuteten Ideen 
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und Vorſchlaägen in weiteflem Umfang vertreten. Die politifche 
Tendenz diefer Vorſchläge wird keineswegs verhehlt, jondern offen 
erklärt, daß ein deutſcher politifcher Verein in unferer Zeit zum 
Zollverein werden müfle und umgefehrt, fonft bliebe das eine wie 
dad andere eine Unwahrheit und Täuſchung. Es ſchien, als ob 
die Einigung Deutfhlandd zu einem nah Innen Träftigen und 
nah Außen mächtigen Ganzen die wichtigfle Angelegenheit ver 
Öfterreihifchen Politik werden folle. Als Preußen bei einer bald 
naher gehaltenen Zollvereinsfonferenz in Kaffel diefer öſterreichi⸗ 
fhen Projekte nicht erwähnte, Außerte der öfterreichifhe Minifter, 
ziemlich gleichzeitig mit dem Bregenzer Bünbniß, in einer Note 
an ben Öfterreichiichen Gefandten in Berlin in gereiztem Tone fein 
Bedauren darüber und Elagte, daß der Gedanke an Deutfchlands 
Macht und Wohl alle Anziehungskraft für die deutſchen Fürften 
und Völker verloren habe. 

Die öſterreichiſchen Vorſchläge Eonnten jedoch Fein rechtes 
Vertrauen erweden. Sie wurden bei den Dresdener Konferenzen 
wieder vorgebracht, Hatten aber auch Hier keinen anderen Erfolg, 
ale daß fie zur Herbeifhaffung „ fchäßbaren Materials * Veran⸗ 
laſſung gaben. Auf dem wieberhergeftellten Bundestag Fam man, 
fo günftig dort die Stimmung für Oefterreih auch war, noch 
nicht Dazu, ernftlih darüber zu verhandeln, was freilich auch zum 
heil darin feinen Grund hatte, daß die Projekte nicht ganz Elar 
vorlagen und in Wien felbft noch nicht recht zur Neife gediehen waren. 

Indeſſen gelang es Preußen für feinen Zollverein eine wich— 
tige Erwerbung zu machen durch den glüdlich abgefehloffenen Ver⸗ 
trag vom 7. September 1851, woburd der. fogenannte Steuer 
verein, zunächft Hannover und Oldenburg, gegen das Zugeftändniß 
eines Praecipuums aus den gemeinfhaftlihen"Zolleinnahmen wegen 
der ermweislichen Mehrkonfumtion jener nördlichen Küftenländer an 
Kolonialmaaren und Wein, dem Sollverein beitraten. Der fo 
wichtige Anfchluß Bremens und Hamburgs war damit wenigfiend 


angebahnt und ſchon jeßt dem biäher nur binnenländiſchen Verein 
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der Zugang zur Nordfee eröffnet. Da Preußen biefen Vertrag ohne 
Betheiltgung feiner Mitverbündeten abgeſchloſſen Hatte, wozu es 
Übrigens nach der Lage der Dinge feine guten Gründe hatte, fo 
fündigte e8 den beftehenden Derein, nit um ihn aufzulöfen, fon 
bern ihn auf den nun nöthig gewordenen veränderten Grundlagen 
neu zu Eonftituiren. Dieß wurde nun von Oekſterreich und den 
ihm anbängenden Staaten als DBeranlaffung gebraucht, Preußen 
die Abſicht unterzufehieben, als wolle e8 den beflehenden Zollverein 
auflöfen und einen neuen norddeutſchen, dem Freihandel fich zunei⸗ 
genden Verein gründen, und ihm ber Vorwurf gemacht, daß es bie 
nationale Schöpfung zerftören, einer allgemein beutfchen Zolleini⸗ 
gung entgegentreten wolle. Preußen aber, weit entfernt, dieß zu 
wollen, lud vielmehr feine älteren Zolloerbündeten mit den neuen 
zum Abſchluß eines neuen Vertrags auf erweiterter Grundlage 
nah Berlin ein. Gleichzeitig verdffentlichte Defterreich einen neuen 
Zolltarif, der fich dem des Zollvereins fehr annäherte, fammt einem 
Entwurf zu einer großen öſterreichiſch-deutſchen Zol- und Handel 
einigung und richtete an alle Mitglieder des deutſchen Bundes eine 
Einladung, behufs einer am 2. Januar 1852 zu eröffnenden vor- 
läufigen Berathung über diefe Verträge Bevollmächtigte nach Wien 
zu fenden. Preußen lehnte die Theilnahme an den Wiener Kon- 
ferenzen ab, mit der Zufage jedoch, nach erfolgter Wieverherftellung 
bed Zollvereind über gegenfeitige Handels⸗ und Zollannäherungen 
mit Defterreih in Berathung treten zu wollen. Die thüringifchen 
Megierungen fehloffen fich dieſer Erklärung an, Mecklenburg und 
Holſtein lehnten einfach ab, bie übrigen deutſchen Bundesſtaaten 
ſandten ihre Bevollmächtigten nach Wien. 

Wir können hier nicht auf den merkantilen und ſinanziellen 
Inhalt der Wiener Vorlagen, auf die Differenzen der Tarife und 
den darin hervortretenden Gegenſatz von Schutzzollſyſtem und An⸗ 
näherungen an den Freihandel eingehen, ſondern beſchränken uns 
darauf, die politiſch wichtigen Punkte auszuheben. Es find fol- 
gende: 1) Der zu errichtende Vertrag ſoll zwiſchen Oeſterreich und 
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Preußen als den Mepräfentanten der beiderfeitigen Zollgruppen 
auf 12 Jahre abgefchloffen werben und mit dem Jahre 1859 in 
Wirkfamkelt treten. 2) An die Spike der Leitung der gemein 
famen Angelegenheiten fol eine Kommiſſton geftellt werben, die 
in Frankfurt am Main ihren Si hat. 3) Neben dieſer Kom⸗ 
miffton fol als controlirende und entfcheibende Inſtanz eine jährlich 
in Frankfurt zufammentretende Generalverfammlung aller Vereins⸗ 
ftaaten ftehen, welche über organiſche Bragen des Fünftigen Zoll 
vereind mit Stimmeneinhelligkeit entfcheibet. 4) Wird die Vertretung 
der deutfch » öſterreichiſchen Handeldunion im Auslande nicht einer 
Gentralbehörde übertragen, fondern an Deflerreich, Preußen und 
die Hanfeftädte geknüpft. 5) Sol einer finanziellen Abhängigkeit 
Preußens von der Zollunion oder Defterreih dadurch vorgebeugt 
werden, daß die Zolleinfünfte nicht in eine Gentralfafje fließen, 
fondern die bisherige Einrichtung des Zollvereins beibehalten 
wird. Um die Nachtheile abzufchneiden, die eine Vertheilung ver 
Zolleinkünfte nach dem Bevölkerungsmaßſtabe für die deutſchen 
Zollvereinsſtaaten haben müßte, bot Defterreih an, daß die reinen 
Einkünfte unter die beiden Zolfgruppen nach dem Maß der Quote 
getheilt werden follen, welche fih für jeden Theil am Schluffe 
des Jahres 1858 ergeben haben würde, wenn der Verkehr unter 
den beiden Zollgruppen venfelben Ein⸗, Aus⸗ und Durchgangs⸗ 
zöllen unterworfen gewefen wäre, wie der Verkehr mit dem 
Ausland. | 

Durch dieſe öſterreichiſch-deutſche Zoll⸗ und Handelseinigung 
follten 70 Millionen Menſchen, fat ein Drittheil des nichteruffifchen 
Europa's volfämtethfehaftlih zu einem Ganzen vereinigt werben; 
ein freier Verkehr mit Befeitigung aller Schranken, die dem Aus- 
taufh ihrer Erzeugniffe entgegenftehen, follte eröffnet werben. 
Wirklich ein großartiger Gedanke, auf den fih auch Oeflerreih 
viel zu Gute thut. Die öſterreichiſche Prefie pries mit großen 
Worten das ungeheuere Gefchent an, das Deflerreich dem übrigen 


Deutſchland entgegenbringe, Indem es feiner Induſtrie und Pros 
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duftion in feinen unermeßlichen Landesſtrecken einen Markt eroͤffne 
und überdies noch die Abſatzwege nach dem Orient vermittle. 
Aber der Werth diefed großen Marktes muß bedeutend geringer 
eriheinen, wenn man In Erwägung zieht, daß bei der niederen 
Gulturftufe eines großen Theils der Bewohner der öfterreichifchen 
Monarchie die KRonfumtion der beutfchen Inbuftrieprobufte nur 
gering fein Eanı. Und mas bie Vermittlung des Handels mit 
dem Orient durch Defterreich betrifft, fo können wir und nad 
den bisherigen Erfahrungen wohl auch Feine großen Hoffnungen 
darauf machen. Dagegen muß ed Defterreih von großem Werth 
fein, daß der Neichthum feiner Produktionsfähigkeit zur vollen 
Entfaltung komme, was nur dann möglich iſt, wenn es in Deutſch⸗ 
land feinen Abfab finden kann. So tft eine Frage, daß es für 
Ungarn und die übrigen weinbauenden öſterreichiſchen Kronländer 
ein großer Gewinn wäre, wenn fle ihre trefflihen Weine, deren 
Erzeugung im Fall des Bepürfniffes großer Ausdehnung fähig ifl, 
nah Deutſchland abfegen Tönnten. Wenn auch eine Uebergangs⸗ 
abgabe von 3 XIhalern für den Centner Wein dem Schaben, 
der aus der Concurrenz der öſterreichiſchen Weine mit denen 
des ſüdweſtlichen Deutſchlands für die Weinpropucenten erwachſen 
würde, für den Augenbli einigermaßen vorbeugen würde, fo 
fragt es ſich Doch fehr, ob nicht allmählich die öſterreichiſchen 
Weine einen großen Theil der ſüddeutſchen aus dem Der 
brauch und Kandel verbrängen und viele Taufende fleißige Wein 
bauer vollends um den ohnehin bebrohten Abſatz ihrer Produkte 
bringen würde. Ueberhaupt würde die Cinfuhr öfterreichifcher 
Bobenerzeugniffe zwar ben Confumenten des Zollvereins wohl 
feilere Lebensmittel verfchaffen, aber den Landwirthen und Bauern 
des ſüdweſtlichen Deutfchlands manchen Verluſt bringen, der dur 
Veränderungen des Anbaued nicht fogleih ausgeglichen werben, 
und manchen verfehuldeten Landmann vollends ruiniren Tönnte. 
Auch fonft gibt e8 manche Beziehungen, in welchen ein freier Ver⸗ 
kehr zwilchen Oeſterreich und Deutſchland für letzteres minder 
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vortheilhaft und jedenfalls mit augenblicklichen, vielleicht erſt nach 
mehreren Generationen zu überwindenden Uebelſtänden verknüpft iſt. 

Zwei dem Kaiſerſtaat eigenthümliche Verhältniſſe find es 
beſonders, die einem lebhaften und freien Verkehr mit Deutſchland 
hemmend entgegentreten, nämlich das öſterreichiſche Papiergeld und 
das Tabaksregal. Wenn man auch die bedenklichen Finanzver⸗ 
hältniſſe des öſterreichiſchen Staates an und für ſich nicht als 
Hinderniß des freien Handelsverkehrs geltend machen kann, ſo wirkt 
doch der Umſtand, daß in Oeſterreich ein im Werth geſunkenes 
Papiergeld das Hauptmittel der Zahlung bildet, immerhin hem⸗ 
mend. Einerſeits kann, wenn der Verkäufer in Deutſchland, um 
ſich vor Verluſten zu fichern, Silbergeld als Bezahlung fordert, 
der öſterreichiſche Kaufmann oft in den Fall kommen, dieſes nicht 
in der nöthigen Menge aufzutreiben und deßhalb ſich veranlaßt ſehen 
weniger einzukaufen. Nimmt aber der deutſche Kaufmann öſter⸗ 
reichiſches Papiergeld, ſo iſt er der Gefahr ausgeſetzt, dieſes plötz⸗ 
lich ganz entwerthet zu ſehen. Was ſodann das Tabaksregal 
betrifft, ſo will dieſes Oeſterreich offenbar ſelbſt für den Fall einer 
Zolleinigung nicht aufgeben, und muß dann deßhalb allerhand 
Beſchräͤnkungen und Ausnahmen, Grenzunterſuchungen, beſchwer⸗ 
liche Foͤrmlichkeiten u. dgl. feſthalten, welche die Wohlthat des 
freien Handels theilweiſe wieder aufheben. 

Ferner liegt eine Schwierigkeit in der Vertheilung der Zoll⸗ 
einkuͤnfte. Soll, wie vorgeſchlagen iſt, dieſe Vertheilung nach dem 
bis zu dem Jahr 1858 eingetretenen Ergebniß normirt werben, fo kön⸗ 
nen bei fleigender Conſumtion die Einfünfte für Deutſchland nur in 
dem Maße wachlen, als fie auch in Defterreich zunehmen, und die 
deutſchen BZollvereinsitanten wären dann auch hier wieder durch Die 
Entwicklung öfterreichtfchen Eulturlebens finanziell gebunden. 

Sp würde alfo der freie Verkehr mit Defterreich, deſſen 
Bortheile übrigens keineswegs geläugnet werden follen, in keinem 
Fall ein fo unbebingter Gewinn fein, daß man ihn felbft mit 
politiſchen Nachtheilen erfaufen müßte. Diefe politifchen Nach⸗ 
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theile wären aber, vom nationalen Standpunkt aus die Sache 


betrachtet, unftreitig vorhanden. Es Handelt fi babe nicht 
allein von dem Intereffe Preußens, fondern von dem Deutich- 
lands. Preußen müßte unfehlbar aus feiner deutſchen Gtel- 
lung verbrängt werben, und eine Art Hegemonie über Deutſchland 
an Defterreih fallen, um fo mehr, ald die Mehrzahl ver 
deutſchen Megierungen fich biefem zuneigt, weil fie bei dem 
Kaiſerſtaat größere Gewähr ihrer Selbfländigfelt und vollen 
Souveränität zu finden glauben, als bei Preußen, worin fie 
fih aber am Ende doch täufhen könnten. Würden die Staa 
ten von 1 — 2 Millionen bei Eräftigem Ausbau des öſterreichiſch⸗ 
deutſchen Handelsbundes von 70 Millionen auf Beachtung ihrer 
Interefien und Wahrung ihrer Selbfländigkeit rechnen dürfen ? 
Würde nicht das politifhe Gewicht Oeſterreichs um ein Bedeu⸗ 
tendes verflärft werden, wenn ed neben dem Präſidium des 
Bundestags auch die Leitung der Zollangelegenbeiten in feine Hand 
bekäme Wuͤrde fih dann die Selbfländigfeit der Mittelſtaaten 
nur einigermaßen erhalten laſſen? 

Aber wäre ed denn ein fo großes Unglüd, wenn Deutſch⸗ 
Yand dafür in dem Fräftigen Kaiferflaat ein Haupt befäme und 
fo die Idee der flantlihen Einheit wenigftend annähernd realiftrt 
würde? Ia für die deutfch» nationale Idee allerdings, Denn dieſe 
kann unter öſterreichiſcher Hegemonie nimmermehr zu ihrem Mechte 
fommen. Man Tann e8 der öfterreichifchen Regierung gar nicht 
zumuthen, eine deutjch - nationale Politik zu verfolgen. Defterreich, 
das feinen Schwerpunft in Ungarn und der flavifhen Benölferung, 
und in dem Drang feiner Völker nach nationaler Selbfländigfeit 
feinen gefährlichſten Feind Hat, darf Nationalitätöbeftrebungen nicht 
auffommen lafjen, darf die Deutfhen nicht vor den Magyaren, 
Slaven und Italienern begünftigen. Diefe Alle würden es ber 
Megierung in Wien wenig gebankt haben, wenn fie fich in neuerer 
Zeit zur Vorkämpferin deutſcher Nationalität aufgeworfen hätte. 

Die nationale Geflaltung Deutfchlands fordert Volksver⸗ 
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tretung in irgend einer Form, wenn auch nicht gerade in der des 
gegenwärtigen Conſtitutionalismus. Eine conſtitutionelle Ver⸗ 
faſſung auf Oeſterreich angewendet würde aber die Auflöſung der 
Monarchie herbeiführen. Dies hat die öſterreichiſche Regierung 
erkannt und deßhalb die im Drang der Verhältniſſe am 4. März 
1849 gegebene Verfaſſung in richtigem Verſtändniß deſſen, was 
der Geſammtmonarchie frommt, wieder aufgehoben. Oeſterreich 
kann die Centraliſirung, deren es bedarf, nur feſthalten durch ein 
bureaukratiſches und militäriſches Regiment. Das Heer iſt ſein 
Einheitspunkt, in welchem alle die verſchiedenen Völkerſchaften 
untergehen und ſich als Oeſterreicher fühlen. 

Dieſes Oeſterreich würde mithin ſchlecht für eine nationale 
Führung Deutſchlands taugen. Auch in volkswirthſchaftlicher Be⸗ 
ziehung find die Intereſſen verſchieden, nicht in allen Tann Deutſch⸗ 
land mit ihm zufammengehen. Sp großartig auch der Gedanke 
jenes Handelskörpers von 70 Millionen ift, fo darf man fih von 
ihm nicht blenden laſſen. Dagegen wird man vielleicht einwerfen, 
auf eine öfterreichifche Hegemonie ift es ja Eeineswegs abgefehen, 
fondern es fol mit Hülfe Defterreich8 zwilchen dem Dualismus 
‚von DOefterreih und Preußen eine dritte Macht, die ber vereinig- 
ten deutſchen Mittelſtaaten gebilpet werben, denen im Sal eines 
Konflikte der Interefien zwiſchen Defterreih und Preußen bie 
Entſcheidung zufallen müßte, wobei dann die Mittelftaaten in der 
glücklichen Stellung wären, die Entfcheidung im wahren Interefie 
Deutſchlands lenken und die Bertreter der Nationalitäl und Frei⸗ 
heit fein zu können. Ob fie aber diefe Rolle wirklich durchführen 
würden und Fönnten, ob ihre Wirkſamkeit fich nicht Darauf be⸗ 
fehränfte, zu verhindern, daß weder Defterreih noch Preußen etwas 
Großartiges, dem Ganzen Heilfames, zu Stande brächten, ob fie nicht 
im Fall des Einverfländnifjes von Defterreich und Preußen gegen beide 
mit Frankreich gemeinſame Sache machen würden, wer Eönnte nach 
allen biöherigen Erfahrungen diefe Beforgnig unterbrüden. Wer 
Eönnte in diefer Dreitheilung Heil für die nationale Einheit erblicken ? 
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Kehren wir nach dieſer theoretifchen Abſchweifung zur Ge- 
fehichte der Verhandlungen über diefen neuen Zollverband, zunächſt 
zur Wiener Konferenz zurüd. Dort erklärten Baiern, Sachſen, 
Würtemberg, beide Heflen und Naffau, fie feien geneigt, einem 
Handels⸗ und Zollvertrage, nicht aber einer vollftändigen Eini⸗ 
gung in dem von Oeſterreich vorgefchlagenen Umfange und 
Bufammenbange, nah Maßgabe der in Wien revibirten Ent⸗ 
würfe beitreten und für den Abſchluß dieſer Verträge bei 
den anderen Bollvereindregierungen ſich verwenden zu mollen, 
jedenfalls aber dahin zu wirken, daß unter Zugrundelegung dieſer 
Entwürfe über einen Zolleinigungdvertrag zwiſchen Defterreih und 
Preußen verhandelt werbe, und daß dieſe Verträge gleichzeitig mit 
denen über die Umgeſtaltung und Erneuerung des Zollvereind zu 
Stande kommen. 

Auf einer fpateren Zufammenkunft in Darmftabt verpflichteten 
fih obengenannte Staaten noch beftimmter über die von ihnen 
gegenüber von Preußen einzuhaltende Politif, und verabrebeten bei 
dem Zollfongreß in Berlin darauf zu dringen, daß man mit Oefter- 
reich verhandle, und ehe dies gefchehen, die Verhandlungen wegen 
Erneuerung des Zollvereins nicht zum Abſchluß bringe. In einer 
zweiten Webereinfunft, welcher Baben nicht beitrat, verpflichteten 
fie fih, nur unter allfeitiger Einwilligung und Zuflimmung mit 
irgend welchen anderen Staaten einen Zolleinigungsvertrag abzu⸗ 
fließen, und im Fall nicht unter allfeitiger Zuftimmung eine 
Öfterreichifch »deutfche Zolleinigung zu Stande komme, bie biäheri- 
gen Verträge für die Mitglieder der Coalition zum Vollzug zu 
bringen, d. 5. aus dem preußifchen Zollverein auszutreten und 
einen befonderen zu bilden. In einer dritten Convention, eben- 
falls ohne Zutritt Badens, verpflichteten fich Baiern, Sachfen, 
Würtemberg, die beiden Heffen und Naffau, mit Defterreich barüber 
Berhandlungen zu pflegen, daß es ihnen die Garantie ihrer bis⸗ 
herigen Zolleinfünfte gewähre, und gaben zugleih an Oeſterreich 
die Zufage, in feinem Sal vor dem 1. Januar 1853 über die 
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Erneuerung des Zollvereins. mit Preußen abzufchließen, wenn bie 
dahin Feine Verfländigung zmifchen Defterreih und den übrigen 
Zollvereinsftaaten zu Stande gekommen fein würde, Baiern, das 
von einer Zolleinigung mit Defterreih in materieller Beziehung 
am meiften zu hoffen und im Fall einer Trennung von Preußen 
am wenigften zu fürchten bat, mar bei diefer Koalition am meiften 
intereffirt und berechnete, durch Bildung einer zwifchen Defterreich 
und Preußen ftehbenden Zollgruppe eine Art von Protektorat über 
bie verbündeten Mittelftaaten erringen und jene. politifche Trias des 
einftigen Münchener Projekts verwirklichen zu können. 

Obgleich Preußen von diefen Verabredungen Kenntniß Hatte, 
fo eröffnete e8 doch am 19, April 1852 die Zollfonferenz au 
mit den Darmftänter Verbündeten, von denen Baiern im Beginn 
der Verhandlungen an Preußen die offizielle Mittheilung von ven 
zwifchen ihnen beftehenden Verträgen machte. Defterreich war, wie 
es in der Natur der Sache lag, zu der Berliner Zollkonferenz, 
die ja nur die Erneuerung des alten Zollvereind zum Zweck Hatte, 
nicht eingeladen worden, und e8 wurde auch fortwährend feine 
Beiziehung von Preußen verweigert. Dagegen erklärte ſich letzteres 
wiederholt bereit, fogleih nach dem Abſchluß der Neconftituirung 
des Zollvereind mit Deflerreich über einen Handels⸗ und Zolls 
vertrag zu verhandeln, und die Differenz zwiſchen den Verbündeten 
und Preußen beftand eigentlih nur in der Frage, ob nad Er- 
neuerung des Zollvereind oder ſchon vorher über einen Zoll» und 
Handelövertrag mit Defterreih verhandelt werben follte. Die Ders 
Handlungen zwiſchen Preußen und den Coalitionsſtaaten aber zogen 
fih bis in den Herbſt des Jahres 1852 Hin. ohne zu einer 
Ginigung zu führen. 

Während einige der Conlitiondftaaten, wie Würtemberg und 
Baden, geneigt ſchienen, auf Seite Preußens zu treten und fo eine Ver⸗ 
mittlung und Erhaltung des Zollvereind anzubahnen, befland Baiern 
um fo mehr auf der Mebereinkunft und Oppofition gegen Preußen 
und mußte auch die übrigen Staaten bei der Goalition feftzuhalten. 
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Endlich fand fih die preußiſche Regierung genöthigt, die Linter- 
bandlungen mit ben Goalitiondflaaten abzubrechen, wie es tie 
Öffentlihe Meinung in Preußen als nothwendig für die preußifche 
Ehre längſt geforbert hatte. Der Zollverein, die einzige nationale 
Schöpfung, die aus ben Kämpfen der legten Iahre übrig geblieben 
war, ift damit gefprengt, Preußen Ifolirt und nun darauf angewiefen, 
den Verein mit Hannover und Oldenburg feflzubalten und mit den 
Hanfeftädten und Mecklenburg abzurunden, und damit wenigftend 
einen norbbeutfchen Zoll⸗ und Handelsbund zu geftalten, der ge 
deihlich entwickelt mit der Zeit auch das übrige Deutfchland anziehen 
könnte. Aber noch weit mehr find die Coalitionsſtaaten tfolirt, 
und es ift die Frage, ob ed ihnen gelingen wird, einen vortheil- 
haften Handels⸗ und Zollvertrag mit Defterreich zu fehließen, ver 
für den Verluſt der Verbindung mit Preußen genügenben Erfaß zu 
geben vermag. Eine Vereinigung mit Defterreich aber ohne Preußen 
wird ein plößliches Abbrechen der biäherigen Sandelöverbindungen 
mit Norddeutſchland zur Folge Haben und nöthigen, ganz neue 
Handelöwege aufzufuchen, was felbft im Falle erwünſchten Ge⸗ 
lingens, für die Uebergangszeit wenigſtens, für viele Fabrikanten 
große Verlufte, Stoden der Geſchäfte, ja gänzlicden Auin zur 
Folge haben könnte. Defterreich Hätte Doch feine Abfichten au 
nur halb erreicht, indem es zwar Preußen von der Leitung bed 
Zollvereins verdrängt, aber Norddeutſchland ſich entfrembet und 
jene große deutfh = Öfterreichifche Zoll» und Handelseinigung fehr 
erſchwert haben würde. 

Es iſt nun freilich zu erwarten, daß die allſeitige Unbefrie⸗ 
digung über kurz oder lang zu Anknüpfung neuer Verhandlungen, 
zu Wiederherſtellung des unentbehrlichen alten Zollvereins und 
ſchließlich ſogar zur projektirten Einigung deſſelben mit Oeſterreich 
führen wird. Je mehr dann Preußen in den Verhandlungen mit 
den Coalitionsſtaaten Feſtigkeit bewährt haben wird, deſto günſti⸗ 
ger dürfte ſeine Lage ſein, und es könnten für einzelne dieſer 
Staaten Fälle eintreten, die ſie nöthigen würden, Preußen mit 
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Nachgiebigkeit entgegenzufommen. Ob e8 aber Preußen je gelingen 
wird , den auf dem politifchen Gebiet gefcheiterten Unionsgebanfen 
auf dem Hanbelöpolitifchen Weg zu verwirklichen, erfheint nad 
dem VBorangegangenen fehr zweifelhaft und nur dann möglih, wenn 
ein Anftoß äußerer Ereigniffe, wenn .europäifhe Verwicklungen 
förbernd eingreifen. Jedenfalls ift e8 aber die Aufgabe Preußens, 
dahin zu wirfen, daß der nun zu geflaltende Zoll⸗ und Handels⸗ 
bund mit, nationalen Einrichtungen umgeben wird, daß die wirk⸗ 
lichen Intereffen der einzelnen Vereinsſtaaten fowie der verſchiedenen 
Handelö » und Gewerbszweige nichf nur durch Staatömänner, fon- 
bern auch durch Techniker vertreten und fo ein fländiges Gentral- 
Drgan gefehaffen wird, das dad Vertrauen bed Volkes für fi 
hat und die deutfihe Handelspolitik mit Kraft und Sicherheit Teiten 
fann. Solche Reformen, welche den materiellen Interefien von 
ganz Deutſchland Befriedigung gewähren, müßten alle Berftändigen 
für fi gewinnen, die Macht dynaftifcher und particulariftifcher 
Abneigungen der Mittelftaaten, felbft den Widerſtand Defterreihs 
brechen. Dann müßte auch dad Verhältniß Deutfchlands zu Oeſter⸗ 
reich Elar und entſchieden und diejenige Verbindung mit dem⸗ 
jelben möglich werben, melde fowohl in merfantiler, als in 
politifher Hinficht dem wahren Vortheil und den eigenthümlichen 
Bebürfnifien Deutſchlands entſpricht. Ob diefe Wege eingefchlagen 
werben, darüber laffen ſich natürlich nur Wünſche und Vermuthungen 
ausſprechen. 

So wichtig die Einigung Deutſchlands in materiellen Dingen 
tft, fo kann ſie doch nicht allein die nationale Selbſtändigkeit be⸗ 
gründen. Die Sauptfache muß auf dem geiftligen Leben ber Nation 
beruhen. Dur dieſes ift biöher unter aller politiichen Zerfplit- 
terung und Unmadt, eine Grundbedingung der Einheit und 
Macht der Nation gewahrt worden und in ihm Tiegt auch für 
die Zukunft ein unvertilgbarer Keim politifher Einheit. Wenn 
auch in manchen Gebieten des geiftigen Lebens das nationale 
Element noch nicht zu einer felbfkändigen Vertretung gekommen ift, 
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wenn wir auch noch Feine nationale Kunft in vollem Ymfang, 
feine deutſche Nationalkirche haben, fo iſt doch in allen bie 
fen Zweigen der geiftligen Iihätigfeit ein vertvandtes Streben, 
dad und wefentlih von anderen Nationen untericheidet, wir 
haben cine Einheit der deutſchen Wilfenfchaft und Literatur, die 
alle Berfchiedenheit der Stämme und Staaten überwindet. Und 
in den Gebieten der Wiſſenſchaft, melche in näherer Beziehung zu 
den nationalen Angelegenheiten fiehen, wie in Sprachforſchung, Ge 
ſchichte, Rechts⸗ und Staatslehre iſt der Einheitsgedanke als eine 
ſich von felöft verfichende Vorausfegung mehr als je heimifch ge- 
worden, die Berechtigung zu nationaler Selbſtändigkeit ift allgemein 
anerkannt und ſelbſt partikulariſtiſche Beftrebungen fehen ſich genöthigt, 
fich mit den Cinheitöforberungen auseinanderzuſetzen. Mit befon- 
berer Vorliebe wird deutſche Sprach⸗ und Geſchichtsforſchung ge⸗ 
pflegt, und das deutſche Recht ausgebildet. Alljährlich finden ſich 
die Männer deutfcher Wiſſenſchaft zu Verſammlungen ein, bei denen 
außer der Fachwiſſenſchaft auch Hin und wieder nationale Ange- 
legenheiten zum Worte Tommen und jedenfalls gebildete Deänner 
aus allen Gauen Deutfchlands ihre Ideen außtaufhen. Auch auf 
bem Gebiet des religiöfen Lebens finden wir Spuren von CEinheits⸗ 
beftrebungen und wenn gleich gerade hier das nationale mehr zurüd- 
tritt, fo iſt doch wieber das eigenihümlich deutſch, Daß das religiöfe 
Element in der geiftigen Bewegung des Volkes eine fo große 
Nolle fpielt. 

Ein Haupthinderniß der politifhen Einigung Deutfchlands iſt 
freilich Die religiös »Firchliche Spaltung. Diefe befteht einmal und 
wir dürfen uns Feine Täufchung darüber machen, daß es nie mög 
lich fein wird, dieſen Zmiefpalt zu verfühnen. Er läßt fich weder 
durch philofophifche Vermittlungsverfuche noch durch ſtaatliche Maß⸗ 
regeln aufheben ; er beruht nicht allein auf der allgemein menſch⸗ 
lichen Verſchiedenheit des ſubjektiven Bebürfniffes, ſondern auch auf 
biftorifhen Erinnerungen und Stammeseigenthümlichfeit. Aber je 
mehr ſich das Staatöleben entwidelt und befeftigt, je mehr es 
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einen nationalen Charakter annimmt, deſto mehr wird der religtöfe 
Gegenſatz überwunden werben und zu einer untergeorbneten Bes 
deutung herabfinken. Verſchwinden wird er freilich nie, aber wir 
fönnen nicht einmal im Interefie der Nationalität wünfchen, daß 
die Gegenfähe durch eine philsiophifche Geſtalt der Religion, durch 
Bleihgiltigkeit gegen das Poſitive abgeſchwächt werben; benn eine 
lebendige pofitive Religiofttät ift ein unentbehrliches Element eines 
gefunden Volks⸗ und Stantölebend. Aber das Finnen wir uns 
andererſeits nicht verheblen, daß bei den neueren Beftrebungen das 
religiöfe Leben zu weden und zu Eräftigen, antinationale Kräfte 
in Bewegung gejeßt werben. Beſonders ift dies in der Fatholifchen 
Kirche der Tal. Dad Ringen der katholiſchen Kirche nach Selb- 
fländigfeit und Emancipation vom Staat iſt auch eine Emanci⸗ 
pation von der Nationalität, die Bevormundung des Volkes, das 
Anklammern an, die über dem flaatlihen Verband ſtehende ein⸗ 
heitliche Spite der römiſchen Kirchengewalt, der neu belebte Gin» 
fluß der Iefuiten, die immer fehroffere Stellung zur proteftantifchen 
Kirche, Alles dieß find Thatfachen, die in nationaler Beziehung 
nur werberblich wirken. Die Berfammlungen der deutfchen Biſchöfe, 
bie feit einigen Iahren gehalten werden, Fönnten unter gewiſſen 
Vorausſetzungen einmal zu einer deutfchen Kirche führen; aber dieſe 
Borausfegungen treffen leider nicht zu, indem in jenen bifchöflichen Kreis 
fen keineswegs das Trachten nach größerer Selbftändigfeit gegenüber 
von Rom, fondern immer engeres Anfchliegen an Rom das Pa⸗ 
nier ift, um das fie fih fammeln. Dagegen ift in ven Verſamm⸗ 
lungen ber proteftantifchen Kirchenmänner für Gründung eines 
deutſchen evangelifchen Kirchenbundes, die feit dem Jahr 1848 
alljänrlich gehalten werden, und den Derfammlungen für innere 
Miſſion, die fih daran anfchließen, unverkennbar ein nationales 
Element; fie dienen dazu, das proteftantifche Deutfchland zu einigen 
und bie zerflreuten Kräfte auf ein Ziel zu Ienken; ſie führen, wie 
die Gelebrtenverfammlungen, gebildete Männer aus allen Theilen 
Deutfchlands zu gegenfeitigem Gedankenaustauſch zuſammen. Aber 
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freilich kommt auch hier zu Tage, wie ſchwer es iſt, die Deutfchen 
in den wichtigften Angelegenheiten unter einen Hut zu bringen, 
Während der urfprüngliche Zwed war, die poſitiv Gläubigen ber 
proteftantiichen Kirche zu einem beutfchen Kirchenbund zu vereinen, 
treten gleichzeitig die trennenden confefflonellen Unterſchiede in den 
Vordergrund. Anftatt das Bofitive in der inneren Lebendigkeit 
des Glaubens zu finden, durch welche Luther bei feinem erften 
Auftreten den Grund der evangelifchen Kirche neu gelegt Hat, ſucht 
man, irre geführt durch die Erinnerung an die Gefahr, von: einer 
negativen Philofophie den Grund des Glaubens erſchüttert zu fehen, 
bie pofitive Grundlage in den einzelnen Lehrbeſtimmungen, klam⸗ 
mert fich an den papiernen Pabft der fombolifhen Bücher an und 
verirrt ſich wieber in die veruneinigende proteſtantiſche Polemik 
und Scholaftit des fpäteren Ruthertfums und der reformatorifchen 
Nachzügler. Da erheben ſich die jogenannten Ultlutheraner, verlangen 
Aufhebung der Union und kündigen den Neformirten die Gemein» 
ſchaft der Saframente auf; felbft unter den fogenannten pietiſtiſchen 
Kreifen, welche die Pfleger eines lebendigen praktiſchen Chriften- 
thums waren, reißt das Streiten über einzelne Lehrſätze ein. 
Seitdem die Polemif gegen die ungläubigen Philoſophen durch das 
Berfommen der Philofophie ihren Stoff verloren hat, erwacht nun 
der Streit innerhalb der Tirchlichen Lehre. Auch in anderer Beziehung 
bat man die Spur des gefunden Chriftenthums der Neformationgzeit 
verloren. Anſtatt den Zufammenhang der religiös » Tiechlichen Ideen 
mit den politifchen und nationalen wieder aufzunehmen, der in ben 
erften Zeiten, als Luther auftrat, befanden und die Geiſter be 
wegt hat, ftellt man jebt den Grundfaß auf, ber Chriſt bürfe 
fih um das Politifche nicht befümmern, fondern müſſe ſich auf 
die reine Innerlichkeit des Glaubens, auf die Wirkſamkeit im 
Privatleben zurüdziehen; Andere glauben gar in mißverflandener 
Pflicht des Gehorſams gegen die Obrigkeit jeder auch noch fo 
verkehrten antinationalen Politik dienen zu müffen und laſſen 
fi zu Stügen derſelben brauchen. Dadurch wird leider bie 
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moralifche Kraft, die das Chriftenthum gibt, dem nationalen 
Staatsleben entfremdet oder für eine demſelben feinhfelige Richtung 
in Dienft genommen, während doch der wahren Beitimmung bed 
Ehriſtenthums gemäß daſſelbe auch auf dem Gebiet des Staatd- 
lebens feine erneuernde, heilende, exlöfende Wirkſamkeit bethätigen 
follte. Die durch den hriftlihen Glauben geftärkte fittlihe That⸗ 
kraft muß fih auch hinauswagen in das Öffentliche Leben und 
bier die Tugend der Selbftverläugnung, der Freiheit von Men⸗ 
fchenfurdt und die Handreichung der Liebe bemähren. 

Solche ins Leben tretende Frömmigkeit war überall vorhan⸗ 
den, wo die Staaten zu politifher Blüthe fich entfalteten und die 
Völker zu Macht und Ehre gelangten. Eine ſolche im politifchen 
Leben ſich bethätigende Chriftlichkeit war es, welche in den Puri⸗ 
tanern wirkte, deren Beharrlichkeit das Gelingen der englifchen 
evolution zu danken if, und welche den Grund zur Freiheit und 
Macht Nordamerika's gelegt haben. Dagegen werden alle drift- 
lichen Privattugenden, alle innere Miffton, alle Kirchenverſamm⸗ 
lungen dem Verderben nicht zu feuern vermögen, dad von einem 
füttlich verkehrten Staatöleben ausgeht, wenn man den politifchen 
ragen und Aufgaben feige aus dem Wege geht, und wenn 
die Menfchenfurdt, die Selbſtſucht und die Weichlichkeit fich 
heuchleriſch damit entſchuldigt, daß der Chriſt fih mit der Welt- 
lichkeit der Politik nicht zu befafien habe. ine Srömmigfeit, 
welche die Pflichten des Bürgers vernachläßigt und kein⸗Herz hat für 
die Gefammtheit des Volkes, pflanzt nur fleiſchlichen Egoismus 
und führt zur Auflöfung des Staatslebens. ine politifche Wie⸗ 
dergeburt der deutfchen Nation wird aber nur dann möglich, wenn 
der Geift wahrer Frömmigkeit die Gemüther ſtark und unerſchrocken 
macht und zu einer Pflichterfüllung treibt, die nicht nur in Pri⸗ 
vatverhältniffen das Rechte thut, fondern auch im öffentlichen Leben 
ber Gemeinde und des Staates, in den höchſten wie in den nie 
derſten Kreifen, ohne Menſchenfurcht und ohne Selbftfucht für die 
Geſammtheit wirkt. 
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Das Ziel, nach welchem zu fireben jede Perfönlichkeit, wie 
auch jede Nation die fittlihe Aufgabe hat, ift harmoniſche Aus⸗ 
bildung der Kräfte, organifche Einheit des Lebens. Die ange- 
meflene Form aber, in melcher ein Volk feine Perjönlihkeit, feine 
Lebenseinheit verwirklicht, tft der Staat und zwar ein Staat, nit 
eine Vielheit von Staaten. Es iſt daher eine natürlihe, durch 
die Individualität eines Volkes bedingte Pflicht, nach diefer Einheit 
zu ringen, und die Berechtigung dazu verfteht fih fo von felbft, 
daß fie nicht erſt hiſtoriſch und naturrechtlich nachgemiefen zu 
werden braucht. 

Daß das deutſche Volk in Feiner feiner gefchichtlihen Ges 
ftaltungen dieſes Ziel noch erreicht hat, daß fo manche Verfuche dazu 
gejcheitert find, ift Fein Beweis gegen die Berechtigung des Strebens 
felöft, fondern nur ein Beweis, daß das Volk feine Entwicklung 
noch nicht vollendet hat. Die Anlage dazu, die geiftige Perfönlich- 
feit des deutſchen Volkes, hat fich in der Sprache und im Rechts⸗ 
leben immer gezeigt, und feit den älteften Zeiten deutſcher Geſchichte 
ift gerade in den inhaltsreichfien Wendepunkten deutſchen Lebens 
auch das Ringen nad nationaler und flaatlicher Einheit am mäch⸗ 
tigften hervorgetreten. Diefes Streben ift zwar durch die ebenfalls 
im deutſchen Nationalcharakter liegende Neigung zu Sonberbildung 
vielfach gekreuzt und zeitenmeife unterdrückt worden, aber es ift 
auch immer wieder aufs neue hervorgebrochen, und wird durch alle 
Anftrengungen einer partifulariftifchen und trennenden Politik nie 
ganz unterbrüdt werben Eönnen, fondern immer wieder feine An- 
fprüche geltend machen, fo lange e8 eine lebendige deutſche Sprache 
und eine deutfhe Nation gibt. Die Bewegungen der letzten 
Jahre haben den Gedanken der Einheit unter alle Schichten 
der Bevölkerung gebracht; ſelbſt das Mißlingen hat über die Wege 
zum Siele, über die zu überwindenden Hinderniffe, über die Art 
und Weife der zu erftrebenden Einheit klarer gemacht. Die bis⸗ 
herigen Erfahrungen dürfen und nicht entmutbigen, wohl aber 
können fie und Iehren, welche Zehler zu vermeiden find, wie fehr 
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ed Noth thut mit Befonnenheit und Ausdauer die Sache anzu⸗ 
greifen, die Kräfte auf Mögliches zu einigen, nicht aber an uns 
möglihen Aufgaben aufzureiben. Wann und in melder Form, 
ob in Monarchie oder Bundesflaat, die im Begriff des einen 
Volkes Tiegende ſtaatliche Einheit verwirklicht wird, dieß ruht im 
Schooße der Zukunft und wir enthalten und beflimmte Voraus⸗ 
fagungen und Vermuthungen darüber auszufprechen. Aber bie 
Ueberzeugung fteht uns, nad allen biöäherigen geſchichtlichen Er- 
gebniffen, und beſonders nach den Lehren der legten Vergangenheit 
feft, daß gefunde flaatlihe Zuſtände, eine dauernde Ordnung, 
welche im Stande wäre die Erhaltung geiftiger Güter zu ver- 
bürgen, in Deutfchland und Europa nie hergeftellt werben Eönnen, 
fo lange die deutfhe Nation ihr Ziel der flaatlihen Einheit nicht 
erreicht, den Begriff ihrer Perfönlichkeit nicht vollzogen Hat. Selbft 
die Einheit der materiellen Intereffen wird nicht in befriedigender 
Weiſe begründet werben Eönnen, fo lange die politifche Einheit fehlt. 
Eine Politif aber, welche diefem nationalen Einheitsſtreben feind- 
lich entgegentritt, ift Feine confervative, ſondern eine beftruftive; 
fie zerftört die geiftige Kraft des deutſchen Volkes und fammelt 
den Stoff zu Erſchütterungen, welche die ganze geiftige Bildung 
ber Gegenwart in Frage ftellen und mit ber Eriftenz der deutichen 
- Nation auch die Ruhe und Kultur Europa’3 vernichten Tönnen. 
Sol dieß traurige Ergebniß vermieden werben, fo iſt es nit 
genug, daß die Politif der großen und Eleinen Mächte nicht hem⸗ 
mend entgegentrete, fondern das beutfche Volk ſelbſt muß fi 
aufraffen, aus feiner Berfplitterung fi fammeln, Selbſtſucht 
und Kleinliähkeit abwerfen, die Parteien müfjen ſich verjühnen 
und einmüthig zur Erreichung des großen Zield zufammenwirken. 
Nur Eintracht, Thatkraft und nationale Gefinnung kann ſtaatliche 
Einheit fchaffen. 
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